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1. 



VORWORT. 



Die vorliegende Arbeit versucht, auf Grund der Acten- 
stücke, welche im Besitz der Königlichen Staatsregieruug sich 
befinden , die Entwicklung der staatskirchenrechtlichen Ver- 
hältnisse Bayerns vom Regierungsantritt des Kurfürsten Maxi- 
milian Joseph IV. bis zu demjenigen Zeitpunkt zu schildern, 
in welchem der Kampf zwischen Staat und Kirche durch die 
Erklärung von Tegernsee einen Abschluss gefunden hat. 

Die Erlaubniss zur Benützung und Veröffentlichung der 
entweder vollständig oder im Auszuge mitgetheilten Actenstücke 
wurde von der Königlichen Staatsregierung im November 1871 
ertheilt. Der grosse, kaum geahnte Umfang des Stoffes wird 
es entschuldigen, dass die Arbeit erst jetzt der Öffentlichkeit 
übergeben wird. 

München, den 12. October 1873. 



Der Verfasser, 
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EINLEITUNG. 



Das katholische Bayern bis zum Beginn des 

neunzehnten Jahrhunderts. 



Bis zum Beginn des neunzehnten Jahrhunderts war Bayern ein 
katholisches Land. ► 

Die katholische Kirche war von der weltlichen Gewalt mit allen 
Rechten der herrschenden Religion ausgestattet. Die anderen christ- 
lichen Bekenntnisse von den bayerischen Gebieten auszuschliessen 
gehörte zu den wichtigsten Aufgaben der landesherrlichen Gesetz- 
gebung und Verwaltung 1 ). 

Durch landesherrliche Verordnungen war den Akatholiken die Nieder- 
lassung,- der Gewerbebetrieb, die Verehelichung in den bayerischen Ge- 
bieten versagt. Bayerischen ünterthanen war der Aufenthalt an ketzerischen 
auswärtigen Orten verboten; in confessionell gemischten Städten, wie 
Augsburg, Regensburg, Kaufbeuern, Memmingen, Nördlingen, Dinkels- 
bühl, war das religiöse Verhalten derselben der regelmässigen Ueber- 
wachung bayerischer Agenten und benachbarter Beamten unterstellt. 

Der Verbreitung akatholischer Schriften war eine schwer durch- 
brechbare Schranke gezogen 2 ). Wenige Jahre nach dem Auftreten 
Luthers ist die Büchercensur in Bayern eingeführt und fortan vor- 
zugsweise zur Abwehr akatholischer Werke verwendet worden. Wie 
im Lande selbst ohne die Erlaubniss der landesherrlichen Behörden 

1) Vergl.die Zusammenstellung von Max Freiherrn von Freyberg. priignia- 
tisehe Geschichte der bayer. Gesotztfebung und Staatsverwaltung seit «lt-n Zeiten 
Maximilian I., Leipzig 1838, B. III. 8. 159 ff.: „Finzelne Mandate in Betreff der 
Aufreehthaltung «1er katholischen Religion in Bayern." 

2) Verfcl. die Angaben ebendaselbst B. II. 8. 195 f., B. III. 8. 12C ff, 1G5 f., 
184 f., 247, 327 f. 

Sicherer, Staat und Kirche. \ 



2 Pas curialistischc System in Bayern. 

kein Buch gedruckt werden durfte, jedoch, wie die Instruction für den 
geistlichen Rath von 1629 vorschrieb, mit Ausnahme derjenigen 
Bücher, welche von den Jesuiten verfertigt und herausgegeben worden, 
so war die Einschleppung ketzerischer Schriften von auswärts bei 
„ernstlicher" Strafe verboten. Nach Verordnungen Albrechts V. und 
Maximilians I. durften in Glaubenssachen nur solche Bücher in Bayern 
verkehren, welche an gewissen genau bezeichneten als durchaus recht- 
gläubig bekannten Orten gedruckt waren. Wiederholt sind von eben- 
denselben Fürsten „in Bedenkung, dass der Abfall von der katholischen 
Keligion fast allein durch die verbotenen falschen ketzerischen Bücher, 
Tractätchen und Schriften entsprungen 44 , Auslieferung aller ketzerischen 
und verdächtigen Bücher und Schriften bei Vermeidung von Geld- 
und Gefängnissstrafen , und zur Auffindung derselben regelmässige 
Untersuchungen der Buchläden und Jahrmärkte, ja selbst Hausdurch- 
suchungen angeordnet worden. 

Hand in Hand mit der Ueberwachung der Presse ging die Sorge 
der Landesfürsten für die Erziehung des Volks in der katholischen 
Religion 3 ). Schon die Schulordnung von 1548, der älteste Erlass 
dieser Art, welcher in Bayern ergangen ist, stellte die Erhaltung der 
Religion nach der reinen Lehre der katholischen Kirche an die Spitze 
der von der Schule zu lösenden Aufgaben. Noch weit schärfer hob 
die folgende Schulordnung von 1569 hervor, es handle sich in der 
Leitung dos Unterrichts um alle „gebührlichen Mittel und Wege, da- 
durch die wahre und allein seligmachende heilige katholische Religion 
erhalten und männiglich vor Abfall und verdammlichen Irrthum be- 
hütet werden möge 44 ; es dürfe daher kein Buch eines akatholischen 
Verfassers, auch nicht über Grammatik, Dialektik, Rhetorik, Physik 
und dergleichen Gegenstände in den Schulen gebraucht werden. Eine 
neue Gewähr für die katholische Eigenschaft der Schulen wurde im 
Jahre 1581 dadurch geschaffen, dass nach dem Antrag des päpst- 
lichen Nuntius Felician Ninguarda die Anstellung aller Lehrer, 
auch jener an den Elementarschulen , von der Vereidigung auf 
das katholische Glaubensbekenntniss abhängig gemacht wurde. 
Allerdings konnte diese Gewähr entbehrlich erscheinen. Denn 
schon im Jahre 1561 hatte die Gesellschaft Jesu das Recht erhalten, 
sämmtliche gelehrte Schulen in Bayern mit Ausschliessung aller welt- 
lichen Lehrer zu besetzen. An der Universität zu Ingolstadt hatten 

3) Vergl. für das Folgende Karl Prantl, zur UeHchichte der Volksbildung und 
des Unterrichtes in Oberbayern und Niederbayern, in der Bavaria. Münehen 1860, 
B. I. 8. 531 ff. 
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die Jesuiten schon seit der Mitte des sechzehnten Jahrhunderts in der 
theologischen und seit 1576 in der philosophischen Facultät festen 
Fuss gefaxt und besetzten seit 1588 auch die letztere ausschliesslich; 
durch strenge Handhabung des der theologischen Facultät einge- 
räumten Rechts der Büchercensur waren sie im Stande auch von den 
übrigen Facultäten jedes akatholische Werk fern zu halten 4 ). An 
den Elementarschulen aber, welche die Jesuiten, in den ersten Jahr- 
zehnten beinahe alle fremder Nationalität, zunächst nicht in ihren 
Wirkungskreis einbeziehen konnten, war die Anstellung des Lehrers, 
Schulhalters oder Kindermeisters dem Pfarrer entweder allein oder 
unter Mitwirkung der weltlichen Obrigkeit überlassen, ein Grund- 
satz, welcher in den Schul- und Zuchtordnungen von 1659 und 
1682 sowie in den Concordaten mit Freising und Passau von 1718 
ausdrücklich anerkannt ist. Zudem haben die- Jesuiten, wenn sie auch 
die Elementarschulen nicht selbst übernahmen, sich wenigstens die 
Aufsicht über dieselben übertragen lassen , und damit das gesammte 
Unterrichtswesen in Bayern auf die Dauer von nahezu zwei Jahrhun- 
derten ihrem ausschliesslichen Einfluss unterworfen. 

Selbstverständlich war die katholische Religion die nothwendige 
Bedingung für die. Erlangung öffentlicher Aemter. Alle Offiziere, 
Beamten , bürgerlichen Obrigkeiten und deren Untergebene waren 
ebenso • wie die Schulmeister zur Ablegung des katholischen Glaubens- 
bekenntnisses verpflichtet. Auch die Zulassung zur Erlernung eines 
Gewerbes, die Erlaubniss zur Wanderschaft sowie zur Ansässig- 
machung liach der Rückkehr waren an die gleiche Bedingung 
geknüpft. 

Selbst die religiösen Uebungen der Unterthanen , der Empfang 
der Sacramente zur österlichen Zeit, die Einhaltung des Fasten- 
gebotes , die Verrichtung des Türkengebeles um die Mittagszeit mit 
entblöstem Haupt und gebogenen Knieen, die Theilnahme am Gottes- 
dienst und an Processionen , insbesondere von Seite der landesherr- 
lichen Beamten und der Stadträthe, wurden von Polizei wegen ge- 
regelt und überwacht 5 ). 

In allen diesen Beziehungen war das Ideal des katholischen 
Staates, wie er nach den Grundsätzen der Gurie beschaffen sein soll, 



4) Vergl. Carl Prantl, (jeschielite der Ludwig-Maximilians-Universität zu 
Ingolstadt, Landnhut, München, München 1872. B. 1. 8.21911'.. wegen der Bi'u-her- 
eeiwur S. 299 f. 

5) Wrgl. Kreyhergs Angaben a. a. O. B. III. S. 159 fl*. 

1* 



4 Die Kirchenhoheitsrechte in Bayern. 

in Bayern verwirklicht. Der weltliche Arm griff überall helfend und 
fördernd ein, wo die geistlichen Mittel zur Beherrschung der Gewissen 
nicht ausreichend schienen. 

In einer anderen Beziehung dagegen, im Yerhältniss zur Kirchen- 
gewalt, waren keineswegs diejenigen Anforderungen erfüllt, welche 
das curialistische System an die weltliche Obrigkeit stellt. 

Schon im sechzehnten Jahrhundert war in den bayerischen Ge- 
bieten das System der Kirchenhoheitsrechte zu einer umfassenden 
Entwicklung gelangt 6 ). Die bayerischen Fürsten behaupteten kraft 
der landesherrlichen Gewalt die volle bürgerliche Gerichtsbarkeit über 
den Clerus, insbesondere die Regelung der geistlichen Verlassen- 
schaften; sie zogen den Clerus ebenso wie die anderen Stände zur 
Tragung der öffentlichen Lasten auch ohne päpstliche Bewilligung 
heran; sie übten die Oberaufsicht über die Verwaltung des Kirchen- 
vermögens, Hessen die Veräusserung von Kirchengut nur mit landes- 
herrlicher Bewilligung zu, ertheilten den Pfründebesitzern die Ein- 
setzung in die Temporalien. Sie unterwarfen die Priester, auch wenn 
dieselben von den Bischöfen die canonische Institution auf Pfarreien 
erlangt hatten, einer landesherrlichen Prüfung, um ., ungelehrte" und 
„ungeschickte" Geistliche von der Seelsorge fernzuhalten; sie Hessen 
die Thätigkeit der Pfarrer in der Seelsorge und im Predigtamt streng 
überwachen ; sie suchten dem Sittenverderbniss und der Zuchtlosig- 
keit unter dem Clerus mit harten Strafen, mit Gefängniss, Absetzung, 
Landesverweisung, zu steuern. Die Verhängung kirchlicher Strafen, 
die Verkündigung und der Vollzug kirchlicher, ja selbst päpstlicher 
Erlasse , wie der Bulle in coena Domini, wurde von der landesherr- 
lichen Gewalt überwacht. Die Behörde, welche mit der Wahrung der 
landesherrlichen Rechte in kirchlichen Dingen betraut war, der 
Keligionsrath , später der geistliche Kath, war zum überwiegenden 



6) Ueber den Bestand der Kirchenhoheitsrechte in Bayern im sechzehnten 
Jahrhundort gibt einen lehrreichen Aufschluss der Bericht der von Herzog Wilhelm 
dem Frommen im Jahre 1582 eingesetzten Oommission, aus einer Handschrift der 
k. Hof- und Staatsbibliothek in München veröffentlicht von Emil Friedberg, die 
Grunzen zwischen Staat und Kirche und die Garantieen gegen deren Verletzung. 
Tübingen 1872, S. 827 -836. Vergl. ebendaselbst in der Note eine für das Placet 
wichtige Erklärung der Regierung aus dem Jahre 1581. und die urkundlichen 
Belege für die Uebung der Kirchenhoheitsrcchtc aus einer anderen Handschrift 
der k. Hof- und Staatsbibliothek, dem ..blauen Buche" von Johann Georg von 
Lori, ebendas. S. 188 -197. (Zuerst mitget]ieilt in Dove's und Friedberg's Zeit- 
schrift für Kirchenrecht B. IX. S. 400 ff.) 
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Theile mit weltlichen Mitgliedern besetzt 7). Zur Verteidigung der 
landesherrlichen Rechte in kirchlichen Dingen beriefen sich die 
bayerischen Fürsten und deren Käthe nicht nur auf die Notwendig- 
keit, bei der Sorglosigkeit und Nachlässigkeit der Bischöfe ordnend 
und verhütend einzugreifen, sondern auch auf das Wesen der landes- 
herrlichen Gewalt. Die Regenten Bayerns, so wurde geltend gemacht, 
hätten seit alter Zeit in kirchlichen Dingen ebendieselben Rechte ge- 
übt, welche der König von Frankreich in seinem Lande und der 
Kaiser im Reiche übe; sie seien mit diesen Rechten vom Reiche be- 
lehnt worden und hätten geschworen, dieselben ungeschmälert zu er- 
halten; wollten sie darauf verzichten, so würden diese Rechte vom 
Reiche zurückgenommen und eine Einmischung der Reichsgewalt in # 
die inneren Angelegenheiten des Landes hervorgerufen werden. 

Allerdings machte das Concordat von 1583 8 ), welches Herzog 
Wilhelm der Fromme , um auftauchende Gewissensbedenken zu be- 
ruhigen, unter Vermittlung des päpstlichen Nuntius Felician Ninguarda 
mit den bayerischen Bischöfen abschloss, dem System des canonischen 
Rechts eine Reihe von wichtigen Zugeständnissen. Allerdings wurde 
seit eben diesem Jahre der geistliche Rath in überwiegender Anzahl 
mit Räthen geistlichen Standes besetzt, welche eher geneigt waren 
die kirchlichen als die landesherrlichen Interessen zu fördern. Dennoch 
aber übten Herzog Wilhelm der Fromme selbst, auch nach dem Ab- 
schlnss des Concordats, und nicht minder die folgenden Regenten 
Maximilian I. und Ferdinand Maria, Max Eraanuel und Karl 
Albrecht die Kirchenhoheitsrechte beinahe in dem gleichen Umfang 
aus, in welchem dieselben vor dem Concordat von 1583 geübt worden 
waren 9 ). Einzelne unter diesen Rechten wurden sogar weiter entwickelt, 
wie denn unter Max Emanuel das landesherrliche Flacet scharf 



7) Vergl. über die Geschichte des geistlichen Raths Freyberg a. a. 0. B. III. 

S. 180 ff. 

8) Abgedruckt u. a. bei Freyberg a. a. 0. B. III.' 'S. 375 ff. 

9) Die urkundlichen Belege für die Uebung der Kirchcnhoheitsrechto m Bayern 
von 1583 —1745 theilt aus der bereits erwä hüten Handschrift der k. Hof- und Staats- 
bibliothek in München, dem „blauen Buche" von Johann Georg von Lori, mit Emil 
Friedberg in der Abhandlung ,.der Missbrauch der geistlichen Amtsgewalt", in seiner 
und Dove's Zeitschrift für Kirchenrecht B. X. S. 40 ff., sodann wiederholt in dem 
Werke, tue Gränzen zwischen »Staat und Kirche, S. 218—249. Vergl. dazu L. A. 
Warnkönig, die staatsrechtliche Stellung der katholischen Kirche in den katho- 
lischen Ländern des deutschen Reichs, besonders im achtzehnten Jahrhundert, 
Erlangen 1855, S. 130 ff. 



6 Kämpfe unter Maximilian Joseph 111. 

ausgeprägt hervortritt, unter Ferdinand Maria und Max Emanuel 
der Erwerb von liegenden Gütern durch die Kirche beschränkt wurde 10 ). 
Die Bischöfe erhoben schon unter Maximilian I. Beschwerden; die 
Curie aber schwieg. Sie bedurfte des weltlichen Arms, um den 
Besitzstand der katholischen Keligion zu behaupten; sie durfte auch 
hoffen, bei der landesherrlichen Gewalt Unterstützung gegen etwa 
sich regende episcopalistische Bestrebungen zu finden. 

Zu lebhaften Kämpfen mit der curialistischen Richtung kam es 
unter der Regierung des Kurfürsten Maximilian Joseph III. Damals 
wurde zuerst die strenge Abschliessung des Landes gegen das Ein- 
dringen akatholischer Wissenschaft aufgegeben; im Zusammenhang 
mit der neugegründeteu Academie der Wissenschaften erwuchs eine 
Literatur, welche die curial istische Auffassung von dem Verhältniss 
der weltlichen Obrigkeit zur Kirchengewalt in systematischer Weise 
bekämpfte und die landesherrliche Gesetzgebung in kirchlichen 
Dingen vorbereitend und unterstützend begleitete ; landesherrliche Ver- 
ordnungen ergingen, welche in wichtigen Punkten, bezüglich des Er- 
werbes von Kirchengut , des Klosterwesens , der Ehegerichtsbarkeit 
das System der Kirchenhoheitsrechte schärfer entwickelten; endlich 
wurde eine Umgestaltung des Schulwesens begonnen , welche die 
Leitung des Unterrichts in die Hand der weltlichen Gewalt legte 
und den Realien zum ersten Mal eine wichtige Stelle unter den Lehr- 
gegenständen anwies. Alles dieses reizte den Widerstand derjenigen, 
welche in jeder Verbreitung eines akatholischen Werkes , in jeder 
Bestreitung des curialistischen Systems, in jeder staatskirchenrecht- 
lichen Verordnung der bayerischen Regierung, endlich in der Aus- 
breitung naturwissenschaftlicher und mathematischer Kenntnisse eine 
Gefahr für den katholischen Glauben erblickten und den Urhebern 
der Neuerungen, vor allem dem ehemaligen Erzieher des Kurfürsten, 
Johann Adam Freiherrn von Ickstatt, den Vorwurf der Ketzerei nicht 
ersparten **). 

Nur nach einem ernsten Kampfe mit dem Oberstadtpfarrer 
Eckher. von Ingolstadt und mit der theologischen Facultät und durch 

10) Vorgl. Franz Xaver von Moshamm . über die Aniortizatinnsgesetze über- 
haupt, und besonders in Baiern, Regensburg 1798. S. 24 ff. , Freyberg a. a. 0. 
B. 111. S. 98 IV., Anton Widder, die Amoitisations-Gesetzgebung im Königreich 
Bayern (Inaugural-Dissertation), München 1873, S. 9 ff. 

11) Vorgl. Carl von Spruner, die Wandbilder des bayerischen National - 
Museunis, München 1868, S. 210 ff., 219 ff., Fiberhard Zirngiebl, Studien über das 
Institut der Gesellschaft Jesu, Leipzig 1870, S. 421 ff. 
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eine freiniöthige Denkschrift an den Kurfürsten gelang es dem Frei- 
herrn von Ickstatt, welcher seit dem Jahre 1746 mit dem Directorium 
der Landesuniversität betraut war, die Zulassung akatholischer Lehr- 
bücher für rechtswissenschaftliche Vorträge zu erwirken und so 
den „theologischen Kappzaum 44 abzustreifen ^j. „Nirgends weniger 
leide der christkatholische Glaube Anstoss, als wo Wissenschaften 
blühen 44 , so führte Ickstatt in seiner denkwürdigen Vorstellung an 
den Kurfürsten vom 9. August 1752 aus; wohl aber „stehe derselbe 
in der allergrössten Gefahr, wo Aberglauben und Unwissenheit auf 
dem Thron sitzen und, wie die theologische Facultät zu wünschen 
scheine, zu Glaubensartikeln gemacht werden 44 13 ). Auch die Academie 
der Wissenschaften entging nur durch die Bemühungen Lori's, eines 
Schülers und Gesinnungsgenossen von Ickstatt, dem Loose, ihre 
Werke derCensur der Ingolstädter Theologen unterwerfen zu müssen 14 ). 
Um so lebhafter war der Sturm, welcher sich in kurzer Zeit gegen 
die Acadcmiker erhob, die von der Kanzel als „Feinde Gottes, der 
Religion und der Geistlichkeit 4 * dargestellt wurden 15 ), und als der 
Theatiner Ferdinand Sterzinger am 13. October 1766 eine academische 
Rede gegen den Hexenglauben hielt, nachdem in München noch im 
Jahre 1701 ein siebzehnjähriges Mädchen als Hexe hingerichtet worden 
war, brach eine Fluth von Streitschriften herein, welche unter Be- 
rufung auf die heilige Schrift, die Erblehro der Kirche, die Aus- 
sprüche der Päpste die Bestreitung des Hexenglaubens geradezu 
für eine Ketzerei erklärten 16 ). 



12) Vergl. August Kluckhobn, der Freiherr von Ickstatt und das UnterriehU»- 
wesen in Bayern unter dem Churfürsten Maximilian Joseph. München 1869, 
S. 13* 20, und Prantl, Geschichte der Ludwig- Maximilian* -Universität. R 1. 
S. 552 ff., insbesondere S. 558 -565. 

13) „Wo ich alles — ko heisst es an einer anderen Stelle derselben Denk- 
schrift --- was Gregorius Vll. wider Kayser Heinricum IV., was Paschalis wider 
Henrieum V. und so viele andere Päbst wider den Fridericus, Lndovicum Bava- 
ruin etc. vorgenommen, für lauter evangelische Wahrheiten halten muss, wo, wenn 
ich nicht alle diese Kavser für abscheuliche Abenteurer und Ketzer halte, ich 
fürchten muss, selbsteu in das lange Ketzerregister eingeschrieben zu werden, da 
siebet es um die historische Wahrheiten und das jus publicum wohl erbärmlich 
ans." Die Denkschrift ist veröffentlicht von August Kluckhobn a. a. 0. S. 46 -57. 

14) Vergl. Lorenz Westen rieder . Geschichte der baierischen Akademie der 
Wissenschaften, München 1804, B. I. H. 191 ff., August Kluckhobn a. a. 0. S. 20. 

15) Vergl. Lorenz Westenrioder a. a, O. H. 221 -234. 

16) Die Schriften, welche veranlasst durch Sterzingers Rede zur Verteidigung 
und zur Bekämpfung des Hexenglaubens in den Jahren 1766 -1775 erschienen, 



8 Vercnnind von Lochstein. 

Von grösserer Bedeutung ist ein anderer Kampf, welcher in dem 
gleichen Jahre wegen der Schrift eines anderen Mitgliedes der Aca- 
demie entbrannte. Wenige Jahre, nachdem des Justinus Febronius 
berühmtes Werk über die Kirchenverfassung und die dem Papste zu- 
kommende Gewalt erschienen war, veröffentlichte im Auftrag des 
Kurfürsten von Bayern der Academiker Peter von Osterwald, Director 
des geistlichen Raths, ein aus dem Fürstenthum Nassau - Weilburg 
stammender Convertit 17 ) , unter dem Namen Veremund von Lochstein 
eine Abhandlung über die geistliche Immunität in zeitlichen Dingen 18 ). 
In gewandter Weise bekämpfte er die Lehre des Gardinais Bellarmin 
und anderer Curialisten, dass die Kirche „die souveräne Beherrscherin 
aller christlichen Staaten 44 , der Papst „ein Herr aller Herren, ein 
König aller Könige, ein Fürst aller Fürsten 44 sei, „welcher ihnen so- 
wohl weltliche als geistliche Gesetze vorzuschreiben, sie im Ueber- 
tretungsfall mit der Excommunication, Absetzung, Beraubung des 
Regiments oder sonst zu bestrafen 44 die Macht habe, und stellte der- 
selben die Lehre gegenüber, dass „die weltliche Macht in zeitlichen 
Dingen unumschränkt und souverän, folglich von der geistlichen 
Macht völlig independent 44 sei, dass somit die geistliche Immunität 
in zeitlichen Dingen nur in dem bürgerlichen Rechte ihren Grund 
haben könne. Veremund von Lochstein rief eine Reihe von Gegen- 
schriften hervor, welche den Vorwurf der Ketzerei zu erheben nicht 
unterliessen und die curialistischc Auffassung von dem Wesen und 
den Rechten der Kirchengewalt mit dem lebhaftesten Eifer ver- 
theidigten *°) ; der Fürstbischof von Freising aber erliess ein öffent- 

sind zusammengestellt in den Annaion der Baierischen Litteratur vom Jahre 
1781, Nürnberg 1782, B. IL S. 130-134. 

17) Vergl. über denselben die academisehe Rede- von Westenrieder : • Kode 
zum Andenken des Peters von Osterwald, Sr. churfürstl. I hirchleucht in Baiern 
geheimen Rath, ersten Direktors des rhurfürstliehen geistliehen Raths, dann aka- 
demischen Direktors der philosophischen Classc, den 2. Aprill 1778 auf dem aka- 
demischen Saal üiFentlich abgelesen; sowie Clemens Alois Baader, Lexikon 
verstorbener bayerischer Schriftsteller, Augsburg und Leipzig 1824, B. I. Theil 2. 
S. 122 ff., woselbst ein Verzeichnlss seiner Schriften. 

18) Veremunds von Lochstein Gründe sowohl für als wider die geistliche Im- 
munität in zeitlichen Dingen. Herausgegeben und mit Anmerkungen begleitet 
von F. L. W. Strassburg 1766. Nach den Angaben Baaders a. a. 0. S. 123 
erschien 1766 noch eine andere Ausgabe in München, eine neue 1767 ebendaselbst, 
eine vierte 1769. Mir ist nur die erstbezeichnete Ausgabe bekannt. 

19) Die Gegenschriften sind verzeichnet in den Annalen der Baierischen 
Litteratur vom Jahre 1781 B. II. S. 134, auch bei Moshamm über die Amorti- 
zationsgesetze S. 14 f. 
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liches Verbot des Werkes, welches den „wahren Grundsätzen der 
Kirche 44 widerstreite und „ohne schwere Sflnde nicht gelesen werden 44 
könne 20 ). Da schritt die landesherrliche Gewalt ein. Durch kurfürst- 
lichen Erlass vom 29. August 1766 wurde das Ausschreiben des 
Fürstbischofs von Freising als em „offenbarer Eingriff 44 in die „Landes- 
hoheitsrechte 44 für „null und nichtig 44 erklärt, da Verernund von 
Lochstein nicht von- Glaubenssachen, sondern nur von „landesherrlichen 
Gerechtsamen 44 spreche 21 ); die Gegenschriften, welche erschienen 
waren, wurden mit der Abhandlung Bellarmins über die Gewalt des 
Papstes in zeitlichen Dingen für die bayerischen Lande verboten, weil 
darin „irrige und grundfalsche Maximen in Betreff der Gränzen beider- 
seitiger Mächte aufgestellt, die Rechte der weltlichen Staaten auf eine 
verwegene Art angetastet «und verächtlich behandelt, die Autorität 
der geistlichen Macht hingegen und das Regiment der Kirche mit 
einem politischen confundiret 44 werde 22 ). Der Kurfürst selbst über- 
nahm es, eine zweite Auflage des „Veremund von Lochstein" durch- 
zusehen 23 ) und ernannte den Verfasser Peter von Osterwald am 
30. August 1768 zum ersten Director des geistlichen Kaths 24 ). 

Zu gleicher Zeit wurde eine durchgreifende Umgestaltung dieses 
Collegiums vorgenommen. Es drängte sich die Ueberzeugung auf, 
dass Käthe geistlichen Standes von den Bischöfen allzu abhängig 
seien , um die landesherrlichen Rechte mit Erfolg vertheidigen zu 
können 2r >), und der geistliche Rath wurde im Jahre 1768, wie es 

20) Abgedruckt u. a. bei Lorenz Westen rieder a. a. 0. S. 235 ff. und in den 
nova acta historieo-ecelesiastiea B. VII. 8. 94 ff. 

21) Georg Karl Meyr, »Sammlung der Kurpfalz-Baierischen allgemeinen und 
besonderen Landes- Verordnungen, München 1784, B. IL 8. 1086; auch bei Lorenz 
Westenrieder a. a. 0. 8. 238 ff., sowie in nova acta historico-ccelesiastiea a. a. 0. 
S. 97 ff. 

22) Verordnung vom 1. August 1769, in der „Sammlung der neuest und merk- 
würdigsten ( ■hur-Baierischen Generalien und Landesverordnungen" (von Kreittmayr). 
München 1771. S. 515 f. 

23) So berichtet L. Westenrieder a. a. 0. 8. 240. 

24) Vergl. unten Note 26. 

25) Vergl. die Denkschrift des geistlichen Käthes an den Kurfürsten Kurl 
Theodor vom 12. Mai 1782, abgedruckt bei Emil Friedberg, die Gränzen zwischen 
Staat und Kirche, 8. 836 ff. „Leuto geistlichen Standes," so heisst es darin, 
„die weder Familie noch Kinder haben, fühlen ohnehin sehr selten Pflichten für 
den Staat. Fürst, Vaterland, Unterthaneii, ja Keligion selbst sieht der durch den 
Bischof schlecht erzogene und schlecht diseiplinirte (Herus meist nur als Werk- 
zeuge seines Eigennutzes und besseren Unterhalts an. Der Bischof allein ist sein 
Fürst, sein Vaterland und Oberherr. Der Kopf ist ihm von dem Gewirre cano- 
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vor dem Concordat von 1583 üblich gewesen war, in überwiegender 
Anzahl wieder mit Käthen weltlichen Standes besetzt 26 ). Alsbald begann 
eine schärfere Handhabung der Kirchenhoheitsrechte und eine umfassende 
Thätigkeit der staatskirchenrechtlichen Gesetzgebung, nachdem bereits 
im Jahre 1764 ein neues Amortisationsgesetz erlassen worden war 27 ). 
Für die Erlangung inländischer Pfründen jedweder Art wurde das 
bayerische Indigenat als Vorbedingung erklärt 28 ); Verlöbnisse wurden 
als „bloss weltliche Handlungen" der weltlichen Gesetzgebung und 
Gerichtsbarkeit unterworfen 29 ); die Büchercensur wurde ohne jede 
Berücksichtigung der kirchlichen , insbesondere der bischöflichen 
Büchercensur den landesherrlichen Behörden zur ausschliesslichen 
Handhabung überwiesen^); für die Ablegung der feierlichen Ordens- 
gelübde wurde ein bestimmtes Lebensalter vorgeschrieben , die Kloster- 
kerker wurden abgeschafft , die Verhängung von Gefängniss- und 
Leibesstrafen des Ordensobern untersagt, der Bettel der Mendicanten- 
orden und damit zugleich die Zahl der aufzunehmenden Novizen ein- 
geschränkt 31 ), die Verbindung inländischer Klöster mit auswärtigen 
General- und Provinzialobern gelockert und der landesherrlichen Ober- 
aufsicht unterworfen 32 ); die geistlichen Bruderschaften wurden unter 
strenge Ueberwachung genommen und die Errichtung neuer Bruder- 
schaften von der landesherrlichen Genehmigung abhängig gemacht 33 ); 
die Kirchenbaulast und die Verwaltung des Kirchenvermögens wurde 

irischer Immunitätsgrillcn immer sc» berauschet, «las« er glaubt, er sei dem Staate 
gar keinen Gehorsam schuldig." 

26) Kurfürstliche Entschliessung vom 30. August 1768. Mcyr's »Sammlung 
a. a. 0. S. 1089 f. 

27) Meyr\s Sammlung a. a. 0. S. 1078 ff. Vergl. dazu Auton Widder a. a. 0. 
8. 35 ff. 

28) Mandat vom 20. Dezember 1768 in (Kreittmayr\s) Sammlung 8. 512. 

29) Mandat vom 24. Juli 1769, ebendaselbst 8. 514 f. 

30) Mandat vom 1. August 1769, ebendaselbst S. 479 ff'. 

31) Mandate vom 2. November 1769 und vom 8. Juni 1770, ebendaselbst 
8. 502 ff'., 507 ff*. Das Mandat vom 2. November 1769 wurde durch empörende 
Vorgänge im Kloster der Clarissinen am Anger in München veranlasst. Vergl. 
darüber (Felix Joseph Lipowsky) Gemälde aus dem Nonnenleben. Verfasst aus 
den Papieren der aufgehobenen baierisehen Klöster. München 1807, 4. Auflage 
1828, und Fr. A. VV. Schreiber, Max Joseph I1L der Gute, Kurfürst von Bayern, 
München 1863. 8. 215 f. 

32) Mandat vom 30. Dezember 1769, (Kreittmayr' s) Sammlung 8. 510 ff. 

33) Mandate vom 9. Dezember 1768 und 7. April 1769, Meyr's Sammlung 
a. a. 0. S. 1092, (Kreittinayr's) Sammlung S. 513 f. 
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durch landesherrliche Verordnungen geregelt 34 ); endlich wurde als 
allgemeiner Grundsatz ausgesprochen, was bisher in einzelnen Fällen 
geübt worden war, dass für alle geistlichen Verordnungen und Gesetze 
das landesherrliche Placet erforderlich sei 3 ^). Eine Verminderung der 
Feiertage wurde im Jahre 1772 von Papst Clemens XIV. erwirkt 30 ). 
Die meisten und die wichtigsten unter diesen Neuerungen waren 
schon in Ickstatts freimüthiger Denkschrift vom 9. August 1752 vor- 
geschlagen worden 37 ). Peter von Osterwald und seine Freunde unter- 
nahmen es, die landesherrlichen Verordnungen in kirchlichen Dingen 
zu erläutern und zu vertheidigen 38 ) ; von kirchlicher Seite wurden 
dieselben lebhaft befehdet 39 ). In einer umfassenden Denkschrift be- 
schwerten sich die Bischöfe darüber, dass die landesherrlichen Ver- 

84) Mandat vom 4. Ootobcr 1770, (Kreittmayr's) Sammlung S. 493 -499, 
Mandate vom 17. Januar und 14. Februar 1769 ebendaselbst S. 490 f., 501 f. 

35) Mandat vom 3. April 1770, Meyr's Sammlung a. a. 0. S. 1099. 

36) Mandat vom 14. Dezember 1772 mit dem Breve vom 16. Mai 1772 in 
Meyr's Sammlung a. a. O. S. 1105 1109. 

37) Vergl. diu Denkschrift bei August Kluckhohn a. a. O. S. 55 f. 

38) Kino Zusammenstellung der unter Maximilian Joseph LH. erlassenen staats- 
kirelienrechtlichen Verordnungen gibt die Schrift: Zusammenkunft im Reiche, der 
Todten zwischen Ganganelli unter dem Namen Clemens XIV. römischen Pabste, 
und Maximilian 111., ('hurfürst und Herzog von .Bayern. 1778. (Ohne Angabe des 
Druekorts.) Die Schriften zur Verteidigung des Aniortisationsgcsetzes sind 
verzeichnet von Moshamm a. a. O. S. 19-21, wobei jedoch zu bemerken, dass 
nach Lorenz Westenrieder a. a. 0. S. 182 und nach den Annalen der Baicrischen 
Litteratur B. 1. S. 36, B. LI. S. 284, die unter dem Pseudonym Johann Georg 
Neuberger erschienenen Schriften nicht von Peter von Osterwald, sondern von 
Heinrich Braun herrühren. Von Peter von Osterwald ist die Schrift: Nahe Be- 
leuchtung derjenigen Einwürfe, welche einige Canonisten wider das churbaierisebe 
S|Muisaliengesetz vom 24. Julii 1769 machen, München 1770; ebenso meines Kr- 
achten* die Schrift : Vorstellung des P. Provinzialen der Oberdeutschen Provinz S. J. 
wider die Aufhebung des Nexus mit Ausländern und Gcgen-Antwort. 1770. (Ohne 
Angabe des Druckorts.) Vergl. dazu das von Eberhard Zirngiebl a. a. 0. S. 439 ff. 
aus einer Handschrift der k. Hof- und Staatsbibliothek in München mitgetheilte 
Actensttick. Auch ein regensburger geistlicher Itat-h, Andreas Ulrich Mayer, liej*s 
einige Schriften zur Vertheidigung des Amortisationsgosetzes und des Kloster- 
mandats erscheinen; vergl. Clemens Alois Baader a. a. 0. B. 1. Tb. 2. S. 8 flf 
Endlich vertheidigto Freiherr Job. Ulrich von dränier in seinen ..Wetzlarischen 
Nebenstunden' 4 Theil 47. S. 73 -126, Theil 50. S. 1 ff., sowie in einer besonderen 
1763 zu Frankfurt und Leipzig erschienenen Schrift das „jus regium in ecclesiasticis 
der Herzoge in Baiorn." 

39) Die Schriften gegen das Amortisationsgesetz bei Moshamm a. a. 0. S. 15 
und 20; gegen das Sponsaliengesotz, welches den Ordinariaten eine jährliche Ein- 
buße von 150,000 Gulden verursacht haben soll, erschieu die Schrift: Schatten 
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Ordnungen den Gesetzen und der Lehre der Kirche widerstritten; sie 
beklagten, dass das Concordat von 1583 verletzt, durch den geist- 
lichen Rath in die bischöfliche Amtsgewalt eingegriffen, die Hand- 
habung der Zucht Ober den Geras gehindert, Geistlichkeit und 
Kirchengut der weltlichen Gerichtsbarkeit und der landesherrlichen 
Besteuerung unterworfen, mit Einem Worte die ganze Hierarchie und 
Disciplin der Kirche untergraben werde 40 ). Auch in weiteren Kreisen 
trat eine Missstimmung Ober die kirchlichen Massregeln der Regierung 
zu Tage. Schon im Jahre 1767 hatte der Kurfürst für nothwendig 
befunden, durch ein „offenes Patent" die „unter dem gemeinen Volke" 
verbreiteten Gerüchte zu widerlegen, als ob „eine grosse Veränderung, 
wo nicht gar der völlige Umsturz" der katholischen Religion zu be- 
sorgen stünde 41 ); an den Provincial der Gesellschaft Jesu erging im 
Jahre 1764 eine Verwarnung ähnlichen Inhalts, weil ein Ordens- 
mitglicd in einem Singspiel die Regierung des Kurfürsten als das 
Verderben der katholischen Religion in Bayern bezeichnet hatte- 12 ). 

Auch die Umgestaltung des Schulwesens, welche in den späteren 
Regierungsjahren des Kurfürsten Maximilian Joseph unternommen 
wurde, begegnete den Einwendungen der Ordinariate und einem Wider- 
willen unter der Bevölkerung. Schon die Umgestaltung der Elementar- 
schulen durch die Verordnung vom 18. September 1770, die Ein- 
führung neuer Lehrbücher, welche der Academiker Heinrich Braun, 
ein Bcnedictiner aus Tegewisee -verfasst hatte, die allgemeine Schul- 
pflichtigkeit der Kinder ohne Ausnahme stiess auf den Widerstand 
der Eltern , welche in den neuen Lehrbüchern eine Gefahr für die 



und Licht an der sogenannten nahen Beleuchtung derjenigen Einwürfe, welche 
einige Oanonistcn wider das niur-Baierisehe »Sponsalien-Gesetz vom 24. Julii 1769 
gemacht haben sollen. Deutschland im Jahr 1771. 

40) Die Beschwerden der bayerischen Bischöfe aus dem Jahre 1772 sind 
veröffentlicht von Kmil Friedberg, die Grunzen zwischen »Staat und Kirche, 
8. 845 -852. 

41) Meyr's Sammlung a. a. 0. »S. 1088 f.: auch in nova acta historica-cccle- 
siastica, B. VII. »S. 100 ff. Das Patent wurde am gleichen Tage den Klosterobern 
mit dem Befehle zugesendet, die „untergebenen Religiösen und Prediger, welche 
durch indiscreten Keligionseifer und Präoccupation zu obigem falschen Bruit 
vieles beygetragen haben mögen, mit Ernst davon ab und dahin zu ermahnen, 
dass sie sich dergleichen Reden und Predigen hinfuhro enthalten 4 *; Job. Georg 
Ncuberger's Abhandlung von den Einkünften der Klöster, zweyter Theil, München 
1768, »S. 225 f. 

42) »Singspiel und Verwarnung sind abgedruckt in nova acta historica-cccle- 
siastica B. Vll. »S. 78 94. 
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Religion erblickten. Braun's Katechismus, in welchem statt des bis- 
her üblichen „Ich glaube in Gott" die sprachlich richtigere Wendung 
„Ich glaube an Gott" gebraucht war, wurde ebendarum als „lutherisch" 
bezeichnet und es entspann sich darüber im Jahre 1772 eine literarische 
Fehde, welche nach acht Jahren ihr Ende noch nicht erreicht hatte 43 ). 
Als sodann nach der Aufhebung der Gesellschaft Jesu Ick statt für 
die sämmtlichen Unterrichtsanstalten von der Volksschule bis zum 
Lycenm und der Universität einen Lehrplan entwarf, in welchem den 
naturwissenschaftlichen und technischen Kenntnissen eine vorzügliche 
Stelle unter den Lehrgegenständen eingeräumt war, und zugleich das 
Recht der Landesfürsten vertheidigte „ihre Schulen anzuordnen und 
die Lehrämter zu bestellen" 4 *), erhoben die bischöflichen Ordinariate 
in Freising, Regensburg und Eichstätt Einsprache gegen „Grundsätze 
oder Ideen", wie sie Ickstatt geäussert hatte 45 ). Nichtsdestoweniger 
wurde Ickstatts Lehrplau der Schulordnung vom 8. Oktober 1774 zu 
Grunde gelegt, deren Durchführung jedoch auf Schwierigkeiten stiess. 
Die folgenden Schulordnungen vom 1. September 1777 für Lyceen 
und Gymnasien und von *1 778 für Stadt- und Landschulen, welche 
Heinrich Braun, seit 1777 alleiniger Director des Schulwesens, aus- 
gearbeitet hatte, blieben um ein merkliches hinter dem zurück, was 
Ickstatts Lehrplan gewollt hatte; dennoch wurden die darauf gegrün- 
deten Schuleinrichtungen in den ersten Regierungsjahren Karl Theodors 
lebhaft von jener Partei befehdet, an deren Spitze der Exjesuit 
Benedict Stattler sich befand 40 ). 

43) Vergl. H. Hoppe, Geschichte des deutschen Volksschulwcsens. Gotha 
1859, B. IV. S. 3 ff., Prantl in der Bavaria B. I. S. 551 f. 

44) Akademisch« Rode von der stufenmässigen Einrichtung der niederen und 
höheren Landschulen in Rücksicht auf die churbaierischen Lande, welche an dem 
hüchsterfreulichen Geburtsfeste Sr. churfürstl. Durchlaucht in Baiern etc. etc. in 
dem akademischen Saale in München den 28. März 1774 abgelesen worden von 
Johann Adam Freyherrn von Ickstatt. Vergl. dazu Prantl in der Bavaria B. 1. 
S. 553 ff., August Kluckhohn a. a. 0. S. 24 ff. 

45) So berichtet Felix Joseph Lipowskv. Geschichte der Schulen in Baiern, 
München 1825, S. 300 Anmerkung **. 

46) Vergl. Prantl in der Bavaria B. I. S. 554— 5G1. Ein Sehriftehen, 
welches damals unter dem Titel erschien: Des Herrn Trublet auserlesene Gedanken 
über den Unglauben. Aus dem Französischen. Zwote AuÜage. München bei 
Johann Paul Vötter 1778. bezeichnete die Verbesserung des Schulwesens geradezu 
ah» eine Gefahr für den Glauben: „Bis daher ist der Landmann noch immer 
glückselig gewesen, dass er von dieser gefährlichen Seuche nicht ist angesteckt 
worden. Allein da man anfängt, auch auf dein Ijande alier Orten die Schulen, 
wo sie nicht sind, einzuführen, wo sie sind, zu verbessern; da man anfängt, den 
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In kurzer Zeit gestalteten sich unter Karl Theodor's Regierung 
die Verhältnisse günstiger für die kirchliche Gewalt. Als der Kur- 
fürst beschlossen hatte, das Vermögen der aufgelösten Gesellschaft 
Jesu, welches Maximilian Joseph III. zur Dotirung der Schulen be- 
stimmt hatte, zur Gründung einer bayerischen Zunge des Malteser- 
ordens zu verwenden, wurden die sämmtlichen höheren Lehranstalten 
den bayerischen Klöstern übergeben und die Leitung der Studien dem 
Generaldirectorium des Prälatenstandes unter der Aufsicht landes- 
herrlicher Curatoren übertragen *?). Auch der Universität zu Ingol- 
stadt wurde durch dieses Ereigniss die unter Maximilian Joseph III. 
eröffnete Aussicht auf eine durchgreifende Hebung wieder entzogen 48 ). 

Einen empfindlicheren Rückschlag auf die geistigen Bestrebungen 
übte die Entdeckung des Illuminatenordens, jener geheimen Gesell- 
schaft, welche mit aufklärerischen, in durchaus verwerflicher Form 
verfolgten Bestrebungen gefährliche politische Umtriebe verband 49 ). 
Die Verfolgung traf nicht die Schuldigen allein; sie erstreckte sich 
auf eine grosse Anzahl strebsamer Männer, welche den Illuminaten 
völlig fremd gewesen waren , aber eine freiere Richtung verfolgt 
hatten. Das Studium der griechischen Sprache, welches Weishaupt, 
der Stifter des Illuminatenordens, seinen Schülern und Anhängern 
besonders empfohlen hatte, sollte fortan nur nebenbei an den Gym- 
nasien betrieben werden; Kant's Philosophie wurde verboten, die 
landesherrliche Büchercensur neuerdings im Sinn der strengsten 
Richtung gehandhabt 50). 

Selbst ein Tadel des curialistischen Systems, welcher unter dem 
Kurfürsten Maximilian Joseph III. erlaubt gewesen war, blieb unter 
Karl Theodors Regierung nicht ungeahndet. Andreas Zaupser, Secretär 
beim Hofkriegsrath, bekannt durch Schriften im febronianischen Geist 



Verstand derjenigen, die allein für den Pflug gebohren sind, zu cultiviren. ihre 
Vernunft zum Denken geschickt zu machen, sie an das Büeherlesen zu gewöhnen, 
wie fürchten wir. das» nicht auch solche verführerische Bücher, von denen unser 
.Deutschland leider! ganz überschwemmet ist, gelesen, und ihre gottlosen (Grund- 
sätze angenommen werden/* Das Hchriftchen ist von dem Canomcus zu U. T*. F. 
und Stiftsprediger von Scherer empfohlen. 

47) Vergl. Prantl in der Bavaria B. I. 8. 561 ff. 

48) Vgl. Prantl, Geschichte der Ludwig-MaximilianR-Universität, B. I. »S. 629 ff. 

49) Vergl. den Artikel „Uluminaten*' von Prantl in dem deutschen Staats- 
Wörterbuch von J. C. Bluntschli und K. Brater B. V. S. 290 ff. 

50) Vergl. Andreas Büchner, Geschichte von Bayern, München 1858. 
B. IX. S. 313 ff 
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Aber die Macht der Kirche und des Papstes, hatte im Jahre 
1777 mit Erlaubniss des kurfürstlichen Bücbercensurcollegiums eine 
„Ode anf die Inquisition" veröffentlicht, welche von einem Dominicaner 
in Landshut, Thomas Aquinas Jost, sofort mit einer Schutzschrift für 
jenes kirchliche Institut erwidert wurde, für „ein so uraltes, ein so 
kräftiges, ein so, wenn es mit Milderung gebraucht wird, heilsames 
Mittel a um das „einreissende Uebel der Freigeisterei" zu bekämpfen 51 ). 
Nicht minder heftige Gegenschriften rief eine Abhandlung hervor, 
welche Zaupser drei Jahre später „über den falschen Religionseifer" 
erscheinen Hess; dem „Toleranzprediger 11 wurde eine Verweisung auf 
die Ketzergesetzgebung der Päpste, eine an Franz Suarez und andere 
Theologen der Gesellschaft Jesu erinnernde Verteidigung der Leibes- 
strafen gegen Ketzer entgegengestellt 52 ). Die literarische Fehde, in 
welche auch von der Kanzel eingegriffen wurde, fand ihren Abschluss 
damit, dass das Büchercensurcollegium von dem Kurfürsten einen 



51) Bildnisse <lor Freyheit und Inquisition wider die Freygeister. Entworfen 
von Fr. Thomas Aquinas Jost, Ord. Praed. Theol. Leet. 1779. Freysing, bei 
Sebastian Mössmer. Die »Schrift ist approbirt von dem Dominicanerprior in Lands- 
hut am 16. Dezember und von dem Ordinariat in Freising am 20. Dezember 1777. 
Dagegen erschien : Schreiben über Jost's Vorschlag, die Inquisition in Baiern 
einzuführen. 1779, und: Meynung über die Sehutzschrift der Inquisition, welche von 
einem Dominicaner in Freysingcn, Thomas Aquin Jost. dem Druck übergaben 
worden. 1779. 

52) Es erschienen zwei Schriften dagegen: „Nur kurze drey §§§ Über die 
Zaupserische Schrift, betitelt: Ueber den falschen Religionseifer. Entgegen- 
gesetzt von einem eifrigen Prediger. Cum Permissu Superiorum. 1780** und: 

Von dem wichtigen Gegenstande der Toleranz. Allen grossen Eiferern der Dul- 
lung gewiedmet. Gedruckt im Jahre 1780*. In der letzteren Schrift, welche von 
dem Ordinariat in Freising am 7. November 1780 approbirt wurde, sind unter 
anderen folgende Sätze vertheidigt: „Nicht nur die Mehrheit verschiedner Reli- 
gionen, sondern auch die gemässigte Toleranz ist gefährlich.'* „In der römisch- 
katholischen Kirche iüt eine rechtmässige Obergewalt, welche über die Ketzer 
eine Gerichtsbarkeit hat." „Die Ketzerey ist nicht nur eine Sünde, sondern auch 
ein Verbrechen", und zwar „ein Verbrechen wider die beleidigte göttliche Majestät 
und ebenso, wie die Gotteslästerung den Leilvesstrafen, und sogar dem Tode unter- 
worfen." „Der Gesetzgeber muss der Ketzerey mit Leibs- und Todesstrafen ab- 
helfen und vorbeugen." „Es ist die Pflicht eines kristkatholisehen Fürsten, dass 
er meinen Unterthanen nur die wahre und einzige Religionsübung gestatte, keine 
andere Religion dulde, noch minder die Religionsübung verschiedener Sekten." 
In der ersterwähnten Scbrift dagegen wird durch Aufzählung päpstlicher Con- 
stitutionen dargethan. dass „Herr Zaupser's Geist der Verträglichkeit dem Geiste 
der Strenge der obersten Seelenhirten und Nachfolger des heiligen Petrus auf 
dein römischen Stuhle widerspricht." 
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Verweis, der Hofkriegsrath aber den Auftrag erhielt, den Verfasser 
der Ode auf die Inquisition, da man billige Ursachen habe, an seiner 
Keligion zu zweifeln, zur Ablegung des katholischen Glaubensbekennt- 
nisses „im sitzenden Rathe" anzuhalten und „mit der Eanzleiarbeit 
so weit zu beschäftigen, damit jhm zu theologischen und anderen 
ausschweifenden Schreibereien keine müssige Zeit übrig bleiben 
möge* 453 ). Auch später noch war es unter Karl Theodor verpönt, 
von Toleranz zu sprechen: gegen einen Studirenden der Jurisprudenz 
in Ingolstadt, welcher im Jahre 1791 in einer Rede am Jvofeste den 
Satz verfocht, dass man alle Religionen dulden solle, wurde eine Un- 
tersuchung eingeleitet , dem Professor Aschenbrenner , welcher das 
Material zu der Rede geliefert hatte, und dem Decan der juristischen 
Facultät ein scharfer Verweis ertheilt, da .,nach den angenommenen 
Grundsätzen keine andere als die katholische Religion zu gedulden ist' 4 W). 
Dem Schutz des curialistischen Systems gegen literarische Be- 
fehdung jedweder Art entsprach auf kirchenpolitischem Gebiet eine 
enge Verbindung der bayerischen Regierung mit dem römischen Hof. 
Seit dem Beginn des achtzehnten Jahrhunderts hatte Bayern zu ver- 
schiedenen Zeiten versucht Landesbischöfe zu erhalten. Schon Maxi- 
milian Emanuel hatte sich in Rom um die Gründung einer bayerischen 
Landeskirche, jedoch vergeblich bemüht; unter Karl Albrecht war der 
Plan entworfen worden, durch Säcularisirung der umliegenden Bis- 
thümer die Grundlagen zu einem bayerischen Königreich und zu 
einer Landeskirche zu gewinnen^); nach der Vereinigung der pfäl- 
zischen und der bayerischen Gebiete nahm Kurfürst Karl Theodor 
den Gedanken wieder auf, die Gewalt der Fürstbischöfe und der 
deutschen Metropoliten von seinen Territorien auszuschliessen, nach- 
dem er von denselben vergeblich die Bestellung inländischer General- 
vicare für die bayerischen Theile ihrer Diöcesen verlangt hatte. Er 
folgte hierin dem territorialistischen Zuge der Zeit, gedachte aber 
nicht in eigenmächtiger Weise, wie in den österreichischen Erblanden 

53) Vergl. Andreas Zaupser's sämmtliche Gedichte, mit des Verfassers kurzer 
Lebens-Besohreibung herausgehoben von Ludwig Zaupser, München 1818. 

54) Prantl, Geschichte der Ludwig-Maximilians- Universität, B. I. S. G44. 
Wegen der lieligionsbesch werden der Protestanten in der Pfalz vergleiche Heinrich 
Bauer, die kirchlichen Regicrungsgrundsätze Karl Theodors, (lnaugural-l)issertation.) 
Jena 1868. 

55) Vergl. Felix Joseph Lipowsky. Karl Theodor, Sulzbach 1828, 8. 26 ff., 
Leopohl Ranke, neun Bücher Preussischer Geschichte, Berlin 1848, B. III. 
fcJ. 44 ff. 
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Kaiser Joseph IL, sondern in voller Uebereinstimmung mit dem 
römischen Hofe zu verfahren. Auf die Errichtung von Landesbis- 
thümern ging ztfar die Curie nicht ein; sie erklärte sich aber bereit 
nach dem späteren Wunsche des münchener Hofs für die pfalz bayerischen 
Gebiete einen ständigen Nuntius in München mit den gleichen Voll- 
machten aufzustellen, wie sie bisher die Nuntien zu Köln, Wien und 
Luzern geübt hatten 56 ). In einer Zeit, in welcher das febronianische 
System auf Grund des göttlichen Rechts der Bischöfe dem Papste 
die beanspruchte Mitregierung in den einzelnen Diöcesen bestritt, in 
welcher bereits die deutschen Erzbischöfe „zur Herstellung der ur- 
sprünglichen bischöflichen Autorität 44 , zur „Restabilirung der deutschen 
Kirchenfreiheit 44 gemeinschaftliche Schritte unternommen hatten 5 ?), 
war es für die Curie ein Vortheil von aussergewöhnlichem Werthe, 
mit Unterstützung des grössten katholischen Reichsstandes nach dem 
österreichischen Hofe die bestrittenen päpstlichen Machtbefugnisse in 
einem ansehnlichen Theile von Deutschland ausüben zu können. In 
Verbindung mit der bayerischen Regierung gelang es dem römischen 
Hof in der That, gegen den vereinten aber nicht auf einheitlicher 
Grundlage ruhenden und darum mehr und mehr erlahmenden Wider- 
stand der deutschen Erzbischöfe sowie gegen das versuchte Eingreifen 
der Reichsgewalt die münchener Nuntiatur zu behaupten, eine mit der 
bischöflichen Gewalt coneurrirende, thatsächlich sogar auf deren Aus- 
schliessung berechnete Regierung in den pfalzbayerischen Antheilen 
der deutschen Diöcesen zu üben & 8 ). Erlasse der Fürstbischöfe, welche 
den päpstlichen und landesherrlichen Anordnungen widerstritten, wurden 
von der Regierung kraft des Rechts des placetum regium unterdrückt 59 J. 
So gelang es der landesherrlichen Gewalt gegen Ausgang des 
achtzehnten Jahrhunderts im Bunde mit der Curie selbst die Anwendung 
der Kirchenhoheitsrechte gegen die Fürstbischöfe zu sichern. Kam 
es doch unter Karl Theodor's Regierung dahin, dass von Seite der 
Fürstbischöfe vertragsmässig in die Ausübung des placetum regium 
und in den recursus ad prineipem eingewilligt wurde 00 ). Einem 

56) Marcellus Stigloher, die Errichtung der päpstlichen Nuntiatur in München 
und der Einser Oongress. Kegensburg 1867. S. 60 f. 

67) Vergl. dio Darstellung von Otto Mejer, zur Oeschichtc der rümisch- 
deutitclKMi Frage. Rostock 1871, B. J. 8. 18 61. 

58) Vergl. Otto Mejer, ebendaselbst B. I. S. 89 ff. 

59) Vergl. Ernst von Münc-h. Geschichte des Kmser Koiigres>es. Karlsrube 
1840. 8. 300 f., 328. 

60) Vergl. Emil Friedberg, die Grunzen zwischen Staat und Kirche. S. 263 ff. 

Sicherer, Staat und Kirche. 2 
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Bundesgenossen gegen episcopalistische und gegen aufklärerische Be- 
strebungen wurden Massregeln nachgesehen, welche unter andern Ver- 
hältnissen als Eingriffe in die Eechte der Kirche gerflgt worden 
wären. 

Aber auch dem Papst gegenüber gedachte Karl Theodor keines- 
wegs die landesherrlichen Rechte aufzugeben. In den Nuntiaturstreitig- 
keiten mit den deutschen Erzbischöfen Hess er am Reichstage die 
Erklärung abgeben, dass die Zulassung eines Nuntius mit Vollmacht 
zur Ausübung der kirchlichen Gerichtsbarkeit ein Recht der landes- 
herrlichen Gewalt und dass die Annahme im vorliegenden Fall 
nur unter ausdrücklichem Vorbehalt der landesherrlichen Rechte er- 
folgt sei 61 ). Ebenso erklärte er, als er im Jahre 1787 die Erlaub- 
niss des Papstes erwirkt hatte, auf zehn Jahre von den geistlichen 
Gütern und Einkünften den Zehnten erheben zu dürfen: er habe die 
Einwilligung des Papstes nicht als eine „unumgängliche Notwendig- 
keit 4 ' , „sondern bloss aus besonderer zu seiner päpstlichen Heiligkeit 
hegenden Zuneigung und Verehrung" nachgesucht. „Weder canonische 
Rechte, noch Reichsgesetze verbieten die Auflagen, womit der Landes- 
regent nach Jen Bedürfnissen des Staates die Geistlichkeit in An- 
sehung ihrer besitzenden Temporalien verhältnissmässig belegt" H2 ). 
Demnach verband sich selbst unter Karl Theodor, wie unter den 
älteren bayerischen Fürsten, mit einer in interkonfessioneller und in 
wissenschaftlicher Beziehung streng curialistischen Richtung doch eine 
principielle Wahrung der landesherrlichen Rechte in kirchlichen 
Dingen. 

Der sittliche und der religiöse Zustand des Volks im achtzehnten 
Jahrhundert wird uns in Berichten der Zeitgenossen mit düsteren 
Farben geschildert. „Man lebt leider dermalen in solchen Zeiten — 
klagt noch eine Stimme nach dem Jahre 1773 — wo aus Nachlässig- 
keit des weltlichen Cleri und der Beamten die gemeinen Schulen auf 
dem Land völlig verwahrlost und das meiste Landvolk ohne genüg- 
samen Unterricht in dem Ghristenthum und guten Sitten aufwächst. 
Was Wunder denn, wenn unter dem gemeinen Volk alle Laster und 
in Sonderheit die Dieb- und Räubereien solchergestalt überhand 
nehmen, dass alles Hängen, Köpfen und Radbrechen nicht zureichen 



61) Vergl. <la8 pfalzbayerisehe Promemoria bei Ernst von Mfmch, a. a. 0. 
S. 369 ff. 

62) So die Antwort des Kurfürsten Karl Tbeodor an (Ion Kurfürsten Cle- 
mens Wfiireshiu.« von Trier vom 30. August 1788 bei Krnst von Milurit, a. a. O. 
S. 314 ff. 
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will, diesem Uebel Einhalt zu thun" G3 ). Nicht minder scharf lautet 
das Urtheil Kothammers, des Biographen Maximilian Josephs III., 
aus dem Jahre 1785 64 ). Acten des Reichsarchivs, welche Fr. A. W. 
Schreiber und Karl von Spruner benutzt haben, schildern die Ver- 
kommenheit des Clerus , das Verderben in den Klöstern, den Aber- 
glauben des Volks , den Missbrauch , welcher mit Amuletten aller 
Art, mit Hexenpantöffelchen , Teufelsgeissein, Monicagürteln, Lucas- 
zetteln, mit dem Ablasswesen und Lohnbeten getrieben wurde, in er- 
schreckendem Lichte G5 ) , und Berichte aus dem ersten Regierungsjahr 
Maximilian Josephs IV. bestätigen, dass sich bis zum Jahre 1800 
in diesen Zuständen wenig geändert hat 66 ). 

Auch in politischer Beziehung war Bayern kaum jemals so ge- 
sunken als am Ende des achtzehnten Jahrhunderts. Mehr als einmal 
schwebte das Land in Gefahr, durch eine Verfügung des eigenen 
Regenten die politische Selbständigkeit an das benachbarte Oesterreich 
zu verlieren 67 ). Die Armee hatte bereits ihre Selbständigkeit ein- 
gebüsst; durch den Vertrag von Schwabhausen (15. Deceniber 1796) 
sind die bayerischen Truppen mit der österreichischen Armee ver- 
einigt worden 68 ). 

Da kam der Beginn eines neuen Jahrhunderts und mit demselben 
ein völliger Umschwung in der äusseren Machtstellung und den inneren 
Verhältnissen des Landes. 

63) August Kluckhohn a. a. 0. S. 22. 

64) Wilhelm Rothaminer, Biografic Maximilian III. von Baiern, Regens- 
burg 1785. 

65) Fr. A. W. Schreiber, Max Joseph III. der Gute, Kurfürst von Bayern, 
nach den Acten des kgl. bayer. allgemeinen Reichsarchivs, München 1868, S. 205 ff. 
C'arl von Spruner, die Wandbilder des bayerischen National -Museums. S. 220 f. 

66) Beytrage zur Vaterlandskunde Bayerns oder freymüthige Schilderung der 
Geistlichkeit und des Bürgerstandes ; auch des Betragens der Franzosen in diesem 
Lande. Erstes Heft 1801. (Ohne Angabe des Druckortes.) 

67) Eine Uebersicht über die Versuche Oesterreichs, Bayern unter Karl 
Theodor*« Regierung zu erwerben, gibt Carl von Spruner a. a. 0. S. 362-369. 

68) Vergl. die academische „Rede zum Andenken an den verewigten Staats- 
minister Maximilian Grafen von Montgelas" von Max Freyherrn von Freyberg, 
München 1839, S. 12 f. 
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Die Begründung des modernen Staates in 

Bayern. 



Unter den schwierigsten Verhältnissen trat der Herzog von Zwei- 
brücken Maximilian Joseph am 16. Februar 1799 die Regierung der 
pfalzbayerischen Eurlande an. Ein grosser Theil der ausgedehnten 
Gebiete war in den Reichskriegen an die französische Armee verloren 
gegangen. Auf die bayerischen Lande hatte die österreichische 
Politik seit zwanzig Jahren ihre begehrlichen Blicke gerichtet; eben 
damals wurden die geheimen Artikel des Friedensvertrages von Campo 
Formio bekannt, in welchen der Kaiserhof von dem Directorium der 
französischen Republik sich ausser dem Erzstift Salzburg Bayern bis 
zum Tnnstrom versprechen Hess. Von den inneren Zuständen entwarf 
der Kurfürst selbst wenige Monate nach seinem Regierungsantritt 
dem Ausschuss der bayerischen Landstände ein düsteres Bild 1 ). Die 
Kriegsmacht des Landes war völlig „desorganisirt" , die öffentlichen 
Kassen waren überschuldet, die Finanzverwaltung in einer solchen 
Unordnung, dass dem neuen Regenten weder der Ertrag der Staats- 
gefälle, noch der Schuldenstand zuverlässig angegeben werden konnte. 
Die Steuerkraft des Landes war in der Entwickelung gehemmt, „In- 
dustrie 14 und „Commerz 44 durch „Monopole 44 und „Privilegien 44 ge- 
lähmt, der kleine Grundbesitz durch eine drückende Taxordnung, 

1) Postulats - Rescript an die landschaftliche Verordnung in Baiern vom 
11. Hornung 1800 in Häberlin\s Staate-Archiv, Helmstedt und Leipzig 1801, B. VI. 
S. 10 ff. Vergl. über die damaligen Zustände und die Umgestaltung Bayerns 
durch Montgelas: Clemens Theodor Perthes, politische Zustande und Personen in 
Deutschland zur Zeit der französischen Herrschaft, Gotha 18G2, ö. 391 433. 
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durch eine mangelhafte Rechtspflege, durch eine grosse Anzahl bäuer- 
licher Lasten beschwert. Eine „gerechte 11 Steuervertheilung wurde 
durch die Steuerbefreiungen der bevorrechteten Stände gehindert, ein 
grosser Theil der Einkünfte durch die Verwaltungskosten verschlungen, 
der öffentliche Dienst, in welchem die meisten Aemter erblich ge- 
worden waren, in der schlechtesten Weise besorgt. „Die Erziehung 
des Volkes war ganz vernachlässigt und der Zweck der beträchtlichen 
geistlichen Stiftungen ward nicht erreicht 41 . Die Lage des Landes war der 
Art, dass der Kurfürst selbst erklärte, er würde in den ersten Tagen 
seiner Regierang den Muth verloren haben, wenn er nicht zuversicht- 
lich auf die Unterstützung seiner lieben und getreuen Bayern ge- 
rechnet, und wie man vielleicht hinzufügen darf, wenn ihn nicht das 
Bewusstsein aufrecht erhalten hätte, einem Fürstenhaus anzugehören, 
welches in sechs Jahrhunderten einer ruhmreichen und wechselvollen 
Geschichte auch unter den schwierigsten Verhältnissen die politische 
Selbständigkeit des Landes im Herzen Europa's behauptet und mehr 
als einmal einen massgebenden Einfluss auf die Geschicke Deutsch- 
lands geübt hat. 

Maximilian Joseph übertrug die Leitung der öffentlichen Ange- 
legenheiten einem Minister, welcher erprobt in den Diensten des her- 
zoglichen Hauses mit durchdringender Verstandesschärfe und vorurteils- 
freiem politischen Blick, mit einer tüchtigen juristischen und staatswissen- 
schaftlichen Vorbildung und einer aussergewöhnlichen Arbeitskraft 
rasche Entschlossenheit und im entscheidenden Augenblick den Muth 
zu rücksichtslosem Handeln verband. Montgelas' reicher Begabung 
und unermüdeter Thätigkeit gelang die Lösung der schwierigsten 
Aufgabe, welche vielleicht jemals einem bayerischen Staatsmann ge- 
stellt war. In dem Zusammenbruch der alten Reichsverfassung 
wusste er nicht nur das von dem mächtigen Nachbar bedrohte Erb- 
recht des Fürstenhauses und die politische Selbständigkeit des Landes 
zu retten, sondern auch eine Erweiterung und Abrundung des Ge- 
biets zu erlangen , welche , in älteren Zeiten vergeblich erstrebt, 
Bayern zu einer Macht zweiten Ranges und wie dem Namen so auch 
dem Umfang und der Bevölkerung nach zu einem Königreich erhob. 
Nach innen aber gelang es ihm, zu einer Zeit, da die Umgestaltung 
der politischen und gesellschaftlichen Ordnung fast alle Länder 
Europas mit gewaltigen Bewegungen zu erfüllen drohte, ohne erheb- 
liche Erschütterung, was sich als nicht haltbar erwies, zu beseitigen 
und die Grundlagen herzustellen, auf welchen sich die moderne Er- 
werbsgesellschaft und das Gebäude des verfassungsmässigen Lebens 
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in Bayern erheben konnte. Wie immer man über die Mittel urtheilen 
mag, welche er zur Lösung seiner Aufgabe wählte, Bayerns politische 
Stellung und ein guter Theil seines öffentlichen Lebens beruht auf 
den durch Montgelas geschaffenen Grundlagen 2 ). 

Was eiuige Jahre später in einem grösseren deutschen Staate 
unter dem Eindruck einer furchtbaren Katastrophe geschah , vollzog 
sich in Bayern unmittelbar nach dem Regierungsantritt des Kurfürsten 
Maximilian Joseph IV. in ruhig gewonnener Erkenntniss der Zeitlage ; 
das Fürstenthum unterzog sich der ruhmwürdigen Aufgabe, die unab- 
weisbar gewordene Erneuerung der politischen und gesellschaftlichen 
Einrichtungen auf dem Wege der Gesetzgebung zu bewirken. In 
denkwürdigen Worten verkündete der Kurfürst diese seine Absicht 
dem Ausschuss der bayerischen Landstände in einem bereits erwähnten 
Erlass vom 11. Februar 1800: „Zur Zeit, wo den Staaten grosse 
und gefährliche Erschütterungen drohen, müssen Staatsgebrechen 
schnell und mit Entschlossenheit geheilet werden, wenn man anders 
Anarchie vermeiden will". „Neuerungen Einhalt zu thun, welche aus 
reinen, allgemein als gültig anerkannten Grundsätzen fliessen, welche 
das unaufhaltbare Fortschreiten des menschlichen Verstandes und 
das Bedürfniss der Zeit jeder achtsamen Regierung abnöthigen, liegt 
einmal in unseren Kräften so wenig, als es in unseren Kräften liegt, 
einen Strom aufzuhalten ; man muss mit Klugheit, bei Zeiten und mit 
Entschlossenheit das ableiten, was man nur mit grossem Nachtheile, 
vielleicht nur mit Verlust des Ganzen eine Zeit lang aufhalten 
könnte". „Wer eine Regierung hindert, nach reinen, allgemein gut 
erkannten Grundsätzen zu wirken, schreiende Ungerechtigkeiten ab- 
zustellen, Einheit in die Ausübung dieser Grundsätze zu bringen; 
wer Missbräuche beibehalten, sie oft vermehren, palliative Mittel an- 
wenden, oder auch wider den Gang des menschlichen Verstandes nur 
halb wegschaffen will: der ist ein wahrhaft revolutionärer Mensch* 1 . 
„Wir wollen Hand an's Werk legen und ohne vielen Lärmen zu 
machen, die Gebrechen, welche zur Anarchie führen, und die vom 
Parteigeiste immer zur Ursache des Missvergnügens benutzt werden, 
mit Herzhaftigkeit und redlicher Liebe zur Nation ohne Zeitverlust 

2) Vergl. über Montgelas und dessen staatsmännisehc Thätigkoitdicacademische 
„Rede zum Andenken an den verewigten Staatsniinister Maximilian Grafen von 
Montgelas" von Max Freyherrn von Freyberg, München 1839, den Artikel 
„Montgelas" von Pözl im deutschen Staatswörterbneh von J. C. Bluntschli und 
K. Brater, Stuttgart und Leipzig 1861, B. VI. S. 771 ff., sowie Clemens Theodor 
Perthes a. a. 0. S. 388 ff. 
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heilen, um alsdann mit Gewissheit den ersten Zweck eines jeden Staates, 
Sicherheit von innen und Sicherheit von aussen, erreichen zu können". 

Hasch wurde Hand an das Werk gelegt. Durch eine neue Ein- 
richtung der Verwaltungsbehörden auf allen Stufen des öffentlichen 
Dienstes wurde die einheitliche Regierung des gesammtcn Landes 
ermöglicht und die Verschmelzung der verschiedenartigen Bestand- 
teile des werdenden Königreichs zu einem geschlossenen Ganzen 
vorbereitet. Durch Umgestaltung des Staatsdienstes schuf sich die 
Regierung einen brauchbaren und zuverlässigen Beamtenstand; die 
Anwartschaften, die Erblichkeit der Aemter, das ausschliessliche Recht 
des Adels zu den höheren Stellen wurden beseitigt, über Kenntnisse, 
Fleiss, Rechtlichkeit der Beamten scharfe Verordnungen erlassen, die 
vermögensrechtliche Stellung und die Disciplin der Staatsdiener in 
eingehender Weise geregelt. Die Kriegsmacht des Landes wurde 
neu organisirt und auf die allgemeine Dienstpflicht der Unterthanen 
gegründet. Wa3 der Kurfürst schon im Jahre 1800 dem Ausschuss 
der bayerischen Landstände angekündigt hatte, eine neue „gerechte" 
und „gleichheitliche 14 Regelung des Steuerwesens, wurde in späteren 
Jahren durchgeführt, die Steuervorrechte der gefreiten Stände aufge- 
hoben, die Vertheilung der Staatsauflagen nach dem Vermögen der 
Beitragspflichtigen angeordnet. Auf volkswirtschaftlichem Gebiete 
begann die Regierung die Hindernisse des freien Verkehrs, welche 
in der bisherigen Gesetzgebung lagen, zu entfernen, die bäuerlichen 
Lasten zu vermindern und zu beschränken, die Landescultur durch 
Erleichterung des Grunderwerbs, die Industrie durch Erleichterung 
des Gewerbebetriebs zu befördern. Einen vorläufigen Abschluss der 
Gesetzgebung brachte die Verfassungsurkunde vom 1. Mai 1808, 
deren wichtigste Grundsätze in das noch geltende Verfassungsrecht 
aufgenommen worden sind. Die besonderen Verfassungen der ein- 
zelnen Provinzen wurden durch die gesetzgebende Gewalt des Mo- 
narchen beseitigt. 

Von einer so umfassenden Umgestaltung der öffentlichen Einricht- 
ungen musste auch die kirchenpolitische Gesetzgebung berührt werden. 
Die älteren bayerischen Fürsten hatten der Kirche gegenüber ein 
widerspruchsvolles Verfahren eingeschlagen ; sie hatten in interconfes- 
sioneller Beziehung den Forderungen des curialistischen Systems sich 
unterworfen, im Verhältniss zur Kirchengewalt dagegen die landes- 
herrlichen Rechte strenge gewahrt, nicht beachtend, dass die Unter- 
ordnung unter die Ansprüche der Curie auch den Verzicht auf die 
landesherrlichen Rechte in kirchlichen Dingen in sich schliesse. 



24 Aufnahme der AknthnHkon in Bayern. 

Unter Maximilian Joseph IV. dagegen entzog sich die weltliche Obrig- 
keit in jeder Beziehung der Unterordnung unter die kirchliche Gewalt 
und trat derselben als souverän mit dem Anspruch gegenüber, das 
Verhältnis« zur Kirche nach eigenem Ermessen und durch die eigene 
Gesetzgebung zu bestimmen. 

Schon die erste Massregel der neuen Regierung enthielt den 
völligen Bruch mit dem bisher bestehenden, den curialistischen Grund- 
sätzen entsprechenden kirchenpolitischen System. Landesherrliche 
Verordnungen vom 10. November 1800 und vom 26. August 1801 
erklärten, dass die katholische Religion weder nach der Reichsver- 
fassung noch nach der Landesverfassung als ein Erforderniss für die 
Ansässigmachung in Bayern zu betrachten und dass demnach anderen 
Religionsverwandten wegen dieser Eigenschaft, die Ansässigmachung 
in Bayern nicht ferner zu versagen sei. Nicht ohne Kampf war die 
Aufnahme des ersten protestantischen Bürgers in dem katholischen 
München zu bewirken. Der Stadtmagistrat weigerte sich, einem Pro- 
testanten das Bürgerrecht zu ertheilen, weil die landesherrliche Ver- 
ordnung vom 10. November 1800 eine Abänderung der Landesver- 
fassung in sich schliesse und somit der landständischen Zustimmung 
bedürfe; nur durch das entschiedene persönliche Eingreifen des Kur- 
försten konnte der Widerstand der Bürger gebrochen werden. Der land- 
ständische Au8schuss aber gerieth in „durchdringende Bestürzung" ; er 
berief sich darauf, dass die Verordnung vom 10. November 1800 nach 
der Landesverfassung und nach dem westpbälischen Frieden der land- 
schaftlichen Mitwirkung bedürfe, dass die bayerischen Fürsten durch 
den Hausvertrag von 1771 verbunden seien, keine andere Religion 
als die katholische selbst zu bekennen und in Bayern einzuführen; 
dass die Religionseinheit das beste Mittel zur Erhaltung der öffent- 
lichen Ruhe und Ordnung sei. „Bayern genoss diese Einheit in 
Ruhe; mit der Vervielfältigung jetzt Trennung einführen, kann keine 
liberwiegenden Vortheile gewähren. Diese uneingeschränkte Aufnahme 
fremder Religionsverwandten ist eine Quelle gefährlicher Spaltungen, 
die Grundursache einer fortwährenden Entstehung entgegengesetzter 
Parteien; Einheit der Religion hingegen ist ein geheiligtes Band, 
welches alle Staatsbürger am Fusse des nämlichen Altars vereiniget, 
welches in brüderlicher Eintracht alle an die nämlichen Pflichten 
hinweiset, welches also durch die Identität der Gesinnungen und die 
Uebereinstiramung der religiösen Handlungen mehr denn irgend ein 
anderes Mittel die Ordnung und Ruhe im Staate befestigen kann". 
Der Kurfürst erwiderte, dass das Reformationsrecht von jeher den 
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Landesfürsten aus seh lieslich zugestanden habe, dass der westphälische 
Friede nur für den Fall Vorsorge treffe, wenn der Landesherr eine 
andere Religion als die Unterthanen bekenne, dass dem Hausvertrag 
von 1771 die zweibrdeker Linie nur unter Vorbehalt des westphälischen 
Friedens und des durch den westphälischen Frieden anerkannten 
landesherrlichen Reforraationsrechts beigetreten sei und dass derselbe 
in keinem Fall den Unterthanen ein Recht zum Widerspruche gebe, 
dass endlich die Aufnahme fremder Religionsverwaffdten die Landes- 
eultur zu fördern geeignet sei. „Alle Mandate und Verordnungen 
in Religionssachen wurden (in Bayern) aus blosser landes fürstlicher 
Macht erlassen. Gleichwie nun die damaligen Landesfürsten nach 
dem Geiste ihrer Zeit gemäss des ihnen zustehenden Reformations- 
rechts über fremde Religionsverwandte den Religionsbann auszusprechen 
berechtigt waren, ebenso kann bei veränderten Verhältnissen und nach 
den nunmehr geläuterten Begriffen über Toleranz und ihre wohlthä- 
tigen Folgen uns das Recht nicht widersprochen werden, auch in 
Ansehung fremder Religionsverwandten günstigere Verfügungen zu 
treffen 44 . „Unsere landesväterliche Absicht ist, durch Ansiedelung 
fremder Religionsverwandten den vielen noch Öde liegenden Länder- 
eien fleissige Anbauer, den Froducten geschickte Verarbeiter, dem 
Handel thätige Unternehmer zu verschaffen und auf solche Art die 
physischen und moralischen Kräfte unserer heroberen Erbstaaten zu 
vermehren. Wir haben hierin nach einer vernünftigen Staatspolizei 
und nach den weisen Beispielen anderer Regenten gehandelt 44 . „Was 
haben alle Stände gewonnen, welche der Alleinherrschaft ihrer Kirche, 
der Einheit ihrer Religion alles aufopferten? Man vergleiche ihren 
Wohlstand mit jenem solcher Staaten, welche ohne Rücksicht auf 
Religion fremder Industrie und Gultur offen stehen und wo man 
diese durch Aufnahme solcher nützlicher Fremden einheimisch zu 
machen weiss. Warum sollten nicht mehrere Religionsverwandte als 
Brüder einer Familie, als Söhne eines Vaters, als Unterthanen eines 
Fürsten, als Glieder einer und eben derselben Gesellschaft aus einem 
gemeinschaftlichen Interesse der öffentlichen Sicherheit und Wohl- 
fahrt, durch ein gemeinschaftliches Band in glücklicher Ruhe und 
Einheit beisammen leben können ? Haben nicht alle christlichen Re- 
ligionen eine gemeinschaftliche Moral , einen gemeinschaftlichen 
Lehrer? Erkennen sie nicht die nämlichen Pflichten, auf deren Er- 
füllung eigentlich die Glückseligkeit der Staaten beruhet? Entsteht 
nicht dadurch eine Gleichheit in ihren Gesinnungen, Uebereinstim- 
mung in ihren moralischen Handlungen? Können sie nicht als gute 
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Bürger einerlei Gesetzen gehorchen, wenn sie schon an verschiedenen 
Altären beten? 44 3) 

Von den altbayerischen Gebieten wurde die Gleichstellung der 
christlichen Confessionen kurze Zeit nach der Besitzergreifung auf 
die Entschädigungslande in Franken und Schwaben ausgedehnt Alle 
Gesetze, welche in diesen Gebieten die Duldung fremder Religions- 
verwandten entweder gänzlich verboten oder doch erschwerten, 
wurden durch das Edict vom 10. Januar 1803 als „den Grund- 
sätzen des öffentlichen Kechts, dem Geiste der christlichen Re- 
ligion, der Industrie, der sittlichen und wissenschaftlichen Cultur 
widerstrebende Gesetze 44 aufgehoben, den christlichen Confessionen 
in Uebereinstimmung mit dem Reichsdeputationshauptschluss ihre bis* 
herige Religionsübung sowie der ungestörte Besitz und Genuss ihres 
Kirchenguts und Schulverraögens zugesichert, allen christlichen Re- 
ligionsverwandten der volle Genuss der bürgerlichen Rechte ertheilt 
und die Aussicht auf die Erlangung jedweder Staatsämter eröffnet 4 ). 
Auch in Franken trat die Regierung dem Widerstand einzelner Ge- 
meinden mit Entschiedenheit entgegen. An den Magistrat zu Schwein- 
furt, welcher eine von der Regierung den Katholiken provisorisch 
eingeräumte Kirche zurückverlangte, erging am 2. August 1803 ein 
scharfer Verweis wegen der „kleinlichen intoleranten Richtung 1 *, 
welche „den Vorständen einer auf Bildung und Cultur Anspruch 



3) Die Actenstücke sind mitgethcilt in der »Schrift „Geschichte der ersten 
Bürgeraufnahme eines Protestanten in München. Kin Beitrag zur Charakteristik der 
Baierisehon Landstände mit Urkunden. Porta patens est«. Nulli claudatur honesto. 
1801" (Ohne Ortsangabe) ; die wichtigsten derselben auch in Häberlius Staats-Archiv 
B. VIII. S. 97 — 110. Das Verfahren derbayer. Regierung, welches in ganz Deutsch- 
land Aufsehen erregte, wurde von einem Heidelberger Rechtsichrer in einer 
staatsrcchlichon Streitschrift vertheidigt: K. J. Wedekind, die Aufnahme neuer 
Kirchen im Staate überhaupt, und der protestantischen in Baiern insbesondere, 
nach den Grundsätzen des allgemeinen Staatsrechts, des gemeinen deutschen, und 
des baierischen Territorial - Staatsrechte gewürdiget, Göttingen 1803. (Die Vor- 
rede ist vom September 1802 und berichtet, dass die Schrift schon im April voll- 
endet gewesen sei.) In der Pfalz sind die Religionsbeschwerden der Protestanten 
unmittelbar nach dem Regierungsantritt des Kurfüsten Maximilian Joseph IV. 
gehoben worden durch die Religions-Deelaration vom 9. Mai 1799, abgedruckt in 
Häberlin's Staats-Archiv B. IV. S. 346 fF. 

4) Das Edict die Religio nsfreyheit iu den eh urfürstlichen Herzogtümern 
Franken und Schwaben betr. vom 10. Jan. 1803 steht im Ohurbaierischcn Regierungs- 
blatt 1803 Stück III., im Kegierungsblatt für die Churbaierischen Fürstenthümer in 
Franken 1803 Stück 4, im Regierungsblatt für die Kurpfalzbaierische Provinz 
in Schwaben" 1803 Stück XI. 
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machenden Stadt wenig Ehre bringt 145 ). Schon im folgenden Jahre wurde 
die Einweihung des . neuen Friedhofs von dem katholischen Pfarrer 
und dem protestantischen Frediger gemeinschaftlich vorgenommen 6 ). 

Durch die Gleichstellung der christlichen Confessionen war das 
Verhältniss der weltlichen Gewalt zur Kirche von Grund aus ver- 
ändert. Die weltliche Obrigkeit betrachtete es nicht mehr als ihre 
Aufgabe, im Dienste der einen Kirche die Mittel der landesherrlichen 
Macht zur Erhaltung der Glaubenseinheit anzuwenden; sie legte sich 
selbst das Recht bei, darüber zu entscheiden, ob überhaupt und mit 
welchen Befugnissen neben der katholischen Religion andere christ- 
liche Bekenntnisse im Lande zuzulassen seien. Damit trat sie den 
sämmtlichen im Lande aufgenommenen Kirchengesellschaften als 
Herrscherin gegenüber und übernahm die Aufgabe, das wechselseitige 
Veihältniss derselben durch ihre Gesetzgebung zu ordnen. 

Schon das Edict vom 10. Januar 1803 enthielt Bestimmungen 
über Pfarrzwang, Gemeindebildung, Feier der Festtage, welche später 
in das Keligionsedict vom 24. März 1809 und in das noch geltende 
Beligionsedict vom 26. Mai 1818 aufgenommen worden sind. Wenige 
Monate später, am 18. Mai 1803, erging eine landesherrliche Ver- 
ordnung, welche in Folge der „eingeführten bürgerlichen Toleranz 44 
die gemischten Ehen für erlaubt erklärte, den Brautleuten die Frei- 
heit gab, sich von dem Pfarrer des Bräutigams oder dem Pfarrer 
der Braut trauen zu lassen, über die religiöse Erziehung der Kinder 
Eheverträge bei Abschluss der Ehe uud vertragsweise Aenderungen 
derselben während der Dauer der Ehe zuliess und in Ermangelung 
eines Ehevertrages Theilung der Kinder nach dem Geschlecht an- 
ordnete 7 ). Eine weitere Folge war die, dass die bürgerlichen Obrig- 
keiten angewiesen wurden, richterlich geschiedenen Protestanten die 
Wiederverehelichung unbedingt, auch mit Katholiken zu gestatten, 
dergleichen Eben als bürgerlich gültige Ehen zu betrachten uud den 
katholischen Ehegatten gegen eine der bürgerlichen Ehre nachtheilige 



5) Regierungsblatt für die Churbaierischen Fürstentümer in Franken 1803 
Stück SO S. 149 f. 

6) So berichtet Johann Baptist »Schwab , Franz Berg, ein Beitrag zur 
< -harakteristik des katholischen Deutsehlands zunächst des Fürstbisthums Würz- 
burg im Zeitalter der Aufklärung, Würzburg 1869, »S. 337. 

7) Verordnung, die Rcligionsverhältnisse der Kinder bey vermischten Ehen 
betreffend, vom 18. Mai 1803 im Churbaierischen Regierungsblatt 1803 »Stück 
XXI., im Regierungsblatt für die ('hurbayerischen Fürstenthümer in Franken 
1803 »Stück 22, im Regierungsblatt für die Kurpfalzbaierische Provinz in 
Schwaben 1803 Stück XVL 
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kirchliche Strafe zu schützen; in das Gebiet des Gewissens dagegen 
solle von der weltlichen Obrigkeit nicht eingegriffen und der katho- 
lische Pfarrer zur Vornahme der Trauung nicht gezwungen, vielmehr 
den Eheleuten überlassen werden, die Trauung bei dem Geistlichen 
des protestantischen Theils nachzusuchen*). 

Mit dem Verhältnis der weltlichen Gewalt zur Kirche gestaltete 
sich die Aufgabe des Segenten auch bezüglich der Ueberwachung 
der Literatur und der Leitung des Schulwesens um. 

Wenige Wochen nach dem Regierungsantritt des Kurfürsten 
Maximilian Joseph wurde das landesherrliche Censurcollegium, „weil 
es den liberalen Gang der Wissenschaften aufzuhalten schien, aufge- 
hoben und dafür eine Censurcommission mit der Anweisung zu einem 
bescheidenen und liberalen Verfahren bei ihren künftigen Censuren 
angeordnet* 4 ; Westenrieder, Babo, Imhof und Andere wurden zu Mit- 
gliedern dieser Coramission ernannt. Vier Jahre später, am 13. Juni 
1803, wurde die Censur für Bücher und Schriften, weil sie „in ihrer 
Anwendung auf die einzelnen Fälle weder gerecht noch zweckdien- 
lich noch hinreichend 44 schien, aufgegeben und nur für Zeitungen und 
politische Blätter beibehalten. Den Polizeibehörden wurde unter 
gewissen Voraussetzungen Beschlagnahme und Verbot der erschienenen 
Schriften, den Gerichten die Bestrafung der durch die Presse began- 
genen Verbrechen übertragen 9 ). 

In voller Schärfe wurde von der neuen Regierung die Aufgabe 
erfasst, deren bisherige Vernachlässigung der Kurfürst bei seinem 
Regierungsantritt beklagt hatte, die Aufgabe, für die „Erziehung des 
Volkes 44 zu sorgen. Das gesammte Uuterrichtswesen wurde von der 
weltlichen Gewalt unter ihre ausschliessliche Leitung genommen und 

8) Di« kurfürstliche Eiitsehliessung vom 8. November 1802 ist abgedruckt 
bei Augustinus de Koskoväny, de matrimoniis nrixtis. Quinquc-ecclcsiis 1842. 
toin II. pag. 85 sq., der Briefwechsel der Vicariate über diese Erschliessung bei 
(i. L. l\ Kopp, die katholische Kirche im neunzehnten Jahrhunderte und die zeit- 
gemäße Umgestaltung ihrer äusseren Verfassung, Mainz. 1830, S. 387 ff., ©in 
Brevo des Papstes Piu« Vll. an den Kurfürsten Erzkanzler vom 8. Oktober 1803 
bei Koskoväny l. c. pag. 86 sqq. Vergl. ausserdem J. B. Schwab a. a. 0. 
S. 35« tf. 

0) Verordnungen vom 10. April 1799, Münchner Intelligenzblatt 1799, Stück 
Will, und vom 13. Juni 1803. die Press- und Buchhandel - Freyheit betreffend 
Churbaierischcs Kegierungs-Blutt 1803, Stück XXV. Die Censur der politischen 
Zeitschriften wurde geregelt durch Verordnung vom 6. September 1799, Münchner 
lutt'lligenzblatt 1799 Stuck XLI. Vergl. im Regierungsblatt für die ( -hurbayerischen 
Fürstentümer in Franken 1803 Stück 23 und Stück 26. im Regierungsblatt für 
die Kurpfalzbaierisehe Provinz in Schwaben 1803 Stück VII. 
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in allen seinen Abstufungen einer durchgreifenden Umgestaltung unter- 
zogen. Was schon Ickstatt in seiner berühmten academischen Bede 
vom 28. März 1774 betont hatte, dass die Landesherrn „das Recht 
ihre Schulen anzuordnen und die Lehrämter zu bestellen", nicht aus 
den Händen geben sollten, was unter Kurfürst Karl Theodor theil- 
weise aufgegeben worden war, wurde unter Maximilian Joseph IV. 
als Begierungsgrundsatz ausgesprochen und durchgeführt. 

„Nach richtigen Begriffen 14 , so heisst es in einer kurfürstlichen 
Entscblie8sung vom 26. November 1804, „sind die bürgerlichen 
Schulen nicht als eine kirchliche, sondern als eine wichtige Polizei- 
anstalt zu betrachten. Nur in soweit als Beligionsunterricht zugleich 
ertheilt wird, haben sie eine Beziehung auf Kirchenwesen und Reli- 
gionsmeinung 44 . „Der Beichsdeputationshauptschluss § 63 sichert 
zwar einer jeden Beligion den Besitz und ungestörten Genuss ihres 
eigenthümlichen Kirchenguts und Schulfonds nach der Vorschrift des 
westphälischen Friedens und das kurfürstliche Beligionsedict vom 
10. Jänner 1803 bestätigt nach dieser Norm sämmtlichen Confessionen 
ihre Beligionsübung mit ihren Annexis. Allein zu diesen Annexis 
kann das Schulwesen nur nach den oben bemerkten Beziehungen, 
nem lieh in Bücksicht des Schulfonds und des Religionsunterrichts, 
nicht aber nach seinem ganzen Umfange gerechnet werden .... 
Wenn einer Confession der Beligionsunterricht durch Lehrer ihrer 
Gonfession ungestört belassen, wenn der Schulfond dem ursprünglichen 
Zwecke nicht entzogen wird, so kann dem Landesfürsten selbst nach 
den Vorschriften und dem Geiste des westphälischen Friedens die Be- 
fugniss nicht widersprochen werden, alle übrigen Forderungen [? Anord- 
nungen] in Schulsachen als in einer weltlichen Begierungsanstalt nach den 
Bedürfnissen seines Staates zu treffen und solche, durch wen er 
gut findet, vollziehen zu lassen. Die Sicherheit einer Beligion 
kann nicht gefährdet werden, wo von keiner Beligion die Frage ist. 
Abgesehen von Kirchensystem und Glaubenslehre ist der übrige Lehr- 
stoff weder katholisch noch protestantisch, und es muss jedem Partei- 
losen gleichgültig sein, durch welche Confessionsverwandte die Sprachen, 
Geographie, Naturwissenschaften, Mathematik u. s. w. gelehrt werden, 
wenn nur der Lehrer ein Mann von sittlichem Charakter und geschickt 
ist". „Die Begierung muss jeder Tendenz entgegen arbeiten, durch 
welche der Bürger vom Staate getrennt und dem gemeinschaftlichen 
Staatszwecke ein anderer untergelegt werden will. Seine kurfürstliche 
Durchlaucht betrachten die Schulen nicht als religiöse Institute und 
werden sie auch nicht als solche behandeln lassen; hienach werden 
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Höchstsie der Hierarchie auf dieselben keinen Einfiuss gestatten, und 
alle Folgerungen, welche aus dem katholischen Systeme abgeleitet 
werden wollen, sind auf die kurfürstlichen Unterrichtsanstalten nicht 
anwendbar. Höchstsie erkennen keine katholische Lehrmethode, so- 
wie keine protestantische, werden vielmehr nur Denjenigen Höchst- 
ihren Beifall geben, welche nach dem Urtheile sachverständiger 
Männer und durch die Erfahrung als zweckmässig erfunden werden" 10 ). 

Nach der Auflösung des geistlichen Rathes (6. Oktober 1802) 
wurde zur Leitung und Beaufsichtigung der deutschen und der latei- 
nischen Schulen eine eigene Behörde, das Generalschuldirectorium 
errichtet 11 ), und derselben einige Monate später (3. August 1803), 
eine dreifache Stufenleiter von Schulbehörden — Obercommissariate, 
Localschulcommissionen , Inspectorate — untergeben 12 ) ; auch das 
fränkische und schwäbische Schul- und Studienwesen wurde am 
29. Juli 1804 unter die oberste Leitung des Generalschuldirectoriums 
gestellt 13 ). Im Herbste 1805 wurde in der Gliederung der Behörden 
eine theilweise Aenderung vorgenommen, das Generalschuldirectorium 
als selbständige Behörde aufgehoben und durch ein „geheimes Schul- 
und Studien-Bureau" in dem Ministerium ersetzt, auch die Geschäfte 
der Obercommissariate den Landesdirectionen , d. i. den Kreisregie- 
rungen, unter Beigebung technischer Referenten überwiesen 14 ). General- 
schuldirector, später Präsident des geheimen Schulen- und Studien- 



10) Die kurfürstliche EntSchliessung vom 26. November 1804 wurde am 
4. Januar 1805 von dem fränkischen Generallandescoinmissariat bekannt gemacht. 
Begierungsblatt ftir die Churpfalzbaierischen Fürstenthümer in Franken 1805, 
Stück 3 S. 20-23. 

11) Verordnung , die Auflösung des geistlichen Rathes betreffend , vom 
6. Oktober 1802. Churpfalzbaierisehes Regierungs-Blatt 1802, Stück XL1. (auch in 
Haberlins Staats-Archiv B. IX. S. 287 ff.). Prantl in der Bavaria, B. I. S. 568, 
welcher die Errichtung des Generalschuldirectoriums auf den 3. August 1808 
verlegt, hat die Verordnung vom 6. Oktober 1802 übersehen. 

12) Verordnung, die Organisation der Leitung des Schulwesens betreffend, 
vom 3. August 1803, ChurbaieriBehes Regierungs-Blatt 1803, Stück XXXV. 

13) Bekanntmachung, die Organisation der fränkischen Lehranstalten be- 
treffend, vom 26. Oktober 1804: Regierungsblatt für die churpfalzbaierischen 
Fürstenthümer in Franken 1804, Stück 38 S. 264—268. 

14) Kurfürstliche Fintschliessung vom 6. September 1805, Churpfalzbaierisehes 
Regierungs-Blatt 1805 Stück XL., Regierungsblatt für die Churpfalzbaierischen 
Fürstenthümer in Franken 1805 Stück 42. Regierungsblatt für die Kurpfalz- 
baierische Provinz in Schwaben 1805 Stück XL. 
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bureaus war bis zum 23. Januar 1807 der zum geheimen Bath er- 
nannte regensburger Domcapitular Joseph Maria Johann Nepomuk 
Freiherr von Fraunberg, später Erzbischof von Bamberg. 

Unter Fraunberg's Leitung 1 **) wurde die allgemeine Schulpflicht 
der Kinder geregelt, die Errichtung von Landschulen befördert, für 
die Verbesserung der Schuldotation und der Lage der Schullehrer 
Sorge getragen , • Sonn- und Feiertagsschulen sowie Industrieschulen 
hergestellt, endlich am 3. Mai 1804, nachdem bereits im Herbste 
1803 „allgemeine Grundsätze, nach welchen bei öffentlichen Er- 
ziehungs- und Lehranstalten zu Werke gegangen werden soll", ver- 
öffentlicht worden waren, ein neuer Lehrplan für die Volksschulen 
in Bayern erlassen, welcher auch von katholischer Seite als eine 
„treffende Arbeit 41 gerühmt worden ist 16 ). „Es soll 4 *, so bezeichnet 
der Lehrplan die Aufgabe der Volksschule, „von allen notwendigen 
Kenntnissen und Fertigkeiten, die für das gemeine bürgerliche und 
wissenschaftliche Leben von vorzüglicher Wichtfgkeit sind , ein 
sicherer und dauerhafter Grund gelegt werden 44 , und es wurde dem- 
gemäss den Realien eine vorzügliche Stelle unter den Lehrgegen- 
sttnden eingeräumt. Für die Mittelschulen — Realklassen, Gymna- 
sien, Lyceen — erschien in demselben Jahre, am 27. August 1804, 
ein auf das realistische Princip gegründeter neuer Lehrplan 17 ). 
Auch die confessionelle Eigenschaft der Schulen sollte aufgehoben 
werden, durchaus folgerichtig, seitdem die weltliche Gewalt das 
Unterrichtswesen unter ihre ausschliessliche Leitung genommen 
hatte *s). 

Auch die Universitäten, die alte Landesuniversität zu Ingolstadt 
und die neuerworbene fränkische Hochschule in Würzburg, beide 
seit dem sechzehnten Jahrhundert die festen Burgen der katholischen 
Kirche in Deutschland, wurden unter der neuen bayerischen Regie- 
rung völlig „säcularisirt 44 . Durch die Organisationsacte vom 3. No- 
vember 1803 wurde die Würzburger Universität „systematisch und 



15) Vergleiche für da* Folgende die Zusammenstellung von H. Heppe, Ge- 
achichte des deutschen Volksschulwesens, B. IV. S. 29 — 50. 

16) J. B. Schwab, Franz Berg S. 365 f. Dagegen urtheilt J. D. Klemm in 
der Encyklopädio des gesammten Erziehung«- und Unterrichtswesens von K. A. 
Sehmid, Gotha 1859, B. I. S. 427, dass der Lehrplan von 1804 „das Mass der 
möglichen Leistungen weit übersteigt". 

17) Vergl. Prantl in der Bavaria B. I. S. 569. 

18) Die oben in der Note 10 erwähnte Entschliessung vom 26. November 
1804 verfügt unter Ziffer 4: „Sollen die Schulen nient ferner nach der Konfession 
getrennt werden". 
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vollständig ihres mittelalterlichen Charakters als einer kirchlichen 
Anstalt entkleidet und zu einer allgemeinen Staatsbildungsanstalt, 
die keinem besonderen Interesse fortan zu dienen habe, umgeschaffen" ; 
die altherkömmliche Eintheilnng in Facultaten verschwand und die 
ganze Summe der Lehrfächer wurde in zwei grosse Klassen, der 
allgemeinen und der besonderen Wissenschaften, und diese wieder 
in eine Reihe von Sectionen geschieden, welche alles menschliche 
Wissen umfassen und vertreten sollten; die protestantische Theologie 
wurde unter die Lehrfächer aufgenommen und mit der katholischen 
zu einer einzigen Section unter dem bezeichnenden Namen „Section 
der für die Bildung des religiösen Volkslehrers erforderlichen Kennt- 
nisse 44 vereiniget ; die mittelalterlichen Würden , das Cancellariat 
und das Procancellariat wurden abgeschafft und dafür die Curatel 
eingeführt, endlich bei Anstellungen und Berufungen die landsmann- 
schaftliche und die confessionelle Ausschliesslichkeit aufgegeben. Für 
alle Sectionen suchte der Curator Graf von Thürheim, damals General- 
landescommissär in Würzburg, die ausgezeichnetsten Lehrkräfte 
anderer deutscher Hochschulen zu gewinnen. Die Berufungen von 
Schleiermacher, Heinrich Voss und G. F. Creuzer scheiterten, dagegen 
gelang es Döllinger den Vater, Höfen, Paulus. Niethammer, Schelling, 
Hufeland zu berufen 19 ). Auch die alte Landesuniversität unterlag 
einer durchgreifenden Umgestaltung. Durch die Verlegung von In- 
golstadt nach Landshut schied sie aus der geistlichen Gewalt des 
Bischofs von Eichstädt aus, welcher das Kanzleramt bekleidete und 
die Universität nicht ohne Wahrung seiner Rechte ziehen Hess 20 ). 
Der Verlegung folgte am 26. Januar 1804 eine neue Organisation, 
welche auf den gleichen Grundlagen wie die Umgestaltung der 
Würzburger Hochschule beruhte 21 ). Das Kanzleramt nahm der 

19) Vergl. die Rectoratsrede von Franz X. Wegele, die Reformation der 
Universität Wirzburg, Wirzburg 1863, 8. 13 ff., welcher das Obige entnommen 
ist, dazu Johann Baptist Schwab a. a. O. 8. 361 -365.* 

20) Der Vicekanzler der Universität Professor „Medcrer übermittelte am 
31. Mai (1800) eine Zuschrift des Eichstädter Bischöfe*, worin dieser die Ueber- 
zeugung aussprach, dass „die Professoren sich niemals unterfangen werden, in 
einem fremden Orte ohne seine Einwilligung Grade zu ortheilen", zumal da 
,,derh*i uugiltige Promotionen als unstatthaft und nichtig erklärt würden**; der 
Henut aber schickte dem ('olporteur, welcher zugleich den Auftrag erhalten hatte. 
..jedes Attentat gegen die bischöflichen Gerechtsame zur unverzüglichen Bericht- 
erstattung zu bringen", nach Gebür in schärfster Form das Schreiben zurück**. 
Prantl, Gewdiichte der Ludwig- Maximilians -Universität, B. 1. S. 651. 

21; Prantl ebendaselbst S. 702 ff. 
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Staat an sich, indem er dem jeweiligen Rector für alle Zukunft die 
Functionen des Vicekanzlers übertrug. In der Verordnung, welche 
nach Erwerbung der Königswürde erging (29. März 1807), dass die 
Promotionen in Zukunft nicht mehr imperiali et pontificia auctoritate, 
sondern regia auctoritate vorgenommen werden sollten, und dass der Eid 
auf das Tridentinum wegzufallen habe (1808), war der völlige Bruch mit 
der alten Ordnung der Dinge symbolisirt 22 ). Auch für die lands- 
huter Universität suchte die Regierung die vorzüglichsten Lehrkräfte 
zu gewinnen; Savigny, Feuerbach, Ast traten neben den Eingebornen 
Sailer, Gönner, Mittermaier und anderen als Lehrer auf. Gleichzeitig 
mit der Säculariäirung der Universität in Würzburg wurde die von 
den Fürstbischöfen zu Bamberg gestiftete Hochschule aufgehoben und 
nur ein Lyceum mit philosophischen und theologischen Lehrcursen da- 
selbst belassen. Dasselbe Schicksal traf im folgenden Jahre bei der 
Umgestaltung der alten Landesuniversität die von den augsburger 
Fürstbischöfen gegründete Hochschule Dillingen. 

Wie in allen diesen Beziehungen die weltliche Gewalt sich der 
Unterordnung unter die Kirche entzog, ihre Aufgabe und die Mittel 
zu deren Lösung nach eigenem Ermessen und nicht nach kirchlichen 
Vorschriften bestimmte, so zog sie auch nach jeder anderen Richt- 
ung die Gränze gegen die geistliche Gewalt durch ihre Gesetze ohne 
Rücksicht auf das canonische Recht. Dabei bedurfte es nicht wie 
bei den eben geschilderten Massregeln eines Bruchs mit dem bisher 
bestehenden kirchenpolitischen System, sondern nur eines Voranschrei- 
tens auf der Bahn, welche die bayerischen Fürsten schon im sech- 
zehnten Jahrhundert eingeschlagen und auch nach dem Concordat 
von 1583 weiter verfolgt hatten 23 ). Mit der Säcularisation der 



22) Prantl ebendaselbst S. 704. 

23) Auch von kirchlicher Seite wurde dieses damals hervorgehoben: So 
schrieb der Kurfürst Erzkanzler am 23. Mai 1803 an den Fürstbischof von Würz- 
burg: „Li Betreff der Kirchenverfassung hat das Haus Bayern sein jus circa 
sacra seit Jahrhunderten in grösserer Ausdehnung, als viele andere Reichs-Stände 
ausgeübt; so war immer in Bayern ein geistliches Raths-Oollegiuin: der ('hur- 
furst hat sechs Monath hindurch die Benennung geistlicher Pfründen, auch wird 
aUda das placitum politieum in manchen Gegenständen weiter ausgedehnt als 
anderwärts; es ist wohl kein Zweifel, dass diese seit Jahrhunderten bestehenden 
Vorrechte dort ferner bestehen werden, wo sie hergebracht sind ; doch kann Kur- 
Bayern auch nicht verdenken, wenn die Geistlichkeit auch ihre wohlhcrgebrachten 
DiOzesan- Rechte zu erhalten sucht*'. Das Schreiben ist mitgetheiit von N.Rcininger, 
die Weihbischöfe von Würzburg (Archiv des historischen Vereines von UnterlVauken 
und Aschaffenburg B. XV1IL), Würzburg 1865, S. 344 f. 

Sicherer, Staat ynd Kirch«. 3 



34 Scheidung des weltlichen und des geistlichen Gebiets. 

geistlichen Fürstenthümer ergab sich nur ein neuer Anlass zur 
Scheidung der geistlichen und der weltlichen Macht, welche die 
Fürstbischöfe in ihren Landen bisher vereinigt hatten. 

Dem gemäss wurden alle Gegenstände, „welche aus der Landes- 
hoheit tliessen und nicht unbestritten zu dem obersten Hirtenamte 
ausschlüssig gehören 11 , bei der Organisation der Behörden in den 
neuerworbenen geistlichen Fürstentümern den weltlichen Behörden 
überwiesen 24 ). Die geistliche Gerichtsbarkeit wurde „nach den ein- 
getretenen Säcularisationen" auf die „wahrhaft geistlichen Sachen" 
beschränkt, für die „weltlichen Angelegenheiten der Geistlichen 44 , 
die Verlassenschaften und die „bürgerlichen Verbrechen 44 derselben, 
sowie für alle Gegenstände, „die nach ihrer Natur weltliche sind 44 — 
es sind beispielsweise Zehentrechte genannt — wurden die weltlichen 
Gerichte als zuständig erklärt. Die Testamente der Geistlichen und 
alle „bürgerlichen Handlungen 44 derselben wurden den „gemeinen 
bürgerlichen Gesetzen 44 unterworfen, „die bisher übliche Bestätigung 
der Testamente durch die bischöflichen Ordinariate 44 als eine „über- 
flüssige Förmlichkeit 44 und „aus einer Art weltlicher Gerichtsbarkeit 
hervorgehende Befugniss 44 aufgehoben 2 &). Das von dem Kurfürsten 
Maximilian Joseph III. erlassene Sponsalienmandat wurde auf die 
neuerworbenen Provinzen ausgedehnt, die Sponsalien „als eine bloss 
weltliche Handlung und als ein bürgerlicher Vertrag 44 , ebenso die 
Paternitäts- Alimentation!*- und Satisfactionsklagen vor die weltlichen 



24) Bekanntmachung vom 9. Mai 1803 , die Auflösung der fränkischen 
Kollegien und Surrogirung der neuen betreffend, Regierungsblatt für die Chnr- 
bayerischcn Fürstenthümer in Franken 1803 Stück 19. 

25) Vergl. im < üiurbaierischen Kegierungs-Blatt 1803 Stück XLV11. die Ver- 
ordnungen, die Testaments-Bestätigung bey Vermächtnissen geistlicher Personen 
betreffend, vom 13./18. November 1803. und die Behandlung geistlicher Ver- 
lassenschaften betreffend, vom 18. November 1803; im Regierungsblatt für die 
Kurpfalzbaierische Provinz in Schwaben 1803 Stück X. und Stück XIII. die Ver- 
ordnungen, den Gerichtsstand der Geistlichkeit betreffend vom 11. November, 
die Testamente und Erbschaften der Geistlicheu betreffend vom 6. Dezember 
1803; im Regierungsblatt für die Churbayerischen Fürstentümer in Franken 
1803 Stück 32 und Stück 49 die Verordnungen, die Obsignationen und Erbschafts- 
verhandlungen bey Sterbfällen geistlicher Personen betreffend vom 23. August, 
die Testaments - Bestätigung bey Vermächtnissen geistlicher Personen betreffend 
vom 5. Dezember 1803 und im Königlich Baierischen Regierungsblatt 1807 
Stück XII. die Verordnung vom 9. März 1807, die Erbfolge in den Verlassen- 
schaften der Bambergischen Geistlichkeit betreffend. 
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Gerichte verwiesen 20 ). Der geistlichen Gewalt sollten „die Gerechtsame 
ihres Oberhirtenamts 44 , folglich die Gegenstände „der Religion, der 
Amtsführung, der Lehre und des Wandels der unter ihrer Auf- 
sicht stehenden Geistlichkeit 44 verbleiben; aber auch für diese Gegen- 
stände wurden „der landesfürstliche Schutz und die Oberaufsichts- 
rechte" ausdrücklich vorbehalten 2 ?). 

„Wir haben schon mehrmals unsern ernstlichen Willen bekannt 
gemacht 44 — so heisst es in einem grundlegenden „die Verhältnisse 
zur geistlichen Gewalt betreffenden 44 Erlasse vom 7. Mai 1804 2 ^) — - 
„dass die geistliche Gewalt in ihrem eigentlichen Wirkungskreise 
nicht gehemmt werden und dass unsere weltliche Regierung in ganz 
geistlichen Gegenständen des Gewissens und der Religionslehre sich 
nicht einmischen solle. . . Wir würden demnach gänzlich missverstanden 
werden, wenn man glauben könnte, dass wir unsere weltliche Gewalt 
über Gegenstände des bischöflichen Oberhirtenamtes , über innere 
Kirchenangelegenheiten weiter ausdehnen wollten, als um Missbräuche, 
die dem Wohle des Staates nachtheilig werden könnten, abzuhalten. 
Dagegen werden wir aber auch nie dulden, dass die Geistlichkeit und 
irgend eine Kirche einen Staat im Staate bilde, dass dieselben in 
ihren weltlichen Handlungen und mit ihren Besitzungen den Gesetzen 
und den gesetzmässigen Obrigkeiten sich entziehe; wir werden die 
Rechte unserer obersten Aufsicht immer strenge ausüben lassen ; 
wir werden unsere landesfürstliche Mitwirkung in Gegenständen, 
welche zwar geistlich sind, aber die Religion nicht wesentlich be- 
treifen und zugleich irgend eine Beziehung auf den Staat und das 
weltliche Wohl der Einwohner desselben haben, nicht ausschliessen 
lassen, wie wir die Seelsorger, als Volkserzieher in Religion und 
Sittlichkeit, nicht als blosse Kirchendiener, sondern zugleich als 
Staatsbeamte betrachten". 

Demgemäss wurden, während die weltliche Gewalt das weltliche 
Gebiet ungeschmälert fflr sich behauptete und in gemischten Gegen- 
ständen nichts ohne ihre Mitwirkung geschehen liess, für die ganz 
geistlichen Gegenstände der Religionslehre und des Gewissens die 
landesfürstlichen Oberaufsichtsrechte festgehalten , theilweise sogar 

26) Verordnung vom 12. März 1804, Regierungsblatt für die Kurpfalzbaierisehe 
Provinz in »Schwaben 1804 8. 74 77: Verordnung vom ± Mai 180«. Königlich 
BakrHchca Regier ungHblatt 1806 Stück XXI. 

27) Vergl. die oben Note 25 erwähnte Verordnung vom 13./18. November 1808. 

28) Verordnung, die Verhältnisse zur geistlichen Gewalt betreffend. Vom 
7. Mai 1804, ( 'hurpfci bäuerisches Kegieruugs-BIatt 1804 »Stück XXI. 

X* 
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verschärft 29 ). Eine Verschärfung in der Form erfuhr das landes- 
herrliche Placet, welches schon nach dem bisherigen Recht fflr alle 
geistlichen Verordnungen erforderlich war; es wurde die ausdrück- 
liche Erwähnung der landesfürstlichen Bestätigung im Eingang der 
Ausschreibungen verlangt 30), ein Verlangen, gegen welches von 
bischöflicher Seite, unter „voller Anerkennung des landesherrlichen 
Rechts der Bestätigung 4 ' selbst, Einsprache erhoben wurde 31 ). Nach 
der Errichtung einer bayerischen Gesandtschaft in Rom wurde auch 
der Verkehr mit dem heiligen Stuhl der landesherrlichen Aufsicht 
unterworfen ; Dispensationsgesuche in geistlichen Angelegenheiten 
sollten „zur Beförderung 44 der Sache und zur Vermeidung „unnützer 
Kosten 41 durch Vermittlung der landesherrlichen Behörden eingereicht 
werden 3 2 ). Ebenso wurde seit der Säeularisation das landesherrliche 
Placet auf die Einsetzung der geistlichen Behörden ausgedehnt 33 ). 
Als der Kurfürst Erzkanzler in München zyr Anzeige brachte, dass 
er durch ein päpstliches Breve vom 15. Juli 1803 zum provisorischen 
Administrator des erledigten Bisthums Regensburg ernannt worden 
sei, erging am 19. September 1803 von München aus eine kurfürst- 
liche Entschliessung, welche besagte: „Da dieses päpstliche Breve 
nichts enthält, was der in dem Reichsdeputationshauptschlusse vor- 
behaltenen definitiven Diöcesaneinrichtung und unseren dabei bethek 
ligten landesfürstlichen Rechten, sowohl in Ansehung der Eintheilung 
der Diöcesen als der Besetzung der Bisthümer für unsere Erbstaaten 
auf eine präjudicirliche Art vorgreift, so nehmen wir keinen Anstand, 
den durch jenes Breve ernannten provisorischen Administrator des 
Bisthums Regensburg, insoweit dessen geistliche Verwaltung über 

% 2V) Kim« Uebersicht über den Bestand der Kirehenhoheitsrechte gibt die Ver- 
ordnung % • »in (i. Oktober 1802 , die Auflösung des geistlichen Rathes betreffend, 
unter Llt. A Ziff. I. und 111.. < Uiurpfalzbaierisches Regierungsblatt 1802 Stück XLL 

80) 'Wrgl. im Churbaierisehen Regierungsblatt 1803 Stück XLL die Verord- 
nung v«»m r>. Oktober 1803, welche auf eine ältere Verordnung vom 24. Mai des- 
selben Jalnv> verweist; im Regierungsblatt für die Oh urbayerischen Fürstenthtimer 
in Franken IKOS Stück 25 die Verordnung vom 20. Juni 1803. 

31) Kine solche Vorstellung wurde von dem bischöflichen Ordinariat in 
Constan/. eingereicht. 

32) Verordnung vom 27. Februar 1804. ('hurpfalzbaierisehes Regierungsblatt 
1804 Stink XI. Regierungsblatt für die (■hurpfalzbaierisehen Fürstenthtimer in 
Franken l.so-1 Stink 10. Regierungsblatt für die Kurpfalzbaierisehe Provinz in 
Schwaben 1,S()4 S. 73 f. 

33) Wrgl. die Bestätigung des bischöflich würzburgischen Vicariata durch 
kurfürstliehe Elitschliessung vom 15. August 1803 im Regierungsblatt für die 
Churbax crischen Fürstenthümer in Franken Jahrgang 1803 Stück 35. 



Das landesherrliche PlaeeU 37 

unsere Lande sich ausdehnt, aus landesfürstlicher Macht bis auf 
weitere Verordnung zu bestätigen* 4 34). Das Consistorium in Jiegcns- 
burg erliess eine öffentliche Erklärung, dass die landesherrliche Be- 
stätigung des päpstlichen Breve überflüssig und als ein „blosses 
Compliment" zu betrachten sei; worauf eine von München aus ver- 
anlasste, von einem „erzkatholisch-bayerisch-regensburgischen Priester" 
geschriebene Flugschrift nicht nur „das jedem Landesfürsten zustän- 
dige placetum regium" für päpstliche Erlasse jedweder Art verthei- 
digte, sondern auch unter Zurückgreifen auf die Zeit der Agilolfinger 
dem Kegenten Bayerns das „ursprünglich ausgeübte 44 , „nach den Sä- 
cularisationen wiedererwachte 44 Recht vindicirte, „eigene Landes- 
bischöfe zu ernennen 44 , „einen seiner ernannten Bischöfe zum Erz- 
bischof zu erheben 44 , „Bisthümer zu vereinigen und deren Gränzen zu 
bestimmen 4435 ). 

Das landesherrliche Placet beruht auf dem Gedanken, dass kirch- 
liche Erlasse jedweder Art, um in die Rechtsordnung des Landes 
aufgenommen und mit der Erzwingbarkeit des Rechts ausgestattet 
zu werden, der Genehmigung durch die weltliche Gewalt bedürfen. 
Das Recht der Kirche soll nicht eine der weltlichen Gesetzgebung 
vorgehende, sondern eine der weltlichen Gesetzgebung unterworfene 
Rechtsquelle, nicht das Recht eines die Staaten umfassenden und be- 
herrschenden Universalreichs, sondern das Recht einer Corporation 
im Staate sein. Darnach ergibt sich eine andere Scheidung des 
geistlichen und des weltlichen Gebiets als nach dem canonischen 
Rechte. Während nach dem canonischen Rechte kirchlich ist, was 
die Kirche als kirchlich erklärt und zwar mit der Wirkung, dass 
der Verfügung der Kirche die Rechtsordnung der einzelnen Länder 
sich beugen muss, ist es nach dem erstbezeichneten System der 
Kirche überlassen, die Gewissen zu binden und zu lösen; ob sich 
aber an die kirchliche Verfügung rechtliche Wirkungen anknüpfen, 
hängt von der weltlichen Gesetzgebung überhaupt, in monarchischen 
Staaten von der landesherrlichen Genehmigung ab. Die Gränzschei- 
dung zwischen Staat und Kirche wird nach den Gesichtspunkten der 
äusseren und der inneren Kirchenangelegenheiten vorgenommen. 
Inneres, kirchliches Gebiet ist das Gebiet des Gewissens; äusseres, 

34) Churbaierisehes Regierungsblatt Jahrgang 1803 Stück XL. Vergl. eben- 
daselbst Stuck XLIIL 

35) Die Schrift erschien unter dem Titel: Die ersten Irrungen zwischen den 
kurfürstlichen Höfen München und Regensburg im Jahre 1803. (Ohne Angabe 
des Druckorts) 1804. 
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der weltlichen Gesetzgebung unterworfenes Gebiet das Gebiet des 
Rechts und des rechtlichen Zwangs. In verschiedenen Schriften ist 
diese Auffassung damals auch in Bayern vertreten und vertheidigt 
worden 36 ). 

Von diesem Gesichtspunkt aus gelangte die Regierung dazu, 
auch die Vergibung der Pfründen durch die landesherrliche Gesetz- 
gebung zu regeln, während sie den Bischöfen lediglich die „Bevoll- 
mächtigung zur Seelsorge" beliess. Schon seit alter Zeit hatten 
die bayerischen Fürsten ausgedehnte Rechte in Vergebung der Pfründen 
jedoch auf Grund des canonischen Rechtes geübt. Nach der Er- 
werbung der geistlichen Fürstenthümer erklärte eine landesherrliche 
Entschliessung vom 5. August 1803 „für sämmtliche nunmehrige 
Kurlande", dass „nach den durch die Säcularisation veränderten Ver- 
hältnissen der bischöflichen Gerechtsame" dem Kurfürsten „das Pa- 
tronatrecht an allen jenen Pfarreien und sonstigen Beneficien zustehe, 
auf welchen kein jus patronatus laicale privatum haftet" 87). Als der 
Fürstbischof von Bamberg gegen diese Entschliessung Einsprache 
erhob, liess sich der Generalcommissär der fränkischen Fürstenthümer 
Graf von Thürheim allerdings herbei, einige besondere Rechtstitel 
anzugeben, auf welche die Regierung den Uebergang der Patronat- 
rechte der aufgelösten kirchlichen Anstalten und der vormaligen 
Fürstbischöfe auf den Landesherrn stützen zu können vermeinte, leitete 
aber aus dem „Aggregat dieser besonderen Rechtstitel" die „allge- 
meine Regel" des landesherrlichen Patronatrechts ab, neben welcher 
das freie bischöfliche Collationsrecht nur als eine „schwer zu er- 
weisende" Ausnahme bestehen könne. „Bei den eingetretenen ver- 
änderten Verhältnissen der bischöflichen Gerechtsame" — so war in 
dem Rescript unter anderem bemerkt — habe „sich keiner der ent- 

36) So insbesondere in der Schrift: Grundlinien eines dem itzigen Zeitgeist 
angemessenen Kirchonrechts mit einigen Rückblicken auf die gegenwärtigen 
Kirehenreformen in Baiern. (Ohne Angabe des Druckorts) 1804. (Eine andere 
Ausgabe 1805.) Vergl. auch Nicolaus Thaddäus Gönner, teutsches Staatsrecht, 
Landshut 1804. S. 675 ff., und dazu Otto Mejer, zur Geschichte der römisch- 
deutschen Frage, B. I. S. 246 ff. Scharf bekämpft wurde diose Auffassung in der 
später (Abschnitt U. Note 104) zu erwähnendon Beschwerdeschrift des römischen 
Hofes gegen die bayerische Regierung vom 30. September 1805. 

37) Bekanntmachung, das landesherrliche Patronatrecht über Pfarreyen und 
andere Beneficien in den fränkischen Fürstenthümern betreffend, vom 26. August 
1803, Regierungsblatt für die Churbayerischen Fürstenthümer in Franken 1803 
Stück 33 (abgedruckt u. a. bei Paul Hinschius. das landesherrliche Patronatrecht 
gogenüber der katholischen Kirche, Borlin 1856, S. 20 Not« 2). 
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schädigten Erbfürsten hindern lassen, dergleichen zur veränderlichen 
Kirchenpolizei gehörigen Rechte nach Gutbefinden entweder ganz auf- 
zuheben oder zu beschränken" 38). Auch dem Fürstbischof von 
Würzburg gegenüber, welcher in einem Schreiben an den Kurfürsten 39) 
und in einem Gutachten seines ' Vicariats gegen das allgemeine 
landesherrliche Patronatrecht ebenso wie sein Amtsbruder von Bam- 
berg Widersprach erhoben hatte, versuchte die Regierung das be- 
hauptete Recht näher zu begründen und indem sie die Versicherung 
ertheilte, dass das bischöfliche Gollationsrecht, „sofern es. die Bevoll- 
mächtigung zur Seelsorge und die' vorgängige Prüfung in sich 
begreift'S immer als wesentlich werde anerkannt werden, gab sie der 
Erwartung Ausdruck, das Vicariat werde seine „unbefugte Protestation 
zurücknehmen und dadurch das bisher genossene landesfürstliche 
Vertrauen ferner zu erhalten suchen u 40). Vollkommen klar kam der 
Gegensatz zwischen weltlicher Gesetzgebung und canonischem Recht 
in der literarischen Fehde zum Ausdruck, welche über das landes- 
herrliche Patronatrecht entbrannte und vorzugsweise von zwei ange- 
sehenen Geistlichen der Würzburger Diöcese durchgefochten wurde. 
Der eine war der Weihbischof Gregor Zirkel, eines Hammerschmieds 
Sohn, welcher für den Fürstbischof im publicistischen und litera- 
rischen Kampf die Feder führte; der andere der Professor des 
Kirchenrechts an der Universität, Johann Philipp Gregel, vordem 
Capitular des Collegiatstiftes zu Haug, welchem der Fürstbischof die 
weihbischöfliche Würde zuerst jedoch vergeblich angeboten hatte 41 ). 
Zirkels anonymen Angriff auf das landesherrliche Patronatrecht 42 ) erwiderte 
Gregel mit einer Erörterung der „besonderen Rechtstitel", auf welche 
sich die Regierung berufen hatte ; er ging noch weiter ; er legte den Re- 
genten die Befugniss bei, auch ohne päpstliche Bewilligung die Ernenn- 
ung der Landesbischöfe an sich zu ziehen, „sobald sie nach ihrem von 

38) Roscript des Generallandescouinüssariats an das bischöfliche Vicariat zu 
Bamberg, das landesherrliche Patronatrecht betreffend, vom 22. September 1803, 
Regierungsblatt für die Churpfalzbayerisehen Fürstonthümer in Franken 1803 
Stück 39. (Auch bei Hinschi us a. a 0.) 

39) Abgedruckt bei N. Reininger, die Weihbischöfe von Würzburg S. 366 f., 
die Antwort des Kurfürsten ebendaselbst S. 381. 

40) Johann Baptist Schwab, Franz Berg, S. 340 f. 

41) Vergl. N. Reininger a. a. 0. S. 292 ff. 

42) Uiber das Landesherrliche Patronatrecht. Eine neue Erfindung. 1804. 
(Ohne Angabe des Druckorts.) Dass Gregor Zirkel der Verfasser sei , gibt 
N. Reininger an a. a. 0. S. 332 f. Paul Hinschius a. a. 0. S. 24 hatte als Ver- 
fasser den bamberger Canonisten Frey vermuthet. 
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jeder anderen Gewalt auf Erden unabhängigen Urtheile" dafür halten, 
„dass eine solche Vereinigung aus Ursachen des gemeinen Wohls 
nothwendig sei' 443 ;. Mit v scharfen Worten, aber durch den Schild der 
Anonymität gedeckt, erwiderte der Weihbischof **) : „das allgemeine 
landesherrliche Patronatrecht, zu einem Territorialepiscopat erhoben, 
schmücket sich selbst mit Infel und Stab, ohne einen Ruf von Gott 
zu haben, erniedriget den Bischof in der Kirche zu einem blossen 
Organ der Staatsgewalt und lässt ihm nichts, als das Geschäft des 
Altäreweihens übrig". „Es verschmähet die päpstlichen oder bischöf- 
lichen Indulten 4 -; „es leget sich die ihm zur Erreichung des Staats- 
zweckes nöthigen oder convenablen Rechte selbst bei und indulgiret 
sich soviel, als ihm gefällt". Während Gregel die Kirche zugleich 
als eine Staatsanstalt, die Kirchendiener zugleich als Staatsdiener 
erklärte , stellte Zirkel dem . bürgerlichen Staate und seiner gesetz- 
gebenden und vollziehenden Gewalt die Kirche als den „ethischen 
Staat" , als eine , juridische Gesellschaft ethischer Natur" mit 
ihren eigenen „Rechts- und Zwangsgesetzen" gegenüber. Während 
Gregel den deutschen Fürsten die Befugniss beilegte, „die zu 
treffende neue kirchliche Verfassung dem Geiste der Zeit, den 
Grundsätzen ihres Regierungssystems und den jetzigen Ansichten 
von dem Verhältniss der Kirche zum Staate anzupassen, jener mit 
diesem eine parallele Richtung zu geben und sich des vielfältigen 
Einflusses der Religionsdiener durch ihre Auswahl und Beförderungen 
zu versichern", beklagte Zirkel den „kirchlich-revolutionären Grund- 
satz", der „durch die Vermischung der Kirche mit dem Staate die 
Verwirrung auf das höchste bringet, die Kirchenzucht schwächet, 

43) Johann Philipp Gregel, das Landesherrliche Patronatrecht nach den ver- 
änderten Verhältnissen der bischöflichen Gerechtsame betrachtet. Würzburg und 
Bamberg 1805. 

44) Geschichte des Patronatrechtes in der Kirche. Ein Boytrag zur Beylegung 
des zwischen dem Landesherrlichen Patronat- und Bischöflichen Diücesanrechte 
erhobenen Streites, sine ira et studio. Teutschland im Jahre 1806. VergL 
Keiningor a. a. 0. S. 333 f. Schon früher war gegen Gregel eine anonyme Schrift 
erschienen unter dem Titel: „Bemerkungen über Johann Philipp Grcgois Schrift: 
Das landesherrliche Patronatrecht nach den verschiedenen Verhältnissen der 
bisehöfflichen Gerechtsamen betrachtet. Von einem Unparthoyischen 1805." (Ohne 
Angabe des Druckorts.) Verfasser dieser Schrift ist der bamberger Canonist 
Franz Andreas Frey; vergl. Feldcr's Gelehrten -Lexikon der katholischen Geist- 
lichkeit Deutschlands und der Schweiz, Landshut 1817, B. I. S. 243 f. Einige 
Jahre später erschien : Abhandlungen über das alte und neulandosherrliche Patronat- 
recht. Verfasst von einem alten Rechtsfreunde (Eugen Montag). Bamberg und 
Würzburg 1810. 
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einen Geist der Faction unter dem Clerus erzeuget, deu Trotz gegen 
den Bischof begünstiget und die Hoffnung übrig lässt, auch wider 
seinen Willen und bessere Ueberzeugung ein Kircheoamt zu über- 
kommen, wofern er sich nicht entschliessen kann, gegen jeden un- 
würdigen Cleriker einen Rechtsstreit zu führen". Auch der Fürst- 
bischof von Würzburg empfand es besonders schwer, dass durch das 
landesherrliche Patronatrecht ihm der Einfluss auf den Clerus ge- 
nommen werde. „Ohne das jus liberae collationis ausüben zu können, 
ist das Band zwischen dem Bischöfe und seinem Clerus zerrissen, 
der Bischof kann keine Disciplin handhaben und nicht mehr respon- 
sable sein"* 5 ). Zirkel erklärte das Patronatrecht überhaupt für einen 
„verderblichen Missbrauch u , welchen die Kirche nach „Gutbefinden 44 
jederzeit abstellen könne. 

Noch in einer anderen Beziehung stritten sich kirchliche und 
weltliche Gewalt um den Einfluss auf den Clerus, in Beziehung auf 
die wissenschaftliche Vorbildung der Geistlichen. Schon unter Karl 
Theodor hatte der geistliche Kath bittere Klagen über die Unwissen- 
heit des Clerus erhoben* 6 ); der neue Regent erklärte, dass er der 

45) Schreiben des Fürstbischofs von Würzburg an den Fürstbischof von Fulda 
vom 17. Mai 1803 bei N. Reininger a. a. 0. S. 342. 

46) Vergl. die bereits oben (Einleitung Note 25) erwähnte Denkschrift des 
geistlichen Raths vom 12. Mai 1782 an den Kurfürsten Karl Theodor: „Der 
Stadt- und Land -Clerus in Baiern ist meist jezo immer noch so undiseiplinirt 
als jemals. Insbesondere von den Diücescn Regonsburg, Eichstädt und Froysing. 
Die letzte ist die schlechteste von allen. . . Es werden meist daher gelaufene 
Studenten geweihot, die entweder aus Hunger und Noth, oder auf mächtige 
Empfehlungen Priester werden. Ihr ganzer Vorrath, den sie mitbringen, sind ein 
KopfvoU Schul Theologie und Immunitetsgrillen , worauf man sie fest haiton 
lernet So gerüstet schicket man sie zur Seolsorgc und vortraut ihnen die Heerden 
und Schafe Christi an. Jene die mit den weltlichen Obrigkeiten rocht grob, 
und für die Rechte des Bischofes in temporalibus recht hartnäckig sind, oder 
bey dem Consistorium sich sonst gefällig zu machen wissen, werden befördert. 
Die Pfarrer sind insgemein mehr Baurn als Seelsorger und ihre Kapläuo bessere 
Spiller, Säufer, Jäger etc. als Prediger, Christenlehrcr und Gottesdienst Eyferer. 
Es hängt doch die ganze Landes Wolfahrt von der Relligion im Staate, und guten 
Sitten der Landesgeistlichkeit ab. Sollte wohl der Regent, dem alles an dem 
Wohlstand seines Volkes gelegen seyn muss, gar nichts darin zu sprechen haben, 
wenn sein Land Clerus schlecht, sitten- und disciplinloss ist, wenn er das Land- 
volk ärgert anstatt zu erbauen, wenn er die weltliche Obrigkeit geringachtet, 
wohl gar von der Kanzel hierüber schmähet , und dem Volk statt dem Wort 
Gottes meist nur vom zehenden, Opfer, Mcssgelder und Stolle vorprediget. 4 ' Vergl. 
damit die „Rede, welche Se. Excellcnz der hochwürdigo Herr Prälat, wirkliche 
geheime Rath und Conferenzrefendar Casimir von Häffelin beim Antritte der 
hohen geistlichen Raths - Vicepräsidentenstellc an seinen Mitvorstand und sämmU 
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Ausbildung der Geistlichen eine besondere Aufmerksamkeit zuwenden 
werde. „Wir wollen zwar", so heisst es in dem bereits erwähnten 
Erlass vom 17. Mai 1804, „der bischöflichen Bevollmächtigung zur 
Seelsorge nicht vorgreifen, jedoch behalten wir uns alle jene Mass- 
regeln vor, durch welche wir uns der künftigen Befähigung und 
Würdigkeit der anzustellenden Geistlichen versichern können". Dem 
entsprechend wurde bayerischen Unterthanen, damit sie nicht im 
Auslande „die Weihen erschleichen" und „hie nach in ihr Vaterland 
als schlechtgebildete Priester zurückkehren", der Empfang der Weihen 
im Ausland untersagt und die Uebertretung dieses Verbotes mit dem 
Verlust des Indigenates bestraft 47 ). Die Verleihung des Tischtitels 
wurde von der Vollendung der theologischen Studien auf einer inlän- 
dischen Schule abhängig gemacht 48 ), die Priesterseminarien, bischöf- 
licher Einsprache ungeachtet, unter landesherrliche Oberaufsicht ge- 
stellt 49 ). In Landshut erhielt das „georgianische Priesterhaus" im 

liehe Herrn Käthe gehalten hat'*, in den „Münchoncr Intelligcnzblätter" 1783 
S. 305 ff. „Bedaurungawürdig, höchst bedanrungswürdig ist, dass die Erziehung 
der Geistlichkeit in Baiern so vernachlässigt worden; dass sio nicht allein zum 
Unterrichte des Volkes, zu Bestreitung der Vorurtheile und schädlicher Miss- 
bräucho wenig oder gar nichts beizutragen im Stande ist, sondern auch den 
Aberglauben, die elenden und falschen Begriffe , welche der gemeine Haufen von 
seinen christlichen und bürgerlichen Pflichten hat , zum grössten Schaden des 
Staates und der christlichen Kirche selbst unterhalten". 

47) Verordnung, die im Auslande studierenden und dort die Woihen erhalten- 
den Theologen betreffend, vom 31. März 1804, Churpfalzbaierisches Regierungs- 
blatt 1804 Stück XV. 

48) Verordnung vom 20. Februar 1804 Regierungsblatt für die Kurpfalz- 
baierische Provinz in Schwaben 1804 S. 84 f. 

49) Zu einem Conflict zwischen Regierung und Vicariat kam es in Würzburg. 
Dort hatte Zirkel , der streng gesinnte Weihbischof, in einem Streite mit der 
theologischen Facultät, welche, auf Umgestaltung des bischöflichen Seminars 
drang, sich herbeigelassen, ..die landesherrlichen Rechte in Rücksicht der kirch- 
lichen Anstalten und besonders der Bildung dos Lehrerstandes" bereitwülig anzu- 
erkennen. „Auf den ersten Wink" - - so erklärte eine von Zirkel verfasste Ein- 
gabe des Vicariats an den academischen Senat - - „wird Seiner churfürstlichen 
Durchlaucht die ganze Organisation des Seminars in litterarischer, religiöser 
und ökonomischer Hinsicht vorgelegt werden, um Höchstihron Beifall und jene 
Vervollkommnung zu erhalten, deren sie fähig ist". Als aber die Regierung von 
den so bereitwillig anerkannten landesherrlichen. Rechten Gebrauch machend dem 
Vicariate den Entwurf eines neuen ,, Reglements für das geistliche Seminar" mit- 
theiltc, welcher allerdings ,.in seiner Gesammtheit mehr die sittliche Charakter- 
bildung überhaupt als kirchliche Haltung der Seminaristen im Auge" hatte, 
immerhin aber selbst nach katholischem Urtheile „anerkennenswert he Bestimmungen" 
enthielt, wurde von eben derselben Seit« Widerspruch dagegen erhoben, dass man 
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Jahre 1805 eine neue Organisation 50); in Augsburg wurde, nachdem 
die Beichstadt unter bayerische Herrschaft gekommen war, die von den 
Exjesuiten geleitete theologisch-philosophische Lehranstalt, über deren 
Richtung schon in früherer Zeit Klagen bei der Regierung eingegangen 
waren, aufgehoben und mit dem Lyceum in Dillingen vereinigt & 1 ). 

Was die Regierung von dem Clerus erwartete, hat sie am 
11. März 1802 in einem Erlass an die Weltgeistlichkeit ausge- 
sprochen 52 ). „Ein aufmerksamer Rückblick auf die Geschichte der 
christlichen Jahrhunderte und den Zustand der Religion unter der 
Pflege der Bischöfe und ihrer untergeordneten Gehilfen in Vergleich- 
ung mit den späteren Zeiten der Vervielfältigung religiöser Institute 
wird sie (die Wcltgeistlichen) von der Würde und Heiligkeit sowie 
auch von dem grossen Umfange ihres Berufes hinlänglich überzeugen. 
Dieses reifere Nachdenken wird sie lehren, ihren Beruf nicht bloss 
auf den weniger mühsamen Theil desselben, nämlich anf den eigent- 
lichen Opfer- und Altardienst, oder die Beobachtung äusserlicher Ge- 
bräuche zu beschränken, sondern ihn vielmehr auf alle gerechten ver- 

das Seminar zu einem „ganerbschaftlichon Gebiete" machen wolle, „welches die 
Landesdirection , das Vicariat und die Universität unter sich theilen'*. Unter den 
Bestimmungen des Entwurfs wurde insbesondere jene getadelt, wonach unter ge- 
wissen Voraussetzungen den Seminaristen erlaubt werden sollte , die Vorlesungen 
protestantischer Theologen zu besuchen , worüber bereits einige Monate früher 
zwischen Regierung und Vicariat ein Streit ausgebrochen war. Vgl. N. Reininger 
a. a. 0. S. 311 ff. und die dort angezogenen und im Anhang mitgetheilten Acten- 
stücke, sowie J. B. Schwab, Franz Berg S. 342 ff. 

50) Gesetze des georgianischen Priesterhauses an der königlich baierischen 
Ludwig -Maximilians -Universität zu Landshut (vom 15. März 1805) u. a. abge- 
druckt in Franz Carl Felders neuem Magazin für katholische Religionslehrer 1810 
B. IL S. 139 ff. 

61) Placidus Braun, Geschichte des Kollegiums der Jesuiten in Augsburg, 
München 1822, S. 100 f. Schon am 8. August 1803 hatte der geheime Rath 
Dr. de Haiden in Augsburg an Montgelas geschrieben: „Wenn man von Seiten 
(•horbajern den Jesuiten durch ihreDoctrin zu schaden die Mittel nicht benimmt, 
so werden die jungen Leute, die aus den bajerischen Landen in die hiesige 
Schulen kommen , im Grunde für alle landesherrliche bessere Absichten ver- 
dorben". „Bey ihnen hört die Jugend in den Schulen lauter gehässiges Zeug von 
auswärtigen Schulen und da ist -nichts anders möglich, als dass sie. wenn sie 
hinauskommen, die unverträglichsten Menschen werden. Hoffentlich wird keinem 
churbajerischen Unterthan für die Zukunft mehr gestattet werden, seine Studia 
in Augsburg zu machen, wenn man nicht über heut oder morgen den Saamen 
der Uneinigkeit, dos Hasses und der Zwietracht auf bajerischen Boden säen will". 

52) Churpfalzbaierisches Regierungs- Blatt, Jahrgang 1802, Stück XL Re- 
gierungsblatt für die Kurpfalzbaierische Provinz in Schwaben . Jahrgang 1803, 
Stück IIL, auch in Häberlin's Staats-Archiv B. V1U. S. 313 -317. 
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nünftigen Forderungen ihrer Gemeinden auszudehnen, und sich als 
eigentliche Volkslehrer und Erzieher zu betrachten, deren Händen 
die religiöse und sittliche Bildung einer ganzen Nation grösstenteils 
anvertraut ist 44 . 

Auch in unmittelbarer Weise versuchte die Regierung auf das 
religiöse Verhalten des Volkes einzuwirken. Schon unter den vor- 
ausgehenden Regierungen und von den ehemaligen Fürstbischöfen 
waren verschiedene religiöse Gebräuche verboten worden, weil geist- 
liche und weltliche Landesherrn in denselben eher eine Anregung 
der Schaulust, eine Veranlassung zu Unordnungen, eine Förder- 
ung des Aberglaubens als eine Kundgebung und Förderung 
religiöser Gesinnung erblickten; so wurde das Geissein der Büsser 
bei Processionen , das Läuten bei Gewittern, die theatralische Vor- 
stellung der Verkündigung Maria in der Adventszeit, das Kindlein- 
wiegen in der Weihnachtszeit, das Herumführen eines Christusbildes 
.auf einem hölzernen Esel am Palmsonntage und andere dergleichen 
Gebräuche verboten, Kreuzgänge und Wallfahrten eingeschränkt & 3 ). 
Unter der neuen Regierung fiel dem Geiste der Aufklärung eine An- 
zahl anderer religiöser Gebräuche zum Opfer, die Busssäcke bei 
Processionen, die Genien und Pagen der Bruderschaften 54), die Cere- 
monien am Himmelfahrtstage und Pfingstfeste, das „in die Höhe 
Ziehen eines hölzernen Bildnisses 4 ', die „Herablassung einer Taube 44 , 
das „Werfen von Oblaten, Feuer und Wasser unter die anwesende 
Menge" 55 ), die Verzierung des Grabes Christi in der Charwoche mit 
„farbigen Glaskugeln, Statuen, Wasserkünsten und dergleichen mehr" 56 J, 
die Aufstellung der Weihnachtskrippen in den Kirchen 57 ), die „gol- 



53) Das Geissein der Büsser bei Processionen wurde in Bayern unter Maxi- 
milian Joseph III. abgestellt, Felix Lipowsky, Baierns Kirchen- und Sitten-Polizei, 
München 1821, S. 15 Note **, das Läuten bei Gewittern unter Karl Theodor ver- 
boten, ebendaselbst S. 26 Note **; über die Aufhebung anderer frommer Ge- 
bräuche vergleiche beispielsweise Placidus Braun , Geschichte der Bischöfe von 
Augsburg, Augsburg 1815, B. IV. S. 514 ff. 

54) Verordnung, die Bruderschafts-Kutten, Genien und Pagen betreffend, vom 
28. April 1803, Churbaierisches Kegierungsblatt 1803 Stück XX. 

55) Verordnung, die zweckwidrigen Ceremonien am Himmelfahrtsfeste und 
Pfingstsonntage betreffend, vom 5. Mai 1803, Regierungsblatt für die Chur- 
bayerisehen Fürstentümer in Franken 1803 Stück 18. , 

56) Verordnung, die Vorstellung des Grabes Christi in der Kirche während 
der Charwoche betreffend, vom 28. März 1803, ebendaselbst Stück 12. 

57) Verordnung, die AbsteUung der Krippen in den Kirchen betreffend, vom 
4. November 1803, Begierungsblatt für die Churpfalzbaierischen Fürsten- 
thümer in Franken 1803 Stück 44. Vergl. im Regierungsblatt für die Kur- 
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« 

dene Samstagsandacht 44 , „von deren Ursprünge die fabelhaftesten 
Erzählungen unter dem Pöbel herumgehen 44 $*). Das Verkünden von 
Wundergeschichten auf den Kanzeln 59), das „Exorcisiren, Segensprechen 
und die Austheilung so betitelter geistlicher Mittel zur Heilung ver- 
schiedener Krankheiten bei Menschen und Vieh 44 wurde verboten <*>), 
die fcahl der Processionen und Bittgänge eingeschränkt 61 ), das Amt 
in der Christnacht auf die fflnfte Morgenstunde verlegt 62 ), wegen der 
abgewürdigten Feiertage das Breve Clemens XIV. und die Verord- 
nung Maximilian Josephs III. eingeschärft 63 ). Bei Eröffnung der 
Concordatsunterhandlungen dachte die Regierung daran, die Mit- 
wirkung des römischen Hofes in Anspruch zu nehmen, um „dem Cultus 
die ursprüngliche Erhabenheit und Einfachheit zurückzugeben und 
denselben von allen abergläubischen und kleinlichen frommen Ge^- 
brauchen zu reinigen, welche dem Innersten der Religion fremd sind 
und niemals zu ihrem Wesen gehört haben 4464 ). 

Von ähnlichen Erwägungen wurde die Regierung geleitet, als 
sie am 25. Januar 1802 die Franciscaner und Capuciner zum Aus- 
sterben bestimmte, den nicht ständischen fundirten Klöstern und den 



pfalzbaierische Provinz in Sehwaben 1804 S. 51 f. die Verordnung vom 8. Februar 
1804, die zwekwidrigen (Zeremonien in der Charwoche, am Himmelfahrtstagc, 
am Pfingstsonntage und am Weihnaehtsfeste betreffend. 

58) Verordnung, die söge nannte goldene Samstags -Andacht betreffend, vom 
12. Juli 1803, Churbaierisches Regierungs-Blatt 1803 Stück XXIX. 

59) Verordnung, das Verkünden der Wundergeschichten auf öffentlichen 
Kirchen-Kanzeln betreffend, vom 1. September 1803, Ohurbaierisches Regierungs- 
Blatt 1803 Stück XXXVI, vergl. im Regierungsblatt für die Kurpfalzbaierische 
Provinz in Schwaben 1803 Stück 4. 

CO) Verordnung, das Kxorzisiren und Segensprechen geistlicher Mittel be- 
treffend, vom 30. August 1803, Ohurbaierisches Regierungs-Blatt 1803 Stück XXXIX; 
vergleiche das Regierungsblatt für die Kurpfalzbaierische Provinz in Schwaben 
1804 S. 14 f. 

61) Vergl. im Churpfalzbaierischen Regierungs-Blatt 1804 Stück V, VI, XVII I, 
im Regierungsblatt für die Oh urbayerischen Fürstenthümer in Frauken 1803 
Stück 30, 1804 Stück 12, im Regierungsblatt für die Kurpfalzbaierische 
Provinz in Schwaben, 1803 Stück VIII, 1804 S. 44. 

62) Verordnung, die mitternächtlichen Gottesdienste in der heiligen ('hrist- 
nacht betreffend, vom 23. November 1801, ('hurfürstlich Pfalzbaierisches Re- 
gierungs- und Intelligenz-Blatt 1801 Stück XL1X. 

63) Verordnung, die abgewürdigten Feyertäge betreffend, vom 4. Dezember 
1801, Oh urfürstlich Pfalzbaierisches Regierungs- und Intelligenz-Blatt 1801 
Stück LI. 

64) Urkunden Nr. 2. 
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oberpfalzischen Abteien die Aufhebung ankündigte 65 ). „Eines der 
mächtigsten Hindernisse" (der Cultur) — so heisst es in der kur- 
fürstlichen Entschliessung vom 25. Januar 1802 — „zeiget sich in 
der dermaligen Verfassung der Klöster und besonders der Bettel- 
mönche, die, weil sie selbst fühlen, dass der Geist der Zeit eine 
Veränderung in der öffentlichen Stimmnng gegen sie hervorgebracht 
hat, mit doppelten Kräften für ihre Erhaltung dadurch arbeiten, dass 
sie bei dem Volke durch Fortpflanzung des Aberglaubens und der 
schädlichsten Irrthümer richtigeren Begriffen den Eingang zu er- 
schweren, jede zu seiner wahren moralischen Bildung führende Anstalt 
demselben verdächtig zu machen suchen und einen beständigen bösen 
Willen dagegen zu unterhalten. Ihre fortdauernde Existenz ist daher 
'nicht nur zwecklos, sondern positiv schädlich und dabei durch ihren 
privilegirten Bettel dem Landmann äusserst lästig. Um den Bürger- 
und Landschulen eine zweckmässigere Einrichtung geben zu können, 
wird vor allem ein ausreichender Fond erfordert, der wegen Abgang 
anderer Staatsmittel nur aus dem Klostervermögen erholet werden 
kann". Demgemäss sollte das Vermögen der aufzuhebenden Klöster 
dem Schulfond einverleibt werden: von den weiblichen wurden einige 
für Unterricht und Krankenpflege beibehalten, die Elisabethinerinnen, 
die englischen Fräulein, die Ursulinerinnen. Die mit der Aufhebung 
der Klöster betraute Commission, bestehend aus den Grafen Seins- 
heim und Philipp Arco, dem Freiherrn von Leyden, den geistlichen 
Käthen von Eichberger und Degen und dem ßecbnungsrath Hausmann 
begann sofort ihre Thätigkeit; sie verfuhr jedoch, ganz im Wider- 
spruche mit den erhaltenen Weisungen, mit einer Härte, Hast und 
Sorglosigkeit, welche den gerechten Tadel verdient, der in reichem 
Masse über das Verfahren derselben ausgesprochen worden ist. Auf 
Grund des Keichsdeputationshauptschlusses wurde die Aufhebung der 
Klöster auch in den neu erworbenen Gebieten rasch und entschlossen 
durchgeführt. 

Von der kirchlichen Geschichtschreibung der neueren Zeit ist 
die Aufhebung der Klöster als diejenige Massregel bezeichnet worden, 
welche „Bayern um den Ruhm und das Bewusstsein eines katho- 

05) Instruction der neuangeordneten Churfiirstlichen Commission in Kloster- 
sachen vom 25. Januar 1802 in Häberlin's Staats-Archiv B. VIII. S. 111—121, 
Vergl. dazu die Schrift: Ueber die Verwendung einiger Klostergüter zu Bildungs- 
nnd AVohlthätigkeitsanstalten . (ohne Angabe des Druckorts) 1802, (auch iu 
HäherlinV* Staats-Archiv B. VIII. S. 185 ff.), welche eine Anzahl von Gegenschriften 
hervorrief. 
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lischen Staates gebracht hat" 06 ). Der heilige Stuhl dagegen er- 
blickte in der Umgestaltung der kirchenpolitischen Gesetzgebung, 
in der Zulassung der Akatholiken zum Genuss der bürgerlichen 
Hechte, in der Gleichstellung der christlichen Glaubensbekenntnisse, 
in der Freigebung der Presse und des Buchhandels, in der Leitung 
des Unterrichts durch die weltliche Gewalt einen weit grösseren 
Nachtheil, eine weit dringendere Gefahr für den Bestand der katho- 
lischen Religion in Bayern, als in der Aufhebung einer wenn auch 
grossen Anzahl von kirchlichen Anstalten, deren Geschick nach dem 
Beschluss der grossen europäischen Mächte nicht mehr abzuwenden 
war**?). Tji den Klöstern verlor Kom einzelne nicht immer zuver- 
lässige Stützen seiner Macht; die moderne Gesetzgebung dagegen 
griff das curialistische System in der Wurzel seines Bestandes an. 

Umgestaltungen, welche das gesammte politische und gesellschaft- 
liche Leben eines Landes ergreifen, vollziehen sich nie, ohne in 
weiteren Kreisen Missstimmung, Klagen über den Bruch mit der 
bisherigen Ordnung der Dinge, Versuche zur Kettung des Alten, zur 
Abwehr des Neuen hervorzurufen. Auch gegen Montgelas erhoben 
sich, vorzugsweise in adeligen und geistlichen Kreisen, laute und 
bittere Klagen, welche durch Flugschriften weitere Verbreitung fanden. 
Dennoch wurde weder jn den altbayerischen Landen noch in den 
neuerworbenen Provinzen, Tyrol ausgenommen, in welchem ein für 
auswärtige Einwirkung empfänglicher Zündstoff vorhanden war, jemals 
ein ernstlicher Versuch politischen oder thatsächlichen Widerstands 
unternommen. Der alte landsässige Adel, die subjicirten reichs- 
ständischen und reichsritterschaftlichen Familien, die Reichsstädte, 
die Beichsabteien und die grossen geistlichen Fürstenthdmer, die 
städtischen und die ländlichen Gemeinden fügten sich zum Theil 
widerstrebend, zum Theil bereitwillig und selbst mit Freuden den 
Geboten des Souveräns 68 ). 

Eine Macht nur, welche bisher in Bayern neben dem Landesherrn, 
wenn auch unter Controle desselben, Gesetzgebung, Gerichtsbarkeit, 
Vollzugsgewalt ausgeübt hatte, erhob sich gegen die neue Souve- 
ränetät. Wie die Staatsgewalt, so nahm die Kirchengewalt als 
„souveräne" Gewalt das Recht in Anspruch, die Gränzen ihres Wir- 

66) Garn« , Geschichte der Kirche Christi im neunzehnten Jahrhundert. 
Innsbruck 1854, B. I. S. 474. 

67) Der Beweis dafür wird in dem folgenden Abschnitt erbracht werden. 

68) Vergl. Clemens Theodor Perthes a. a. O. 414 ff., „die Stimmung im 
Lande für und gegen Montgelas". 



48 J-^r Kampf um die Hoiiveranetät. 

kungskreises nach ihrem eigenen Ermessen und durch ihre eigene 
Gesetzgebung zu bestimmen. Zwanzig Jahre lang dauerte der Kampf 
der beiden Mächte um die Souveränetät, bis es gelang, einen recht- 
lichen Abschluss fflr denselben zu finden, und nur dadurch wurde 
nach vielen vergeblichen Versuchen der Abschluss ermöglicht, dass 
der eine Theil ausdrücklich das Gränzbestimmungsrecht des anderen 
Theiles anerkannte, wie es von Seite der Kirchengewalt durch die 
Einwilligung zur Erklärung von Tegernsee geschehen ist. 



ZWEITER ABSCHNITT. 



Das neue Bayern und der römische Hof. 



An den grossen europäischen Höfen, in der diplomatischen und 
literarischen Welt erregte die durchgreifende Umgestaltung der poli- 
tischen und gesellschaftlichen Ordnung, welche sich in Bayern vollzog, 
lebhafte Aufmerksamkeit. Der herbe Tadel einzelner Diplomaten, 
beispielsweise des russischen Gesandten Markoff in Paris, der betheiligten 
kirchlichen und adeligen Kreise wurde durch eine grosse Anzahl 
günstiger Urtheile aufgewogen. 

Von besonderer Wichtigkeit waren die Vorgänge in Bayern, 
allerdings aus verschiedenen Gründen, für das wiener Cabinet und 
für den römischen Hof. 

Oesterreich verfolgte mit gespannter Aufmerksamkeit alles, was 
sich in Bayern ereignete, nicht etwa um für gewisse politische oder 
kirchliche Grundsätze einzutreten, sondern lediglich um aus den 
Vorgängen im Nachbarlande für seine Vergrösserungspolitik Nutzen 
zu ziehen. Bezeichnend für die herrschende Stimmung war es, dass 
in Wien immer von neuem Gerüchte verbreitet wurden von dem 
allgemeinen Missvergnügen, welches in Bayern zu Tage trete, von 
aufrührerischen Bewegungen, welche in der bayerischen Hauptstadt 
ausgebrochen seien. Wenige Wochen nachdem die kurfürstliche 
Klostercommission eingesetzt, den Franciscanern und Capucinern die 
Aufhebung angekündigt worden war, erzählte man sich in den ersten 
Häusern Wiens, in der Kanzlei des Erzherzogs Karl, in der diplo- 
matischen Welt, dass in München eine Revolution ausgebrochen, der 
Kurfürst in Nyraphenburg gefangen genommen, zwei seiner Minister 
aufgehängt und eine provisorische Regierung eingesetzt worden sei. 

Sicherer, Staat und Kirche. 4 
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„Man versicherte, dass die Truppen ihren Souverän im Stiche gelassen 
hätten, und man Hess in dem ganzen Aufruhr die Capuciner eine 
grosse Rolle spielen." Unter der wiener Garnison verbreitete sich 
das Gerücht, dass eine Truppenabtheilung im Marsch sei, um die 
bayerische Revolution zu unterdrücken und provisorischen Besitz von 
dem Lande zu ergreifen. Nur allmählig verstummten diese Gerüchte, 
welche der bayerische Gesandte vergeblich zu widerlegen suchte 1 ). 
Die bayerische Regierung hielt es bei dem gespannten Verhältniss zu 
dem wtener Cabinet, bei der fortdauernden Gefahr, von der öster- 
reichischen Macht überrascht und verschlungen zu werden, für sehr 
wahrscheinlich, dass der Kaiser von dem Recht der Schirmvogtei über 
die Kirche Gebrauch machen werde, um in die bayerischen Landes- 
angelegenheiten einzugreifen, dass er mit dem römischen Hofe sich 
verbinden werde, um Unruhen im Lande hervorzurufen 2 ) — wiewohl 
die bayerische Regierung in kirchenpolitischer Beziehung nur dasjenige 
that, was in Oesterreich schon unter Joseph IL, theilweise schon 
unter Maria Theresia begonnen und auch unter den folgenden Regier- 
ungen keineswegs zurückgenommen worden war. 

Von einem anderen Gesichtspunkt aus wurde die Umgestaltung 
in Bayern am römischen Hofe beurtheilt. 

Nach der Auffassung des heiligen Stuhles war die Zulassung der Prote- 
stanten zum Genuss der bürgerlichen Rechte und zur öffentlichen Religions- 
übung in einem bisher katholischen Lande eine schwere Verletzung der 
religiösen Verpflichtungen des Regenten, eine zum Verderben der 
Kirche gereichende, den Bestand der katholischen Religion untergrabende 
Neuerung. Wie die Einführung der Religionsfreiheit, ebenso wurde 
von dem päpstlichen Stuhl die Freigebung der Presse und des Buch- 
handels beurtheilt 3 ). Seit Jahrhunderten war die Curie gewöhnt, die 
Länder der Erde in zwei Klassen einzutheilen, je nachdem in denselben 
der Kirchengewalt der weltliche Arm zur Verfügung stand oder nicht; 
den Ländern, „in welchen ungestraft die Ketzereien sich verbreiten 
können, terrae ubi impune grassantur haereses" wurden in dem Sprach- 
gebrauch der Curie die „katholischen Länder, catholicae regiones, loci 
ubi sanctum officium exercetur", den „Provinzen der Propaganda" oder 

1) Depesche Gravenreuths vom 31. März 1802. 

2) Vergl! die unten Note 66 zu erwähnende kurfürstliche Depesche an den 
bayerischen Gesandten in Paris vom 24. April 1804. 

3) Die urkundlichen Belege dafür sind in den unten zu besprechenden Breven 
an den Kurfürsten von Bayern vom 12. Februar und vom 19. November 1803 ent- 
halten, Urkunden Nr. 3 und 5. 
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dem Missionsgebiet wurden die „Provinzen des heiligen Stuhles", dem 
zu gewinnenden das bereits unterworfene Land gegenübergestellt 4 ). 
Versagte nun in einem bisher katholischen Lande der weltliche Arm 
den pflichtgemässen Dienst, so war das Land in Gefahr seine katho- 
lische Eigenschaft zu verlieren, aus einer „Provinz des heiligen 
Stuhles" ein zurückzueroberndes Missionsland zu werden. Aber es 
stund noch etwas anderes auf dem Spiel. Die Versagung des welt- 
lichen Armes gegen die Ketzer schloss die Emancipation der weltlichen 
Gesetzgebung von den Bestimmungen des kirchlichen Rechtes in sich. 
Entzog sich der Staat in Einer Beziehung der Unterordnung unter die 
Vorschriften der Kirche, so legte er sich die Macht bei, auch nach 
allen anderen Beziehungen das Verhältniss zur Kirchengewalt von 
sich aus zu regeln , und eröffnete damit den grossen Principienkampf 
um die Selbständigkeit der weltlichen Gesetzgebung gegenüber dem 
canonischen Recht. Um desswillen musste dem römischen Hofe alles 
daran gelegen sein, die ausschliessliche Herrschaft der katholischen 
Religion in Bayern wiederherzustellen oder, was dasselbe besagt, das 
canonische Recht zur unbeschränkten Geltung zu bringen. Väterliche 
Ermahnungen an den Regenten, diplomatische Einwirkung durch 
die grossen Mächte , Unterhandlungen mit der Regierung selbst 
wurden zwei Jahrzehnte hindurch zur Erreichung dieses Zieles auf- 
geboten^). 

Der römische Hof hatte unmittelbar nach dem Regierungsantritt 
des Kurfürsten Maximilian Joseph IV. den Versuch gemacht, einen 
Nuntius mit den gleichen Vollmachten wie unter Karl Theodors 
Regierung in München zu beglaubigen. Die neue Kurlinie aber, 
welche sich von jeher gegen den Rechtsbestand der münchener 
Nuntiatur und für die Grundsätze der deutschen Erzbischöfe erklärt 
hatte , blieb dieser Auffassung auch nach dem Erwerb der Kurwürde 
treu. Als der bisherige Nuntius am bayerischen Hofe, Emidius Ziucci 
Erzbischof von Damaskus, das neue Beglaubigungsschreiben überreichen 
wollte, verlangte der Minister der auswärtigen Angelegenheiten unter 
Berufung auf die Reichs- und Landesverfassung Einsicht in die Facul- 
täten, ein Verlangen, welchem der Nuntius nur mit Widerstreben und 

4) Die Zeugnisse für diesen Sprachgebrauch der Curie sind zusammengestellt 
von Ott«» Mejer, die Propaganda, ihre Provinzen und ihr Recht. Göttingen 1852. 
B. L S. 191 ff.: vergl. ebendaselbst B. II. S. 186 Note 2. 

5) Vergl. die Erzählung Consalvis in seinen Memoiren, memoire* du cardinal 
(.'«»nsalvi secretaire d'etat du pape Pie VII avee une introduetion et des notes 
par J. Cretineau-Jolv, Paris 1864, tom. II. pag. 300 suiv. 

4* 
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nur in Form einer vertraulichen Mittheilung sich fügte 6 ). Eine sorg- 
fältige Prüfung der überreichten Facultäten ergab, dass dieselben 
„ohne schwere Verletzung der landesherrlichen und bischöflichen 
Gerechtsame 44 nicht ausgeübt werden konnten, dass sie an verschiedenen 
Punkten in die „weltliche Gerichtsbarkeit und Strafgewalt" eingriffen 
und auf kirchlichem Gebiete eine völlige „ Mitregier ung" des päpstlichen 
Nuntius in den einzelnen Diöcesen begründeten. Man erwog zugleich, 
dass der römische Hof „gegen die landesfürstliche Gewalt in geist- 
lichen Sachen von jeher die übertriebensten und gefährlichsten Grund- 
sätze behauptet" habe ; man erinnerte sich an die Concilien des fünf- 
zehnten Jahrhunderts, welche „die gewaltsamen Eingriffe der Päpste 
in die bischöflichen Rechte zum Theil wieder* eingeschränkt" und die 
Bischöfe in ihre „Urgewalt 44 wieder eingesetzt hätten; man gedachte 
der „fortwährenden Beschwerden der deutschen Nation" gegen die 
Nuntiaturen und deren Facultäten; man liess endlich nicht ausser 
Rechnung, dass bei politischen Veränderungen in Deutschland die 
Errichtung von Landesbisthümern ermöglicht und damit die Nuntiatur 
vollkommen entbehrlich werden könne?). Nach diesen Erwägungen 
schwankte die Regierung zwischen zwei Entschlüssen: der Nuntiatur 

6) Das neue Beglaubigungsschreiben ist datirt von Florenz aus dem Car- 
thäuserkloster den 16. März 1799. Die Facultäten. enthalten in zwei Breven vom 
19. Juni 1795 (Urkunden Nr. 1). wurden am 24. Mai 1799 überreicht. Ein „Aus- 
zug aus den Vollmachten", welchen der Nuntius zu gleicher Zeit übergab, brachte 
die Regierung auf die Vermuthung , dass derselbe ausser den überreichten noch 
weitere Facultäten haben müsse. Eine Vergleichung mit den auszugsweise be- 
kannten Vollmachten des kölner Nuntius von 1680 (wiederabgedruckt bei Otto 
Mejer, die Propaganda, B. II. Ö. 186 Note 2) ergibt, dass dem münchener 
Nuntius diejenigen Vollmachten nicht ertheilt wurden , weiche sich auf das 
Missionsgebiet , die „loci missionum in quibus impune grassantur haureseK". 
beziehen. 

7) Obige Mittheilungen sind aus zwei Gutachten geschöpft, von welchen das 
eine am 9. April 1799 durch Zentner allein, das andere umfassendere am 19. Juni 
1799 durch Zentner und Brauca gemeinschaftlich in dem Ministerial-Departement 
der geistlichen Angelegenheiten erstattet wurden. In dem Ministerial - Departement 
der auswärtigen Angelegeiüieiten erstattete der geheime Legationsrath von Krenner 
am 20. April 1799 ein Gutachten, welches die staatsrechtliche und die poUtische 
Seite der Frage ins Auge fasste. „Warum, so ist darin gesagt, soll es ein 
teutscher Reichsstand hiebey zum Tort der eigenen teutschen Nation mit den 
eben so schwankenden Grundsätzen der Curie gegen die teutsche Kirch halten? 
oder sich schon voraus durch Confession gewisser Grundsätze die Hände binden, 
wenn seiner zeit auf den Reichstag oder wohl gar auf einen künftigen Concilio 
die teutsche Kirche ihre alte oder wohl noch mehrere Vortheile zu erringen, die 
Gelegenheit wieder finden dürfte?" 
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in München sogleich die „Anerkennung" zu entziehen, oder dieselbe 
vorläufig auf Ruf und Widerruf mit eingeschränkten Facultäten und 
unter der Bedingung fortbestehen zu lassen, dass der Nuntius sich 
verpflichte, keine Vollmacht ausüben zu wollen, welche den „Kirchen- 
gesetzen, den allgemeinen Concilienbeschlössen, den Statuten, Hechten 
und Freiheiten der deutschen und der bayerischen Kirche, den deutschen 
Concordaten, der kaiserlichen Wahlcapitulation , den Reichsgesetzen, 
den landesfürstlichen Hoheitsrechten und Verordnungen entgegen 4 ' 
wäre, und bei allen amtlichen Handlungen das landesherrliche Placet 
einzuholen 8 ). Ehe der Kurfürst eine Entscheidung getroffen hatte, 
starb Papst Pius VI. am 29. August 1799 und die Angelegenheit 
ruhte, bis im Frühjahr 1800 zu Venedig der neue Papst erwählt 
worden war. Noch von Venedig aus, am 10. Mai 1800, zeigte 
Pius VII. dem Kurfürsten von Bayern seine Erwählung an, in „väter- 
licher Liebe" die Ermahnung beifügend, der Kurfürst möge nach 
dem Beispiele seines dem heiligen Stuhle „wunderbar ergebenen 41 
Begierungsvorgängers den Schutz der Kirche üben, verderblichen 
Lehren den Eingang in sein Land verschliessen und nicht zugeben, 
dass Bayern „in dem Umsturz aller Verhältnisse etwas von dem alten 
fiuhme einbüsse", von keinem Lande auf der ganzen Erde in der 
Blüthe der Katholicität übertroffen zu werden 9 ). Indem er zugleich 
den Erzbischof von Damaskus zurückberief, beglaubigte er als interimi- 
stischen Nuntius am bayerischen Hofe den Erzbischof von Tyrus 
Hannibal Grafen de la Genga, einen Prälaten, welcher in jugendlichem 
Alter durch das Vertrauen des Papstes Pius VI. erhoben schon im 
Jahre 1794 zum Nuntius in Köln ernannt, durch die kriegerischen 

8) Die beiden Beschlüsse sind in zwei Vorträgen vom 4. Juli 1799 enthalten. 
Die Staatsconferenz stimmte für den zweiten Beschluss. Der Kurfürst aber hatte 
am 2. August 1799 noch keine Entscheidung getroffen. 

9) Rogamus . . te . ., ut vestigiis ejus insistens ecclesi» res sartas teetas in 
tuis ditionibus prajstare pergas nee patiaris, Bavari® regiones, quariini null® 
florejitiores ob catholicae religionis Studium in orbe terrarum fuerunt, aliquid de 
pristina laude in hac rerum omnium perturbatione deperdere. . . Eeclesias autem 
rebus tuisque tu egregie prospicies, si illud praeipue cavendum curaveris, ne 
magistri prurientes auribus et a veritate auditum infirmorum avertere omni ope 
conantes iis doctrinis juventutem imbuant, quarum veneheiis omnes gontes erra- 
verunt tantisque incommodis regna orbis terrarum universa sunt cum ul ata. 
Doctrinae enim hujusmodi, quo apertius ecclesiae adversantur, eo oecultius 
prineipum et regnorum insidiantur stabilitati. Dem apostolischen Schreiben an 
den Kurfürsten vom 10. Mai war ein Begleitschreiben Consalvis (damals „uditore 
della sacra rota et prosegretario di stato di nostro signore") an Montgelas vom 
13. Mai 1800 beigegeben. 
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Ereignisse aber verhindert worden war, den Ort seiner Bestimmung 
zu erreichen und seitdem in Augsburg, am bischöflichen Sitze des 
vertriebenen Kurfürsten von Trier, seinen Aufenthalt genommen, auch 
schon im Jahre 1795 bis zum Eintreffen Ziuccis die Geschäfte der 
münchener Nuntiatur interimistisch besorgt hatte 10 ). In München 
aber weigerte man sich entschieden, während man den Erzbischof von 
Tyrus mit aller seinem Range gebührenden Auszeichnung behandelte, 
den Nuntius des Papstes zu empfangen ; man ging auch nicht auf das 
Auskunftsmittel ein, welches de la Genga vorschlug, den Nuntius 
unter Protest gegen seine Vollmachten anzunehmen. Man wollte 
vielmehr die Frage über die Wiederherstellung der münchener Nuntiatur 
bis zu der bevorstehenden Regelung der politischen Verhältnisse 
Deutschlands offen halten. In diesem Sinne sprach sich der bayerische 
Gesandte in Paris von Cetto unter voller Zustimmung seines Hofes 
gegenüber dem Cardinal Consalvi aus, der im Juli 1801 während der 
französischen Concordatsunterhandlungen den Wunsch nach einer freund- 
schaftlichen Verständigung mit der bayerischen Regierung in der 
Nuntiaturangelegenheit äusserte. Cetto konnte sich nicht enthalten 
hinzuzufügen, dass man in Bayern die münchener Nuntiatur als eiue 
mit den Rechten der Bischöfe und mit der Reichsverfassung schwer 
vereinbare Neuerung der vorigen Regierung betrachte. Dagegen war 
man in München seit dem Frieden von Luneville entschlossen, nach 
Vollzug des Entschädigungsgeschäftes zur Regelung der kirchlichen 
Verhältnisse einen Gesandten nach Rom abzuordnen, wozu der bereits 
genannte regensburger Domcapitular Joseph Maria Freiherr von 
Fraunberg ausersehen wurde 11 ). Der Kurfürst gab in einem Schreiben 
vom 14. September 1801 dem Papste von diesem Plane Kenntniss, 
indem er die Entscheidung in Sachen der Nuntiatur einer späteren 
Zeit vorbehielt 12 ). Der Erzbischof von Tyrus aber legte sich nichts- 



10) Vergl. Otto Mejer, zur Geschichte der römisch - deutschen Frage, B. I. 
8. 137 f., dazu Georg Karl Meyrs Sammlung der Kurpfalzbaierischen allgemeinen 
und besonderen Landes-Verordnungen, München 1797, B. V. S. 502. 

11) Bericht Gettos vom 14. Juli 1801 über die Unterredung mit Consalvi; 
kurfürstliche Depeschen an Cetto vom 31. Juli 1801 und vom 5. Januar 1802. 

12) Dem Schreiben des Kurfürsten an den Papst wurde ein Schreiben des 
Ministers von Montgelas an den Cardinalstaatssecretär vom gleichen Tage und 
mit den gleichen Eröffnungen beigegeben. Vorbereitet wurde diese Antwort auf 
das päpstliche Schreiben vom 10. Mai 1800 durch ein von dem Grafen Morawitzky 
verfasstes Gutachten des Ministerial-Departements der geisttichen Angelegenheiten 
vom 15. Mai 1801. 
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destoweniger den Titel eines „interimistischen Nuntius an dem durch- 
lauchtigsten Eurhofe von Pfalzbayern mit der Gewalt eines Legaten 
de latere" bei und übte die vom Papste erhaltenen Vollmachten noch 
im Jahre 1805 in den bayerischen Gebieten aus 18 ). 

So blieb dem römischen Hofe bei dem vorläufigen Mangel einer 
diplomatischen Verbindung zwischen Born und München nur eine 
mittelbare Einwirkung auf die bayerische Begierung übrig. 

Zunächst versuchte der apostolische Stuhl, das in den bayerischen 
Landen bestehende kirchenpolitische System durch russischen Einfluss 
aufrecht zu halten. Bussland war seit dem Vertrag von Gatschina 
(1. October 1799) 14 ) der Verbündete Bayerns, der Garant des bayerischen 
Gebietes gegen jeden Tausch und jede Minderung, der Bückhalt gegen 
die Vergrösserungsgelüste Oesterreichs geworden; Busslands Wort 
schien demnach in München den grössten Eindruck machen zu können. 
Unter diesen Verhältnissen erhob der heilige Vater durch seinen 
Agenten in St. Petersburg, Abb6 Veluti, Beschwerden gegen die 
bayerische Begierung, deren Massregeln geradezu den Umsturz der 
katholischen Beligion bezweckten. Der Gzar lehnte aber jede Ein- 
mischung in die inneren Angelegenheiten des bayerischen Staates ab 
und setzte den bayerischen Gesandten von diesem Entschlüsse in 
Kenntniss. In München war man sehr verstimmt üb&r diesen Versuch, 
Bayern von der empfindlichsten Seite her anzugreifen 1 *). 

Andere immer sich erneuernde Versuche, die Umgestaltung des 
kirchenpolitischen Systems in -den bayerischen Gebieten aufzuhalten, 
unternahm der Nuntius in Wien, Anton Gabriel Severoli, ein durchaus 
von den curialistischen Grundsätzen beherrschter Prälat, welcher vom 
Beginn seiner Amtsführung an (Ende März 1802) dem bayerischen 
Gesandten mit fortwährenden Klagen über die „Neuerungen" in Bayern 
in den Ohren lag. Der Nuntius „ist wüthend über aHes, was in 
Bayern vorgeht 44 — so berichtete der bayerische Gesandte von Graveu- 



13) In einer am 17. Mai i805 zu Augsburg ausgefertigten in /Vertretung des 
Nuntius von dem Auditor Grafen Troni unterzeichnete Dispensationsurkunde lautet 
die Ueberschrift: Hannibal comes de Genga dei et apostolic« sedis gratia archie- 
piscopus Tyri . .. sanctissimi domini nostri divina Providentia papas Pii VII. pne- 
latus domesticus et pontificio solio assistens. ejus« lern ac dict» sanctft sedis ad 
tractum Rheni ac c®tera# inferioris Germania? partes, nee non pro interim apud 
serenissimam electoralem aulam Bavaro-Palatinam cum potestate legati de latere 
nuntins. 

14) Martens, Supplement au recueil des prineipaux traites. Gottingue 1802» 
tom. IL p. 262—265. 

15) Kurfürstliche Depesche an Gravenreuth vom 27. Juni 1802. 
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reuth am 21. Mai 1803 an den Kurfürsten — „und behauptet, dass 
die bayerische Regierung die katholische Religion vernichten wolle. 
Seine Grundsätze sind ultramontan bis zum Uebermass. Um mir eine 
Vorstellung von all' den Greueln zu geben, welche die neuerlichen 
Umgestaltungen über Bayern bringen würden, sagte er mir in allem 
Ernste und voll Entsetzen : Sie werden die Gedankenfreiheit haben" 16 ). 
Nicht ohne Ironie hielt ihm der bayerische Gesandte schon nach den 
ersten Klagen das Verfahren der Curie vor, welche mit Beschwerden 
gegen die bayerische Regierung sich nach St. Petersburg gewendet und 
in Angelegenheiten, welche nur die Katholiken betreffen, ein „häre- 
tisches Tribunal* 4 angerufen habe. Aergerlich über diesen Vorwurf, 
welcher „seine Devotion mit den Schritten seiner Heiligkeit in Wider- 
streit brachte", erwiderte der Nuntius, „es sei von jeher der Weg des 
römischen Hofes gewesen, den Schutz der grossen Souveräne anzu- 
rufen, und er würde nicht erstaunt sein, wenn der Papst auch an den 
Kaiser von Deutschland geschrieben hätte 44 , worauf Gravenreuth 
trocken bemerkte, „das sei das beste Mittel, um zu einem freund- 
schaftlichen Ausgleich zu gelangen 17 ). u Dennoch glaubte der Gesandte 
aus verschiedenen Aeusserungen entnehmen zu können, dass die Curie 
den lebhaften Wunsch nach einer Verständigung mit der bayerischen 
Regierung hege, tim nicht „eine ihrer schönsten Provinzen 44 einzu- 
büssen. In einer Depesche aus Rom, welche der Nuntius am 13. August 
1802 dem bayerischen Gesandten vorlas, war der in St. Peterburg 



16) Depesche Gravenreuths vom 21. Mai 1803: «Tai eu hier im long entretien 
avec le nonce. C'est on fanatique du XV. siecle. II est furieux contre tout ce 
qui se passe en Baviere et pretond que le gouvernement electoral veut detroire 
la religion catholique. Ses principes sont ultramontains ä Fexces. Pour me 
donner une idee de toutes les horreurs que les nouvelles reformes alloient röpandre 
sur la Baviere, il me dit d'un ton serieux et plein d'effroy: Vous aurez la 
libertc de penser!" 

17) Depesche Gravenreuths vom 12. Juli 1802: La conversation que j'ai eue 
avec le nonce n' etoit rien moins que satisfaisante vu les principes ultramontains 
qui dominent toute sa pensee. Je lui ai reproche la conduite de la cour de Borne 
a Tegard de votre altesse serenissime electorale qui sans savoir encore de quoi 
il etoit question avoit porte plainte en Russie. et j'ajoutai d'un .air demi serieux 
qu'elle en avoit appele sur une affaire qui concernoit uniquement les catholiques 
ä un tribnnal heretique. Pique de cette phrase qui mettoit sa devotion en Oppo- 
sition avec les demarches de sa saintete il me dit que teile avoit toujours ete 
la marche de la cour de Rome d'invoquer la protection des principaux souverains 
et qu'il no seroit pas etonne que le pape n'eüt ecrit de meme a Tempereur 
d'Allemagne. Je lui repondis sechement que c'etoit le meilleur moyen de terminer 
les choses ä Tamiable. 
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unternommene Schritt entschuldigt, das grösste Entgegenkommen 
bezüglich einer neuen Diöcesaneintheilung in Aussicht gestellt und 
eine Unterhandlung in Wien zwischen Gravenreuth und dem Abbe 
Veluti angeboten 18 ). Das Angebot kam jedoch zu spät ; die bayerische 
Regierung hatte unmittelbar vorher auf einem anderen Wege Unter- 
handlungen mit der Curie eingeleitet 

Unter den römischen Prälaten schien der bayerischen Regierung 
für .die Goncordatsunterhandlungen keiner so sehr geeignet als der 
Gardinallegat Caprara in Paris, ein Mann, welcher nach seinem eigenen 
Geständnis bei der Curie „einer allzu grossen Nachgiebigkeit gegen 
die Neuerungen des Jahrhunderts" verdächtig war, welcher eben 
darum längere Zeit von Born und von den Geschäften sich zurück- 
gezogen und nur auf den bestimmten Befehl des Papstes sich ent- 
schlossen hatte, die Legation in Frankreich und die Sorge für den 
Vollzug des französischen Concordats zu übernehmen* 9 ). Kurze Zeit 
nach seinem Eintreffen in Paris erhielt er von dem bayerischen Ge- 
sandten im Auftrag seiner Regierung wiederholt die vertrauliche 
Mittheilung, der Kurfürst wünsche nach Vollzug des Entschädigungs- 
geschäfts zur Regelung der kirchlichen Angelegenheiten seines Landes 
eine Vereinbarung mit dem heiligen Stuhl, wo möglich unter Caprara's 
Mitwirkung, welcher die Umgestaltung in Bayern weitaus milder als 
der wiener Nuntius beurtheilte. Es kamen sachliche Gründe hinzu, 
welche der bayerischen Regierung die Verlegung der Unterhandlungen 
nach Paris, in jedem Fall die Mitwirkung der französischen Regierung 
wünschenswert erscheinen Hessen. Das französische Concordat wurde 
von der bayerischen Regierung als das Vorbild für alle katholischen 
Staaten betrachtet. Der Papst, so argumentirte man in München, 
könne den übrigen katholischen Ländern nicht verweigern, was er so 



18) Depesche Gravenreuth's vom 14. August 1802. 

19) So berichtet Getto in einer Depesche vom 5. Juli 1802 : Cardinal Caprara 
habe ihm gesagt: qu'il avoit rendu compte a sa cour des ouvertures que je lui 
avois faites peu apres son arrivee dus ce pays - ci , et qu'avec tout le respect 
qiril portoit ä votre altesse electorale et avec tout son zele pour repondre a la 
confiance qu'elle lui temoignoit il ne pouvoit pas sans se compromettre lui- 
meme en parier de nouveau; que ses principes modere» 1' ont fait accuser d'une 
trop grande facilite pour les innovations du siecle, ce qui l'avait determine 
depuis plusieurs annees a se retirer entieroment et de Rome et des affaires dans 
leequelles il s'etait lance dans la circonstance presente pureinent par obcissance 
a des ordres imperatifs. Biographische*Notizen über Caprara bei Augustin Theiner, 
hiitoire des deux concordats de la republique Franchise et de la republique 
Cisalpine, Paris 1869, tom. I. pag. 313 suiw. 
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feierlich und so ausdrücklich dem ersten Consul zugestanden habe: 
denn wenn diese Bestimmungen mit dem Glauben, der Moral und der 
Disciplin zu vereinbaren seien, so müssten sie fflr die ganze Welt 
Geltung erlangen ; wenn aber nicht, so dürften sie auch für Frankreich 
nicht in Kraft treten 20 ). Leichter liess sich in Paris als an irgend 
einem anderen Orte und unter Mitwirkung der französischen Regierung 
ein Concordat mit den gleichen Zugeständnissen, wie sie das fran- 
zösische enthielt, für Bayern erlangen. Was die kirchlichen Verhält- 
nisse wünschenswert}} erscheinen Hessen, dazu rietb auch die politische 
Lage. Eben damals vollzog sich der Umschwung der bayerischen 
Politik, welcher für das nächste Jahrzehnt entscheidend geworden ist. 
Nachdem die europäische Coalition von 1799 aufgelöst, die russische 
Politik in das französische Lager übergegangen, Frankreich die erste 
Macht des Continents geworden war, suchte Bayern fortan bei Frank- 
reich Schutz gegen die noch immer regen Vergrösserungsgelüste 
Oesterreichs ; die Verträge vom 24. August 1801 und vom 24. Mai 
1802 eröffneten Bayern die Aussiebt in Süddeutschland zu wachsender 
Macht zu gelangen und besiegelten das Einverständniss der franzö- 
sischen und der bayerischen Interessen. Je aufmerksamer man in 
Paris die innere Befestigung des bayerischen Staatswesens verfolgte, 
desto eher musste man geneigt sein , zur Regelung der kirchlichen 
Verhältnisse in Bayern mitzuwirken. So entstand in München unmittelbar 
nach Verkündigung des französischen Concordats und nach Fixirung 
der bayerischen Entschädigung der Gedanke unter französischer Ver- 
mittlung ein Concordat mit dem heiligen Stuhle abzuschliessen und 
wurden sofort die Einleitungen zur Verwirklichung dieses Planes 
getroffen. 

Noch im Mai 1802, unmittelbar nachdem das französische Con- 
cordat mit den organischen Artikeln bekannt geworden war, beschäf- 
tigte man sich in München mit der Ausarbeitung von Entwürfen für 
ein Concordat mit dem heiligen Stuhl. Allerdings rieth der zum 
Gesandten in Rom bestimmte regensburger Domcapitular Freiherr 



20) Kurfürstliehe Depesche an Oetto vom 1. Mai 1802: Je regarde ce traite 
comine une alliancc formelle de la philosophie et de la religion et comme im 
type general pour tous les etat* catholiques. Le pape ne pourra guere s'exposer 
a refuser, ä qui que ce soit. ce qu'il a si solennellement et si positivement aecorde 
au premier consul, sans s'exposer au reproche d'une contradiction manifeste; 
puisqne ces clauses doivent avoir lieu pour tout le monde, si elles s'aecordent 
avec la foi, la morale et la diseipline, ou pour personne, si elles contredisaient de 
ces points. 
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von Fraunberg entschieden davon ab, sich schon jetzt in Concordats- 
unterhandlungen einzulassen, da die kirchlichen Beformen ohne die 
Mitwirkung des Papstes kraft der landesherrlichen Rechte vorge- 
nommen werden könnten; der Chef des geistlichen Minister ialdepar- 
tements Graf von Morawitzky sprach sich aber für die sofortige 
Einleitung der Unterhandlungen aus 21 ). Montgelas, dem die mög- 
lichst rasche Consolidation des bayerischen Staates in seinen inneren 
Verhältnissen am Herzen lag, sandte am 19. Juni dem bayerischen 
Gesandten in Paris den Befehl, die französische Vermittlung anzu- 
rufen, und theilte demselben am 17. Juli die Grundlagen für die 
bevorstehende Concordatsunterhandlung mit 22 ). Der Kurfürst ver- 
langte nach diesen Grundzügen für sich und seine Nachfolger das 
Recht, die Landesbischöfe zu ernennen und vorbehaltlich der päpst- 
lichen Bestätigung in die Temporalien einzuweisen, sowie die Leistung 
des Treueides von Seite der Ernannten, ausserdem Verringerung der 
Festtage wie in Frankreich, Ertheilung der Dispensation von den 
Mönchsgelübden unter bestimmten Voraussetzungen, Reinigung deö 
Cultus von abergläubischen Gebräuchen; er stellte eine angemessene 
Dotation für die Landesbisthümer in Aussicht und erklärte sich bereit, 
vorbehaltlich der Prüfung und Genehmigung der Vollmachten eine 
ihm genehme Persönlichkeit als Nuntius zu empfangen; er lehnte 
aber im voraus jede Massregel ab, welche geeignet wäre, die „ver- 
nünftige Freiheit des Gedankens und der Presse zu beschränken, 
die Toleranzedicte anzugreifen oder die Rechtmässigkeit der vor- 
genommenen Klosterreformen in Frage zu stellen". Talleyrand, 
welchem diese Grundzüge vorgelegt wurden, fand dieselben „billig 
und angemessen" und erklärte am 12. August 1802, der erste Gonsul 
nehme „mit Vergnügen 44 die angebotene Vermittlung an 23 ). In 
einem verbindlichen Schreiben vom 15. August erbat sich der 
Kurfürst die Vermittlung des „berühmten Mannes, welcher allein in 
der Welt den Ruhm erworben habe, die wahre Religion auf den 
Grundsätzen einer gesunden und vernünftigen gesellschaftlichen Ord- 

21) Das Gutachten Morawitzkys ist vom 25., das Gutachten Fraunbergs vom 
28. Mai 1802. 

22) Urkunden Nr. 2. Am 2. September 1802 erstattete Graf Morawitzky ein 
Gutachten über die „neun Punkte , über welche mit sede Romana unterhandelt 
werden soll", und im Oktober 1802 von Zentner einen ausführlichen „Vortrag 
über die künftigen Verhältnisse der churfürstlichen Erbstaaten zu dem päpstlichen 
Stuhl". Beide Gutachten sind von Montgelas bei Ausarbeitung des folgenden 
Concordatsentwurfs (Urkunden Nr. 4) benützt worden. 

23) Berichte Cettos vom 1. August und vom 12. August 1802. 
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Dung aufzubauen und das grosse Problem einer Allianz der Philo- 
sophie mit der Hierarchie zu lösen" ; andere Staaten an dieser Wohl- 
that theilnehmen zu lassen, sei der einzige Ruhm, den zu erwerben 
noch übrig bleibe. Der erste Consul wandte sich sofort (28. August 
1802) an den Papst 24 ). Im October traf von Korn eine umfangreiche 
Antwort ein, welche zwar die Intervention des ersten Consuls nicht 
zurückwies, aber eine Reihe von Fragen zur Beantwortung vorlegte 25 ). 
Cetto, welchem Talleyrand von dem Eintreffen, aber nicht von dem 
Inhalt dieses Schriftstücks Kunde gab, eröffnete auf dessen Wunsch 
die Unterhandlungen, indem er in einer Note vom 22. Oktober 1802 
dem französischen Minister der auswärtigen Angelegenheiten die 
Grundlagen des abzuschliessenden Concordats nach der Instruction 
vom 17. Juli mittheilte. 

Es zeigte sich aber sehr bald, dass der römische Hof in den 
Unterhandlungen mit der bayerischen Regierung, welche er selbst 
gewünscht hatte, etwas durchaus anderes erreichen wollte, als diese 
zuzugestehen bereit war. Die bayerische Regierung betrachtete das 
mit dem Papste abzuschliessende Concordat lediglich als eine Er- 
gänzung ihrer staatskirchen rechtlichen Gesetzgebung. Sie nahm die 
Mitwirkung des Papstes in Dingen in Anspruch, welche, weil sie die 
Uebertragung der geistlichen Gewalt, den Gottesdienst und Gewissens- 
angelegenheiten betrafen, von der weltlichen Gewalt für sich allein 
nicht geregelt werden konnten. Sie gedachte aber das System der 
Kirchenhoheitsrechte, wie sie es von den vorausgehenden Regierungen 
überkommen, als einen integrirenden Bestandteil der Souveränetät 
unverändert zu behaupten, die Gränze zwischen der geistlichen und 
der weltlichen Gewalt nicht nach dem canonischen Recht, sondern 



24) Schreiben des ersten Consuls an den Papst vom 10. fructidor an X 
(28. August 1802) und an den Kurfürsten von Bayern vom 11. fructidor an X 
(29. August 1802), Corrospondance de Napoleon L, tom VIII. p. 6 — 8, p. 13. 

25) Depeschen Cettos vom 30. Oktober 1802 und vom 7. Juni 1803. In der 
letzteren berichtet Cetto, der erste Consul habe ihm am vorausgehenden Tage 
(6. Juni 1803) von dem Verhältniss Bayerns zu der Curie sprechend erzahlt: 
„J'ai fait dans le temps ä ce sujct tout ce que j'ai pu. 11s m'ont fait en quatre 
grand pages une reponse a laquelle je n'ai compris autre chose si non qu'ils 
n'aimoient pas a ce que nous nous melions de cette affaire". ,Xeur tort a cet 
egard, repris-je, est d'autant plus grand que Farrangement propose par ma cour 
est fonde sur les plus justes et les plus convenables bases, et que la cour de 
Borne devroit avoir toute confiance en vous'\ „Aussi, repliqua-t-il, lfont ils pas 
positivement refuse mon Intervention, mais ils ont complique l'aftaire de mille 
difficultes que je nai pas pu debrouiller". 
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durch die weltliche Gesetzgebung zu bestimmen 26 ). Der römische 
Hof erstrebte dagegen nichts Geringeres, als die Herstellung des 
canonischen Rechts in vollem Umfange, wie es nicht einmal 
unter den früheren bayerischen Regierungen anerkannt gewesen war, 
jedenfalls aber die Wiederherstellung des katholischen Staates in 
Bayern. Er betrachtete die Gewährung dieser Forderung als eine 
religiöse Verpflichtung des Regenten und vermied es sorgfältig, sich 
über das Mass von Zugeständnissen zu erklären, welche er seinerseits 
zu bewilligen bereit war. Es musste ihm daher die französische 
Vermittlung, welche er nicht abzulehnen wagte, unerwünscht erscheinen, 
da er Frankreich gegenüber sich zu manchem verstanden hatte, was 
er Deutschland und einer schwächeren Regierung zu bewilligen Be- 
denken trug, und es geschah desshalb, noch ehe die französische Ver- 
mittlung über die Einleitung der Unterhandlungen hinausgekommen 
war , der bayerischen Regierung gegenüber ein entscheidender 
Schritt, die Formulirun g der römischen Forderungen durch das päpst- 
liche Breve vom 12. Februar 180327). 



26) In dem oben erwähnten Gutachten vom 28. Mai 1802 hatte Fraunberg, 
der spätere Erzbisehof von Bamberg, erklärt: „Es scheint mir die Festsetzung 
der Reell te circa sacra kein Gegenstand der Unterhandlung mit dem römischen 
Hofe zu sein; sondern sie sollen vielmehr bey jeder Unterhandlung mit dem Papste 
und den Bischöfen als schon festgesetzt vorangestellt werden". 

27) Das Breve vom 12. Februar 1803 war in den bayerischen Gebietsteilen 
Schwabens schon im Jahre 1804, in Tyrol spätestens im Jahre 1807 bekannt 
Veröffentlicht wurde dasselbe zuerst im Jahre 1823 (in lateinischem Text und mit 
deutscher Uebersetzung) in den „allgemeinen politischen Annalen" von Friedrich 
Murhard, B. IX S. 112 — 126; die deutsche Uebersetzung wurde hieraus abgedruckt 
in der „allgemeinen Kirchenzeitung" von Ernst Zimmermann, Darmstadt 1823, 
8. 467 -471, und darnach von Augustinus de Roskoviiny, monumenta catholica pro 
independentia potestatis ecclesiasticae ab imperio civili, Quinque-ecclesiis 1847, 
tom. 11. pag. 80—86 : der lateinische Text von Höfler in seinem Buche „Concordat 
und Constitutionseid der Katholiken in Bayern", Augsburg 1847, S. 177-181. 
Das Original des Breve befindet sich in den Acten des k. Staatsministeriums 
des k. Hauses und des Aeusseren zugleich mit einem artigen Begleitschreiben des 
Oardinalstaatssecretärs an den Freiherrn von Montgelas. Jo prego, so sehreibt 
Consalvi, l'eccelleuza vostra, cosi distinta per la sua sapienza e lumi. a voler 
eoadljuvare con i suoi officij la rappresentanza di sua santita, e stringer sempre 
piü i reeiproei legami della rispettiva soddisfazione e content«). Der Abdruck 
bei Murhard und darnach bei Hüfler ist, wie sich aus dem Mangel des vollen 
Datums und der Unterschrift des expedirenden Beamten ergibt, nach einer Ab- 
schrift gemacht und zeigt mannigfache Unrichtigkeiten. Nr. 3 der Urkunden gibt 
den Text nach dem Original. 
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Das päpstliche Breve vom 12. Februar 1803 ist für das Ver- 
hältniss von Kirche und Staat eines der denkwürdigsten Actenstücke 
aus damaliger Zeit. In scharfer Sprache wird dem Kurfürsten er- 
klärt, da88 nichts von dem, was unter seiner Regierung „gegen die 
Hechte der Kirche 4 ' und zu Gunsten der „Akatholiken 44 geschehen sei, 
bestehen bleiben könne, wenn anders die katholische Religion in 
Bayern erhalten werden solle und der Kurfürst selbst im katholischen 
Glauben zu beharren wünsche ; wiederholt wird die bestimmte Er- 
wartung ausgesprochen, dass, nachdem der apostolische Stuhl seine 
„Missbilligung" der neuen bayerischen Gesetzgebung erklärt habe, 
jene „verkehrten 44 Massregeln zurückgenommen und das „Aergerniss" 
gut gemacht werde, welches ein katholischer Fürst den Katholiken 
dadurch gegeben habe, dass er die katholische Religion so grossen 
Nachtheilen aussetze. Als der Anfang jeglichen „Unheils 44 in dem 
bisher ganz katholischen Lande, als eine schwere „Wunde 44 , ein Ver- 
derben für die katholische Kirche wird die landesherrliche Verord- 
nung vom 26. August 1801 bezeichnet, welche den Genuss der bür- 
gerlichen Rechte den Akatholiken zugänglich machte , und die 
Zurücknahme derselben unter Hinweis auf die „ruhmwürdigen Bei- 
spiele der Regierungsvorgänger 14 gefordert, „welche drei Jahrhunderte 
lang durch ihre Gesetzgebung die katholische Religion unversehrt 
und ungeschwächt in Bayern erhalten und das Land in dem blühend- 
sten Zustand zurückgelassen haben 14 . Strenge werden die neu erlassenen 
gesetzlichen Bestimmungen über die gemischten Ehen, der Schutz 
ausgesprungener Mönche durch die weltliche Gewalt gegenüber dem 
bischöflichen Strafrecht, die Ertheilung der Erlaubniss zum Verlassen 
des Klosters an Nonnen, endlich das Ersuchen getadelt, welches die 
Regierung an die Ordinariate gestellt hatte, unter dauernder Dispen- 
sation von dem kirchlichen Fastengebot nur drei Fasttage im Jahre, 
„nach der Gewohnheit der Lutheraner 44 , beizubehalten. Als eine 
weitere Beschwerde wird es bezeichnet, dass die Regierung den 
Zehnten aus kirchlichen Einkünften, dessen Erhebung Papst Pius VI. 
„aus besonderer Gnade 44 für einige Jahre zur Bestreitung der Kriegs- 
kosten bewilligt habe, nach Ablauf dieser Zeit kraft des Rechtes der 
Souveränetät erhebe, dass sie den Clerus der weltlichen Gerichtsbar- 
keit unterwerfe, dass sie die Entscheidung geistlicher Sachen, bei- 
spielsweise über bestrittene Patronatrechte , über die den Pfarrern 
zu gewährende Congrua, über die Gränzen der Pfarreien, den welt- 
lichen Behörden zuweise. Scharf gerügt wird die Unterdrückung der 
Klöster, die Wegnahme kirchlicher Geräthe, die Aufhebung der 
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Büchercensur, „durch welche ganz vorzüglich die Reinheit der katho- 
lischen Lehre bewahrt wird", endlich die Umgestaltung der Univer- 
sitäten, aus welchen ,,die Männer gesunder Lehre vertrieben und 
durch Lehrer ersetzt würden , welche Sitte und Sinn der Jugend 
durch die schlimmsten Lehren verderben". Dauerten diese Verhält- 
nisse in Bayern selbst und in den neu erworbenen Gebieten , in 
welchen der Beginn der bayerischen Herrschaft das Ende für die 
Iteihissiclierheit der Kirche zu sein scheine, lungere Zeit fort, linde 
sich der Kurfürst nicht, wie zu hoffen, bereit, der Kirche „GflhoMWB" 
zu leisten und den Schutz der katholischen Keligion tu derselben 
Weise wie die älteren bayerischen Fürsten zu üben , so werde der 
Papst nicht umhin können , nach dein Beispiel seiner Vorgänger 7u 
thuu, was seines Amtes sei. 

In München fand man diese Sprache und diese Ansprüche ,,beim 
Beginn des neunzehnten Jahrhunderts" „etwas ausserge wohnlich", 
wenig geeignet, die gewünschte Verständigung zu fördern- 8 ). Mau 
beeilte sieh das Hieve zur Kenntniss der vermittelnden Macht zu 
dringen und ertheüte am 31. Mai 1803 eine Antwort, welche unter 
entschiedener Zurückweisung einiger auf falschen Berichten beruhender 
Beschwerden und unter lebhafter Betreuerung der katholischen Ge- 
sinnung des Kurfürsten in allen Punkten gegenüber den Ansprüchen 
■les cu ri;il ^tischen Systems die Hechte der Staatsgewalt wahrte. 
Sache der weltlichen Gewalt sei es, über den Genuas der bürgerlichen 
Rechte 7,u entscheiden; nur der Keligionshass, der durch die Vernunft 
nicht minder als durch (las Evangelium verboten sei , hätte zur Zu- 
rückweisung protestantischer Einwanderer aus früher bayerischen Ge- 
bieten . fleissiger Leute und treuer Staatsbürger, rathen können. 
BmÜU der weltlichen Gewalt sei es ferner, über die bürgerlichen 
Wirkungen der Ehe Bestimmungen zu treffen, die Kirchengüter zu 
besteuern, den Glerus in weltlichen Sachen der weltlichen Gerichts- 
barkeit m unterwerfen. Mit voller Entschiedenheit wird sodann der 
Beruf des Fürsten betont, den Unterricht der Jugend zu Raten, 
und als eine Verleumdung bezeichnet, dass in den Schulen verderb- 
liche Lehren oder Zügellosigkeit der Sitten geduldet werden. „Ich 
würde in der That meiner Würde vergeben, wenn ich in Dingen, 
welche ausschliesslich von der mir anvertrauten weltlichen (Je wall 
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abhängen und bezüglich deren ich lediglich Gott, meinem Gewissen 
und den Wächtern der heimischen Gesetze und Verfassung Rechen- 
schaft abzulegen habe, gegen die Verleumdungen unbekannter Denun- 
cianten mich vertheidigen wollte 44 . Von jeder Einmischung in „rein 
geistliche Angelegenheiten" habe sich der Kurfürst enthalten; das 
„Schutzrecht" und das „Recht der Oberaufsicht" übe er aber wie 
jeder andere Fürst und wie es seine RegierungsTorgänger geübt 
haben. Kraft dieses Rechtes habe er widerrechtlich gedrückten 
Mönchen den Rechtsweg eröffnet und bis zur Erlassung des Urtheils 
Torläufigen Schutz gewährt; kraft dieses Rechtes ordne er neue 
Pfarreieintheilungen , jedoch immer nach Einvernehmen des Ordi- 
nariats und zur Erleichterung der Seelsorge an; kraft dieses Rechtes 
endlich sorge er für alle Gegenstände der „Kirchenpolizei", jedoch 
unter sorgfältiger Scheidung des geistlichen und des weltlichen 
Gebiets^). 

So stund Princip gegen Princip, das volle Selbstbewusstsein der 
weltlichen Gewalt gegen die Ansprüche Rom's auf Beherrschung der 
gesammten politischen und gesellschaftlichen Ordnung. Dass die am 
Schlüsse des kurfürstlichen Schreibens neuerdings in Aussicht ge- 
stellte Abordnung eines Gesandten zu einer Ausgleichung führen 
werde, war bei der Schärfe des Gegensatzes kaum zu erwarten. Die 
Antwort des Papstes vom 19. November 1803 hielt unjrerrückt daran 
fest, dass die neuen Einrichtungen in Bayern mit den^ katholischen 
Glauben des Kurfürsten nicht zu vereinbaren seien. Inl^L der Papst 
die eingehende Erläuterung seiner Beschwerden bis zu Am angekün- 
digten Eintreffen des bayerischen Gesandten sich vorbehielt, hob er 
einen Punkt besonders hervor, welcher eine rasche, sofortige Abhülfe 

29) Die Antwort dos Kurfürsten vom 31. Mai 1803, welche Garns, Geschichte 
der Kirche Christi iin neunzehnten Jahrhundert, B. I. S. 498, „in respectwidrigein 
Tone gehalten" findet, ist von Höfler, Concordat und Constitutionseid der Katho- 
liken in Bayern S. 182-187, wahrscheinlich aus Rechnerischen Papieren, ver- 
öffentlicht. Mit der unten zu erwähnenden Instruction vom 24. Juli 1806 wnrde 
sie den zur Concordatsunterhandlung mit dem Nuntius de la Genga in Regens- 
burg' bestimmten Bevollmächtigten von Rechberg und von Fraunberg in Abschrift 
übergaben und scheint von diesen, als sie nach vorläufiger Erledigung ihres Auf- 
trags am 1. November 1806 die anvertrauten Actenstücke zurückstellten, nicht 
zurückgegeben worden zu sein : wenigstens fehlt dieselbe in den Mannalacten 
über das Concordat, welche von den beiden Bevollmächtigten herrühren und die 
meisten der denselben anvertrauten Actenstücke mit wenigen Ausnahmen enthalten 
Der Antwort des Kurfürsten an den Papst war ein Begleitschreiben Montgelas' 
an Consalvi vom gleichen Tage beigegeben, worin die Notwendigkeit der Ein- 
tracht zwischen beiden Gewalten betont war. 
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erfordere, wenn nicht die katholische Religion in Bayern völlig zu 
Grunde ■ gehen solle. Dieser Punkt betraf die Freiheit der Presse 
und des Buchhandels. Keineswegs sei, wie der Kurfürst in seiner 
Erwiderung behaupte, nur die Form der BQchercensur in Bayern ge- 
ändert, sondern, da die Censurgewalt der Kirche beseitigt sei, die 
Censur selbst vollständig aufgehoben und damit die katholische Re- 
ligion dem Verderben und Untergang ausgesetzt. „Du siehst dem- 
nach, wie nothwendig es ist, dass von den Bischöfen und ebenso von den 
übrigen Geistlichen das heilige Amt, welches ihnen zur Erbauimg der 
Kirche übergeben ist, frei ausgeübt werde, da den Aposteln und 
Jüngern und ihren rechtmässigen Nachfolgern, nicht aber andern von 
Christus dem Herrn gesagt wurde: Gehet hin und predigt das 
Evangelium aller Creatur, lehret alle Völker, und da die Bischöfe 
nicht aber andere nach dem Zeugniss des Apostels Paulus der heilige 
Geist gesetzt hat, die Kirche Gottes zu regieren 44 3°). Eine Antwort 
auf diesen Versuch des Papstes, die bischöfliche Büchercensur auf die 
heilige Schrift zu gründen, ist nicht erfolgt. 

In der Zwischenzeit war ein Plan in den Vordergrund getreten, 
welcher der bayerischen Regierung eine rasche Verständigung mit 
Born sehr wünschenswerth erscheinen liess. Es war der Plan, die 
kirchlichen Verhältnisse Deutschlands, wie es im Reichsdeputations- 
hauptschlusse vorbehalten war , „auf reichsgesetzliche Art 44 , d. h. 
durch ein zum Reichsgesetz zu erhebendes Reich scon cor dat zu regeln. 

Von verschiedenen Seiten, aber aus verschiedenen Gründen wurde 
dieser Plan vorteilhaft befunden und zu verwirklichen versucht. 

Für die reichsgesetzliche Regelung war vor allem der Kurfürst 
Erzkanzler des Reichs, Karl Theodor von Dalberg. Durch den Reichs- 
deputationshauptschluss zum „Metropolitan-Erzbischof" in allen nicht 
zu Oesterreich und nicht zu Preussen gehörenden Gebieten des ver- 
kleinerten Reiches und zum „Primas von Deutschland* 4 erklärt, war 
er Nachfolger und Erbe der vormaligen vier Erzbischöfe Deutschlands 
geworden. Unter günstigeren Verhältnissen konnte er die Pläne der- 
selben zur Erringung einer grösseren Selbständigkeit der deutschen 
Kirche wiederaufnehmen. Primas von Deutschland zu werden, nicht 
bloss zu heissen, war gegenüber den territorialistischen Bestrebungen 
der grösseren deutschen Landesherrn nur auf dem vorbehaltenen 
Wege einer reichsgesetzlichen Regelung der kirchlichen Verhältnisse 
möglich. Der Conflict, in welchen er mit der bayerischen Regierung 



30) Urkunden Nr. 6. 

Sicherer, Staat und Kirche. 
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wegen der provisorischeu Administration des Bisthums Regensburg 
verwickelt wurde, liess deutlich erkennen, dass Bayern, nach dem 
österreichischen Hofe der grösste katholische Beichsstand, bestrebt sei, 
entweder exemte Landesbischöfe oder einen eigenen Metropoliten für 
die zu gründende Landeskirche zu erlangen. 

Dalberg fand für seinen Plan die Unterstützung des kaiserlichen 
Hofs. Für das österreichische Haus waren zwei Gesichtspunkte mass- 
gebend. Eine Verstärkung der kirchlichen Machtstellung des Erz- 
kanzlers im Reich musste im österreichischen Interesse erwünscht 
sein, so lange die Aussicht bestand, im Fall eirjer Erledigung einen 
Erzherzog auf den Metropolitanstuhl von Deutschland zu erheben 
und so mit der Leitung der Reichsangelegenheiten auch die Leitung 
der deutschen Kirche in österreichische Hände zu bring.en. Wich- 
tiger noch, weil sofort gewiss, war ein anderer Vortheil, der sich 
ergab. Die Unterhandlung und der Abschluss eines Reichsconcordats 
war eine willkommene Gelegenheit, die dem Kaiser zustehende Schirm- 
vogtei über die Kirche noch einmal in einer entscheidenden Weise 
auszuüben und damit zugleich einen bestimmenden Einfiuss auf die 
inneren Verhältnisse der Territorien, vor allem der bayerischen Ge- 
biete zu erlangen 31 ). 

Aber auch der römische Hof zog ein Reichsconcordat der Ab- 
schliessung von Landesconcordaten vor. Allerdings besorgte er auf 
diesem Wege den Primatenplänen des Erzkanzlers zu begegnen; doch 
lag es in seiner Macht, diese Pläne zu durchkreuzen, da ohne ihn 
nicht abgeschlossen werden konnte. »Auf der anderen Seite war nur 
durch den Abschluss eines Reichsconcordats eine vertragsmässige Ab- 
machung mit ketzerischen Fürsten zu umgehen und die curialistische 
Auffassung zu retten, dass Deutschland in seiner Gesammtheit immer 
noch als ein katholisches Reich mit nur zeitweiser Duldung der 
Akatholiken zu betrachten sei 32 ). Zudem konnte unter Mitwirkung des 
Kaisers weit eher ein dem curialistischen System günstiger Abschluss 
als durch Unterhandlung mit den einzelnen Fürsten und unter fran- 

31) Ce Systeme digne du cabinet des Ferdinand est vivement defendu par 
les nombreux partisans du cabinet imperial. Je n'ai pas besoin de vous dire 
cumbion la conservation de ce droit d'advocatie dont on peut faire un si mauvais 
usagc est prejudiciable au Systeme de la Baviere ; kurfürstliche Depesche an Cette 
vom 9. Februar 1805. 

32) Gravenreuth berichtet am 25. Mai 1803 aus Wien: qu'on a l'intention 
d'etablir en Allemagne une puissance catholique. La liberte des consciences 
deviendroit un droit regalien. et les princes pordroient le jus reformaudi qui leur 
a ete assure. 
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zösischer Vermittlung erwartet werden; dem Kaiser rausste daran 
gelegen sein, um den in der Schirmvogtei über die Kirche gegebenen 
Machthebel nicht zu verlieren, die landesherrlichen Hechte auch gegen- 
über der Kirchengewalt zu beschränken. So entschied sich der Papst, 
spätestens im Frühjahr 1803, für ein Reichsconcordat; an den ersten 
Consul erging am 4. Juni 1803 ein päpstliches Breve, welches in 
feiner Wendung die angebotene französische Vermittlung für Sonder- 
ooncordate in Deutschland zurückwies. Nachdem die Kirche beinahe 
aller weltlichen Besitzungen, der Grundlagen für ihre Macht und 
Würde in Deutschland beraubt worden sei, drohe daselbst in dem 
Umsturz aller Verhältnisse auch den geistlichen Dingen Gefahr: der 
erste Consul möge den Papst in seinen Bestrebungen unterstützen, 
die deutschen Kirchenverhältnisse bei ungeschmälertem Bestände zu 
erhalten 3 3). 

Eben deswegen aber, weil das Keichsconcordat von verschiedenen 
Seiten aus verschiedenen einander geradezu widerstreitenden Gründen 
erstrebt würde, weil zudem die Mitwirkung der übrigen wieder von 
anderen Interessen geleiteten Reichsstände nicht entbehrt werden 
konnte, war Unterhandlung und Abschluss in aussergewöhnlichem 
Grade erschwert, man kann sagen beinahe aussichtslos. Selbst über 
den Ort der Unterhandlung konnte eine Zeit lang keine Einigung 
erzielt werden; der Kaiser wollte das Reichsconcordat, wie im fünf- 
zehnten Jahrhundert der Habsburger Friedrich III. gethan hatte, 
ohne die Mitwirkung des Reiches in Wien abschliessen ; der Papst 
wünschte die Unterhandlungen nach Rom, der Kurfürst Erzkanzler 
nach Regensburg zu verlegen. Endlich entschied sich der Papst für 
die Unterhandlung in Regensburg. Ein Schreiben Consalvi's zeigte 
dem Kurfürsten Erzkanzler noch im Mai 1803 den Entschluss des 
Papstes und die bevorstehende Sendung eines Legaten an den regens- 
burger Reichstag an. Man glaubte, der Erzbischof de la Genga, 
durch seinen langen Aufenthalt in Deutschland mit den deutschen 
Verhältnissen vertraut, werde /um Legaten ernannt werden 3f). Einst- 



33) Das Breve vom 4. Juni 1808 ist abgedruckt in Häberlin's Staats-Archi\ 
B. XL S. 337 ff. Vergl. dazu Utto Mejer. zur Geschichte «1er römisch-deutschen 
Frage. B. I. S. 208. und die Erzählung Oonsalvis, memoires du cardinal Consul vi. 
tom. LL pag. 294 suivv. 

34) So berichtete Rechberg, welchem der Kurfürst Erzkanzler das Schreiben 
Consalvis gezeigt hatte, am 29. Mai 1803 aus Regensburg; vergleiche damit das 
Schreiben des Kurfürsten Erzkanzlers an den Fürstbischof zu Würzburg vom 
23. Mai 1803 bei N. Reininger, die Weihbischöfe von Würzburg. S. 344 ff. 

5* 
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weilen wurden in Wien vorläufige Besprechungen über das Reichs- 
concordat zwischen dem Nuntius Severoli, einem Abgeordneten, des 
Kurfürsten Erzkanzlers, dem geheimen geistlichen Käthe Kolborn, und 
dem Reichsreferendar von Frank gepflogen. Aber schon nach den 
ersten Besprechungen äusserte sich Kolborn sehr unzufrieden über 
den Nuntius und über den römischen Hof, und nach mehreren Mo- 
naten war man, wie der bayerische Gesandte von Gravenreuth erfuhr, 
noch zu keinem Er^ebniss gelangt. Gravenreuth bemerkte , das 
deutsche Papstthum, welches der Kurfürst Erzkanzler gründen wolle, 
könne von dem römischen Papstthum nicht annehmbar .befunden 
werden 35 J. 

In München verfolgte man diese Bestrebungen mit gespannter 
Aufmerksamkeit. Jeder Grund, welcher den Kurfürsten Erzkanzler, den 
österreichischen Hof, den päpstlichen Stuhl für den Abschluss eines 
Keichsconcordates bestimmte, veranlasste die bayerische Regierung, 
diesem Plan mit aller Entschiedenheit entgegen zu wirken. Schon 
während der Unterhandlungen über die Entschädigungsangelegenheit, 
im October 1802, hatte die bayerische Regierung durch ihren Ge- 
sandten in Paris Vorstellungen erheben lassen gegen die Erhaltung 
der mainzer Metropolitaugewalt über die bayerischen Diöcesen und 
gegen die Erstreckung derselben auf Bisthümer, welche bisher eiemt 
gewesen waren wie Bamberg und Passau. Sie hatte geltend gemacht, 
dass diese Bestimmung des Entschädigungsplanes vom 8. October 1802 
im Widerspruch stehe mit dem Ziel, welches durch die unter fran- 
zösischer Vermiti+lung eingeleitete Concordatsunterhandlung erreicht 
werden solle, mit der Unabhängigheit der bayerischen Kirche« dass 
sie in den bayerischen Gebieten einen auswärtigen Einfluss aufrecht 
halte, welcher die Verbesserung und die Freiheit der inneren Ver- 
waltung lähmen könnte, und hatte aus kirchlichen und aus politischen 
Gründen die Gleichstellung Bayerns mit den preussischen und den 
österreichischen Staaten gefordert 36 ). Die bayerischen Vorstellungen 
blieben ohne Erfolg; die Bestimmung des Entschädigungsplanes vom 
8. October 1802 über die kirchlichen Verhältnisse ging unverändert 
in den Reichsdeputationshauptschluss über. Als nun auf Grund dieser 

35) Deutsche Berichte (iravenreuth's vom 23. und 25. April, französische 
Depeschen desselben vom 4. und 14. Mai, 4. Juni, 27. August und 2. November 
1803. 

36) Kurfürstliche Depesche an Getto vom 16. October 1802; Note des 
bayerischen Gesandten an den französischen Minister der auswärtigen Angelegen- 
heiten vom 25. October 1802. 
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Bestimmung Unterhandlungen Aber ein Reichsconcordat eingeleitet 
wurden, legte die bayerische Regierung gegen die Erstreckung des- 
selben auf ihre Gebiete sofort den entschiedensten Widerspruch ein ; 
sie Hess zu gleicher Zeit dem Kurfürsten Erzkanzler in Regensburg, 
dem Nuntius Severoli in Wien, dem Cardinallegaten Caprara in 
Paris die Erklärung zugehen, dass sie jedem Versuche die Souve- 
rftnetftt zu beeinträchtigen den äuss ersten Widerstand entgegensetzen 
und gegebenen Falls von dem Rechte des Widerspruchs Gebrauch 
machen werde, welches die Reichsverfassung den Reichsständen in 
allen Angelegenheiten einräume , welche die besonderen Rechte der 
einzelnen Reichsstände und nicht die Rechte des reichsständischen 
Körpers betreffen. Die Kirchenpolizei gelte allgemein, zumal aber 
in Bayern, als ein Recht der landesherrlichen Gewalt. Dem Kur- 
fflrsten Erzkanzler insbesondere drückte der bayerische Gesandte in 
Regeneburg die lebhafte Ueberraschung seiner Regierung darüber aus, 
dass eine Angelegenheit, welche so sehr das Wesen der Souveränetät 
berühre, unter Mitwirkung eines der Sache durchaus ferne stehenden 
Hofes aber ohne die Zuziehung des am meisten betheiligten Reichs- 
standes berathen werde 37 ). 

Zu gleicher Zeit betrieb die bayerische Regierung von neuem 
den raschen Abschluss eines Landesconcordats. Im Mai 1803, un- 
mittelbar nach Vollendung des Entschädigungsgeschäfts, wurde in 
München ein neuer Concordatsentwurf ausgearbeitet, welcher die zu 
gründende Landeskirche in deutlicheren Umrissen als der Entwurf 
aus dem vorausgehenden Jahre erkennen Hess 38 ). Nach dem neuen 
Entwürfe war nicht mehr die Errichtung exerhter Landesbisthümer, 
sondern die Errichtung eines Metropolitan-Erzbisthums in München 
mit einer jährlichen Rente von 20,000 Gulden, unter gleichzeitiger 
Unterdrückung des bischöflichen Sitzes von Freising, und die Beibe- 
haltung der Bisthümer Würzburg und Bamberg mit einer Rente von 
je 16,000, Augsburg mit einer Rente von 14,000, Passau mit einer 
Rente von 12,000 Gulden in Aussicht genommen; für jede Diöcese 



37) Kurfürstliche Depeschen an Gravenreuth vom 31. Mai, an Rechborg vom 
1. Juni , an Cetto vom 6. Jnni und vom 9. August 1803 ; Depesche Rechberg's 
vom 14. Juni 18Q3. Kurze Zeit später veröffentlichte der Hofgerichtsadvocat 
Joseph Zintel in München eine kleine Schrift unter dem Titel: ist der Kurfürst 
von Pfalzbaiern verbunden dem neuen für Deutschland zu errichtenden Concordate 
beizutreten. Eine Frage der öffentlichen Prüfung vorgelegt. (Ohne Angabe des 
Druckort«) 1804. und beantwortete die Frage mit Nein. 

38) Urkunden Nr. 4. Ueber die Vorarbeiten vergleiche oben Note 22. 
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war ein Capitel von zehn Mitgliedern mit Einschluss der Dignitfiten 
zur Besorgung der Kanzleigeschäfte bestimmt. Keine auswärtige 
Diöcesangewalt solle sich auf bayerische Gebiete erstrecken dürfen; 
nach dieser „unabänderlichen Regel 44 sollten die bayerischen Theile 
der Diöcesen Salzburg und Regensburg in der „für das Wohl und 
den Dienst der Kirche bequemsten und vorteilhaftesten" Weise mit 
den bayerischen Diöcesen vereinigt werden; kleinere Staaten dagegen, 
welchen die Mittel für die Unterhaltung eines eigenen Bischofs 
fehlten, sollten Bestandteile der bayerischen Diöcesen bilden können. 
Die Ernennung zu dem Erzbisthum, den bischöflichen Sitzen, den 
Dignitäten und Präbenden solle dem Kurfürsten, seinen Erben und 
Nachfolgern in allen Fällen, auch im Falle der Verzichtleistung, der 
Entsetzung oder der Entziehung der Pfründe, zustehen, die canonische 
Investitur der .neuernannten Bischöfe nach Einsendung des Obedienz- 
eides und des Glaubensbekenntnisses durch päpstliche Bullen erfolgen, 
in welchen jedoch alle den kurfürstlichen Rechten nachtheiligen 
und auf die Temporalien bezüglichen Ausdrücke zu vermeiden 
seien; die Einsetzung in die Temporalien werde von der Re- 
gierung nach dem Eintreffen der päpstlichen Bullen und nach Leist- 
ung des Treueides von Seite der Ernannten vorgenommen werden. 
Eine Neuregelung der Annaten und der übrigen nach Rom zu ent- 
richtenden Abgaben war in Aussicht genommen. Bezüglich der 
niederen Pfründen sollten die Patronatrechte der vormaligen Fürst- 
bischöfe auf den Souverän als deren Nachfolger und natürlichen Re- 
präsentanten übergehen. Die anderweitigen Bestimmungen des neuen 
Entwurfs bezogen sich auf Verbesserungen der kirchlichen Disciplin: 
Verringerung der übermässigen Anzahl von Ablässen auf einen im 
Monat für jede Pfarrkirche, Verlegung aller Feste mit vier Aus- 
nahmen auf die Sonntage wie in Frankreich, Einführung einer neuen 
mit der römischen durchaus übereinstimmenden und von den Landes- 
bischöfen zu entwerfenden Liturgie,' Verzicht des Papstes auf Exem- 
tionen von der bischöflichen Gewalt, Ertheilung der sogenannten 
Quinquennalfacul täten an die Landesbischöfe auf Lebenszeit, Ermäch- 
tigung der Landesbischöfe, „aus rechtmässigen Ursachen oder auf 
das Verlangen der Regierung 44 von den Mönchsgelübden zu dispen- 
siren, Verbot der Pluralität der Beneficien und Einschiffung der Re- 
sidenzpflicht, von welcher nur mit Einwilligung der Regierung und 
aus wichtigen Gründen im Interesse des öffentlichen Dienstes dis- 
pensirt werden solle, Beschränkung der päpstlichen Gerichtsbarkeit 
auf die Entscheidung in dritter Instanz und Ausübung derselben 
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durch delegirte Richter im Lande. Einige dieser Bestimmungen 
fanden sich bereits in dem Entwürfe vom vorausgehenden Jahre; die 
andern bezweckten eine grössere Selbständigkeit der bischöflichen Ge- 
walt gegenüber der päpstlichen wenn auch nicht grundsätzlich so 
doch thatsächlich herbeizuführen. Dagegen vermied der Entwurf 
eine Gränzbestimmung zwischen der geistlichen und der weltlichen 
Gewalt: „der wichtigste Punkt von allen 44 , die Scheidung des geist- 
lichen und des weltlichen Gebietes sollte durch landesherrliche Ver- 
ordnung, nicht auf vertragsmässigem Wege geregelt werden 39 ). 

Der neue Entwurf wurde zu gleicher Zeit den bayerischen Ge- 
sandten in Wien und in Paris mit dem Auftrage zugesendet, den 
dortigen Nuntiaturen neuerdings Unterhandlungen über ein baye- 
risches Sonderconcordat anzubieten 40 ). Allerdings verhehlte man sich 
in München nicht, dass dieses Anerbieten in Rom leider auf „allzu- 
viel Fanatismus und Erbitterung 44 stossen und dem Wunsche begegnen 
werde, die Sache hinzuhalten und aus den Anerbietungen von einer 
Seite der andern, d. h. dem Kurfürsten Erzkanzler gegenüber Vortheil 
zu ziehen 41). Der Nuntius in Wien zeigte jedoch dieses Mal eine 
versöhnlichere Gesinnung; er berief sich lediglich darauf, dass den 
bayerischen Wünschen die Bestimmungen des Reichsdeputationshaupt- 
schlusses über die kirchlichen Einrichtungen entgegenstünden, kraft 
welcher für das katholische Deutschland nur Eine nationale Kirche 
bestehen solle 42 ). In günstigem Sinne sprach sich der Cardinallegat 
in Paris über den Plan der bayerischen Regierung aus und erhob 
nur wenige Einwendungen gegen den neuen Entwurf; insbesondere 
wünschte er eine Erhöhung der Dotation für das Erzbisthum und 
die Bisthümer, Anweisung der Dotation in liegenden Gütern, Ver- 
mehrung der Canonicate, Punkte, in welchen die bayerische Regier- 



39) Kurfürstliche Depesche an Rochberg vom 1. Juni 1803: le projet ci-joint 
vous fera connoitre les bases d'apres lesquellcs je desirerois quo le concordat 
put ötre conti u ; en opuisant les matieres canoniques et en les deeident presque 
toutes d'apres les prineipes du saint siege j'ai evite qu'on y touchät rien de ce 
qui tient a la Jurisdiction seculiere : ce point sera deeide incessamment par une 
ordonnance generale atin que, quand on abordera la question, on la trouve toute 
deeidee dans mes etats. 

40) Kurfürstliche Depeschen an Gravenreuth und an Cetto vom 31. Mai und 
vom 6. Juni 1803. 

41) Kurfürstliche Depesche an Rechberg vom 1. Juni 1803. 

42) Depesche Gravenreuth's vom 8. Juni 1808. 
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ung sofort ihre Willfährigkeit zu erkennen gab 43 ). Im Einverst&nd- 
niss mit Caprara richtete Cetto am 16. Juni 1803 eine Note an den 
französischen Minister der auswärtigen Angelegenheiten, worin er von 
neuem die Vermittlung der französischen Regierung erbat, um für 
den Cardinallegaten in Paris die Vollmacht zum Abschluss eines 
bayerischen Concordates von der Curie auszuwirken. Monate vergingen 
jedoch ohne Antwort; Getto konnte .nicht ergründen, ob die Ursache 
der Verzögerung in Rom oder in Paris zu suchen sei AA ) ; da entschloss 
sich die bayerische Regierung, wie sie schon früher beabsichtigt 
hatte, die Unterhandlung in Rom selbst durch einen Gesandten, je- 
doch unter Aufrechthaltung der französischen Vermittlung, betreiben 
zu lassen. 

Zum Gesandten in Rom wurde im September 1803, da der 
früher für diesen Posten bestimmte regensburger Domcapitular 
Freiherr von Fraunberg in der Zwischenzeit das General-Scbuldirec- 
torium übernommen hatte, auf Montgelas' Vorschlag der Freiherr 
Casimir von Häffelin ernannt^), ein pfälzischer Geistlicher, welcher 
unter Karl Theodor's Regierung im Hof- und Staatsdienst empor- 
gekommen, wirklicher geheimer Rath und Bischof zu Chersones ge- 
worden war. Er stund damals, als er den Gesandtschaftsposten in 
Rom übernahm, im 67. Lebensjahr^). Zur Zeit, da der Illuminaten- 
orden gegründet wurde, war Häffelin als sogenannter „Minervale" in 
die vorbereitende Klasse der Gesellschaft aufgenommen worden; nach 
der Entdeckung des Geheimnisses hatte er sich nicht nur von dem 
Orden losgesagt, sondern auch zur Unterdrückung desselben mitge- 
wirkt 4 ?) und seine Stellung im öffentlichen Leben behauptet. AlsVice- 
präsident des geistlichen Raths seit 1783 war er mit den bayerischen 
Kirchenangelegenheiten in einer Zeit vertraut geworden, in welcher 

43) Depesche Ott«»'« vom 27. Juni, kurfürstliche Depesche an Cetto vom 
9. August 1803. 

44) Depeschen Cetto's vom 28. August und vom 20. Oktober 1803. 

45) Kurfürstliche Depesche an Cetto vom 12. September 1803: J'ai nomine 
l'evequo de Chersonesc mon ministre plenipotentiairc et onvoye cxtraordinaire 
aupres du saint siege. Montgelas zeigte die Ernennung dem Cardinalstaatssecretär 
am 12. Oktober 1803 brieflich an. 

46) Biographische Notizen über Häffelin und ein Verzeichniss seiner Schriften 
giebt Franz Karl Felder, Gelehrten-Lexikon der katholischen Geistlichkeit Deutsch- 
lands und der Schweiz. Landshut 1817, B. 1. S. 289 ff. 

47) So berichtet Häffelin selbst in den schiarimenti dati a sua santita 
Pio VII. da monsignor Haeffelin vescovo di Chersoneso inviato straordinario e 
ministro plenipotenziario di sua maesta il re di Baviera presso la santa sede, 
Roma 31 Marzo 1818. 
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der Gegensatz zwischen dem Landesherrn und den Fürstbischöfen 
durch die Nuntiaturstreitigkeiten sich zu besonderer Schärfe zuspitzte. 
Dem neuen Kegenten empfahl er sich durch eine acade mische Rede, 
in welcher er, wie dereinst Ickstatt, die Nothwendigkeit „guter Er- 
ziehungsanstalten" zur „Aufklärung" des Volks, zur „Bestreitung 
und Ausrottung schädlicher Missbräuche und Vorurtheile" auch auf 
dem religiösem Gebiete betonte 48 ). Auf den Gesandtschaftsposten 
in Born erhoben, diente er mit völliger Hingebung dem System des 
Ministers, welchem er seine Ernennung verdankte, bis zu dessen 
Sturze. Klug und geschmeidig wusste er sich stets in die herr- 
schende Richtung zu fügen; Schwierigkeiten liebte er nicht zu be- 
siegen, sondern zu umgehen; in Unterhandlungen befolgte er den 
Grundsatz, dass man durch Eingehen auf den Standpunkt des Gegners 
am raschesten zum Ziele komme; um die Wahrung von Principien 
kümmerte er sich wenig, wenn er nur den nächstliegenden Zweck 
erreichte. Ein geeigneter Unterhändler, so lange Montgelas' feste 
Hand das Steuerruder führte, erlag er fast widerstandslos den For- 
derungen der curialistischen Staatsmänner, sowie er ein Schwanken 
bei der eigenen Regierung zu bemerken glaubte. 

Häffelin ging am 16. November von München ab 49 ) und traf in 
Rom am 4. December ein, wurde am folgenden Tage von dem Car- 
dinalstaatssecretär auf die „verbindlichste und freundschaftlichste' 4 
Weise und am 6. December von dem heiligen Vater empfangen. 
Der Papst begann sogleich nach der ersten Begrüssung die Uebel zu 
beklagen, welche die Religion in Deutschland und vorzüglich in 
Bayern zu erdulden habe; worauf der Gesandte erwiderte: eben um 
die Uebel zu heilen, welche aus der von den Grossmächten vorge- 
schlagenen, von Kaiser und Reich genehmigten Säcularisation sich als 
noth wendige Folge ergeben haben, sei er von dem Kurfürsten an 
seine Heiligkeit abgeordnet worden; der Kurfürst wolle nach dem 
Beispiel seiner erlauchten Vorgänger, welche die bayerischen Bis- 
thümer gegründet hätten, von neuem die Bisthümer, Cathedralen 

48) Worin besteht die wahre Volksaufklärung? Eine akademische Rede, worin 
das ächte Verhältniss der Wissenschaften gegen die Staatsverwaltung, und jenes der 
Staatsverwaltung gegen die Wissenschaften aus historischen Gründen dargethan wird. 
An Sr. Churfürstlichen Durchlaucht Namensfeste abgelesen in einer öffentlichen Ver- 
sammlung der churbaier. Akademie von Kasimir, Bischof zu Chersones. München 1799. 

49) Seine Instruction, welcher die bisherigen Coneordatsentwürfe beigegeben 
waren, ist vom 12. November 1803. Unmittelbar vor der Abreise, am 16. Novem- 
ber 6 Uhr früh, dankte er Montgelas in einige il Zeilen für die Ucbertragung der 
Gesandtschaft in Born. 
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und Seminarien in seinen bayerischen, fränkischen und schwäbischen 
Gebieten gründen und dotiren. Der Papst begnügte sich auf diese 
Eröffnung zu bemerken: er sei sehr geneigt, die wohlwollenden und 
religiösen Absichten des Kurfürsten zu unterstützen; er habe bisher 
nur provisorische Massregeln ergriffen und dem Kurfürsten Erzkanzler 
nicht, wie er gewünscht habe, das Bisthum Regensburg selbst, son- 
dern nur die Administration dieses Bisthums übertragen. Im übrigen 
schienen die Aussichten für ein Sonderconcordat wenig günstig zu 
sein. Schon in der ersten Unterredung erklärte der Cardinalstaats- 
secretär, der heilige Vater könne und wolle nichts beschliessen ohne 
die Mitwirkuug des ersten Consuls und des Kaisers; der erste 
Consul und der Kaiser hätten aber den Wunsch ausgesprochen, dass 
die kirchlichen Angelegenheiten Deutschlands durch ein gemeinschaft- 
liches Abkommen auf dem regensburger Reichstag geregelt würden; 
auch der Papst habe sich für eine gemeinschaftliche Regelung ent- 
schieden, um dem Concordat die Kraft eines Reichsgesetzes zu verschaffen. 
Der französische Botschafter, Cardinal Fesch, auf dessen Unterstützung 
der bayerische Gesandte durch seine Instructionen verwiesen war, 
hatte von Paris aus noch keine entsprechende Weisung erhalten 50); 
erst im Februar empfing er von dem ersten Consul den Befehl die 
bayerischen Unterhandlungen zu unterstützen & 1 ). Um dieselbe Zeit, 
als diese Weisung in Rom eintraf, war der Nuntius für die Unter- 
handlung in Regensburg bestimmt worden; es war, wie erwartet 
wurde, de la Genga 52 ), derselbe Prälat, welcher von der bayerischen 
Regierung als Nuntius zurückgewiesen worden war und von der baye- 
rischen Diplomatie als erbitterter Feind des bayerischen Hauses be- 
trachtet wurde. 

Häffelin liess sich indessen durch die Ungunst der Lage nicht 
abschrecken; am 17. Februar 1804, nachdem der französische Bot- 
schafter die Weisung erhalten hatte, die bayerischen Unterhandlungen 
zu unterstützen, unternahm der bayerische Gesandte den ersten amt- 
lichen Schritt. In einer officiellen Note legte er dem Cardinalstaats- 
secretär die Yortheile dar, welche sich aus der Säcularisation für die 
kirchliche Disciplin ergeben würden, und die Notwendigkeit, Landes- 
kirchen in Deutschland zu gründen. Man könne sich nicht verhehlen, 



50) Depesche Häffelin** vom 10. December 1803. 

51) Depesche Cetto's aus Paris vom 12. Januar, kurfürstliche Depesche an 
Häffelin vom 25. Januar. Depesche Häffelin's vom 17. Februar 1804. 

52) So berichtet Häffelin am 10. Februar 1804: le nonce pour Ratisbonn© 
est nomme; c'est de la Genga etc. 
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dass die deutschen Fürstbischöfe weit mehr mit ihren weltlichen Rechten 
und Privilegien als mit dem geistlichen Wohl ihrer Diöcesen sich 
beschäftigten. „Die Jurisdiction, welche sie in fremden Territorien 
ausübten, war eine beständige Quelle des Haders, des Mißtrauens 
und der Eifersucht. Je mehr die Bischöfe ihre Jurisdiction aus- 
dehnen wollten, desto mehr versuchten die Landesherrn dieselbe ein- 
zuschränken und man kann nicht in Abrede stellen, dass die kirch- 
liche Disciplin und das geistliche Wohl der Unterthanen unter diesem 
Hader unendlichen Schaden litt . . . Die Mehrzahl der deutschen 
Diöcesen war allzu ausgedehnt; dessenungeachtet vereinigten die 
Fürstbischöfe gewöhnlich mehrere Bisthümer, nicht um ihre Ge- 
meinden besser überwachen, sondern um einen glänzenderen uud 
prächtigeren Hofhalt führen zu können". Derartigen Missständen 
werde am besten durch die Errichtung von Landeskirchen vorgebeugt. 
Die Bischöfe, der weltlichen Sorgen und Pflichten enthoben, würden 
sich ganz dem geistlichen Wohl ihrer Diöcesen widmen, die Landes- 
herrn würden sie in der Ausübung ihres Amtes unterstützen und die 
so nothwendige Eintracht zwischen der geistlichen und der weltlichen 
Gewalt werde wiederhergestellt werden. Weit eher als diese dem 
römischen Hofe kaum erwünschten Bemerkungen war eine andere in 
der Note des bayerischen Gesandten rückhaltlos besprochene Erwäg- 
ung geeignet, die Curie zur Errichtung von Landeskirchen in 
Deutschland zu bestimmen; es war der Hinweis auf die Gefahren, 
welche aus der Machtstellung eines einzigen deutschen Erzbischofs 
und Primas für das Papstthum erwachsen könnten. Das geeig- 
netste Mittel, um diesen Gefahren rechtzeitig vorzubeugen, sei 
die Errichtung von exemten bayerischen Bisthümern, wie sie der 
Kurfürst von Bayern, der erste katholische Reichsstand nach dem 
österreichischen Hause, zu gründen bereit sei. Darin bestehe 
der Hauptzweck seiner Sendung, so erklärte Häffelin in dem die offi- 
cielle Note begleitenden Schreiben dem Cardinalstaatssecretär , in der 
Errichtung einer bayerischen Landeskirche; der Kurfürst sei seiner- 
seits sehr geneigt, Alles zu Gunsten des heiligen Stuhles zu thun 53 ). 
Deutlicher noch verbreitete sich der bayerische Gesandte über 
die politische Lage in einer vertraulichen Note, welche er dem Car- 
dinalstaatssecretär durch Vermittlung des französischen Botschafters 
zukommen Hess. Ohne Prophetengabe könne man voraussagen, dass 
der erste Kurfürst Erzkanzler nach Dalberg's Tode ein Erzherzog 



53) Note und Begleitschreiben Häffelin 8 an Consalvi vom 17. Februar 1804. 
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und dass der Erzstuhl für die Zukunft eine Domäne des öster- 
reichischen Hauses sein werde. Dem Kurfürsten von Bayern und 
den übrigen Reichsfürsten könne es nicht gleichgültig sein, wenn 
die höchste Gewalt oder die Primatie auf dem geistlichen und auf 
dem weltlichen Gebiet in einem und demselben Hause vereinigt 
würden. Ebenso wenig liege es im Interesse des heiligen Stuhles, 
dem Kurfürsten Erzkanzler die Jurisdiction über die sämmtlichen 
deutschen Diöcesen anzuvertrauen und damit eine Einrichtung zu 
schaffen, aus welcher im Abendlande ebendieselben Zwistigkeiten wie 
in der orientalischen Kirche entspringen könnten 54 ). 

Cardinal Fesch unterstützte den Schritt des bayerischen Gesandten 
in einer langen Unterredung mit dem Cardinalstaatssecretär. Das 
österreichische Haus, so stellte er demselben vor, sei der natürliche 
Feind Italiens und des heiligen Stuhles; von jeher habe dasselbe 
gegen Italien und gegen Deutschland Yergrösserungsabsichten gehegt 
und hege solche noch jetzt. Die bayerischen Interessen seien den 
österreichischen gerade entgegengesetzt; die bayerischen Fürsten seien 
von jeher die wahren Freunde des heiligen Stuhles, die eifrigsten 
Vertheidiger der katholischen Religion in Deutschland gewesen, und 
im Falle eines Bruchs oder einer Misshelligkeit mit Oesterreich 
könne der heilige Stuhl keine bessere Stütze , keinen treueren 
Freund in Deutschland finden, als den Kurfürsten von Bayern. Car- 
dinal Consalvi war aber keineswegs gesonnen, rasch auf die baye- 
rischen Wünsche einzugehen. Vorläufig mochte er die Untergrabung 
des curialistischen Systems in einem Lande, welches bisher eine der 
ergebensten „Provinzen des heiligen Stuhles" gewesen war, für eine 
dringendere Gefahr erachten, als die primatialen Bestrebungen eines 
künftigen Erzherzogs-Erzkanzlers. Vielleicht durfte er hoffen, durch 
Einvernehmen mit dem Kaiser, dem Schirmvogt der Kirche, die 
Wiederherstellung der katholischen Herrschaft in Bayern leichter zu 
erzielen als durch Unterhandlung mit der gegenwärtigen bayerischen 
Regierung. Jedenfalls aber war er entschlossen, sei es auf dem 
Wege des Reichsconcordats oder durch den Abschluss eines Landes- 
concordats, die volle Restauration des kirchlichen Systems in Bayern 
zu erstreben. So erwiderte er die Vorstellungen des Cardinais Fesch 
mit lebhaften Klagen gegen die bayerische Regierung. In protestan- 
tischen Ländern würden die kirchlichen Einrichtungen mehr geachtet 
als in Bayern; durch das neue System scheine die Regierung alles 

54) Beilage zur Dcpeache Häffeün'a vom 17. Februar 1804. 
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zerstören zu wollen, was die alten bayerischen Forsten für die katho- 
lische Keligion gethan hätten ; so habe man kürzlich den Seminaristen 
in Würzborg erlaubt, die Vorlesungen protestantischer Theologen zu 
besuchen 55 ). Ebendieselben Klagen wiederholte der Cardinalstaats- 
secretär einige Tage später, am 1. März 1804, dem bayerischen Ge- 
sandten selbst: von allen Seiten gingen dem heiligen Vater Beschwer- 
den zu über die „Neuerungen" in Bayern und das „System der Re- 
form 44 , welches in diesem Lande durchgeführt werde; den Nonnen 
habe man die Meditation untersagt und die Weisung gegeben, an 
Werktagen nur eine und an Sonn- und Feiertagen zwei Messen zu 
hören r >ö). Auch in der ofticiellen Antwort, welche er am 3. März 
1804 auf die Anträge des bayerischen Gesandten ertheilte, kam der 
Cardinalstaatssecretär darauf zurück: die Einstellung der kirchlichen 
„Neuerungen" in Bayern, welche sich täglich zum grössten Schmerze 
seiner Heiligkeit vollzögen, müsse der erste Schritt zu einer Ver- 
ständigung sein; der Cardinalstaatssecretär werde mit Vergnügen alle 
auf diesen Gegenstand bezüglichen Mittheilungen entgegennehmen. 
Im übrigen lehnte Consalvi jede Unterhandlung über ein bayerisches 
Sonderconcordat ab und verwies die Regelung der kirchlichen Ange- 
legenheit nach Regensburg, nicht ohne sich mit einigen scharfen Be- 
merkungen gegen die Auffassung des bayerischen Gesandten von den 
Vortheilen der Säcularisation und gegen die Notwendigkeit von 
Landeskirchen zu erklären. Bayern, so bemerkte er in bitterem 
Tone, habe sich immer als ein katholisches Land erhalten; man 
könne sogar sagen, es sei der einzige Staat, in welchen die Ketzerei 
nicht eingedrungen sei, und seine Bischöfe, unterstützt von der Macht 
der Kurfürsten, hätten keinen geringen Antheil an diesem Verdienst, 
obwohl dieselben Fürsten und Regenten von grossen Staaten gewesen 
seien, obwohl sie nicht im Lande gewohnt, vielmehr ihre Residenzen 
und Cathedralen in einem fremden Gebiete gehabt hätten. Der hei- 
lige Vater könne keineswegs im allgemeinen zugeben , dass die 
deutschen Bischöfe entartet gewesen, und noch viel weniger, dass 
diese Entartung aus ihrer weltlichen Fürstenwürde und ihrer Beschäf- 
tigung mit weltlichen Angelegenheiten entsprungen sei; er habe viel- 
mehr die weltlichen Fürstentümer der deutschen Bischöfe als ein 

56) Depesche Häffelin's vom 24. Februar 1804. Kurze Zeit vorher war das 
Schreiben des Fürstbischofs von Würzburg an Pius VIL vom 5. Januar 1804 ein- 
getroffen, welches N. Reininger, die Weihbischöfe von Wurzburg, S. 376 ff. mit- 
theiit. Vergl. ebendaselbst S. 347 ff. ein Schreiben desselben Fürstbischofs an 
den Papst vom 1. Juli 1803. 

56) Depesche Häffelin's vom 2 März 1804. 



78 Pater Zallinger. 

Bollwerk der katholischen Religion gegen ihre Feinde betrachtet. 
Und mit einem leicht verständlichen Seitenhiebe auf ältere bayerische 
Säcularisationspläne fügte Consalvi hinzu: schon der glorreiche Papst 
Benedict XIV. habe sich in gleichem Sinn ausgesprochen in einem 
Rundschreiben vom 15. Februar 1744 an den Cardinal Lamberg und 
andere zu jener Zeit von der Säcularisation bedrohte deutsche Bi- 
schöfe 57 ). Ebensowenig könne zugegeben werden, dass die deutschen 
Bischöfe in Folge der Säcularisation wachsamer in der Ausübung ihres 
geistlichen Amtes werden worden ; in Wirklichkeit sei dieses einer der 
falschen Vorwände, mit welchen man der Kirche seit längerer Zeit das 
Recht, Länder und Fürstenthümer zu besitzen, zu bestreiten gesucht habe. 
Die Aufstellung des Princips der Landeskirchen endlich wäre eine 
Beschränkung der kirchlichen Freiheit in Eintheilung der Diocesen; 
jedoch sei der heilige Vater bereit, den Wünschen des Kurfürsten 
seiner Zeit jede erlaubte Rücksicht zuzuwenden 58). 

Inzwischen hatten die römischen Prälaten das Bedürfniss empfunden, 
einen mit den deutschen Verhältnissen vertrauten, im canonischen 
Rechte bewanderten und dem curialistischen Systeme durchaus ergebenen 
Mann zur Seite zu haben. Cardinal Fesch hatte dem bayerischen 
Gesandten lächelnd erzählt, man kenne in Rom nicht die Anfangs- 
gründe • der deutschen Reichsverfassung und brauche jemanden , um 
sich nur mit den Kunstausdrücken vertraut zu machen. Durch 
de la Genga's Vermittlung wurde von Augsburg der Exjesuit Jacob 
Anton Zallinger berufen, welcher im Februar 1804 in Rom eintraf 
und sogleich nach seiner Ankunft vom Papste empfangen wurde 59 ). 
Einer bekannten bozener Familie entsprossen war er 1753 mit 18 Jahren 
in die Gesellschaft Jesu eingetreten, hatte nach Vollendung seiner 
Studien seit 1765 zu München, Dillingen und Innsbruck Philosophie 
und nach Aufhebung des Ordens an dem Lyceum zu Augsburg seit 
1777 Kirchenrecht gelehrt. Als Schriftsteller hatte er sich durch 
eine Widerlegung der kantischen Philosophie, durch eine Schrift über 
den emser Congress und durch canonistische ' Werke einen Namen 

67) Dan Breve vom 15. Februar 1744 Ut primum nobis eoinpertum est gibt 
das Magnum Bullarium Ronianum tom. XVT. (continuatio pars X.) Luxemburg 
1752 pag. 176 sq. Vergl. oben die Einleitung Note 55. 

58) In seiner Depesche vom 9. März 1804, mit welcher er seiner Regierung 
die Antwort des Cardinalstaatssecretärs mittheilt, berichtet Häffelin: Consalvi 
sei ebenso wie Cardinal Fesch für das Princip der Landeskirchen, quoique, ponr 
sauver les apparences il dise dans sa note quo ce seroit blesser la liberte que 
lVglise doit avoir dans la circonscription des eveches. 

59) Depeschen Häffelhfs vom 24. Februar und vom 23. März 1804, 
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gemacht, in welchen das curialistische System in voller Schärfe vor- 
getragen war 60). 

Zallinger's Mitwirkung trat in den Unterhandlungen mit der 
bayerischen Regierung sofort erkennbar hervor. Gegen Mitte März 
übergab der Cardinalstaatssecretär dem bayerischen Gesandten eine 
längere Beschwerdeschrift in italienischer Sprache über die „Kränk- 
ungen 44 , welche die katholische Kirche in Bayern erlitten habe 61 ). 
Die Beschwerdeschrift enthielt eine Zusammenstellung von Verord- 
nungen, welche „neuerlich von der pfalzbayerischen Regierung in Ulm 
publicirt" worden waren. Unter den „Kränkungen 44 der Kirche wurden 
nicht nur jene landesherrlichen Verordnungen aufgeführt, welche 
gottesdienstliche Handlungen betrafen, wie die Verlegung des Amtes 
in der Christnacht, die Aufhebung der ewigen Anbetung, oder welche 
sich auf die Verwaltung des Kirchen Vermögens und die Besetzung der 
Kirchenämter bezogen, wie die Verordnung über das landesherrliche 
Patronatrecht , sondern auch die Bestimmungen über die Gleich- 
berechtigung der christlichen Confessionen , vor allem das „bekannte 
Toleranzedict" vom 10. Januar 1803, die Zulassung der gemischten 
Ehen von Seite der weltlichen Gewalt, die Vertragsfreiheit der Ehe- 
gatten bezüglich der religiösen Erziehung der Kinder, die eventuelle 
Theilung der Kinder nach dem Geschlecht. Eine weitere Beschwerde 
der Curie war die Freiheit der Presse und des Buchhandels, welche 
bereits das päpstliche Breve vom 10. November 1803 als den Ruin 
der katholischen Religion in Bayern erklärt hatte. „Am 24. Juni 1803", 
so hiess es in der neueren Beschwerdeschrift, „wurde die vollste 
Press- und Buchhandelsfreiheit gestattet, die Büchercensur und jede 
Art von Erlaubnissertheilung mit dem lächerlichen Vorbehalte auf- 
gehoben, dass, wenn man gefährliche Bücher in Umlauf sehe, es 
jedem erlaubt sein solle, bei der Regierung den Besitzer und Verkäufer 
solcher Bücher anzuklagen 44 . „Kränkung" der katholischen Kirche 
war es ferner , dass die landesherrliche Gewalt ohne Vorwissen des 
Ordinariats den Geistlichen das Recht zu testiren ertheilte, dass sie 
für die Testamente der Geistlichen die allgemeine Testamentsform 
vorschrieb, dass sie die Cleriker in weltlichen Angelegenheiten der 
weltlichen Gerichtsbarkeit unterwarf. 

60) Vergl. Placidus Brann. Geschichte de« Kollegiums der Jesuiten in Augs- 
burg, München 1822, S. 203. 

61) Deutscher Bericht und französisrhe Depesche HüttVlins vom 10. März 1804. 
Die bayerischen Verordnungen sind in dieser Bes,chw»»rdeschrift nach dem Re- 
gierungsblatt für die kurpfalzbaierische Provinz in »Schwaben citirt. 
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In kurzer Zeit nahmen die Unterhandlungen in Rom eine noch 
ernstere Wendung. An Ostern erfuhr der bayerische Gesandte zugleich 
von dem Cardinalstaatssecretär und von Cardinal Fesch, dass der heilige 
Vater entschlossen sei, eine Verdammungsbulle gegen die kirchlichen 
Neuerungen in Bayern zu erlassen. Gegen den französischen Bot- 
schafter hatte sich der Papst am Gründonnerstag (29. März 1804) 
mit grosser Bitterkeit über die bayerischen Verhältnisse beklagt; er 
könne nicht länger Stillschweigen beobachten, da die katholische Welt 
auf ein stillschweigendes Einverständniss mit den kirchlichen Ver- 
änderungen in Bayern schliessen würde; alle eingezogenen Erkundig- 
ungen Hessen keinen Zweifel darüber, dass man die „Grundprinzipien 
des Katholicismus" anzugreifen beabsichtige 62 ). In gleichem Sinne 
sprach sich der Papst drei Wochen später, am 20. April 1804, gegen 
den bayerischen Gesandten selbst aus : alles , was er von Bayern 
erfahre, beweise, dass man die Religion angreifen wollfr, dass man 
selbst weiter gehe als in den protestantischen Staaten 63 ). 

Die bayerische Regierung erkannte, dass durch Unterhandlungen 
in Rom für den Augenblick nichts zu erreichen sei. Sie begnügte 
sich damit, der römischen Beschwerdeschrift eine „kurze Beantwortung 44 
entgegenzusetzen w ) und grift' auf den Gedanken zurück, das Concordat 
in Paris unter den Augen des ersten Consuls mit Cardinal Caprara 
abschliessen zu lassen. Schon am 6. April 1804 stellte der bayerische 
Gesandte in Paris auf den ausdrücklichen Befehl des Kurfürsten an 
Talleyrand das officielle Ersuchen, der erste Consul, welcher die Ver- 
mittlung zwischen der bayerischen Regierung und der Curie über- 
nommen habe, jpöge in Rom den bestimmten Wunsch zu erkennen 
geben, dass ein bayerisches Concordat unverzüglich in Paris unter- 
handelt und abgeschlossen werden solle. Talleyrand versprach die 
Ausfertigung von Instructionen und Vollmachten für Caprara neuer- 
dings zu betreiben ^). \ n <j en ersten Maitagen kam der bayerische 

62) Depesche Häffelin's vom 6. April 1804. 

63) Depesche Häffeliifs vom 20. April 1804. 

64) Die „kurze Beantwortung der durch den churfürstlichen Gesandten zu 
Rom unterm 16. März eingesendeten Beschwerden des päbstlichen Hofes über an- 
gebliche Kränkungen der Kirche in den churfürstlichen Staaten" wurde am 
7. Mai 1804 an Häffelin abgeschickt. Am 2. August 1804 sendete Häffelin eine 
weitere Beschwerdeschrift ein . welche ihm der Cardinalstaatsseeretär übergeben 
hatte, betreffend die Niederreissung von Feldcapellen. Die Regierung beantwortete 
sie am 20. August 1804. 

65) Kurfürstliche Depesche au Cetto vom 31. März, Berichte Oetto's vom 
11. und vom 20. April 1804. 
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Gesandte in Folge neuer Weisungen aus München dringender auf 
dieselbe Angelegenheit zurück; in einer Note vom 2. Mai 1804 rief 
er die Intervention des ersten Consuls an, nicht nur um den Abschluss 
des Goncordats zu beschleunigen, sondern auch um die Verurtheilung 
der neuen politischen Einrichtungen in Bayern durch den heiligen 
Stuhl zu verhindern. „Ich bin allerdings entschlossen", so hatte der 
Kurfürst am 24. April seinem Gesandten in Paris geschrieben 66), „bei 



66) Die wichtigsten Stellen aus dieser Depesche lauten : Les affaires avec la 
cour de Borne prennent chaque jour une tournure plus serieuse. Toutes les depeches 
de mon ministre ä Rome n'etoient rempließ depuis longtems que de plaintes 
exagerees pour ne pas dire tout ä fait defigurees des pretendus attentats de mon 
gouvernement contre l'existence de la religion catholique; au lieu de se 
rapprocher on s'eloignait chaque jour, on me mcnacoit meine hautcnient d'une 
declaration pontificale qui condamneroit hautement ce que j'avois fait en matiere 

ecclesiastique La connoissance que j'avois acquise de cette Situation des 

choses a du redoubler le desir quo je n'ai cesse de manifester de voir le siege 
de la negociation transfere ä Paris, et Intervention du premier consul devenir 
plus active, tant pour terminer cette affaire que pour prevenir le scandale de la 
condaranatiun des Operations d'un gouvernement legal. Le ministre des affaires 
etrangeres a eu ordre d'en parier ä monsieur Otto qui a ecrit parfaitement dans 
notre sena. Depuis j'ai re<ju de Rome la depeche dont copie est cy jointe. Vous 
en produirez le content! ä monsieur de Talloyrand, et vous lui direz que, quoique 
je suis tres determine ä defendre dans cette circonstance comme j'ai tache de le 
faire dans toutes les autres ma dignite et ma cause qui dans cette occasion est 
celle de tous les souverains, que je puisse compter assez et sur Tattachement de 
mee sujets et sur les progres que les lumieres ont faits dans mes etats pour etre 
persuade que les foudres du Vatican n'auront pas plus d'effet dans ce moment 
qn'ila n'en ont eu dans d'autres, et que Femploy des moyens usites en pareil 
caa dans tous les etats catholiques et dont la France en particulier a fait plus 
d'une fois Tessai aura succes sufilsant pour on amortir l'effet, cepondant d'autant 
je desire eviter un pareil scandale au moment oü je suis dispose ä rendre au saint 
siege tout ce qui peut raisonnablement lui etre du, qu'il seroit possible que la 
conr de Vienne, avec la participation de laquelle le jesuite Zallinger a ete envoye 
a Borne, souffle le feu sous mains et se servit de Tattachement que Tancien haut 
clerge qui continue d'etre en fonction lui conserve, pour exciter des troubles* et 
s'emparer du reglement definitif des affaires ecclesiastiques de rAUemagne; que 
la mediation du premier consul qui a rendu tant de Services a la religion catho- 
lique doit etre respectee. Vous demanderez au gouvernement une declaration 
concue en termes propres a attirer Tattention du saint Biege tant a Rome qu'au 
cardinal Caprara tendante a manifester Timprobation du gouvernement Francais 
de la demarche ä laquelle le saint pere veut se porter, le desir serieux que le 
siege de la negociation soit transfere a Paris. Vous pourroz a cette occasion faire 
sentir ä monsiour de TallejTand ce qui est tres vrai que les cnnemis de la France 
veuillent se servir de cette circonstance pour condamner sous mon nom des 
uperations que le premier consul a faites et maintenues d'apres son concordat 

Sicherer, Staat und Kirche. 6 
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dieser Gelegenheit wie bei jeder anderen meine Würde und meine 
Sache zu vertheidigen , welche die gemeinschaftliche Sache aller 
Souveräne ist; ich kann hinlänglich auf die Ergebenheit meiner 
Unterthanen und auf die Fortschritte rechnen, welche die Aufklärung 
in meinen Staaten gemacht hat, um von den Blitzen des Vaticau 
nicht jene Wirkung befürchten zu müssen, welche sie zu anderen 
Zeiten gehabt haben ; ich darf hoffen , dass die Anwendung der in 
allen katholischen Staaten, insbesondere in Frankreich üblichen Mittel 
eine genügende Dämpfung erzielen werde ; dennoch wünsche ich einen 
solchen Scandal um so mehr zu vermeiden, da das wiener Cabinet, 
unter dessen Mitwirkung der Jesuit Zallinger nach Rom geschickt 
wurde, das Feuer unter der Hand anblasen und die Ergebenheit des 
hohen Clerus zur Erregung von Unruhen benützen könnte". In ge- 
schickter Weise wusste Getto das gemeinschaftliche Interesse der 
französischen und der bayerischen Regierung gegenüber den curiali- 
stischen Ansprüchen hervorzuheben. Leute, so führte er in seiner 
Note vom 2. Mai 1804 aus, welche selbst die Grundlagen des fran- 
zösischen Concordates bekämpften, hätten neuerlich wieder das bayerische 
Toleranzedict als eine gegen den Bestand der katholischen Religion 
gerichtete Umsturzmassregel bezeichnet und mit diesen Klagen einen 
solchen Eindruck auf das Gemüth des Papstes gemacht, dass derselbe 
entschlossen sei, gegen die neuen bayerischen Verordnungen in Sachen 
des Cultus und der Religion eine Verdammungsbulle zu erlassen. Der 
Kurfürst hoffe, dass der heilige Vater zu grösserer Mässigung zurück- 
kehren werde, wenn er bemerke, dass die bayerischen Verordnungen 
durchaus mit den von dem ersten Consul auch nach dem Abschluß 
des Concordats erlassenen übereinstimmten und dass somit eine Ver- 
dammung der neuen bayerischen Einrichtungen zugleich eine Verur- 
teilung der französischen Regierung in sich schliessen würde 67 ). 

Die Fragen, welche Cetto berührte, der Rechtsbestand der organischen 
Artikel und die Freiheit der Culte in Frankreich, kamen in der That 
wenige Wochen später in den Unterhandlungen über die Kaiserkrönung 
zwischen dem Tuileriencabinet und dem römischen Hof zur Erörterung. 
Durch das Senatusconsult vom 18. Mai 1804 war dem ersten Consul 
die erbliche Kaiserwürde übertragen und zugleich der Eid vorgeschrieben 
worden, welchen der neue Monarch bei der Krönung abzulegen habe. 
Eben diese Eidesformel wurde in Rom als das grösste Hinderniss be- 

avec le saint »iog«» vt sans oroire y (iorojror, <»t porter par la un coup indirect 
ä s»ii gouvernement. 

67) Di'pescho Cetto's vom 30. Mai 1804. 
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trachtet, welche« der Krönung des französischen Kaisers durch den 
Papst entgegenstehe" 8 ). Zwei Verpflichtungen, welche durch den Eid 
bekräftigt werden sollten, wurden von fünfzehn Cardinälen unter den 
zwanzig xu Käthe gezogenen Mitgliedern des heiligen Collegiums als 
„irreligiös, übetklingeud für fromme Ohren, verdächtigend für die 
Frömmigkeit des schwörenden Monarchen" und von Fius VII. seihst für 
eine Verletzung der kirchlichen Grundsätze erklärt: die Verpflichtung „die 
< towtH des Concordats — worunter die organischen Artikel verstanden 
werden würden — zu beobachten und beobachten zu lassen", und die Ver- 
pflichtung, „die Freiheit der Culte zu schützen und schützen zu lassen". 
Der Cardinallegat in Paris erhielt den Auftrag, unter den „unerlässlichen" 
Bedingungen , von deren Erfüllung die Krönung durch den Papst 
länge, auch die Bedingung zu nennen, dass die Schwierigkeiten 
üglieh des Eides gehoben und die den kirchlichen Grundsätzen 
widerstreitenden Bestimmungen der organischen Artikel noch während 
3 Aufenthaltes des Papstes in Paris beseitiget würden. Die Ver- 
ichtung bezüglich der Cultusfreihett gehe zu weit: „Die Kirche kann 
:ht als einen Gegenstand des Schutzes von Seite eines Souveräns 
«trachten, was für sie ein Gegenstand der Verdammung und der 
:röbniss ist" w). Indessen verfuhr die Curie gegeu den Kaiser 
Franzosen nicht mit derjenigen Sehärfe, welche sie gegen den 
Surfürsten von Bayern für zulässig hielt. Sie begnügte sich mit 
ier Erklärung, welcher zwar die Worte des Eides lediglich auf die 
Bestimmungen des Concordats und nicht auf die organischen Artikel 
aog, den Rechtsbestand der organischen Artikel dagegen völlig 
iberöhrt liess und den Schutz der Cultusfreiheit als eine durch die 
ditiachen Verhältnisse unbedingt gebotene, den äusseren Gottesdienst 
•r verschiedenen Religionen und die Rechte der Individuen sichernde 
;el bezeichnete 7 "). Auf Grund dieser Erklärung und unbe- 

I Vurjrl. <li>' Note des (WdmiiI»tiiHt.KüFm'tär& Crnisalvi an den Onrdhm)- 
i Caprara in Paris vom 5. Juni, und den Beriebt das Oardinsl.s Pc-i'li ,111 

i 10. Juni 1804 liW AiiyiHtiiiTlii'iiiiT, lii-toiiv des dem r jnliit.-. 

t 1869, toni. II. paff. 8« -89. p:ig. 89—107. Von dem Papst* heisgt es in 
ii Brriflit: ..T.ji leeturi' il» wrrnent ordonnj i r«npWOU Uli It BW tiv.»- 
i impresso n. KUe mit r mir il-.> primesseu injnrieiises ii l.i jii«ti' d'im 
•nanjue eatbchque, iWseeperanU's | ■ l'Ecli«" et enntrairea ä aes prineipes". 

69) „I.'Eplise nn p«*ut etivis*Kt>r. eomme im objrt de respect, dte ta palt d'un 
umraiii, c.e <p» pst pour eile nn objet d'anulli''me et il'iilflictäow'. Note des 

jatvn Caprara an Tallevrand vom 25. Juni 1804. Uei Aug-ustin Theiner, 
I ili- iatu ooncordata, toui. IL p. 109— 116. 

70) VefgL die von Bender, dem Bischof von OiiMaa, iMfiuati n*Ml Tai !>■>■- 

l'arilihiill't;;it.'ii l'apnira min 18. Juli, dir Not* ('oii»alvi'n au 
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stimmter Yerheissungen entschloss sich der Papst, welcher in dem 
Breve an den Kurfürsten von Bayern die Einräumung der bürgerlichen 
Rechte an die Akatholiken als das Verderben der Kirche erklärt und die 
unbedingte Zurücknahme sämmtlicher den Bechten der Kirche wider- 
streitenden Verordnungen verlangt hatte, alle legitimistischen Bedenken 
der vormaligen französischen Prälaten und selbst einiger Cardinäle bei 
Seite setzend, an dem Sohne der Revolution, dem Erwählten des 
französischen Volkes Salbung und Krönung zu vollziehen. Der Kaiser 
leistete nach vollzogener Krönung vor den obersten Staatsbehörden in 
Gegenwart des Clerus den Eid, welcher die Ergebnisse der franzö- 
sischen Bevolution verbürgte 71 ), und von welchem Cardinal Consalvi 
ursprünglich erklärt hatte, dass die Leistung desselben für einen 
Katholiken unerlaubt sei 72 ). Die organischen Artikel, das Palladium 
der gallicanischen Kirche, blieben nach der Krönung bestehen, wie 
sie vor derselben bestanden hatten, und der Wunsch des Papstes, dass 
die katholische Religion als die herrschende Religion in Frankreich 
erklärt werden möge, wurde als unerfüllbar bezeichnet, da eine solche 
Erklärung nur Gefahren und keinen Nutzen erzeugen würde 73 ). Wie 
dereinst das französische Concordat, so konnten die Vorgänge bei der 
Kaiserkrönung als eine Versöhnung Borns mit den Ergebnissen der 
französischen Bevolution betrachtet werden. 

Mit dem Schutze der neuen politischen und gesellschaftlichen 
Ordnung schien das französische Kaiserthum, soweit seine Macht und 



Cardinal Fesch vom 28. August und die Antwort des letzteren vom 29. August 
1804 bei Augustin Theiner, histoire des deux eoncordats, tom. IL pag. 127 — 184, 
pag. 153—162, pag. 163 suiv. 

71) Augustin Theiner, histoire des deux concordat«, tom. II. pag. 214 suiv. 

72) „Elle (la formule du sennent) est teile qu'un catholique ne doit pas la 
preter, et qu'un pape ne saurait Tautoriser par sa presence. II est de Fesaence 
de la religion catholique d'etre intolerante", in dem Werk des Grafen d'Haussonvüle, 
Feglise Romaine et le premier empire, Paris 1870, tom. I. edit. 3. pag. 384, 668. 
Graf d'Haussonville tadelt scharf das widerspruchsvolle Verfahren der Curie: „Ils 
(le saint pere et le cardinal secretaire d'etat) avaient declare cette formule con- 
traire am principes de l'Eglise et repousse tout d'abord les explications que le 
cardinal Fesch ä Rome et M. de Tallevrand ä Paris s'etaient hätes de leur 
fournir. Ils furent cependant amenes ä s'en contenter plus tard. . . Ds eurent 
le tort ... de mettre d'abord en avant des scrupules religieux dont ils devaient 
ne pas tenir compte plus tard, saus que rien füt d'ailleurs change au fond ineme 
des choses, sans qu'on tut parvenu a leur fournir quelque argument nouveau qui 
ne leur eüt et«'* presente des le debut". (pag. 339. 340.) 

73) Vergl. Augustin Theiner, histoire des deux eoneordats, tom. IL pag. 254 
suiv., pag. 268 -280. 
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i Finfluss sich erstreckte, den Schutz der katholischen .Religion, 
die Aufgabe des römischen Kaisertums verbinden zu wollen. Unter 
■ ä * ■ n Verdiensten um die Kirche, welche für den ersten Consul ein 
volles Anrecht auf" die Krönung durch den Papst begründeten, zählte 
Talleyrnnd gegenüber dem CarUinalstaatsseeretär nicht nur die Wieder- 
herstellung der katholischen Religion in Frankreich und den Abscliluss 
des italienischen Concordats, sondern auch die Unterstützung der 
Missionen , den Schutz der Katholiken im Orient und die kräftige 
Förderung der deutschen Concordatsunterhandlungen auf 74 ). Die 
Anwesenheit des Papstes in Paris schien der französischen Regierung 
■elbst und ebenso den deutschen Fürsten eine erwünschte Gelegenheit 
zur endlichen Regelung der deutschen Kirchenverhältnisse zu bieten. 
Hayern. hoffte, vielleicht bei diesem Anlass das seit langer Zeit erstrebte 
Landescoucordat zu erreichen; aber auch der Kurfürst Erzkanzler des 
Ü-'M }\~ rechnete auf die Unterstützung des französischen Kaisers, um 
in Paris das Reichsconcordat und seine Primatenwünsche zu fördern. 
Die vorläufigen Besprechungen über das Reichsconcordat , welche 
im Frühjahr 1803 zwischen Severoli, Frank und Kolborn zu Wien 
begonnen worden waren, hatten im Frühjahr 1804 in Regensburg eine 
Fortsetzung gefunden. In acht Conferenzen, vom 6. Februar bis zum 
21. März 1804, verhandelten Frank und .Kolborn mit dem Vertreter 
dm deutschen Nuntiatur über die Grundlagen eines Reichsconcordats, 
t zu einem Krgebniss zu gelangen™;. Dalberg selbst gestand im 



74) Vagi, die oben Note 70 erwkhnte Kote Tiitlnvnuid* u i.:»pnmi vom 18. 
i 1804. 

F5| "■■ I ■■ ■ i i ■ - 1 1 r . ■ r .1 i.- (?iiiiiitiis*iriii lr;ni/'i~isi'li>'r Prribiti'u, »flehr- Niipnl , im 

1809 «ur Beratbun),' der kirchlichen Angelegenheiten im allgemeinen 

aiftva v.-ii l'r.iiil.riii'li, ItMlivn und Deutschland insbesondere nach Paris 

-rief. Der i'nnrni-rtion lajren die Protokolle der rogensburger Conferenien und 

- 1 • i.inlii'iir Milllii'ilnn2i'!i des Fürsten Primas vor. [>er Bericht der Kommission 

tbailt in dein anonym erschienenen Werke de* Brtbinbob Barral ton 

,i i^mcTi-T. rehitifn a Hiistoire ecclc-i;i.-tiitne lies premieres .uineos dn dU- 

-locle. Pari* 1814. pag. 'J9 -18(>: vorgl. in-tiesoii.tere p,i;>, 153 -155, 

160. Nkcb dem Berichte der Commission rudurint es. als ob der Nuntius de la 

'im-.' 'pi den reiirnsliiiryer (!niifnrtm/t*n persönlich Antheil g-enommen bitte. Ich 

miuv> bekennen, dass nach den mir vorliegenden Depeschen die Anwesenheit de 

in i: '■■.-'■iisburir oder in Deutschland überhaupt in jenem Zeitpunkt 

miniiesl-ii- zwf.dfvlh»tl erscheint. In Hafl'elin** Depeschen inm 10. Kebru;ir und 

■ um 2.. März 1801 wird vou de la Gonga wie von einem in Rom anwesenden 

Prälaten gesprochen lll|l! liwliberg berichtet am 16. März 1804 aus Reihen s burir : 

L'irehichancelier a reuu des nonvellei de Etome qiii annoncent l'arrivee pro'.-haiii- 

■ l'riri'lii.'Vcipi'' i.t. 'ii^,, ■ -i . 'jii.ilii,.' i i f [i'j'at du saint .-iv^e [ioiir travailler ici i la 
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Frühjahr 1804 der regensburger Diplomatie, dass die Unterhandlungen 
abgebrochen seien, da die Ansprüche des Reichsoberhaupts und die 
von der Curie erhobenen Schwierigkeiten jede Vereinigung über die 
Grundlagen unmöglich gemacht hätten 76). Ebendieselbe Nachricht 
theilte kurze Zeit später der Cardinallegat in Paris dem bayerischen 
Gesandten mit 77 ) und durch Dalberg's* politisches Journal drang die 
Kunde davon in die Oeffentlichkeit 78 ). Wie der bayerische Gesandte 
in Regensburg später von dem Auditor der deutschen Nuntiatur dem 
Grafen Troni erfuhr, hatten das kaiserliche Cabinet, der römische Hof 
und der Kurfürst Erzkanzler sich wechselseitig ihre Entwürfe mit- 
getheilt ; der erste Entwurf habe jedoch nur von kaiserlichen Reservat- 
rechten gesprochen, der zweite sei als „ultramontanisch" verworfen 
worden; der dritte habe die meisten Interessen berücksichtigt x ohne 
jedoch die Zustimmung der Betheiligten erlangen zu können 79 ). Im 
Herbste 1804 aber, nachdem der Kurfürst Erzkanzler mit dem fran- 
zösischen Imperator auf dessen glänzender Kaiserfahrt in Mainz zu- 
sammengetroffen war, nahm er mit neuem Eifer die Vorbereitungen 
für das Keichsconcordat wieder auf. Nach den Berichten, welche 
die bayerische Regierung aus Regensburg erhielt, soll der Kaiser der 
Franzosen bei der Zusammenkunft in Mainz dem Kurfürsten Erz- 
kanzler seine Vermittlung angeboten und die Versicherung gegeben 
haben, dass der AbscUuss des Concordats während der Anwesenheit 
des Papstes in Paris das Werk einiger Stunden sein werde. Um die 
bayerischen Ansprüche mit seinen eigenen Wünschen auszugleichen, 

confection du concordat Germanique. Son döpart doit se faire incessamment apres 
qu'on aura arrete ä Rome dans les Conferences qui s'y tiennent a cet effet les 
principes qui devront servir de base au nouvel ouvrage. La nomination de ce 
prelat qui a quitte rAllemagne avec un esprit envenime contre la Baviere est 
de mauvais augure pour les interets de votre altesse serenissime electorale. Ent- 
weder war de la Gonga in so tiefem Geheimniss in ßegensburg, dass weder 
Häffelin seine Abwesenheit in Rom noch Rechberg seine Anwesenheit in Regens- 
burg bemerkte, oder er war auch bei den regensburger Conferenzen, wie in den 
Geschäften der Nuntiatur überhaupt, durch den Auditor Grafen Troni vertreten. 

76) Depesche Rechberg's vom 14. April 1804: der Erzkanzler habe einge- 
standen, que les pretentions du chof de Tempire et les difricultes de la cour de Borne 
avoient rendu toute fixation des principes impossible. 

77) Depesche Cetto's aus Paris vom 31. Mai 1804: Lo cardinal Caprara m'a 
dit hier que sa cour n'a pas pu s'entendre avec cette de Vienne au sujet des 
affaires ecclesiastiques en Allemagno. 

78) Politisches Journal, Jahrgang 1804 S. 502 : „die Verhandlungen tiljer das 
Concordat wurden abgebrochen, da der Päbstliche Stuhl zu viel forderte". Vergi 
ebendaselbst S. 588. 

79) Deutscher Bericht Rechberg's aus Eegensburg vom 3. Mai 1805. 
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habe Dalberg in einer Unterredung mit Talleyrand den Verzicht auf 
jede Diöcesan Jurisdiction in den bayerischen Gebieten, jedoch die Bei- 
behaltung der Metropolitanrechte nach den Bestimmungen des Reichs- 
deputationsbauptschlusses vorgeschlagen, ein Ausgleich, auf welchen 
Tallevrand mit Vergnügen eingegangen sei*)). Noch von Mainz ans, 
am 29. September 18Ü4, setzte der Erzkanzler den inzwischen nach 
Rom zunick gekehrten Nuntius de la Genga von seiner bevorstehenden 
Reise nach Paris brieflich in Kenntniss und lud denselben ein , zur 
„Beschleunigung" der deutschen Coneordatsunterhandlungen unter der 
..mächtigen Vermittlung" und dem „wohlwollenden Einfluss" des 
Kaisers der Franzosen sich im Gefolge des Papstes und in Begleitung 
von Pater Zallinger ebenfalls dorthin zu begeben. Der Brief, welcher 
durch das französische Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten 
an seine Adresse befördert wurde, traf jedoch erst nach der Abreise 
des Papstes in Rom ein und die Einladung blieb demnach wirkungslos 91 ). 
Dagegen gelang es dem Erzkanzler, Ende October 1804 mit de la Genga's 
Auditor, dem Grafen Troni, wenigstens die Grundlagen des abzu- 
schliessenden Concordats in Regensburg zu vereinbaren. Nach der 
Kenntniss, welche der bayerische Reichstagsgesandte von dem Ergebniss 
dieser Unterhandlungen erlangte, waren Dalberg und Troni über 
folgende Punkte übereingekommen: Errichtung einer deutschen Na- 
üonalkirche für die nicht zu Oesterreich und nicht zu Preussen 
gehörenden Gebiete des Reichs unter der Metropolitangewalt des 
Erzkanzlers und unter Aufrechthaltung der kaiserlichen Schirmvogtei; 
Gründung von 11 Bisthümern , welche im wesentlichen Landes- 
bjstbfimer werden sollten und von denen sechs für die bayerischen 
Gebiete, nämlich zwei für das eigentliche Bayern, zwei t'iir die 
!i;ivetiMi-hen Besitzungen in Franken, eines für den bayerischen Theü 
von Schwaben und eines in Düsseldorf für das Herzogthum Berg und 
die benachbarten westphälischen Gebiete, bestimmt waren, eines für 
Württemberg in Ellwangen, eines für Baden in Bruchsal, eines für die 
Fflrstenbergischen Besitzungen und die übrigen Trümmer der Coustanzer 

80) Depesche lleuliberg's uns Regensburg vom 15. Oetober 1803. Rechberg 

■ ']- It'.imie liin Ituht.igkeit seiner Mittheilungen gnrantirun. 

81) Depeschen Hflffelia's diu Rom vom 9. mul vom 16. November 1P04. 
Ilaflelin erhielt das Schreiben des Kurfürsten Krikamk-rs . welches in offenem 
Coovert an den l'niTiüosisclieti lint^eluifter in Rom gesendet, wurde, von dem in- 
lerii!ii«ti.'.r||i;ip friinzi'rüini'lu'ii t.i'-si- li Li t'tj-t rn^-i.-i 1 inil dein KrHiiilieii, d:i.—(-llie dem Erz- 
r,j .,-1,. ij ,|; in lien^'a zuzustellen. VergL übor die Verbindungen Dulberg's mit de la 

[!■-. hu NiijHjl.'iiti vom 1~. Mni 1W). : >, Aiigu.-itin Tln-iner, 
toire des' dein couioidats, toni. LI, pag. 312 anivy. 
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Diöcese, eines in Regensburg für die Stadt Regensburg, das Gebiet 
von Aschaffenburg, die hessischen Lande und die Besitzungen von 
Leiningen, Löwenstein, Krautheim, endlich eines für die sämmtlichen 
nassauischen Gebiete. Das Metropolitancapitel in Regensburg, für welches 
eine jährliche Rente von 100000 Gulden in Aussicht genommen, war, 
sollte durch den Kurfürsten Erzkanzler aus den bisherigen Capiteln 
von Mainz und Regensburg gebildet werden, aus vierzehn Mitgliedern 
bestehen und für alle Zukunft das Recht der Wahl des deutschen 
Metropoliten haben. Die Landesbischöfe, welchen eine jährliche Rente 
von mindestens 12000 Gulden zugedacht war, sollten von den katho- 
lischen Fürsten nominirt, von den protestantischen präsentirt und vom 
Papste gegen Empfang der üblichen Taxen confirmirt werden ; jedem 
sollte ein Capitel von zehn Mitgliedern mit Einschluss der Dignit&ten 
zur Seite stehen. Endlich verlangte der Erzkanzler ausdrücklich die 
Beglaubigung eines päpstlichen Nuntius an seinem Hofe und versprach 
für den Unterhalt desselben in freigebiger Weise Sorge zu tragen; 
er habe, so äusserte er lächelnd zu einem Vertrauten, den Nuntius 
lieber unter den Augen als in weiterer Entfernung und hoffe auf diese 
Art denselben am besten in Schranken zu halten. Ob auch über die 
geistliche Gerichtsbarkeit und über die Dotation der Bisthümer in 
liegenden Gütern eine Vereinbarung getroffen worden sei, gelang dem 
bayerischen Gesandten nicht in Erfahrung zu bringen, wohl aber, dass 
der neue Entwurf dem kaiserlichen Hofe mitgetheilt werden solle 82 ). 
Vierzehn Tage nach den Besprechungen mit Troni reiste Dalberg nach 
Paris ab, nachdem er in der Abschiedsaudienz dem bayerischen Ge- 
sandten erklärt hatte, er werde auf den Metropolitanrechten bestehen, 
welche ihm durch den Reichsdeputationshauptschluss und durch die 
vermittelnden Mächte zugesichert seien ; wenn es aber Bayern gelinge 
seine Exemtion zu bewirken, so werde er diese Massregel als eine 
Erleichterung seiner Geschäftslast begrüssen 83 ). 



82) Depeschen Rechbergs vom 21. und vom 26. October 1804. Troni befand 
sich vom 17. bis zum 26. October in Regensburg. Vergleiche mit dem Berichte 
Rechberg's den Entwurf, welchen Eilers veröffentlicht hat. Deutsche Blätter für 
Protestanten und Katholiken, Heidelberg 1839, Heft 3. S. 108 ff. Späterhin erfuhr 
die bayerische Regierung, dass über den Umfang der geistlichen Gerichtsbarkeit 
eine besondere Verabredung und zwar zum Nachtheil der weltlichen Gewalt ge- 
troffen worden sei; kurfürstliche Depesche an Cetto vom 9. Februar 1805. Das 
Eintreffen des neuen Concordatsentwurfs in Wien meldet Gravenreuth am 4. No- 
vember 1804. 

83) Depesche Rechberg's aus Regensburg vom 12. November 1804. Auch 
Häffolin gegenüber, welcher vor seinem Abgang nach Rom, am 5. November 1808, 



Halberes Erwartungen gingen jedoch in Paris nur theilweise in 
Erfüllung. Der Papst, welcher den österreichischen Hof schon durch 
die Krönung des neuen Kaiserg zu beleidigen fürchtete, wollte den- 
selben noch weniger durch die Verlegung der deutschen Concordats- 
unterhandlungen nach der französischen Hauptstadt verletzen. Vielleicht 
besorgte er auch , in einem nach den Grundsätzen der Revolution 
beherrschten Lande für das curialistisehe System ein weniger günstiges 
Ergebniss zu erzielen als in (lern alten mit der katholischen Kirche 
noch immer enge verbundenen heiligen römischen Reiche der deutschen 
Nation. So lehnte er denn in Paris jede Unterhandlung über die 
deutschen Kirchen Verhältnisse mit der Erklärung ab, dass er zur 
Ordnung derselben 3einen Nuntius nach Kegenshurg senden werde. 
Dalberg musste sich damit begnügen, am 30. December 1804 in einer 
Konferenz mit den Oardinalen Antonelli, Pietro, Casselli, an welcher 
»uch Kolborn Antheil nahm, den Concordutsentwurf, welchen er nach 
Rom gesendet hatte, durchzugehen. Die Cardinäle lobten an Dalberg's 
Entwurf vorzüglich die Bestimmung, dass die neuen Dotationen der 
Bisthüuier in liegenden Gütern unter bischöflicher Verwaltung aus- 
geworfen werden sollten, und erkundigten sich, ob diese Bestimmung 
:hon im Reichsdeputationshauptschluas getroffen sei; nicht minder 
-kannten sie Dalberg's Bestreben an , den Bischöfen die Rechte be- 
züglich der Pfründenvergebung zu erhalten und einen , .wirksamen 
Eintluss" auf die Universitäten zu sichern ; bezüglich der Seminarien 
forderten sie die Aufnahme einer ausdrücklichen Bestimmung, dass 
den Bischöfen das Recht zustehe, Professoren, welche eine verkehrte 
Lehre vortragen oder in anderer Weise schädlich wirken, aus den 
Seminarien zu entfernen. Im übrigen erklärten sie, dass in dem 

C _<">n!ate jeder Ausdruck vermieden werden müsse, aus welchem 

eine Zustimmung des Papstes zu den jüngsten Neuerungen in Deutsch- 
land gefolgert werden könnte ; der heilige Stuhl könne dieselben 
niemals anerkennen , müsse sie vielmehr ebenso wie die durch den 
westphäli sehen Frieden bewirkten zurückweisen. Auch Dalberg's Vor- 
schlag, in dem ersten Artikel des Concordats die Reichsgesetze als 

mit dem Kurfürsten Enkonalor eine Besprechung in Regeotdmrg gehabt hatte 
(Allgemeine Zeitung vom 17. November 1803), liecs Palborg eine MdiIMh 
A«naaerung füllen; qus ni le pape vonloit donner tin «reievequo » I« Ba viere il 
n'üv.iit rien conl.ro; Depesche Häffelin's nun 12 Ofltobtr 1805. In Pari-s erkliirte 
Dalberg dem bayerischen Qenndton hei der ersten Begegnung am 24. November 
ISO*. ilasB er auf den Metruprilitunn-i-htfii bestellen würde: Depesche Cetto'e vom 
&- November 1804. 



90 Conferenzen in Paris. 

die Grundlage für die Rechte der katholischen Religion in Deutsch- 
land zu bezeichnen, um damit der Willkür dar Landesherrn eine 
Schranke zu setzen, blieb von Seite der Cardinäle nicht ohne Er- 
innerung: der Papst könne niemals die Gesetze eines Reichs als die 
Grundlage für die Rechte der Religion anerkennen. Eine zweite Con- 
ferenz am 2. Januar 1805, über welche wir keine eingehende Kunde 
haben, beschäftigte sich mit Dalberg's Bericht über den Zustand der 
deutschen Kirche 84 ). Dalberg hat sich nach seiner Rückkehr bitter 
beschwert über den „abgeschmackten und beschränkten Eigensinn 44 des 
römischen Hofes, welcher das Gebäude der Hierarchie zu befestigen 
glaube, wenn er sich, den erleuchteten Vorstellungen des Gardinais 
Caprara zum Trotz, allem widersetze, was der Fortschritt der Er- 
kenntniss verlangen könne. Auf alle Vorstellungen über die Not- 
wendigkeit von kirchlichen Reformen in Deutschland habe man erwidert, 
dass der Papst den übrigen Ländern um so weniger Erleichterungen 
gewähren könne, je mehr er Frankreich habe zugestehen müssen, dass 
man in Rom beschlossen habe, keine Dispensation von den Ordens- 
gelübden mehr zu ertheilen und vor allem niemals eine Erleichterung 
der gemischten Ehen zu bewilligen ; und auf Dalberg's Bemerkung, 
dass diese Grundsätze den deutschen Gesetzen geradezu widerstritten 
und dass bei einem solchen Verfahren eine weitere Verbreitung der 
Reformation in Deutschland zu besorgen sei, hätten die Römer ver- 
sichert, dass sie nichtsdestoweniger niemals nachgeben würden 85). Eines 



84) Die Aufzeichnungen über die beiden Conferenzen erhielt der bayerische 
Reichste» gsge sandte in Regensburg „durch einen glücklichen Zufall nach vielen 
Nachforschungen aus dem erzkan zierischen Cabinet" und sandte sie am 3. Mai 
1805 an seine Regierung ein. Nach dieser Abschrift sind dieselben in den Ur- 
kunden Nr. 6. mitgethcilt. 

85) Depesche Rechbergs aus Regensburg vom 11. März 1805: H (FarcM- 
chancelier) est revenu tres mecontent des Romains ainsi que son conseiller Kolborn, 
et tous deux ne peuvent assez se recrier sur Topiniatrete absurde et bornee de 
cette cour qui croit consolidor Tedifice de la hierarchie en se refusant en depit 
des rcpresentations eclairees du cardinal Caprara ä tout ce que les progres des 
lumiercs peuvent exiger. . . . On lui a rcpondu ä toutes les propositions qu'il a 
faites au sujet des reformes salutaires a apporter dans le regime ecclesiastiqne 
en Allemagne, que plus le pape avoit ete obligö d'accordcr ä la France, moins il 
pouvoit se relächer pour les autres pays. et qifon avoit arrete ä Rome de ne 
plus donner ni des dispenses ni d'accorder des suppressions des voeux et surtout 
de ne jamais accorder des facilites aux mariages avec des protestans. L'electeur 
leur ayant obsen*6 que ccs principes etoient diametralement opposes aux loix 
d'Allemagn« et que de cette maniere il ne leur repondit pas que la reformation 
ne de v int generale en Allema gne, ils assurerent que non obstant ils ne recnleroient 



Errichtung des Erabis-tl s lletfiwbur!:, fll 

nur erreichte Dalberg während seines Aufenthaltes in Paria , die Er- 
hebung Regensburgs zum Metropolitaii-Erzhiathum für das geaammte 
nicht zu Oesterreich und nicht zu Preussen gehi5rende Gebiet des 
Reichs durch die päpstliche Bulle vom 1. Februar 180586). Damit 
war den entsprach enden von Bayern lebhaft bekämpften Bestimmungen 
des Baichwteputationsbauptscblusses, dessen freilich in der Bulle keine 
Erwähnung geschah, das kirchliche Siegel aufgedrückt^), Die Bulle 
enthielt aber zugleich, allerdings nicht mit ausdrücklichen Worten aber 
doch deutlich erkennbar, das im vorigen Jahre von Consalvi officiell 
verworfene Princip der Landesbisthümer. Denn der neuen Erzdiöcese 
Regensburg wurde als Sprengel nicht das ganze vormalige Bisthum 

I Regensburg, sondern nur der unter der weltlichen Herrschaft des Erz- 
kanzlers stehende Theil desselben und ebenBo von der Vormaligen 
Erzdiöcese Mainz das unter der weltlichen Herrschaft des Fürsterz- 
bischofs stehende Gebiet angewiesen; für die übrigen Theile wurde 
Dalberg aus Rücksicht auf Bayern und die anderen betheiligten Landes- 
herrn nur zum apostolischen Administrator bestellt. Die Ausfertigung 
dieser Bulle hatte der Erzkanzler lediglich einem Machtwort des 
Kaisers der Franzosen zu danken. Troni gestand kurze Zeit Bpäter 
dem bayerischen Gesandten in Regensburg zu, ,,dass der Papst so wenig 
Lust gehabt habe, irgend etwas Definitives zu Stande zu bringen, um 
iu der Person des Erzkanzlers einen Mitjiapst zu errichten, dass ohne 



jaraaifi. Nach einer Depesche Hiilleliu's an* Koni vom 26. Juli 1805 stammt itie 
oben erwähnt« Aeiisnorung , das- der Papat den andern Lindern um hu wenig« 
bMaUHgai) könne . je mehr er Frankreich bewilligt bahn, von l'urdiiinl Auhni.lli. 

86) Bidkrij ßoni&ni continuatio, Rumae 1946, tum. XII. paj». 261 -266. Vun 
l;r li.-nr.-tiln'iiileii AusIVi-tiirnnB der Bulle hatte Dalberg dem baverisehen ile- 
■andte.ii am 24. Januar 1805 Kenntnis.. Ko^elicn : Deposcho Cetto's vom 35. Januar 

ieo5. 

87) In einem Breve vom 29, Januar 1803 war Dalbarg ausdrücklich gewarnt 

MM Handlung vorzunehmen, »us nvleher eine Anerkennung der Ulli Hill 
orangen des E(fie|i*.lepiit;iti<.»-.liiiLq>l.<:li]ii~ne> /■ IuL-itI werden liünnte: Nihil 
rommittaj) iinquam, qun a te qnöqna vioburi '■'* I'- i.n jm.i vi.lcri bomIL llaque 
cum episeiipatus Ratinbonensis aliaeque dill'Ue* tibi iuldietii<- .-int. nivoinlum tibi 
e«t. ne quid iinqunm faciss , quo eas le^iümn juri- mliviri^ olitinerc, serl "inilia 
tibi judicio hnjus apoHtoikae Rudis sunt rclinipienda. Haee aunt mint »innia 
contra ejiisdem apostelkae aedifl ttttetoritatem facta, quae ■■um liaud f ■ r« > l ■ : ■ t l | 
jirriptpru» (quod capitulo Mopmlinn etiain scribimiiR) nune tribuore ei 
• (und a 1i? utque a canonieih Ulis poatulatitr huud posMimus. quin ea MOftll pH 
illefitime facta mißt tamqiiam legitima agnescere vidcainur. l'.ivilii> etinm nb 
»Alamendt! jure raetropolitioo universell in Gormaniam. quod item nulln tibi jura 
«t attributum, atque hoc etiam apustulieac sedis judicio decornendum relinquas. 
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die nachdrückliche Einschreitung des französischen Kaisers gewiss 
nie die Confirmationsbulle des regensburger Erzbisthums erlassen 
worden wäre" 88 ). 

Die bayerische Regierung war in Paris noch weniger glücklich 
als der Kurfürst Erzkanzler gewesen war. Cetto unterhandelte mit 
Talleyrand und mit dem Cultusminister Portalis, an welchen Talleyrand 
die Sache verwiesen hatte; Portalis gab auch die wiederholte Ver- 
sicherung, dass der Kaiser entschlossen sei, Bayern ein Sondercpn- 
cordat zu verschaffen 89 ). Der Papst aber erklärte dem bayerischen 
Gesandten schon in der ersten Audienz, dass die Unterhandlungen 
über die deutschen Kirchenverbältnisse nach Regensburg verwiesen 
seien. Er beschwerte sich lebhaft über die Massregeln der bayerischen 
Regierung: „Der Kurfürst hat alles umgestürzt; er hat gegen die 
Lehre der Kirche gehandelt"; worauf der Gesandte erwiderte: die 
Säcularisation sei auf Grund eines Reichsgesetzes vorgenommen worden ; 
seit zwei Jahren sei der Kurfürst sich selbst überlassen, da der 
römische Hof auf alle Eröffnungen an den Cardinallegaten Gaprara 
ein völliges Stillschweigen beobachtet habe ; den provisorischen Zustand 
in kirchlichen Dingen habe der Kurfürst nicht länger bestehen lassen 
können; er sei aber noch immer bereit, sich mit dem heiligen Stuhl 
über die kirchlichen Angelegenheiten seines Landes zu verständigen 
und der geistlichen Gewalt zu belassen, was ihr von Rechtswegen und 
nach dem Geiste der christlichen Lehre gebühre 90 ). In einer zweiten 
Audienz zu Anfang März, in welcher der Gesandte ein Schreiben des 
Kurfürsten mit der Anzeige von der Geburt zweier bayerischer Prin- 
zessinen zu überreichen hatte, kam der Papst auf seine Beschwerden 
zurück und sprach den Wunsch nach einer Ordnung der kirchlichen 
Verhältnisse in Bayern aus 91 ). Deutlicher war dieser Wunsch in dem 
päpstlichen Glückwunschschreiben an den Kurfürsten vom 9. März 1805 
ausgedrückt . „Den göttlichen Beistand und die Geschenke der himm- 
lischen Gnade wirst Du um so leichter erlangen, wenn Du alles ent- 
fernst, was den Hechten der Kirche widerstreitet. Ertheile daher zur 



88) Deutscher Bericht Rechberg's aus Regensburg vom 3. Mai 1805. Schon am 
11. März 1805 hatte Rechberg berichtet, dass der Erzkanzler die Ausfertigung 
der päpstlichen Bulle vom 1. Februar nur der „wirksamen Intervention" des 
Kaisers Napoleon zu danken habe. 

89) Depeschen Cetto's vom 6. und vom 10. December 1804. vom 2. und vom 
18. Januar 1805. 

90) Depesche Cetto's vom 6. December 1804. 

91) Depesche Cetto's vom 3. März 1804. 



Wiederaufnahme iler Unterhandlung«'!] in Kinn, 93 

Beilegung der Sache Deinem Gesandten in Koni die uötliigen Voll- 
machten, damit nach eingebender Besprechung und Untersuchung das 
Hechte beschlossen und die Beendigung aller Streitigkeiten bewirkt 
werde. Wir werden sicherlich kein Hecht der weltlichen Gewalt 
schmälern oder erschüttern lassen ; wir müssen aber auch die Rechte 
■ler Kirche nach den Pflichten unseres Amtes mit Pleiss bewahren 
und unversehrt erhalt«" 92 ). 

Das päpstliche Breve vom 9. März 1805 wurde von der bayerischen 
Regierung als Einladung betrachtet, die Unterhandlungen über die 
Gründung einer Landeskirche in Rom wiederaufzunehmen. Denn 
wahrend der römische Hof die „Beendigung aller Streitigkeiten" in 
der Wiederherstellung des eaiionischeu Rechtes erblickte, sah die 
bayerische Regierung die Beilegung des ganzen Streites in der Er- 
richtung von LuLdohislhihtiuni. Su erging denn am :M. April 1805 
an den bayerischen Gesandten in Rom von München aus der Befehl, 
die Besprechungen mit dem Cardinalstaatssecretär unter Berufung auf 
das päpstliche Hieve und aul Grund der früheren Instructionen wieder- 
aufzunehmen y3 l. Aber schon bei der ersten Unterredung trat von 
neuem zu Tage, dass die beiden Höfe durchaus verschiedene Ziele 
antrabten- Cardinal Consalvi erklärte dem bayerischen Gesandten 
„mit verlegener Miene", dasa er von der päpstlichen Einladung an 
deu Kurfürsten unterrichtet sei, dass aber nach der Lage der Dinge 
ron einem Sonderconcordat nicht die Rede sein könne, sondern lediglich 
von Abstellung der Beschwerden, welche Bischöfe und Olerus bei dem 
heiligen Stuhle gegen die bayerische Regierung erhoben hätten, und 
verwies den Gesandten im übrigen an den „besser unterrichteten" 
Cardinal Antonelli. Auch Cardinal Autouelli gab dem päpstlichen 
Breve dieselbe Auslegung wie der Cardinalstaatssecretär; die Einladung 
:iu den Kurfürsten beziehe sich mit deutlichen Worten lediglich auf 



Kl] Divinum opew ■■ J"*ii.- -n.ti;^ ■I-hili fadlius Mnuwqueris. -i <uiiiiin 

reniuvaudu Ciirnbis, >|iii ■■ ■ l< - i ;i '■ juril'iis aihtTsantnft 4na de H, ui Qnwtl 

t.K-ili- Minpuni.nliii'. iiiiiiistri) tiiLiipud ih-k resident» iieecssariiis facultate» iittritme, 

ut per cullstus inricem ser »es, rebus seduiu uognitis et upenib, good juttun 

■ iilur fiatque uiudu« umniiini contravorsianmi. Nus eerte u iiiima 

.|iii'i.'in m parte imperij jura imminni mit labifai'tari |iatieinur; ~i>il tut-- ÜlbaBlgif, 

iMm j i. i;i pro coiumin i'i- inniMT'' ciistipili.'udn et integn meMl Nttndi 

■ ■--!■ dilitri-nti-r. Mus Urrvi- >.<m H. Müiv IrtOö wurde i'mi dam LaflMrl QsttK 
Tttti ron Augsburg aus un den Minister Freiherm ron Ifontgalaa Ibttnoidll 
um BegleLtachreibi»! mm 81 Muri 1805. 

W) D«t kiirAir-Hii -li.-n Depmhfi vuro 2*. April 1806 W eiuu «1:1 18. Aprfl 
■ ■ fertigte Vnüinwlit nun Abachlnu ainna Contoriktl li.-ip-k-gt. 
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die „Entfernung alles dessen, was den Rechten der Kirche wider- 
streite" ; die neue Eintheilung der Diöcesen müsse durch den Nuntius 
an Ort und Stelle vorgenommen werden ; der römische Hof werde im 
übrigen auf die Wünsche des Kurfürsten jedwede Rücksicht nehmen, 
soweit die gegenüber dem Reichsoberhaupt eingegangenen Verbindlich- 
keiten es zuliessen. „Es ist bekannt, so fuhr der Cardinal fort, wie 
viele Veränderungen in Sachen der Religion und des Cultus in Bayern 
vorgenommen worden sind ohne die Mitwirkung des heiligen Stuhles, 
wie viele Edicte und Verordnungen verkündigt wurden, welche den 
canonischen Einrichtungen, den Rechten des heiligen Stuhles und der 
Bischöfe widerstreiten. Die Bischöfe und ihre Consistorien haben 
gegen alle diese Neuerungen bei dem heiligen Stuhl Beschwerde 
erhoben. Die Klagen der Hirten und der Heerden dauern fort. Der 
heilige Vater hegt den aufrichtigen Wunsch, die Sache beigelegt 
zu sehen; in dieser Absicht hat er den Kurfürsten eingeladen, durch 
Vermittlung des bayerischen Gesandten in Rom den Gegenstand der 
Beschwerden zu heben und die entsprechenden Massregeln zur Wieder- 
herstellung des Friedens und der Eintracht zu ergreifen". Häffelin 
erwiderte, dass die vorgenommenen Veränderungen eine nothwendige 
Folge des Friedens von Luneville und des Reichsdeputationshaupt- 
schlusses gewesen seien, dass weder der Kurfürst noch sein 
Ministerium für den neuen Zustand der Dinge verantwortlich 
seien, welchen der Geist des Jahrhunderts und die Einwirkung der 
beiden grössten Mächte Europa's in der Verfassung Deutschlands ge- 
schaffen hätten. Er, der Gesandte, könne nicht auf Erörterungen 
eingehen, welche dem Zweck seiner Sendung fremd seien ; der einzige 
Zweck seiner Sendung sei aber die Gründung der neuen Bisthümer 
und Seminarien nach vollzogener Säcularisation. Die unbestimmten 
und übertriebenen Klagen, womit man den heiligen Vater zu beun- 
ruhigen und zu betrüben suche, verdienten keine Beachtung; sie seien 
eine natürliche Folge des Missvergnügens und der Gereiztheit der- 
jenigen, welche aus regierenden Fürsten Unterthanen geworden seien 
und als Bischöfe einen Theil der Rechte zu behaupten suchten, welche 
sie als Fürsten ausgeübt hätten ; sie würden von den Beamten und 
Räthen der vormaligen Fürsten erhoben, welche, gewohnt zu befehlen 
und nicht zu gehorchen, alle Mittel anwendeten, um die neue Regierung 
verächtlich zu machen und sich der Autorität derselben zu entziehen 94 ). 



94) Depesche Häffelin's vom 16. August 1805. welche zusammenfassend über 
den ganzen Verlauf der Unterhandlungen berichtet. 



bciiksrlirift Hüft'i-Iin'fs. 
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Häffelin liess sieh durch diese Unterredungen nicht abschrecken. 
Den Plan eines bayerischen Landesconcordats gab er allerdings auf; 
er gedachte aber den Zweck seiner Sendung auf einem anderen Wege 
zu erreichen, welcher wenigstens in einer Beziehung für die Regierung 
noch günstiger schien. 

Schon einige Zeit vor der Wiederaufnahme der Unterhandlungen 
mit dem Cardinalstaatssecretär , am 8. April 1805, hatte er seiner 
Regierung in einer längereu Denkschrift auseinandergesetzt, dasa es 
für die weltliche Gewalt vorteilhafter sei, den Abschluss eines Con- 
cordata zu vermeiden, wenn die beiden Hau jjt punkte, die Gründung 
einer Landeskirche und das landesherrliche Ernennungsrecht zu den 
bischöflichen Sitzen und den Oanonicaten , sich auf anderem Wege 
durchsetzen Hessen. „Es ist durch die Erfahrung bewiesen, dass jedes 
Concordat mit Korn oder mit den Bischöfen für die Fürsten nach- 
theilig war, welche dasselbe abgeschlossen haben . . . Handelt es 
sich nur um das geistliche Gebiet, so bedarf es keines Concordats; 
handelt es sich aber um das weltliche <iebiet, so muss man den Satz 
des Evangeliums befolgen: gebet dem .Kaiser, was des Kaisers ist, 
und der Fürst darf sich darüber nicht in Verträge mit dem Hirten 
einlassen." „Als der heilige Bonifacius unter dem grosamüthigen 
und wohlwollenden Schutze der bayerischen Herzöge die ersten Bin- 
thümer in Deutsehland gründete, war keine Rede von Concordaten. 
Die Päpste suchten lediglich das Wohlwollen und den Schutz des 
Fürsten zu verdienen". Der preussiscbö Hof habe bestimmt erklärt, 
dass er kein Concordat wolle; auch das Österreichische Cabinet wolle 
kein Concordat für seine eigenen Staaten. Bayern, nach Oesterreich 
der erste katholische Keicbsstand, müsse dasselbe System befolgen; 
es könne verlangen, dase seineu Unterthauen dieselben Vortheile zu- 
gewendet würden wie den Einwohnern der österreichischen Monarchie, 
ohne sich durch ein Concordat zu binden, Das französische Concordat 
habe nur den Namen eines Concordats; man habe diese Bezeichnung 
nur gewühlt, um die frommen und ängstlichen Gemüther nicht zu 
beunruhigen. Der Papst habe in demselben auf alle seine Ansprüche 
verzichtet und alle Rechte anerkannt, welche die französische Regierung 
frei ausüben wollte. Demnach müsse sich die bayerische Regierung 
in den Unterhandlungen mit Rom auf die Erwirkung einer neuen 
[liöcesaneintheilung beschranken, und alle übrigen Punkte, welche zu 
langen Erörterungen Veranlassung geben könnten , insbesondere die 
bestrittenen Fragen wegen der Jurisdiction , in der Schwebe lassen, 
[ach Errichtung der Landeskirche werde es für die Regierung eine 



96 Häffelin fordert eine Oircumscriptionsbulle. 
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leichte Aufgabe sein, dem Landesclerus eine „gute Organisation 44 nach 
den Grundsätzen der alten Kirche und im Geiste des Evangeliums, 
dem Geiste des Friedens, der Eintracht und der Versöhnung, zu geben. 
Eine kirchliche Gerichtsbarkeit sei dem Geiste des Evangeliums und 
der Praxis der alten Kirche entgegen; nur durch Missbrauch und in 
den Zeiten der Unwissenheit und Barbarei seien die gerichtlichen 
Formen in den Rath der Bischöfe eingeführt worden. „Die Regierung 
der Kirche ist eine Regierung des Friedens und der Versöhnung ; die 
Bischöfe der alten Kirche kannten nur die Gesetze der Liebe und der 
christlichen Demuth. Ich weiss, dass diese Sprache heutzutage einer 
gewissen Klasse von Menschen fremdartig klingt; ich weiss, dass es 
sogar gefährlich wäre, offen eine Reform anzukündigen, welche jedwede 
kirchliche Gerichtsbarkeit aufhöbe: aber mit etwas Klugheit und 
Mässigung wird man zu diesem wichtigen Ziele gelangen können, ohne 
die Geister aufzuregen, deren anerzogene Vorurtheile man schonen 
mu8s". „Ohne offenen Kampf muss man die geistliche Gewalt allmälig 
auf ihr natürliches Gebiet, das ist auf das rein geistliche Gebiet ein- 
schränken und derselben keine unmittelbare oder mittelbare Jurisdiction 
über das weltliche Gebiet belassen". 

Nach diesem Plane, welcher Ende Mai die volle Billigung der 
bayerischen Regierung erhielt^), verfuhr Häffelin in den weiteren 
Unterhandlungen mit dem römischen Hof. In einer Note vom 22. Juli 
1805 versuchte er die Curie durch den Hinweis auf ihre eigenen 
Interessen zu bestimmen, dass sie eine bayerische Landeskirche unter 
einem Erzbischof kraft päpstlicher Machtvollkommenheit errichte, 
wofür der Kurfürst von Bayern die Dotation zur Verfügung zu stellen 
bereit sei. Es sei von jeher das erste und das schönste Vorrecht 
der Päpste gewesen, so viele Erzbisthümer und Bisthümer zu gründen, 
als für die Aufrechthaltung der kirchlichen Hierarchie nothwendig 
oder nützlich befunden würden. Durch die Gründung einer bayerischen 
Landeskirche unter einem Erzbischof beuge Rom dem Schisma vor, 
welches aus der Aufstellung eines einzigen Metropoliten für ganz 
Deutschland zu entspringen drohe. Es liege nicht im Interesse des 
heiligen Stuhles, die Ausübung eines rein geistlichen Rechts von der 
Mitwirkung des deutschen Reichstags abhängig zu machen. Zudem 
habe der Reichstag sich nur mit den allgemeinen Reichsangelegen- 
heiten zu befassen und sich nicht in die inneren Landesangelegen- 
heiten, weder in die geistlichen noch in die weltlichen, einzumischen **y 

95) Kurfürstliche Depe&cho an Häffelin vom 28. Mai 1805. 

96) Depesche Häffelin'B vom 26. Juli 1805. Der Schritt des Gesandten wurde 
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Aber auch dieses Mal hatte die Eröffnung des bayerischen Ge- 
sandten keinen Erfolg. Häffelin trug sein Anerbieten wiederholt den 
Mitgliedern der Cardinalcongregation vor,- welche soeben für die kirch- 
lichen Angelegenheiten Deutschlands eingesetzt worden war und aus 
dem Cardinalstaatssecretär , den Cardinälen Antonelli und Pacca und 
dem Nuntius de la Genga bestand 9 ?). Es ergab sich dabei das 
eigentümliche Verhältniss, dass der bayerische Gesandte, um das 
Torgesteckte Ziel zu erreichen, den Standpunkt der Curie vertrat und 
die römischen Prälaten zu einem Acte päpstlicher Machtvollkommen- 
heit drängte, während def Cardinalstaatssecretär die vertragsniässige 
Mitwirkung der weltlichen Gewalt bei Vornahme der neuen Diöcesan- 
eintheilung in Deutschland für unentbehrlich erklärte. Die politischen 
Verhältnisse, so bemerkte Consalvi dem bayerischen Gesandten, er- 
laubten dem heiligen Vater nicht, von seinen Rechten Gebrauch zu 
machen. Der heilige Stuhl habe gegenüber dem Reichsoberhaupt 
Verbindlichkeiten eingegangen und erachte es für allzu gefährlich, 
sich mit dem wiener Cabinet zu überwerfen. Ausserdem befürchte 
er, dass die französische Regierung dem Kurfürsten Erzkanzler die 
Würde eines Primas und einzigen Metropoliten für das deutsche Reich 
zugesichert habe, und dass der Papst bei der gebieterischen Natur 
des französischen Kaisers, welcher überall Gehorsam verlange, ge- 
zwungen werden könnte, eine ohne dessen Zustimmung erlassene Bulle 
zurückzuziehen. Der bayerische Gesandte versuchte hierauf, eine 
Erklärung des französischen Botschafters zu erwirken, dass die fran- 
zösische Regierung mit der Errichtung einer bayerischen Landeskirche 
unter einem Erzbischof in München einverstanden sei 98 ); allein Car- 
dinal Fesch vermochte eine entsprechende Weisung oder überhaupt eine 
Erklärung seiner Regierung nicht zu erlangen, da die ganze Aufmerk- 
samkeit derselben durch den beginnenden Krieg der dritten Coalition 
in Anspruch genommen war"). So zogen sich die Besprechungen 
durch die Monate August und September hin. Häffelin arbeitete im 
August auf Grund der erhaltenen Weisungen eine Punctation der neuen 
Diöcesaneintheilung in Pfalzbayern aus und übergab dieselbe dem 

von München aus vollständig gebilligt; kurfürstliche Dopesche an Häffelin vom 
13. August 1805. 

97) So berichtet Häffelin in einer Depesche vom. 26. Juli 1806, indem er bei- 
fügt: eUe (la congregation) a eu sa premiere session la semaine passee. (14 — 20. 
Juli 1805). 

98) Dopeschen Häffelin's vom 31. Juli und vom 5. August 1805. 
9J) Depesche Häffelin's vom 19 .September 1805. 
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98 Ablehnende Antwort Consalvi's. 

Nuntius de la Genga zur Vorlage in der Cardinalcongregation 10 °). 
Die Funetation stellte das Princip der Landeskirche auf, schlug die 
Verlegung des Bisthums F-reising nach München und die Erhebung 
desselben zum Erzbisthum, die Beibehaltung der Bisthümer Würzburg, 
Bamberg und Passau, die Uebertragung des bischöflichen Sitzes Von 
Augsburg nach Dillingen und die Gründung eines Bisthums in 
Düsseldorf für das Herzogthum Berg vor. Für jede Diöcese ohne 
Unterschied war ein Capitel von zehn Mitgliedern mit Einschluss der 
Dignitäten zum Chordienst und zum Kanzleidienst, sowie ein beson- 
deres Priesterseminar bestimmt. Dem EÄbischof war eine jährliche 
Rente von 20000, jedem Bischof eine solche von 12000, den Digni- 
täten eine Rente von 4000 und den Canonicaten von 2000 Gulden 
zugedacht. Das Patronatrecht oder die Ernennung zu den sämmt- 
lichen Bisthümern, den Dignitäten und Canonicaten in allen Capiteln 
sollte dem Kurfürsten von Bayern, seinen Erben und Nachfolgern 
zustehen, die canonische Institution der Bischöfe vom Papste nach 
Erfüllung der vorgeschriebenen Förmlichkeiten , nach Einsendung 
des Glaubensbekenntnisses und des Obedienzeides vorgenommen, die 
Einsetzung in die Temporalien nach Ertheilung der päpstlichen Be- 
stätigung durch den Landesherrn bewirkt werden. Eine Neuregelung 
der Annaten und Taxen war in Aussicht genommen, die Pluralität der 
Beneficien unbedingt verboten, die Residenzpflicht eingeschärft. Die 
Punctation änderte indessen nichts in den EntSchliessungen der Curie. 
Am 23. September, als der Krieg in Deutschland bereits ausgebrochen 
war, kündigte der Papst im Consistorium die bevorstehende Abreise 
des Nuntius nach Regensburg an 101 ) ; sieben Tage später, am 30. Sep- 
tember, ertheilte der Cardinalstaatssecretär dem bayerischen Gesandten 
auf die Note vom 22. Juli eine officielle Antwort, welche abermals, 
ebenso wie die frühere Note des römischen Hofes vom 2. März 1804, 
die Regelung der kirchlichen Angelegenheiten Bayerns unter Berufung 
auf bestehende Verpflichtungen des heiligen Stuhles nach Regensburg 
verwies und in unbestimmten Ausdrücken möglichste Berücksichtigung 
der bayerischen Wünsche in Aussicht stellte 102 ). HäfiFelin fand be- 

100) Depesche Häffelin's vom 30. August 1805. Die Punctation, mitgetheilt 
in den Urkunden Nr. 7. beruht auf der bereits erwähnten kurfürstlichen Depesche 
vom 23. Mai 1805. 

101) Depesche Häffelin's vom 28. »September 1805. Noch am Tage des Con- 
sistoriums besuchte de la Genga den bayerischen Gesandten, um demselben seine 
Ernennung und seine bevorstehende Abreise anzuzeigen. 

102) Häffelin sandte die Note des Oardinalstaatssecretärs seiuer Regierung 
eiu mit Depesche vom 5. October 1805. 
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stätigt, was ihm kurze Zeit vorher Cardinal Fesch gesagt hatte, dass 
die Körner, in Paris zu Unterhandlungen gedrängt, die Unterbandlungen 
nach Rom verwiesen, und in Born gedrängt, dieselben nach Regensburg 
verlegten, dass ihr einziges Bestreben sei, Zeit zu gewinnen und in 
der Hoffnung auf eine günstigere Wendung der Verhältnisse die Unter- 
bandlungen in die Länge zu ziehen 1 ^). 

Wie aber jedes Entgegenkommen der bayerischen Begierung von 
dem römischen Hofe mit Beschwerden über die kirchlichen Neuerungen 
in Bayern erwidert wurde, so auch die Note des bayerischen Ge- 
sandten vom 22. Juli 1805. Der Antwort des Cardinalstaatssecretärs 
vom 30. September war eine lange Denkschrift in lateinischer Sprache 
über die Beschwerden der katholischen Kirche gegen die bayerische 
Begierung beigegeben, welche, wie Häffelin später erfuhr, unter Lei- 
tung de la Genga's von Pater Zallinger ausgearbeitet worden war 1 **). 

103) Depesche Häffelin's vom 16. August 1805. Schon am 23. März 1804 
hatte Häffelin geäussert: La premiore maxiino de la politique Romaine est celle 
de „Fabius cunctando restituit rem". 

104) Die «ler Note des Cardinalstaatssecretärs vom 30. September 1806 bei- 
gegebene umfangreiche Beschwerdeschrift des römischen Hofes in lateinischer 
Sprache - elenco dei gravami della chiesa nennt sie der Cardinalstaatssecretär 
in der eben bezeichneten Note; une longue diatribe latine sur les innovations 
faites dans les etats de Baviero nennt sie der bayerische Gesandte in seiner 
Depesche vom 5. October 1805 — findet sich weder in den Acten der königlichen 
Staatsniinisterien noch in den Gesandtschaftsberichten des königlichen Staats- 
archivs vor. Von dem bayerischen Gesandten in Rom wurdo sie erst am 12. März 
1806 , da de la Gonga um Verzögerung der Ueberschickung gebeten hatte f an 
die Regierung eingesandt mit dem Bemerken , dass dieselbe von Pater Zallinger 
anter der Leitung de la Genga's ausgearbeitet worden sei. Mit der Instruction 
fom 24. Juli 1806 wurde sie sodann den zur Unterhandlung mit de la Genga in 
Regensburg bestimmten Bevollmächtigten von Rechberg und von Praunberg mit- 
getheilt. Als dieselben nach vorläufiger Erledigung des erhaltenen Auftrags am 
1. November 1806 die anvertrauten Actenstücko zurückstellten, scheint jene Be- 
gchwerdeschrift des römischen Hofes nicht zurückgegeben worden zu sein; wenig- 
stens findet sich dieselbe nicht in den Manualacten über das Concordat, welche 
von den beiden Bevollmächtigten herrühren und die meisten der denselben anver- 
trauten Actenstücke mit einigen wenigen Ausnahmen enthalten. Vielleicht ist die- 
selbe damals mit anderen Actenstücken in den Rechberg'schen Papieren liegen 
geblieben. Dort dürfte sie Hofier aufgefunden und aus denselben in seinem 
Buche ,.Concordat und Constitutionseid der Katholiken in Bayern" S. 187 — 232 
veröffentlicht haben. Dass dieselbe, obwohl erst am 30. September 1805 über- 
reicht, Verordnungen der bayerischen Regierung nur aus deir Jahren 1803 und 
1804 erwähnt, erklärt sich daraus, dass Pater Zallinger einige Zeit vor der 
Uebergabe derselben Rom wieder verlassen hatte. 0. Mejer, zur Geschichte der 
römisch-deutschen Frage, B. I. S. 251 Note 2, verwechselt, wie es scheint, die 

7* 
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Der neuen Beschwerdeschrift des romischen Hofes war das Gepräge 
ihres Ursprungs deutlich aufgedruckt. Sie war nicht in dem zwischen 
Cabineten üblichen Ton diplomatischer Actenstücke geschrieben; sie 
war eine polemische Abhandlung, welche in doctrinären Auseinander- 
setzungen und mit zahlreichen Wiederholungen die curialistische Auf- 
fassung von dem Wesen und den Hechten der Kirche und der 
Kirchengewalt der „verkehrten Lehre einiger neueren Publicisten" 
gegenüberstellte. Allerdings geht die Denkschrift davon aus, dass 
zwei Gewalten auf Erden zu unterscheiden seien, die geistliche und 
die weltliche Gewalt, jede auf ihrem Gebiete souverän, jede eine 
vollkommene und von der anderen durchaus unabhängige Gewalt. 
Aber die Gränzbestimmung zwischen beiden Gewalten wird für die 
Kirche als ein ausschliessliches Recht in Anspruch genommen, weil 
diese Gränzbestimmung zum Glaubensinhalt gehöre und dieses Recht 
von der Kirche, der „Säule und Grundveste der Wahrheit", immer 
geübt worden sei. Dem Staate verbleibt hienach zur Gesetzgebung 
und Regierung nur dasjenige, was demselben von der Kirche belassen 
wird, und es scheiden daher dem canonischen Rechte gemäss das 
Kirchenvermögen und die Verhältnisse des Clerus, auch in weltlichen 
Dingen , aus der Zuständigkeit der weltlichen Gewalt aus. Mit 
bitteren Worten rügt die Denkschrift, dass die bayerische Regierung 
jene „profane, grobe und materialistische 44 Auffassung sich angeeignet 
habe, welche die Kirchengüter als „weltliche" Dinge betrachte, dass 
sie die Priester, deren Würde weitaus alle irdischen Würden über- 
rage, in bürgerlichen und peinlichen Klagen der weltlichen Gerichts- 
barkeit unterwerfe, so dass nunmehr „die Hirten von den Schafen, 
die Meister von den Schülern, die Aeltern von den Kindern abge- 
urtheilt" würden. So bleibt dem Staate nicht einmal die bürgerliche 
Rechtspflege und die Gesetzgebung in bürgerlichen Dingen unge- 
schmälert; im Vorübergehen wird es sogar für wünschenswerth er- 
klärt, dass die weltlichen Behörden ihre Verordnungen, welche sich 
uf vorzugsweise kirchliche Dinge oder ganz besonders auf das Ge- 
wissen beziehen — und es wird dabei ausdrücklich anerkannt, dass 
keine menschliche Handlung nicht das Gewissen berühre — dass die 
weltlichen Behörden somit alle ihre Verordnungen vor der Verkün- 
digung „dem Urtheil der Prälaten der Kirche unterwerfen". Für 
die geistliche Gewalt werden dagegen alle Eigenschaften in Anspruch 

von Höfler im Anhange mitgetheilte Besehwerdeschrift dos römischen Stuhles mit 
einer später zu erwähnenden Beschwerdeschrift der Fürstbischöfe von Augsburg. 
Brixen, ('hur und Trient, welche dem Nuntius de la Genga übergeben wurde. 
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genommen, welche wir der Staatsgewalt beilegen, die „Souveränität", 
die ..Vollkommenheit 1 ', die Unabhängigkeit von jeder anderen Gewalt, 
eine gesetzgebende, eine richtende, eine vollstreckende ThäUgkeit. 
Fast als eine Beleidigung wird es empfunden , dasa die bayerische 
Regierung die bischöfliche Gewalt mit dem Ausdruck „Hirtenamt" 
bezeichnete, gleich als ob der bischöflichen Wßrde nicht eine wirk- 
liche Gewalt innewohne, dass sie die katholischen Seelsorger „Lehrer 
Im Volkes" nannte, gleich als ob dieselben nicht eine wirkliche Ge- 
walt (vera Jurisdiction übten und in der katholischen Kirche nur der 
Unterschied zwischen Lehrenden und Hörenden bestünde. So erklärt 
die Denkschrift ferner: wenn man sage, die Kirche dürfe nicht einen 
Staat im Staate bilden , so heisse das in einem gewissen Sinne 
i iel als die Erhaltung und Ausübung der katholischen Religion 
rerbieten; allerdings sei die Kirche nicht ein weltlicher Staat im 
weltlichen Staate , wohl aber bestehe sie als kirchlicher Staat im 
weltlichen Staate. In eben diesen Gedankengang gehört es, wenn 
der Ausspruch der bayerischen Regierung gerögt wird, ,,der Ausschluss 
neuer Seelen von katholischen Gebieten widerstreite dem Geiste 
Jer katholischen Religion, gleich ala ob die frommen bayerischen 
Herzöge und Kurfürsten, welche mit grosser und eifriger Bemühung 
das Bayerland rein und frei von falschen Seeton zu erhalten suchten, 
des christlichen Geistes entbehrt, ja sogar gegen denselben alle ihre 
Sorgen und Mühen aufgewendet hätten". Die einzelnen Beschwerden 
gegen die bayerische Regierung werden von der Denkschrift in drei 
Gruppen vertheilt: Angriffe gegen die Religion und die Kirche selbst, 
Angriffe gegen die Gewalt der Hierarchie und der Bischöfe, Angriffe 
luf das Kirchengut. Als Angriff auf die Religion selbst wird es 
bezeichnet, dass die bayerische Regierung der sorglosen und unkun- 
digen Jugend die Freiheit eingeräumt, habe, die Vorlesungen über 
protestantische Theologie zu besuchen und in philosophischen Dis- 
ziplinen sogar die Notwendigkeit auferlegte, die Vorträge protestan- 
tischer Lehrer zu hören ; unter die Angriffe auf die Religion selbst 
ferner gerechnet, dass die bayerische Regierung den katho- 
lischen Uutcrthanen die Freiheit eingeräumt habe, gemischte Ehen 
einzugehen, während doch die gemischten Eben durch die Gesetz- 
gebung der Kirche auf das strengste verboten seien, dass sie den 
Verlobten die Wahl frei gebe, die gemischte Ehe entweder von dem 
katholischen Pfarrer oder von dem. protestantischen Geistlichen ein- 
segnen zu lassen, dass sie endlich den Aeltern die Erlaubniss gebe, 
die religiöse Erziehung der Kinder auf vertragsmassigem Wege zu 
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bestimmen ; auch die Verweisung der Verlöbnisssachen, der Schwänger- 
ungsklagen und der Scheidung von Tisch und Bett vor die welt- 
lichen Gerichte wird unter den Angriffen auf die Lehre der Kirche 
aufgezählt. Ein Angriff auf die Religion selbst ist es endlich, dass 
die bayerische Regierung apostasirte und verheirathete Priester unter 
offenbarer Missachtung der Strafbestimmungen des canonischen Rechts 
zu öffentlichen Aemtern an den Universitäten oder im Staatsdienst 
beförderte. Angriffe auf die Gewalt der Hierarchie und der Bischöfe 
erblickt die Denkschrift in den Verordnungen über das landesherr- 
liche Placet, über das landesherrliche Patronatrecht , über die Ein- 
richtung der Diöcesanseminarien , über die Ertheilung der Weihen, 
in der Unterwerfung des Clerus unter die weltliche Gerichtsbarkeit 
in weltlichen Dingen; Angriffe auf das Kirchengut in den Verord- 
nungen über die Verwaltungen des Kirchen- und Stiftungsvermögens 
in den neuerworbenen Landestheilen. Alle diese Verordnungen, so 
erklärt die Denkschrift, müssten nach dem Wunsche des heiligen 
Stuhles zurückgenommen und der „rechte" Stand der Dinge wieder- 
hergestellt werden, ehe über die anderen Punkte, d. i. über die 
Gründung einer Landeskirche, unterhandelt und abgeschlossen werden 
könne. In väterlicher Weise wird der Kurfürst ermahnt, sich vor 
den verborgenen Fallstricken des Irrthums und der Ungerechtigkeit 
zu hüten, die durch das kostbare Blut Christi erkauften Schafe nicht 
den rechtmässigen von dem heiligen Geiste gesetzten Hirten zu ent- 
ziehen und fremden nur auf ihr Verderben sinnenden Menschen ohne 
apostolische Sendung anzuvertrauen. 

Die Abreise des Nuntius, welche ursprunglich auf den 25. oder 
26. September 1805 anberaumt, sodann auf die ersten Tage des 
October verschoben wurde, weil seine Papiere noch nicht bereit 
waren, verzögerte sich von Tag zu Tag. Auch nachdem die Schreiben, 
welche er mitzunehmen hatte, am 12. October ausgefertigt worden 
waren, blieb er in Rom, von einem Tag zum andern seine Abreise 
verschiebend. 405 ). In Regensburg wurde er seit Mitte October er- 
wartet 106 ). Aber schon im September war in Deutschland der Krieg 
der dritten Coalition gegen Frankreich zum Ausbruch gekommen, 
welcher die Auflösung des Reiches herbeiführte. Die Vergrösserungs- 



105) Depeschen Hiiffelin's vom 19. und 28. September, vom 5. und 12. October, 
und vom 1. November 1806. 

106) Depesche Rechberg's aus Regensburg vom 15. Oktober 1805. 
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politik Oesterreichs trug ihre Frtlchte 107 ); Bayern trat für einige Zeit 
m's französische Lager über. Der Friede von Pressburg brachte 
gegen die Abtretung Würzburg's den Erwerb Tyrols mit Brixen und 
Trient, des Restes der Stifter Eichstädt und Passau, Vorarlbergs und 
anderer österreichischen Gebiete, die Königswürde und mit der 
Königs würde die Exemtion von der Reichsgewalt, das hiess den Aus- 
schluss einer österreichischen Einmischung in die bayerischen An- 
gelegenheiten. 

Aber auch in den Beziehungen der bayerischen Regierung zum 
römischen Hofe trat mit dem Frieden von Pressburg eine wesentliche 
Aenderung ein. Hatte sich die Curie bisher auf die Bestimmungen 
des Reichsdeputationshauptschlusses, obwohl sie denselben nicht aner- 
kannte, berufen, um den Unterhandlungen über ein bayerisches 
Sonderconcordat auszuweichen, so berief sich nunmehr die Regierung 
auf die neuerworbene Souveränetät , um sich der reichsgesetzlichen 
Regelung der kirchlichen Verhältnisse zu entziehen. Wie in poli- 
tischer, so beanspruchten auch in kirchlicher Beziehung Bayern und 
seine Genossen die Gleichstellung mit den grossen deutschen Mächten, 
Preussen und Oesterreich. 

Noch eine andere Rückwirkung übte der Krieg auf die kirch- 
lichen Verhältnisse; er gab die erste Veranlassung zum Bruch des 
römischen Hofes mit dem französischen Kaiserthum*<>8). Im October 
1805 besetzten französische Truppen unter Gouvion St. Cyr auf 
ihrem Marsche, von Neapel nach Ober i tauen, einem Befehle des 



107) Seit geraumer Zeit hatte Gravenreuth in einer Reihe von Depeschen 
berichtet, dass man in Wien auf das Verderben Bayerns sinne. Je n'ai ccsse de 

le raander et je le repete: on veut sa destruction ou son asscrvissement 

Aucud arrangement n'est possible quo soua la dictee de la France. (Test de lä 
seul que nous pouvons obtenir un secours efficace. Depesche vom 12. Februar 
1804. Schon am 7. April 1803 hatte Gravenreuth berichtet , quo Ton medite ici 
la ruine de la Baviere. ... On ne medite pas moins que Paequisition totale de 
ce pays et Ton espere quo les circonstances prenentes y conduiront. Auch die 
religiöse Frage hoffe man benutzen zu können: I/on traite ici de revolutioniere 
l'essort liberal qu'a pris Tesprit public en Baviere. Le vice-chancelior dans 
differentes conversations in'a fait sentir fort doucement que la cour de Vienne ne 
pouvoit pas etre indifferente k ce qu'ellc nomme Tanarchie des opinions. II alla 

meine j usqii^a. nie parier de la necessite de la religion catholique Les 

Antrichiens oscnt se flatter que dans une lutto ils auroient pour partisans le 
clerge et les bigots de la nation comme si ceux-lä memes n'etoient pas Bavarois. 
Depesche vom 10. December 1803. 

108) Vergl. für das Folgende d'Haussonville, Keglige Komaine et le premier 
empire, Paris 1870, tom. IL chap. XIX. XX. XX11. 
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Kaisers zu Folge, die päpstliche Stadt und Festung Anoona. Der 
Papst prote8tirte gegen diese Verletzung seiner landesherrlichen 
Rechte, nachdem er bei dem französischen Botschafter erfolglos 
Klage geführt, am 13. November in einem eigenhändigen Schreiben 
an den Kaiser, in welchem er die Fortdauer der guten Beziehungen 
zu dem französischen Botschafter von der Bäumung Anconas abhängig 
machte 109 ). Napoleon erwiderte das päpstliche Schreiben erst im 
Januar 1806, als er nach der Besiegung Oesterreichs einige Tage in 
München weilte, wo am 15. Januar die Vermählung seines Stief- 
sohnes des Prinzen Eugen mit der bayerischen Prinzessin Auguste 
durch den Kurfürsten Erzkanzler vollzogen wurde. In einem Schreiben 
an den Papst selbst vom 7. Januar 1806 und in einem zur Mitthei- 
lung bestimmten Briefe an Cardinal Fesch trat er, nachdem der alte 
Kaiser des Abendlandes im Friedensvertrag von Pressburg auch den 
Titel eines römischen Kaisers abgelegt hatte, als der Erbe Karls des 
Grossen , als der einzige Kaiser des Abendlandes auf ; er zog 'die 
politischen und die rechtlichen Folgen aus jener Bezeichnung, mit 
welcher ihn Pius VII. selbst ein Jahr vorher in einem eigenhändigen 
Schreiben begrüsst hatte. „Ich habe mich als den Beschützer des 
heiligen Stuhles betrachtet" , so schrieb er an den Papst, „und kraft 
dieses Titels habe ich Ancona besetzt. Ich habe mich, wie meine 
Vorgänger aus dem zweiten und dritten Herrschergeschlecht, als den 
ältesten Sohn der Kirche betrachtet, der allein die Macht hat sie zu 
beschützen und gegen die Griechen und die Muselmannen sicher zu 
stellen" ^0). „Für den Papst* 4 , so hiess es in dem Schreiben an Car- 
dinal Fesch, „bin ich Karl der Grosse, weil ich wie Karl der Grosse 
die Krone Frankreichs mit der lombardischen Krone vereinigt habe 
und weil mein Kaiserreich an den Orient gränzt. Ich will, dass 
man sein .Betragen gegen mich nach diesem Gesichtspunkte einrichte. 
Ich werde nichts in den Formen ändern, wenn man sich gut beträgt; 
anderenfalls werde ich den Papst in einen einfachen Bischof von 
Born verwandeln". „Kann man denn mit diesen Menschen nichts 
ausrichten als mit der Gewalt? Sie lassen die Religion in Deutsch- 
land zu Grunde gehen, indem sie das Concordat nicht zu Ende bringen 
wollen; sie lassen dasselbe in Bayern und in Italien geschehen; sie 
werden das Gespötte der Cabinete und der Völker". „Wenn sie 
nicht zum Abschluss kommen, so werde ich sie vor Europa als 



109) Documenti relativi alle contestazioni insorte fra la santa sede ed il 
governo francese. tomo 1., s. 1. 1833, pag. 5 — 7. 

110) Corrospondance de Napoleon L, tom. XI. pag. 527 suiv. 
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Egoisten beschämen und die kirchlichen Angelegenheiten Deutschlands 
mit dem Erzkanzler und ohne ihre Mitwirkung ordnen"" 1 ). Auf 
ein begütigendes Schreiben des Papstes erwiderte der Kaiser am 
13. Februar 1806 Ton Paris aus in dem gleichen Tone: er verlangte 
die Austreibung der Engländer . Russen und Schweden , dieser 
„Ketzer", dieser „Feinde der Kirche" aus den päpstlichen Staaten, 
die Schliessung der päpstlichen Häfen für die Fahrzeuge dieser Mächte; 
er wiederholte deu Voiwurf, dass Korn die Religion zu Grunde gehen 
lasse. „Man bringt nichts zum Abschluss; wegen weltlicher Inter- 
essen, wegen eitler Vorrechte der Tiara lässt man die Seelen zu 
Grunde gehen, das wahre Fundament der Religion". „Wenn Eure 
Heiligkeit sich an die Aeusserungen erinnern wollte, welche ich in 
Paris gethan habe, so wären die religiösen Verhältnisse Deutschlands 
geordnet und nicht in dem schlechten Zustand, in welchem sich die- 
selben befinden"" 3 ). Pius VII. hatte jedoch im internationalen Ver- 
kehr mit den grossen europäischen Mächten eine andere Auffassung 
von dem Verhältnisse des Papstes zu deo „Ketzern" als etliche seiner 
Vorgänger auf dem päpstlichen Stuhle, eine andere Auffassung als 
er selbst für die Rechtsordnung innerhalb der einzelnen Länder ver- 
trat, und eine andere Auffassung von den Rechten des Souveräns von 
Rom als der neue Kaiser des Abendlandes. In einem langen Schreiben 
an Napoleon vom 21. März 180ö verweigerte er unter Berufung 
auf die Vorschriften des Evangeliums, welches keinen Unterschied 
zwischen Katholiken und Ketzern mache, jede feindselige Massregel 
gegen die ketzerischen und schismatischen Mächte und erklärte, der 
Souverän von Rom erkenne keine andere Gewalt in seinem Lande, 
auch nicht die Gewalt irgend eines Kaisers an. Die Leiden, welche 
die katholische Religion in Deutschland erdulde, hätten eine andere 
Ursache als die Sorge Roms um weltliche Interessen und eitle Vor- 
rechte der Tiara. Die Umwälzungen durch den Reichsdeputations- 
bauptschlus*, die Unterdrückung der geistlichen Fiirstenthümer , die 
Uebertragttng der Regierung in diesen Gebieten an akathotische 
Fürsten, die Wegnahme der Kircbcngflter, die Unterdrückung der 
Klöster, die Collision der Gewalten seien die wahre Ursache der 
Nachtheile , welche die Religion in Deutschland erleide " 3 ). Zu 
Einem jedoch entschloss sich der Papst unter dem Eindruck der Vor- 
würfe von Seite des französischen Imperators : die Ordnung der 

111) l.'nrri'npuiiiliiiiije de Naprilcun L, tum. XI, |iag. 528 wir, 

112) Correspimilanee de Napoleon I., trnn. XII. paff 38 40. 

1 13j Difviniii.'iit.i tvhithi iillij (-■iTiti'.-.t.a/Kiiii. tum. I !>»);. 30 70. 
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deutschen Kirchenangelegenheiten ernstlich zu betreiben und der 
bayerischen Regierung das seit drei Jahren beharrlich verweigerte 
Entgegenkommen zu beweisen. Die Umgestaltung der politischen 
Verhältnisse Bayerns erleichterte diesen Entschluss. 

Die Anerkennung der bayerischen Königswürde stiess bei dem 
römischen Hofe auf keine Schwierigkeit. Noch vor der amtlichen 
Anzeige der bayerischen Regierung beglückwünschte der Cardinal- 
staatssecretär den Gesandten wegen der Vergrösserung des Gebietes 
und der neuen Würde des Souveräns 114 ). „Man erinnert sich", so 
schrieb Häffelin am 13. Januar 1806 an seine Regierung, „dass die 
preussische Königswürde erst nach langer Zeit, erst gegen das Ende 
des Pontificates von Pius VI., durch den römischen Hof anerkannt 
worden ist. Die Verhältnisse und die politischen Beziehungen haben 
sich geändert. Das Uebergewicht Frankreichs und die enge Verbin- 
dung zwischen Eurer Majestät und dem Kaiser der Franzosen heben 
alle Schwierigkeiten und schliessen alle Erörterungen aus, welche 
unter anderen Verhältnissen hätten eintreten können". Am 24. März 
überreichte der bayerische Gesandte dem Papst das neue Beglau- 
bigungsschreiben seines königlichen Herrn, und am folgenden Tag 
eröffnete er nach einer Weisung des Königs vom 21. Februar neue 
Unterhandlungen über ein bayerisches Concordat 1 ^). Im Einverständ- 
niss mit dem französischen Botschafter erklärte er dem Cardinalstaats- 
secretär in einer Note vom 25. März 1806, dass der König von 
Bayern an dem Reichsconcordat keinen Antheil nehmen könne, seit- 
dem er durch den Frieden von Pressburg die Fülle der Souveränetät 
über seine Gebiete in derselben Weise erworben habe, wie sie der 
Kaiser von Oesterreich und der König von Preussen in ihren deutschen 
Landen besitzen. Kraft dieser Bestimmung des Pressburger Friedens 
könne sich die Jurisdiction eines auswärtigen Erzbischofs oder Bischöfe 
ebensowenig über die bayerischen Gebiete als über diejenigen von 
Oesterreich und Preussen erstrecken und es ergebe sich die Not- 
wendigkeit, eine mit den Landesgränzen zusammenfallende bayerische 
Kirche zu gründen, wie sie in allen wohl eingerichteten Staaten be- 
stehe, in Frankreich, in Italien, in Spanien, in Oesterreich, in Preussen. 
Der König von Bayern sei hienach bereit, ein „besonderes Concordat" 
mit dem heiligen Stuhle abzuschliessen , und der bayerische Gesandte 
legte zu gleicher Zeit eine „Präliminarpunctation über die neue 



114) Depesche HäffelirTs vom 13. Januar 1806. 

115) Depesche Häffelin's vom 28. März 1806. 



Born willigt in den Abschluss eines Sonderconcordats. 107 

Diöcesaneintheilung des Königreichs Bayern" vor 1 ***). Sie war der 
Präliminarpunctation nachgebildet, welche Häffelin im August 1805 
dem Nuntius de la Genga fiberreicht hatte, selbstverständlich unter 
Berücksichtigung der inzwischen eingetretenen Gebietsveränderungen. 
In der neuen Funetation war das Princip der Landeskirche an die 
Spitze gestellt. „Das Königreich Bayern wird in so viele Diöcesen 
eingetheilt werden, als das geistliche Wohl der Unterthanen erfordert, 
und diese Eintheilung wird in der für das Wohl und den Dienst der 
Kirche bequemsten und vortheilhaftesten Weise vorgenommen werden 44 . 
Hienach war die Errichtung eines Erzbisthums in München unter 
gleichzeitiger Unterdrückung des bischöflichen Sitzes von Freising, 
die Erhaltung der Bisthümer Bamberg, Passau, Augsburg, Eichstädt, 
Trient, Brixen unter Aufhebung der bestehenden Exemtionen, und 
die Errichtung eines Bisthums in Düsseldorf für das Herzogthum 
Berg in Aussicht genommen, von dessen Abtretung an Frankreich 
der bayerische Gesandte in Rom damals noch keine Kunde erhalten 
hatte. Die übrigen Bestimmungen waren der älteren Punctation 
entnommen; weggelassen war die Bestimmung, dass die Einsetzung 
der Bischöfe in die Temporalien erst nach Ertheilung der päpstlichen 
Bestätigung bewirkt werden solle, hinzugefügt das Verlangen, 
dass Episcopat und Pfarrclerus den Treueid wie in Frankreich und 
Italien zu leisten habe. 

Was der römische Hof dem Kurfürsten von Bayern beharrlich 
verweigert hatte, das gestand er dem König augenblicklich zu. Schon 
am 8. April erwiderte der Gardinalstaatssecretär in einer amtlichen 
Note: da der Friede von Pressburg diejenigen Hindernisse beseitigt 
habe, welche nach dem Recess von Regensburg, d. h. nach dem 
Beichsdeputationshauptschluss , einer besonderen Unterhandlung mit 
Bayern entgegenstanden, so habe der heilige Vater den Nuntius 
beauftragt, mit des Königs von Bayern Majestät ein besonderes 
Concordat abzuschliessen. Er verhehlte jedoch nicht, dass dieses 
Zugeständniss des römischen Hofes, die Gründung einer bayerischen 
Landeskirche, nur erfolgen werde, wenn die bayerische Regierung zur 
Aufhebung der neuen Gesetze und zur vollen Wiederherstellung des 
canonischen Rechts sich entschliesse. Durch das Concordat, so fuhr 
die Note fort, solle eine neue Diöcesaneinrichtung in Bayern getroffen 
und zugleich die Ordnung der sämmtlichen kirchlichen Angelegen- 
heiten bewirkt werden, welche in den Ländern des Königs sich 



116) Urkunden Nr. 8. 
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in jenem bedaurungswürdigen Zustand befänden, den die zahlreichen 
von seiner Heiligkeit erhobenen Beschwerden erkennen Hessen. Wie 
der Papst bereit sei, alles mit den Pflichten seines Amtes Verein- 
bare zur Erfüllung der königlichen Wünsche zu thun, so erwarte er 
von der Religion und der Weisheit des Monarchen volle Genugthuung 
für den heiligen Stuhl ™). 

Die Abreise des Nuntius, welche auf Mitte April anberaumt war, 
verzögerte sich durch wiederholte Fieberanfälle, welche de la Qenga erlitt, 
bis zum 18. Mai 118 ). In dem Augenblick, da der Nuntius Rom verliess, 
befand sich der päpstliche Stuhl bereits in jener Krisis, welche in 
ihrem weiteren Verlaufe zum völligen Verluste der weltlichen Herr- 
schaft führte. Als Rom seine Forderungen nicht erfüllte, Hess der 
Kaiser der Franzosen Civita Vecchia besetzen, verfügte über die 
Fürstenthümer Benevent und Pontecorvo zu Gunsten von Talleyrand 
und Bernadotte, und ersetzte den Cardinal Fesch durch einen Laien, 
Alquier, als Vertreter Frankreichs bei dem heiligen Stuhl. Cardinal 
Fesch reiste am 19. Mai, einen Tag nach de la Genga, von Rom 
ab, nachdem er in der Abschiedsaudienz mit Pius VII. eine erregte 
Erörterung über das Verhältniss der Concilien zum Papste gehabt 
hatte 119 ). Acht Tage später, am 27. Mai, gab der Kurfürst Erz- 
kanzler dem deutschen Reichstage bekannt, dass er den Cardinal 
Fesch zu seinem Coadjutor und Nachfolger ernannt habe 12 <>). 

Seit dem Reichsdeputationshauptschluss war die Ernennung eines 
Coadjutors für den Kurfürsten Erzkanzler eine der grossen Fragen auf 
dem Gebiete der europäischen Politik gewesen. Oesterreich hatte zu 
verschiedenen Zeiten Schritte gethan, um nach Dalberg's Tode die 
Leitung der Reichstagsgeschäfte und der deutschen Kirchenangelegen- 
heiten einem Erzherzog zu verschaffen; es hatte dem Erzkanzler die 
Coadjutorie des Hoch- und Deutschmeisterthuras mit einer Jahresrente 
von 100000 Thalern angeboten, wenn der Erzkanzler sich bereit erkläre, 
einen Erzherzog zu seinem Coadjutor zu ernennen 121 ). Dalberg hatte 



117) Häffelin sandte die Note des Cardinalstaatssccretärs seiner Regierung ein 
mit Depesche vom 10. April 1806. 

118) Depeschen Häffelin'8 vom 19. und 26. April, vom 3. und 23. Mai 1806. 

119) Vergl. d'Haussonville , lVglise Romaine et le premier empire, tom. IL 
ed. 8. chap. XXIV. 

120) Das Schreiben des kurerzkanzlerischen Staatsministers und Reichsdirec- 
torialgesandten Freiherrn von Albini an die Keichsversammlung vom 27. Mai 
1806 ist abgedruckt in Häberlins Staats-Archiv B. XV. S. 327 ff. 

121) Depeschen Rechberg's aus Regensburg vom 17. März und 11. Juli 1803; 
deutscher Bericht Reehberg's aus Regensburg vom 3. Mai 1805. 
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dieses Anerbieten immer ablehnend beantwortet ; nach seiner Rückkehr 
aus der französischen Hauptstadt im Frühjahr 1805 hatte er dem 
kaiserlichen Reichstagsgesandten offen erklärt, dass der französische 
Kaiser „in Mainz und in Paris über diesen Gegenstand gesprochen 
und den bestimmten Entschluss geäussert habe, eher zu den Waffen 
zu greifen, als einen österreichischen Prinzen zu einer Stelle gelangen 
zu lassen, die dem Hause Oesterreich die Initiative und die Ratification 
aller Reichsangelegenheiten verschaffen und somit die Vernichtung 
des deutseben Staatskörpers zur Folge haben würde 44 122 ). Ebensowenig 
aber war der Erzkanzler damals auf den Vorschlag des französischen 
Imperators eingegangen, zur Sicherung der Nachfolge einen Coadjutor 
zu ernennen ; er beabsichtigte in die Statuten des neuen Metropolitan- 
capitels eine Bestimmung aufzunehmen, welche die deutschen Prinzen 
und ebenso die österreichischen und die preussischen Unterthanen aus 
dem Capitel und von dem Metropolitanstuhl fernzuhalten geeignet 
sei 123 ). Da berichtete im Frühjahr 1806 der Gesandte des Erzkanzlers 
aus Paris, Dalbergs Existenz sei bedroht; Bayern strebe nach dem 
Besitze Regensburgs ; Preussen habe kein Interesse mehr an der Er- 
haltung des Erzkanzlers; der Kaiser der Franzosen scheine bereit, 
denselben fallen zu lassen. In diesem Augenblick liess der französische 
Gesandte in Regensburg, Hädouville, den Gedanken fallen, die Coad- 
jutorie dem Cardinal Fesch zu übertragen. Dalberg willigte nach 
längerer Ueberlegung ein; Fenelon, der französische Gesandtscbafts- 
secretär, überbrachte den Vorschlag nach Paris und kam am 22. Mai 
mit der Einwilligung des Kaisers und mit der vertragsmässigen 
Garantie des Kurstaates zurück 124 ). 



122) Deutscher Bericht Rechberg's aus Regensburg vom 3. Mai 1805. Schon 
am 15. October 1804 hatte Rechberg aus Regensburg berichtet, der französische 
Herrscher habe den Kurfürsten Erzkanzler bei der Zusammenkunft in Mainz aufge- 
fordert, die Nachfolge zu ordnen, indem er bemerkte: qu'il valoit mieux provoir 
lVvenement et s'oecuper iustamment d'un coadjuteur. qu'il falloit surtout que 
jamais prince autrichien ne put s'einparcr de cette place, puisque (d'apres ses 
propres paroles) on ne pouvoit remettre la tote et la queue des affaires gennani- 
ques, Tinitiativc et la ratification, ä cette maison. 

123) So berichtet Rechberg in den Depeschen vom 17. März 1803, 15. October 
1804, und in dem deutschen Bericht vom 3. Mai 1805. 

124) So wurde der Vorgang der bayerischen Regierung aus Regensburg be- 
richtet; vergleiche die königliche Depesche an Cetto vom 10. Juni 1806. Den 
Abschluss des Garantievertrags meldete Cetto in seiner Depesche vom 11. Juni 
1806. 
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Die unerwartete Lösung der vielbesprochenen Frage überraschte 
in Rom, in Wien und in München, am meisten jedoch am römischen 
Hof 125 ). Als de la Genga in Brixen auf der Durchreise von dem ausser- 
gewöhnlichen Ereigniss Kunde erhielt, sah er für den heiligen Stuhl 
eine trübe Zukunft voraus; der Rücktritt des Cardjnalstantssecretärs 
Consalvi, welcher unmittelbar darauf erfolgte (18. Juni 1806), schien 
ihm ein Vorzeichen für den Untergang der weltlichen Papstherrschaft 
zu sein 12 6). Talleyrand erklärte dem bayerischen Gesandten in Paris, 
dass die Ernennung des Cardinais Fesch zum Coadjutor vorzugsweise 
durch die Spannung mit dem römischen Hofe veranlasst worden 
sei 127 ). Eine Unterredung, welche Cardinal Fesch "unmittelbar vor 
seiner Abreise von Rom mit dem dortigen bayerischen Gesandten 
hatte, schien anzudeuten, dass man sich in Paris mit dem Gedanken 
trug, ein deutsches Patriarchat zu errichten. Das Königreich Bayern 
müsse seinen eigenen Erzbischof und seine Landesbischöfe haben, so 
äusserte Cardinal Fesch, die Primatie aber müsse dem Kurfürsten 
Erzkanzler vorbehalten und alle „wichtigeren Sachen" (causes majeures), 
welche bisher in dritter Instanz nach Rom gebracht worden seien, für 
die Zukunft von dem Tribunal des Primas entschieden werden. Als 
Häffelin bemerkte, in Rom wolle man keinen Primas und keinen 
Patriarchen von Deutschland, erwiderte Fesch: „Ich weiss es; sie 
werden Widerstand leisten ; sie werden keinen Primas wollen ; aber 
man wird sie wollen machen ! man wird sie zwingen denselben anzu- 
erkennen 44 128 ). Für die bayerische Regierung war es erwünscht zu hören, 

125) Dopesehe Häffelin's vom 10. Juni 1806 : La nouvelle qui viut iinmodiate- 
inent apres le depart du cardinal, qu'il otoit nomine successeur ou eoadjuteur de 
l'electeur archichaneelier, fit une tres grande Sensation ä Roino. Le pape et le 
secretaire d'ctat surtout en furent tres affectes: mais ils ne laissent rien paroitre 
et eachent le profund chagrin qu'ils en ressentont. 

126) Depesche R^ehberg's au> Regensburg vom 5. Juli 1806. 

127) Depesche Cetto's aus Paris vom 11. Juni 1806: Monsieur de Talleyrand 
ni'a assure qu'ellc (la coadjutorie) avoit etö motivce moins par les interets terri- 
toriaux que par la difficulte de s'entendre avcc la cour de Korne. 

128) Depesche Häffelin's vom 10. Juni 1806. Dans le demier entretien que 
j'eus avec le cardinal avant son depart il me repeta encore d'uno maniere positive : 
Le royaume de Baviere doit avoir son metropolitain et sos eveques particuliers, 
mais la primatie doit etre reservee a Telecteur arehichancelier, et toutes les causes 
majeures qui etoient j>ortees en troisienie instance a Rome doivent etre jugees au 
tribuual du primat. Je lui observai qu'a Rome on ne vouloit point de primatie 
ni de patriarche en Allemagne et que Topinion du saint pere et des cardinaui 
etoit tres pronuncoe sur cet ol>jet. Je le sais, nie repondit le cardinal. ils s\ 
opposeront, ils ne voudront pas d'un primat; mais on les fera vouloir et on les 
obligera ä le recoiinidtre. 
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dass der neue Coadjutor der von Born bereits zugesagten Gründung 
einer bayerischen Landeskirche kein Hinderniss zu bereiten ge- 
sonnen sei 129 ). 

Dalberg selbst beharrte unverrückt auf der Metropol itangewalt über 
die bayerischen Gebiete und war desshalb sehr unangenehm berührt, als 
er Ende Juni von dem in Regensburg eingetroffenen Nuntius de la Genga 
die Eröffnung erhielt, dass Rom durch den Frieden von Pressburg 
von der Verpflichtung, Unterhandlungen über ein allgemeines Con- 
cordat zu eröffnen sich entbunden erachte und mit dem münchener 
Hof, ebenso mit Württemberg und Baden, besondere Unterhandlungen 
anknüpfen werde. Der Nuntius beabsichtigte, sich sofort in München 
vorzustellen; die Unterhandlungen selbst aber wünschte er mit den 
grösseren Staaten ebenso wie die Unterhandlungen über das Beichs- 
concordat für die kleineren Gebiete zur Ersparung von Zeit und Kosten 
gleichzeitig in Begensburg zu führen 130 ). 

Ehe aber irgend eine Unterhandlung eröffnet war, fiel das Beich 
auseinander. Die Bheinbundsacte vom 12. Juli 1806 brachte den 
sämmtlichen Bheinbundsfürsten die Souveränetät, dem Kurfürsten 
Erzkanzler des Beichs die Ernennung zum Fürst Primas des Rheinbundes 
mit der ausdrücklichen Clausel, dass die Würde des Primas der Sou- 
veränetät der Bheinbundsfürsten keinen Eintrag thun dürfe. Born 
stand nicht mehr dem Reiche, dessen Kaiser der Schirmvogt der 
katholischen Kirche gewesen war, sondern lediglich den einzelnen 
deutschen Staaten gegenüber. In den Unterhandlungen mit diesen, 
zunächst mit Bayern, musste sich zeigen, ob zwischen der modernen 
Gesetzgebung und dem canonischen Becht überhaupt eine Ausgleichung 
möglich sei. 

129) Die bayerischen Interessen gegenüber der Ernennung des Cardinal Fesch 
zum Coadjutor des Erzkanzlers fasst eine königliche Depesche an Cetto vom 
10. Juni 1806 in folgenden Worten zusammen: Ils nous importe que ce choix 
innthie ni sur la souverainete dont la Baviere jouit sur la majeure partie des 
posfle&sions de Feveche, ni sur Tindependance ecclesiastique de nies etats. CVst sur 
qimi doit se porter votre attention. Bayern hatte noch im Frühjahr 1806 beab- 
sichtigt, die Coadjutorwahl auf ein bayerisches Mitglied des regensburger Capitels 
zu lenken, entweder auf den bereits erwähnten Freiherrn von Fraunberg oder auf 
den später zu erwähnenden Freiherrn von Reehberg; königliche Depesche an 
Cetto vom 19. Februar 1806. 

130) Deutscher Bericht Rechberg's aus Regensburg vom 30. Juni 1806. 



DRITTER ABSCHNITT. 



Versuche zur Ausgleichung. 



Wenige Tage vor dem Abschluss des Kheinbunds, am 9. Juli 1806, 
traf der ausserordentliche Gesandte des apostolischen Stuhles Hannibal 
Graf de la Genga, Erzbischof von Tyrus, in der bayerischen Hauptstadt 
ein, um dem Könige sein Beglaubigungsschreiben zu überreichen 1 ). 
Das beglaubigende Breve vom 17. Mai 1806, welches die Bereit- 
willigkeit des Papstes zur Abschliessung eines besonderen Concordats 
für Bayern erklärte, griff noch einmal auf alle Beschwerden zurück, 
welche seit einer Beihe von Jahren von dem päpstlichen Stuhle über 
die „verderblichen Neuerungen 44 in jenem Lande fruchtlos erhoben 
worden waren, und sprach die Erwartung aus, dass wenigstens jetzt 
die „Verletzungen 44 der Kirche wieder gut gemacht und die „rechte 
Ordnung 44 werde hergestellt werden. Die Unterhandlungen mit dem 
päpstlichen Nuntius während seines zwölftägigen Aufenthaltes in 
München beschränkten sich im übrigen darauf, dass der Minister der 
auswärtigen Angelegenheiten demselben die Pnnctation übersendete, 
welche der bayerische Gesandte im März dem Cardinalstaats- 
secretär vorgelegt hatte, jedoch unter Vornahme einiger Aenderungen 2 ), 
und dass de la Genga sich bereit erklärte, auf dieser von dem heiligen 
Vater gebilligten Grundlage die Unterhandlungen mit dem bayerischen 



1) Kr zeigte dein Minister der auswärtigen Angelegenheiten in einem eigen- 
händigen Sehreiben vom 9. Juli seine Ankunft an. Vergleiche dazu die allgemeine 
Zeitung vom Jahre 1806 S. 775. 782, 810, 828. 

2) Die Aenderungen sind in den Noten zu Nr. 8 der Urkunden angegeben. 
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lacht igten in Regensburg zu eröffnen 3 ). Von den Aendeningen, 
welche Montgelas an Häffelin's Punctation vorgenommen hatte, 
:og sich die eine ani' die Eintheilung der Bisthümer, die andere 
auf die Pfründenvergebung. Das Bisthum. Düsseldorf verschwand aus 
der Reihe der bayerischen Diöcesen, seitdem das Herzogtbum Berg 
im März 1806 an Frankreich abgetreten worden war. Zur Beilegung 
grossen Streites um das landesherrliche Patronatreeht aber schlug 
Montgelas einen Ausgleich vor, welcher für heide Theile eine Verzicht- 
h'iätnng auf zweifellose wie auf behauptete Rechte in sich schloss 
md die Vergebung der sämnitlicheu nicht im Privatpatrouat stehenden 
Pfründen einer einheitlichen Regel unterwarf. Es sollte den Bischöfen 
is Recht beigelegt werden, für die sämmtltehen nicht dem Privat- 
tronat unterliegenden Pfründen, somit ebenso für die Pfarreien 
'ei feitosen königlichen Patronats wie für die bestrittenen Pfründen, 
dem Könige drei mit den erforderlichen Eigenschaften ausgestattet« 
und aus dem Königreiche stammende Bewerber wir Auswahl vorzu- 
blasen. 

Mit der Unterhandlung wurde von bayerischer Seite der Gesandte 
n Reichstag in Regensburg Aloys Freiherr von Recbberg betraut 
id demselben der Präsident des geheimen Schulen- und Studien- 
areau's Joseph Maria Freiherr von Fraunberg, der ehedem für den 
römischen Gesandtseliul'tsposten ausersehene regensburger Donicapitukir, 
igegeben*). Die beiden Bevollmächtigten wurden in der Instruction 
nm 24. Juli nachdrücklich angewiesen: ,,keine heterogenen Gegen- 
stände" in das Conconiat aufnehmen zu lassen, „welche durch künftige 
organische Gesetze ihre Bestimmung erhalten sollten". Das Goncordat 
habe sich auf vier Punkte zu beschränken: eine neue Diöcesanein- 
tbeilung der bayerischen Landeskirche unter einem Metropolitaner/- 
bischof in München, welchem sechs Suffraganhischöfe tu Amberg — 
die Punctation hatte Eichstädt genannt — Bamberg, Augsburg, Brixen, 
Trient und Passau untergeben werden sollten, Dotirung des Metropo- 
istuhls und der bischöflichen Sitze , Nominationsrecht des Königs 



3) Nota de la Gengii - B .in Meint j?Hns "um 20. Juli 1806: !.■■ nnaägad ;■ MCU 
■ notc qua »ort exeellence motuieur I« bwon de Bontprie* t bin \»w\\i l"i 
r en dato d« hier aiiiai qne lii pnnotuatiöti preHmtnaira ; fcfnto, Oamm« 
I coataii u di' In denüere dans si>n ensemble ;i AM tgtÜ du» !<■ hflM par lu 
int pere, lc mmrv ne peul ([ii'r-tr* 1 I ri-s .-.utisfait de la |irctulre poiir b»H 4m 
jcMtioiiH ■jli'il in il'nmir t'limnit'iir dViltiiiwr uvw I« miuUtre du roi a la 
jcte d» BatÜxmce. 

( \.. l .. r \,.[,; lt . ,\„. mII..,.!,,,-!,,,. Zeitung wm Jahre 1806 S. 868 und 880. 
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für die sämmtlichen Kirchen des Königreichs, endlich Ausgleichung 
der nach Rom zu zahlenden Taxen unter Zugrundelegung des bis- 
herigen Massstabs. Ausserdem waren die Gesandten ermächtigt, den 
Bischöfen in Uebereinstimmung mit Montgelas' Punctation für alle 
nicht im Privatpatronat stehenden Pfarreien den Ternavorschlag, 
sowie die Leitung der geistlichen Erziehungshäuser unter Vor- 
behalt der königlichen Oberaufsicht zuzugestehen. Jede Unter- 
handlung über die vom päpstlichen Stuhle erhobenen Beschwerden, 
auf welche man sich „ohne Nachtheil der Staatsgewalt nicht einlassen" 
könne, solle vermieden, äussersten Falls, um den Abschluss des 
Concordats nicht zu verzögern, eine beruhigende „besondere" Erklärung 
des Königs in Aussicht gestellt werden. 

Von dem Bevollmächtigten des römischen Hofes versprach man 
sich nur ein geringes Entgegenkommen. Seitdem de la Genga von 
der bayerischen Regierung als ständiger Nuntius zurückgewiesen 
worden war, wurde er in München als „erbitterter Feind" des bayerischen 
Hauses betrachtet. Nach seiner Bückkehr aus Deutschland war er in Born, 
wie Häffelin berichtete, in einer Art von Ungnade gewesen, in Folge 
seines Anschlusses an die Partei der Zelanti aber wieder zu Gnaden 
aufgenommen worden. In Verbindung mit Pater Zallinger hatte er die 
Klagen des römischen Hofes gegen die bayerische Begierung zusammen- 
gestellt und auch während der Goncordatsunterhandlungen in Begens- 
burg und später in Augsburg liess er sich durch den Verfasser der 
Beschwerdeschriften von 1804 und 1805 berathen^). Dennoch ver- 
muthete Häffelin, er werde sich an Ort und Stelle vielleicht etwas 
nachgiebiger zeigen; „der Erfolg seiner Sendung liegt ihm sehr am 
Herzen ; er besitzt Ehrgeiz, und der Wunsch, in Bälde den Cardinals- 
hut zu erhalten, wird ihn zu einigem Entgegenkommen bestimmen 44 6 ). 



5) Vergleich© die allgemeine Zeitung vom 28. Oktober 1806 S. 1188. 

6) Depeschen Häffelin's vom 12. März und 23. Mai 1806. In der erstbezeich- 
neteu Depesche entwirft Häffelin folgende Schilderung von de la Genga: (Test un 
homme d'une physionomie prevenante et agreable, il a des manieres douces et 
insinuantes, est homme de societo et hommo de cour, niais d'un caraetöre cache, 
adroit, imbu des prineipes ultramontains, et au fond de Tämo contraire et oppose 
ä toutes les innovations qui so sont faites en Baviere. In der zweiterwähnten 
Depesche berichtet er: De la Genga, au retour de sa premiere nonciatuxe, avoit 
ete dans une espece de disgrace; il s'est attache au parti des zeles et des moines 
pour rentrer en faveur aupres du saint pere. Le succes de sa seconde misaion 
enAllemagne lui tient fort ä coeur: il a de Tambition, et Tenvie d'obtenir bientot 
le chapeau de cardinal le reudra plus facile en traitant sur les lieux qu'il ne 
seroit a Korne. II seut surtout et il est persuadu quo l'honneur et le succes do 
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Auch Rechberg fällte nach kurzer Bekanntschaft ein ähnliches Urtheil, 
Zuweilen allerdings, so berichtete er dem Könige schon am 5. Juli 
18UG, führe der Nuntius die Sprache dies fünfzehnten Jahrhunderts; 
dennoch lasse er durchblicken, dass dies nicht sein letztes Wort sein 
werde nnd in vertraulichen Unterredungen gebe er zu, dass man den 
Geist des Jahrhunderts nicht verletzen dürfe''). 

Die Unterhandlungen in Kegensburg wurden nach einigen ein- 
leitenden Besprechungen am 'J. August vou dem päpstliche» Nuntius 

urch Mitteilung ernad in französischer Sprache abgefassten umfang- 
reichen Uoticordatsent Wurfes, eröffnet, welcher die bayerischen Bevoll- 
mächtigten auf das äußerste überraschte 8 ). Die begleitende Note des 
Nuntius vom b. August bemerkte allerdings, es finde sich in dem 
Entwurf die l'unetation wieder, welche als Grundlage der Unterhand- 
lungen angenommen worden war, und ee sei derselben nur diejenige 
Entwicklung gegeben worden, welche das Concordat erheische. Die 
" itwk'k'-diing, welche hieinit als eine notwendige Folge der hierar- 
ischen Neugestaltung bezeichnet war, enthielt aber nichts Geringeres 
:.l- du: Aufhebung des gesamintcu bayerischen Kirch ertstaatsrechts, 
wie es sich im Lauf der Jahrhunderte vornehmlich unter den letzten 
Kegiemngen ausgebildet hatte, und die Herstellung der unbesch rankten 
Herrschaft des canonischen Hechts, wie sie in Bayern niemals, auch 

icht unter den älteren Landesfürsten anerkannt war, mit Einem Worte, 
die Herstellung des katholischen Staates, wie er nach der Auffassung der 
Curie beschaffen sein soll. Diese Forde/uug eines vollständigen Ver- 

ichta auf die Souveränetät über die Kirche war an die weltliche 
Gewalt gestellt, ohne dass der römische Hof seinerseits sich zu irgend 
einem nennenswerthen Zugeständnis herbeiliess, da er ja in der Ver- 
wirklichung jener Forderung lediglich die Erfüllung einer nicht ab- 
zulehnenden Verpflichtung zu erblicken gewohnt war. 

Selbst in minder wichtigen Dingen war den Wünschen der Ite- 
rierung nicht entgegengekommen. Während die Regierung die Her- 

niiH.sinii in' dopenden! ploa in de lu diät« ui de I' Sieden r «tettchsnceÜOT, uiais 
. jui (n,-]ir de Im Ujivi.T'-. 
t) r>[wwho Reehberg'n ans Eegensboiff vom 6. Juli 1800: Qwique eet 
wnyi iMp.ili! nuuüfutfl da* reeux et ttemu psrfoil na lugnfft eoobrnw ui 
■li.', il na buiu paa da fein antremur lyta m ne ian pH bob denntt 
il ciinviciit luriiii' il.m.i tot cünvoraaüoiu pwtütuliörea 0.0,11 n* Ulott p#e 
r.:.'.|iiii du aiiicle. 

cubwg's und Fra.Ulib«rg'a Tom 11. August 1806. DarEbtWUEf 
M nttgettaflt in den Urkunden Nr. 9. 

8* 
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Stellung eines Metropolitanbezirks für das ganze Gebiet des Königreichs 
verlangt hatte, wollte der päpstliche Stuhl die Exemtion der Bisthümer 
Bamberg, Passau, Trient erhalten; wie zu vermuthen war, um die 
Macht des bayerischen Metropoliten einzuschränken und demselben in 
den exemten Bischöfen ein Gegengewicht zu geben. Das Bisthum 
Chur, welches die Regierung, um eine Landeskirche herzustellen, aus 
der Zahl der bayerischen Diöcesen gestrichen hatte, sollte nach dem 
römischen Entwurf seine bisherigen Sprengel in Tyrol bis zu einer 
neuen Eintheilung der schweizerischen Diöcesen beibehalten, und selbst 
für diesen Fall war von der Curie keine Verpflichtung übernommen, 
sondern nur die Ergreifung „angemessener Massregeln u in Aussicht 
gestellt. Dagegen forderte der römische Hof eine Erhöhung der 
Dotation des Erzbisthums und der Bisthümer um je 4000 Gulden 
und eine Vermehrung der Canonicate in den Capiteln, »sowie die Auf- 
stellung von Domvicaren. 

Wichtiger waren die Bestimmungen über Besetzung der Kirchen- 
ämter. Während die Funetation dem Könige das Ernennungsrecht 
für den Metropolitanstuhl und die bischöflichen Sitze, für die Digni- 
täten und Präbenden in sämmtlichen Capiteln beigelegt hatte, wollte 
der römische Hof bei Besetzung dieser Stellen dem Könige gar keinen, 
auch nicht einen mittelbaren Einfluss zugestehen, sich selbst aber im 
Besitze beinahe aller Reservationen erhalten, welche in den Zeiteh 
päpstlicher Allgewalt entstanden, gegen die einschränkenden Bestimm- 
ungen der Synode von Basel durch das wiener Concordat wieder- 
hergestellt, von jeher aber, zuletzt im achtzehnten Jahrhundert durch 
die deutschen Erzbischöfe als kirchliche Missbräuche bekämpft worden 
waren. Dem päpstlichen Stuhle war nach dem römischen Concordats- 
entwurfe vorbehalten die Vergebung jeder Pfründe, welche sich „am 
römischen Hofe" (in curia) erledigen würde, die Verleihung der ersten 
Dignität in dem Metropolitan-, den Gathedral- und den Collegiat- 
Capiteln, sowie die Verleihung der in den ungeraden Monaten erledigten 
übrigen Dignitäten und Canonicate, endlich die Besetzung des Metro- 
politanstuhls und der bischöflichen Sitze, wenn dieselben durch Depo- 
sition oder Privation sich erledigen, wenn die Wahlfrist versäumt, die 
Wahl wegen Formfehler cassirt oder die Postulation nicht zugelassen 
würde. In allen andern Fällen sollte für den Metropolitanstuhl und 
die bischöflichen Sitze die Wahl des Capitels, für die übrigen Pfründen 
die Verleihung der „ordentlichen Collatoren" eintreten. Bezüglich der 
Besetzung der Pfarreien war der Vorschlag, welchen die Regierung 
zur Ausgleichung der widerstreitenden Ansprüche gemacht hatte, durch 
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eine geschickt* Wendung in eine Beschränkung zweifelloser landes- 
herrlicher Rechte verwandelt, Während die Regierang den Streit 
über das landesherrliche Patronatrecht dadurch beizulegen anbot, dass 
für alle nicht im Privatnatronat stehenden Pfarreien, somit auch bei 
canoniseh begründetem königlichem Patronat, den Bischöfen ein Vor- 
schlag dreier Candidaten eingeräumt werde, beschränkte der Entwurf 
des Nuntius den Ternavorschhg der Bischöfe auf die Pfründen zweifel- 
losen königlichen Patronats, indem fiber die freien Verleihungsrechte 
der Ordinarien der Besitzstand des Jahres 1802 entscheiden und die 
Patronatrecbte der nicht mehr bestehenden kirchlichen Institute zu 
Gunsten der Bischöfe als erloschen betrachtet werden sollten. 

Wie die Besetzung der Kirchenämter, so wurde die Heranbildung 
des Clerus ausschliesslich kirchlichem Einfluss unterworfen. Die 
Serainarien der Punctation waren in dem römischen Entwurf in Semi- 
narien nach tridentinischer Vorschrift unter der Verwiiltung und 
Leitung der Bischöfe verwandelt, welch letzteren die Ernennung und 
Entfernung der Vorstände und Professoren, sowie die Ueberwachung 
der Lehrvorträge zukommen sollte. 

War auf diese Weise jeder Einfluss der weltlichen Gewalt in kirch- 
lichen Dingen ausgeschlossen, so sollten Kirchengut und Clerus dem 
weltlichen Machtbereich völlig entrückt, die Immunität der Kirche nach 
etnoniachen Grundsätzen wiederhergestellt werden. Wie das Kircben- 
termögen ein dem Steuerrecht des Staates nicht erreichbares Out, ge- 
sollt« der Clerus selbst in weltlichen Dingen, beispielsweise bezüglich 
der Testamente der Pfründebesitzer, nur der geistlichen Gerichtsbarkeit 
unterworfen sein. 

Aber auch in allen anderen Beziehungen war die Gränze zwischen 
Staat und Kirche lediglich nafh kirchlichen Grundsätzen gezogen. 
Mit dem Concordate sollten alle Gesetze und Verordnungen, welche 
hisher von der weltlichen Gewalt in kirchlichen Hingen erlassen worden 
waren, das gesammte bayerische Kirchenstaats recht, aufgehoben und 
durch die kirchliche Gesetzgebung ersetzt werden, und um keinen 
Zweifel darüber bestehen zu lassen, was zu den „kirchlichen Dingen" 
gehöre, so sollte nicht bloss die Freiheit der Bischöfe garantirt werden, 
an Clerus und Volk Verordnungen jedweder, auch nicht pastoraler Art 
ni erlassen ; es sollte nicht bloss die geistliche Gerichtsbarkeit in 
allen ihrer Natur, das heisst im Sinne der Curie, dem canonischen 
Rechte nach geistlichen Sachen anerkannt werden, wozu ausser 
den Ehesachen auch die Verlöbnisssachen ausdrücklich gerechnet 
wurden ; sondern es sollte auch das gesammte ^uhuhvesen der Leitung 
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der Kirche, die sämmtlichen Wohlthätigkeitsstiftungen der Verwaltung 
der Kirche, die gesammte Literatur der Aufsicht der Kirche unter- 
stellt werden. Wie das Schulvermögen der rechtlichen Eigenschaften 
des Kirchenvermögens theilhaftig erklärt war, so waren die Lehrer 
von dem Wink der Bischöfe abhängig gemacht. „Da ausserordentlich 
viel daran liegt", so besagte der Entwurf, ,,dass in den Schulen, Aca- 
demieen oder Universitäten nichts gelehrt werde, was der Moral oder 
dem Dogma der katholischen Kirche entgegen wäre, so werden die 
Lehrer vor Beginn ihrer Lehrtätigkeit vor dem Bischof oder seinem 
Bevollmächtigten das Glaubensbekenntniss ablegen und demselben wegen 
ihres Unterrichts verantwortlich sein. Seine Majestät der König wird 
dieselben von ihren Lehrstellen entfernen, sowie die Bischöfe die Ent- 
fernung für nothwendig halten 44 . Bezüglich der Veröffentlichung von 
Büchern wurde auf die Vorschriften des Concils von Trient verwiesen, 
das heisst, wie im Zusammenhalt mit anderen Aktenstücken aus da- 
maliger Zeit angenommen werden muss, nicht nur auf die Bestimmungen 
der vierten Sitzung, wonach kein Buch „über religiöse Gegenstände 44 
ohne Erlaubniss des Bischofs gedruckt werden darf, sondern auch auf 
die von einem Ausschuss der tridentinischen Synode entworfenen und 
von Pius IV. genehmigten Kegeln, welche die Veröffentlichung von 
Drnckschriften jeder Art von der Erlaubniss des Bischofs und 
des „Ketzerrichters 44 der betreffenden Diöcese abhängig machen 
und eine regelmässige Ueberwachung der Buchdruckereien und der 
Buchhandlungen durch den Bischof und den „Ketzerrichter 14 an- 
ordnen 9 ). 

In Verbindung mit der Herstellung der unbeschränkten Herrschaft 
des canonischen Rechts gewann endlich der erste Artikel des römischen 
Entwurfs, welcher der weltlichen Gewalt die Verpflichtung zur Erhaltung 
der katholischen apostolischen römischen Keligion in ihrem vollen und 



9) Ooncil. Tridont. sess. IV. dccrctum do editiono ot usu sacrorum librorum, 
Boss. XVTTL docrotum do librorum delectu, sess. XXV. docrctum de indioe 
librorum. Dio „Regeln des Index", unter welchen sich die zehnte auf die Ver- 
öffentlichung von Büchern durch den Druck bezieht, und dio Bulle Pius IV. 
Dominicac gregis cnstodiac vom 24. März 1564 sind u. a. abgedruckt in der Aus- 
gabo des Tridcntinums von Eichter und Schulte, canonos et decreta concilii 
Tridentini, Lipsiao 1853, pag. 609 -613. Vergleiche dazu Joseph Fcssler, das 
kirchliche Bücherverbot, Wien 1858, S. 58 — 71. Dass der römische Hof in der 
That die „Regeln des Index" in Bayern zur Geltung bringen wollte, ergibt sich 
aus dem Breve vom 19. November 1803 und dem römischen Concordatsentwurf 
vom Herbst 1816, Art. 13; Urkunden Nr. 5 und 17; vorgleiche damit Urkunden 
Nr. 44 und 45. 
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nglMthinUlffriiflTi Bestände auferlegte, eiue für die Rechte der 
nleren christlichen Bekenntnis» sehr bedenkliche Tragweite. 

Mit Einem Worte: der Entwurf enthielt das größtmögliche Mass 
ron Forderungen, das geringste Mass von Zugeständnissen des römischen 
uWbfl . Alle Beschwerden welche die Curie seit der landesherrlichen 
Verordnung vom 36. August 1801 gegen die bayerische Regierung 
erhoben hatte, waren in dem Entwürfe berücksichtigt und an Stelle 
der landesherrlichen Gesetzgebung in kirchlichen Dingen die ausschliess- 
lich' Herrschaft des canoniscben Hechtes gesetzt. 

Die bayerischen Bevollmächtigten erkannten sofort, dass dieser 
Entwurf nicht als Grundlage der Unterhandlungen dieneu könne. 
Sie beschlossen daher, wie sie dem Könige am 11. August berichteten, 
dem Eutwurf de3 Nuntius einen auf Grundlage der l'unetation und 
der erhaltenen Instructionen auszuarbeitenden Regierungsentwurf ent- 
gegenzustellen, unverzüglich aber dem Nuntius zu erklären, „dass 
alle von der Punctation abweichenden Bestimmungen in die orga- 
nischen Artikel verwiesen werden sollten'' 10 ). Die letztere Erklärung 
erfolgte in einer geschickt abgefassten Note vom 14. August 18( 
Der König, so war gesagt, wünsche auf das lebhafteste, die nach den 
grossen kirchlichen Veränderungen in Deutschland nothwendig ge- 
wordene Neugründung der bayerischen Kirche so rasch ;ils mögüi-h 
ollendet und zu dem Endo alle Discuss ionen vermieden zu sehen, 
eiche Verwickelungen und Verzögerungen veranlassen könnten, sei 
>er gerne bereit, Ober alle gegenwärtig nicht zu erledigenden Punkte 
iner Zeit die beruhigendsten Erläuterungen zu geben. War durch 
ese allgemeine Erklärung der Standpunkt der bayerischen Regierung 
sgenflber dem Standpunkt des römischen Hofes in eiuer wenn auch 
orsichtigen, so doch nicht iniHSzuverstehenden Weise bezeichnet, so 
riffen die Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des römischen 
oncordatsentwurf^, welche der bayerischen Note beigefugt waren, in 
ewandter Weise den Kern der curialisti sehen Aufstellungen an 11 ), 
i Stelle der Bestimmung . welche die Aufhebung des gesamraten 
«yerischen Kirchenstaats rechts und die Herstellung der unbeschränkten 
errschaft des canonischen Hechtes enthielt, wurde von den baye- 
schen Bevollmächtigten die Verfügung vorgeschlagen : „Das 
•genwärtige Concordat wird zum Staatsgesetz erhoben werden" ; 
ne Verfügung, durch welche das Recht der Staatsgewalt in doppelter 



in) li.-jj.-iclic I.V!'IiI».t;.-'; mi'l FniiiulwTjr's i ■ >ni 11. August 1806. 

M'ios hu jirojet de concordtt propow, Beilage zur Nnto Rechbsrg's 
do I- tieag*. vom 14. August 1806, 
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Beziehung gewahrt war. Einmal war durch den Wortlaut dieser 
Bestimmung die gesetzgebende Gewalt des Staates über alle durch 
das Concordat zu regelnden Verhältnisse ausdrücklich anerkannt; so- 
dann aber sollte kraft dieser Verfügung eine Aufhebung des bis- 
herigen Kirchenstaatsrechts nur soweit bewirkt werden, als die 
dem älteren Recht widerstreitenden Bestimmungen des jüngeren 
Staatsgesetzes reichten. Ebenso wurde dem ersten Artikel des Con- 
cordats von den bayerischen Bevollmächtigten eine Wendung ge- 
geben, durch deren Annahme der Nuntius beweisen konnte, dass 
seinem Vorschlage keine den Rechten der anderen Confessionen feind- 
lichen Absichten zu Grunde lagen. „Seine Majestät", so lautete der 
Vorschlag der bayerischen Bevollmächtigten, „wird fortfahren, die 
katholische Religion in ihrer Reinheit und in ihrem Glänze zu er- 
halten. Die freie Ausübung der anderen Gülte kann der katholischen 
Religion und ihrem Cultus keinen Eintrag thun u 12 ). Der Anspruch 
des römischen Hofes auf Herstellung der kirchlichen Immunität wurde 
von den bayerischen Bevollmächtigten zurückgewiesen, die weltliche 
Gerichtsbarkeit über den Clerus in weltlichen Angelegenheiten, das 
Recht des Staates auf Besteuerung des Kirchenguts, auch der Bestand 
der Amortisationsgesetzgebung aufrecht erhalten 13 ). Ebenso wurden 
die Kirchenhoheitsrechte ausdrücklich vorbehalten: das Placet für 
Verordnungen und Hirtenbriefe der Bischöfe, der Recurs gegen Dis- 
ciplinarerkenntnisse der Bischöfe, die Oberaufsicht des Königs über 
die Seminarien, die Mitwirkung der weltlichen Gewalt bei Eintheilung 
der Pfarreien und in Bestimmung der Zahl der zu ordinirenden 
Priester. Auf dem Nominationsrecht des Königs wurde in vollem 
Umfang bestanden, bezüglich des Patronatrechts der Ausgleichsvor- 
schlag in seiner ursprünglichen Fassung erneuert. Was endlich die 
Verhältnisse der Schulen und der Presse betraf, so begnügten sich 
die bayerischen Bevollmächtigten auf die bestehende Gesetzgebung 
zu verweisen. In gleichem Sinn, wie die Note an den Nuntius war 
der in deutscher Sprache abgefasste Concordatsentwurf ausgearbeitet, 
welchen die bayerischen Bevollmächtigten am 13. August der Regier- 
ung zur Genehmigung vorlegten 14 ). 

12) Sa niajesto continuera a conservor la roligion cathoüque dans sa purst« 
et sa splendour. I/oxercice libro dos autres eultos no pourra jamais porter atteinte 
ä la religion catholiquo ot a son eulto. 

13) Tuut t:o quo Tögliso Bavaroiso acquorcra, lui appartiondra conformement 
aux loix dopuis longtomps existantos. 

14) In diosom von Rechberg und Fraunborg gemeinschaftlich ausgearbeiteten 
Entwurf ist ausser der königlichen Oberaufsicht über die Priestersemin&rien und 



Der Nuntius beeilte sich , die Mittheilung der bayerischen Be- 
ollmächtigten schon nach vier Tagen durch eine Note zu beant- 
worten, in welcher er Dach seiner eigenen Erklärung „möglichst 
iberale Ideen" auszusprechen sich bemühte. Allerdings enthielt die 
Not* vom 18. August 1800 eisige Zugeständnisse bezüglich der Be- 
setzung der Kirchenämter, ohne jedoch -völlig zu den Bestimmungen 
der Punctation zurückzukehren. Dem Könige wurde unter der 
7 MMB» tniBg, dass er seinerseits zu thun bereit sei, „was dem hei- 
ligen Vater angenehm und der Kirche vorteilhaft sein könnte", ein 
apostolisches Indult für die Ernennung des Erzbischofa und der Bi- 
schöfe, jedoch ohne Ausdehnung auf die Regierungsnach folger, in 
Aussicht gestellt, ebenso die Einräumung des Präsentationsrechts für 
diejenigen Capitelsjiräljenden, welche in den nicht päpstlichen Monaten 
sieh erledigen würden, mit Ausnahme der dem Papste vorzubehal- 
tenden ersten Dignität in jeder Kirche; endlich wurde der Terna- 
vorschlag der Bischöfe auf diejenigen Pfarreien beschränkt, bezüglich 
deren das Patronatrecht den nicht mehr bestehenden kirchlichen Cor- 
porationen oder den vormaligen Fürstbischöfen in ihrer Eigenschaft 
als Landesherren zugestanden hatte, während über die freien Ver- 
leihungsrechte der Ordinarien und über die königlichen Patronat- 
rechte der Besitzstand des Jahres 1802 entscheiden sollte. Auch 
bezüglich der Diöcesan Verfassung Hess sich der Nuntius zur Auf- 
hebung der Exemtion von Paasau nach dem Tode des gegenwärtigen 
r'i i ntbiseboffi herbei , wogegen die Exemtionen von Bamberg und 

ient, um „den Cilanz un,d das Anaehen" des bayerischen Geras zu 
erhöhen, fortbestehen sollten l! >). Mit diesen Zugeständnissen waren 
aber die „liberalen Ideen 1 - des Nuntius erschöpft; in allen weaent- 

:hen Punkten hielt er die einmal erhobenen Ansprüche aufrecht, 



. Kochte gegon r'isi'iplinarvi>rfügnngei] der Bischöfe auch tili' r«ttt>d>&ta 
; ilor LawlcsgeMt» betüglich dw Pfr&n&enmgsbaiig nudrSAliafa vurho- 

1&> Die ArgiimontiLli'pii du. Nuntius in diesoin Punkt ist eigen thliiidieher Art; 
■ Gründe gelten, wenn sio überhaupt Gewiebt tttbeni fö* dfe Erlu)kug iUm 
Rjamtionan: Quant imx exemptions de Piisfiaii . Tratte et Bamberg, ob pria de 
I <l\ibserver ijue cos exemptions ne mmt ]ms attiirh-.'i.-s am persunnes, mala 
; sitgoe, que pur conscijuenw tin dmt iiiaüter ntiri quo cello» ']>■ tfauihen; ut 
<\r Trente sniunl (iinson ir-., ut IVm espi-re qiie -ta majostu, rellcdiiMuuit combio» 
CMldbatl» au l'ixtro ot :i ]a splondour du. clcrgc de lan ruyaiime, desirem 
rnümu quo r.\.jii|iliipii de cos lioii.i pieges anit eonservee, trtti<lin que le aiiinl. 
»'rngager« k Bobordonnei on qoalite do ral&agaiit h metm pol itain iie 
Xunii-b 1c nioge do Patssiiti apres la raort de l'eveque actuel. 
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mit der Erklärung, auch er wünsche die Erörterung über Grundsätze 
vermieden zu sehen, welche von allen Katholiken anerkannt seien. 
Dem entsprechend legte er gegen jede Erwähnung der Kirchenhoheits- 
rechte im Concordat entschiedenen Widerspruch ein, beharrte auf der 
Immunitat des Kirchenguts, auf der geistlichen Gerichtsbarkeit auch 
in weltlichen Angelegenheiten, nicht minder auf der Forderung einer 
kirchlichen Ueberwachung der Fresse und des Unterrichtswesens in 
allen seinen Abstufungen^), und verlangte endlich die Aufhebung 
des gesammten bayerischen Kirchenstaatsrechts und die Ersetzung 
desselben durch das Concordat. „Denn 11 , so erklärte er, „es ist allzu 
bekannt, dass in Bayern zu verschiedenen Zeiten zahlreiche Gesetze 
erlassen wurden, welche mit den Grundsätzen der katholischen apo- 
stolischen romischen Religion schwer zu vereinigen sind. Das Con- 
cordat soll diesem Zustande abhelfen"; „der vorgeschlagene Artikel 
ist das bequemste und natürlichste Mittel dazu". Von einer Erwäh- 
nung der Cultusfreiheit im Concordate wollte er nichts wissen; der 
erste Artikel, das Versprechen des Königs, die katholische apostolische 
römische Religion in ihrem vollen und ungeschmälerten Bestände 
aufrecht zu halten, sei gerade um desswillen „sehr nothwendig", 
weil der König durch die Gebietserweiterungen auch nichtkatholische 
Unterthanen erhalten habe. 

Lehrreicher aber als diese Note, welche in allen Funkten die 
curiälistischen Grundsätze aufrecht hielt , war eine Unterredung, 
welche die bayerischen Bevollmächtigten am Tage nach dem Empfang 
der Note, am 20. August, mit dem Nuntius hatten. Sie schöpften 
aus dieser Unterredung, wie sie dem Könige sofort berichteten, die 
Ueberzeugung , „dass der päpstliche Stuhl die Ausübung mancher 
Rechte, welche er nie in einer Uebereinkunft zugesteht, geschehen 

16) „Los loix contra les oerits*' — so erwiderte der Nuntius die Verweisung 
der bayerischen Bevollmächtigten auf die bestehende Gesetzgebung •- „qui attaquent 
la religion, la moralitc ou la reputation des particulicrs fönt Thounour ä l'ötat 
qui les portc et prouvent sa sagesse; cos loix qui existent dejä on Baviere et 
qn'on fera certainomont obsorver, no reeoivent qu'tuio nouvelle confirmation 
par Tarticlo propose qui par consequont ne doit souffrir aueune difficulte. 
Pour ce qui concerne l'enscignement . il no suffit pas quo loa ecoles 
primaires soiont sous la surveillance dos eures , que les profosscurs des 
seminaires soient catholiques; il est encoro indispensablement necessaire que 
les professeurs cn philosophie, theologie, droit canon et de Tecriture sainte dans 
les ecoles publiques lc soient aussi, et qu'on soit rassure a cot egard ; rien de plus 
convenable ä cela que Tarticle propose, et commc sa majesto aime sincerement 
la religion catholique apostolique Romaine, eile ne peut qu'approuver tout ce ^ 
qui contribue a la conservation de la purote de cette religion". 
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um] im man also von diesen Hechten bei den Unterhanrt- 
gen nicht sprechen dürfe. Bei zwei Punkten wurde uns diese 
eborzeugmig besonders aufgedrungen. "Wir bestrebten uns nämlich, 
■m päpstlichen Nuntius 7.11 beweisen, dass Kimr M;iji'4;il bei den 
in;irieu die oberste Aufsicht , sowie das Hecht zukomme, die 
,hl dev jährlich zu weihenden Priester zn bestimmen oder wenigstens 
verhindern, dass nicht zu viele geweiht werden. Er erklärte uns, 
8 er diese beiden Tunkte niemals, wenn auch desshalb kein Con- 
cordat geschlossen werden sollte, zugeben könne, und als wir ihm 
bemerkten, dass Eure Majestät diese Hechte tlieils schon ausgeübt 
MitliTi. llieils auch ferner ausüben worden, erwiderte er, duss man 
itiesfjs tlmu, aber nicht vorher sagen, und nicht verlangen soll, dass 
Papst seihst die Freiheit der Bischöfe beschränke" 17 ). 
Klarer kann das Verfahren des römischen Hofes nicht ge- 
ebnet werden, als es in diesen Worten von dem Nuntius de la 
feigS, dein späteren Papste Leo XU., geschehen ist: princtpiclle 
ufri'i'lilhaltung aller Ansprüche des ciirial istischen Systems beim 
Abschluss von Concordaten, um den Buchstaben des Vortrages für 
sich zu haben und je nach den Zeitverhältnissen auf dessen volle 
Durchführung dringen zu können, zur Beruhigung der weltlichen Ge- 
walten aber eine gleichzeitige mündliche Erklärung, dass man eine 
den Ansprüchen Roms und den Buchstaben der Verträge widerstrei- 
tende Gesetzgebung zwar nicht ausdrücklich billigen . wohl abor 
stillschweigend hinnehmen werde. Der Wink, welchen der Nuntius 
de la flenga den bayerischen Bevollmächtigten ertheilte, hat damals 
and hat eilf Jahre später über die Wondung der Unterhandlungen 
ichieden- 
Die bayerischen Bevollmächtigten richteten ihr ferneres Verfahren 
nach dem Käthe des Nuntius ein. Sie arbeiteten einen neuen Con- 
cordatsentwurf in französischer Sprache aus, in welchem von den 
Kirchen hoheitsrechten keine Erwähnung geschah. So unterblieb hei 
den Seminarien der bisher gemachte Vorbehalt der königlichen Ober- 
„weil sie vom Papste in einer Convention niemals zugegeben 
werden würde. Aber Eure Majestät" — so erklärten sie dem 
Könige — „haben dieses Recht immer ausgeübt und werden es 
immer ausüben. Das Concordat, welches ganz davon schweigt, stehet 
demselben nicht im Wege, und der Nuntius seihst sagte uns, dass 



und 
eatei 



17t Bericht iler bayeriscliei 
^neto) vom Jj, August 1606. 
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kein Widerspruch der Ausübung, aber ein ewiger der Behauptung 
des Rechtes entgegengesetzt werde' 1 . Unerlässliches Correlat zu der 
Nichterwähnung der Kirchenhoheitsrechte war jedoch die Bestimmung, 
dass mit der Erhebung des Concordats zum Staatsgesetze lediglich 
die demselben widerstreitende ältere Gesetzgebung, nicht das gesammte 
geltende Kirchenstaatsrecht ausser Kraft treten solle. Bezüglich der 
Fatronatrechte schwankten die bayerischen Bevollmächtigten zwischen 
einer Bestimmung, welche die Fatronatrechte der säcularisirten kirch- 
lichen Institute und der vormaligen Fürstbischöfe auf den König 
übertrug und einem neuerlichen Vorschlag des Nuntius, wonach 
die Verständigung über die bestrittenen Patronatrechte späteren 
Unterhandlungen zwischen der Regierung und den Bischöfen vorbe- 
halten bleiben sollte. Einem Wunsche zu Folge, welchen der 
Nuntius wegen seiner Unterhandlungen „mit andern, besonders prote- 
stantischen Mächten' 4 aussprach, wurden die Bestimmungen über das 
Nominationsrecht des Königs für den Metropolitanstuhl und die 
bischöflichen Sitze sowie über die Dotationen aus dem Concordats- 
instrument in besondere Artikel verwiesen iß). 

Der Bevollmächtigte von Fraunberg begab sich mit diesem Ent- 
würfe am 22. August nach München, um über den bisherigen Gang 
der Unterhandlungen zu berichten und die Entschliessung des Königs 
einzuholen. Nach vierzehntägiger Abwesenheit, am 4. September, 
traf derselbe wieder in Regensburg ein mit einem Concordatsentwurf 
von der Hand des Ministers von Montgelas und mit der Weisung, 
wenn der Nuntius diesen Entwurf nicht unverändert annehmen würde, die 
Unterhandlungen abzubrechen 19 ). Der neue auf Grund der Punctation 
und mit Rücksicht auf die bisherigen Unterhandlungen ausgearbeitete 
Entwurf^) wahrte in gewandter Weise die Souveränetät des Königs, 
ohne die Kirchenhoheitsrechte zu erwähnen. Durch Aufnahme der 
Bestimmung, dass der abzuschliessende Vertrag als ein Grundgesetz 
des Staates verkündet werden solle, war das volle Gesetzgebungs- 
recht des Staates über alle kirchlichen Angelegenheiten, auch über 
die in dem Vertrage geregelten, anerkannt. Von einer Gesetzgebung 



18) Bericht der bayerischen BcvoUmächtigtcn aus Regensburg (in deutscher 
Sprache) vom 21. August 1806. 

19) Instruction für Rechhcrg und Fraunberg vom 2. September 1806. Die 
Uobcrsendung des Entwurfs an den Nuntius mit erläuternder Note geschah am 
5. September 1806. 

20) Mitgetheilt in den Urkunden Nr. 10. 
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ler Kirche neben der Gesetzgebung des Staates war in dem Entwurf 
nk'lit <lie Hede. Die Ausübung der kirchlichen Disciplin durch die 
Bischöfe sollte „unter Beobachtung der Gesetze des Königreichs" 
freigegeben, die geistliche Gerichtsbarkeit auf diejenigen Sachen be- 
scliräukt sein, „welche nach ihrer Natur geistlich und kirchlich sind" 
— Bestimmungen, welche mit der bisherigen bayerischen Gesetz- 
gebung iibere inkamen. Das NominaÜonsiecht der Krone für den 
Metro politanstuhl, die bischöflichen Sitze, die DignitiUe», Präbenden, 
Vicariate in sämmtlichen Capiteln war in einem „besonderen Artikel" 
aufrecht erhalten, jedoch nach dem Vorschlag des Nuntius die Ver- 
leihung dieses Rechts durch ein vom Pauste zu ertli eilendes Indult 
angenommen. Die schwierige Streitfrage bezüglich der Patronatrecbte 
wurde durch Verweisung auf das „geltende Recht oder die bestehende 
Gewohnheit" umgangen, vorbehaltlich des Rückgriffs auf den ursprüng- 
lichen Ausglekhsvorschlag der Regierung. Dem ersten Artikel end- 
lich, welchen der Nuntius selbst in einer Unterredung mit Recliberg 
am 22. August als eine blogsc „Formalität" bezeichnet hatte, auf 
welchem er aber gleichwohl unerschütterlich bestand 21 ), war eine für 
i Rechtsbestand der übrigen (Konfessionen und die Kirchen höh eits- 
:hte un verfängliche Wendung gegeben. „Die katholische, aposto- 
:he, römische Religion wird in ihrer Reinheit erhalten bleiben". 
So war nach dem Rathe, welchen der Nuntius ertheilt hatte, von 
n Oberaufsichterechte des Königs, von dem Placet, dem Recurs 
dem Entwurf keine Rede und doch in allen Beziehungen gegen- 
er den Ansprüchen der Curie das System der Regierung behauptet. 
Auf der Unterdrückung der Exemtionen wurde unverändert bestanden, 
£en des Bisthums Chor dagegen eine besondere Uebereinkunft vor- 
alten. 
Der Nuntius gerietu, wie die bayerischen Bevollmächtigten dem 
iönige berichteten, durch die ot'ticielle Mitth eilung dieses Entwurfs 
grosse Verlegenheit. Erfüllt von dem Wunsche zu einem Ab- 
luss zu kommen und gebunden durch seine Instructionen, zögerte 
mit Ertbeilung einer Antwort, von welcher er nach Lage der 
Sache den Abbruch der Unterhandlungen befürchtete. Wenn der 
itwurf, so äusserte er wiederholt in vertraulichen Unterredungen, 
r in etwas dem italienischen Concordat gleich gefaast werden 
tonnte, so würde er seine Instructionen unbedenklich überschreiten 
und selbst in Rom die Notwendigkeit eiues raschen Abschlusses 



31) D«pMcfae Rttbberg'i vom 23. Augnat 1SOC. 
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vorstellen ; aber die Artikel über die Besetzung der Pfarreien und 
über die geistliche Gerichtsbarkeit liessen einen so grossen Spielraum, 
dass er dieselben nicht verantworten könne 22 ). Von München aus 
wurde den Bevollmächtigten neuerdings „Festigkeit" empfohlen, die 
„unentbehrliche Eigenschaft, wenn man mit den Römern zu unter- 
handeln hat". Auf die Wünsche des Nuntius liess man sich nicht 
ein. Die kirchlichen Verhältnisse Italiens seien von jeher allzu ver- 
schieden von den bayerischen gewesen, als dass man das italienische 
Concordat zum Vorbild des bayerischen nehmen könne. Durch 
Nachgiebigkeit bezüglich der Patronatrechte würde der König auf- 
geben, was er bisher ohne jede Schwierigkeit ausgeübt habe. Lieber 
als einen Verzicht auf Principien wollte man einen Abbruch der 
Unterhandlungen 23 J. 

Aber die Bevollmächtigten in Regensburg waren in der Zwischen- 
zeit mit eigentümlichen Besorgnissen erfüllt worden. Sie befürch- 
teten von dem Abbruch der Unterhandlungen politische Nachtheile 
für die Selbständigkeit des jungen Königreichs. Veranlasst wurden 
diese Besorgnisse durch einen Zwischenfall, welcher nicht undeutlich 
erkennen liess,. dass von Paris aus die Gründung eines deutschen 
Patriarchats erstrebt werde. Wenige Tage nachdem der Nuntius den 
Entwurf der bayerischen Regierung erhalten hatte, empfing er durch 
den geistlichen Rath Haas eine Mittheilung des Fürsten Primas: 
der Fürst Primas könne nach einer Verabredung mit seinem Coad- 
jutor, dem Cardinal Fesch, auf die Metropolitan gerichtsbarkeit über 
Bayern nur unter ausdrücklichem Vorbehalt aller mit der Primaten- 
würde verbundenen Rechte verzichten. Der Nuntius entgegnete: die 
Primatenwürde werde nach dem canonischen Recht vom Papste, nicht 
durch die Verträge weltlicher Mächte verliehen und setze den Bestand 
eines Reiches, wie ehedem in Polen, in Portugal, in Spanien, voraus; 
er vermöge nicht einzusehen, wie in dem souveränen Königreich 
Bayern ein fremder Fürst so bedeutungsvolle Rechte ausüben, die 
Bischöfe des Landes zu Synoden einberufen wolle, es müsste denn 
das Königreich Bayern für die Zukunft zum Bestandteil eines neuen 
Reiches bestimmt sein, welches er noch nicht kenne; — Bemerkungen, 
welche der Bevollmächtigte des Fürsten Primas lediglich mit einer 
wiederholten Berufung auf die Erklärung des Cardinais Fesch er- 



22) Depesche der bayerischen Bevollmächtigten aus Regensburg vom 11. 
September 1806. 

23) Königliche Depesche an Uechberg und Fraunberg vom 14. September 
1806. 
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widerte. Aus diesem Vorfall schöpften die bayerischen Bevollmäch- 
tigen die lebhafte Besorgniss, das Misslingen der bayerischen Con- 
cordatsunterhandlungen werde den Fürsten Primas in die Lage ver- 
setzen, in Paris seine Ideen von kirchlicher Einheit und allgemeiner 
Oberherrlichkeit zur Geltung zu bringen, eine Oberherrlichkeit, welche 
mit dem Anschluss an die gallkanisehe Kirche endigen würde 2 *). 

In München tlieilte man diese Besorgnisse keineswegs. Man glaubte 
in dem vierten Artikel der Rheinbundsacte , wonach die Primaten- 
wörde der Souveränität der ltheinbundsfürstcii keinen Eintrag thuu 
sollte, ein ausreichendes Mittel zum Schutze der bayerischen Selb- 
löadigkert zu besitzen. Man fand, dass die Bestrebungen Däberg'B 
und seines Coailjutors weit eher den päpstlichen Stuhl zur Nach- 
giebigkeit und zur raschen Verständigung mit den deutschen Hufen 
veranlassen sollten. 95 ). Die Bevollmäclitigten in Regenshurg hielten 
jedoch die Lage für ernst genug, um in wiederholten Untern' du Bgen 
den Nuntius zu einem AbschhiBs zu drangen. Mieser aber schlug, 
je eifriger die Bern ii Innigen der bayerischen Unterhändler wurden, 
einen um so zuversichtlicheren Ton an, schützte den Buchstaben seiner 
Instructionen vor, kam auf alle Beschwerden zurück, welche seit 
inet Reihe tob Jahren von dem päpstlichen Stuhl gegen die baye- 
rische Regierung erhoben worden waren, und traf Anstalten, um 
Regensburg zu verlassen und nach Stuttgart abzugehen. Der Papst, 
so äusserte er , könne seinem Untergang entgegen gehen ; er werde 
aber niemals eine Anerkennung von Principien unterzeichnen, welche 
die Grundlagen des Lehrgebäudes untergraben würden. Der Papst, 
so gab er weiter zu verstehen, sei oft in dem Fall, etwas geschehen 
n lassen; er sei gegenwärtig noch in diesem Fall; man könne ihn 
aber nicht dazu bringen, die Grundsätze, nach »eichen die Regier- 
ungen ihr Verfahren einrichteten, mit seiner eigenen Sanction zu ver- 
sehen. Endlich, nachdem die bayerischen Bevollmächtigten alle Be- 
mühungen aufgeboten hatten, um den Nuntius von der Abreise abzu- 
halten und den Abbruch der Unterhandlungen zu verhüten, liess sich 
derselbe am 20. September herbei, auf nicht offiziellem Wege einen 
Gegeuentwurf mitzntheilen-' 1 ) und gab damit den Unterhandlungeu 



24) DBJHwIie .icr l>;iypriM-l|.'H H,-\ ..IlllKit 1 iti^l-ll inj- ! 



25) Kuiii gliche Jk.pesdie .111 ftechbexg initl Frauuborjj mg 14. September 
1806. 

20) Depesche der bayeriwcbeii BevollmlobtigtM tarn Bl. BtlMaAa 1Ö06. 
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eine Wendung, welche nicht nur im damaligen Zeitpunkt, sondern 
auch für den späteren Abschluss des Concordats entscheidend ge- 
worden ist. 

Der Gegenentwurf des Nuntius, in lateinischer Sprache 27 ), ent- 
hielt bereits die Grundzüge des später abgeschlossenen Concordats, 
wie er denn auch in der Fassung zum grossen Theile wörtlich mit 
demselben übereinstimmt. In einzelnen Funkten war sogar den An- 
sprüchen des curialistischen Systems ein bescheidenerer Ausdruck als 
in dem später abgeschlossenen Goncordate verliehen. Zum ersten 
Mal war in diesem Entwurf von Seite des römischen Hofes die bis- 
her aufgestellte Forderung aufgegeben, dass durch das abzuschliessende 
Concordat das gesammte bayerische Kirchenstaatsrecht ausser Kraft 
treten solle, und die Aufhebung, dem Vorschlag der Regierung ent- 
sprechend, auf die widerstreitenden älteren Gesetze beschränkt. Alles 
kam demnach darauf an, in wie weit die älteren Bestimmungen der 
bayerischen Gesetzgebung mit den Bestimmungen des Concordats zu 
vereinbaren seien. 

Auf diesen Punkt richtete sich das Augenmerk der bayerischen 
Bevollmächtigten in den Unterhandlungen, in welche sie über den 
Gegenentwurf des Nuntius eintraten, allerdings unter der ausdrück- 
lichen Verwahrung, dass ihre Vollmachten erschöpft seien und dass 
sie eine Erörterung des Gegenentwurfs sich nur in der Hoffnung er- 
lauben könnten, durch eine Anzahl von Umgestaltungen denselben 
dem Kegierungsentwurf nahe zu bringen. „Wir haben uns 14 , so be- 
richteten sie über diese Unterhandlungen dem Könige, „vorzugsweise 
bestrebt, einen möglichst grossen Spielraum zu gewinnen, um die 
Krone in den Stand zu setzen, durch organisch^ Gesetze den so redi- 
girten Artikeln eine ihren Principien und ihren Interessen ent- 
sprechende Erläuterung zu geben. Wir glauben, dass es wenige Ar- 
tikel geben wird, welche nicht verschiedener Auslegung fähig sind 
und auf welche nicht die organischen Gesetze zurückkommen können, 
um die wesentlichste Prärogative der Krone, die Jurisdiction zu retten. 
Auch haben wir bei dieser Gelegenheit die Gewissheit erlangt, dass 
es dem römischen Hofe genügt, zur Bewahrung seiner Rechte und 
zur Beruhigung der Gewissen seiner übrigen Gläubigen diesen oder 
jenen Gegenstand in den Vertrag aufgenommen zu sehen, ohne dass 
ihm viel an seiner Durchführung liegt 4 ' 28 ). 

27) Mit£t»theilt in den Urkunden Nr. 11. 

28) Nous nous sommcs partieulierement appliques dans cette discnssion » 
gagner autant de latjtude que possible, ahn de mettre votre majeste a m£me de 
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Dem entsprechend bemerkten die bayerischen Bevollmächtigten 
beispielsweise zu dem Artikel 5 des neuen Entwurfs, welcher ebenso 
wie der Artikel 5 des später abgeschlossenen Goncordates den 
Bischöfen bezüglich der Seminarien „Einrichtung, Unterricht, Leitung 
und Verwaltung' 4 zugestand : „Dieses Zugesfändniss schliesst in keiner 
Weise das Recht der Oberaufsicht und einer besonderen Ueberwach- 
ung aus, welches durch die organischen Gesetze vorzubehalten sein 
wird" 29 ). Ebenso erläuterten sie die Bestimmung in Artikel 6, 
welche den Bischöfen in Gegenständen des Oberhirtenamts den Ver- 
kehr mit Clerus und Volk verbürgte, mit den Worten: „Man hat in 
diesem Artikel nicht von dem placetum regium gesprochen; dieser 
Punkt wird überall als selbstverständlich betrachtet ; der römische Hof 
erkennt dieses Recht des Souveräns nicht an, aber er legt demselbeu 
ebensowenig ein Hinderniss in den Weg. Die Bischöfe können dem- 
nach keine Verordnung an ihre Gläubigen erlassen, ohne dieselbe 
vorher der königlichen Genehmigung zu unterbreiten 44 3°). Und wenn 
eine andere Bestimmung ebendesselben Artikels 6 den Bischöfen 
die Gerichtsbarkeit in allen Sachen einräumte, welche entweder nach 
ihrer Natur oder mit Rücksicht auf die Personen zu dem geistlichen 
Gebiete gehören, so bemerkte der Bericht: „Es wäre unzweifelhaft 
vorteilhafter, wenn dieser Artikel nicht bestände; da aber dieses nicht 
durchzusetzen war, so wird ein anderes Mittel angewendet werden können, 
um die Strenge des Buchstabens zu mildern, da das Zugeständniss 
den Kirchenhoheitsrechten keinen Eintrag thun kann; es wird näm- 
lich den organischen Gesetzen vorbehalten bleiben zu bestimmen, 
welche Gegenstände nach ihrer Natur oder mit Rücksicht auf die 

]M»uvoir donner par le moyen de loix •organiques ä des artieles rediges dans cet 
esprit les eiplications qu'cllo jugera confornios a ses principes et ä ses interets. . . 
Nons osons croire qu'il est peu d'articles qui ne pretcnt ä de« interpretations 
«lifferentes et sur les quellen los loix organiques ne puissent pas revenir en sauvant 
la prärogative la plus essentielle de la couroune, la Jurisdiction. . . . Nous avons 
acqui* ä cette occasion la certitude qu'il suffit a la cour de Korne d'avoir traitc 
jHnir Tacquis de ses droits et des conscienees timorees de ses autres fideles tel 
«Mi autre objet sans qu'il lui importe beaucoup de le voir execute. Depesche der 
bayerischen BevoUmächtigten vom 21. September 1806. 

29) Cette concession n'excluo d'aucuiie maniere le droit de haute inspection 
et d'une surveillance particuliere qui sera a reserver par les loix organiques. 

30) On n'a pas parle ici du placetum regium ; ce point est entendu partout ; 
la cour de Kome ne reconnoit pas ce droit de souverain, mais eile ne rempcche 
pas noti plus. Les eveques ne sauroient donc faire une ordonnance a leur 
ovailles sans la soumettre prealablement a la sanction royale. 

Sicherer, Staat und Kirche. 9 



13Ö törlantorung und Umgestaltung des Entwurfs. 

Personen zu den geistlichen Sachen und somit vor die geistlichen 
Gerichte gehören 4 *. In dem eilften Artikel, welcher von dem Kirchen- 
gut handelte, gelang es, die Bestimmung über die kirchliche Immu- 
nität und über das bischöfliche Verwaltungsrecht des Stiftungsver- 
mögens zu beseitigen, dagegen eine Clausel einzufügen, welche die 
neuen Erwerbungen der Kirche dem gleichen Bechte wie die älteren 
unterwarf. Damit, so erläuterten die bayerischen Bevollmächtigten 
diesen in den achten Artikel des Concordats fibergegangenen Zusatz, 
sei fflr die neuen Erwerbungen der Kirche der Fortbestand der bis- 
herigen Gesetzgebung, somit auch der Amortisationsgesetze, und 
die verbindende Kraft der späteren Landesgesetzgebung ausge- 
sprochen 31 ). Ebenso wurde dem zwölften Artikel, welcher nach dem 
Entwürfe des Nuntius der Kirche den Schutz des weltlichen Arms 
gegen Angriffe jedweder Art zusicherte, von den bayerischen Bevoll- 
mächtigten eine Fassung gegeben, durch welche eine Beeinträchtigung 
der Pressfreiheit und der Kirchenhoheitsrechte ausgeschlossen werden 
sollte. In dem dreizehnten Artikel, welcher ebenso wie der sech- 
zehnte Artikel des später abgeschlossenen Concordats bezüglich aller 
im Vertrage nicht geregelten kirchlichen Gegenstände auf die kirch- 
liche Gesetzgebung verwies, erblickten die bayerischen Bevollmäch- 
tigten keine Gefahr, da ja die kirchlichen Gesetze nur durch die 
Verfügung der weltlichen Gewalt verbindliche Kraft erhalten könnten. 
Dagegen hielten sie es nicht für zulässig, in dem ersten Artikel, wie 
der Nuntius wollte, der katholischen apostolischen römischen Religion 
die Erhaltung mit allen ihren Rechten zuzusichern, und setzten da- 
für „mit den ihr innewohnenden Rechten* 4 , weil man in diesem Aus- 
druck keine Ausschliessung der übrigen christlichen Bekenntnisse 
finden könne. 

In München war man mit dieser Wendung der Unterhandlungen 
nicht eben zufrieden. „Ich gestehe 44 , so antwortete der König am 
10. October 1806 auf den Bericht seiner Bevollmächtigten, „dass nach 
den zahllosen Schwierigkeiten , welche der Nuntius der Ordnung der 
kirchlichen Verhältnisse in Bayern entgegenstellt, nach der unerhörten 
Art, mit welcher er auf veralteten, dem Geiste des Jahrhunderts und 
der Lage der Dinge durchaus widerstreitenden Ansprüchen beharrt, 
ich zu dem Glauben veranlasst bin, dass der römische Hof sich nicht 

81) Comnip il n'existe point de loix im Baviore qui defonde los foiidations pour 
des cauHog pinnses , il s'agissoit de porter l'attiMition a ce quo eea acta* fiifwmt 
Koumis ('(iinnio les aneiens aux loix deja oxistantos et a la legislation future. A 
e»*t «'fl'i.t oii a fait insorer la phrase; „eudemque ac veterea jure". 
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um meine Freundschaft bekümmert und im Grunde keine Lust hat, 
zu einem Abschluss zu kommen, sondern nur das eine Ziel verfolgt, 
Zeit zu gewinnen, die Stimmungen der verschiedenen Höfe zu er- 
forschen, die Zugeständnisse des einen bei dem anderen geltend zu 
machen und sich auch auf diesem Wege vorteilhaftere Bedingungen 
zu verschaffen. Um mir jedoch gar keinen Vorwurf in einer Ange- 
legenheit machen zu müssen, welche das Gewissen einer grossen Zahl 
meiner Unterthanen betrifft , habe« ich noch einmal den eingesendeten 
Entwurf einer Prüfung unterziehen lassen und übersende euch hiemit 
das Ergebniss dieser Arbeit. Es ist mein entschiedenes Ultimatum 
und wenn dasselbe nicht angenommen wird, so befehle ich euch zum 
letzten Male, auf keine weiteren Erörterungen einzugehen, sondern zu 
erklären, dass euere Vollmachten durchaus erschöpft sind, und der 
Abreise des Nuntius nach Stuttgart kein Hinderniss mehr entgegen- 
zustellen 44 . „Es .wird lediglich von dem Nuntius abhängen, abzuschliessen, 
sich weitere Vollmachten zu erbitten oder nach Stuttgart abzureisen; 
er wird nirgends ein grösseres Entgegenkommen finden als bei mir u . 
Der Concordatsentwurf, welchen die bayerischen Bevollmächtigten 
dem Befehle des Königs gemäss als Ultimatum dem Nuntius mit- 
theilten, stimmte bis auf einige wenige Punkte wörtlich mit demjenigen 
überein, welcher in den vorausgehenden Conferenzen mit dem Nuntius 
vereinbart worden war. Die nach den Vorschlägen von Zentner's 
vorgenommenen Aenderungen waren zum grossen Theile nicht von 
eingreifender Art 32 ). In dem ersten Artikel war der katholischen 
Religion die ungeschmälerte Erhaltung nicht „mit allen ihren Bechten", 
wie der Nuntius gewollt hatte, sondern nur „mit ihren Bechten 44 zu- 
gesichert; in dem eilften Artikel war durch die Fassung: „was die 
Kirche gesetzmässig (legalitcr) neu erwirbt, soll ihr Eigenthum sein* 4 
ein deutlicherer Hinweis auf die Amortisationsgesetze aufgenommen. 
In den besonderen Artikeln war die Verleihung des Nominations- 
rechts zu dem Metropolitanstuhl und den bischöflichen Sitzen ausdrück- 
lich „für die Erben und Nachfolger 44 des Königs verlangt und die 
Unterdrückung der Exemtionen von Bamberg, Passau und Trient nach 
dem Tode der gegenwärtigen Bischöfe ausgesprochen, um „diesem 
schreienden Missbrauch der Exemtionen 44 , wie es in der Instruction 
für die bayerischen Bevollmächtigten vom 10. October hiess, zu steuern 
und „die Beinheit der Disciplin 44 wiederherzustellen. Von grösserer 
Wichtigkeit war es, dass der König ausdrücklich die Uebernahme der 

32) Vergleiche in den Urkunden die Noten zu Nr. 11. 

9* 
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Verpflichtung ablehnte, durch königliche Verordnung die kirchliche 
Ehegerichtsbarkeit in dem ganzen Gebiete des Königreichs herzustellen, 
vielmehr dem alternativen Vorschlag des Nuntius gemäss mit einer 
Verweisung auf die bestehende Gesetzgebung sich begnügte. Der 
König, so erklärten die bayerischen Bevollmächtigten in der den 
Entwurf begleitenden Note vom 13. October, könne eine Bestimmung 
über diesen Gegenstand um so weniger aufnehmen lassen, als die 
Gesetzgebung in dem seit dreissig Jahren bestehenden Zustande keine 
Aenderung vorgenommen habe. Bezüglich der Verlöbnisse habe man 
in allen Provinzen des Königreichs lediglich die bestehenden Uebungen 
befolgt; Nichtigkeits- und Scheidungsklagen würden in den bayerischen 
Provinzen und in den katholischen Gebietstheilen in Franken und 
Schwaben ohnehin von den geistlichen Gerichten verhandelt; wenn 
aber in den vormals österreichischen Provinzen die weltliche Macht 
einen grösseren Wirkungskreis habe, so fühle sich der König zu einer 
Aenderung um so weniger veranlasst, als andere Souveräne weit aus- 
gedehntere Hechte in diesem Punkte besässen. Was endlich die 
gemischten Ehen betreffe, so habe man niemals daran gedacht, die 
Pfarrer zur Einsegnung derselben zu zwingen. Mit diesem Entwurf, 
so wurde schliesslich ausgesprochen, sei das äusserste Mass von Zuge- 
ständnissen erschöpft und nur unter der Bedingung habe man sich zur 
Mittheilung desselben entschlossen, dass bezüglich der Verleihung der 
Dignitäten und Canonicate, sowie bezüglich der Besetzung der Pfarreien 
die Wünsche der Regierung, sei es nach der Punctation oder nach 
dem Regierungsentwurf vom 5. September, erfüllt würden. 

In neuen Conferenzen über den neuen Entwurf erzielten die 
bayerischen Bevollmächtigten eine Verständigung mit dem Nuntius 
bis auf einige wenige, allerdings sehr wichtige Punkte 33 ). Der eine 
betraf die geistliche Gerichtsbarkeit. Der Nuntius beharrte auf seinem 
Verlangen, dass die geistliche Gerichtsbarkeit in allen Angelegenheiten 
zugelassen werden solle , welche entweder nach ihrer Natur oder mit 
Rücksicht auf die Personen kirchliche Angelegenheiten seien. Die 
bayerischen Bevollmächtigten gestanden endlich, da an diesem 
Punkt die ganze Unterhandlung zu scheitern drohte, das Verlangen 
des Nuntius zu, mit der bevorstehenden organischen Gesetzgebung 
sich tröstend und die königliche Genehmigung ausdrücklich vorbe- 
haltend. Der andere Punkt betraf die Besetzung der Pfarreien. Die 



33) Depesehe iler bayerischen Novollmäehtitften aus liogpnfiburjr vom 1". 
October 1806. 
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Bevollmächtigten der Regierung blieben bei ihren alternativen Vor- 
schlägen stehen: Tema der Bischöfe oder Umgehung der Streitfrage; 
der Nuntius beharrte bei dem seinen: Besitzstand des Jahres 1802. 
jedoch Uebertragung der Patronatrechte der aufgelösten kirchlichen 
Institute an den König.. Dagegen war er bereit das Nominationsrecht 
für die Dignitäten und Fräbenden zuzugestehen. Der dritte Punkt 
endlich betraf die Exemtionen der Bisthümer. Der Nuntius gestand die 
Aufhebung der Exemtionen von Trient und Passau nach dem Tode der 
gegenwärtigen Bischöfe zu, wollte aber die Fortdauer der Exemtion 
von Bamberg künftigen Unterhandlungen vorbehalten wissen. Da die 
bayerischen Bevollmächtigten in diesen Punkten keine weitere Nach- 
giebigkeit wagten, so verliessen sie Regensburg, um in München die 
letzten Entschliessungen des Königs einzuholen. Von dort aus setzten 
sie den Nuntius am 22. October in Kenntniss, dass der König be- 
züglich Bamberg's dem Wunsche des Nuntius willfahren wolle, bezüglich 
der Pfründe Vergebung das Verleihungsrecht der Bischöfe für alle 
Pfarreien anerkenne , welche nicht dem königlichen Patronat unter- 
liegen , bezüglich der geistlichen Gerichtsbarkeit aber die Fassung 
wünsche: „die Sachen welche entweder nach ihrem Wesen kirchliche 
sind oder wegen ihrer unmittelbaren Verbindung mit den geistlichen 
Dingen vor die kirchlichen Gerichte gehörten". Der Nuntius erwiderte 
am 25. October von Regensburg aus, indem er bezüglich der Gerichts- 
barkeit dem römischen Hofe die Wahl zwischen beiden Fassungen 
vorbehielt, dass er nach seinen Instructionen gezwungen sei, den 
Entwurf durch einen Kurier nach Rom zu senden 34 ). 

In Rom wurde der Entwurf der Cardinalcongregation vorgelegt, 
welche im letztverflossenen Jahre für die kirchlichen Angelegenheiten 
Deutschland *s eingesetzt worden war und nach der Entlassung Con- 
salvi's und der Abreise de la Genga's aus den Cardinälen Antonelli, 
di Pietro, Pacca, Litta und dem neuen Cardinalstaatssecretär Casoni 
bestand. Der bayerische Gesandte, von dem Willen des Königs unter- 
richtet, auf den vereinbarten Grundlagen abzuschliessen , wandte sich 
an die Mitglieder der Congregation, an den neuen Cardinalstaatssecretär 
Casoni, endlich an den Papst selbst, ohne jedoch etwas anderes zu 
erfahren, als dass noch zahlreiche Schwierigkeiten bestünden 35 ). Erfüllt 

34) Die letzton UnterhancUungen sind dargesteUt in einem Bericht der Bevoll- 
mächtigten an den König aus München vom 1. November 1806. 

35) Depeschen Häffelin's aus Rom vom 14. November und 11. Dezember 1806, 
königliche Depesche an Häfl'elin vom 17. November 1806. Der Kurier de la 
Genga'a kam, wie Hüffelin in seiner Depesche vom 7. November berichtet, bereits 
am 5. desselben Monats in Kom an. 
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von dem Wunsche, das Concordat in Rom zum Abschluss zu bringen, 
erklärte er dem Cardinalstaatssecretär in einer offici eilen Note vom 
11. December 1806: der König wünsche auf das lebhafteste, die 
Unterhändlungen zur Zufriedenheit der beiden Höfe beendigt zu sehen, 
und er, der Gesandte, würde sich glücklich schätzen, auf Grund der 
erhaltenen Vollmachten zur Hebung der noch bestehenden Schwierig- 
keiten beitragen zu können. Aber mit grosser Höflichkeit wurde schon 
fünf Tage später unter reichem Lob für die Gesinnungen des Königs 
das Anerbieten des bayerischen Gesandten abgelehnt und die Fort- 
setzung der Unterhandlungen in Regensburg in Aussicht gestellt. Im 
Januar 1807 berichtete Häffelin an seinen Hof: der Papst sei eine 
Zeit lang entschlossen gewesen, das Concordat mit Bayern abzuschliessen, 
sei aber umgestimmt worden. „Die römischen Staatsmänner erwarten 
alles von der Zeit und von den Ereignissen und ihr grosses Princip 
ist gegenwärtig, dass man vor Herstellung des allgemeinen Friedens 
nichts abscbliessen dürfe". Täglich gebe es noch Aenderungen im 
Territorialbestand der deutschen Staaten; weder die kirchliche noch 
die politische Gebietseintheilung könne vor dem allgemeinen Frieden 
auf sicheren Grundlagen hergestellt werden ; so erklärte der Papst 
selbst dem bayerischen Gesandten 36). Alles, so schrieb Häffelin eine 
Woche später, indem er die Rückkehr des von de la Genga gesandten 
Kuriers nach Deutschland anzeigte, hänge von den Ereignissen im 
Norden ab; so lange nicht eine zweite Schlacht von Austerlitz oder 
von Jena über das Schicksal Europa's entschieden habe, hoffen die 
Italiener immer noch auf eine günstige Wendung. Bis dahin werde 
man nichts thun, als ausweichen , unterhandeln und die Sache in die 
Länge ziehen 37). 

Der Concordatsentwurf , welcher im Februar 1 807 von Rom ans nach 
München gelangte 38), entsprach vollständig den Erwartungen, welche 
in den letzten Berichten des bayerischen Gesandten ausgesprochen 
waren. Allerdings erklärte der Nuntius de la Genga in der officiellen 
Note vom 6. Februar 1807, mit welcher er den römischen Entwurf 
von Augsburg aus an den bayerischen Bevollmächtigten von Fraunberg 
einsandte: der heilige Vater habe an dem letzten Entwurf der 
bayerischen Regierung lediglich kleine Aenderungen vornehmen lassen, 
welche nur das grössere Wohl der katholischen, apostolischen, römischen 
Religion bezweckten und darum von dem Könige zweifellos ange- 



36) Depesche Häffelin's vom 9. Januar 1807. 

37) Depesche HäffehVs vom 17. Januar 1817. 

38) Mitgotheüt in don Urkunden Nr. 13. 
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oommen werden würden. Fraunberg aber, welcher nach Rechberg's 
Abgang auf den Gesandtschaftsposten in Wien die Unterhandlung allein 
führte , konnte sich nicht enthalten , dem Auditor Grafen von Troni, 
der ihm Note und Entwurf am 8. Februar persönlich in Mönchen 
überbrachte, seine „Verwunderung" auszusprechen, „dass der neue 
Concordatsplan in mehreren und besonders in den wichtigsten Funkten 
auf eine Art abgeändert sei, welche zur Vermuthung berechtige, dass 
man in Rom kein Concordat zu schliessen gedenke 44 . Graf Troni gab 
auf diese Bemerkung zu verstehen, „dass selbst der Nuntius in vieler 
Hinsicht mit dem von Born geschickten Plane nicht zufrieden sei 44 , dass 
man aber in Born auf eine Nachgiebigkeit des Königs zu rechnen 
scheine, da der bayerische Gesandte in einer im December übergebenen 
Note erklärt habe, dass er mittelst der Vollmachten, welche er erhalten 
habe, alle Hindernisse heben zu können hoffe, die sich der Ab- 
Schliessung des Concordats entgegensetzen könnten 39 ). 

Verglich man den römischen mit dem in Kegensburg vereinbarten 
Entwurf, so ergab sich zunächst der äussere Unterschied, dass der 
römische Hof die Trennung des Vertragsinhalts in ein öffentliches 
Instrument und besondere Artikel, welche von der bayerischen Re- 
gierung auf den ausdrücklichen Wunsch des Nuntius angenommen 
worden war , aufgegeben und die sämmtlichen Bestimmungen in Einer 
Urkuude vereinigt hatte, eine Aenderung, gegen welche vom Stand- 
punkt der Regierung nichts einzuwenden war. Desto tiefgreifender 
waren die sachlichen Aenderungen, vor allem jene im ersten und im 
letzten Artikel. Die Umgestaltung, welche der erste Artikel in Rom 
erfahren hatte, bewies, dass die Besorgnisse der bayerischen Bevoll- 
mächtigten, es könnten dem ersten Artikel Hintergedanken gegen den 
Rechtsbestand der übrigen Confessionen zu Grunde liegen, durchaus 
begründet waren. Mit klaren Worten war in dem neuen Entwürfe 
gesagt, was der Nuntius durch eine vorsichtiger gewählte Fassung 
hatte erreichen wollen: „Die katholische, apostolische, römische Religion 
wird in dem ganzen Königreich Bayern die Vorzüge und Rechte des 
herrschenden Bekenntnisses gemessen 4 *. In dem letzten, dem fünf- 
zehnten Artikel aber war auf das ursprüngliche Verlangen des römischen 
üofes zurückgegriffen, dass durch die Erhebung des Concordats zum 
Staatsgesetze das gesammte bisher geltende bayerische Kirchenstaats- 
recht ausser Kraft treten solle. Welchen Werth die Curie auf diese 



, 39) Bericht Fraunberg's an den König (in deutscher Sprache) vom 15. Februar 
1807. 
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Bestimmung legte, wodurch der Sieg des canonischen Rechts Ober 
eine seit Jahrhunderten fortschreitende, in der jüngsten Zeit zu einem 
vorläufigen Abschluss gelangte Gesetzgebung entschieden werden sollte, 
zeigte sich namentlich darin, dass die Verleihung des Nominations- 
rechts für den Metropolitanstuhl nnd die bischöflichen Sitze in dem 
römischen Entwürfe ausdrücklich durch „die Bücksicht auf den Nutzen 44 
motivirt war, „welcher vorzugsweise aus dem fünfzehnten Artikel der 
gegenwärtigen Convention den Angelegenheiten der Kirche und der 
Religion erwachse". Allerdings scheint man in Born erkannt zu haben, 
dass durch die vereinbarte Erhebung des Concordats zum Staatsgesetze 
die Competenz der weltlichen Gesetzgebung über die Gesammtheit 
der kirchlichen Angelegenheiten und damit auch eine spätere Aenderung 
der Gesetzgebung von Seite der Curie anerkannt werde. Um dess- 
willen unternahm der römische Entwurf, indem er nach den Vor- 
schlägen der bayerischen Regierung die Erhebung des Concordats zum 
Staatsgesetze stipulirte, zum ersten Male den Versuch, die weltliche 
Gesetzgebung über kirchliche Dinge für die Zukunft an die Mitwirkung 
des römischen Stuhles zu binden: „Es soll zu keiner Zeit erlaubt 
sein, so besagte der dreizehnte Artikel, ohne Mitwirkung des aposto- 
lischen Stuhles diesen Bestimmungen irgend etwas, sei es auch nur zu 
ihrer Erklärung oder Erläuterung, beizufügen oder den Vollzug der- 
selben zu hindern". 

Principiell beharrte somit die Curie in dem neuesten Entwurf bei 
allen Ansprüchen, welche in dem ersten Entwurf des Nuntius erhoben 
worden waren. Wenn der neueste Entwurf auf der einen Seite es 
vermied, die Folgerungen aus dem curialistischen System bezüglich 
des Schulwesens, des Stiftungsvermögens, der Presse mit ausdrück- 
lichen Worten zu ziehen, so griff derselbe auf der anderen Seite in 
schrofferer Weise die Gleichberechtigung der anderen Confessionen an. 
Nur Ein principielles Zugeständniss enthielt der neueste Entwurf im 
Vergleich mit dem älteren : die ausdrückliche Anerkennung der Com- 
petenz der weltlichen Gesetzgebung in kirchlichen Angelegenheiten; 
aber auch dieses formelle Zugeständniss war materiell dadurch 
wirkungslos gemacht, dass gleichzeitig mit der Anerkennung dieses 
Rechts ein vertragsmässiger Verzicht auf .die Ausübung des Rechts 
vom Staate verlangt und dem weltlichen Gesetzgeber die kirchliche 
Gesetzgebung als seine eigene untergeschoben wurde. 

Auf der anderen Seite hatte sich der römische Hof zu einigen 
Zugeständnissen bezüglich der Besetzung der Kirchenämter herbei- 
gelassen. Ausser der Ernennung des Metropoliten und der Bischöfe 
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des Königreichs war dem König die Verleihung aller Dignitäten und 
Canonicate eingeräumt worden, deren Vergebung in dem wiener Con- 
cordate dem apostolischen Stuhle vorbehalten war, während bezüglich 
der übrigen die Rechte der „ordentlichen Collatoren" bestehen bleiben 
sollten. Bezüglich der Besetzung der Pfarreien war aber das Zuge- 
ständniss, welches der Nuntius gemacht hatte, zurückgenommen und 
die Vergebung der Pfarreien, deren Besetzung ehedem den aufgelösten 
kirchlichen Anstalten zustand, für die Bischöfe in Anspruch ge- 
nommen , während über die Patronatrechte der Besitzstand des 
Jahres 1802 entscheiden sollte. Auch in kleineren Dingen war den 
Wünschen der Regierung nicht entsprochen: die Aufhebung der 
Exemtionen von Bamberg, Passau, Trient war wieder in's Ungewisse 
gerückt. 

In München war man bezüglich des einzuschlagenden Verfahrens 
sehr rasch entschlossen. Fraunberg rieth dem Könige, „einige un- 
schädliche Zusätze und unbedeutende Phrasen ausgenommen 44 „in 
keinem Punkte mehr nachzugeben" und in diesem Sinn dem Nuntius 
eine. „feste und bestimmte Erklärung" überschicken zu lassen. „Eure 
königliche Majestät haben in allen Punkten des Concordats bewiesen, 
dass allerhöchstdieselbe der Nachgiebigkeit keine andere Schranke 
setzten, als welche die unveräusserlichen Bechte der Krone und das 
Wohl des Staates gebieten. Daher wird auch nur der päpstliche Stuhl 
allein die nachtheiligen Folgen zu verantworten haben, welche aus 
der herrschenden Unordnung in den geistlichen Verhältnissen und 
Angelegenheiten entspringen müssen, wenn sie nicht bald durch ein 
Concordat gehoben wird" 4 ^). Fraunberg's Vorschläge wurden von 
dem Referenten von Zentner durchweg begutachtet und von dem 
König unbedenklich genehmiget. „Eine herrschende Kirche' 4 , so be- 
merkte Zentner in seinem Gutachten vom 22. Februar 1807, „kann 
zwar eine andere neben sich dulden, aber nicht mit gleichen Rechten 
und Vorzügen . . . Der bayerische Staat ist aus Landen zusammen- 
gesetzt, in welchen die drei christlichen Confessionen eingeführt sind, 
,und von welchen einige ganz protestantisch sind. Das bayerische 
Gouvernement erkennt nach seinem Religionsedict keine herrschende 
Kirche, sondern sichert allen drei christlichen Confessionen gleichen 
Schutz, gleiche bürgerliche Rechte zu . . . Dieser Artikel ist gegen 
die Grundgesetze des Königreiches Bayern; er würde die Rechte 
anderer Religionsverwandten verletzen; .. . . er führet zu dem Geiste 



40) Bericht Fraunberg's an den König vom 15 Fobruar 1807. 
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der alten Familien vertrage in Bayern zurück, zu einer religiösen und 
politischen Trennung, die der Regierung sehr nachtheilig werden 
kann". Am 17. März 1807 erliess Fraunberg seine Erklärung an 
den Nuntius, begleitet von einem Concordatsentwurf , welcher das 
Ultimatum der Regierung vom October 1806 mit einigen unwesent- 
lichen Aenderungen wiedergab, jedoch dem neuerlichen Wunsche der 
Curie zu Folge den gesammten Vertragsinhalt in einer Urkunde ver- 
einigte 41 ). Der König, so bemerkte Fraunberg in seiner Note, habe 
die „wesentlichen" Aenderungen, welche in Rom an dem vereinbarten 
Entwurf beliebt worden waren, für „unannehmbar" befunden und sei 
fest entschlossen, an dem Ultimatum keine weiteren Aenderungen zuzu- 
lassen. Von dem lebhaften Wunsche erfüllt, die kirchlichen Ange- 
legenheiten zu ordnen, habe er alles was in seiner Macht lag gethan, 
um den Abschluss des Concordats zu erleichtern, und seiner Nach- 
giebigkeit nur diejenige Schranke gezogen, welche die unveräusser- 
lichen Rechte der Krone und das Wohl der Unterthanen vorzeichneten. 
Wenn dessenungeachtet der heilige Stuhl den Abschluss verweigere, 
so bleibe dem Könige wenigstens der Trost, den Misserfolg der 
Unterhandlungen nicht verschuldet zu haben ; im Gegentheil könne er, 
wenn jemals die Gründe des Abbruchs bekaunt würden, dem öffent- 
lichen Urtheil mit „gerechtem Vertrauen" entgegensehen. 

Abermals ging der Entwurf der bayerischen Regierung nach 
Rom 42 ); abermals verflossen Monate, ehe eine Antwort erfolgte. 
Häffelin, welchem eine Verwarnung zugegangen war, vermied es dieses 
Mal, mit einer Erklärung in die Arbeiten der Cardinalcongregation 
einzugreifen; er benützte schon im April einen seit längerer Zeit 
erbetenen Urlaub, um auf einige Monate nach Deutschland zurück- 
zukehren, nachdem ihm der französische Botschafter, Alquier, gesagt 
hatte, dass vor dem Abschluss des allgemeinen Friedens kein Zuge- 
ständniss des römischen Hofes zu erwarten sei 43 ). Erst im Juli, 
gerade ein Jahr nach der Einleitung der Unterhandlungen, übersendete 
de la Genga an Fraunberg den aus Rom zurückgelangten Concordats- 
entwurf, das Ergebnks „reiflicher 44 Prüfung und das „Ultimatum* 4 des 
Papstes 44 ). Fraunberg überzeugte sich aber sofort, „dass der 

41) Mitgetheilt in den Urkunden Nr. 14. 

42) Note de la Genga's an Fraunberg aus Augsburg vom 19. März 1807. 

43) Depesche Häffelin's vom 18. April 1807. 

44) Vergleiche wegen des Entwurfs die Noten zu Nr. 13 der Urkunden. Die 
begleitende Note de la Genga's ist datirt Augsbourg ce — Juillet 1807. Graf 
Troni überbrachte den Entwurf dem bayerischen Bevollmächtigten von Fraunberg 
in München am 10. Juli 1807. Dieser Entwurf liegt, wie sich aus den Bestimm- 
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römische Hof in der Hauptsache nichts nachgegeben und in wenigen 
Nebensachen nur darum einige Nachgiebigkeit bewiesen habe, um 
die Unterhandlungen nicht gänzlich aufzuheben' 4 . In dem ersten 
Artikel war allerdings der schroffe Angriff auf den ltechtsbestand der 
übrigen Confessionen im Staate durch eine vorsichtiger gewählte 
Fassung ersetzt; ebendieselbe Fassung, welche sich — ein Wort 
abgerechnet — in dem Concordate von 1817 findet: „Die katholische, 
apostolische, römische Beligion wird in dem ganzen Umfang des 
Königreichs Bayern unversehrt mit allen denjenigen Hechten und 
Vorzügen erhalten werden, welche sie nach Gottes Anordnung und 
den canonischen Gesetzen zu geniessen hat' 4 . Aber auch diese Fassung 
wurde von Zentner für unannehmbar erklärt; „denn 44 , so bemerkte er, 
„was fänden nicht die curia Komana und ihre Commentatoren in dei 
ordinatione und in canonici» sanctionibus ?" Auf der Forderung, das 
gesammte bayerische Kirchenstaatsrecht durch das Concordat und das 
canonische Becht ersetzt zu sehen, sowie auf dem Versuche, die 
weltliche Gesetzgebung in kirchlichen Dingen fortan an die päpstliche 
Mitwirkung zu binden, wurde von dem römischen Hofe nach wie 
vor, obwohl auf dem letzteren in einer weniger schroffen Fassung, 
bestanden, nicht minder auf dem Verlangen rückhaltloser Anerkennung 
der kirchlichen Gerichtsbarkeit. Auch bezüglich der Besetzung der 
Kirchenämter war kein weiteres Zugeständniss gemacht; ebensowenig 
bezüglich der Aufhebung der Exemtionen; doch stellt« der Auditor 
Graf von Troni dem bayerischen Bevollmächtigten mündlich in Aus- 
sicht, „dass alle Exemtionen aufgehoben, die Benennung der Digni- 
tarien und Domherrn in allen Monaten, sowie die Vergebung der 
Pfarreien von den supprimirten geistlichen Corporationen zugestanden 
würde, wenn alle übrigen Funkte des römischen Concordats von dem 
Könige genehmigt würden 44 — ein Preis, mit welchem der Sieg des 
canonischen Rechts über die weltliche Gesetzgebung noch immer nicht 
zu theuer erkauft schien 45 ). 

Fraunberg lehnte dem Auditor Grafen Troni gegenüber, der ihm 
den neuen Entwurf ebenso wie deu früheren von Augsburg aus über- 
brachte, jedes Eingehen auf die einzelnen Punkte mit der Erklärung 



tingcti über die Besetzung der Capitelsprübenden und über die ResidenzpHieht 
ergibt . den Mittheilungen zu Grunde , welche Benedict Maria Werkmeister über 
die älteren bayerischen Ooncordatsuntcrhandlungen gemacht hat, Bemerkungen 
über das neue Baiersche Concordat, vorglichen mit dem neuen Französischen, und 
dem früheren Baierschen vom Jahre 1807. Im Januar 1818. 
45) Bericht Fraunberg's an den König vom 17. Juli 1807. 
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ab, dass er, „so lange man über die Hauptpunkte sich noch nicht 
vereiniget habe' 4 , jede Unterhandlung für überflüssig halte, und dass 
er seinem Hofe nur rathen könne, auf dem bereits gegebenen Ulti- 
matum zu bestehen 46 ). Fraunberg's Vorschlag wurde schon nach 
wenigen Tagen von dem Könige genehmiget*?). Am 28. Juli richtete 
Fraunberg eine Note an de la Genga mit der Erklärung: der König 
habe mit Bedauern ersehen, dass der heilige Vater von dem bisher 
festgehaltenen Systeme nicht abgegangen sei und dass auf diesem 
Wege die Concordatsunterhandlungen niemals zu dem gewünschten 
Ziele föhren werden. Dem Nuntius bleibe es überlassen, die Unter- 
handlungen in eine Bahn zurückzuleiten, von welcher sich dieselben 
niemals hätten entfernen sollen. Troni, welchem Fraunberg mündlich 
die gleiche Erklärung gab, „schien hierüber sehr betroffen und äusserte 
sich, dass er fürchte, sein Hof möchte diese Erklärung als eine Auf- 
hebung der Unterhandlungen betrachten 44 . Fraunberg erwiderte, dass 
der König sehr bedaure, wenn der päpstliche Stuhl die Annäherung 
für unmöglich , und darum die Unterhandlungen für abgebrochen 
halte, dass aber in diesem Fall die Unterhandlungen nicht von dem 
Könige, sondern von dem päpstlichen Stuhl abgebrochen würden* 8 ). 
In München richtete man sich auf einen bevorstehenden Bruch 
ein, aber auch von Born aus war für diesen Fall Vorbereitung ge- 
troffen. 



46) Bericht Fraunberg's an den König (in deutscher Sprache) vom 17. Juli 
1807. 

47) Zentner erstattete sein Gutachten am 23. Juli, die königliche Erschliessung 
an Fraunberg erging am 24. Juli 1807. 

48) Bericht Fraunberg'* an den König vom 28. Juli 1807. An« der obigen 
Darstellung ergibt sich, dass dio Mittheilungen Froyberg's über den Verlauf der 
älteren bayerischen Coneordatsunterhandlungon in der acadeinischen „Kode zum 
Andenken an den verewigten Staatsminister Maximilian Grafen von Montgclas" 
S. 80 f. keineswegs in allen Punkten richtig sind. 



VIERTER ABSCHNITT. 



Kampf und Waffenruhe. 



Durch den Frieden von Pressburg wurde dem Königreich 
Bayern ein Land einverleibt, welches unter österreichischer Herrschaft 
in seinen politischen und militärischen Einrichtungen eine grosse 
Selbständigkeit genossen und in gleicher Weise wie die altbayerischen 
Gebiete bis zum Beginn des neunzehnten Jahrhunderts die Eigen- 
schaft eines katholischen Landes bewahrt hatte. Die Erwerbung 
Tyrols durch die bayerische Krone hat nicht nur auf die politischen 
Ereignisse der nächstfolgenden Jahre, sondern auch auf die Ent Wicke- 
lung der kirchlichen Verhältnisse des Königreichs und auf den Ver- 
lauf der bayerischen Unterhandlungen mit dem römischen Hof eine 
entscheidende Einwirkung ausgeübt. 

Auch nach der Erwerbung der Königswürde ist die kirchen- 
politische Gesetzgebung in Bayern fortgeführt worden. Eine könig- 
liche Verordnung vom 29. December 1806 überwies die Verwaltung 
sämmtlicher Stiftungen für Cultus, Unterricht und Wohlthätigkeit dem 
neugeschaffenen Ministerium des Innern; die Erträgnisse des Stiftungs- 
guts, soweit es nicht „aus dem Privatvermögen hervorgegangen* 4 , 
wurden nach dem bezeichneten dreifachen Zwecke in je eine gemein- 
schaftliche Masse vereinigt; — Verfügungen, welche am 1. October 
1807 durch ein „organisches Edict" Bestätigung und weitere Aus- 
führung erhielten 1 ). Eine andere zu gleicher Zeit erlassene Ver- 
ordnung machte die Vergebung aller Pfründen königlichen Patronats 
von dem Bestehen einer Prüfung vor landesherrlichen Examinatoren, 

1) Verordnung, die Verwaltung der Stiftungen betreffend, vom 29. December 
1806. Königlich Baierischos Regierungsblatt 1807 Stück II; organisches Kdict 
über die General -Administration des Stiftungs- und Kommunal - Vermögens im 
Königreiche Baiern. ebendaselbst 1808 Stück V. 
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die Zulassung zu dieser Prüfung von der Vollendung der Studien 
auf inländischen Lehranstalten, die Reihenfolge der Beförder- 
ung von der nach dem Ergebniss der Prüfung angelegten Klassifica- 
tionstabelle abhängig; auch die Präsentation [auf eine Pfründe pri- 
vaten Patronats war durch das Bestehen der angeordneten Prüfung 
bedingt 2 ). In den älteren Gebieten des Königreichs riefen diese 
Verordnungen wohl Beschwerden, aber ebensowenig wie die früheren 
Gesetze staatskirchenrechtlichen Inhalts irgend einen Widerstand her- 
vor. Anders in Tyrol. Episcopat und ein grosser Theil des Clerus 
setzten jeder, auch der geringsten Verletzung des canonischen Rechts, 
obwohl sie bereits unter österreichischer Herrschaft an solche gewöhnt 
worden waren, den entschiedensten Widerstand entgegen. Es kam 
ihnen zu gut, dass auch auf politischem Gebiet eine wachsende Miss- 
stimmung über die Massregeln der bayerischen Regierung, vor allem 
über die Aufhebung der landständischen Verfassung und über die 
Einführung der verhassten allgemeinen Kriegsdienstpflicht, im Lande sich 
kundgab. Klagte man auf politischem Gebiet über die Neuerungen 
unter bayerischer Herrschaft, so wurde in kirchlicher Beziehung die 
Fortsetzung des österreichischen Systems als Beschwerde empfunden 3 ). 

2) Verordnung diu Konkurse zur Besezung der Pfarreien betreffend, vom 80. 
December 1806, Königlich Baierisches Regierungsblatt 1807 Stück VII. 

8) Aufschlüsse über die kirchlichen Verhältnisse Tyrols in jener Zeit geben 
zwei Abhandlungen, die eine von ungenanntem Verfasser unter dem Titel: „Denk- 
würdigkeiten aus der Geschichte Süd-Deutschlands im 19. Jahrhundorte", ver- 
öffentlicht in dem „Itepcrtorium für katholisches Leben, Wirken und Wissen*" von 
F. A. v. Besnard in München, dritter Jahrgang. Landshut 1843, Nr. 8—12, die 
andere von Albert Jäger, zur Vorgeschichte des Jahres 1K)9 in Tirol, zuerst ver- 
öffentlicht in den Sitzungsberichten der philosophisch- historischen OJasse der 
kaiserlichen Akademie der Wissenschaften 1852 B. VIII. S. 240 -274, neuerdings 
abgedruckt untor dem Titel: ..Die Priester- Verfolgung in Tirol von 1806—1809", 
Wien 1868, als ein Bestandteil der Broschürensammlung ..Katholische Stimmen 
ans Oesterreich". Verlag von (Jiirl Sartori. Nach einer Mittheilung von Joseph 
Kapp. Tirol im Jahre 1809, Innsbruck 1852, S. 47 ist die erstgenannte Abhand- 
lung von Constantin Hötler, eine Angabe, welche um so wahrscheinlicher ist, da 
Konstantin Hüflcr in sein Buch ,.( -oncordat und ( -onstitutionseid der Katholiken 
in Bayern", Augsburg 1847, drei Actcnstücke aus jener Abhandlung in der Be- 
arbeitung, welche sie daselbst gefunden haben, ohne Angabe der QueUe herttber- 
nahm. Ausser dem gedruckten Material sind zu der folgenden Darstellung die 
Papiere benützt worden, welche bei dem Fürstbischof von Trient mit Beschlag 
belegt wurden, soweit sich dieselben erhalten haben, ferner die Acten des General- 
eommissariats in Innsbruck über die „Differenzen mit den drei tyrolischen 
Bischöfen wegen Befolgung der landesfürstlichon Verordnungen", soweit sich diese 
Acten in dem k. Staat snünisterium des k. Hauses und dos Aensseren befinden. 
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Die bayerische Regierung begann in Tyrol ihre Verfügungen in 
kirchlichen Dingen damit, dass sie ebenso wie in den älteren baye- 
rischen Gebieten das unbeschränkte Gesetzgebungsrecht über die 
Gesammtheit der kirchlichen Angelegenheiten behauptete und ausübte. 
Durch ein königliches Bescript vom 16. April 1806 wurde das Bis- 
thum und das Domcapitel in Brixen „bis zur künftigen definitiven 
Einrichtung der Bisthümer provisorisch bestätigt'S für die „bischöf- 
lichen Gerechtsame 11 , für das Priesterhaus und die geistlichen Unter- 
richtsanstalten in Brixen eine „nähere ßeguliruug" vorbehalten, die 
von dem Fürstbischof ausgehende Anstellung der Lehrer an diesen 
Unterrichtsanstalten der königlichen Bestätigung unterworfen und die 
Zulassung der Cleriker zu den höheren Weihen von dem Bestehen 
einer staatlichen Prüfung abhängig gemacht. Das Gesuch des Dom- 
capitels um Erhöhung des „bisherigen Gehaltes" wurde ebenso wie 
das Gesuch „um Beibehaltung des Präsentationsrechts 4 ' abgewiesen 
und demselben „nur provisorisch die Befugniss eingeräumt, einen 
dreifachen Vorschlag nebst Beischliessung der Competententabelle 
dem Bischof zu überreichen, welcher sodann diesen Vorschlag mit 
seiner eigenen Meinung der höchsten Landesstelle zur weiteren geeig- 
neten Veranlassung nach den bestehenden Verordnungen vorzulegen 
hat 4,4 ). Nach Trient war ein Rescript verwandten Inhalts schon am 
17. März ergangen; dem Fürstbischof, welchen die österreichische 
Regierung Jahre lang von seinem Sitze entfernt gehalten hatte, wurde 
von der bayerischen Regierung die Rückkehr nach Trient und die 
Leitung der Diöcese gestattet, zugleich aber die Verfügung getroffen, 
dass „das vormals von den trienter Bischöfen ausgeübte Patronat- 
recht auf Pfarreien und sonstige Pfründen künftig im Namen des 
souveränen Landesfürsten ausgeübt" und dem Bischof nur der Vor- 
schlag dreier Candidaten belassen werden solle 5 ). Eine Vorstellung, 
welche der Fürstbischof gegen diese Verfügung bei der Landesregier- 
ung in Innsbruck und später bei dem Könige selbst erhob, blieb 
ohne Erfolg 6 ). Auf die Einwendung des Fürstbischofs, dass die 



4) Kine Abschrift des königlichen Kcscripts vom 16. April 1800 befindet sich 
in den Papieren des Fürstbischofs vm\ Triont. Bruchstückweise ist dasselbe nüt- 
getheilt in den „Denkwürdigkeiten" a. a. 0. S. 72. Was dort als eine dem 
Keacripte angehängte Erklärung des Freiherrn von Montgelas im Namen des 
Königs bezeichnet wird, ist Verfügung des königlichen Reseriptes selbst. 

5) Der angegebene Inhalt und das Datum des Rescripts ergeben sich aus der 
sogleich zu erwähnenden Vorstellung des Fürstbischofs vom 12. April 1806. 

6) Vorstellung au die Landesstelle vom 12. April, Eingabe au den König 
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bischöflichen Verleihungsrechte nach den Grundsätzen des Christen- 
thums von dem bischöflichen Hirtenamt nicht getrennt werden 
könnten, erwiderte der Landescornmissär Graf Arco, dass hienach ein 
Patronatrecht überhaupt niemals hätte entstehen können"). 

Die ersten Entschliessungen liessen erkennen, dass die bayerische 
Kegierung in Tyrol das unter der österreichischen Herrschaft begrün- 
dete, mit der bayerischen Gesetzgebung in den Grundzügen überein- 
stimmende kirchenpolitische System zu behaupten und weiter zu ent- 
wickeln gedenke. Eine Abänderung erwarteten die tyroler Bischöfe, 
welche schon bei der österreichischen Kegierung wiederholte Be- 
schwerden erhoben hatten, von dem Abschluss des Concordats. Im 
Sommer 1806 übergaben sie dem mit den Concordatsunterhandlungen 
betrauten Nuntius de la Genga eine weitläufige Beschwerdeschrift, 
welcher sich, vielleicht durch Vermittlung Zallingers, auch der Fürst- 
bischof von Augsburg anschlösse. Die nur im Auszuge bekannte 
Denkschrift ist in doppelter Beziehung von Wichtigkeit, einmal weil 
sie dem System der Regierungen in voller Schärfe das System der 
Curie gegenüberstellte, sodann weil sie allem Anscheine nach von 
dem Nuntius de la Genga bei Ausarbeitung des ersten Concordats- 
entwurfes berücksichtigt wurde, welchen er, im August 1806, der 
bayerischen Kegierung überreichte. Die Denkschrift , welche in 
gleicher Weise das Verfahren der österreichischen wie der bayerischen 
Kegierung traf, beschwerte sich nicht nur über die Einziehung des 
Kirchenguts ohne die Bewilligung des apostolischen Stuhles und über 
die daraus entspringenden Folgen, die Verwandlung der festen kirch- 
lichen Einkünfte in leicht entziehbare jährliche Pensionen, die immer- 
währende Drohung der Temporaliensperre, die Aufhebung der Klöster; 
sie beklagte nicht nur „die beständige Einmischung des Staates in 
kirchliche Dinge 14 , in die Ordnung des Gottesdienstes, in den Reli- 
gionsunterricht, in die Ertheilung der Weihen, in die Ablegung der 
Ordensgelübde, in die Vergebung der Pfründen, in die Disciplin über 
den Clerus, in die Verkündigung der kirchlichen Anordnungen, welche 



ohne Datum , jedoch nach dem 8. Mai 1806 , beide von GratFs Hand in den 
Papieren des Fürstbischofs von Trient. 

7) Schreiben des Commissärs Grafen Arco an den Fürstbischof von Trient 
vom 23. April 1806, Abschrift von Gratl's Hand ebendaselbst. 

8) Dass der Fürstbischof von Augsburg damals in Briefwechsel mit den 
tyroler Fürstbischöfen, zunächst mit jenem von Brixen stund, ergibt sich aus einem 
Schreiben des Dompropstes von Brixen, Konrad von Buol, an den Fürstbischof 
von Trient. Brixen den 22. April 1806. 
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ohne Ausnahme, auch die päpstlichen Bullen dogmatischen Inhalts 
und die Pastoralbriefe der Bischöfe, dem landesherrlichen Placet 
unterworfen würden; sie fugte den Klagen Ober den Verlust des 
Kirchenguts und über das System der Kirchenhoheitsrechte eine 
Anzahl von weiteren Beschwerden bei, in welchen die curiali- 
stischen Ansprüche auf die Beherrschung der gesammten poli- 
tischen und gesellschaftlichen Ordnung wieder einmal zu einem sehr 
bezeichnenden Ausdruck gelangten. Ein Stein des Anstosses war 
Kaiser Joseph's Toleranzedict, ein Gesetz, durch welches die Duldung 
der Akatholiken „auch über diejenigen Länder ausgedehnt worden 
sei, welche sich bis dahin von aller Häresie rein erhalten hätten". 
Eine andere Beschwerde für die kirchliche Gewalt war die Aufhebung 
der bischöflichen Büchercensur, obwohl „ökumenische Concilien alle 
Gläubigen, selbst Könige in ihrem Gewissen verpflichtet hätten, ohne 
bischöfliche Approbation kein Buch drucken zu lassen. Nur durch 
Usurpation des bischöflichen Amtes durch die Laien geschehe es, 
dass so viele schlechte Schriften erschienen und ihr Gift zum Ver- 
derben nicht bloss der Kirche, sondern auch des Staates ausgössen. 
Wie könnten unter solchen Umständen die Bischöfe noch für das 
Wohl der ihnen anvertrauten Gläubigen wachen?" Zu den grössten 
Uebelständen gehöre es ferner, dass den Bischöfen aller Einfluss auf 
die Erziehung der Jugend entzogen sei. Die verderblichsten Schriften 
würden als Schulbücher vorgeschrieben; ohne Benehmen mit den Bi- 
schöferj würden Personen von zweideutiger Gesinnung und Gesittung 
als öffentliche Lehrer angestellt; die von Papst Pius IV. und dem 
Concilium von Trient vorgeschriebene Ablegung des Glaubensbekennt- 
nisses in die Hände des Bischofs werde von den öffentlichen Lehrern 
gänzlich unterlassen. Mit Einem Worte, die tyroler Bischöfe for- 
derten, was sie schon 1793 gefordert hatten, dass das gesammte 
Lehrpersonal der bischöflichen Gewalt unterworfen werde. Dagegen 
wollten sie nicht dulden, dass die weltliche Gewalt auf den Clerus 
und das Kirchenvermögeu sich erstrecke; sie beschwerten sich bitter 
darüber, dass man der Geistlichkeit das uralte Privilegium des be- 
sonderen Forums entzogen, die Immunität des Clerus und des 
Kirchenguts aufgehoben habe. Nicht minder beklagten sie, dass die 
weltliche Gesetzgebung das Eherecht zu regeln unternehme, dass die 
weltliche Gerichtsbarkeit auf kirchliche Angelegenheiten, wie Ehe- 
sachen, Pfründewesen, erstreckt werde. Schmerzlich empfanden sie 
die Versagung des weltlichen Arms; es sei „die entsetzliche Indiffe- 
renz zu beklagen, mit welcher die weltliche Gewalt der Fluth des 

Sicherer, Staat und Kirche. * 10 
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Lasters und Aergemisses zusehe, die über die Kirche und ihre 
Diener hereinstürze, ja jene selbst noch begünstige. 44 „Ans einer 
solchen Umkehrung aller Verhältnisse müsse nothwendig eine Reihe 
der fürchterlichsten Calamitäten zur Bestrafung der schuldigen Völker 
hervorgehen". Die Fürsten, welche ihre Gewalt von Gott mehr 
zum Schutze der Kirche als zur Regierung der Welt erlangt hätten, 
machten sich zu Verfolgern, die Kirche, die Braut Jesu Christi, zu 
ihrer Magd und zum Schemel ihres Thrones , wodurch sie aber nur 
den Zorn des allmächtigen Gottes in reicher Fülle über ihr Haupt 
herabzögen. Dazu seien unter den gegenwärtigen traurigen politischen 
Verhältnissen neue Uebel zu befürchten, die Verminderung der Bis- 
thümer, die Entziehung der nothwendigen Anzahl von Canonicaten, 
die Unterdrückung des Rechts der Capitel, den Bischof zu wählen, 
die Beseitigung der abwechselnden Ernennung der Capitularen durch 
den heiligen Stuhl, die Aufhebung der noch bestehenden Klöster und 
das allmälige Aufhören frommer Vergabungen, da die willkürliche 
und rechtswidrige Einziehung und Verwendung derselben nothwendig 
von neuen Stiftungen abschrecken müsse 9 ). 

Wie man deutlich erkennt, sind die sämmtlichen Punkte der 
Denkschrift, Beschwerden und Befürchtungen, in de la Genga's erstem 
Concordatsentwurfe vom 8. August 1806 berücksichtigt worden. Als 
nun dieser Entwurf von den bayerischen Bevollmächtigten zurück- 
gewiesen war, als de la Genga, um die Unterhandlungen nicht 
scheitern zu lassen, sich zu der bezeichnenden Erklärung verstanden 
hatte, dass man die Kirchenhoheitsrechte, beispielsweise jene bezüglich 
der wissenschaftlichen Vorbildung der Geistlichen und der Ertheilung 
der Weihen, immerhin ausüben, aber in den Unterhandlungen nicht 
davon sprechen solle, schritt die bayerische Regierung dazu, das be- 
stehende- kirchenpolitische System in den neuerworbenen Provinzen 
weiter zu befestigen und zu entwickeln. Sie stiess aber bei jeder 
Massregel, welche sie zu dem Ende unternahm, auf den Widerstand 
der tyroler Bischöfe, welche zwar während der ganzen Dauer der 
Concordatsunterhandlungen unter sich sowie mit dem Nuntius de la 



9) Der Inhalt dieser Beschwerdeschrift ist nur aus den „Denkwürdigkeiten" 
bekannt, a. a. 0. S. 67 ff., daraus bei (Höfler) Concordat und Constitutionseid 
S. 7 —12, und bei Ignaz von Longner, Beiträge zur Geschichte der oberrheinischen 
Kirchenprovinz, Tübingen 1863, S. 66 ff. Vergl. über die Beschwerden ond 
Forderungen der Fürstbischöfe unter der österreichischen Herrschaft die Mit- 
theilungen in den „Denkwürdigkeiten- a. a. 0. S. 67 ff. 



Die Fürstbischöfe und ihre Umgebung. 147 

Genga und Pater Zallinger in ununterbrochenem Briefwechsel stunden, 
aber von dem Winke, welchen der Nuntius der Regierung gegeben 
hatte, keine Kunde erhielten, lieber das Mass und die Art des zu 
leistenden Widerstandes waren jedoch die Ordinariate keineswegs 
einig. Am entschiedensten trat für das canonische Recht und gegen 
das System der Regierung der Fürstbischof von Chur auf, Karl Ru- 
dolf Freiherr von Buol aus dem Geschlecht der Schauenstein, ein 
Mann von unbeugsamer Willenskraft 10 ). Ihm zunächst an Gesinnung 
und Entschlossenheit stund der Fürstbischof von Trient Emanuel 
Maria Graf von Thunn aus der Linie von Castell Brughier. Dagegen 
war der Fürstbischof von Brixen Karl Franz Graf von Lodron nicht 
nur geneigt, in der Verfechtung der Grundsätze die mildeste Form 
zu wählen, sondern er liess sich auch, allerdings mit Widerstreben, 
zu weittragenden Zugeständnissen an das System der Regierung her- 
bei 11 ). Auch in der Umgebung der Fürstbischöfe traten sich ver- 
schiedene Richtungen gegenüber. In Brixeu bestund eine Spaltung, 
welche die massgebenden Persönlichkeiten in Chur und Trient mit 
ernstep Besorgnissen für die gemeinschaftliche Sache erfüllte 12 ). In 
Trient war die Mehrheit des Domcapitels für die Regierung uuJ 
selbst auf die Minderheit konnte der Fürstbischof nicht unerschütter- 
lich bauen. Den Kampf mit der Feder führte keiner der Domherrn, 
sondern der deutsche Prediger in Trient, ehedem Pfarrer von Auer, 
Joseph Anton von Gratl, Nur in Chur war die ganze Umgebung 



10) Dil» Schrift von Johann Franz Fetz. Gedenkblätter an Carl Itudolph au« 
den Grafen von Buol- Sehauenstein etc., letzton Fürstbischof von Chur, ersten 
BUchof von St. Gallen, bevorwortet von Hofrath von Hurter, Lindau 1858, habe 
ich nicht erhalten können. Nach der Anzeige in den historisch -politischen 
Blättern B. XXXI1L S. 455 ff. behandelt die Schrift die „bayerische Periode" im 
Leben des Fürstbischofs ..im engsten Anschlüsse" an dio oben Note 8 erwähnte 
Abhandlung von A. Jäger, scheint demnach neues Material nicht benützt zu haben. 

11) Vergl. Albert Jäger, zur Vorgeschichte S. 246 f. (die Priester- Verfolgung 
S. 7 f.) 

12) So schreibt Gottfried Purtscher aus Meran den 18. März 1807, wahr- 
scheinlich an Joseph Anton von Gratl: „Die Spaltung in Brixen zwischen bejde 
Partheven wird denenselben bekannt sevn. Gott gebe, dass ein persönhlicher Zu- 
sammentritt , den ich von jeher als das einzig wirksame Mittel wahrer Einigkeit 
und als die Grundlago fernerer Operationen ansah, vor sich gehe, und so auch 
den unglücklichen Zwist in Brixen hebe, der uns alles verderben könnte! So 
lange man in den Grund Maximen, und in dem System , was man befolgen will, 
nicht einig ist, werden VorsteUungen, Predigten, und Dissertationen, so unwider- 
leglich sie sind, fruchtlos bleiben". 

10 • 
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des Fürstbischofs, den Secretär desselben Gottfried Portscher an der 
Spitze, und der Clerus der Diöcese mit wenigen Ausnahmen von 
Einem Geiste beseelt. 

Schon bei der ersten Massregel, welche die Eegierung traf, trat 
die Verschiedenheit der Auffassung unter den Ordinariaten hervor. 

Ein Rescript vom 10. October 1806 schärfte den Bischöfen von 
Brixen, Chur und Trient unter Androhung der Temporaliensperre die 
Beobachtung einer noch unter österreichischer Herrschaft erlassenen 
landesfürstlichen Verordnung vom 13. April 1805 ein, wonach Cle- 
riker, welche an den bischöflichen Lehranstalten zu Trient und Brixen 
studirt hätten, nur nach einer an der innsbrucker Universität zu be- 
stehenden Prüfung zu den höheren Weihen und zur Seelsorge be- 
fördert werden dürften; von den seit Erlass der Verordnung neuge- 
weihten Priestern wurde die nachträgliche Erstehung der vorgeschriebenen 
Prüfung gefordert. Der Fürstbischof von Chur ertheilte am 10. No- 
vember unter entschiedener Verwahrung gegen die „herabwürdigenden 
Drohungen der Temporaliensperre' 4 eine in der Sache selbst aus- 
weichende Antwort : die Verordnung sei in der Diöcese weder bekannt 
gemacht, noch verletzt worden; in Erwartung des Concordates suchte 
er für den Augenblick den Kampf zu vermeiden *3). Der Fürstbischof 
von Brixen begnügte sich damit, am 15. November die Durchführ- 
barkeit der Verordnung zu bestreiten, da „die Kosten der Heise und 
des Aufenthalts in Innsbruck 41 von den armen, auf „kümmerliches 
Einkommen 44 angewiesenen Clerikern nicht zu erschwingen seien, 
zumal „diese zum grösseren Theile mittelmässigen Talente in einem 
Athem nicht aus allen Gegenständen genugsam zu antworten gefasst 
sein können 44 , hiedurch aber die Prüfung verlängert und erschwert 
werde; er lud dagegen die Regierung ein, einen landesherrlichen 
Commissär zu den öffentlichen Prüfungen nach Brixen abzuordnen, 
„um sich von der vorschriftsmässigen Verfassung des Lyceuras und 



13) Aufsehluss darüber gibt ein Schreiben von Gottfried Purtscher aus 

Meran, 13. November 1806, womit er die Antwort des Fürstbischofs von Chnr an 

die Landesregierung nach Trient. wahrscheinlich an Gratl, übersendete : In ea obser- 

vabis de moritis causae studiose nihil insertum esse, primo quia decreta in epistola 

gubernii addueta hueusque curiam hanc non tangunt, et seeundo quia speraran» 

hoc negotium per concordatum cum rege Bavariae concludendum (mit plane ut 

mt conclnsum) in favorem episcopornm diromtum iri. Falsch ist demnach die 

•abo in den „Denkwürdigkeiten 44 a. a. O. S. 73, der Fürstbischof von Chur 

am 10. November „mit einer standhaft verneinenden Antwort erwiedert". 
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von dem Fortgange der Schüler zu überzeugen" **). Der Fürstbischof 
von Trient aber wollte nichts von diesem Auskunftsmittel wissen, da 
ein landesfürstlicher Commissär als „Richter 44 bei theologischen Prü- 
flingen gegen das „katholische Dogma" Verstösse und auch als „ein- 
facher Zeuge 4 ' „sehr gefährlich 44 werden könnte 15 .), und ertheilte der 
Regierung am 9. December, indem er zugleich die Durchführbarkeit 
der Verordnung aus denselben Gründen wie der Fürstbischof von 
Brixen bestritt, eine principiell ablehnende Antwort. Die Antwort 
enthielt zugleich einen verständlichen Hinweis auf die Missstimmung, 
welche die Durchführung der „in der ganzen Vorzeit unerhörten 44 
Verfügung unter der Bevölkerung hervorbringen würde; „es lässt 
sich zu unserm empfindsamen Schmerze die hiebei eintretende Gefahr 
nicht misskennen, wie viel die dem Tyroler sonst angeborne Liebe, 
Ehrfurcht und Treue gegen den Landesfürsten hierunter leidep 
dürfte" 16). Von Augsburg aus, wo nach Beendigung der regens- 
burger Unterhandlungen der Nuntius de la Genga und Pater Zallinger 
sich aufhielten, wurde den tyroler Bischöfen auf wiederholte Anfragen 
der Rath gegeben, „die Sache etwas zu verzögern und keinen unwider- 

14) Die Antwort des Fürstbischofs von Brixen an die Landesregierung vom 
15. November 1806 findet sich abschriftlich in den Papieren des Fürstbischofs 
von Trient. Drei Tage später, am 18. November 1806, schrieb der Domprubst 
von Brixen Konrad von Buol an . den Fürstbischof von Trient : „Diesseitiges Or- 
dinariat schätzet sich glücklich, wenn es die Sach, wie selbes nicht ungegründet 
hoffet, dahin leiten kann, dass bey den hier gewöhnlichen öffentlichen Endes- 
Prüfungen blos allein ein Landesfürstlicher Commissair zu erscheinen habe, als 
niemals zu hoffen seyn dörfte, dass von den Bischoflichen Lyzäen alle Neckereyen 
abgewendet werden können, und ein solcher Gebrauch in den Bistümern Augsburg 
und Freysiug ohno Widerspruch der dortigen Bischofen schon durch mehreren 
Jahren hindurch bestehet". 

15) »Schreiben des Fürstbischofs von Trient an den Dompropst von Brixen 
Konrad von Buol, ohne Datum, jedoch unmittelbar nach dem 9. December 1806; 
Abschrift von der Hand Gratl's in den Papieren des Fürstbischofs von Trient. 

16) Abschrift von der Hand GratFs in den Papieren des Fürstbischofs von 
Tribut, lieber die äusseren Hindernisse, welche der Durchführung der Verordnung 
entgegenstünden, äusserte der Fürstbisehof von Trient: der Vollzug der Verord- 
nung sei nur möglich, wenn das königliche Aerariuin die Kosten der Hin- und 
Küekreise und des Aufenthalts an dem Prüfungsorte mit einer sehr beträchtlichen 
Summe vorschiesse, .,weil grösstenteils nur dürftige Söhne armer Altem in den 
Priesterstand treten, die noch studirenden theologischen Schüler ihre tägliche 
Kost von Hause zu Hause erbetteln, die schon geweihten Priester von ihrem elenden 
Kinkominen sich kaum die nöthigo Kleidung anzuschaffen vermögen, diese und 
jene die Kosten der Reise und des Aufenthaltes an dem Prüfungsorte bestreiten 
zu können sich ganz ausser Stande befinden". 
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ruflichen Schritt vorzunehmen 11 ; es sei Hoffnung vorhanden, dass in 
Betreff der Weihen und der bischöflichen Verleihungsrechte „ein zur 
Zufriedenheit der Bischöfe gereichender Ausschlag des Concordates" 
erfolgen werde. Dagegen lasse sich die von den Bischöfen so sehr 
gewünschte Mitwirkung bei Ernennung der theologischen Professoren 
nicht erreichen; indessen gab Pater Zallinger den Rath, „über ver- 
dächtige und verdorbene Professoren zu wachen, gegen deren An- 
stellung vor den weltlichen Behörden Beschwerde zu führen, gegen 
solche schädliche Lehrer nicht nur mit Erinnerungen, sondern auch 
mit Bedrohungen und Kirchenstrafen zu verfahren, und endlich auch 
dem Beispiele des Herrn Generalvicars zu Münster zu folgen" 1 ?). 
Die bischöflichen Lyceen seien auf jede mögliche Weise zu erhalten ; 
die Zulassung eines landesherrlichen Commissärs zu den Schluss- 
prüfungen könne nicht als Verletzung eines Dogmas, sondern höchstens 
als ein Missbrauch betrachtet werden 18 ). 

Ehe noch der Streit über die wissenschaftliche Vorbildung des 
Clerus beigelegt war, entspann sich aus geringem Anlass ein neuer 
Zwist, welcher in weiterer Entwicklung zu einem Principienkampfe 
und mit zweien der Fürstbischöfe zum völligen Bruch führte. Ein 
Kegierungserlass vom 15. December 1806 verordnete für Tyrol, was 
in den älteren bayerischen Gebieten schon am 23. November 1801 
angeordnet, was in der Stadt Trient seit mehreren Jahren üblich ge- 
wesen war, dass der Gottesdienst in der Ohristnacht „zur Verhütung 
mancher den guten Sitten und der öffentlichen Sicherheit nachtheiligen 
Missbräuche" auf die fünfte Morgenstunde verlegt werden solle. Der 
Erlass wurde mit Umgehung der Bischöfe den Seelsorgern unmittelbar 
durch die Ortsobrigkeiten zugefertigt, von einem Theile des Clerus 
befolgt, von einem andern, vorzugsweise in den Diöcesen Chur und 
Trient, ausser Acht gelassen, weil die weltlichen Behörden in kirch- 
lichen Dingen nichts zu befehlen hätten. Der Fürstbischof von 
Brixen hatte noch Zeit gefunden, als ihm der Erlass durch die 



17) Schreiben des . Fürstbischofs von Trient an den Dompropst von Brixen 
vom 28. Dezember 1806, Abschrift von Gratl's Hand. Am 19. Dezember 1806 
hatte der Dompropst von Brixen an den Fürstbischof von Trient geschrieben: 
,.Ich zweifle sehr, ob der Nuntius und auch Rom solbst um die bischöflichen 
Lyzäen sich annehmen werden, weil sie sich um den Einfluss der Bischofen bey 
Besetzung der theologischen Professoren nicht einmal annehmen wollen, wie das 
beyliegende Antwortschreiben des P. Zallingers weiset". 

18) Schreiben des Dompropstes von Brixen an den Fürstbischof von Trient vom 
10. Februar 1807. 
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„Stadtgerichteobrigkeit" mitgetheilt worden war, denselben von den 
Kanzeln „zur genauesten Befolgung 44 verkünden zu lassen und fügte 
sich selbst ohne Widerspruch der landesherrlichen Anordnung^). 
Der Fürstbischof von Chur dagegen war entschlossen an seinem Sitze 
in Meran den Gottesdienst um Mitternacht abzuhalten und liess sich 
nur durch eine Deputation der Stadt „zur Vermeidung grösserer 
Uebel 44 von diesem Entschlüsse zurückbringen 20 ). Ueber eine Vor- 
stellung an die Landesregierung wegen der Principienfrage, „der un- 
füglichen Bekanntmachung der politischen Verordnungen in geistlichen 
Sachen 44 , konnten sich die Bischöfe nicht einigen. Der Bischof von 
Brixen hatte eine Vorstellung entworfen, welche in entgegenkommen- 
dem Tone das „geziemende Ansuchen 44 enthielt, „dergleichen Verord- 
nungen in publico-ecclesiasticis dem Bischöfe unmittelbar mitzutheilen, 
um die Curatgeistlichkeit nach Erforderniss der Umstände zu deren 
allgemeinen und gleichförmigen Beobachtung anweisen und nöthigen 
Falls hierüber belehren zu können 44 . Der Bischof von Trient dagegen 
arbeitete einen anderen Entwurf aus, um mit keinem Worte „eine 
gesetzgebende Macht des Landesforsten über die Eirchenzucht anzu- 
erkennen 44 21 ). Während die Bischöfe darüber noch unter sich und 
mit dem Nuntius de la Genga beriethen, erging am 18. Februar 1807 
ein neuer Erlass der Landesregierung. Der Genera lcommissär Graf 
Arco verlangte von den Ordinariaten, weil ein Theil des Clerus dem 
Kegierung8erlass vom 15. December 1806 den Gehorsam verweigert 
habe, eine „unverzügliche 44 „ernstliche 44 Anweisung an sämmtliche 
Seelsorger, „dass sie auch in jenen Fällen, wo ihnen die von Seiner 
Königlichen Majestät oder im Namen Allerhöchstderselben von diess- 
ortiger Behörde getroffenen Verfügungen in Hinsicht auf kirchliche 
Polizei, welche offenbar in das jus circa sacra gehören, zukommen 
und wegen Kürze der Zeit nicht mehr den Ordinariaten intimirt 
werden könnten , diesen nichtsdestoweniger die pflichtschuldigste 
Folge ungesäumt zu leisten hätten 44 . Dem gestellten Verlangen war 
die Zusicherung beigefügt, „dass man die Ordinariate von allen auf 
das jus circa sacra Bezug habenden Verordnungen stets in zeitige 
Kenntniss setzen werde 14 . Auch hierauf konnten sich die Fürstbischöfe 
nicht über einen gemeinschaftlichen Schritt verständigen. Der Bischof 

19) So berichtet er selbst in den sogleich zu erwähnenden Entwurf einer 
Vorstellung an die Landesregierung. 

20) So berichten die ».Denkwürdigkeiten" a. a. 0. 8. 73. 

21) Schreiben des Fürstbischofs von Trient an seinen Amtsbruder in Brixen 
vom 17. Februar 1807, mit dem Entwürfe der VorsteUung an die Landesregierung. 



152 Gesetzgebuugsrocht in kirchlichen Dingen. 

von Brixen war bereit, obwohl ihm der Erlass der Landesregierung 
„stark und sehr bedenklich" erschien, „in Ueberzeugung von der 
reinsten katholischen Denkensart Seiner Majestät des Königs" ein 
Umlaufschreibeil an die Decane zu richten und „diesen Befehl nach 
Verlangen des königlichen Landesguberniums der gesammtep Geist- 
lichkeit bekannt zu machen und zur Befolgung zu empfehlen", ledig- 
lich mit dem Beisatze, dass die Decane in solchen Fällen den Vor- 
gang ungesäumt dem Ordinariate anzuzeigen hätten. Eine Vorstellung, 
welche er gleichzeitig bei der Landesregierung einzureichen beabsich- 
tigte, sollte das Ersuchen stellen, bei Verordnungen in publico- 
ecclesiasticis „ausser einem besonders dringenden Ereignisse" das 
Ordinariat nicht zu umgehen und so „alle Weitläufigkeiten und Colli- 
sionen zwischen Kirche und Staat zu vermeiden 4 * 2 2). Der Fürst- 
bischof von Trient dagegen entwarf eine, wie er selbst gestand, „etwas 
eingriffige" Vorstellung an die Landesregierung, welche in eingehender 
prinzipieller Erörterung dem Staate jede „gesetzgebende Macht in 
kirchlichen Angelegenheiten" absprach und nur ein „Einsichtsrecht in die 
Verfügungen der Kirchenzucht" sowie das Recht beliess, die „schon 
bestehenden Gesetze" der Kirche durch politische Verordnungen zu 
bekräftigen, ein Recht, dessen Ausübung der Kirche „ganz willkommen 
und angenehm" sei. Eine andere Auffassung der „Kirchenpolizei" 
würde den „ketzerischen Irrthum cujus regio ejus religio" in sich 
schliessen, und die Ausschreibung der Verordnung vom 18. Februar, 
„so wie selbe nach dem Buchstaben lautet", würde den „allergnädigsten 
Monarchen" „in dem verhassten Gesichtspunkt Heinrichs VIII. Königs 
von England" erscheinen lassen 23 ). Der Bischof von Chur war mit 
dieser Vorstellung einverstanden; der Bischof von Brixen dagegen 
fand „die Schreibart viel zu scharf", und wünschte den Entwurf „ge- 
mässiget", damit derselbe „gemeinnützig" werden könne, wozu sich 



22) Schreiben des Fürstbischofs von Brixen an seinen Anitsbruder in Trient 
vom 3. März 1807, mit den Entwürfen des Umlaufsehreibens und der Vorstellung 
an die Landesregierung, i" den Papieren des Fürstbischofs von Trient 

23) Entwürfe dieses Schreibens von der Hand Gratis und eine Reinschrift 
.gegeben Trient den . . März 1807" linden sich in den Papieren des Fürst- 
bischofs von Trient. Der Abdruck in den ..Denkwürdigkeiten" a. a. 0. S. 74 f. 
ist wahrscheinlich nach derjenigen Abschrift gemacht, welche dem Fürstbischof 
von Chur zur gutachtlichen Aeusserung mitgetheilt wurde. Dass das Schreiben 

: cht abgesendet wurde, ergibt sich aus zwei Briefen des Fürstbischofs von Trient 
seinen Amtsbruder in Brixen vom 27. März, an seinen Amtsbruder in Chur 
sehen dem 27. März und 7. April. 
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der trienter Prälat nicht verstehen wollte 24 ). So unterblieb die 
Vorstellung bei der Landesregierung, und die Fürstbischöfe erliessen 
lediglich Umlaufschreiben an die untergeordnete Geistlichkeit, der 
von Brixen am 2. April in gemässigten Ausdrücken 25), der von Trient 
am 7. April mit einem Vorbehalt, von welchem er voraussah, dass 
„eine Art von Verweise oder Bedrohung hierauf erfolgen werde 44 , 
und der Bischof von Chur am 30. März mit einer Bedingung, welche 
in anderen Worten, obwohl nicht minder scharf, den Vorrang der 
kirchlichen vor der weltlichen Gesetzgebung erkennen Hess 26 ). 

Inzwischen war zu den vorhandenen Streitpunkten ein neuer hin- 
zugekommen, die landesherrliche Verordnung vom 6. Februar 1807 
über die Besetzung der Pfarreien in Tyrol. Darnach war die Ver- 
gebung aller nicht dem Privatpatronat unterliegenden Pfründen dem 
Könige vorbehalten und von dem Ergebnisse einer „strengen", durch 
landesherrliche Examinatoren abzuhaltenden Prüfung abhängig ge- 
macht, den Bischöfen zwar ein Vorschlag dreier Candidaten, jedoch 
ohne bindende Kraft für die Regierung gestattet. Die Zulassung zu 
dem Concurs und damit zum Pfründengenuss war ebenso wie in den 
übrigen Provinzen des Königreichs durch Studienzeugnisse „inländischer 
Schulanstalten* 4 bedingt; über die Rangordnung unter den Bewerbern 
sollte die „Klassificationstabelle 44 entscheiden 27 ). Durch diese „nieder- 
schlagende EntSchliessung", so schrieb am 6. März 1807 der Fürst- 
bischof von Brixen an seinen Amtsbruder in Trient, „ist das den 
Bischöfen angeborne Recht ganz benommen, ihr Wirkungskreis ge- 
sperrt, und der Weg zum Zwecke angemessene und taugliche Subjecte 
in die Pfarreien einzudringen auf die andere Seite geöffnet 44 '-* 8 ). 



24) So berichtete der Fürstbischof von Trient seinem Amtsbruder in Ohur; 
Abschrift des Briefes ohne Datum von Gratl's Hand in den Papieren des Fürst- 
bischofs von Trient. 

25) Die entscheidende Stelle des Ausschreibens ist abgedruckt in den Denk- 
würdigkeiten a. a. 0. S. 78. 

2G) Das Ausschreiben des Fürstbischofs von Chur ist abgedruckt in den 
Denkwürdigkeiten a. a. 0. S. 75 f.; das Ausschreiben des Fürstbischofs von Trient 
in lateinischer Sprache findet sich abschriftlich in dessen Papieren. 

27) Die königliche Verordnung vom 6. Februar 1807, die Konkurs«« zur Bc- 
M'tzung der Pfarreien in Tirol betreffend, steht im Königlich Baierischen Regier- 
ungsblatt 1807 S. 275 -277. Sie verweist selbst wieder auf die oben Note 2 
erwähnte königliche Verordnung venu 30. December 1806 , die Konkurse zur Be- 
sezung der Pfarreien betreffend, ebendaselbst S. 270 — 275. 

28) Original in den Papieren des Fürstbischofs von Trient. 
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An ebendemselben Tage wandte sich der Fürstbischof von Brixen 
mit einer Anfrage über die drei in den letzten Monaten aufgeworfenen 
Streitpunkte nach Rom an Cardinal Antonelli. Ende April, nachdem 
inzwischen der römische Concordatsentwurf vom 6. Februar 1807 
von der bayerischen Regierung zurückgewiesen worden war, ertheilte 
der Cardinal einen ausführlichen Bescheid, in welchem er die landes- 
herrliche Prüfung der angehenden Cleriker als etwas gleichgültiges 
hinzunehmen rieth , soferne nur der Bischof die von ihm selbst zu 
veranstaltende Prüfung als die entscheidende betrachte, das landes- 
herrliche Patronatrecht dagegen entschieden zu bekämpfen und den 
Vorrang der kirchlichen Gesetzgebung vor dem weltlichen Rechte 
unbedingt zu verfechten empfahl. Der Papst, so berichtete der Car- 
dinal, habe bisher weder durch seine väterlichen Ermahnungen an den 
Regenten von Bayern noch durch die eingeleiteten Concordatsunter- 
handlungen etwas, zu erreichen vermocht; die Minister des Königs 
seien zu einer „billigen und annehmbaren 14 Uebereinkunft nicht zu 
bewegen gewesen. In der That hatte die Regierung unmittelbar 
vorher einen Concordatsentwurf der Curie zurückgewiesen, welcher 
der katholischen Religion die Vorrechte des herrschenden Bekennt- 
nisses zusicherte und die unbedingte Unterwerfung der weltlichen 
Rechtsordnung unter die kirchliche Gewalt für alle Zeit zu verbürgen 
unternahm. Vielleicht gelinge es, so schloss der Cardinal seinen 
Brief, durch eine gemeinschaftliche Vorstellung des gesammten baye- 
rischen Episcopats die Regierung umzustimmen. „Wenn alle Bischöfe 
Stand halten und mit Hintansetzung jeder menschlichen Rücksicht 
die Vorrechte ihres Amtes und ihrer Würde vertheidigen wollten, 
und wenn alle einmüthig mit der geziemenden Achtung und Milde 
an den König eine Vorstellung richten würden, so dürfte man grosse 
Hoffnung hegen, dass der König auf ihre Stimme hören würde ; da 
er sich mit so grossem Ruhme zur katholischen Religion bekennt, 
so würde er dem massgebenden Ausspruch der Diener der Kirche 

und der Hirten seiner eigenen Seele die Unterwerfung nicht versagen 
können 44 29). 

Der gegebene Wink wurde von Tyrol aus befolgt. Unmittelbar 
nachdem das Schreiben Antonelli's in Brixen eingetroffen war, be- 
gannen die Unterhandlungen, um eine gemeinschaftliche Vorstellung 

29) Das Schreiben des Oardinals Antonelli vom 25. April 1807 in italienischer 
»Sprache befindet sich abschriftlieh in den Papieren des Fürstbischofs vonTrient; 
eine deutsche Uebersetzung geben die „Denkwürdigkeiten" a. a. 0., S. 76 — 78 und 
daraus entnommen (Höfler) Concordat und Constitutionseid, S. 14—19. 
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der sämmtlichen bayerischen Bischöfe an den König zu Stande zu 
bringen und die Vertheidigung der bischöflichen Rechte in Vergebung 
der Pfründen, Ertheilung der Weihen, Leitung von Studien „mit ge- 
sanimter Hand" zu bewirken. Der Fürstbischof von Brixen wünschte, 
dass „Seine Kurfürstliche Durchlaucht der Bischof von Augsburg sich 
an die Spitze dieses bischöflichen Vereins setze". Der Fürstbischof 
von Trient war bereit, zur Besorgung der Correspondenz einen „ver- 
trauten Agenten nicht ohne einem geziemenden Honorario" in Augs- 
burg aufzustellen 30). Es erging auch zur Betreibung der Sache ein 
„vorläufiges Schreiben" an Pater Zallinger^i); der ganze Plan schei- 
terte jedoch aus unbekannten Gründen. 

Dagegen gelang es den tyroler Bischöfen unter sich nach län- 
geren Unterhandlungen eine Denkschrift an den Papst zu vereinbaren, 
in welcher sie „zu den Füssen des apostolischen Thrones" alle Be- 
schwerden gegen die bayerische Regierung niederlegten und von dem 
„Statthalter des Königs der Könige" „in der zwar unblutigen aber 
änsserst gefährlichen Verfolgung der Kirche" die Entscheidung einer 
Reihe von Fragen erbaten. Zu der Beschwerde über das landesherr- 
liche Patronatrecht , welches dem Bischöfe jeden Einfluss auf den 
untergeordneten Clerus, die „Belohnung würdiger", die „Züchtigung 
unwürdiger" Geistlicher abschneide, zu der Klage über die landes- 
herrlichen Prüfungen, welchen die angehenden Cleriker und vielleicht 
in kurzer Zeit sogar die Professoren an den bischöflichen Lehranstalten 
unterworfen würden, zu dem Widerspruch gegen das unbeschränkte 
Gesetzgebungsrecht, welches der König in „KirchenpoHzeisachen" in 

Anspruch nehme, fügte die Denkschrift eine Anzahl weiterer Be- 

* 

schwerden hinzu. Die gesammte Verwaltung des Kirchenvermögens 
sei weltlichen Behörden übertragen worden, ohne Rücksicht darauf, 
dass ein Angriff auf kirchliche Vermögensrechte auch für Könige und 
Kaiser den Bannstrahl nach sich ziehe und dass die heilige Schrift 
an Balthassar und Heliodor, an Ananias und Saphira „furchtbare 
Beispiele" aufgestellt habe 32 ). Die gesammte Leitung des Unter- 

30) Aus einem umlatirten Briefentwurfe von der Hand des Baron von Kyrl 
an einen ungenannten „hochwtirdigen wohlgebornen Herrn*', in den Papieren «los 
Fürstbischofs von Trient. 

31) So berichtete der Fürstbischof von Trient am 21. Juni 1807 seinem 
Amtsbruder in Brixen. 

32) Als Grund der Beschwerde wurde nicht nur die oben Note 1 erwähnte 
Verordnung vom 29. Docomber 1806, die Verwaltung der Stiftungen betreffend, 
sondern auch dio Verordnung vom 12. Januar 1807, die Organisation des Ver- 
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richtswesens mit Einschluss der theologischen Studien sei dem Mini- 
sterium des Innern anvertraut worden. Der Pfarrconeurs werde mit 
Ausschluss des Bischofs von landesherrlichen Examinatoren abgehalten 
und die hienach entworfene Klassificationstabelle solle för die Kang- 
ordnung unter den Pfründebewerbern massgebend sein. Die katho- 
lischen Pfarrer seien ebenso wie die protestantischen Geistlichen „allen 
aus der Staats-Kirch enge walt fliessenden Verordnungen 1 - unterworfen 
worden 33). Endlich legte die Denkschrift der päpstlichen Entscheidung 
eine die Landesverfassung betreffende Frage vor, deren Tragweite beim 
Ausbruch des Volksaufstands im Jahre 1809 sich ergab, die Frage nämlich: 
ob bei der bevorstehenden Truppenaushebung, welche „die öffentlichen Ver- 
träge zwischen dem Herrscher und den Unterthanen" verletze, die kirch- 
lichen Behörden in irgend einer Weise mitwirken dürften? Aus der 
Fassung verschiedener Stellen lässt sich erkennen, dass die Denk- 
schrift in Trient, wahrscheinlich von Gratl, dem vertrauten Rathgeber 
des Fürstbischofs, verfasst worden ist. Von dort aus wurde sie mit 
den Unterschriften der drei tyroler Bischöfe versehen kurze Zeit vor 
dem 21. Juni 1807 nach Augsburg an den Nuntius de la Genga 
zur Weiterbeförderung abgesendet 34). Nach einer Stelle der Denk- 
schrift zu schliessen, war die Mitunterzeichnung des Fürstbischofs 
von Augsburg in Aussicht genommen; doch hat keiner der Bischöfe 
in den älteren bayerischen Gebieten seinen Namen unter die Denk- 
schrift gesetzt. 

Ehen um jene Zeit trat in dem Verl) äl tri iss des Fürstbischofs 



waltungs-llathcs in Augsburg betreffend. §. 2 ■ lit. d (Königlich Baiorisches 
Regierungsblatt 1807 Stück IV.) angeführt. Daraus dürfte zu schliessen sein, 
dass bei Abfassung der Denkschrift auf die Mitunterzeichnung dos Fürstbischof»» 
von Augsburg gerechnet wurde, welche jedoch unterbliob. 

33) Zum Belege dafür wird angeführt die Verordnung vom 31. Deeemlwr 
1806, die der königlichen Souveränität unterworfene Ritterschaft und ihre Hin- 
tersassen betreffend (Königlich Baierisches Regierungsblatt 1807 Stück V.), welche 
unter lit. B Ziffer IV verordnet: „Die Pfarreien adelicher GJutsbesizer katholischer 
oder evangelischer Religion stehen zu der obersten Staatsgewalt in demselben 
Verhältnisse, wie Unsere unmittelbaren Pfarreien: sio sind hienach alleu aus der 
Staats - Kirchengewalt fliessenden Verordnungen unterworfen**. Die päpstliche Ant- 
wort auf die bischöfliche Beschwerdeschrift bezeichnet diese Verfügung als ..gra- 
vissimum temporalis potestatis attentatum*'. 

34) So berichtet der Fürstbischof von Trient am 21. Juni 1807 an einen 
seiner Amtsbrüder, wahrscheinlich den von Brixen: Abschrift des Schreibens und 
der Denkschrift an den Papst von (iratl's Hand in den Papieren des Fürstbischofs 
von Trient: ebendaselbst Vorarbeiten zu der Denkschrift von Gratl's Hand. 
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von Trient zur Landesregierung eine wachsende Spannung ein. In 
Folge des Ausschreibens vom 7. April 1807 hatte sich ein längerer 
Briefwechsel zwischen dem Generalcommissär von Tyrol und dem 
Fürstbischof entsponnen. Der Generalcommissär Graf Arco versuchte 
wiederholt (12. Mai, 22. Juni 1807), den trienter Prälaten zur Zu- 
rücknahme des „ahndungswürdigen 44 Vorbehalts zu bestimmen, welchen 
er jenem Ausschreiben beigefügt hatte; der Fürstbischof weigerte 
sich beharrlich (16. Juni, 10. Juli 1807), ein neues Ausschreiben an 
den Clerus zu erlassen, indem er unter anderem bemerkte, „dass 
auch bei einer ganz unbedingten Ausschreibung sich die Ausnahme 
so nothwendig von selbst verstehe, als ob sie mit ausdrücklichen 
Worten angeführet würde 44 . Da fasste der Generalcommissär Graf 
Arco, nachdem bereits dem Fürstbischof die Temporaliensperre ange- 
kündigt und die Auszahlung des Gehalts vorläufig eingestellt war, 
wenn er nicht binnen acht Tagen für eine erledigte Pfarrei den 
Ternavorschlag sammt dem Verzeichniss der Candidaten abgebe, am 
12. Juli 1807 in einem eigenhändigen Schreiben alle Forderungen 
der Regierung zusammen; er erinnerte den Fürstbischof daran, dass 
der König von Bayern „gleich nach seinem Regierungsantritte dem 
Bisthum Trient seinen Oberhirten zurückgegeben habe, den ihm das 
Haus Oesterreich lange Jahre vorenthalten hatte 44 ; er erklärte, dass 
der König „sehr weit entfernt 44 sei, irgend etwas zu fordern, was 
„entweder der Glaubenslehre entgegen gesetzt wäre oder die wirk- 
lichen Gerechtsame der Bischöfe verletzte 44 ; er berief sich darauf, 
dass die Verordnung über die Vergebung der Pfründen und über die 
Prüfung der jungen Geistlichen „keine Neuerung 44 sei, sondern „schon 
immer unter den Regenten vom Hause Oesterreich bestand 44 , dass 
auch „Frankreichs aüercbristlichste Könige unbedingt alle Seelsorgen 
in ihrem Reiche vergeben 44 hätten, während der König von Bayern 
den Bischöfen durch den Ternavorschlag einen „beträchtlichen Ein- 
fluss bei Besetzung der Pfründen 44 zugestehe; er drohte endlich M in 
dem unverhofften Falle ferneren Widerstandes 44 mit definitiver Ein- 
ziehung des verfallenen Temporalienbetrags zu Gunsten „der leidenden 
Fonds 44 und mit weiteren Massregeln „zu Erhaltung des Ansehens 
und der Gerechtsame der obersten Staatsgewalt 44 . „Denn so gross 
auch die Achtung wäre, die ich für einen Bischof haben würde, der 
wesentliche die heilige Glaubenslehre betreffende Grundsätze mit 
einer edlen Selbstaufopferung vertheidigte , so wenig würde mir der- 
jenige einflössen, der gleichen Widerstand in dem gegenwärtigen 
Falle leisten würde, wo es sich doch nur um Befolgung allgemein 
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als weise und gerecht anerkannter Verordnungen handelt" 3 *). Zu 
gleicher Zeit versuchte der Generalcommissär sich des Domcapitels 
in Trient zu versichern; er legte am 12. Juli jedem Domherrn vier 
Fragen zur „kategorischen Beantwortung bloss mit ja oder nein inner- 
halb vierundzwanzig Stunden" vor. Die Fragen lauteten: Erstens: 
Ist jeder Untertban, von welchem Bange er auch sein mag, ver- 
bunden, das bestehende Staatsgesetz über die Art der Vergebung der 
Pfarreien unbedingt zu befolgen? Zweitens: Kann ein Bischof diesem 
Gesetze unter dem Vorwande, die Kirche habe anders bestimmt, er 
sei durch Eide verbunden die Rechte seiner Kirche zu vertheidigen, 
er habe vom Papst die Erlaubniss noch nicht erhalten, den Gehorsam 
versagen? Drittens: Ist das bestehende Gesetz, keinen Becurs nach Born 
zu nehmen, kurz keine Schrift dahin zu befördern, ohne alles vorläufig 
der Landesstelle vorgelegt zu haben, im Gewissen verbindlich? 
Viertens: Können päpstliche Bullen, Breven oder andere Acten, wenn 
selbe das placetum regium nicht erhalten haben, verbindlich sein? 36 ) 
Sechs von den trienter Domherrn beantworteten die Fragen nach 
dem Wunsche der Regierung; der Generalvicar Zambaiti, die Dom« 
herrn Baron Buffa und Baron Trentini in dem entgegengesetzten 
Sinne 37 ). Der Domherr Baron von Eyrl, welcher sich eben in 
Klobenstein auf dem Bitten befand, sandte am 18. Juli statt einer 
„kategorischen Beantwortung" der gestellten Fragen eine längere 
Abhandlung über das Verhältniss von Kirche und Staat ein, mit dem 
Bemerken, dass er bisher noch immer das Glück gehabt habe „von 
seinen geistlichen und weltlichen Vorgesetzten volle Zufriedenheit 
und Belobung zu erhalten", dass er vor andern die Abstammung 
von einem „ursprünglich bayerischen Geschlechte" voraus habe 
und Bayern seine Erhebung in den Freihecrnstand verdanke 38 ). 
Der Fürstbischof aber erwiderte am 24. Juli dem Grafen Arco in 
längerer Auseinandersetzung, was er schon zu wiederholten Malen 
erklärt hatte, dass die Forderungen der Regierung gegen das Dogma 
verstiessen ; es sei „dogmatische Lehre", „dass die Prüfung der Seel- 
sorger lediglich und ausschliesslich den Bischöfen angehöre", dass die 



85) Original in den Papieren des Fürstbischofs von Trient. Ein Bruchstück 
aus dem Briefe ist abgedruckt in den „Denkwürdigkeiten" S. 88 f. 

86) Die Fragen sind abgedruckt in den Denkwürdigkeiten a. a, 0. S. 82. 

87) Albert Jäger, zur Vorgeschichte S. 253 (die Priester- Verfolgung S. 11). 

88) „Aeusserung des Trientnerischen Doinkapitulars Joseph Freiherrn von 
Eyrle über die an selben gestellten Fragen" in einer von seiner eigenen Hand 
gefertigten Abschrift in den Papieren des Fürstbischofs von Trient. 
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Verleihung der Pfründen als ein Bestandteil der Kirchenregierung 
den Bischöfen zustehe ; dennoch erklärte er sich bereit, den Clerikern 
die Prüfung an der Universität Innsbruck, „wenn sie die Reisekosten 
dazu aufzubringen wissen' 1 , und unter Vorbehalt der bischöflichen 
Prüfung „weder zu inissrathen noch zu verbieten* 4 , auch den Terna- 
vorschlag abzugeben, wenn der Papst mit dem Könige im Concordate 
darin übereingekommen sei; einen „unbedingten Gehorsam gegen die 
politischen Verordnungen über Kirchenpolizei" könne er jedoch dem 
Clerus nur dann vorschreiben, wenn der König selbst eine Erklärung 
über den Vorrang der kirchlichen Gesetzgebung vor der weltlichen 
abgebe 39). 

Auch mit dem Fürstbischof von Chur leitete der Generalcommissär 
einen Briefwechsel ein, um auch diesen Prälaten zur Erlassung eines 
neuen limlaufschreibens an den Clerus mit Unterdrückung des „höchst 
ahndungswürdigen* 4 Vorbehalts zu bestimmen. Auch dieser Brief- 
wechsel endete mit Verhängung der Temporaliensperre , ausserdem 
mit der Drohung, den Fürstbischof von Chur aus dem Gebiete des 
Königreichs wegzuweisen 40). Der Fürstbischof aber berief auf den 
13. August eine Versammlung des Clerus nach Meran und Hess sich 
das Gelöbniss ablegen, den Verordnungen der Kegierung keinen un- 
bedingten Gehorsam zu versprechen, keine dem canonischen Rechte 
widerstreitende Pfründevergebung anzuerkennen, die kirchlichen Func- 
tionen eines eingedrungenen Pfarrers als unerlaubt und dessen Amts- 
handlungen als ungültig zu betrachten^). 

Ein Versuch der Regierung, die Gottesdienstorduung von 1787 
in Tyrol wiederherzustellen (7. Juli 1807), stiess unter diesen Ver- 
hältnissen auf den Widerstand der Ordinariate 42 ). 

Mitten in diese Spannung der Gemüther fiel der Bescheid des 
Papstes auf die Denkschrift der tyroler Bischöfe durch das Breve 
vom 1. August 1807 43 ). Das Breve war zu gleicher Zeit die Antwort 
Rom's auf den Abbruch der Concordatsunterhandlungen durch die 



39) Abschrift von Gratl'n Hand in den Papieren des Fürstbischofs von Trient. 

40) Albert Jäger zur Vorgeschichte S. 250 f. (die Priester- Verfolgung S. 1 1 f.) 

41) Vergl. die „Denkwürdigkeiten" a. a. 0. S. 82. 

42) Aufschluss darüber geben zwei Vorstellungen der Ordinariate in Brixen 
und Chur an die Landesregierung vom 1. und vom 9. September 1807, abschrift- 
lich in den Papieren des Fürstbischofs von Trient. 

43) Mitgetheilt in den Urkunden Nr. 15. Ein Auszug in den „Denkwürdig- 
keiten" a. a. 0. S. 79-82, und daraus bei (Hötter) Concordat und Constitutions- 
t-id Ö. 19 24; vergl. Joseph Eapp a. a. 0. S. 6 f. 
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bayerische Regierung und der Wendepunkt in dem Kampf der tyroler 
Bischöfe mit der landesherrlichen Gewalt. 

Das päpstliche Breve vom 1. August 1807 stellte abermals in 
völler Schärfe dem System der Regierung das System der Curie 
gegenüber. Auf die Anfragen der tyroler Bischöfe wurde erwidert: 
Es sei deu Bischöfen nicht erlaubt, aus Liebe zum Frieden und zur 
Vermeidung eines Schisma dem Clerus einen blinden und uneinge- 
schränkten Gehorsam gegen die Erlasse der weltlichen Gewalt in 
Kirchenpolizeisachen vorzuschreiben, wie die Regierung verlangt habe ; 
im Gegentheil, wenn sie die überlieferte Hinterlage des Glaubens 
bewahren wollten, so müssten sie pflichtgemäss den Clerus ermahnen 
und belehren, dass den weltlichen Fürsten gar kein Recht in Kircheu- 
polizeisachen zustehe und dass die Kirche kein solches anerkenne, 
wenn man nicht dasjenige ein Recht nennen wollte, was richtiger eine 
Verpflichtung genannt werde: die Aufgabe der katholischen Fürsten, 
die heiligen Gesetze der Kirche durch weltliche Gesetze zu bekräf- 
tigen, damit, was der Priester durcli das Wort der Lehre nicht be- 
wirken könne, die weltliche Gewalt ergänze durch den Schrecken der 
Zucht. Aus demselben Grunde dürften die Bischöfe das sogenannte 
Ke^iorungsblatt nicht als ein Organ der rechtmässigen Gesetzgebungs- 
jrwvnlt mit bindender Kraft für die untergeordnete Geistlichkeit er- 
klären, du die Kirche den weltlichen Fürsten überhaupt kein Gesetz- 
i/Ml>uht;sn!< |jf, in kirchlichen Dingen, wenigstens kein solches zugestehe, 
wrJ/:l>^ vor den Gesetzen der Kirche den Vorrang hätte. Ebenso- 
wenig *ei <m den Bischöfen gestattet, das Recht der Pfründenvergebung 
,m du-, vwrltliclH! Gewalt abzutreten, da eine solche Abtretung die 
Aitfl'V-iir»^ /iller Zucht unter dem Clerus bewirken und die Lehre der 
|,v^ru(>tf von dem landesherrlichen Patronatrecht bekräftigen würde; 
mmU «ntt'U'.t >w'\ die Einmischung der Laien in den Pfarrconcurs und 
/ti. ,">r» t)hf tw'll.lirhcn Gewalt entworfene Klassificationstabelle der 
rfnni'IM,*v<'' pIiui zurückzuweisen. Auch der landesherrlichen Verord- 
,,.,„/ u\fM 'Hu KiLlii-iliuiff der Weihen dürfe vqii den Bischöfen in 
kn.M»'»' \N*\<* h»lj/n f/e|rintet werden; denn eine landesherrliche Prüfung 
H< V"ri'*dii)i/iiHf/ ftlr die Krtheilung der Weihen würde in die bischöf- 
i,H,M 0*"ri|(. timj/ "dien und das Urtheil über die Lehre des Clerus 
Auf 4,« »h\t\tthh Macht übertragen. Ausdrücklich wurde den Bischöfen 
A,i> l .*hht#**-huiiK der Universitäten eingeschärft. Allerdings komme 
,)im ft*Wfih# t\M liniverfiitätcn zu einem grossen Theile den Landes- 
"1 1 (\m\U(i<)\ ll^o es in dem Amt des Bischofs, darüber zu 
1äm \u der liitiiwii! keine Irrthümer aufgestellt oder eine 
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minder gesunde Lehre vorgetragen werde. Wenn demnach der Bischof 
in der theologischen Facultät eine Abweichung von der gesunden 
Lehre bemerke, so solle er zunächst ein Einschreiten der Regierung 
gegen die Professoren verlangen; wenn aber keine Abhülfe geschehe, 
oder wenn die Verführer, wie bei der Unbill der Zeit zu befürchten 
sei, im Irrthum und in der Irrlehre weiter gingen, so müsse er die 
Mittel seiner geistlichen Autorität gebrauchen. Aus der bischöflichen 
Lehrgewalt ergebe sich ferner, dass die von den Bischöfen geprüften 
und angestellten theologischen Professoren einer landesherrlichen 
Prüfung sich nicht unterziehen dürften, auch nicht zu dem Ende, um 
der Regierung die Ueberzeugung zu verschaffen, dass in den bischöf- 
lichen Lehranstalten nichts gegen die Rechte des Staates vorgetragen 
werde. Das hiesse ebensoviel als die Meister der heiligen Lehre und 
die Lehre selbst dem Urtheil von Laien unterwerfen , und da die 
bayerische Regierung eine der katholischen Lehre entgegengesetzte 
Auffassung von den Rechten des Staates in kirchlichen Dingen ver- 
trete, so würden die landesherrlichen Examinatoren die katholische 
Lehre, weil sie dem weltlichen Sinn der Regierung widerstreite, als 
eine staatsfeindliche Lehre behandeln. Endlich sollen die Bischöfe 
gegen die Entziehung der Verwaltung des Kirchenguts, gegen die 
Gleichstellung der katholischen Pfarrer mit den akatholischen Geist- 
lichen in Recht und Gericht, diesen schweren Eingriff von Seite der 
weltlichen Gewalt, überhaupt gegen alle Verletzungen der kirchlichen 
Disciplin Verwahrung einlegen; die ausdrückliche Verhängung von 
Kirchenstrafen dagegen wegen widerrechtlicher Aneignung, Ankauf 
oder Verschleuderung von Kirchengut oder wegen Verletzung der 
kirchlichen Rechte überhaupt sei nach den Bestimmungen der kirch- 
lichen Gesetzgebung überflüssig. Nur auf die Anfrage wegen des 
Verhaltens bei der Truppeuaushebung vermied der Papst in dem 
Breve Antwort zu geben. Den Erwiderungen auf die einzelnen 
Anfragen der Bischöfe ging die allgemeine Ermahnung zur Seite, auf 
dem schwierigen, bitteren, beklagenswerthen Posten auszuharren, die 
Sache Gottes und der Kirche und die Lehre des apostolischen Stuhles 
zu vertheidigen, das heisst die Lehre, dass der Staat in kirchlichen 
Dingen überall kein Recht, sondern lediglich die Verpflichtung habe» 
den Geboten der Kirche durch die Anwendung von Gewalt Gehorsam 
zu verschaffen. 

Das Breve vom 1. August 1807 wurde von der bayerischen Re- 
gierung nach Form und Inhalt und nach Lage der Verhältnisse als 
eine Kriegserklärung betrachtet. Zunächst jedoch, noch ehe das Breve 

Sicherer, Staat und Kirche. 1 1 



162 Häffelin räth zur Nachgiebigkeit. 

an die tyroler Bischöfe abging, wurde dasselbe als Mittel verwendet, 
um die Eegierung wo möglich zum Abschluss des Concordats auf 
Grund des letzten römischen Entwurfes zu zwingen. Der Nuntius 
de la Genga erhielt das Actenstück von Born aus mit dem Befehle zu- 
gesendet, dasselbe erst nach seiner Verabschiedung von dem Könige, 
somit nach gänzlichem Abbruch der Unterhandlungen, abgehen zu 
lassen. Schon am 20. August, neun Tage ehe der Nuntius von 
Augsburg aus zur Audienz in München eintraf, war das Breve der 
bayerischen Regierung abschriftlich bekannt. Die Regierung war je- 
doch nicht gewillt nachzugeben ; noch am gleichen Ta^e wurden 
der bayerische Gesandte am römischen Hofe, der sich eben in Mün- 
chen aufhielt, der geheime Rath von Zentner und der geheime Refe- 
rendar von Branca unter Mittheilung des päpstlichen Erlasses zu einem 
Gutachten darüber aufgefordert, „welches System nun stufenweise gegen 
den römischen Hof anzunehmen wäre , und durch welche Mittel die 
Bischöfe zur Befolgung der königlichen Verordnungen angehalten werden 
könnten ?" Häffelin rieth zur Nachgiebigkeit ; er übersendete an Mont- 
gelas eine Denkschrift, in welcher er die Notwendigkeit von Verbesser- 
ungen in der katholischen Kirche zugestand, aber von der Anwendung 
gewaltsamer Mittel gegen die Bischöfe abmahnte. „Man kann nicht in 
Abrede stellen, dass bei den Katholiken sich viele Missbräuche, Vorur- 
theile und Aberglauben besonders durch die Bettelmönche eingeschlichen 
haben. Die vernünftigeren und vorurteilsfreien Katholiken wünschen 
selbst und mehrere haben schon öffentlich den Wunsch geäussert, dass 
die römische katholische Religion wieder in ihrer Reinheit und im 
ächten Geiste ihres göttlichen Stifters hergestellt werden möge. Es 
ist ganz gewiss ein heilsames Unternehmen, die auf Vorurtheile und 
Aberglauben begründeten Religionsübungen abzustellen. Es wird aber 
hiezu viele Vorsicht, Bescheidenheit und Klugheit erfordert, um bei 
dem Volke, welches mehr an dem Sinnlichen als an dem Geistigen, 
mehr an der Schale als an dem Kern der Religion hängt, keinen 
Missverstand, kein Misstrauen, keine allgemeine Unzufriedenheit und 
Unruhe zu erregen . . . Religionsstreite, Religionsunruhen sind in 
einem Staate immer bedenklich, weil sie sehr leicht und oft sehr 
geschwind gefährlich, äusserst gefährlich werden können, und die 
Gefahr ist nie näher, als wenn Gewalt und Zwangsmittel eintreten, 
fte Behandlung, Belehrung, Ueberzeugung eintreten soll". Auf 
lieser Erwägungen rieth er dem Minister, die für die Ruhe 
tes so nothwendige Eintracht zwischen der geistlichen und 
Liehen Gewalt nicht zu erschüttern. „Es würde nutzlos und 
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sogar gefährlich sein, in scholastische Erörterungen einzugehen, welche 
nur die Geister erbittern und niemals ein Ende nehmen. . . . Man 
muss die Angelegenheiten als Staatsmann und nicht wie ein Doctor 
oder Universitätsprofessor behandeln 44 . Um den Bruch wo möglich 
zu verhüten, unterhandelte Häffelin aus eigenem Antrieb mit dem 
Nuntius de la Genga, welcher am 29. und 30. August zur Verab- 
schiedung bei dem Könige in München sich aufhielt, und de la Genga 
versprach ihm, das Breve des Papstes, welches er noch in Händen 
habe, nicht abgehen zu lassen, ehe nicht Häffelin eine Unterredung 
mit Montgelas gehabt und das Ergebniss derselben dem Nuntius mit- 
getheilt haben wflrde 44 ). Die Unterredung, welche am 2. September 
stattfand , stimmte den Gesandten völlig um ; er beschloss , dem 
Nuntius überhaupt keine Antwort zu ertheilen. „Das Stillschweigen, 
welches man gegen ihn beobachtet, wird denselben erkennen lassen, 
dass man mit seinem Verfahren unzufrieden ist, dass man seine 
Intriguen kennt, und dass er gut thun wird, seine Abberufung zu 
verlangen, nachdem er selbst geäussert hat, er sei verstimmt über 
seinen Misserfolg, und er hoffe, dass ein anderer in seinen Unterhand- 
lungen glücklicher sein werde. Ein anderer kann auch in der That 
glücklicher sein, wenn er mehr guten Willen, mehr Aufrichtigkeit 
und mehr Redlichkeit mitbringt" -M). Das päpstliche Breve hatte 
hienach seinen Lauf. Durch einen vertrauten Mann wurde dasselbe 
von Pater Zallinger an das Handelshaus Zallinger in Botzen und von 
dort an die Fürstbischöfe befördert. In kurzer Zeit war dasselbe in 
zahlreichen Abschriften unter dem Clerus verbreitet; einzelne Geist- 
liche machten dasselbe dem Volke bekannt. 

Rasch führte die Regierung den Gegenschlag. Am 9. September 
rieth der Generalcommissär Graf Arco dem Könige, den Fürstbischof 
von Trient auf seine Präbende nach Salzburg zu verweisen, den Fürst- 
bischof von Chur als „fremden Bischof, der nur den Samen des 
Unkrautes ausstreut, aus dem Lande in seine eigentliche Diöcese zu 
entfernen 44 , den in Tyrol gelegenen Theil seiner Diöcese einem anderen 
Bisthum einzuverleiben und die Einkünfte von G000 Gulden, welche 
der Bischof bisher bezogen hatte, dem Religionsfonde zuzuwenden 40 ). 
Kurze Zeit später erhielt der Fürstbischof von Trient die Einladung, 
zu mündlicher Unterhandlung mit dem Generalcommissär nach Fnns- 

44) Schreiben Häflfelin's an Montgelas von». 1. September 1807. 

45) Eigenbändige Aufzeichnung HältWin\s vom 3. September 1807 über seine 
Uut*»rre«lung mit Montgelas. 

40) Albert Jäger, zur Vorgeschichte S. 2 r >l (die Printer- Verfolgung S. 12). 

11* 
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brück zu kommen ; er traf am 29. September dort ein t nachdem er 
in Botzen mit dem Fürstbischof von Chur eine Besprechung gehabt 
hatte. Unmittelbar nach seiner Abreise, am 26. September, wurden 
die Papiere seines vertrauten Kathgebers, des deutschen Predigers in 
Trient Joseph Anton von Gratl, darunter die Correspondenz der tyroler 
Bischöfe unter sich, mit dem Nuntius de la Genga und Pater Zallinger, 
durch den Landrechtspräsidenten Grafen Welsberg mit Beschlag belegt; 
Gratl selbst wurde unter Militärbedeckung nach dem Priesterhause 
St. Johann im Leuckenthal gebracht und dort in strengem Gewahrsam 
gehalten 47). 

In den mündlichen Unterhandlungen mit dem Fürstbischof von 
Trient erzielte der Generalcommissär ebensowenig ein Ergebniss als 
in dem vorausgehenden Briefwechsel. Der Fürstbischof lehnte be- 
harrlich jede Nachgiebigkeit bezüglich der Pfründenvergebung und 
der Ertheilung der Weihen, jede Anerkennung des königlichen Gesetz- 
gebungsrechts in kirchlichen Dingen ab ; er verweigerte ebenso die 
Uebernahme der Verpflichtung, für die Zukunft keinen Recurs nach 
Rom zu nehmen und keine Verbindung mit einem anderen Ordinariate 
zu unterhalten. Er gab zwar zu, „dass Seiner Königlichen Majestät 
Absichten weise und den Rechten der Kirche nicht nachtheilig seien, 
gleichwohl blieb er unabänderlich bei seinem Erklären, dass er dem 
Eide, durch welchen er sich zur Aufrechthaltung der Vorrechte der 
Kirche verpflichtet, getreu bleiben wolle; wenigstens könne er durch 
sein Zuthun und seine Unterschrift zur Schmälerung derselben nicht 
beitragen und werde sich lieber allen schlimmen Folgen unterwerfen 
als sein Gewissen beschweren". Eine gleich ablehnende Antwort gab 
der Fürstbischof von Chur, welcher nach dem Wunsche des General- 
commissärs auf eine von seinem Amtsbruder ergangene Einladung um 
Mitte October zu Innsbruck eintraf 48 ). Da unternahm Graf Arco den 
entscheidenden Schritt : am 23. October kündete er den beiden Prälaten 
den königlichen Befehl an, dass sie binnen zweimal 24 Stunden das 
bayerische Gebiet verlassen und ohne ausdrückliche königliche Be- 



47) Albort Jäger, zur Vorgeschichte S. 252 f. (die Priester -Verfolgung S. 13 C). 
Aufschlii88 über die Beschlagnahme gehen Berichte des Grafen Welsberg an das 
Gencrallandescommissariat vom 23. October, 8. und 14. November 1807. Die 
Correspondenz mit dem Nuntius de la Genga und mit Pater Zallinger ist in den 
noch vorhandenen Papieren nicht enthalten. 

48) Albert Jäger , zur Vorgeschichte S. 253 ff. (die Priester - Verfolgung 
S. 14 ff.). 
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willigung Dicht wieder betreten sollten 49 ). Der Fürstbischof von 
Trient wurde von dem Gubernialrathsaccessisten Karl Grafen von 
Wolkenstein an die österreichische Gränze bei Salzburg, der Fürst- 
bischof von Ghur von dem Polizeicommissär Joseph von Schubert an 
die schweizerische Gränze bei Martinsbruck geleitet. Ersterer nahm 
seinen Aufenthalt in Salzburg, wo er im Domcapitel eine Pfründe 
besass, letzterer im Frauenkloster Münster nahe der tyroler Gränze 5 °). 
In Trient war die Regierung in kurzer Zeit vollkommen Herrin 
der Lage. Noch ehe der Fürstbischof das bayerische Gebiet verlassen 
hatte, wurde der bischöfliche Sitz von der Regierung für erledigt 
erklärt. Die sechs der Regierung ergebenen Domherrn — den übrigen 
vier wurde die Theilnahme an den Berathungen des Capitels durch 
den Grafen Welsberg bis auf Weiteres „eingeboten 44 — schritten wie 
im Fall • der Erledigung üblich zur Wahl eines Capitelsvicars ; sie 
wählten den Archidiacon des Capitels Franz Grafen von Spaur, welcher 
sich den Pfarrer und Erzpriester Tecini von Pergine als Assistenten 
erbat und mit einem von Tecini verfassten beruhigenden Hirtenschreiben 
an den Clerus die Verwaltung der Diöcese antrat 51 ). Auch die übrigen 
Domherrn unterwarfen sich in kurzer Zeit dem neuen General vicar ; 
Baron Buffa gab schon am 29. October, Baron Trentini am 7. No- 
vember der Regierung eine zufriedenstellende Erklärung ; beide wurden 
sogleich wieder zu den Capitelsberathungen zugelassen, ebenso der 
bisherige Generalvicar Zambaiti nach einer Erklärung vom 4. December; 
nur Baron Eyrl, welcher zwar am 15. November den neuen General- 
vicar anerkannte, aber in Betreff der vier Fragen eine gewundene 
Erklärung abgab, wurde auf einige Zeit nach Roveredo verwiesen & 2 ). 
„Im Grösseren und Wesentlichen 44 , so berichtete Graf Welsberg am 
19. November dem Generalcommissär, „steht der Bischof Graf Thunn 
verlassen von seinen Freunden da 44 . Auch der übrige Clerus unter- 
warf sich, einzelne allerdings nur mit Widerstreben, dem neuen 
Generalvicar. Der Fürstbischof versuchte von Salzburg aus, um seine 



49) Die Entschließung vom 23. October 1807, betreffend die Landesver- 
weisung des Fürstbischofs von Chur, ist veröffentlicht von (Eilers), deutsche Blätter 
für Protestanten und Katholiken , Heidelberg 1841 , neuo Folge zweites Heft 
S. 180. 

60) Albert Jäger, zur Vorgeschichte 8. 257 (die Priester- Verfolgung S. 18 f.). 
Vergl. dazu die Erzählung in den „Denkwürdigkeiten a. a. 0. S. 84 f. 

51) Vergl. Albert Jäger, zur Vorgeschichte 8. 258 f. (die Priester- Verfolgung 
8. 19 f.) 

. 52) Die eigenhändigen Erklärungen der genannten Domherrn sind in den 
Acten des Generalcommissariats enthalten. 
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Rechte zu wahren, dem Grafen Spaur Vollmacht zur Leitung der 
Diöcese zu ertheilen; das Schreiben wurde aber von der Regierung 
aufgefangen und gelangte nicht an seine Adresse 53 ). 

Auch in Brixen drang die Regierung durch. Lange hatte sich 
der Fürstbischof unter Berufung auf die Pflichten seines Amtes ge- 
weigert, bei Vergebung von Pfründen auf den Terna Vorschlag ein- 
zugehen ; ohne Bewilligung und Befehl des Papstes, dessen Ausspruch 
im Concordate zu erwarten sei, dürfe er keinen Ternavorschlag machen; 
kein Befehl der weltlichen Gewalt könne ihn über sein Gewissen 
beruhigen 54 ). Da erhielt am 2. December der Kreishauptmann von 
Hofstetten durch den Dompropst von Buol im Namen und Auftrag 
des Fürstbischofs die unerwartete Eröffnung, „dass derselbe zur Be- 
zeugung seines Gehorsams gegen Seine Majestät den König mit der 
nächsten Post die Ternavorschläge für die vacanten Seelsorgen ein- 
schicken werde". Auch die Priester Norz und Feichter, deren 
Entfernung aus dem Seminar die Regierung bisher vergeblich verlangt 
hatte, sei er nunmehr zu entfernen bereit 55 ). 

In dem Sprengel von Chur dagegen traten ernste Verwickelungen 
ein. Unmittelbar nachdem der Fürstbischof des Landes verwiesen 
war, zeigte sich unter der Bevölkerung in der Gegend von Meran eine 
Gährung, welche die Landesregierung schon im November 1807 zu 
militärischen Vorsichtsmassregeln veranlasste. Es kam zur Kenntniss 
der Behörden, dass von den Kanzeln gepredigt werde, der Glaube sei 
in Gefahr; es könne so weit kommen, wie in der ersten Zeit des 
Christenthums, dass die Priester verjagt, das Volk seiner Tempel 
und Altäre beraubt, das Messopfer auf die wesentlichen Bestand- 
teile eingeschränkt werde 56 ). Es verlautete von Bauernversamm- 
lungen, in welchen der Widerstand gegen die Regierung vorbereitet 
werde; der Sandwirth von Passeyer, der Exprofessor und Exjesuit 
Malsiner von Brixen, die Bauern Aster von Sarnthal und Plattner von 
Verdings wurden als besonders verdächtige Theilnehmer an diesen 

53) Entschliessung des Generalcoinmissariats in Innsbruck an den Grafen 
Welsberg vom 25. November 1807: „Da man die fortwährende Ausübung irgend 
eines Diöeesanrechts von Seite dieses Bischofls durchaus nicht gestatten kann, 
so hat man diese Urkunde hier zurückbehalten und es soll dem Generalvicar 
nichts davon bekannt werden". 

54) Bericht des Kreishauptmanns von Hofstetten an den Generaleominibsär 
vom 29. November 1807. 

55) Bericht von Hofstotteifs vom 2. December 1807. 

56) So berichtete der Landrichter von Morau Joseph Franz Wieser ain 9. 
und am 13. November 1807. 
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Versamminngen bezeichnet 57 ). Den Zusammenhang des Clerus mit 
dem vertriebenen Bischof zu unterbrechen, gelang in Chur nicht, wie 
es in Trient gelungen war. Die beiden Provicare, welche der Fürst- 
bischof in Tyrol aufgestellt hatte , die Pfarrer Patscheider in Meran 
und Schuster in Schluderns, weigerten sich, die Diöcesangeschäfte in 
eigenem Namen zu führen^). Da schritt die Regierung zu weiteren 
Massregeln. Sie beschloss, die Diöcesangewalt des Bischofs von Chur 
im Gebiete des Königreichs zu beseitigen und den Sprengel von Chur 
mit einem bayerischen Bisthum zu vereinigen, wie sie überhaupt seit 
dem Abbruch der Concordatsunterhandlungen bestrebt war , jede 
Diöcesangewalt eines auswärtigen Bischofs im Gebiete des Königreichs, 
so auch jene von Salzburg und Würzburg auszuschliessen^). Sie traf 
in diesen Bestrebungen mit der Politik der österreichischen Regierung 
zusammen, welche eben um jene Zeit von der bayerischen Diöcese 
Brixen die österreichischen Gebietsteile loslöste und auf Abtrennung 
der bayerischen Gebietstheile von dem salzburger Sprengel drang. 
Die Form, in welcher diese Einschränkung der Diöcesangewalt auf 
die Landesgränzen wie in allen anderen Fällen so auch bei dem Fürst- 
bischof von Chur nach dem Wunsche der bayerischen Regierung vor- 



67) Albert Jäger, zur Vorgeschichte S. 202 (die Priester- Verfolgung S. 23). 

58) Vergl. Albert Jäger, zur Vorgeschichte S. 259 f. (die Priester -Verfolgung 
S. 20 f.). 

59) In Botreff des salzburger Sprengeis erging am 11. August 1807 an den 
bayerischen Gesandten in Wien Aloys Freiherrn von Rechberg folgende königliche 
Erschliessung: Auf den von euch über dio Gränzbostimmung dos erzbischöflich 
salzburgischen Sprengeis erstatteten Bericht haben Wir beschlossen : 1) den 
Wünschen Seiner Majestät des Kaisers von Oesterreich in Beziehung auf die 
Scheidung des salzburgischen Metropolitan- und Diöcesansprengels beizutreten, 
und 2) dem Herrn Erzbischof von Salzburg Unserer Seit« den Wunsch eröffnen zu 
lassen, dass derselbe seine sämmtlichen Spiritual - Rechte bis zu einer definitiven 
Organisation der Kirchenverfassung Unser* Königreichs und unbeschadet der da- 
durch veranlassten Modalitäten an den Herrn Bischof von Passau übertragen 
wolle; übrigens 3) erwarten Wir von dem Herrn Erzbischofe die näheren Vor- 
schläge über die Ausführung der zu treffenden Bestimmungen. Ihr habt demnach 
den Herrn Erzbischof von Salzburg von dem Inhalte dieser EntSchliessung in 
Kenntnis zu sezen, und demselben zugleich Unser inniges Bedauern zu erkennen 
zu geben, einen grossen Theil Unsers Volkos durch diesen Vorgang eines so vor- 
züglich würdigen und verdienten Oberhirten berauben zu sehen, dessen beständige 
Bemühungen um ihr Seelenheil, um die Beförderung achter Religiosität und Ver- 
breitung der reinen Lchro und des guten Beispiels durch dio Erziehung eines 
zweckmässig gebildeten Clerus Wir stets mit dankbarem Gefühle in Unserem 
Andenken erhalten werden. 
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genommen werden sollte, war die Delegirung der Diöcesangerichts- 
barkeit durch den auswärtigen Bischof an ein benachbartes inländisches 
Ordinariat auf so lange bis eine „definitive Diöcesaneinrichtung" ge- 
troffen werden könnet). Der Generalcommissär von Tyrol schärfte 
jedoch die von der Regierung gewählte Form, als er dem Fürstbischof 
von Chur am 21. November 1807 die königliche Entschließung mit- 
theilte, in eigenmächtiger Weise; er forderte denselben auf, den 
Diöcesanantheil in Tyrol an den Bischof von Augsburg „frei zu 
resigniren, einstweilen aber bis zur definitiven Vollziehung jener gänz- 
lichen Resignation die Ordinariatsfacultäten an das bischöfliche Con- 
sistorium zu Augsburg zu delegiren", und fügte die Erklärung bei, 
dass „vom 1. Januar 1808 an das placetum regium, welches der Aus- 
übung der geistlichen Gerichtsbarkeit als nothwendige und unerläss- 
liche Bedingung zu Grunde liegt, durchaus nicht mehr ertheilt" 
werden könne 61 ). Der Fürstbischof von Chur kam weder der einen 
noch der anderen Aufforderung nach; resigniren dürfe er ohne Ein- 
willigung des Papstes nicht, auch nicht auf einen Theil der Diöcese; 
ebensowenig verstand er sich zu einer Delegirung der Facultäten an 
ein benachbartes Ordinariat, wozu andere Ordinariate sich bereitwillig 
finden Hessen <> 2 ). Er behauptete Besitz und Ausübung der Diöcesan- 
gewalt, um das „offenbar häretische Princip" der Regierung nicht 
anzuerkennen und wies den Clerus zu entschiedenem Widerstände 
gegen jeden auswärtigen Bischof oder Vicar an, der nicht von ihm 
oder von dem Papste der Diöcese vorgesetzt würde. Die Folge dieses 
Verfahrens war, dass die Geistlichen, welche dem Fürstbischof ergeben 
blieben, mit Temporaliensperre heimgesucht, von ihren Stellen ent- 



60) So das königliche Rcscript an den Generalcommissär Grafen Arco vom 
14. November 1807. Die Mittheilung, welche Albert Jäger zur Vorgeschichte 
S. 260 (die Priester -Verfolgung S. 22) von dem Inhalt des königlichen Kescripts 
macht, beweist, dass er dasselbe nicht gelesen, sondern aus dem sogleich zu er- 
wähnenden Schreiben des Generalcommissärs an den Fürstbischof von Chur auf 
Inhalt und Wortlaut des königlichen IScscripts geschlossen hat. Ein Antrag, auch 
gegen den Fürstbischof von Brixen einschreiten zu dürfen , wovon Albert Jäger 
berichtet, ist von dem Generalcommissär Grafen Arco nicht gestellt worden; der 
entworfeue Bericht wurde, da der Fürstbischof sich fügte, nicht unterzeichnet 
und nicht expedirt. 

61) Albert Jäger zur Vorgeschichte S. 2G1 (die Priester - Verfolgung S. 22). 

62) Ein Auszug aus der Antwort des Fürstbischofs von Chur an den 
Generallandescommissär Grafen Arco vom 7. Dccember 1807 ist veröffentlicht von 

Eilers), deutsche Blätter für Protestanten und Katholiken, neue Folge zweites 
Heft 8. 180 f. 



feint, in Klöstern oder in Priesterhäusern verwahrt . ••ii'.liii li , im 
Februar 1808, als Landes venäth er , der Fürstbischof selbst aber als 
_.. T.ilulicher Volksaufwiegler erklärt witrden' ;Li ). Eine andere Folge 
li ■inv dua weiler das Ordinariat in Augsburg, noch jenes in Brisen, 
an welches sich der Gencralcommissär irn Februar 1808 wandte, die 
Administration des churer Sprengeis zu fähren bereit war 1 «). Nur 
der Generalvicar von Tiient entschloss sich, der Aufforderung der 
Regierung Folge zu leisten und die Verwaltung der benachbarten 
Diöcose zu übernehmen. Er verkündete diesen Entschluss dem Clerus 
des Vintscugau's in einem lateinischen Hirteuschreiben vom 1H. Mai 
18U8, verhiess den Priestern, welche durch fremde Arglist verführt 
worden seien, Wiedereinsetzung in ihre Pfründen durch königliche 
Qndti ermahnte für die Zukunft zur Treue und zum Gehorsam gegen 
die weltliche Obrigkeit und stellte den bisherigen Professor der Exegese 
und Prokanzler der Universität Innsbruck, Ingenuin Koch, als Proviear 
in Meran auf. Als aber der Proviear im Juni 1808 sein Amt antreten 
trollte, verweigerte der Clerus des Vintschgnu's mit wenigen Aus- 
nahmen unter Berufung auf ein päpstliches Breve vom 7. Mai' iS ) und 
auf eine Weisung aus Chur vom 1. Juni dem Generalvicariat in Trient 
den Gehorsam; der Proviear war nur mit Mühe zum Verbleiben auf 
seinem Posten zu bewegen und erhielt im August in der Person des 
Pfarrers Junker von Scb/mna einen Stellvertreter. Die Gährung unter 
der Bevölkerung wuchs von Tag zu Tag; es hiess überall, dass dem 
Volke mit den alten Priestern auch die alte Religion genommen 
werden solle; es gingen Gerüchte über einen bevorstehenden Krieg, 
über die voraussichtliche Rückkehr des Landes unter österreichische 
Herrschaft; es trafen Berichte ein, dass zu Eyrs im Vintschgau eine 
Militärpatrouille beschimpft, dass zu St. Martin im Passeyer einem 
Beamten, der mit der Verwaltung der sequestrirten Pfarreinkünfte 
betraut war, mit Erschiessen gedroht worden sei, dass Wachen aus- 
gHtcUt "ürden, um eine etwaige Verhaftung der Geistlichen mit 
Gewalt zu verhindern. Da rückte in der Nacht vom 20. auf den 
30. Juli Militär zu St. Martin im Passeyer ein, um die äussere Ruhe 
herzustellen. Die Geistlichen daselbst , Gonventualen des Stiftes 



BS) Dia luiiidir'iini Reecripte mm 7. Febnuu 1806 itnd rwSffwtlioW nm 

iCil.-i-.i. wendualbat 8. 1B2-184. 

64) Albort. .biffor zur Vi>rj,'es«hiHile S. 267 f. (ilic I'ri.^t.-r -V.Tf<>[j;iiiig 8, 2* IT i. 

65) Hit Inhalt ilfn Hivvn i-| ^n^i'^i'hm bei Uberl Jliger, HD VttlgBMhbht« 
EL879 (die PriMter-Verfolgung B. M); aim At>~--hrili findet riefe in 4M I 

■ 
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Marienberg, wurden auf Verlangen der Regierung von dem Prälaten 
abberufen. Die Capucinerklöster in Meran, Schlanders und Mals wurden 
aufgelöst, und die Mönche in andere Klöster des Capucinerordens 
versetzt. Ein gleiches Schicksal traf das Stift Marienberg, dessen 
Conventualen nach Fiecht übersiedeln mussten. Die freigewordenen 
Seelsorgestellen wurden noch im Laufe des Monat August mit Geist- 
lichen aus anderen Diöcesen besetzt, welchen das General vi cariat in 
Trient die Facultäten ertheilte. Die Bevölkerung aber, den Vorschriften 
getreu, welche der Fürstbischof von Chur vor und nach der Landes- 
verweisung dem Clerus und durch den Clerus den Gläubigen ertheilt 
hatte, wies, mit wenigen Ausnahmen, alle kirchlichen Functionen der 
neuernannten für „Schismatiker" und „Eingedrungene 44 geltenden 
Seelsorger zurück 66). Die Erregung der Gemüther dauerte fort. Endlich 
trat im September eine Ausgleichung ein, zu welcher Rom selbst unter 
völlig veränderten Verhältnissen bereitwillig die Hand geboten hatte. 

Denn in der Zwischenzeit waren, während in Tyrol der Kampf 
zwischen geistlicher und weltlicher Gewalt auf das heftigste ent- 
brannte, auch an dem für die Geschicke Europa's entscheidenden 
Funkte die Dinge rasch zum völligen Bruch gediehen. 

Als der Kaiser der Franzosen nach der Niederwerfung des preussi- 
schen Staates, enge verbündet mit der russischen Macht, von Tilsit 
zurückkehrte, war er entschlossen, den noch immer schwebenden Zwist 
mit dem römischen Hofe zur Entscheidung zu bringen. Noch von 
Dresden aus sendete er am 22. Juli 1807 dem Prinzen Eugen ein 
zur Mittheilung an den Papst bestimmtes Schreiben, in welchem er 
abermals, wie vor anderthalb Jahren in den Briefen nach der Be- 
siegung Oesterreichs , als der Erbe Karl's des Grossen, als der Be- 
schützer der katholischen Religion im Abendlande auftrat^). „Nicht 
erst seit heute ist die Religion das letzte unter den Interessen, welche 
den römischen Hof beschäftigen. Hat er nicht seit sechs Jahren 
ungeachtet meiner Vorstellungen die Kirche in Deutschland einer 
schreckenerregenden Anarchie überliefert und dem Untergang aus- 
gesetzt? . . . Der römische Hof will die Unordnung in der Kirche 
und nicht das Wohl der Religion. Er will die Unordnung in der 
Kirche, um sich eine schrankenlose Gewalt anzumassen und die Vor- 
stellungen von weltlicher und geistlicher Gewalt zu verkehren . . . 



66) Die Schilderung Albert Jägers, zur Vorgeschichte 8.268-272 (die 
Priester- Verfolgung S. 30—34), ist in der obigen Darstellung aus den Acten des 
Generalcommissariats ergänzt worden. 

67) Correspondance de Napoleon I., tom. XV. pag. 441 — 447. 
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Vielleicht ist die Zeit nicht ferne, wenn anders man die Verhältnisse 
meiner Staaten zu verwirren fortfahren will, wo ich den Papst nur 
uls Bischof von Rom , in gleichem Rang mit den Bischöfen meiner 
Statten anerkennen werde. Ich werde nicht davor zurückschrecken, 
die gallicanische , italienische, deutsche, polnische Kirche auf einem 
Ooucil zu vereinigen , um meine Angelegenheiten ohne den Paps,t zu 
besorgen und meine Völker gegen die Ansprüche der römischen 
Priester zu schützen". Unmittelbar nach seiner Ankunft in Paris 
forderte Napoleon von dem römischen Hof die Abordnung eines Bevoll- 
mächtigten nach der französischen Hauptstadt zu Unterhandlungen 
über die kirchlichen und die politischen Angelegenheiten ; kein anderer 
als der französische Cardinal Bayanne dürfe der Bevollmächtigte sein ; 
auch das deutsche Concordat müsse in Paris unter den Augen des 
Bundeshauses abgeschlossen werden 1 *). Eine Note des neuernannten 
französischen Ministers der auswärtigen Angelegenheiten, Champagny, 
an den C'ardinallegaten Caprara vom 21. August ISO" 113 ), in bitterem 
und vorwurfsvollem Tone gehalten, gab dem Verlangen des Kaisers 
weiteren Nachdruck. „Durch ein unerklärliches Verhängniss gemessen 
leidenschaftliche und kenntnisslose Menschen in Rom ein grosses 
Vertrauen; sie herathen und leiten alles ... Sie haben die Religion 
in Deutschland zu Grunde gehen lassen, sie haben es vorgezogen, 
dieselbe den Protestanten zu opfern, um sich nicht an die Bischöfe 
wenden zu müssen". Nachdem der Papst sich entschlossen hatte, 
den Cardinal Bayanne zu Unterhandlungen nach Paris zu entsenden, 
verlangte eine neue Note Champagny's an Caprara vom 21. September 
unbeschränkte Vollmacht für deu Unterhändler zu einer Vereinbarung 
nach den Wünschen des Kaisers bezüglich der politischen und der 
kirchlichen Angelegenheiten : Eintritt des Souveräns von Rom in das 
politische System Frankreichs , Verbindung des Papstes mit dem 
Kaiser gegen die „Ungläubigen" und die „ketzerischen" Engländer, 
Regelung der kirchlichen Angelegenheiten in Italien und Deutschland. 
„Als Protector des deutschen Bundes muss der Kaiser über die 
religiösen Interessen dieses grossen Landes wachen. Dazu ist ihm 
die weltliche Gewalt gegeben, und wenn die Verblendung und die 
Unwissenheit einiger falscher Ratbgeber den römischen Hof dazu 
bestimmt, die Interessen der deutschen Katholiken den Protestanten 

68) VitjiI, i]jr- IliM.-urin.'iiti r.'l.i'i'.i ,i]] .■ ni'-'.i.'ii.iij in-i 
«J jl |roYenii) francese, tom. II. |«if;- 227 . iTHaii-Kiiuvillp, 
lirr eni]<ir'\ t.itn. II png. 362 suiv. 
6'.') Abgedruckt in den Documenta tom. II. [«ig. 227 
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aufzuopfern, soll da nicht der Kaiser, der sich erinnert, dass die 
Religion nicht untergehen darf, der in Gottes Hand das Werkzeug 
zur Wiederherstellung derselben in Frankreich gewesen ist, sich als 
denjenigen betrachten, der in Deutschland den gleichen Beruf noch 
zu erfüllen hat? Ist nicht auch er mit einem priesterlichen Amte 
bekleidet, welches ihm die Pflicht auferlegt, die Katholiken an der 
Oder, der Weichsel, dem Rhein gegen den Einfluss der Protestanten 
und Lutheraner zu schätzen, dieser Secten, welche den Missbräuchen 
des römischen Hofes ihre Entstehung und den Fehlern desselben das 
fortdauernde Wachsthum ihrer Macht verdanken ? Der Kaiser verlangt 
demnach, dass das deutsche Goncordat unter seinen Augen verhandelt 
werde, sei es durch Euer Eminenz, sei es durch den Nuntius de la 
Genga, wenn der eine oder der andere mit den nöthigen Vollmachten 
versehen ist". Weigere sich der Papst, diese Wünsche zu erfüllen, 
so werde der Kaiser für die weltlichen Angelegenheiten an die Ober- 
gewalt seiner Krone und für die kirchlichen an ein allgemeines Concil 
appelliren, „das einzige Organ der unfehlbaren Kirche, den obersten 
Schiedsrichter in allen religiösen Streitigkeiten" ?o). Wenige Tage 
später, am 30. September, äusserte sich der Kaiser selbst in feierlicher 
Audienz vor versammeltem Hofe gegen den Cardinallegaten mit grösster 
Erregung über die Verweigerung der Vollmachten. „Wenn Rom 
durchaus die Ertheilung von Vollmachten für die deutschen Ange- 
legenheiten verweigert, so werde ich über diesen Punkt schweigen 
und dem römischen Hofe vor aller Welt die Verantwortlichkeit für 
die Folgen einer solchen Handlungsweise überlassen, für die Miss- 
achtung des Vortheils, welchen ich durch Abschluss eines der römischen 
Religion weniger ungünstigen Concordats gewähren konnte"; wenn 
dagegen der Papst in das politische System Frankreichs einzutreten 
zögere, so würden die französischen Truppen sofort von einem Theile 
der päpstlichen Provinzen, Ancona, Fermo, Macerata, Urbino und Spoleto, 
Besitz ergreifen?!). Am 12. October verlangte einem Befehl des 
Kaisers zu Folge der französische Gesandte in Rom unter der An- 
drohung sofortigen Bruchs die Erfüllung der am 21. September ge- 
stellten Forderungen 72 ). Da entschloss sich der Papst zu weiterer 
Nachgiebigkeit. Schon am 7. October hatte der Cardinalstaatssecretär 



70) Documenti tum. IL pag. 244-254. 

71) Depesche Caprara's an Casoni vom 1. October 1807. Documenti tom. 11. 
pag. 265-269. 

72) Note Alfjuier's an Casoni vom 12. October 1807, Documenti tom. II 
pag. 272—275. 
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Casoni dem Cardinallegaten in Paris die Einwilligung des Papstes 
zur Eröffnung von Unterhandlungen über das deutsche Concordat mit 
dem Bemerken mitgetheilt, dass de la Genga den Befehl erhalten 
habe, unverzüglich nach Paris abzureisen, und dass der heilige Vater 
in Paris unter den Auspicien des Kaisers einen rascheren und vor- 
theilhafteren Abschluss erwarte, als in Deutschland, „wo die Unter* 
h^ndlung bis jetzt hin und her geschwankt habe u . Nur bestehe der 
Papst darauf, das vereinbarte Concordat vor der Unterzeichnimg zu- 
gesendet zu erhalten, was um so noth wendiger sei, da man „mit 
einigen protestantischen Fürsten zu unterhandeln habe" 73 ). Am 12. Oc- 
tober aber gestand der Papst die Erfüllung der sämmtlichen von dem 
französischen Gesandten formulirten Forderungen zu, auch derjenigen, 
deren Erfüllung er bisher unter Berufung auf die Vorschriften des 
Evangeliums und die Pflichten seines Hirtenamts beharrlich abgelehnt 
hatte, den Anschluss an das politische System Frankreich^ gegen die 
„Ungläubigen' 1 und gegen die Engländer; nur bezüglich des deutschen 
Concordats behielt er noch einmal die Einsendung der vereinbarten 
Bestimmungen vor der Unterzeichnung vor, wie es auch bei dem 
französischen und bei dem italienischen Concordate geschehen sei 74 ). 
Cardinal Bayanne, welcher die Entscheidung des Papstes in Mailand 

73) Depesche des Cardinalstaatssecretärs Casoni au Cardinal Caprara vom 
7. October 1807, Documenta toin. IL pag. 256 — 260. Häffeliu, welcher am 17. 
November in Rom wieder eintraf, berichtete über die Vorgänge in Rom am 20. 
November 1807 dem Könige; er äusserte: wenn das Rheinbundconcordat , wie 
beabsichtigt sei, den Cardinälen Antonelli und di Pietro zur Prüfung vorgelegt 
würde, so würde die Angelegenheit in Paris ebensowenig zum Abschluss gebracht 
werden, als durch die bisherigen Unterhandlungen in Deutschland. 

74) Note des Cardinalstaatssecretärs Casoni an den französischen Botschafter 
Alquier vom 12. October 1807 , Documenti tom. IL pag. 277 -282 ; vergl. dazu 
die Depeschen Casonfs an Bayanne vom 12. und vom 14. October 1807, pag. 283 - 
289. Auch dieses Mal wird das Verfahren der Curie von dem Grafen d'Hausson- 
ville scharfem Tadel unterworfen : „Une fois de plus . . . le souverain pontife avait 
fiiii par ccder sur une question qu'il avait commence par ropresenter comme etant 
d'une nature essentielloment religieuso, et compromettant au premier chef la 
conscience sacerdotale du pere commun des fidcles ... Si le pontife.. a haute ment 
et iterativeraent declare que la question pendante est [uno de ces questions de 
conscience et de foi oü la religion ellc-memo est directement interessec, et sur 
laquelle il ne lui est point permis de transiger, puis s'il arrive que tout ä coup 
il se ravise et decouvre a Fimproviste des temperaments qui ne lui ctaient pas 
d'abord apparus, il en resulte un trouble profond qui jette les esprits et les 
choses dans la plus inextricablc 'confusion." Und nachdem d'Haussonville dargelegt 
hat. dass die Schliessung der päpstlichen Häfen für die englischen Schiffe unter 
den damaligen politischen Verhältnissen einer Kriegserklärung gleichkam, führt 
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abzuwarten gezwungen worden war, traf am 30. October in Fon- 
tainebleau ein ; einige Tage später kam der Nuntius de la Genga von 
Stuttgart aus in der französischen Hauptstadt an. Aber die Unter- 
handlungen scheiterten. Ein Vertragsentwurf, welcher am 10. No- 
vember 1807 dem Cardinal Bayanne zugestellt wurde, ging Aber die 
bisher aufgestellten Forderungen hinaus ; es wurde verlangt Abschluss 
eines Schutz- und Trotzbündnisses zwischen dem französischen Kaiser 
und dem heiligen Stuhl für alle, auch die künftigen Kriege gegen die 
Ungläubigen und gegen die Engländer, französisches Besatzungsrecht 
in den päpstlichen Häfen, Anerkennung aller napoleonischen Dependenz- 
herrschaften durch den römischen Hof, Erhöhung der Anzahl franzö- 
sischer Cardinäle bis auf ein Drittheil der Mitglieder des heiligen 
Collegiums, Regelung der kirchlichen Angelegenheiten in Italien und 
Deutschland 75j. Der Papst lehnte diesen Vertrag am 2. December 
1807 ab, nachdem er bereits am 9. November wegen der inzwischen 
erfolgten Besetzung päpstlicher Gebiete durch französische Truppen 
die ertheilten Vollmachten widerrufen hatte 76 ). Der Ablehnung des 
Vertrags folgte am 2. Februar 1808 die Besetzung Roms durch den 
französischen General Miollis, die Verschmelzung der päpstlichen 
Truppen mit der französischen Armee, die Einverleibung der Marken 
in das Königreich Italien, die gewaltsame Entfernung einer grossen 
Anzahl von Cardinälen, ein rascher Wechsel im Staatssecretariat, 
endlich im Juni 1808 die Verhaftung und Abführung des damaligen 
Cardina lstaatssecretärs Gabriel! i 77 ). 

Für die bayerische Regierung war diese Wendung der Dinge von 
doppeltem Vortheil : der Abschluss eines Rheinbundconcordats wurde 
gehindert und der römische Hof wurde geneigt, zu einem Ausgleich 
mit Bayern die Hand zu bieten. 

So lange die Unterhandlungen des Kaisers mit der Curie währten, 
befand sich der Fürst Primas des Rheinbundes in der französischen 



er aus, dass Pius VII. mit seinen früheren Erklärungen, mit den officiellen 
Depeschen aus dem Vatican, mit seinen eigenhändigen Schreiben an Napoleon I. 
sich in einen „offenbaren Widerspruch" gesetzt habe („ä coup sür le souverain 
pontife s'etait mis avec lui-meme dans une evidente coiitradictinn'*). LVglise 
Romaine et le premier empire, tom. IL pag. 380—386. 

75) Depeschen des Cardinais Bayanne an den Cardinalstaatssecretar Oasoni 
aus Poutainebleau vom 10. und vom 16. November 1807, Documenti tom. IL pag. 
313—319, 319—322. 

76) Documenti tom. II. pag. 291, 380 -334. 

77) Vergl. d'Haussonville, Teglise Komaine et le premier empire. tom. IL 
chap. XXVIIL tom. III chap. XXIX, XXX. 
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Hauptstadt. Schon am 11. August 1807 war er auf dringende Ein- 
ladung Napoleons in Paris eingetroffen, um bei Ordnung der deutschen 
Angelegenheiten, insbesondere bei Entwerfung eines Fundamental- 
statuts für den Rheinbund, und bei Abschliessung des deutschen Con- 
rordats mit dein römischen Hofe mitzuwirken; er arbeitete jedoch 
U Lösung der einen Aufgabe ebenso erfolglos wie an Lösung der 
andern. In der deutschen Veröflaungaangelegenheit gelangte er in 
den sieben Monaten seines pariser Aufenthalts nicht Ein Mai m einer 
eingehenden Besprechung mit dem Kaiser und seine Denkschriften 
an die französischen Minister blieben ohne Erwiderung; in Sachen 
des Concordats hatte er eine einzige Unterredung mit Cardinal Bajanne 
und dem Nuntius de la Genga in Gegenwart seines geheimen geist- 
lichen Staatsraths, des Weibbiacbufs von Kolbor n 78 ), 

In München betrachtete man Dalberg'a Aufenthalt am franzö- 
sischen Hofe mit leicht erklärlichem Misstrauen. Schon die Rhein- 
bnndnetc hatte man widerwillig angenommen; wenn irgend möglich, 
suchte man die weitere Eutwickelung des Bundes durch organische 
Gesetze, die Einschränkung der neu erworbenen Souveränetät durch 
eine Kreiseintheitung, durch ein Gesetzgebungsrecht des Bundestages, 
durch die Einsetzung eines Bundesgerichts zu verhindern 7 "). Ebenso 
volltfl man die Bestimmungen über kirchliche Verhältnisse „in die 
Constitution des Bunde» nicht aufgenommen, sondern der eigenen 
freieu Behandlung der souveränen Fürsten überlassen' 1 wissen, „wenig- 
stens der grösseren Souveräne, welche geschlossene Lande wie der 
König von Bayern besitzen". Ein Rheiiibiindconcordat, eine Repro- 
duetion der in der ehemaligen Reichsverfassung bestandenen kirch- 
lichen Einrichtung unter einer anderen „Form" , wollte man 
ebflosowenig als man vordem das Reichsconcordat gewollt hatte &>_). 
Indessen sendete die Regierung am 1. October 1807 für alle Fälle 
an Cetto Vollmacht und Instruction für den Absehluss eines Concor- 
dats „unter Vermittlung Seiner Majestät des KaiserB der PfMUHfflflll, 
Königs von Italien , Protectors des Rheinbundes". Die Instruction 
wies aber den Gesandten an, auf der Errichtung einer bayerischen 
Landeskirche unter einem Metropolitan -Erzbischof in Mönchen als 



7S) V..rgl. Jen Vurtnift rou K. li. B.x-lienhf iin.-r , <'. Tli. VM Dalljerg* Aiif- 
Hitliall in Paris in ili-n J.iliirn 1807 -1908, Mainz 1870. 

79) Dcpeaeha u Cetto »om 11. Ausist 1807. 

80) I»eiit B rl„. Instruction für Crtto ran 10. Angidt 1807; „Kurie I>.ir*MI- 
uiiK der bedungen Verhuidltragen Über ilie Krriedlnijf -in— r.im ■ ■ e- ■ i ; 1 1 - mit dem 
i In tli.li.-n siul.l". (lirüiif;,- na DfljMüchi ton IL Aagvri 1807.) 
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einer „notwendigen Folge 44 der neu erworbenen Souveränetät auch 
für den Fall zu bestehen, dass „für den rheinischen Bund ein eigener 
Primas — Patriarch — als hierarchisches Oberhaupt aufgestellt 44 
werden sollte 81 ). Cetto wartete seit Ende October vergeblich auf die 
Eröffnung der Unterhandlungen; im Januar 1808 meldete er seiner 
Regierung, es sei in Paris keine Rede mehr von dem Concordat noch 
von den deutschen Angelegenheiten überhaupt, und im Februar be- 
richtete er den Abbruch aller Verbindungen zwischen Rom und den 
Tuilerien82). 

Wenige Monate später knüpfte der römische Hof, welcher bisher 
nur Beschwerden erhoben hatte, Ausgleichsverhandlungen mit der 
bayerischen Regierung an. 

Schon im November 1807 hatte der Papst durch den Cardinal- 
staatssecretär Casoni bei dem bayerischen Gesandten Klage darüber 
erheben lassen, dass die Regierung nach Abbruch der Concordats- 
Unterhandlungen sich an den „Gesalbten des Herrn 4 ' vergriffen habe, 
während doch die Bischöfe wegen etwaiger Vergehen nur von dem 
Papste gerichtet werden könnten 83 ). Häffelin erwiderte, der Streit 
drehe sich vorzüglich um die Vergebung der Pfarreien und die Bi- 
schöfe hätten in dieser Beziehung eine „unhaltbare 44 Behauptung auf- 
gestellt. Die Regierung beanspruche nicht die Verleihung der 
Kirchengewalt, sondern lediglich die Bezeichnung der Person; die 
canonische Institution , welche allein nach göttlichem Rechte den 
Bischöfen zukomme, werde denselben ungeschmälert belassen; die 
Ernennung könne nach kirchlichen Grundsätzen auch von Laien vor- 
genommen werden 84). Im Januar 1808 drückte eine neue Note des 
Cardinalstaatssecretärs an den bayerischen Gesandten den „unsäglichen 
Schmerz 44 des Papstes über die Ereignisse in Tyrol, über die „offen- 
bare Verletzung der Rechte der Kirche 44 aus und forderte die. Wieder- 
einsetzung der beiden Bischöfe in ihre Diöcesen als einen Beweis für 
die geziemende „Ehrerbietung" des Königs gegen das „sichtbare Ober- 
haupt der Kirche 44 . Nicht nur die canonische Institution, sondern 



81) Vollmacht und Instruction , boidc vom 1. October 1807, wurden am 
8. October abgesandt. Cetto hatte für alle Fälle am 23. September 1807 darum 
gebeten. 

82) Depeschen Cetto'H vom 80. October 1807, vom 20. Januar und 6. Februar 
1808. 

88) Note des Cardinalstaatssecretürs Casoni an Häffelin vom 24. November 
1807. 

84) Note Häffelin's an Casoni vom 27. November 1807, reproducirt in einw 
Depesche Hüffplin'rt an den König vom gleichen Tage. 
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auch die volle Freiheit in Auswahl der Personen gehöre zum bischöf- 
lichen Amte; ein Verzicht hierauf sei den Bischöfen nicht er- 
laubt und würde „zum Verderben der Seelen" und „zur Lockerung 
der kirchlichen Disciplin" ausschlagen. Ausserdem habe die Regier- 
ung noch anderweitige Forderungen an jlie Bischöfe gestellt, welche 
eine Beeinträchtigung der „kirchlichen Freiheit" und eine „Beleidigung" 
für den heiligen Stuhl in sich schlössen. Dazu gehöre auch das 
Ansinnen, welches jüngst dem Bischof von Chur gemacht worden 
sei, dass er die bischöfliche Gewalt über den in Tyrol gelegenen 
Theil seiner Diöcese dem Bischof von Augsburg abtreten solle. Am 
Schlüsse jedoch erklärte sich der Papst bereit, unter der Bedingung, 
dass die beiden Bischöfe wiedereingesetzt würden, dazu die Hand zu 
bieten, dass von sämmtlichen auswärtigen Bischöfen, welche im 
Königreich Bayern eine Diöcesangewalt besässen, die Ausübung der- 
selben an inländische Bischöfe „provisorisch" übertragen werde** 5 ). 
Häffelin begnügte sich damit, den Empfang der Note anzuzeigen und 
dem Cardinalstaatssecretär mündlich zu bemerken, dass die bayerische 
Regierung lediglich die Verordnungen ausführe, welche unter der 
österreichischen Herrschaft erlassen worden seien 8 ' 1 ). Im Juni aber 
geschah von Seite der Curie ein weiterer Schritt. Vierzehn Tage 
nach der gewaltsamen Entfernung des Cardinalstaatssecretärs Gabrielli 
Hess der Papst durch dessen Nachfolger Cardinal Pacca den baye- 
rischen Gesandten zu sich entbieten und sprach demselben sein Be- 
dauern über den Abbruch der Concordatsunterhandlungen im vorigen 
Jahre und den Wunsch aus, dieselben in Koro wiederaufgenommen 
zu sehen. Häffelin erwiderte, es werde dem Könige zur „wahren 
Genugthuung" gereichen, wenn der heilige Vater den Abschluss des 
Concordates erleichtern wolle. Der Papst ging sodann auf die kirch- 
lichen Zustände in Tyrol über, äusserte seinen Schmerz über die Ver- 
bannung der beideu Bischöfe von Chur und von Trient und ersuchte 
den Gesandten, sich bei dem Könige für dieselben zu verwenden, 
wie er selbst in einem Breve zu thun beabsichtige. Unmittelbar 



85) Note üasoni's an Häffelin vom 16. Januar 1808. Am gleichen Tage er- 
ging an den Fürstbischof von Chur ein Breve, worin derselbe wegen seines Wider- 
standes belobt und von der Einleitung von Unterhandlungen mit dein Könige von 
Bayern benachrichtigt wurde. Das Breve ist abgedruckt bei (Kilers) a. a. O. 
S. 184 f.; vergl. Albert Jäger, zur Vorgescbichte 8. '273 (die Priester -Verfolgung 
8. 84). 

86) Depeache Häffelin's vom 18. Januar 1808. 

Sicherer, Staat und Kirche. 12 
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nach dieser Audienz fibergab der Cardinalstaatssecretär dem bayerischen 
Gesandten ein Breve vom 18. Juni 1808, welches dem Könige die 
Wiederaufnahme der Concordatsunterhandlungen anbot, aber als Vor- 
bedingung die Zurfickberufung der beiden Bischöfe in ihre Diöcesen 
verlangte. Häffelin bemerkte, nachdem er dasselbe durchlesen hatte: 
wenn Seine Heiligkeit auf dfer Wiedereinsetzung der beiden Bischöfe 
bestehe, so sei es nutzlos, das Breve nach München zu senden; man 
müsse zuerst daran denken, dem Könige eine Genugtuung zu geben, 
ehe man den Bischöfen eine solche verschaffe. Nach, dem Wunsch 
des Cardinalstaatssecretärs überreichte der bayerische Gesandte am 
folgenden Tage — 28. Juni — einen Gegenvorschlag über die Vor- 
bedingungen der Unterhandlung, welcher auf dem Princip der Landes- 
kirche beruhend von der Wiedereinsetzung des „auswärtigen 44 Bischofs 
von Chur in den bayerischen Antheil seiner Diöcese Umgang nahm 
und demselben lediglich eine Geldentschädigung für die verlorenen 
Einkünfte zusicherte, dem Bischof von Trient aber nur unter der 
Bedingung vorausgehender „Unterwerfung* 4 die Wiedereinsetzung in 
seine Diöcese gewährte. „Seine Majestät der König von Bayern — 
so besagte der bayerische Vergleichsvorschlüg — wird aus Rücksicht 
auf Seine Heiligkeit dem Bischof von Chur, welcher dem König- 
reich Bayern nicht angehört, eine Bente gewähren nach dem Masse 
derjenigen Einkünfte, welche derselbe bisher aus Tyrol bezogen hat. 
Seine Heiligkeit wird dem Bischof von Brixen die Verwaltung des 
bayerischen Antheils der churer Diöcese bis zur Vornahme der neuen 
Diöcesaneintheilung des Königreichs Bayern übertragen. Der Bischof 
von Trient wird Seiner Majestät dem Könige von Bayern den von 
Seiner Heiligkeit genehmigten Treueid leisten, und nachdem er seine 
Unterwerfung bezeigt hat, in sein Bisthum wiedereingesetzt werden 44 . 
Der bayerische Vergleichsvorschlag wurde von dem Papste noch am 
gleichen Tage — 28. Juni — angenommen und von dem Gesandten 
zugleich mit dem Breve an die Regierung eingeschickt 87 ). 



87) Depesche lind Bericht Hüfl'elin\s vom 30. Juni 1808. Die Präliramarpunkte 
lauten: Points prcliiuiuuircs presentes et approuves par sa saintete le. 28 Juio 
1808. 1. Sa majeste le roi de Baviere accordera en eonsideratiun de sa aaiutete 
a IVveque de (!oire. etranger au royaume de Baviere, une pension proportiounee 
aux revenus qifil a perdus dans le Tirol. 2. Sa Haintete confiera a l'eveqne de 
Brixen raduünistration de cette portion du diöcese de Coire qui fait partie du 
royaume de Baviere. jtisqu'a ee que la nouvelle division et circonseriptioii des 
dioceses du royaume de Baviere soit detinitivement reglee. 3. LVveque de Trente 
pretera ä sa majeste le roi de Baviere le sennent de fidelite approuve par sa 
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In Mflnchen war man sehr bereit, auf Grund des von dem Ge- 
sandten entworfenen Vergleichsvorschlags dje Unterhandlungen über 
eine neue Diöcesaneintheilung des Königreichs wiederaufzunehmen ; 
man erreichte dadurch den Vortheil, die hochgehende Erregung der 
Gemuther in Tyrol zu beschwichtigen und durch endgültige Regelung 
der Diöcesanverfassung auch die politischen Verhältnisse des jungen 
Königreichs zu befestigen. Man war aber ebenso fest entschlossen, 
die Gründung einer bayerischen Landeskirche nicht durch irgend ein 
principielles Zugeständniss an das curial istische System zu erkaufen. 
Von diesem Gesichtspunkt aus wurden die neuen Instructionen an 
den Gesandten ausgearbeitet. „Es ist kein Zweifel 44 , so besagt eine 
von Montgelas' Hand entworfene Depesche vom 14. August 1808, 
„dass eine Unterhandlung mit dem römischen Hof lediglich über die 
Diöcesaneintheilung für uns sehr vortheilhaft sein würde, weil sie 
alle Intriguen und die kleinlichen Berechnungen des persönlichen 
Interesses ersticken würde. Wenn aber der römische Hof sich hart- 
näckig zeigen sollte, wenn er die Unterhandlungen durch fremdartige 
oder unzulässige Forderungen verwirren Will, so haben wir um so 
weniger Grund, den Abschluss zu übereilen und seinem Eigensinn 
nachzugeben, da Kaiser Napoleon weit davon entfernt ist, sich dem 
heiligen Stuhle zu nähern, vielmehr auf weitere Pläne gegen denselben 
zu sinnen scheint, da die Bevölkerung an diesen provisorischen Zu- 
stand der Dinge sich zu gewöhnen beginnt, da endlich die apostolische 
Kammer weit mehr zu verlieren hat als wir . . . Der Bischof von 
Chur beträgt sich sehr schlecht. Er und seine Agenten blasen das 
Feuer der Empörung an. Die unerlässliche Bedingung für die Ge- 
währung einer Geldentschädigung ist, dass er seinen Aufenthalt in 
einem befreundeten Lande fortsetzt, dass er sich für die Zukunft in 
angemessener und klagloser Weise beträgt und dass der heilige Vater 
die Garantie für sein Betragen übernimmt 14 . Im Einklang mit dieser 
Depesche an den Gesandten erklärte ein Schreiben des Königs an 
den Papst vom 8. August 1808 die Annahme des Präliminarausgleichs 
uud die Bereitwilligkeit, auf neue Unterhandlungen über die Diöcesan- 
eintheilung und die dazu gehörenden Gegenstände einzugehen. Eine 
deutsche Instruction vom gleichen Tage theilte dem Gesandten die 

saintete et, apres avoir fait scs soumissions, il sera retabli dans son siege cpiscopal. 
Von cloii eingeleiteten Unterhandlungen gab der Papst «lein Fürstbischof von Chur 
durch ein Brevo vom i). Juli 1808 Nachricht : vergl. die (nicht völlig sachgemäße) 
Mittheilung von Albert Jäger zur Vorgeschichte »S. 273 (die Priester- Verfolgung 
8. 34.). 

\2* 
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Grundzüge des abzuschliessenden Concordats mit. Der neue Entwurf 
beschränkte sich auf die Herstellung einer Diöcesanverfassung des 
Königreichs nach den in den vorausgehenden Unterhandlungen bereits 
vereinbarten Bestimmungen. Neu war die Forderung, dass die 
Gränzen der Diöcesen innerhalb des Königreichs mit den Grftnzen 
der „General -Kreisämter' 4 zusammenfallen sollen, schärfer hervor- 
gehoben der Grundsatz, dass das Capitel den „bischöflichen" Ratb zu 
bilden habe; für die bischöflichen Seminarien sollte die „oberste 
Aufsicht" des Königs, für das canonische Strafrecht der „gesetzliche 
Recurs" ausdrücklich vorbehalten, bezüglich der Patronatrechte der 
gegenwärtige Besitzstand aufrecht erhalten werden. Im Lauf der 
Unterhandlungen solle vermieden werden, irgend eine Stelle in die 
Convention aufzunehmen, wodurch der königlichen „Gesetzgebungsgewalt 
in kirchlichen Polizeigegenständen zu nahe getreten würde 44 . Als das 
äusserte Mass der Zugeständnisse war das Ultimatum bezeichnet, 
welches am 17. März 1807 dem Nuntius de la Genga übersendet 
worden war 88 ). 

Von den Bestimmungen des Präliminarausgleichs wurde die eine 
von dem römischen Hofe mit grosser Bereitwilligkeit durchgeführt. 
Schon am 7. September 1808 wurde dem bayerischen Gesandten das 
am gleichen Tage ausgefertigte päpstliche Breve übersendet, welches 
dem Bischof von Brixen die Verwaltung des bayerischen Antheils 
der churer Diöcese bis zum Abschluss des Concordats übertrug 89 ). 
Die Ausfertigung des Breve war in der Cardinalcongregation für die 
kirchlichen Angelegenheiten Deutschlands auf Widerstand gestossen. 
Pacca und Häffelin hatten verabredet, dass der Bischof von Chur ein 
Entschuldigungs- und Bittschreiben an den König richten und dass 
der König aus Rücksicht auf den heiligen Vater unter Anweisung 
der Pension eine gnädige Antwort ertheilen würde. Cardinal Anto- 
nelli bestand seinerseits darauf, dass die Ausfertigung des Breve für 
den Bischof von Brixen verschoben werde, bis die Antwort des 



88) Die sümmtlichcn Actenstücke, das Schreiben des Königs an den Papst 
vom 8. August 1808, Vollmacht und Instruction für Häffelin vom gleichen Tage 
nebst dem Entwurf des abzuschliessenden Concordats, endlich die Depesche an 
Häffelin vom 14. August 1808 wurden an dem letztbczeiehneten Tage durch 
Kurier nach Rom abgesendet. 

89) Note des Cardinalstaatssecretärs Pacca an Häffelin vom 7. September 
1808. Dem Breve wurde am 20. September 1808 das landesherrliche Placet er- 
theilt, Königlich Baicrisches Regierungsblatt 1808, Stück LVIIL Vergl. Joseph 
Rapp a. a 0. S. 22 und S. 46 Note 18. 
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Königs an den churer Bischof vorliege und es bedurfte einer be- 
stimmten Weisung des Papstes, um die sofortige Ausfertigung des 
Breve zu bewirken 90). Dagegen konnte über die Formel des von 
dem Bischof von Trient zu leistenden Eides eine Verständigung nicht 
erzielt werden. Der König bestand auf der Eidesformel, welche in 
den vorausgehenden Goncordatsunterhandlungen mit de la Genga ver- 
einbart worden war; der Papst dagegen erklärte, dass vor dem Ab- 
schlnss des Goncordats der Eid nach dieser Formel nicht geleistet 
werden dürfe, und schrieb für die Zwischenzeit eine andere bedingte 
Eidesformel vor. Die Folge davon war, dass die Wiedereinsetzung 
des Bischofs von Trient sich verzögerte, da die Regierung auf der 
früher vereinbarten Eidesformel als Vorbedingung bestand 91 ). 

Bezüglich der Concordatsunterhandlungen selbst war HäffeJin wie 
immer sehr hoffnungsvoll. Er rechnete dieses Mal auf die Gesinn- 
ungen des neuernannten Cardinalstaatssecretärs. „Ich muss dem 
Cardinal Pacca die Gerechtigkeit widerfahren lassen 44 , so berichtete 
er dem Könige, „dass er von allen Cardinälen der aufgeklärteste, der 
billigste und derjenige ist, welcher die politischen Interessen Deutsch- 
lands am besten kennt. Er liebt und schätzt die deutsche Sprache 
und Literatur; er spricht mit Interesse von dem Nationalcharakter, 
den Gesetzen, Sitten und Gewohnheiten Deutschlands, und ich habe 
mehr als ein Mal von ihm vernommen, dass er Deutschland zu 
seinem zweiten Vaterlande wählen würde, wenn er Italien verlassen 
müsste u . Von jeher, so gestand er dem bayerischen Gesandten, habe 
er dafür gestimmt, dass das Concordat mit Bayern in Rom unter- 
handelt werde und dass man den Nuntius de la Genga nicht nach 
Deutschland sende; hätte man diesen Weg vor vier Jahren einge- 
schlagen, so wäre das Concordat abgeschlossen 92 ). Der Erfolg be- 
wies jedoch auch dieses Mal, dass die Schwierigkeiten in Rom selbst, 
in der Cardinalcongregation für die kirchlichen Angelegenheiten 
Deutschlands, und weit weniger an dem Nuntius lagen. Während 
Cardinal Pacca die Notwendigkeit einer neuen Diöcesaneintheilung 
in Bayern anerkannte, bestanden die Cardinäle Antonelli und di 
Pietro darauf, dass dieser Punkt nur in Verbindung mit den übrigen 
Artikeln des Goncordats erledigt werden dürfe, und der Papst selbst 
trat dieser Auffassung bei. Der Cardinalstaatssecretär hoffte jedoch 



90) Depesche Häffelius vom 8. September 1808. 

91) Depesche Häffelin's vom 22. Januar 1809. 

92) Depesche Häffelin's vom 30. Juni 1808. 
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noch im December 1808 die Schwierigkeiten heben und auf Grund 
des Ultimatums, welches de la Gcnga überreicht worden war, ab- 
schliessen zu können 93 ). Die Unterhandlungen zogen sich bis in 
den Beginn des Jahres 1800 hin, als bereits Oesterreichs Kampf 
gegen die napoleonische Uebermacht seinen Schatten vorauswarf. 
Mit der Gefangennahme und der Wegführung des Papstes nach 
Frankreich im Juli 1800 hörten alle Unterhandlungen auf. Der 
bayerische Gesandte verliess jedoch Rom erst im Februar 1810, als 
der französische General Miollis die sämmtlichen bei dem heiligen 
Stuhle beglaubigten Gesandten zur unverzüglichen Abreise auf- 
forderte w). 

In Tyrol aber brach gleichzeitig mit der Eröffnung des Feld- 
zugs durch die Oesterreicher der Volksaufstand gegen die Begierung 
los. Worauf Ocsterreich in den altbayerischen Gebieten vergeblich 
gerechnet hatte, das trat in dem neuerwprbenen Lande ein, in welchem 
mit religiöser Erbitterung politische Antipathie gegen die bayerische 
Herrschaft sich verband. Der Kampf der Tyroler war zugleich ein 
religiöser und ein politischer Kampf. Speckbacher's und Hofer's Pro- 
clamationen erklären, dass zum Schutze der „alten Religion" und 
zur Wiederherstellung der österreichischen Herrschaft die Waffen er- 
griffen worden seien, dass ein Aufgeben des Widerstands die Ver- 
nichtung der Religion nach sich ziehen würde 95 ); von der Kanzel 
aus wurde dem Volke gesagt, dass man gegen die Feinde der Kirche 
und gegen die Feinde des Vaterlandes streiten müsse 96 ); der Ordeo, 
welcher in den kirchlichen Kämpfen am schwersten getroffen worden 
war, gab dem Volksaufstand einen der entschlossensten und zähesten 
Führer und das Gebiet der kirchlichen Wirren, das Bisthum Chur, 
war der Sitz des erbittertsten und nachhaltigsten Widerstandes. Ver- 
gebens hatte das Consistorium in Brixen noch vor dem Ausbruch 
des Kampfes die Seelsorger angewiesen, das Volk über die Unter- 



93) Depesche Häffelin\s vom 17. December 1808. 

94) Schreiben «les Generals Miollis an Häffclin vom 16. Februar 1810. Hiiffelin 
begab sieb von Umn aus au den königlich neapolitanischen Hof, an welchem er 
seit einiger Zeit als Gesandter beglaubigt war. 

95) Vergl. Spcekbacher's Proklamation an die Pinzgaucr und Pongauer vom 
25. August 1809 und Hofer's letzten Aufruf vom 15. November 1809 bei J. L. 
8. Barthnkly, der Krieg der Tyroler Landleute im Jahre 1809, Berlin 1814. 
«. 254 ff., 8. 321 ff. 

96) So der Pfarrer zu »Strass im Unterimithal in der Wallfahrtskirche zu 
Brettfall am 10. August 1809 nach seiner eigenen Erzählung bei Joseph Eapp 
a. a. 0. S. 532. 
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thanenpfliehten gegen den rechtmässigen Landesherrn zu belehren, 
von welchen es nur durch einen Friedensschluss entbunden werden 
könne 07 ). Nach dem Siege des Aufstandes wurden von dem öster- 
reichischen Intendanten von Hormayr alle Verfügungen der bayerischen 
Regierung in kirchlichen Dingen annullirt; der Fürstbischof von Chur 
in sein Bisthum zunickgerufen und seine Geistlichkeit von dem Ordi- 
nariat in Brixen des angelobten Gehorsams wieder entlassen °8). 
Weiter als der österreichische Intendant ging nach der letzten Er- 
hebung des Landes Andreas Hofer, der „Obercommandant von 
Tyrol 44 ; er begann das eingezogene Kirchenvermögen zurückzugeben, 
die Schuleinrichtungen auf den alten Stand zu setzen, genehmigte 
nach dem Vorschlag des Ordinariats zu Brixen und trotz der Ein- 
wendungen der Generallandesadministration, welche eine Beeinträch- 
tigung der „Majestätsrechte" darin erblickte, eine neue Besetzung 
der Lehrkanzeln nicht nur zu Brixen, sondern auch an der Univer- 
sität und dem Gymnasium zu Innsbruck, und ordnete die Entfernung 
„aller nicht nach dem Sinne der römisch-katholischen Kirche verfassten 
Schul- und Vorlesbücher 44 an 99). Das Ergebniss des Aufstandes, 
welcher dem Lande namenloses Elend brachte, war die Theilung 
Tyrols zwischen Bayern, Italien und den illyrischen Provinzen, so 
dass der bayerischen Krone nur die Diöcese Brixen verblieb. Lange 
aber nach der Unterwerfung des Landes dauerte die Erregung der 
Gemüther fort und Zeichen und Wunderthaten wurden im Jahre 1811 
erzählt. „Heiligenbilder sollen geweint, Crucifixe an Kreuzwegen mit 
den Augen gewinkt haben 44 . „Die Ruinen der Burgen der Vorzeit 
sprühten rot he Funken in Kränzen, dass es am Firmamente gleich 
Nordlichtern wiederglänzte" 100 ). Im Brixenthal aber, welches ehedem 
zum Erzstift Salzburg, gehört hatte, durch den Frieden von Wien 
(14. October 1809) an Bayern gekommen, von Andreas Hofer aber 
während seiner Obercommandantschaft dem Lande Tyrol einverleibt 
worden war, fanden sich auch in späteren Jahren noch entschlossene 
Männer, welche offen erklärten, dem exeommunicirten Bayernkönig 
sei man weder Gehorsam noch Abgaben schuldig; der weltlichen 
Gesetzgebung in kirchlichen Dingen komme überall keine verbindliche 



97) Schreiben des Konsistoriums m Hri.xen \nm 1. April 1809. erwähnt \on 
Joseph Kapp a. a. 0. S. 69. 

98) Versrl. Joseph Rapp a. a. O. S. 169, 211: 196 f.; APwrt Jütfer zur Vor- 
geschichte S. 274 (die Priester- Verfolgung 8. 36). 

99) Verjrl. Joseph Rapp a. a. 0. S. 699—601. 
100j J. L. S. Bartkoldy a. a. 0. S. 354 ff. 
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Kraft zu. Verdrossen darüber, dass ihre Seelsorger nicht nach diesen 
Grundsätzen handelten, und durch unvorsichtige oder missverstandene 
Aeusserungen des Nuntius in Luzern, an welchen sie sich gewandt 
hatten, in ihren Gedanken bestärkt, brachen sie, auch nachdem das 
Brixenthal unter österreichische Herrschaft zurückgekehrt war, wie 
mit der weltlichen so mit der kirchlichen Obrigkeit, und jahrelange 
Bemühungen waren erforderlich, um diese grossen Eiferer für päpst- 
liche Gebote mit der Wirklichkeit der Dinge und mit dem Bestand 
der Gesetze auszusöhnen ^l). Der Rath, welchen der römische 
Diplomat de la Genga bei den Concordatsunterhandlungen in Regens- 
burg den bayerischen Bevollmächtigten gab, wäre diesen Männern 
aus dem Volk als ein furchtbarer Greuel erschienen. 

In Bayern aber war noch während des Aufstandes in Tyrol die 
Gesetzgebung über die kirchlichen Verhältnisse zu einem vorläufigen 
Abschluss gelangt. Schon die Verfassungsurkunde vom 1. Mai 1808, 
welche am 1. October desselben Jahres in Kraft trat, hatte aus den 
neu erlassenen bayerischen Gesetzen eine Reihe von Bestimmungen 
aufgenommen, welche mit dem canonischen Recht nicht zu verein- 
baren waren: Zusicherung „vollkommener Gewissensfreiheit" für 
sämmtliche Staatsbürger, Gewährleistung der „Pressfreiheit 44 nach 



101) Eine eingehende Schilderung des in vieler Beziehung merkwürdigen 
bäuerischen Bundes der Manharter gibt Alois Flir, die Manharter, ein Beitrag 
zur Geschichte Tirols im 19. Jahrhundert, Innsbruck 1854. Ucber den Gedanken, 
welcher dem Bunde der Manharter zu Grunde lag, äussert er unter anderem 
8. 93 f.: ..Manhart (oder Manzl. der Stifter des Bundes) verlangte eine absolute 
Trennung der Kirche vom Staate ; die weltliche Kegierung dürfe sich in keine 
einzige kirchliche Angelegenheit einmischen, auch nicht in die Verwaltung des 
Kirchenvermögens. Alle kaiserlichen (österreichischen) Verordnungen, welche för 
das Kirchliche bestanden . erklärte Manzl für widerrechtlich und ketzerisch, und 
den Monarchen selbst für einen Feind und Verfolger der Kirche. Nur zu oft 
blickte aus dem Manhartismus der Grundsatz hervor : mit einer Regierung, 
welche von der Kirche getrennt sei, könnton ehrliche Christen nicht vereiniget 
sein. Freiheit von joder Unterthanonpflicht und dio allseitige Unabhängigkeit 
waren die hervorspringenden Folgerungen". Vergl. ebendaselbst S. 50 — 53 den 
Bericht über die Unterredung der Männer aus dem Brixenthale mit dem Nuntius 
Testaferrata aus Luzern. Der Nuntius äusserte unter anderem: „Der heilige 
Vater sieht mit Missfallen che kirchlichen Neuerungen, welche die weltlichen Be- 
gieruugen sich aninasscn. . . . Die Rechte der Kirche werden nicht mehr aner- 
kannt und sie botindet sich unter einer allseitigen Verfolgung. Unerschütterliche 
Bischöfe, wie der von Chur, sind selten. Die, welche Felsen sein sollten im 
Sturme, sind wankendes Schilfrohr geworden. Nichts Anderes bleibt übrig als 
foet und Geduld' 4 . 
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den bisher erlassenen Verordnungen, Bestätigung des „ausschliess- 
lichen und vollkommenen Besitzes der Pfarr-, Schul- und Kirchen- 
güter" fflr „alle Religionstheile ohne Ausnahme 14 jedoch in der Art, 
„wie sie nach der Verordnung vom 1. October 1807 unter die drei 
Rubriken des Cultus, des Unterrichts und der Wohlthätigkeit in 
einer Administration vereinigt sind" 1 ** 2 ), Aufhebung der Güterconfis- 
cation für alle Fälle, den der Desertion ausgenommen, Gleichstellung 
der Geistlichkeit mit den übrigen Staatsbürgern „in Rücksicht auf 
die Staatslasten , wie sie dermalen bestehen oder noch eingeführt 
werden mögen 44 . Eine umfassende Gesetzgebung über die kirchlichen 
Verhältnisse brachte sodann das am 24. März 1809 erlassene, am 
14. Juni desselben Jahres publicirte „Edict über die äusseren Rechts- 
verhältnisse der Einwohner des Königreichs Bayern in Beziehung 
auf Religion und kirchliche Gesellschaften 41 , die Grundlage des 
noch geltenden Religionsedicts vom 26. Mai 1818 "K). Es hat einen 



102) Vergl. oben Note 1. 

103) Schon im October 1808 war im Ministerium dos Innern der Entwurf 
eines „organischen Edicts über die Religion und Kirchenvcrhältuisse im allge- 
meinen" unter Zugrundelegung der Verordnungen vom 10. Januar und 18. Mai 
1803 und vom 7. Mai 1804 und mit ausgiebiger Benutzung der einschlägigen 
Bestimmungen des allgemeinen Landrechts für die preussischen Staaten, Theilll. 
Titel 11, hergestellt worden. Nachdom dieser Entwurf von dem geheimen Rath 
von Zentner umgearbeitet worden war, wurde er am 16. und 23. März 1809 in 
zwei Sitzungen dos geheimen Raths unter der Leitung des Kronprinzen durch- 
berathen und mit wenigen Abänderungen angenommen, von dem Könige am 24. 
März 1809 sanetionirt, jedoch, wahrscheinlich wegen der Kriegsoreignisse, erst am 
14. Juni 1809 durch das Regierungsblatt publicirt Die Debatten im geheimen 
Rathe bezogen sich vorzugsweise auf die Festsetzung des Unterscheidungsjahres, 
welches einigen Mitgliedern zu weit hinausgerückt schien, und auf die religiöse 
Erziehung der Kinder aus gemischten Ehen, worüber von dem Kronprinzen und 
dem Minister von Montgelas bemerkt wurde, „dass vielleicht die Einigkeit der 
Familien mehr gesichert und Uneinigkeiten in den Ehen, die über die Religion 
der Kinder häutig entständen , eher vermieden würden , weim das Gesetz (als 
eventuelle Regel) bestimme, dass alle Kinder ohne Unterschied der Religion des 
Vaters folgten". Bezüglich des landesherrlichen Placet bemerkte der geheime 
Rath von Zentner aus seiner „Geschäftserfahrung", „dass die geistlichen Stellen 
wegen dem Ausdrucke Bestätigung öfters schon Beschwerden angebracht und 
solchen als einen zu grossen Eingriff in die Kirchengewalt angesehen, gegen den 
Beisatz aber: landesfürstlicho Genehmigung zur Publication (Placet) nie einen An- 
stand erhoben hätten". Die Mitglieder des geheimen Raths, welche unter dem 
Vorsitz des Kronprinzen an der Berathung des Religionsedicts sich betheiligten, 
waren die Staats- and Conferenz - Minister Freiherr von Montgelas, Graf von 
Morawitzky, Freiherr von Hompesch, die geheimen Räthe Maximilian Graf von 
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Theil seiner Bestimmungen aus den früher erlassenen Gesetzen, dem 
Toleranzedict vom 10. Januar 1803, der Verordnung über die ge- 
mischten Ehen vom 18. Mai 1803, dem Erlass über die Verhält- 
nisse zur geistlichen Gewalt vom 7. Mai 1804, einen anderen Theil 
dem allgemeinen Landrecht für die preußischen Staaten wörtlich 
oder mit geringen Abänderungen entlehnt 1( M). Durchaus in Ueber- 
einstimmung mit dem preussischen Landrecht und mit der neueren 
bayerischen Gesetzgebung und in vollem Gegensatz zu dem cano- 
nischen Recht erklärt das Religionsedict vom 24. Mai 1809 die 
weltliche Gesetzgebung als die Grundlage für die Rechtsstellung 
der Kirche im Staate. „Wir haben in unseren über Religionsfreiheit 
erlassenen früheren Verordnungen, vorzüglich in dem Edicte vom 
10. Jänner 1803, die in unserm Königreiche bestehenden drei 
christlichen Glaubens-Confessionen als öffentliche Eircheugesellschaften 
mit gleichen Rechten bereits anerkannt, welche Verordnungen hiemit 
bestätiget werden" (§. 28). Von der weltlichen Gesetzgebung wurden 
den aufgenommenen Kirchengesellschaften ,,die Rechte öffentlicher 
Corporationen", die Eigenthums- und Erwerbsfähigkeit „nach den 
hierüber bestehenden Gesetzen" eingeräumt, den „zur Ausübung ihres 
Gottesdienstes gewidmeten Gebäuden" der Schutz öffentlicher Ge- 
bäude, den „zur Feier ihres Gottesdienstes und zum Religionsunter- 
richt bestellten Personen 4 * die „Vorzüge und Achtung öffentlicher 
Beamten 44 gewährt. Die weltliche Gesetzgebung bestimmte, in 
welchen Gegenständen „der Staatsgewalt allein die Gesetzgebung und 
Gerichtsbarkeit 14 zukomme, in welchen „von der Kirchengewalt ohne 
Mitwirkung der weltlichen Obrigkeit keine einseitigen Anordnungen 
geschehen 44 dürfen, welches der hienach verbleibende Kreis der 
„inneren Kirchenangelegenheiten 44 sei. Aber auch bezüglich der 
inneren Kirchenangelegenheiten wurde die „oberste Staatsaufsicht*' 
in der Art vorbehalten, dass kein Erlass der Kirchengewalt ohne die 
landesfürstliche Genehmigung zur Publica tion rechtliche Wirkung 
erhalten und dass ,. Genossen einer Kirchengesellschaft, welche durch 



Preysiiig. die Grafen lgiiaz und Karl von Areo. Joseph Graf von Törring-Guttenzell, 

Friedrich von Zentner, Johann Neponmk und Franz Paula von Krenner, Nicolaus 

"reihen* von Stengel. Adam Freiherr von Aretin, Johann Nepomuk von Effner, 

hann Heinrieh 8chcnk. Franz Wilhelm Freiherr von Asbcck und Paul Anselm 

nerbach. 

104) Vergl. über den Kirrheiibetfriff und das Kirchenreehtlieheim nreiiticsiM'htn 
wirecht Otto Mejer, zur Geschichte der römisch - deutschen Frage, B. L 
116 ff. 
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Handlungen der geistlichen Gewalt gegen die festgesetzte Ordnung 
beschwert 4 ' wurden, den landesfürstlichen Schutz und damit eine 
Einmischung der landesherrlichen Gewalt auch in die inneren Kirchen- 
angelegenheiten aiirufen konnten. Der Kreis der inneren Kirchen- 
angelegenheiten wurde durchaus in Übereinstimmung mit der herr- 
schenden Lehre, wie sie auch dem preussischen Landrecht zu Grunde 
lag, abgegränzt; es war das Gebiet des Gewissens im Gegensatz zu 
dem Gebiete des Rechts. So wurden beispielsweise zu den inneren 
Kirchenangelegenheiten gerechnet die „Approbation und Ordination 
der Kirchendiener 44 , zu den Gegenständen weltlicher Natur die „Be- 
stimmung über die Zulassung zu Kirchenpfründen 44 und zu den ge- 
mischten Angelegenheiten die Bestimmungen über geistliche Bildungs- 
anstalten, nicht minder die Eintheilung der Diöcesan-Decanat- und 
Pfarrsprengel, oder, um ein anderes Beispiel anzuführen, den Kirchen- 
gesellschaften blieb „die Einweihung der zum Gottesdienste gewid- 
meten Gebäude und der Kirchhöfe 44 überlassen, von der weltlichen 
Gewalt dagegen gingen die Normen „über die Verbindlichkeit zur 
Erbauung und Erhaltung der Kirchen und geistlichen Gebäude 44 , 
überhaupt „alle Bestimmungen über liegende Güter, fahrende Habe, 
Nutzung, Renten, Rechte der Kirche und kirchlichen Personen 44 aus. 
Ebenso war der Kirchengewalt die Handhabung der „Kirchendisciplin 44 , 
die Ausübung des „rein geistlichen Correctionsrechts 44 eingeräumt, 
aber die Befugniss abgesprochen, „Glaubensgesetze gegen ihre Mit- 
glieder mit äusserem Zwange geltend zu machen 44 . Auch bezüglich 
des Gottesdienstes behielt sich die Staatsgewalt ein entscheidendes 
Wort vor, insoweit es sich um Anordnungen über den äusseren 
Gottesdienst, dessen Ort, Zeit, Zahl, um Beschränkung oder Aufheb- 
ung der nicht zu den wesentlichen Theilen des Cultus gehörigen 
Feierlichkeiten handelte. Wie für das Verhältniss der Kirchengesell- 
schaften zum Staate, so war auch für das Verhältniss der Kirchen- 
gesellschaften unter einander die weltliche Gesetzgebung die aus- 
schliesslich massgebende liechtsquelle. 

Nach der Verkündigung des Keligionsedicts und nach der Unter- 
werfung Tyrols trat in kirchlichen Dingen eine Ruhe von einigen 
Jahren ein. Die kirchlichen Wirren, welche in Frankreich während 
der Gefangenschaft des Papstes entstanden, berührten Bayern nicht, 
wiewohl die Regierung wegen der möglichen Rückwirkung auf den 
Rheinbund die Vorgänge daselbst scharf im Auge behielt 105 ) und 

105) Königliche Depeschen an Cutto vom 18. November 1809, vom 26. März, 
24. April, 5. Juni und 19. Juli 1811. 
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insbesondere Dalberg's Reise zu dem pariser Concil im Jahre 1811 
mit dem lebhaftesten Misstrauen betrachtete 106 ). Die kirchliche 
Verwaltung in Bayern ging, nachdem der tyroler Antheil der churer 
Diöcese wieder unter das Ordinariat Brixen gestellt worden war, 
ungestört ihren Gang; die Dispensen in den dem Papste reservirten 
Fällen wurden von den Ordinariaten, an welche die Regierung ein 
Umlaufschreiben gerichtet hatte, „sede pontificia impedita aus prä- 
sumirter Vollmacht 14 ert heilt. Als im Jahre 1814 die Verbindung 
mit Born wiederaufgenommen werden konnte, gab der König den 
bischöflichen Stellen wegen ihrer „Bereitwilligkeit"' „nach den Absichten 
der Staatsregierung in ihrer Sphäre zu wirken u , sein „besonderes 
Wohlgefallen" zu erkennen 107 ). 



106) Königliche Depesche an Cetto vom 2. Juli 1811 ; vergl. dazu Otto 
Mejer, zur Geschichte der römisch-deutschen Frage, B. I. S. 367. 

107) So zwei Vortrage des Minis t er ialraths Hollor vom 11. August und vom 
3. October 1814. Vergl. über die bayerischen Diöcesanverhältnisse in dieser Zeit 
die Zusammenstellung von Otto Mejer, zur Geschichte der römisch - deutschen 
Frage, B. I. S. 871 ff. 



FÜNFTER ABSCHNITT. 



Das Concordat. 



Mit dem Sturze des napoleonischen Kaiserthums begannen neue 
Ideen die Politik der europäischen Mächte zu beherrschen. Der Kampf, 
in welchem der Sohn der Revolution besiegt worden war, hatte sich 
zu einem Kampfe gegen die Revolution selbst und deren Ergebnisse 
umgestaltet, und wenngleich der Abschluss des Friedens keineswegs 
die alte Rechtsordnung und die alten Gebietsverhältnisse wiederher- 
stellte, so wurde doch für die Zukunft die Bekämpfung der revolu- 
tionären, die Befestigung der conservativen Elemente ein Losungswort 
der europäischen Politik. 

In erster Linie kam die Umgestaltung der politischen Lage 
dem Oberhaupt der römischen Kirche zu gut, welches von dem fran- 
zösischen Imperator in den letzten Jahren am härtesten bedrängt 
worden war. Allerdings hatte das Papstthum mit dem revolutionären 
Kaiser des Abendlandes eine so enge Verbindung wie mit keiner 
anderen Herrsebermacht jenes Zeitalters eingegangen ; dennoch erschien 
es nach den Ereignissen der späteren Jahre als der natürliche Bundes- 
genosse der legitimen Gewalten in Europa. Das Wiedererwachen des 
religiösen Lebens, die mächtig aufstrebende romantische Richtung in 
Kunst und Literatur trat dem politischen Umschwung unterstützend 
und fördernd zur Seite. Eine Gefährdung der anderen christlichen 
Bekenntnisse, eine Beeinträchtigung der weltlichen Gewalten schien 
man von der Curie nicht zu befürchten. Auch strengkatholische 
Männer trugen sich damals mit dem Gedanken, dass mit der „Wieder- 
herstellung der katholischen Kirche in ihre geistigen und kirchlichen 
Rechte" „die freieste Religionsübung 44 für „alle christlichen Religions- 
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Parteien* 4 und die „vollkommene Gleichheit" derselben „in allen 
bürgerlichen und politischen Rechten*' zu vereinbaren und dass eine 
„Anordnung der katholischen Kirchenangelegenheiten 44 durch die 
weltliche Gesetzgebung zulässig sei 1 ). 

Aber die Wünsche des Papstthums gingen weit über die Ab- 
sichten der weltlichen Gewalten und selbst ober die Wünsche seiner 
Getreuen hinaus. Kom begnügte sich nicht mit einer conservativen 
Politik, es erstrebte eine Restauration. Und da nach der Auffassung 
der Curie auch die Rechtsordnung, welche vor der grossen Umwälzung 
bestanden hatte, auf verschiedenen Rechtsbrüchen beruhte, so griffen 
die Restaurationsideen in folgerichtiger Entwickelung auf jenes Zeit- 
alter zurück, in welchem der Anspruch des Papstthums, die oberste 
Quelle des öffentlichen und des privaten Rechtes zu sein, im Abend- 
lande wenigstens theilweise anerkannt war. Nach der Wiederherstellung 
des Kirchenstaats hatte in Rom die Partei der Zelanti das Ueber- 
gewicht erhalten, welche in dem canonischen Recht das jeder welt- 
lichen Gesetzgebung unbedingt vorgehende Recht des christlichen 
Universalreichs und in der Unterordnung des Staates unter die Kirche 
das von der katholischen Glaubenslehre vorgezeichnete Verhältniss der 
beiden Gewalten erblickten 2 ). Ein vorbereitender Schritt zur Wieder- 
aufrichtung dieses Systems in Europa war die Wiederherstellung des 
Ordens, welcher dasselbe wissenschaftlich zu begründen und politisch 
zu verwirklichen durch dritthalb Jahrhunderte bemüht gewesen war. 
Ein Versuch gegenüber den weltlichen Gewalten wurde zuerst von 
Consalvi auf dem wiener Congress, und nachdem die dort erhobenen 
Forderungen unerfüllt geblieben waren, in den Concordatsverhandlungen 
unternommen, welche in den folgenden Jahren die Mehrzahl der 
deutschen Staaten und der europäischen Mächte mit dem heiligen 
Stuhle eröffnete. In Deutschland waren es vor allem die bayerischen 
Lande, in welchen die Restauration des erst seit wenigen Jahren in 
seinem Bestände bedrohten curialistischen Systems und die Ueber- 
windung der modernen Gesetzgebung zu erstreben war. 

Im bayerischen Ministerium wurden die Arbeiten für ein Con- 
cordat mit dem heiligen Stuhl im Sommer 1814, unmittelbar nach 
der Herstellung des Friedens, wiederaufgenommen. Schon im 

1) Vergl. den Entwurf einer deutschen Verfassung von Friedrieb Schlegel, 
veröffentlicht von G. H. Pertz, «las Lehen des Ministers Freiherrn vom Stein, 
Berlin 1855, B. VI. Abtli. 2 S. 32 ff. der Beilagen. 

2) Vergl. die eingehende Schilderung von Otto Mejor, zur Geschichte der 
römisch-deutschen Frage, Rostock 1872, B. II. Abth. 1. S. 11 ff. 
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Juli 1814 betraute Minister von Montgelas die Ministerial-Eirchen- 
section mit der Ausarbeitung eines Entwurfes, indem er gleichzeitig „Be- 
förderung 4 * der aufgetragenen Arbeit empfahl. Der Referent, Ober- 
kirchenrath von Holler, welcher fortan unter Aufsicht des geheimen 
Käthes von Zentner die Concordatsangelegenheit im Ministerium des 
Inuern bearbeitete, schlug zunächst provisorische Massregeln vor, — vor- 
läufige Wiederanknüpfung der diplomatischen Verbindung mit Born, 
Versuch für das Bisthum Bamberg in der Person des dortigen General- 
vicariatspräsidenten Freiherrn von Gross einen Weihbischof zu erhalten 
— da „ein Concordat nicht gründlich entworfen werden könne , solange 
die Gränzen des Königreiches und die übrigen äusseren politischen 
Verhältnisse Bayerns, welche auf die Formation der Bisthümer und 
die hierarchische Verfassung einen so entschiedenen Einfluss haben, 
nicht fixirt sind 413 ). Doch ging der Minister auf provisorische Mass- 
regeln nicht ein. Am 3. October 1814 legte Holler eine umfang- 
reiche Arbeit über „die Diöcesanverfassung des Königreiches und die 
hierarchische Verfassung in Bayern 44 vor, aus welcher zwei Monate 
später, am G. December 1814, nachdem die Hoheitssection des Mi- 
nisteriums mit den aufgestellten Grundsätzen sich einverstanden erklärt 
hatte, ein „förmlicher Concordatsentwurf' 4 *) entstand. Vortrag und 



3) Vortrag Holler's vom 11. August 1814. 

4) Der Ooneordatscntwurf vom 6. Decemher 1814, welcher sich in den Acten 
der bayerischen Staatsministerien nicht mehr vorfindet - nur das Begleitschreiben 
Hollers von diesem "Tage hat sich erhalten — ist, wie mit voller Sicherheit be- 
hauptet werden kann, ebenderselbe, welchen Hötier, Concordat und ( 'onstitutions- 
eid der Katholiken in Bayern, S. 29—35, veröffentlicht, aber fälschlich in das 
Jahr 1807 versetzt hat. Denn die oben erwähnte Arbeit vom 3. October 1814 
»»nthält bereits, zum grossen Theile wörtlich, die Bestimmungen jenes Entwurfs, 
ausserdem noch eine Anzahl von anderen Bestimmungen, welche in den Entwurf 
keine Aufnahme fanden, weil der Minister Graf Montgelas sie ausgeschlossen 
wissen wollte, sowie eine eingehende Motivirung der sämmtlichen Vorschläge 
unter fortlaufender Rücksichtnahme auf die bisherigen (Vmeordats Verhandlungen. 
Das« «ler von Höfler veröffentlichte Entwurf nicht aus dem Jahre 1807 herrühren 
könne, weil Bayern in dieser Zeit die in dem Entwurf genannten Bisthümer 
nicht zusammen besass, haben schon Gustav Freiherr von Lerchenfeld, Geschichte 
Bayerns unter König Maximilian Joseph 1., Berlin 1854, 8. 85 Note, und Otto 
Mejer, zur Geschichte der römisch-deutschen Frage, Rostock 1872, B. H. Abth. 1. 
S. 89 f., richtig bemerlA. Dagegen ist die von dem letzteren versuchte Fest- 
stellung der Zeit, in welcher der Entwurf wirklich entstanden sei, nach dem 
Juni 1815 und vor dem April 1816, in dem ersteren Punkte nicht richtig. Denn 
Würzburg ist nicht erst durch den Artikel 44 der wiener Sehlussacte vom Juni 
1815, wie Otto Mejer annimmt, sondern bereits durch den Artikel 2 des Vertrag«» 
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Entwurf sind die Grundlage für die späteren Weisungen an den 
bayerischen Gesandten beim heiligen Stuhle geworden. 

Holler'8 Vortrag vom 8. October 1814 verbreitet sich zunächst 
über das Verhältniss von Kirche und Staat und über die Aufgabe, 
welche bei den bevorstehenden Concordatsunterbandlungen zu lösen 
sei. In der ersteren Beziehung erklärt er, dass die vier Artikel der 
gallicanischen Kirche, welche „zwar den acht römischen Curialisten 
ein Dorn im Auge", aber von „allen aufgeklärten Theologen" „unbedingt 
angenommen" seien, auch von dem „ganzen aufgeklärten bayerischen 
Clerus u der Kegel nach anerkannt würden. Was er dagegen in der 
letzteren Beziehung bemerkt, lässt deutlich erkennen, dass die Re- 
gierung auch damals noch von den gleichen Gesichtspunkten ausging, 
wie bei den ersten Vorarbeiten für das Goncordat im Jahre 1802, dass 
sie das abzuschliessende Goncordat nicht, als die ausschliessliche und 
nicht als die erste Rechtsquelle für das Verhältniss des Staats zur 
katholischen Kirche zu betrachten, sondern lediglich als einen Bestand- 
theil in die bereits geltende oder noch zu erwartende staatekirehen- 
rechtliche Gesetzgebung einzufügen entschlossen war. „Die geistliche 
Gewalt ist (durch die bayerische Gesetzgebung seit der Säcularisation) 
in die Schranken ihrer natürlichen Gränzen zurückgeführt und dem 
Staate sind seine Rechte vindicirt worden. Das Edict vom 24. März 
1809, welches zum Theile die unter der Regierung Seiner königlichen 
Majestät über Religions- und kirchlichen Verhältnisse erlassenen, durch 
einzelne Verhältnisse veranlassten Verordnungen zu einem zusammen- 
hängenden Ganzen verband, zum Theil aber ganz neue Bestimmungen 
aufstellte, hat in dieser Beziehung die grosse Aufgabe über die äusseren 
Rechtsverhältnisse der Kirchengesellschaften glücklich gelöset. Das- 
selbe setzt die Kirche in das richtige Verhältniss, unter welchem sie 
weder als unabhängig vom Staate, noch als unbedingt untergeordnet 
betrachtet werden kann". „Am notwendigsten ist nuf noch die 
Restauration der Bisthümer und die Wiederbesetzung der erledigten 
bischöflichen Sitze. Die Verfassung der katholischen Hierarchie in 
Bayern muss noch eine neue Gestalt bekommen. Diess ist die Auf- 
gabe, die durch das zu bewirkende Goncordat mit dem päpstlichen 
Stuhle gelöset werden muss. Was bereits constitutionelle Edicte über 

mit Österreich vom 3. Juni 1814 an Bayern zurückgekommen, Martens, nouvean 
recueil d» traites, Gottingue. 1818, tom. IL pag. 18—23, Klüber, Acten des 
Wmwr (Kongresses, Erlangen 1818, B. VLL1. S. 122 ff. Schon in Holler's Vortrag 
vom 3. October 1814 wird Würzburg unter den bayerischen Landesbisthfimern 
aufgezählt. 
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die Verhältnisse und Gränzen der geistlichen Gewalt ausgesprochen 
haben, darf nicht mehr in das Concordat aufgenommen werden, sondern 
es wird bloss auf denselben als staatsverfassungsgeraässen Bestimmungen 
zu beharren sein". „Gerade die Punkte über die Grfinzen der geist- 
lichen Gewalt sind es, die (bei Concordatsunterhandlungen) die meisten 
Schwierigkeiten finden. Am besten ist es daher, von solchen Gegen- 
ständen in dem Entwürfe des Concordats ganz Umgang zu nehmen, 
und soweit es sein kann, den organischen Verfugungen der Staats- 
regierung, wodurch immer noch denselben zweckmässig abgeholfen 
werden kann, ein offenes Feld zu belassen 44 . 

Allerdings sind diese Gesichtspunkte in dem Holler'schen Vortrage 
selbst, welcher eher einem Handbuch des Kirchenrechts als einem 
Concordatsentwurfe gleicht, keineswegs festgehalten worden; indessen 
gelang es dem Minister von Montgelas durch wiederholte Kürzungen 
im Laufe der Zeit einen Concordatsentwurf herzustellen, welcher dem 
angegebenen Zwecke entsprach. Wie in den früheren Unterbandlungen, 
so wurde auch jetzt die Errichtung einer bayerischen Landeskirche 
unter einem Erzbischofe mit dem Sitze in Freising und mit sieben 
Suffraganbi st hörnern an den alten Bischofssitzen Salzburg, Passau, 
Regensburg, Augsburg, Eichstädt, Bamberg und Würzburg beabsichtigt. 
Das Zusammenfallen der Bisthümer mit den Kreisen, d. i. den Ver- 
waltungsbezirken , wurde für wünschenswerth , jedoch nicht für not- 
wendig erklärt. Jedem Bischöfe soll als „der eigentliche bischofliche 
Rath" ein Capitel beigegeben werden und „künftig die Geschäfte der 
Con8istorien oder der bisherigen General vicariate in ihrem ganzen 
Umfange besorgen 4 '. „Die Dotation des Erzbisthumes und der Bis- 
thümer soll in liegenden Gütern oder in ständigen auf solche Güter 
gelegten Renten bestehen" und nach den Bestimmungen der Con- 
stitution unveräusserlich sein ; „die Administration der Fonds soll dem 
Erzbischofe, den Bischöfen und den Capitelu mit Vorbehalt der dein 
Souverän zustehenden obersten Einsicht überlassen werden 41 . Der 
Erzbischof, die Bischöfe, die Dignitarien und die übrigen Domcapitulare 
sollen von dem Könige „auf ewige Zeiten 44 ernannt werden ; der Erz- 
feischof jedoch nach dem Vortrage vom :*. October nur aus der Zahl 
der wirklichen Bischöfe; die Bischöfe aus den Mitgliedern der Capitel; 
die Dignitarien nach einer von dem Bischof zu entwerfenden Liste 
von 3 Mitgliedern des Capitels; die Domherrn endlich aus denjenigen 
Priestern, welche in den bayerischen Staaten geboren, an einer in- 
ländischen Universität einen academischeu Grad in der Theologie oder 
im canonischen Rechte erlangt und mindestens ein Jahr in der Seel- 

Sicberer, SUat und Kirr he. 13 
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sorge gestanden haben. Den von dem Könige zu dem Erzhisthum 
und den bischöflichen Sitzen ernannten Personen, wird der Papst die 
canonische Investitur „noth wendig verleihen, so ferne ihre persönlichen 
Eigenschaften keiner in den Kirchengesetzen gegründeten Einwendung 
unterliegen". Sollte aber, so wird nach dem Vorbild des Concordats 
von Fontainebleau beigefügt, „der Papst ohne zureichenden Grund 
diese Investitur binnen sechs Monaten von dem Tage der ihm über- 
brachten Anzeige an nicht ertheilen, so hätte der Metropolitan, oder 
bei dessen Abgange, wenn es sich um den Erzbischof fragt, der 
älteste Bischof des Königreiches zur Institution des ernanuten Bischofes 
zu schreiten; so dass ein bischöflicher Sitz nicht länger als ein Jahr 
vacant bleibe* 4 . „Es würde gut sein", bemerkt Holler zu dieser Be- 
stimmung, „damit durchdringen zu können' 4 . Der Eid, durch welcheu 
der Erzbischof und die Bischöfe , die Dignitarien und Domcapitulare, 
die Pfarrer und die übrigen selbständigen Seelsorger, sowie alle 
Pfründebesitzer dem Staate ihre Dienstes- und Staatsbürgertreue „ver- 
sichern" sollten, war in den Holler 'sehen Vorschlägen zwar dem 
französischen nachgebildet, auf welchen sich in den älteren Concordats- 
unterhandlungen beide Theile vereinigt hatten, jedoch mit dem Unter- 
schiede, dass nach der neuen Eidesformel auch „Gehorsam gegen die 
Constitution und die Gesetze 44 beschworen werden sollte. Bezüglich 
des königlichen Patronatrechts sollte wo möglich der gegenwärtige 
Besitzstand erhalten, jedoch für die Pfarreien der Decanatssitze den 
Bischöfen ein Vorschlag dreier Candidaten, für die übrigen die Er- 
theilung eines Würdigkeitszeugnisses eingeräumt werden. Eventuell, 
als ein letztes Auskunftsmittel, wurden diejenigen Bestimmungen vor- 
geschlagen, welche in das Concordat Aufnahme gefunden haben, freies 
Verleihungsrecht des Bischofes nach dem Besitzstand vor der Säcu- 
larisation, jedoch mit Vorbehalt der königlichen Genehmigung. Mit 
dem in allen Concordatsentwürfen wiederkehrenden Verbot der Pfründen- 
cumulation und der Regelung der Residenzpflicht schliessen in dem 
Holler'schen Vortrag die Bestimmungen über die Besetzung der 
Kirchenämter. 

Schon von diesen Bestimmungen haben in dem Concordatsentwnrf 
verschiedene keine Aufnahme gefunden; so insbesondere die Vor- 
schriften über die Stufenleiter der kirchlichen Beförderung und über 
die Besetzung der Decanatspfarreien ; von den weiteren, sehr ausführ- 
lichen Verfügungen des Octobervortrages über den Wirkungskreis des 
Erzbischofes , der Bischöfe, der Capitel, der Decane, über Kirchen- 
Versammlungen sowie über das Verhältniss zum Papste sind nur sehr 
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wenige in den Deceraberentwurf übergegangen, so die Uebertragung 
der päpstlichen Dispensationsgewalt an den Erzbischof, die Bevoll- 
mächtigung eines bayerischen Bischofs zur Ausübung der päpstlichen 
Gerichtsbarkeit, das landesherrliche Placet für kirchliche Erlasse 
jedweder Art und der „gesetzliche Recurs" gegen Disciplinarerkennt- 
nisse der Bischöfe; und auch diese sind von Montgelas beseitigt 
worden, als er zwei Jahre später die Concordatsunterhandlungen 
wirklich eröffnete. 

In der Zwischenzeit hatte sich zu Wien jene glänzende Ver- 
sammlung von Fürsten und Staatsmännern eingefunden, welche auf 
Grund der bisherigen völkerrechtlichen Vereinbarungen über die 
europäischen Machtverhältnisse und über die politische Gestaltung 
Deutschlands entscheiden sollte. Es war vorauszusehen, dass auf dem 
Congress auch die kirchlichen Angelegenheiten Deutschlands zur 
Erörterung kommen würden, welche seit dem Reichsdeputationshaupt- 
schluss vergeblich auf eine Regelung harrten r> ). 

Als Vertreter des Papstes erschien in der Kaiserstadt Cardinal 
Consalvi, seit der Wiederherstellung der weltlichen Papstmacht von 
nenem zum Cardinalstaatssecretär erhoben, ßr kam mit dem Auf- 
trage, nicht nur die volle Restitution der päpstlichen Besitzungen in 
Italien und Frankreich, sondern auch die Restauration des katholischen 
Systems in Deutschland im geistlichen und weltlichen, die Wieder- 
aufrichtung des heiligen römischen Reichs, die Rückgabe der geist- 
lichen Fürstenthümer und der eingezogenen Güter an die Kirche, die 
Wiedereinsetzung der Kirche in alle ihre „Rechte, Freiheiten und 
Privilegien", mit Einem Worte die Wiederherstellung der alten 
Reichs- und Kirchenverfassung zu verlangen ). 

Dem Gesandten des Papstes trat aber in Wien, wie ehedem zur 
Reichszeit, ein Bevollmächtigter Dalberg's gegenüber, welcher zwar 
auf sein weltliches Fflrstenthum verzichtet, aber die erzbischöfliche 
Würde über den grössten Theil des katholischen Deutschlands be- 
hauptet hatte. Auch unter den veränderten Verhältnissen" und mit 

5) Vergl. für das Folgende die Darstellung \on Ott«» Mejer, zur Geschichte 
der römisch-deutschen Frage, 1$. I. S. 44G -491. 

6) Vergl. die Note und den Protest ConsahTs vom 14. Juni 1815 bei Johann 
Ludwig Klüber, Acten des Wiener Kongresses, RVI. S. 437 44G, und die päpst- 
liche Allocution vom 4. September 1815. ttullarii Komaui coutinuatio, Komae 
1847, tum. XIII. pag. 394 -407. Die Note, welche Consalvi am 17. November 
1814 au den Fürsten Metternich, den Präsidenten des deutschen Coiintc. richtete, 
ist nicht bekannt. 

13* 
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Benützung der neuen nationalen Erhebung gedachte er seine Primaten- 
wünsche und den Plan der Errichtung einer deutschen Nationalkircbe 
weiter zu verfolgen. Um „für die Einleitung einer zweckmässigen 
Herstellung und nationalen Einrichtung der deutschen Kirche Mittel 
und Wege ausfindig zu machen" 7 ), sandte er den Freiherrn Ignaz 
Heinrich von Wessenberg nach Wien, welcher, ein Vetter des Fürsten 
Metternich und jüngerer Bruder des mit den deutschen Verfassungs- 
angelegenheiten betrauten österreichischen Ministers, als der geeig- 
netste Mann zur Durchführung jenes Planes erschien. Auch Wessen- 
berg verlangte, dass der katholischen Kirche in Deutschland „ihr 
Eigenthum" und „noch dringender', dass derselben „ihre Verfassung, 
ihre ursprünglichen Rechte, ihre Freiheit" zurückgegeben werde; aber 
er verstand diese Forderungen theilweise in einem anderen Sinn als 
der Vertreter des römischen Hofes. Er war bereit, mit einer Aus- 
stattung der Kirche „in liegenden Gründen" und mit der Verleihung 
landständischer Rechte in den deutschen Staaten an die Erzbischöfe 
und Bischöfe sich zu begnügen; aber er forderte Vereinigung der 
deutschen Kirche unter einem Primas, „dessen Vorrechte ohne Ab- 
bruch der geistlichen Gerichtsbarkeit anderer Erzbischöfe, nur auf die 
Leitung der allgemeinen Angelegenheiten der deutschen Nationalkirche 
sich beziehen", und zur „Einrichtung" der deutschen Nationalkirche 
„nach gepflogener Unterhandlung mit dem päpstlichen Stuhl ein Gesetz 
des Staatenbundes", welches „einen wesentlichen Bestandteil der Ver- 
fassung des deutschen Bundes ausmachen und den verfassungsmässigen 
Schutz des obersten Bundesratiis und des Bundesgerichts erhalten 14 
sollte»). 

Neben dem Bevollmächtigten Dalberg's fanden sich aber in Wien 
noch andere Männer als Vertreter der katholischen Kirche Deutsch- 
lands ein. Seit etwa zwei Jahren hatte sich in Süddeutschland ein 
Bund katholischer Geistlicher und Laien zu dem Zwecke gebildet, 
um durch literarische Thätigkeit und durch Verbindung mit einfluss- 
reichen Männern das System der Regierungen und die febronianischen 
Grundsätze zu bekämpfen und das curialistische System in Deutsch- 



7) Jos. Beck, Freiherr ,T. Heinrich von Wessenberg. sein Leben uud Wirkell. 
Freiburg 1862, S. 220 ff. 

8) Vergl. die beiden Denkschriften Wexsenberg's vom 27. November 1814 und 
dessen „abermaligen Vorschlag zu einem Artikel in der teutschen Buridesacte, 
betreffend dis teutsche katholische Kirche*' bei Klüber, Acten des Wiener Con- 
greases, B. IV. S. 299- -307. 
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land wieder aufzurichten 9 ). Der Würzburger Weihbischof Gregor 
Zirkel, die bamberger Canonisten Franz Stapf und Franz Andreas 
Frey, der letztere ehedem Dalberg's Getreuer und febronianischen 
Grundsätzen zugethan M>) f der eichstädter Official Eucharius Adam, ein 
augsburger Kaufmann Franz Joseph Schraid, der Pfarrer Karl Egger 
von Kleinaitingen , der vormalige Erzieher des Kronprinzen von 
Bayern, Joseph Anton Sambuga, der Prälat Rupert Kornmann von 
Prifling gehörten diesem Bunde an, dessen Fäden in Eichstädt zu- 
sammenliefen und zu dessen Organ Felder's Literaturzeitung, ehedem 
einer minder strengen Richtung dienend, gewählt wurde. Dem regens- 
burger Erzbischof und seinen Primatenplänen stellten diese Männer 
den eichstädter Fürstbischof Joseph Grafen von Stubenberg als den 
„Schutzengel" der bayerischen und der deutschen Kirche gegenüber. 
Aus diesem Kreise ist dem heiligen Stuhle schon vor der Eröffnung 
des wiener Congresses eine von dem Fürstbischof von Eichstädt unter- 
zeichnete Denkschrift „über die traurige Lage der Kirche Deutsch- 
lands 4 ' zugekommen; mit diesem Kreise stunden die Männer in Ver- 
bindung, welche in Wien als Vertreter der katholischen Kirche Deutsch- 
lunds, oder wie sie Consalvi und wie sie selbst sich benannten, als 
Oratoren erschienen : der vormalige Domdechant von Worms, Capitular 
des mainzer Metropolitancapitels zu Aschaffenburg, Freiherr von 
Wambold, der Präbendar Helffericli von der Domkirche in Speyer, 
der Oberhofgerichtsprocurator und Advocat Seines in Mannheim, 
vordem Syndicus des Andreasstiftes zu Worms 11 ). Cardinal Consalvi 



9) Aufschlüsse über diesen Bund gibt ein Aufsatz „Die Freimaurerei im Bis- 
thum Kiehstätt" im Pastoral -Blatt des Bistimms Kiehstätt. 1865 S. 219 ff., auf 
Grund von Briefen, welche ,,fast sämmtlich an Eucharius Adam, den Official des 
Fürstbischofes Joseph zu Kiehstätt gerichtet" sind. Der Bund hatte, wir ehedem 
der Illuminatenorden, eine Geheimschrift, zu welcher „in späterer Zeit ein glück- 
licher Zufall den Schlüssel aus Rom nach Kiehstätt geliefert" hat. So hiess bei- 
»»piclsweise Augustus Kronprinz, Quodlibet Ministerium. Sanhedrin Staatsrat!), 
Hebraei Jesuiten, Jsraelitae Katholiken. Samaritae Febroninner. Belisar Montgelas, 
Ulla Häffelin, Futurum das bayerische (Nmcordat. Vergl. dazu Gregor Zirkel\s 
Entwurf zur Gründung eines literarischen Vereins, welcher „die Aufrechthaltung, 
Verteidigung und Auslegung der römisch-katholischen Religion" zum Zwecke 
haben sollte, bei N. Reininger, die Weihbischöfe von Würzburg. Würzburg 1865. 
S. 324 327. 

10) Vergl. über dessen Schriften Otto Mejer, zur Ge»chichte der römUch- 
deutschen Frage, B. 1. S. 343 ff. B. IL Abth. 1. S. 34 ff. ? S. 42. 

11) Johann Ludwig Klüber. Uebersicht der diplomatischen Verhandlungen des 
wiener Kongresses, Frankfurt am Main 1816, S. 418 ff. 
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äusserte den Wunsch, dass die Oratoren von den deutschen Ordina- 
riaten als ihre Deputirten beglaubigt werden möchten. Aber „Eichst&dt 
wollte nicht, und Helfferich selbst nicht ; einmal, um die eifersüchtig 
wachenden Fflrsten nicht durch die Furcht vor einer Verbindung der 
Ordinariate gegen sie zu schrecken, dann um nicht ein Schisma, das 
im Hintergrunde lauerte, offen an den Tag zu bringen. Desshalb 
beglaubigte sie der Papst allein in den Eigenschaften von Agenten 
des heiligen Stuhles für kirchliche Angelegenheiten Deutschlands 4 ' 12 ). 
Auch die Oratoren „reclamirten" für „Deutschlands katholische 
Kirche 44 „ihr Eigenthum, auf welches sie nie Verzicht leisten darf": 
sie forderten daher Rückgabe der kirchlichen Besitzungen, soweit die- 
selben noch nicht veräussert oder nach den bestehenden Gesetzen 
einlösbar sind, und für den Rest einen „zureichenden Ersatz durch 
angemessene Entschädigung in unbeweglichen Besitztümern wenigstens 
insoweit, als zur Fundation der Bisthümer, ihrer Capitel, Seminarien, 
Pfarreien , sowie ihrer kirchlichen und wohlthätigen Institute not- 
wendig und erforderlich ist". Sie erklärten aber ausdrücklich, dass 
diese Forderungen erst in zweiter Reihe gestellt würden ; „vorzüglich" 
glaubten sie für die Kirche „jene Rechte vindiciren und reclamiren 
zu müssen, welche ihr nicht von einer weltlichen Gewalt, sondern 
von Gott mit dem ausschliesslichen Befehl übertragen worden sind: 
regere ecclesiam dei". Demnach begehrten sie, „dass die katholische 
Kirche wieder in «ihre eigenthümlichen Rechte eingesetzt und in dem 



t 



12) So das Pa.stural-UIaU des Disthums Kiehstätt, 1865. 8. 226. Vergl. «hun 
die Erörterung Klüber's a. a. 0. 418 ff. ..Sie (die Oratoren) Hessen sogar unter 
der Hand verlauten, dass sie anders nicht als mit Zustimmt! ng des päpstlichen 
Hufes, der die teutschc katholische Kirche als verwaiset und daher sich als 
die einzige geistliche Behörde betrachtet, welche für dieselbe auf dem Congress 
zu handeln berechtigt sey. und unter Leitung des ('ardinal-Legaten handelten". 
Die Note, mit welcher das Archiv für das katholische Kirchen- und Schulwesen, 
Frankfurt 1815. B. 111. Stück 3 S. 153, die Denkschrift der Oratoren vom 80. 
October ltSlt begleitete, lässt deutlich die Spannung zwischen diesen und der 
dalbergisrhen Partei erkennen: ..Ks ist übrigens eine eigene Erscheinung, das» 
zwey bis drey Personen als iieprüsentanten einer grossen Kirche auftreten, ohne 
Meli über ihre Vollmachten zu legitimireii. Man weiss zwar, dass die Herren Ver- 
fasser von einigen Für^tbischöffen etc. zu ihren Geschäften bevollmächtigt waren, 
welche auch zum Unterhalt derselben bisher koiikiirrirton. Allein, diese wenigen 
Individuen reichen noch nicht zu. um im Namen einer ganzen Nationalkirche er- 
scheinen zu können. Hekanntlich befindet sieh der Herr Generalvicar von Wcssen- 
berg im Namen des einzigen teutschen Krzbischofs in Wien, und gleichwohl ist 
die Note nicht einmal v«m diesem unterzeichnet, dem doch in dieser Sache die 
eiste Stimme in aller Kücksicht gebührte". 
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Besitz ihrer Rechte mit Inbegriff der freien Wahl der Bischöfe durch 
die Capitel gegen jeden fremden Eingriff erhalten und gesichert werde, 
dass die Verhältnisse der Kirche zum Staate, was die Ausübung der 
kirchlichen Rechte betrifft, ohne Röcksicht auf alle zum Nachtheil 
derselben stattgefundenen Neuerungen, in jenen Zustand wiederher- 
zustellen seien, wie sie früher in Deutschland bestanden haben, und 
dass jener Grundsatz der alten deutschen Kirchenfreibeit bei allen 
über diesen Gegenstand noch weiterhin zu treffenden Bestimmungen, 
als die Grundlage aufgestellt und angenommen werden solle 44 l3 j. Eine 
Denkschrift des eichstädter Fürstbischofs, von Frey verfasst und in 
Augsburg und Eichstädt geprüft, unterstützte die Forderungen der 
Oratoren **). 

Die bayerische Regierung verhielt sich gegenüber den verschiedenen 
kirchlichen Bestrebungen, welche auf dem Congress zu Tage traten, 
lediglich ablehnend. Sie wollte keine Wiederherstellung der alten 
Kirchen- und Reichsverfassung, keine Ausdehnung der Bundescompetenz 
auf die kirchlichen Angelegenheiten, ebensowenig aber einen Verzicht 
auf ihr Gesetzgebungsrecht in kirchlichen Dingen zu Gunsten der 
kirchlichen Gewalt. Sie setzte demnach, da Consalvi's Forderungen 
von vorneherein aussichtslos waren und die Eingaben der Oratoren 
bei den Unterhandlungen gar nicht in Betracht gezogen wurden, den 
wessenbergischen Bestrebungen den entschiedensten Widerstand ent- 
gegen. Auf Bayerns Veranlassung wurde bei den Berathungen über 
die deutsche Verfassung trotz der Bemühungen Wessenberg's, welcher 
ausser den österreichischen auch die preussischen Staatsmänner, die 
Vertreter von Hannover, Mecklenburg, Nassau und Hessen-Darmstadt 
für seine Anträge gewonnen hatte, jener Artikel aus der Bundesacte 
entfernt, welcher sich auf die kirchlichen Angelegenheiten bezog, und 
nur eine Bestimmung über die bürgerliche und politische Gleich- 



13) So die „Darstellung «los traurigen Zustanden der cutgüterten und ver- 
waiseten katholischen Kirche Teutschlands, und ihrer Ani>i»rü>hc", Wien den 30. 
October 1814. hei (Kluber). Acten de» Wiener Kongresses. Krlangen 1815, B. I. 
Heft 2. S. 28 ff. 

14) tt» das Pastoral- Blatt ib» Bisthums Kiehstätt 1865 S. 226. Auch der 
augsburger Kaufmann Fr. Jos. Schmid sandte «lern Congress eine Denkschrift 
ein : ..Rechtliche Bitten und ehrfurchtsvollste Wünsche der Katholiken Teutsch- 
lands", abgedruckt bei Klüber. Acten des Wiener Kongresses. B. L. Heft 2. 
S. 80 -89 ; vergl. dessen Uebersicht der diplomatischen Verhandlungen des wiener 
Kongresses, S. 437 ff, 
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berechtigung der christlichcu Keligionsparteien in dieselbe aufge- 
nommen 15 ). 

Auch späterhin trat die bayerische liegierung den wessenbergischen 
Bestrebungen entgegen. Noch von Wien aus nach dem Schluss des 
Congresses und später im December 1815 von Frankfurt aus 
sandte Wessenberg Denkschriften an die sämmtlichen deutschen Re- 
gierungen, um sie zu gemeinschaftlichen Berathungen über die kirch- 
lichen Angelegenheiten zu bestimmen. „Von einer Unterhandlung 
mit dem römischen Hofe lasse sich nur dann Erfolg erwarten, wenn 
sie durch Einverständniss in den Grundsätzen, welche gemeinschaftlich 
aufgestellt und behauptet werden sollen, eine sichere Basis und eine 
bestimmte Richtung erhielte". Zu gleicher Zeit legte er den Re- 
gierungen die Schrift vor, welche er bereits im April 1815 auf 
dem wiener Congresse vertheilt und in welcher er den Entwurf eines 
„Concordats für den deutschen Staatenbund 44 und eines „organischen 
Gesetzes für die deutsche Kirche 44 veröffentlicht hatte 16 ). Die Krone 
Bayern, so war darin gesagt, nachdem in längerer Ausführung die 
Nachtheile von Einzelunterhandlungen mit dem römischen Hofe dar- 
gelegt waren, habe die angemessenste Stellung, auf das gesammte 
katholische Kirchenwesen in Deutschland durch Beispiel und auf dem 
Wege freundlicher Verhandlung wohlthätig einzuwirken. „Bayern 
beherrscht den grössten Theil der katholischen Völker Deutschlands. 
Es begreift die meisten Bisthümer in sich. Es ist im Besitze der 
herrlichsten Mittel der Cultur, der schönsten Bildungsanstalten. Es 
ist eine aufstrebende Bewegung in den Kräften der Nation". In 
München aber, wo Wessenberg im Sommer 1815 die Angelegenheit 
persönlich bei Montgelas und anderen Mitgliedern des Ministeriums 
betrieb, fand man zwar die Ansichten Wessenberg^ „grösstenteils 
sehr treffend und wahr 44 , hielt es aber nicht für räthlich, auf seine 
Vorschläge einzugehend). In der Hauptsache, so schrieb der geheime 

15) Vergl. die ausführliche Darstellung der Verhandlungen bei Otto Mejer, 
zur Geschichte der römisch-deutschen Frage, B. 1. 8. 467 — 490. 

16) Dio deutsche Kirche. Ein Vorschlag zu ihrer neuen Begründung und 
Kinrichtiing. Im April MDCCCXV. (Ohne Angabe des Druckorts.) Vergl. dazu 
Otto Mejer. zur Geschichte der römisch-deutschen Frage B. I. 8. 460-465, B. 11 
Abth. 1. S. 39 -42. 

17) Holler erstattete über Wcssenberg's Vorsclüägo Ende December 1815 dem 
Minister von Montgelas einen ausführlichen Vortrag. „Mit der Idee einer deutschen 
Kirche ist die Aufstellung eines deutschen Primas unzertrennlich. Ein solcher 
Primas, wenn er nicht selbst in Bayern seinen Sitz hat und bayerischer Bischof 
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Ratb von Zentner am 30. Mai 1816 an Wessenberg, stimme man 
mit seinen Ansichten und Grundsätzen Oberein, finde aber aus poli- 
tischen Gründen Bedenklichkeiten, dem Antrag selbst beizutreten; 
Deutschland sei nach seinem gegenwärtigen System ein Bund von 
souveränen Staaten ; damit lasse sich schwer eine Nationalkircho unter 
einem Primas und unter dem Schutze der Bundesversammlung ver- 
einbaren. Und auf eine neue Zuschrift Wessenberg's erwiderte Zentner : 
„Bayern sei gross genug, um seine eigene geschlossene Kirche zu 
haben. Dass Bayern seiner Geistlichkeit gegen den Papst etwas ver- 
geben werde, sei bei den geläuterten Grundsätzen seiner Regierung 
nicht zu befürchten" &). Die bayerische Regierung wollte auch nach 
der Gründung des Bundes, was sie seit dem Frieden von Luneville 
in allem Wandel der politischen Verhältnisse erstrebt hatte, den 
Abschluss eines Sonderconcordats mit dem heiligen Stuhl, und zu 
dem Ende knüpfte sie noch im Sommer 1815, kurze Zeit nach der 
Beendigung des wiener Congresses und nach dem Sturze des zweiten 
napoleonischen Eaiserthums, die seit sechs Jahren unterbrochene diplo- 
matische Verbindung mit Rom wieder an. 

Am 10. August 1815 ertbeilte der König dem vormaligen Ge- 
sandten in Rom, Freiherrn von Häffelin, welcher in der Zwischenzeit 
an dem neapolitanischen Hofe beglaubigt gewesen war, die Weisung, 
sich nach Rom zu begeben und dem Papste ein neues Beglaubigungs- 
schreiben zu überreichen, ein Befehl, welchem Häffelin noch in den 
letzten Augusttagen nachkam *9). Allerdings bezogen sich die ersten 
Aufträge, welche der Gesandte erhielt, nicht auf die kirchlich-poli- 
tischen Verhältnisse, sondern auf die Familienangelegenheiten des 
königlichen Hauses; doch wurde der Gesandte schon damals beauftragt 
zu erkunden, auf welchen Grundlagen der römische Hof ein Concordat 
zu unterhandeln bereit sei, und auf eine Anregung von Rom aus 
noch im December 1815 davon verständigt, dass die bayerische Re- 
gierung die Concordatsunterhandlungen auf den im Jahre 1807 verein- 
ist, kann für Bayern wohl schwerlich erwünscht Kein**. ..Das sogenannte organische 
Gesetz ist in Bayern durch «las Edict üher die äusseren Rechtsverhältnisse der 
Kirche bereits gegeben". 

18) Der Briefwechsel zwischen Zentner und Wessenberg ist mitgetheilt von 
Jos. Beck a. a. 0. S. 256 f. 

19) Die Instruction für Häffelin ist vom 10. August, das neue Beglaubigungs- 
schreiben vom 30. Juni 1816. Häffelin traf in der Nacht vom 28. auf den 29. 
August 1815 in Rom ein. wurde am folgenden Tage vom Cardinalstaatssecretär 
und zwei Tage später vom Papste empfangen. 
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harten Grundlagen wiederaufzunehmen wünsche 20 ). Auf eine erneute 
Anfrage vom 23. Februar 181621) berichtete Häffelin am 20. März: 
der römische Hof habe allerdings gewünscht, was auch die päpstliche 
Allocution vom 4. September 1815 anzudeuten schien 22 ), eine allge- 
meine Einrichtung für die sämmtlichen Kirchen Deutschlands herstellen 
zu können, erkenne aber vollkommen klar, dass dieser Plan nicht 
durchzuführen, vielmehr eine besondere Unterhandlung mit den ein- 
zelnen Staaten zu eröffnen sei. Der Gesandte bemerkte weiter, er 
werde die Unterhandlungen auf den vom Könige im Jahre 1807 
genehmigten Grundlagen wiederaufnehmen 23 ). Demgemäss richtete 
Häifelin am 16. April 1816 an den Cardinalstaatssecretär eine Note 24 ), 
worin er die dringende Noth wendigkeit einer Wiederbesetzung der 
erledigten bischöflichen Sitze betonte, die Bereitwilligkeit des Königs 
aussprach, unter Wiederaufnahme der älteren Unterhandlungen ein 
Erzbisthum in Mönchen und die erforderliche Anzahl von Landes- 
bisthümern zu gründen, und die Mitwirkung des Papstes zur „Neu- 
gestaltung oder Wiederherstellung" der Hierarchie in Bayern erbat. 
Von München aus wurde der Schritt des Gesandten vollkommen ge- 
billigt und noch im Mai die Ertheilung eingehender Instructionen in 
Aussicht gestellt 2 ^). Als der König im Juni zu Zweibrücken den 



20) Königliche Depesche an Häffelin vom 15. December 1815: Quant ä ce 
qui concorne les affaires ecclesiastiques dont le pape m'a touche im mot dans le 
bref qu'il m'a adressc sur le divorce de ma tille, vous connaissez aussi hien 
les nogociations qui out eu Heu a ce sujet en 1807 que mon intention a ect 
* ; gard. Je ficrai toujours dispose a reprendre ect objet ou consideration d'apres 
les bases dont on etait convenu alors. 

21) Königliche Depesche an Häft'eUn vom 23. Februar 1816: Mon intention 
est que . . . vous m'inforinicz de la manicre dont la cour envisage les affairf« 
ccclesiastiques de rAllemagne? si eile est disposee ä reprendre les nogociations 
qu'ello avait entamecs a ce sujet en 1807, en partant des bases qui avaient ete 
etablies alorsV 

22) Vergl. oben Note 6. 

23) Depesche Häffelin\s vom 20. März 1816: La cour de Koine auroit <JU»sire 
pouvoir etablir un sisteine gciu»ral pour toutes les eglises (rAllemagne. mais eile 
voit trop clairement qu'un arrangement gencral ne pourra pas s'effectuer. et qu'elle 
sera obligce de traiter avec chaque etat ou chaque souverain en particulier. Je 
repromlrai les negoeiations qui avoirut ete commeneees en 1807, en suivant les 
bases que votre majestc avoit etablies a cette epoquo, et je me reserve d'exjxwer 
dans un rapport particulier les premiercs d« ; marches que j'aurai faites h ce sujet 

24) Eingesendet mit Depesche vom gleichen Tage. 

25) Königliche Depesche an Häffelin vom 11. Mai 1816: J'approuve entierement 
la note quo vous avez remis au cardinal secretaire d'etat pour presser la noavelle 
formation des evechea en Bavicre. Je vous ferai parvenir le plutot possible mee 
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Bischof Joseph Ludwig Colmar von Mainz empfing, dessen Diöcese sich 
über die pfälzischen Gebiete erstreckte, sprach er die Erwartung aus, 
dass in kurzer Zeit wenigstens ein provisorisches Concordat für 
seine Staaten abgeschlossen werde 26 ). 

In dem bayerischen Ministerium wurden sofort die im December 
1814 abgebrochenen Vorarbeiten wieder aufgenommen. Schon im 
Juni 1816 legte Holler den Entwurf einer Instruction für die könig- 
liche Gesandtschaft in Rom, sowie einen umgearbeiteten Concordats- 
entwurf vor, welcher nach den eingetretenen Territorialveränderungen 
das Bisthum Salzburg durch das Bisthum Speyer ersetzte und eine 
Beschreibung der Diöcesangränzen gab, wie sie in dem zweiten Artikel 
des Concordats wirklich aufgenommen worden ist, im übrigen aber 
bis auf einige nicht wesentliche Punkte mit dem älteren Entwürfe 
vom December 1814 übereinstimmte 27 ). Um dieselbe Zeit wurde der 
Hofcommissär in Speyer, geheimer Bath von Zwackh, welcher schon 
früher in Concordatsangelegenheiten zu Käthe gezogen worden war, 
von Montgelas zu einem Gutachten aufgefordert. Zwackh erklärte 
sich entschieden gegen die Dotation der Bisthümer in liegenden Gütern, 
einen Plan, welchen er „für den Staat äusserst drückend und gefähr- 
lich" fand; auch gegen die Grösse der Dotation im Vergleich mit 
den Sätzen des französischen Concordats erhob er Bedenken und hielt 
für die katholischen Gemeinden auf dem linken Rheinufer mit einer 
Bevölkerung von 162,000 Seelen die Aufstellung eines Generalvicars 
von dem nächsten bayerischen Bisthum Würzburg für genügend 28 ). 
Allein Montgelas entschied, dass es bezüglich der Art und der Grösse 
der Dotation bei den in den früheren Concordatsunterhandlungen ge- 
machten Zugeständnissen verbleiben solle, ebenso bei der beabsichtigten 
Errichtung eines Bisthums in Speyer und berücksichtigte Zwackh' s 
Einwendungen nur insoweit, als er dem Bisthum Speyer eine einge- 
schränktere Dotation unter Zugrundelegung der französischen Sätze 
and mit einer geringeren Anzahl von Domcapitularen und Yicarien 



ordres relativement ä leur division et lour Organisation , et j\v ferai joindre la 
«arte quo vous mo domandez. Diu sämmt liehen in den Noten 20, 21 und 25 er- 
wähnten königlichen Depeschen sind von Montgelas coneipirt. 

26) So schrieb der Bischof von Main/, am 7. August 1816 an den Genera 1- 
vicar von Fulda, Denkschrift der bäuerischen Bischöfe und Bisthums -Vorständo 
vom Juni 1816, Burghausen 1851, »S. 16. 

27) Vortrag Holler's vom 11. Juni 1816. Beigegeben war eine „seizzirte Dar- 
stellung des dermaligen Zustandes der baierischen Bisthümer 4 '. 

28) iSchreiben des geheimen Kaths von Zwackh an Montgelas vom 11. Juni 
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zuzuwenden beschloss 29 ). Nachdem diese Aenderung in den von Holler 
vorgelegten Entwürfen vorgenommen worden war, wurden dieselben 
am 5. August 1816 vom König genehmigt und am 16. August an 
die königliche Gesandtschaft in Rom abgeschickt 30 ). 

Der von Holler entworfenen, von dem Könige und dem Minister 
genehmigten Instruction vom 5. August 1816 waren als Anlagen 
Holler's Vortrag vom 3. October 1814 und eine Darstellung des da- 
maligen Zu3tandes der bayerischen Bisthömer, ausserdem zwei Ent- 
würfe des abzuschliessenden Concordats, ein ausführlicher und ein 
abgekürzter, beigefügt. Gab der Vortrag vom 3. October 1814 dem 
königlichen Gesandten die allgemeinen Gesichtspunkte zu erkennen, 
von welchen die Regierung bei Eröffnung der Concordatsunterhandlungen 
ausging, so enthielt die Instruction die Bemerkungen zu den einzelnen 
Artikeln der beiden Entwürfe. 

Von den beiden Entwürfen stimmte der längere, in achtzehn 
Artikeln, bis auf einige, durch die Territorialveränderungen bedingte 
Umgestaltungen und vier andere nicht wesentliche Punkte wörtlich 
mit dem älteren Entwurf vom 6. December 1814 überein. Die ersten 
drei Artikel verfügten demnach die Errichtung einer mit den G ranzen 
des Königreiches zusammenfallenden bayerischen Landeskirche unter 
einem Erzbischofe mit dem Sitze in Freising und mit sieben Suffragan- 
Bisthümern an den alten Bischofssitzen Augsburg, Bamberg, Eichstädt, 
Passau, Regensburg, Würzburg und Speyer. Der dritte Artikel insbe- 
sondere enthielt die oben angegebene Beschreibung der Diöcesangränzen. 
Nach dem vierten Artikel sollte jedem Bischöfe ein Capitel als der 
„eigentliche bischöfliche Rath" zur Besorgung der Geschäfte der bis- 
herigen Consistorien oder Generalvicariatc beigegeben werden; die 
Fähigkeit des Eintritts in ein Capitel war ebenso wie in dem früheren 
Entwurf an die Erlangung eines academischen Grades in der Theologie 
oder dem canonischen Rechte auf einer inländischen Universität und 
an eine mindestens einjährige Seelsorge geknüpft, jedoch nicht mehr 
den geborenen Bayern allein, sondern auch denjenigen beigelegt, welche 



29) Vortrag Holler's vom 6. Juli 1816. 

30) Höflcr's Angabe (Concordat und Constitutionseid der Katholiken in Bayern 
»S. 48), der k. b. Gesandte habe ..durch einen Courier die am 16. August ausge- 
fertigten Instructionen" erhalten, ist unrichtig. Wahrscheinlich hat Htitier Häffelin's 
Depesche vom 7. September 1816 vor Augen gehabt, worin es heisst: J'ai re^u 
par le Courier que votre majeste a daigne nfadressor le 16 aoüt los Instructions 
et les pieees relatives au concordat. 
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das Indigenat erlangen würden. Der fünfte und der sechste Artikel 
wiederholten die Bestimmungen des früheren Entwurfs über die Dotation 
der Bisthümer mit einer kleinen Erhöhung für den Functionsgehalt 
des Registrators ; nur war bei der Gewährleistung der Unveräusserlich- 
keit der Kirchengüter die Berufung auf die Vorschriften der Consti- 
tution, ebenso die weitere Bestimmung weggelassen worden, dass das 
Dotationsgeschäft durch die zur Bestimmung der Diöcesangränzen 
ernannten Commissäre bearbeitet und baldmöglichst vollendet werden 
solle. Für das Bisthum Speyer waren nur vier Domcapitulare und 
zwei Vicare in Aussicht genommen und die Einkünfte des Bischofs 
auf 12,000, der Domcapitulare auf 1,500, der Vicare auf 900 Franken 
festgesetzt. In den folgenden Bestimmungen steht der Entwurf 
vom 5. August 1816 durchaus mit dem Entwurf vom 6. December 
1814 im Einklang. Demnach setzte der siebente Artikel fest, dass 
der Erzbischof und die Bischöfe, ebenso die Dignitarien und Dom- 
capitulare von dem Könige ernannt und die ersteren von dem Papste 
instituirt werden sollten, und fügte bei, dass die Institution durch den 
Metropoliten oder den ältesten Landesbischof vorzunehmen sei, sowie 
der Papst ohne zureichenden Grund binnen sechs Monaten vom Tage 
der Kenntniss an die Investitur nicht ertheilt habe. Der achte Artikel 
schrieb eine neue Regelung der Annaten und Kanzleitaxen, der neunte 
Artikel die Form des von den Erzbischöfen und den Bischöfen, sowie 
von der übrigen pfründbesitzenden Geistlichkeit zu leistenden Eides 
vor. Der zehnte, eilfte und zwölfte Artikel befassten sich mit der 
Amtsverwaltung der Bischöfe, welche „nach den canonischen Satzungen" 
geschehen sollte; doch behielt der zehnte Artikel den „gesetzlichen 
Recurs" gegen den Missbrauch der Disciplinargewalt und des Cor- 
rectionsrechts über die Geistlichkeit vor; der eilfte verbot die Berufung 
von den Erkenntnissen des Metropolitangerichts an eine auswärtige 
Instanz ; — der Papst sollte in jedem einzelnen Fall einen inländischen 
Bischof als judex in partibus delegiren ; — der zwölfte Artikel endlich 
verlangte Erledigung der dem päpstlichen Stuhle vorbehaltenen Dis- 
pensationsgegenstände durch den bayerischen Erzbischof kraft päpst- 
lichen Indults. Im dreizehnten Artikel war die Einrichtung der 
Diöcesanseminarien den Bischöfen unter der Oberaufsicht des Königs 
freigegeben, die Ernennung der Directoren aber dem Könige vorbe- 
halten. Der vierzehnte Artikel regelte die Amtsverwaltung bei Er- 
ledigung des bischöflichen Stuhles und die Vertheilung der Intercalar- 
Früchte. Der fünfzehnte Artikel hielt das königliche Patronatrecht 
so wie dasselbe „bisher ausgeübt" wurde aufrecht. Der sechzehnte 
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Artikel verbot Pfründecumulation und regelte die Residenzpflicht ; der 
siebzehnte forderte für alle „Gesetze und Verordnungen der Kirchen- 
gewalt 14 das königliche Placet; der achtzehnte endlich sprach die 
Verbindlichkeit der Convention für die Nachfolger der beiden contra- 
hirenden Theile aus. 

Von den Bestimmungen des ausführlichen Entwurfs waren in den 
abgekürzten Entwurf nur diejenigen aufgenommen, welche sich auf die 
Einrichtung uud Dotation der Bisthümer, der Capitel und der Semi- 
narien, auf dje Besetzung der bischöflichen Stühle und der Stellen in 
den Capiteln, J sowie auf die Pfründecumulation und die Residenzpflicht 
bezogen, somit lediglich die Artikel 1 bis 9, 13 und 16; so dass 
der abgekürzte Entwurf lediglich 11 Artikel umfasste. Weggelassen 
waren die Bestimmungen über die bischöfliche Amtsverwaltung, Artikel 
10 bis 12 und 14 ; — doch war die Bestimmung über die Vertheilung 
der Intercalarfrüchte in den sechsten Artikel aufgenommen; — weg- 
gelassen war ferner der Artikel 15 über das königliche Patronatrecht 
und der Artikel 18 über die Dauer der Convention. Auch in den 
aufgenommenen Artikeln fehlten die Vorschrifteu über die Bedingungen 
zum Eintritt in die Capitel, über die eventuelle Institution der vom 
Könige ernannten Bischöfe durch einen Landesbischof, über die Er- 
nennung der Seminardirectoren durch den König. 

Verglich man die beiden Entwürfe miteinander, so war kein 
Zweifel, dass der abgekürzte in weit grösserem Masse den allgemeinen 
Gesichtspunkten entsprach, von welchen die bayerische Regierung bei 
der Concordatsunterhandlung auszugehen beschlossen hatte. Er be- 
schränkte den Inhalt des Concordats streng auf dasjenige, was 
einer vertragsmässigen Regelung bedurfte, die Herstellung einer 
neuen Diöcesanverfassung für das Gebiet des Königreiches, und 
vermied alles, was zur Erreichung dieses Zweckes nicht erforderlich 
war und zu Erörterungen von principieller Tragweite Veranlassung 
geben konnte. Er war zugleich durchaus geeignet, in das bestehende 
System der staatskirchenrechtlichen Gesetzgebung eingefügt zu werden. 
Montgelas richtete demnach gleichzeitig mit der Absendung der 
officiellen Instructionen ein vertrauliches Schreiben an Häffelin: der 
Gesandte möge zuerst die Durchsetzung des abgekürzten Entwurfes 
versuchen, welcher dem Könige angenehmer sei und für Erörterungen 
weniger Raum biete 31 ). 

31) Schreiben Monttfelas an Häflelin vom 3. August 1816: Je doia voiw 
nviter confidentiellement, monsieur 1« hnmn, ä ne mettre d'abord en prupositiun 
*ue le projet racr-ourri, et de faire tont ce qui dependra de vous pour lc faire 
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Dass „Erörterungen" nicht ausbleiben würden, konnte die Regierung 
ans einer Denkschrift entnehmen, welche kurze Zeit vor der Absendung 
der Instructionen für den Gesandten in Rom von kirchlicher Seite 
dem Könige zugekommen war 32 ). Sie verdankte jenem Vereine 
katholischer Männer ihre Entstehung, welcher in Eichstädt seinen 
Mittelpunkt hatte, war von dem eichstädter Fürstbischof selbst, dem 
Würzburger Weihbischof Gregor Zirkel , den Generalvicaren von Bam- 
berg, Augsburg und Passau unterzeichnet. Erzbischof Dalberg von 
Regensburg hatte die Betheiligung „kalt und ausweichend" abgelehnt, 
ebenso das Ordinariat in Freising 33 ), dessen Weihbischof Johann 
Nepomuk von Wolf, zugleich Suft'ragan Yon Regensburg, von jeher 
dem Systeme der bayerischen Regierung ergeben war. „Der Friede 
von Aussen ist erkämpft", so schrieb der eichstädter Fürstbischof 
bei Uebersendung der Denkschrift dem Könige, „es bedarf nur noch 
eines Friedens von Innen". „Dieser innere Friede, der die schönste Be- 
lohnung der Regierung, ihr Stolz und ihre Freude ist, weil er das Glück 
der Völker ausmacht, hängt von der Wiederkehr jener Grundsätze, 
Gesinnungen und Sitten ab, welche nach der Erfuhrung von vielen 
Jahrhunderten als die einzig dauerhafte und sichere Grundlage der 
bürgerlichen Ordnung bewährt sind und aus der christlichen Religion 
als der Quelle des Glaubens, der Hoffnung und der Liebe fliessen, 
welche die Grundpfeiler der Throne, die Triebfedern der edelsten 
Handlungen und die Quelle des häuslichen Glückes sind". Die Denk- 
schrift selbst verlangte vor allem eine in „liegenden Gründen" anzu- 
weisende „Dotirung der bischöflichen Kirchen und anderer damit ver- 
bundener Anstalten", „der bischöflichen Seminarien und der damit in 
Verbindung stehenden theologischen Lehranstalten", einer „Verpfleg- 

agreer. Outre qu'il est plus agreable au roi, il est egalement «1h nature a 
dünner moins Heu a discussions. 

32) Denkschrift der bayerischen Bischöfe und Biftthums -Vorstände vom Juni 
1816, nebst einigen hierauf bezüglichen Briefen hoher Prälaten , zum Ersten- 
inale der Öffentlichkeit durch den Druck übergeben, Burghausen 1851. (Zum 
ersten Male wurde die Denkschrift im Jahre 1819 durch das Organ des eich- 
städter Bundes veröffentlicht, Litteraturzeitung für katholische Religionslehrer, 
herausgegeben von Kaspar Anton Fr. von Mastiaux, 1819 Intelligenzblatt 
»S. 103 -119.) Die Denkschrift wurde von dem Fürstbischof von Eichstädt am 
15. Mai, von dem Generalvicar von Bamberg am 19. Mai, von dein Weihbischof 
von Würzburg am 21. Mai, von dem Vicariatsvorstand in Augsburg am 29. Mai 
und von dem Official und Generalvicar in Passau am 9. Juni 1816 unterzeichnet. 
Der Regierung war sie am 6. Juli 1814 bereits zugekommen. 

33) So berichtet in dem bereits erwähnten Aufsatz das Pastoral- Blatt des 
Bisthums Eichstätt, 18C5 S. 230. 
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ungsanstalt für alte oder kranke", einer „Besserungsanstalt für aus- 
geartete oder unsittliche Priester", „Wiederherstellung eines Convicts 
für fähige Jünglinge aus der ünneren Volksklasse" welche „bei reiferen 
Jahren, wenn sie Beruf zum geistlichen Stande fühlen sollten, in die 
clericalischen Seminarien übersetzt werden können", endlich „Resusci- 
tirung" einiger Abteien und Collegiatkirchen, „Fürsorge für den Unter- 
halt weiblicher sowohl als männlicher Ordensstände". Die Anordnung 
des äusseren Gottesdienstes wurde für die Kirche allein in Anspruch 
genommen: „die sogenannte Eirchenpolizei hat sich hierin zu weit 
ausgedehnt und über Unterricht und Anstalten dieser Art eine Herr- 
schaft behauptet, die in der Kirche Christi viel Schaden verursacht 
hat." Ebenso forderten die bischöflichen Behörden die völlige Unter- 
ordnung des Clerus unter die bischöfliche Gewalt, „die Aufsicht und 
Leitung der Seminarien", „die Prüfung und Aufnahme der theologischen 
Candidaten", „die Leitung der theologischen Studien auch in denen 
der höheren Lehranstalten", endlich „die freie bischöfliche Collation 
nach Massgabe der kirchlichen Gesetze"; „die bischöfliche Stelle wird 
sich verpflichtet halten, von denen benannten Individuen Nachricht an 
die königlichen Behörden zu ertheilen". An den „gelehrten Bildungs- 
Anstalten" solle den „Kirchenvorstehern" die Ordnung des Gottes- 
dienstes und religiösen Unterrichts, an den „niederen Schulen" „nicht 
nur die Aufsicht und Leitung des katholischen Religionsunterrichts", 
sondern auch jener Einfluss auf die religiöse Bildung und Beschäftig- 
ung üer Schullehrer überlassen worden, „bei" welchen sie einestheils 
ihre Pflichten gegen die Jugend, anderntheils gegen die Schullehrer 
erfüllen, um durch Verpflichtung der letzteren auf das Symbol der 
Kirche sich selbst im Gewissen beruhigen zu können". Um die „Dis- 
ciplin im Clerus und beim Volk" erhalten, „die Verordnung der 
Kirchengesetze mit Nachdruck bei denen Katholiken behaupten" zu 
können, wurde die Unterstützung des weltlichen Armes erbeten. In 
anderen und nicht unwichtigen Beziehungen stellte die Denkschrift 
gemässigte Forderungen auf. Das placetum regium wurde nicht in 
seinem Bestände, sondern nur in der zu grossen „Ausdehnung" ange- 
fochten, welche demselben gegeben worden sei. „Es scheint sich das 
öffentliche Vertrauen und Ansehen (der Kirche) sehr zq vermindern, 
wenn alle bischöflichen Erlasse ohne Unterschied die Genehmigung 
an der Stirne tragen müssen"; daher die Bitte gestellt wird, „dass 
die bischöflichen Verordnungen, besonders jene, die eigentlich geist- 
liche und rein kirchliche Gegenstände sind, nicht mehr der erwähnten 
Aufschrift unterliegen". Ebenso waren die Bischöfe bereit, der 
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weltlichen Gewalt „Jas Hecht der Oberaufsicht" über die Verwaltung 
des Kirehenvermügens zu belassen, wenn sie auch „das Kirchen- und 
fromme Stiftlingsgut" „unter die Obhut und Besorgung der Kirche-' 
gestellt wissen wollten. Als ein „Act der königlichen Gnade und 
Giossmuth" wird endlieh erbeten, was nach der curia! istischen Anf- 
ügung nicht in der weltlichen Gesetzgebung seinen Ursprung hat : 
die ..Befreiung des Clerns sowolil als der Kirchen und Stiftungen 
von der weltlichen Gerichtsbarkeit", „die Personal- und Kealimmimilät 
in einer dein Staat und dem Wohl der Stiftungen angemessenen Art". 
Auch der Bestand der Tolerauzedicte wird nicht, wenigstens nicht mit 
ausdrücklichen Worten angefochten ; es werden lediglich gegen iini<j.- 
Bestimmungen derselben Einwendungen erhoben, so gegen die Hinans- 
nicknng des Uiiterscheidimg.-jalnes auf das 21. Lebensjahr, gegen die 

l grosse Ausdehnung der älterlichen Hechte bezüglich der religiösen 
Erziehung der Kinder. „Diese Grundsätze", so bemerkte die Denk- 
schrift in einer keineswegs eurialistisehen Wendung, „wind der Ge- 
wissensfreiheit nicht zusagend und die katholische Kirciie hat nach 

ireu reinen Grundsätzen hierin immer Freiheit gestattet". Ging 

ie Denkschrift in demjenigen, was sie verlangte, weit ober das Mass 
fassen hinaus, was die Regierung nach der Instruction vom 5. August 
ISlü ?.ii bewilligen bereit war, so hat sie doch im Vergleich mit den 
Ansprüchen des eurialistisehen Systems den kirchlichen Forderungen 
einen vorsichtigen und massvollen Ausdruck verliehen. Als eine 
'iiinst der weltlichen Gesetzgebung wurde erbeten, was nach curial istisch er 
Auffassung ein Bestandtheil des kirchlichen, dem weltlichen Gesetze 
unbedingt vorgehenden Hechtes ist; selbst mit einer weniger straffen 

landhahung der Kirchenhoheitsrechte schien die Denkschrift sich 
begnügen und mit den Toleranzedicten sich versöhnen zu wollen. Indem 
! die Forderungen minder hoch spannte und in manchen Beziehungen 
dir die Sprache des Staates als die Sprache der Curie redete dufte 
■ hoffen, die weltliche Gewalt zur Einleitung von Unterhandlungen 
mit «lern heiligen Stuhl zu bewegen. Der Curie blieb es überlassen, 
rengere Forderungen zu stellen; aber auch den Unterzeichnern war 
der Ausweg nicht abgeschnitten, durch eine gleichzeitig nach Koni 
tu sendende Denkschrift die Erhebung weitergehender AnspfnetM 

Dunmthea. 

Aelinliche Vorschläge wie die Denkschrift der Ordinariate ent- 
lielt ein Gutachten, welches um dieselbe Zeil über die „Ursachen 
b-s Mangels an katholischen Geistlichen" und die „sichersten Mittel 
Bf Abhülfe' 1 von der theologischen l'.icultät in Landabst auf \.>i- 

■ ,. .,. -,.. S...1 ..m. KM,.. 14 
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langen der Regierung erstattet wurde 34 ). Die Facultät empfahl 
Hebung des Religionsunterrichts an „allen sowohl Volks- als Ge- 
lehrten Schulen", religiöse Erziehung der Lehrer selbst, Förderung 
des Studiums der alten Sprachen im Gegensatz zu den sogeuannten 
Realien, Einführung einer guten und zweckmässigen Schuldisciplin, 
vor allem aber Wiederherstellung der Hierarchie, Freiheit der Bi- 
schöfe in Leitung der Seminarien, in Vergebung der Pfründen, in 
Bestrafung der Geistlichen, Einräumung eines „eigenen Gerichts- 
standes" an den Clerus, Verwaltung des Kirchen- und Stiftungsver- 
mögens durch die „Vorsteher der Kirche 14 und die „Glieder der Ge- 
meinde", endlich Gewährung des weltlichen Arms, um „Unordnungen 
zu heben, Missbräuche abzustellen, Aergernisse zu entfernen 4 '. Noch 
andere Stimmen in gleichem Sinne wurden laut. Ein Gutachten, 
welches einige Monate früher ein Mitglied des eichstädter Bundes, 
der Abt Rupert Kornmann von Prifling, dem regensburger Ordi- 
nariate erstattete, bewegte sich in demselben Gedankenkreis; ein- 
dringlich warnte es den Erzbischof Dalberg vor einer „Spaltung", vor 
den „gedruckten Entwürfen zu einer künftigen Kircheneinrichtung", vor 
der Errichtung eines „einheimischen Patriarchats", vor der Unter- 
werfung unter die weltlichen Regierungen, und empfahl eine „feier- 
liche Sendung und Vorstellung" der „Erz- und Bischöfe und Suffra- 
ganen Bayerns" an den Thron, um „den schönsten Einklang mit dem 
Oberhaupte der Kirche zum Nutzen des Staates, zur allgemeinen 
Freude der Gläubigen, zur Beruhigung der Gewissen, zum wahren 
Ruhm der Regierung herbeizuführen" 3 *>). 

Der baverische Gesandte in Rom entwarf sofort nach dem Ein- 
treffen des Kuriers eine neue Punctation, welcher er nach der Weis- 
ung des Ministers den abgekürzten Entwurf zu Grunde legte, «und 
übersendete dieselbe dem Cardinalstaatssecretär am 1. September 1816 



34) Freimüthige Darstellung der Ursachen des Maugels an katholischen Geist- 
licheh. Nebst den sichersten Mitteln zur Abhülfe. Ein Gutachteu der theolo- 
gischen Facultät zu Landshut. Unterzeichnet von Director Schneider, den Pro- 
fessoren Zimmer, Sailer, Mall und dem Director Roider. Ulm 1817. Prantl, um- 
schichte der Ludwig -Maximilians -Universität, B. I. S. 709 theilt mit. dass der 
Bericht „ohne Wissen der Facultät mit Namens -Unterschrift der Mitglieder der- 
selben gedruckt erschien". Wahrscheinlich ging die Veröffentlichung von den 
eichstädter Kreisen aus. 

35) Gutachten über den Priestennangel von R. Korninaun, Prälaten von 
Prifling. an das Ordinariat Kegensburg unter dem Vorsitze des Fürst Primas von 
Dalberg. Landshut 1817. 
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mit einer Note, in welcher er das neue Anerbieten der bayerischen 
Regierung ausdrücklich als eine Fortsetzung der älteren Unterhand- 
lungen bezeichnete. Demgemäss war auch die neue Punctation 36 ) den 
älteren Actenstücken gleichen Inhalts nachgebildet, welche Häffelin 
in den Jahren 1805 und 1806 in Rom übergeben hatte, unter Be- 
rücksichtigung der im Jahre 1807 abgebrochenen Üoncordatsunter- 
handlungen und der neuesten Instructionen. Wie in den älteren 
Punctationen, so war in der neuen das Princip der Landeskirche auf- 
gestellt: „Das Königreich Bayern wird in so viele Bisthümer ge- 
theilt werden, als das Seelenheil der Unterthanen erfordert; die Ein- 
teilung wird in der für die Bequemlichkeit der Gläubigen, den 
Dienst der Kirche, die Aufrechthaltung der Disciplin am besten ge- 
eigneten Weise vorgenommen werden 44 . Häffelin bemerkt darüber in 
seinem Bericht an den König: der Grundsatz, „die geistliche Ein- 
theilung der Diöcesen nach jener der Civilverwaltung zu berichtigen" 
werde in Rom durchaus nicht anerkannt; aus diesem Grunde habe 
er kirchliche Gesichtspunkte geltend gemacht. „Rom ist damit be- 
friedigt und der Zweck wird demohngeachtet erreicht". Auch in 
anderen Beziehungen kam die Punctation der kirchlichen Auffassung 
entgegen. Die Vereinigung von Capitel und Consistoriura war 
weniger scharf als in dem Entwurf der Regierung hervorgehoben ; 
die Bestimmungen des Regierungseutwurfs , dass der Papst den er- 
nannten Bischöfen die canonische Investitur ertheilen werde, soferne 
„ihre persönlichen Eigenschaften keiner in den Kirchengesetzen ge- 
gründeten Einwendung unterliegen", war in der Punctation nicht 
wiederholt, dafür aber aus der Punctation von 1805 die Erklärung 
herübergenommen, dass der König erst nach Ertheilung der päpst- 
lichen Bestätigung die Bischöfe in die Temporalien einweisen werde; 
endlich war der ausdrückliche Vorbehalt der königlichen Oberauf- 
sicht bezüglich der Verwaltung des Tafel- und des Capitelguts, 
sowie bezüglich der Priesterseminarien ebenso wie in den älteren 
Punctationen vermieden. 

Von der Einleitung der Unterhandlungen gab Häffelin am 
2. September dem Minister von Montgelas \md am 7. September in 
zwei Berichten, einem französischen und einem deutschen, dem Kö- 
nige Nachricht. Lange Zeit, so theilte er dem Monarchen mit, sei 
der römische Hof bezüglich des in den deutschen Angelegenheiten 

36) Die Punctation, zuerst veröffentlicht von Otto Mejer, zur Geschichte der 
römisch-deutschen Frage, B. LI. Abtheil. 1. S. 104 Not«' 1, ist mitgetheilt in den 
Urkunden Nr. 16. 
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einzuschlagenden Weges unentschieden gewesen; er habe die Eröff- 
nung der Bundesversammlung abwarten wollen; es sei von der Ab- 
sendung eines Nuntius nach Frankfurt gesprochen worden. Endlich 
habe sich der Papst entschlossen, mit jedem Souverän eine besondere 
Unterhandlung einzuleiten, und zwar, wie der österreichische Ge- 
sandte Graf Apponyi versichere, auf den Rath des Kaisers von Oester- 
reich hin 37 ). Für die Unterhandlung mit Bayern sei eine besondere 
Cardinalcongregation zusammengesetzt und Monsignor Mazio, ein 
junger Prälat, welcher ehedem den Cardinal Consalvi nach Paris 
begleitet habe und seitdem in verschiedenen anderen Unterhandlungen 
verwendet worden sei, zur Besprechung mit dem bayerischen Ge- 
sandten bestimmt worden. Bei Entwerfung der Punctation habe der 
Gesandte auf Grund der ertheilten Ermächtigung „von allen den- 
jenigen Artikeln sorgfältig Umgang genommeu, welche weitläufige 
und unangenehme üiscussionen veranlassen und die Abschliessung 
des Concordats verzögern könnten"; so von der eventuellen Institu- 
tion der Bischöfe durch einen Landesbischof, der Uebertragung der 
päpstlichen Dispensationsgewalt an den Erzbischof, der Ernennung 
der Seminarvorstände durch den König, dem Patronatrecht , endlicb 
dem placetum regium. „Der römische Hof", so bemerkt der Ge- 
sandte über den letzterwähnten Punkt, „wird niemals ausdrücklich 
erklären, dass zur Publication der päpstlichen Bullen und Breven die 
Erlaubniss der weltlichen Behörden nothwendig sei, wird es jedoch 
zugeben, dass von den Bischöfen und geistlichen Stellen das Bene- 
placitum regium erholt werde. Dieses hängt lediglich von den 
königlichen Verordnungen ab". Auch an den Minister von Montgelas 
schrieb Häffelin in dem gleichen Sinn: „Sind die wesentlichen 
Punkte einmal geregelt und festgestellt, so werden die Nebenpunkte 
keine Schwierigkeiten bereiten. Bischöfe, welche von dem König 



37) Depesche Häffelin'« vom 7. September 1816: La cour de Rome etoit 
jusqu'ici iudoeise sur la marclie, quVile devoit suivre dans les affaires ecclesiastiques 
dWllemagne. Elle vuuloit attendre Touverture du congres de Francfort pour voir, 
si l*on y prendroit quelques uiesures generalos d'apres les principes etablis dans 
le eongres de Vienne, et il a ete plusieurs fois question d'y envoyer un nouce. 
Mais le saint pere viont de declarer, qifil est determine a traiter avec cbaque 
souverain en partieulier , et j'ai appris du eointe Appony qui reniplace ici le 
uiiiiistre de Vienne, que e'est sa majeste Tempereur d\Au triebe qui a fait insinuer 
au saiht pere par le nonee cardinal Severoli, qu'il ne devoit pas attendre 1* 
eongres de Francfort et qu'il tera bien de traiter avec cbaque souveraiu en 
partieulier. 
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ernannt werden und ihre ganze Existenz der Grossmuth Sei riet Ma- 
jestät verdanken. Verden nicht die endlosen Ansprüche der alten 
Fürstbischöfe erneuern, vielmehr sich beeifern, die Absichten der 
Regierung zu unterstützen und durch ihren Eifer und ihre Wachsam- 
keit zur Erhaltung der Ordnung und zur Vollziehung der Gesetze 
des Königreichs beizutragen. Da ihr Interesse nicht mehr getrennt 
ist von dem Interesse des Souveräns, so werden sie eine Pflicht und 
ein Verdienst darin erkennen , die wohlwollenden Absichten Seiner 
Majestät zu erfüllen und ihr Amt zum Wohle des Staates und zum 
Heile der Monarchie zu verwalten. Aus diesen Gründen richte ich 
mein Augenmerk vorzugsweise auf die rasche Einrichtung der Bis- 
thümer und die Ernennung zu den bischöflichen Sitzen. Alles hängt 
von diesen beiden Punkten ab; das übrige ergibt sich von selbst. 
Hie königlichen Verordnungen , welche als organische Gesetze er- 
scheinen sollen, werden das Werk vollenden"^). 

Wje aber bei den älteren Concordats unter band hingen in den 
Jahren 1800 und 1807 die Forderungen des römischen Hofes wenig- 
sten« theüweise durch die Beschwerden bestimmt worden sind, 
welche von einzelnen Fürstbischöfen hei dem Nuntius de la Gengu 
einliefen, ebenso geschah es im Jahre 1816 durch eine den eieh- 
stwlter Kreisen entstammende . von dem bamberger C'anonisten 
Frey ver (aaste Denkschrift bayerischer Ordinariate, welche dem hei- 
ligen Stuhle kurze Zeit nach Eröffnung der Unterhandlungen mit der 
bayerischen Regierung zukam 3 "). 

38) Hguihflndigea gehretban EB-flaUne u ttontgebui vom ISapUcnbei 1818: 

■ii,Mi,'ii..n niiiiiri-Htii.tt.. i|n- Mitn BiealleiK* i bien mnla im fain per la Mtra, 

i«lt elln m'a lioiiurü '.'ii dal" ilu 3 Auüt. m'ii -•■ni d<- r<-ji\* dam l< aoutette 

<i. ii. .ij..ii . uue y u-'n-i •!•■ f i i- — r-i 1 1 .-r ;n iir.liiial Bocntaln d'anrei te prejal 

Lrs (juints r'.M'iitii'lfi uni- f-.i-- rvgHM ei Bio«, toiu lea poinh 

■ - . - ■ ri ■.- j ■-. ■ i ■ i pliu de dlffteultög. hm eV6qoM DommM par la rol, et qui den 

■uii' lern atlstettoe i bi KenörtisKo de u majarte, i"iii de ri iveler Im pre» 

■rima que \v |irini-i'-> ■"■*>'i|tn^ Uv irtii -ml- •■■■--•■, .-. r - 1 ■ , , n t. hm preBrteM » 

., Minier !■>- .in 1 - ilu M'otiM'rtii'iiicut, i'l roiitriliiiiT \Mt l<ii i tu* •■% RMB VigiuUM« 

■ -tii.ii.. ,<ii iii.iiiiiKu du ton "i'liv i'i .i l'iw.-.'i ii ■!■-, in - . \ du rajauaM. lan 

.irici n'.'i.ini [ilu- divise Au ntluj du souvankii il- m ttnat ob davon? al du 

n?ritp de rumplir loa tuten tiens liii'iilid-mili'n ilc - ajwfal a( de hba Hnft 

-or mmaiUre m bien de l'ecat et i In proeperite da la ournaceUe, Oe mbI Bat 

: i|id m'oiif.Myimt, ,'t in'fttUi'Wr [iriiii'ijuil.'Hii'iil .i l.i |in>inpU I". iii,ili"ii dai 
l.i t ■■ -in i il-i t ]■ ■>■ »HI i'Vrrln'c i»nt dijpMtd dt "- lla*I |">ml~. al 

-'.■ii ->iii de *<>i nenw. bea ordarauooei reralai {tri lenin»! eV 

i urg*nii|uo- oompM*T I'ouvrag«. 

BS) Dia DndtaeliHft i»i mir im AuBiug« durch UMar balnauri Bewarfen 
■ und Conatttntioiweid der Katholiken in Beyern & 44 -46 {das .1- 
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Ungleich deutlicher als die Eingabe an den König läset die 
Denkschrift an den Papst die Forderungen des Episcopates hervor- 
treten : Ausschliessung der weltlichen Gewalt von dem kirchlichen 
Gebiete, Anspruch der Kirche auf den Schutz des weltlichen Arms, 
Unterordnung des Clerus, des Kirchenguts und des Uuterrichts unter 
die bischöfliche Gewalt. Den weltlichen Arm im Interesse der 
Kirche zu Hülfe zu rufen, so führte die Denkschrift unter anderem 
aus, bringe nur den entgegengesetzten Erfolg hervor, als man wirk- 
lich wünsche. Göttliche und Kirchengebote zu verletzen lasse die 
weltliche Gewalt, die das Strafrecht für sich in Anspruch nehme, 
ruhig dahingehen. Die höheren Schulen seien dem Einfluss der 
Kirche gänzlich entzogen, die Ablegung des Glaubensbekenntnisses 
vor dem Antritt des Lehramts sei gänzlich abgekommen, aber auch 
über Lehramt und Lehrsätze der Professoren nur eine Klage. 
Seit den Bischöfen aller Einfluss auf die Bildung der Schulmeister 
entzogen, seien dieselben den katholischen Principien entfremdet und 
lähmten so durch ihren Hochmuth den Einfluss der Pfarrer. Die 
Verwaltung der milden Stiftungen und übrigen Fundationen geschehe 
in der Art, dass alle Lust zu solchen verloren gehe und die grösste 
Einbusse entstehe. Der nachdrücklichsten Vorstellungen ungeachtet 
sei den bischöflichen Ordinariaten das Collationsrecht auf Pfarreien 
entzogen, ebenso alle geistliche Jurisdiction über ihren Clerus, aus- 
genommen in rein geistlichen und Disciplinarsachen. So nothwendig 
es oft wäre, schuldige Geistliche zur Verhütung des Aergernisses zu 
bestrafen, könne man sie nur mit Abhaltung einer geistlichen Uebung 
von wenigen Tagen belegen. Selbst wenn eiu solcher pro correc- 
tione in das bischöfliche Seminar geschickt werde, müsse dazu die 
weltliche Genehmigung erholt werden. Die Note, welche er im 
Concurs-Examen erhalten, schütze den straffälligen Geistlichen gegen 
alle üblen Folgen, welche sein sittliches Benehmen nach sich ziehen 
könne. Leber die Einkünfte des bischöflichen Seminars stehe den 



gedruckt boi Otto Mejer, zur Geschichte der römisch-deutschen Frage, B. II. Abth. 1. 
S. 96 -99.) Die Angaho des Verfassen* ist von Höfler; dass der Fürstbischof von 
Eichstadt sie veranlasst hat, berichtet er selbst am 15. Juli 1816 dem Genera 1- 
vicar von Fulda. Denkschrift der bayerischen Bischöfe und Bisthums- Vorstände 
vom Juni 1816, Burghausen 1851 , S. 5. Vcrgl. dazu die Angabe im Pastoral- 
Blatt des Bisthums Kichstätt 1865 S. 230: ..Kichstätt und seine Freunde hatten 
Nachricht, dass Bayern in Korn Verhandlungen über ein Concordat angeknüpft 
habe. Man schrieb an den Papst, um die Punkte zu empfehlen, welche nothwendig 
betont werden müssten*'. 
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Ordinariaten nicht die mindeste Einsiebt offen und die Atil'uahmc in 
dasselbe sei von den weltlichen Zeugnissen abhängig, die ohne Rück- 
sicht auf die moralische Beschaffenheit der Candidateu ausgestellt 
ivürden. Wolle man auf eine wirkliche Besserung der kirchlichen 
Zustände in Deutschland eingehen, so möge der heilige Stuhl die 
protestantischen Staaten von den katholischen unterscheiden. Das 
placetum regium müsse aufhören. Die Rechte des Episeopates in 
Bezug auf Religion, Schule und Unterricht, das Collationsreeht der 
Bischöfe, das Correctionsrecht über Geistliche müsse gewahrt, das 
[Sestätigungs- und Ausschliessungsrecht der Weltliehen möglichst be- 
schränkt werden. 

Dass die Denkschrift der Ordinariate in Rom berücksichtigt 
wurde, beweist der Concordatscntwurf, welcher im Herbst 1816 dem 
bayerischen Gesandten als Erwiderung auf seine Punctation von den 
KiMnllmiLchtigten der Curio zugestellt" 1 ) und nach dreimonatlichen 
I nterhatidlungen, am 7. December 1816, von Hätt'elin an die Regier- 
ung eingesendet wurde. Was in diesen drei Monaten zwischen dem 
bayerischen Gesandten und Monsignor Mazio vorgegangen, entzieht 
sich vollständig unserer Kenntniss. HtUl'elin berichtete dem Könige 
lediglich, er habe mehrere Besprechungen mit Mazio gehabt und 
die Unterhandlungen auch während der Villeggiatur in Albunn l'ort- 
,-u--et/i'ii Gelegenheit gefunden-"). Das Ergehniss derselben, welches 
rr im December durch seinen Vetter, den Gesandtschaftssecretär 
Mehlem, nach Manchen überbringen Hess, bestand darin, das* BD 
dem römischen Concordatsentwurf einige, kaum der Erwähnung werthe 
Aendeningcn vorgenommen worden waren 42 ). 

Um das Mass der curialistisclieii Ansprüche an die weltliche Ge- 
walt fceDBen zu lernen, ist der Entwurf des römischen Hofes vom 
Herbst 181G ein ebenso lehrreiches Actenstück wie jener erste Enl- 
wurf, welchen zehn Jahre früher der apostolische Nuntius de h Qeoga 
den bayerischen Bevollmächtigten in Regensburg überreicht lutte. 
Obwohl einzelne Punkte in den beiden Entworfen verschieden gefasst 
sind, obwohl ferner in dem jüngeren Entwurf der weltlichen Gewalt 



■in, Kttgotheill in den Urkunden Nr. 17. 

41| Depeschen Hüflelin'* > 38. Sejiünnber und vom 7 November 1816, 

*D Dauttuhei Kerii-lii um! trau^i-v-hn !»• |iiK':he ll.inviui'. rotn I. pMonbi 
1816. I>io tun Hiiff-'liii '.Tiiirkl'ii .\iiii!iiuh^i.ii ,.ii|i| niiK'ifluJIt ni den NotM (H 
Nr. 17 der Urkunden, 
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wenigstens einige Zugeständnisse bezüglich der Besetzung der Kirchen- 
ämter gemacht wurden, so ist das Mass der geistlichen Ansprüche an 
den Staat in beiden Entwürfen durchaus das gleiche. Deutlicher noch 
tritt in der Formulirung des jüngeren Entwurfes der Grundgedanke 
der curialistischen Theorie hervor, dass alles, was in kirchlichen 
Dingen ohne die Mitwirkung des römischen Hofes geschehen sei, über- 
haupt nicht zu Recht bestehe , dass es lediglich Sache des Papstes 
sei, die Gränzen der kirchlichen Gewalt, insbesondere die Gränzen 
der kirchlichen Gerichtsbarkeit, zu bestimmen. In einen Satz zusammen- 
gefasst enthielt der römische Entwurf, mit einigen durch die politische 
Lage gebotenen äusserlichen Ermässigungen, die Forderung voller 
Verwirklichung des curialistischen Systems, nicht nur wie dasselbe 
thatsächlich im vorigen Jahrhundert in Bayern bestanden hatte, 
sondern wie dasselbe nach idealer Auffassung bestehen sollte. Nichts 
geringeres wurde von Rom aus verlangt, als dass der Staat selbst 
demüthig das Unrecht bekenne, welches er in den jüngsten Jahren, 
aber auch schon in früherer Zeit der Kirche zugefügt habe und seine 
Unterwerfung unter alle Forderungen, welche seit dem Beginn des 
Jahrhunderts von der Curie erhoben worden waren, der Form und 
der Sache nach unterzeichne. 

Der römische Entwurf begann mit dem Verlangen, welches in 
anderer Fassung schon in den älteren Concordatsunterhandlungen 
gestellt worden war, dass in Bayern die katholische Religion in alle 
Rechte des herrschenden Bekenntnisses wiedereingesetzt werde, welche 
sie nach dem canonischen Rechte beanspruchen kann und nach den 
älteren Verordnungen der bayerischen Landesfürsten bis zum Beginn 
des neunzehnten Jahrhunderts genoss. „Die katholische, apostolische, 
römische Religion wird in dem ganzen Umfang des Königreichs 
Bayern und den dazu gehörigen Gebieten unversehrt mit denjenigen 
Rechten und Vorzügen erhalten werden , welche sie nach Gottes An- 
ordnung und den canonischen Vorschriften zu geniessen hat und deren 
sie sich unter Bayerns der Religion vollkommen ergebenen Herzögen 
erfreute 44 . Seitdem Pius VIL die Zulassung der Akatholiken in Bayern 
zum Genuss der bürgerlichen Rechte als den Beginn alles Uebels 
bezeichnet und dem Kurfürsten Maximilian Joseph IV. die „ruhm- 
würdigen Beispiele 44 seiner Regierungsvorgänger mahnend vor Augen 
gestellt hatte, waren die interconfessionellen Bestimmungen der bayerischen 
Gesetzgebung fortwährend Gegenstand römischer Klagen gewesen. 
Durch den vorgeschlagenen Artikel gewann der römische Hof Abhülfe 
aller Beschwerden, Wiederherstellung des Zustandes, wie er zuletzt 
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riiiloi' dem Kurfürsten Karl Theodor gewesen war, d. Ii. im Piincin 

.iiishi hliessliehe Herrschaft der katholischen Religion. 

Aher nur soweit sollten <lie Einrichtungen, wie sie unter den bayer- 
iMhett Herzogen bestanden, wiederhergestellt werden, als dieselben mit 
dem canonischen Recht übereinstimmten; dtis System der Kirchenhuheits- 
rechte dagegen, welches sieh unter den früheren Landesherren entwickelt 
und unter der jüngsten Regierung den gesetzgeberischen Abschluss ge- 
funden hatte, sollte für alle Zukunft beseitigt werden. Wie der Ent* in I 
de )a Genga's vom August 1806, so verlangte auch der römische 
Entwurf vom Herbst 1B16 Aufhebung des gcsammtcii, auch des alteren 
bayerischen Kirchenstaatsrecbbj durch das Concordat. Selbst die 
Fassung der vorgeschlagenen Bestimmung ist bomerkeiiswerth : „die 
: ftrtige I ebereinkunft wird an diu Stelle eilet Gesetze, Ver- 
ordnungen und Erschliessungen treten, welche von der bayerischen 
Regierung in Sachen der Religion und der kirchliehen Disci|din bisher 
erfassen worden sind, und sollen dieselben sofort für aufgehoben er- 
MiltUri werden". Nicht durch ein späteres Gesetz sollen die älteren 
Gesetze aussei' Kraft gesetzt werden: der Staat soll vertragsmässig 
anerkennen, dass er seine gesammte bisherige Gesetzgebung in kirch- 
lichen Angelegenheiten als nicht zu Recht bestehend betrachte. An 
ilie Stelle der weltlichen Gesetzgebung tritt ausschliesslich das cano- 
nisehe Recht. 

Nur Ein principieJles Zugeständnis* \\,n in den neuen Entwürfe 
■Unlten, welehes mit der oben erwähnten Vereinbarung in geraden 
Widerspruch stand, die Bestimmung nämlich, welche nach den Vor- 
schlägen der bayerischen Regierung schon 1807 in die römischen 
Entwürfe aufgenommen worden war, dass das abgeschlossene Gmicordat 
als Staatsgesetz erklärt werden solle. Damit war von Seite der 
i'urie. in demselben Augenblick, in welchem sie das eanoni sehe Recht 
zugleich /um »eltlichen Rechte erhob, die Competeiifc der weltlichen 
Gesetzgebung über die Gesanimthcit der kirchlichen Angelegenheiten 
unerkannt. Allerdings war der Versuch gemacht, ebenso wie in den 
römischen t Vinco rdatsenlw Qrfen aus dem Jahre 18(t" , die weltliche 
Gesetzgebung in kirchlichen Dingen für die Zukunft an die Mitwirk- 
ung des römischen Stuhles zubinden; doch konnte ilie vorgeschlagene 
Bestimmung nach ihrem klaren Wortlaut nur eine völkerrechtliche 
Verpflichtung des Königs gegenüber dem Papste, nicht aber ein Mit- 
wirkungsrecht des I';ipstes beim Erläse von bayerischen Gesetzen 
begründen. 

Wenden wir uns von den allgemeinen Sätzen zur Durchführung 
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der aufgestellten Principien im einzelnen , so treten uns vor 
allem jene Artikel entgegen, welche die weite Ausdehnung 
des kirchlichen Gebietes nach curialistischer Auffassung erkennen 
lassen. Es sind die Bestimmungen über den Ausschluss der Press- 
und Buchhandelsfreiheit — Artikel 13; über die Leitung des gesammten 
Schulwesens durch die Kirche — Artikel 5; über das kirchliche Ver- 
mögensrecht — Artikel 8 — und die kirchliche Immunität — Artikel 
8 und 14 — endlich über die kirchliche Gerichtsbarkeit Artikel 12 
litera c. Hatte Papst Pius VII. schon im November 1803 dem Kur- 
fürsten Maximilian Joseph erklärt, dass mit Beseitigung der kirch- 
lichen Censurgewalt die Censur selbst vollständig aufgehoben und die 
katholische Religion dem Untergang ausgesetzt sei , «so stellte der 
dreizehnte Artikel des römischen Entwurfs die kirchliche Censurgewalt 
in ihrem vollen Umfange her, indem er vorschrieb, dass für die Zu- 
kunft kein Buch ohne die Zustimmung des Bischofs durch den Druck 
veröffentlicht oder in das Land gebracht werden dürfe. Ebenso wie 
nach dem Entwurf de la Genga's, so sollte auch nach dem neuen 
Entwurf des römischen Hofes das gesammte Unterrichtswesen der 
Leitung der Kirche untergeben, „Einrichtung, Unterricht, Leitung und 
Verwaltung" der in der Diöcese bestehenden „Schulen" ohne Aus- 
nahme „der bischöflichen Gewalt zu vollem und freiem Recht unter- 
worfen" und die sämmtlichen Lehrer nur nach alljährlich zu wieder- 
holender Ablegung des tridentinischen Glaubensbekenntnisses zur 
Ausübung ihres Amtes zugelassen werden. Folgerichtig erschien, 
nachdem die Schulen als kirchliche Anstalten erklärt waren, das 
Schulvermögen als Bestandteil des Kirchenvermögens, nicht minder 
das gesammte Vermögen der Wohlthätigkeitsstiftungen, und die Curie 
würde nicht gesäumt hab^n, aus der Anerkennung dieser rechtlichen 
Eigenschaft von Seite des ^Staates die Forderung der kirchlichen Ver- 
waltung abzuleiten, welche filier Zeit in dem Entwurf de la Gen gas 
ausdrücklich aufgestellt woreterj war. Auch auf die Souveränet&t 
über Kirchenvermögen und Clerus, auf das Recht der Besteuerung 
des Kirchenguts, auf die Gerichtsbarkeit über den Clerus in bürger- 
lichen Angelegenheiten hatte der Staat nach dem römischen Entwurf 
zu verzichten. Die kirchliche Gerichtsbarkeit sollte sich, wie schon 
in den Jahren 1806 und 1807, allerdings vergeblich, von Rom aus 
gefordert worden war, auf alle Sachen erstrecken , welche entweder 
nach ihrer Natur oder mit Rücksicht auf die Personen zu dem 
geistlichen Gebiete gehören ; ausdrücklich wurden die Ehestreitigkeiten 
unter die kirchlichen Angelegenheiten gezählt, Dass für die Gr&nzQn 
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.!>> l.i -i Imlliehen Wirkungskreises lediglich daa canoniscb« Hecht mass- 
n, wie der Artikel 12 ausdrücklich erklärte, verstand sich 
nach Artikel 1 und 16 von selbst. 

Alle diese Punkte wann in dem Entwurf der bayerischen Regierung 
und in der Funetation des Gesandten niclit enthalten und sollten nach 
der Absicht der Regierung in dem Vertrag umgangen werden. Koni 
Aber forderte die Aufnahme derselben als Preis i'fir die Errichtung 
einer bayerischen Landeskirche, welche die Regierung für die Con- 
solidirung des Königreiches nicht entbehren zu können glaubte. Wie 
-dir BMI von Seite des römischen Hofes in Austausch von Leistung 
und Gegenleistung Zug um Zug zu verfahren gedachte, beweist am 
besten eine Beitinimung in dein Artikel 2 des römischen Entwurfes, 
wonach die bestehende, aus der Reichszett überkommene Diöeesun- 
Einlheilung so lange bestehen bleiben sollte, bis der „gegenwärtige 
\ciliiig rar vollen Ausführung gebracht" sein würde. 

Aber auch beziglich der Herstellung einer neuen I'iöcesan Ver- 
fassung war keineswegs allen Wünschen der bayerischen Regierung 
Mtsprochea. Während die Regierung für die bayerische Landeskirche 
MW» Ifetnpoliteo wünschte, schlug der römische Hof die Zerlegung 
rles Königreiches in zwei Melrnjiolitansiirenge]. München und BtndHUg, 
vor. In den älteren Concordatsunlurhandlungen hatte die Curie die 
Macht des bayerischen Metropoliten durch Erhaltung der exemten 
Bisthfimer (Bamberg, Passau , Trient) zu vormindern gesucht; jetzt, 
tclidem in der Errichtung eines zweiten Metronnlitansjirengels ein 
anderes Auskunffsmiüel golnuden war, wurde gegen die Unterdrückung 

■ Exemtion von Passau nach den Tode des damals noch lahmte 
Fürstbischofs kein Bedenket) mehr erhoben. Dagegen wurde den acht 
von di'r Regierung vorgeschlagenen Bistliümern in Rom ein neunte* 
beigefügt, Kempten, und zwar in der Art, dass der Abt der wieder- 
herzustellenden «ernten Benedtctinerabtei Kempten nach dem besonderen 
Wunsche des aus dem Bcncdictinernrden hervorgegangenen Papstes 
:ugleicb Bischof eines kleinen, durch Theilc der COMtaKW aml dtt 
Viigsbiirgcr DiöVesfl zu erweiternden Bisthiims sein sollte. Wie die 
fohl der Ristlnlmer, so war in dem r&mtBcfaen Entwurf auclt die Zahl 

■ Domcapitalare und der CboTYieaw v«n»ebit, die Einkünfte der 
-.höflichen Sitze und der Pfründen in den Capileln aber, welche 

die Regierung für alle Risthi'imer mit Ausnahme des Erzbisthiiins 
ich dem gleichen Masastab festgestellt hatte, unter Beibehaltung 
der Regierung zur Dotation bestimmten Summe in überaus 
mannigfaltiger Weise abgestuft, wie Häffelin berichtet, .,nui den Ehr- 
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geiz im Clerus zu erhalten 44 * 3 ). Im Gegensatz zu dem Regier- 
ühgsentwurf und zu der Punctation war bestimmt, dass der Bischof 
bei der Zusammensetzung seines Consistoriums nicht an die Mitglieder 
des Capitels gebunden sei. Die Ausantwortung der für die 
bischöflichen Sitze und die Capitel bestimmten liegenden Güter be- 
zeichnete der römische Entwurf vom kirchlichen Legitimitätsstand- 
punkt aus nicht als „Dotation 44 sondern als „Wiedererstattung" oder 
„Anweisung 44 , wie denn auch die neuen Capitel aus den Mitgliedern 
der alten nur „thatsächlich aufgelösten 4 ' Capitel gebildet werden sollten. 
Demgemäss wurde dem König auch das Nominationsrecht für die 
Metropolitanstühle und die bischöflichen Sitze, obwohl es im Jahre 
1807 bereits zugestanden war, nicht eingeräumt, sondern — mit 
Ausnahme des Bisthums Kempten, für welches der Bischof durch die 
Wahl der Mönche bestimmt werden sollte — lediglich das Recht gewährt, 
unter vier von dem Capitel vorgeschlagenen Personen dem Papste 
eine zur Bestätigung bezeichnen zu dürfen. Nur für die erstmalige 
Besetzung der erledigten bischöflichen Sitze sollte dem Könige durch 
apostolisches Indult das freie Ernennungsrecht zugestanden werden. 
Für die Verleihung der Capitelspräbenden, mit Ausnahme der dem 
Papste vorbehaltenen Dompropstei und den von dem Ordinarius zu 
verleihenden Präbenden des Theologen und des Pönitentiar, waren dem 
Könige die päpstlichen Monate eingeräumt. Auch bezuglich der 
Patronatrechte war ein kleines Zugeständniss gemacht. Während 
die canonisch begründeten königlichen Patronatrechte nach dem Be- 
sitzstande des Jahres 1802 aufrecht erhalten wurden, sollten die Prä- 
sentationsrechte der „zur Zeit thatsächlich nicht bestehenden 44 , d. h. 
der säcularisirten kirchlichen Institute, soweit dieselben nicht wieder- 
hergestellt würden, bezüglich der einfachen Pfründen durch päpstliches 
Indult auf den König übertragen, bezüglich der Pfarrpfründen aber 
durch einen von den Bischöfen nach dem Ergebniss des tridentinischen 
Pfarrconcurses dem Könige zu machenden Vorschlag dreier Candidaten 
ersetzt werden. Das Werk der kirchlichen Restauration fand seinen 
Abschluss in der von Rom verlangten Wiederherstellung „einiger 
Mönchskloster beiderlei Geschlechts 44 , „vorzugsweise solcher, welche 



43) On a cm. pour entrcteiür l'emulation dans lc clerffi», il falloit, ainsi qu'il 
sc pratique dans les autrcs etats, classiticr les revenus de nianiere quo les plus 
anciciis de serviee soiont mieux trauet» que les jeunos, au Heu que, si les eveques 
et les chanoines de toutes les egliscs avoiont lc memo traiteraont, il n'y auroit 
plus d'avancenicnt ni pour les uns ni pour les autrcs; Depesche Häffelins vom 7. 
December 1816. 
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fiir den Unterricht der Jugend in Religion und Wissenschaft sich 
nützlich erweisen". 

So der römische Kntwurf. 

Verglich man mit diesen Forderungen Bonn die Zugeständnisse, 
welche Häffelin in dreimonatlichen Unterhandlungen (bis mm 7. De- 
eeiuber I81tt) erreicht hatte, so heseh rankten sich dieselben darauf, 
dass Kempten, da der Gesandte die Wiederherstellung des Klosters 
wegen der Veräussernng sämmtlieher Güter und Gebäude f(lr 
schlechterdings unzulässig erklärt hatte, aus einer bischöflichen Abtei 
in ein gewöhnliches Biathnm, jedoch mit einer geringeren Dotation, 
wie sie für Speyer angenommen war, verwandelt und dass die Zahl 
der Canonicate in jedem Cayiitel um je zwei, aber nicht auf das in der 
Punctation bewilligte Mass herabgesetzt wurde. Ausserdem erwirkte er 
die möndliche Zusicherung, dass die Dumpropsleien TOm Papste nur dem- 
jenigen v<rliehen werden würden, welchen der König durch ein Cabinets- 
■chreiben oder durch den Bischof empfehlen wnrde. Alle übrigen 
Punkte hatte der Gesandte aus dem römischen Entwurf unverändert 
in seinen Entwurf herübergeuummen, von welchem er dem Könige 
-i-lirii-b: es sei in demselben alles entfernt worden, was mit dem 
Plane der Regierung nicht öbereinstimnie und es fänden sieh doch 
all* Verfügungen, welche deu römischen Hof zufriedenstellen könnten, 
.b-di' schwierige Erörterung sei mit Sorgfalt vermieden worden«), 
> i : l < i ii r < 1 ■ nämlich, dass der Gesandte die Forderungen des römischen 
Hofes unverändert angenommen hatte. 

Was den römischen Forderungen gegenüber der bayerische StaÜP 
mann zu thun gedachte, welcher neun Jahre froher den grundsätz- 
lich gleichen, im einzelneu weniger scharf ausgeprägten und mit 
einem grösseren Mass von Zugeständnissen verbundenen Anspruch« 
des heiligen Stuhles einen unbeugsamen Widerstand entgegengesetzt 
hatte, wissen wir nicht. Denn ehe noch auf den Bericht des Ge- 
sandten vom 7. December 181*5 eine Entscheidung getrotten war, 
wurde am 2. Februar 1817, am Tage nach der Rückkehr des Königs 
Uli Wien, unvermuthet der Minister entlassen, welcher den moderneu 
Staat in Bayern bugriiirdet uml dadurch den Kampf mit der Curie 
hervorgerufen hatte. Die Aussöhnung mit Oesterreich war die Ur- 
sache, die rasche Vereinbarung mit Rom eine Folge von KontgalM 1 
Sturz *'>). Die kirchlichen Kreise frohlockten. Berichte, welche in 
44] F«M&flBchr [Vjwwb« HäftVlitT« vwa 7. DwiemW Iftlft 

46) Ymj*I. "IL*- auf Jen Memoiren duUnlei Kercy-ArgratMU \\l<-\ outew- 

ponine INiS tum. 104 pag.400) IhtiiIwuiI- Darstellung nun K.nl 'II toi ll.-i : -.-!. 

Ludwig 1. KuiiUj v»n Bayern, l-.iprig 1873, S. 70 I" 



£22 Das neUe Ministerium. 

Eichstädt eintrafen, erzählten, die Kaiserin Charlotte habe in Wien 
den Entschluss des Königs vorbereitet, Kronprinz Ludwig in München 
das Werk vollendet; auch der Papst habe zur Entfernung des Mini- 
sters mitgewirkt 46 ). 

An Montgelas' Stelle, welcher seit acht Jahren drei Ministerien 
in seiner Hand vereinigt hatte, traten drei Staatsmänner in das Mi- 
nisterium ein; als Minister der auswärtigen Angelegenheiten Aloys 
Graf von Rechberg, ehedem Gesandter am Reichstage in Regensburg, 
sodann Vertreter der bayerischen Krone in Wien, seit 1816 Be- 
vollmächtigter in der deutschen Bundesversammlung zu Frankfurt am 
Main, als Minister des Innern Karl Friedrich Graf von Tbürheiiu, 
ehedem Generalcommissär der fränkischen FürstenthGmer in Bam- 
berg, später in Bayreuth, als Minister der Finanzen endlich Maxi- 
milian Freiherr von Lerchenfeld, seit 1814 Hofcommissär in Würz- 
burg. Uen Vorsitz in dem Ministerrath übernahm der bisherige 
Justizminister Heinrich Graf von Reigersberg ; ebenso trat der Kriegs- 
minister Johann Nepomuk Graf von Triva in das neue Ministerium 
über. Gleichzeitig mit der Umbildung des Ministeriums wurde die 
„oberste berathende Stelle'' des Königreichs umgestaltet, der bis- 
herige geheime Rath durch den Staatsruth ersetzt, welchem ausser 
den Ministern, den Generaldirectoren der Ministerien und einer grös- 
sern Anzahl von Staatsräten, auch der Feldmarschall, Fürst Wrede, 
mit dem Rang eines Staatsministers angehörte 47 ). 

Das neue Ministerium war nach dem berechtigten Ausspruch 
eines bewährten Staatsmannes „weit entfernt, ein compactes, einiges 
Ministerium zu bilden; vielmehr waren in ihm die verschiedensten 
staatsrechtlichen Ansichten, wenn auch dem constitutionellen Principe 
bis zu einem gewissen Grade huldigend oder dasselbe doch mindestens 
als eine unvermeidliche Notwendigkeit betrachtend, in mannigfachen 
Abstufungen vertreten 1 ' 40 ). Auch auf dem kirchlichen Gebiete traten 
sich in kurzer Zeit innerhalb des Ministeriums zwei verschiedene 
Richtungen gegenüber, deren eine in dem liberal gesinnten Finanz- 
minister Freiherrn von Lerchenfeld, die andere in dem auf die kirch- 



4G) So in dem erwähnten Aufsatz das Pastoral-Blatt des Bisthtims Eiohstätt 
1865 ö. 231. 

47; Verordnung, die Bildung und Einrichtung der obersten Stellen des Staats 
betreffend, voin 2. Februar 1817, Königlieh Baierisches Regierungsblatt 1817 
«türk IV. 

48) Gustav Freiherr von Lerehent'eld , Geschichte Bayerns unter König 
Maximilian Joseph L, Berlin 1854. S. 81. 
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liehe Seite neigenden Grälen von Kechberg ihren Wortführer hatte. 
Konnte Lerchen feld in kirchenpolitischen Fragen auf die Unterstützung 
Keigersberg's und des Fürsten Wrede reehuen, so fand Kechberg an 
dem Grafen Thürheim einen Küuklialt, welcher selbst der Aufklärung 
ergehen als Geueraleouimissär der fränkischen Fürstentümer das 
System des Ministeriums Montgelas' mit voller Kraft durch geführt 
hatte. Vorerst blieben jedoch diese Gegensätze verhüllt. Da Kech- 
berg noch hei der Bundesversammlung in Frankfurt sich befand, 
uuh tu Thi'irheim die schwebenden L'nterhandlungen mit Koni allein 

in die Hand und fertigte am 9. Februar 181 7 ohne Kücksjirache mit 
im irrigen Ministem die noch unter Montgelas vorbereitete, von 
Holler und Zentner entworfene neue Instruction für den Gesandten 
Freiherrn von Häflelin aus. 

Die neue Instruction, das umfangreichste Aetenstiiek, welches in 
il.'iu <_;inzen Verlauf der Concordatsiinterhaiidluugen MsgewbsHBf 
wurde, lässt deutlich erkennen, dass der neue Minister des Innern, 
■mgK in Montgelas' Schule, Kom gegenüber denselben Standpunkt 
einzunehmen gedachte , wie der bisherige Lenker des bayerischen 
■Staates, wenn er auch in Einzelheiten, um zu einem Absehiuss zu 
kommen, eine grössere Nai-Iigiebigkeit für geboten erachten rjKKfcU. 

iMt einmal wird der Gesandte ;[iiLr<-w ii-s.-n. Su OöW unliil. auf „die 
BMta fflnag und Besetzung der Bisthümei" zu beschränken, der .,F,iu- 
mischung von solchen Punkten aber, iiber weh'he nothweudig Dis- 
.ussiuneii eintreten müssen, auf alle mögliche Art auszuweichen". 
hie Anträge des päpstlichen Stuhles, „welche zum Theili' Forder- 
ungen enthalten, die den Kechten der Krone auf eine sehr nachtei- 
lige Weise zum Abbruch gereichen würden und sieh mit den Be- 
stimmungen der Constitution des Keidies nicht vereinigen lassen", 
könnten ..so wie sie vorliegen" nicht angenommen werden. In keinem 
Fall dürfe der siebzehnte Artikel in seiner gegMWftrtfgOS BinWUlfl 
ngUOlUMa werden, dii hiedurch selbst die „Verordnungen über ilie 
ju s ser eil Keehts Verhältnisse der Kirch engesellschal teil aufge h e t «." 
würden. „Wir haben uns", so heist es in einer bereits bekaunten 
.Stelle der Instruction, „nie in die inneren Angelegenheiten du 
Keligiuu, der Kirche und ihrer Disciultn gemengt. Dagegen bleibt 
die Bestimmung über die iius>eren Rechtsverhältnisse der kirchlichen 
Geaallacbaft ein unveräusserliches Kegieiitngsrecht. Hie Aiior.lnuii-.ii. 
die aus den Buh etts rechten circa saera und der Staatspolizeigewalt 
in Bezug auf kirchliche Gegenstände hervorgegangen sind und das 
gegenwärtige Concordat nicht lit-riilin-ii . rDUSHD aufrecht erhalten 
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werden". „Dem gemäss muss der Ausdruck . . . nur in Beziehung 
auf die in der gegenwärtigen Uebereinkunft zur Sprache gekommenen 
Gegenstände genommen werden", was schon Montgelas bei den 
älteren Concordatsunterhandlungen unverrückt festgehalten hatte. In 
keinem Falle, so bemerkte die Instruction weiter, könne der drei- 
zehnte Artikel angenommen werden, da er sich mit den bestehenden 
„Gesetzen über Press- und Buchhandelfreiheit nicht verträgt. Es 
besteht in unserem Staat keine Büchercensur, wir können daher auch 
den Bischöfen dieselbe nicht übertragen lassen". In keinem Falle 
dürfe ferner zugegeben werden, was in dem fünften und achten Ar- 
tikel von den Schulen, in dem achten von dem Stiftungsvermögen 
und der Steuerfreiheit des Kirehenguts, in dem zwölften und vier- 
zehnten von dem Ausschluss der weltlichen Gerichtsbarkeit über den 
Clerus vorkomme. Der fünfte Artikel müsse „auf die bischöflichen 
Seminarien beschränkt bleiben. Für die Schulanstalten ist allent- 
halben genügend gesorgt und wir werden es zu keiner Zeit hierin 
an etwas gebrechen lassen. Sowie es demnach uonöthig ist, diesen 
Punkt zu berfihren, ebensowenig gehört er in das Concordat". Die 
Civil- und Criminalgerichtsbarkeit über den Clerus müsse nach „der 
bereits längst bestehenden Verfassung" des Königreichs „durchaus" 
behauptet werden. Endlich dürfe in dem ersten Artikel in keinem 
Falle die Verweisung auf die Vorrechte der katholischen Kirche 
unter den älteren bayerischen Kegenten aufgenommen werden, da die- 
selbe „nur zu ungeeigneten , unausführbaren Folgerungen dienen 
könnte" ; wo möglich solle auch die Verweisung auf die canonischen 
Vorschriften in dem ersten und zwölften Artikel beseitiget werden, 
„aus welchen die römische Curie und ihre Commentatoren alles ab- 
leiten können". Andere Bestimmungen des römischen Entwurfs 
wurden zwar zugelassen, jedoch nur unter Vorbehalt, so die Ernenn- 
ung der Seminarvorstände durch die Bischöfe unter Vorbehalt der 
königlichen Genehmigung, die freie Verkündigung der bischöflichen 
Weisungen und Anordnungen unter Vorbehalt des placetum regium, 
die Zulässigkeit von Kirchenstrafen gegen Laien, wenn dieser Zusatz 
nicht entfernt werden könne, unter strenger Beschränkung der Wirk- 
ung auf das kirchliche Gebiet. Völlig nachgegeben wurde bezüglich 
der Errichtung eines zweiten Metropolitansprengeis, bezüglich der 
Zahl der Canonicate in den Capiteln, bezüglich der Vermehrung der 
Dotation von Speyer, endlich bezüglich der Verwendung der Inter- 
calarfruchte. Dagegen wurde die Errichtung eines Bisthums Kempten 
und die Uebernahine einer Verbindlichkeit zur Wiederherstellung von 
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Klöstern unbedingt abgelehnt, ebenso alles, was irgendwie eine 
Trennung von Capitel und Consistorium begründen oder auch nur 
andeuten konnte. „Die Capitel müssen in ihrer Gesammtheit der 
Kath des Erzbischofs und der Bischöfe sein, wenn sie für die Kirche 
von Nutzen sein sollen. Desswegen soll kein Individuum in ein Ca- 
pitel aufgenommen werden, welches nicht solche vorzügliche Quali- 
täten hat, dass es zu einem bischöflichen geistlichen Rathe mit Nutzen 
angewendet werden könnte. Es soll nach der neuen Ordnung der 
Dinge keine geschäftslosen Domherrn mehr geben". Für die niederen 
Stellen, deren Bezüge bei der Vertheilung der Dotationen in Korn 
auf Summen herabgemindert waren, welche „fflr die anständige 
Subsistenz als nicht ergiebig erachtet 44 werden konnten, wurde eine 
Aufbesserung bewilligt; beanstandet wurde der Ausdruck, welcher 
die neue Dotation als eine „Wiedererstattung" (restitutio) des 
Kirchenvermögens bezeichnete. Unbedingt wurde auf dem „freien 
Ernennungsrecht" zu dem Metropolitanstuhl und den bischöflichen 
Sitzen, zu den Dignitäten und Canonieaten in den sämmtlichen Ca- 
piteln bestanden; das äusserste, was zugegeben werden könne, sei die 
alteruirende Verleihung der Dompropsteien durch den Papst an Per- 
sonen, die dem Könige genehm seien, und die Zulassung einer „Km- 
pfehlung" zu den bischöflichen Sitzen durch die Capitel, zu den 
Dignitäten und Canonieaten durch Bischof und Capitel, unbeschadet 
des „freien Ernennungsrechts". Bezüglich der niederen Pfründen 
wurde ein neuer Vorschlag gemacht. Durch königliche Verordnung 
solle eine Ausscheidung der Pfründen freier Verleihung und der 
Pfründen königlichen Patronats vorgenommen, die Vergebung sämmt- 
licher Pfründen von dem Ergebniss eines von der Regierung gemein- 
schaftlich mit den Erzbischöfen und Bischöfen zu veranstaltenden 
Concuraes abhängig gemacht werden. 

Mit der neuen Instruction begab sich am 11. Februar 1817 der 
Gesandtschaftssecretär Mehlem auf den Rückweg nach Rom. Der 
Bericht, welchen er seinem Chef und Verwandten über die Lage der 
Dinge in München erstattete, scheint den alternden Gesandten zu 
dem Glauben veranlasst zu haben, dass der eingetretene Minister- 
wechsel einen völligen Umschwung in dem Verhältnisse der baye- 
rischen Regierung zu dem päpstlichen Stuhle bedeute. So nur lässt 
sich ein Schritt erklären, welchen Häffelin am 21. Februar, zwei 
Tage nach dem Eintreffen Mehlems, in geradem Widerspruch mit den 
eben erhaltenen Instructionen unternahm. In einer oftk-iellen Note 
zeigte er dem Cardinalstaatssecretär den in München eingetretenen 

Sicherer, SUat uitd Kirche. 1" 
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Ministerwechsel an, indem er „im Namen des Grafen Thürheim" die 
Erklärung beifugte, „dass der neue Minister des Innern und des 
Cultus nach den gottesfurchtigen Gesinnungen des Königs und nach 
seinen persönlichen Grundsätzen und Gefühlen geneigt sei, den Clerus 
in den Genuss seiner Kechte wiedereinzusetzen und die Würde und 
die Vorrechte der heiligen Kirche aufrecht zu halten". Der Ge- 
sandte, so fuhr die Note fort, sei ermächtigt, die unterbrochenen Con- 
cordatsunterhandlungen wieder aufzunehmen und einen Vertrag zu 
unterzeichnen, „welcher nicht nur durch die neue Dotation der Bis- 
tlriimer und Gapitel das Loos des bayerischen Clerus sicherstelle, 
sondern demselben auch seine Immunität und seine Kechte unter 
dem Schutze eines weisen und der Religion ergebenen Monarchen 
gewährleiste"; eine Wendung, welche im Sinn des römischen Hofes 
verstanden mit den eben eingetroffenen Weisungen in unbestreit- 
barem Widerspruche stand. Schon drei Tage später, am 24. Februar, 
erwiderte der Cardinalstaatssecretär, welcher in einer Unterredung 
mit Mehlem sich auf das angelegentlichste nach dem Minister Wechsel 
erkundigte, die Erklärung des bayerischen Gesandten mit einer Note, 
worin er in den verbindlichsten Ausdrücken das „grösste Wohlge- 
fallen des heiligen Vaters" an den religiösen Gesinnungen des Königs 
und seines neuen Ministers zu erkennen gab. 

Kaum aber hatten am 28. Februar die Unterhand ungen wieder 
begonnen, als HäfTelin, zwischen den erhaltenen Instructionen und der 
eben abgegebenen Erklärung in die Enge gerathend, den König um 
„klare Weisungen in einer besonderen Depesche" bat 49 ). Recbberg 
aber, welcher mittlerweile von Frankfurt aus in München eingetroffen 
war und die Leitung der auswärtigen Angelegenheiten übernommen 
hatte, verwies im Namen des Königs den Gesandten lediglich auf die 
von dem Ministerium des Innern erlassenen Instructionen, indem er die 
Erklärung beifügte, der König werde sich, wenn Korn neue Schwierigkeiten 
erhebe, zu seinem grossen Bedauern gezwungen sehen, mit den Mit- 
gliedern des deutschen Bundes gemeinschaftliche Sache zu machen, 
um zu einem Concordat zu gelangen, welches für die Curie weit 
weniger vortheilhaft als das eben angebotene sein dürfte 50 ). 

So war Häffelin, da Rechberg die Ertheilung neuer Weisungen 
ablehnte, auf seinen eigenen Scharfsinn angewiesen, um aus der 
selbstgeschaffenen Lage einen Ausweg zu finden. Nach etwa zwei- 

49) Pasche Häflelin\s vom 1. März 1817. 

T>0) Königliche Depesche an HaHelin vom 1. April 1817. 
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monatlichen Unterhandlungen, am 23. April 1817, legte er seiner 
Regierung einen neuen Concordatsentwurf als das Ultimatum des 
römischen Hofes vor, welcher in einer Reihe von einzelnen Punkten 
der Instruction vom 9. Februar Rechnung trug, im Princip aber 
ebenso schroff wie alle bisherigen römischen Entwürfe das System 
der Curie vertrat 51 ). Allerdings waren in dem neuen Entwurf 
nicht mehr wie in dem früheren die Rechte und Vorzöge 
beansprucht, welche die katholische Kirche unter den baye- 
rischen Herzögen genossen hatte ; aber diese Bestimmung war 
ausreichend ersetzt durch die dreimalige Verweisung auf das cano- 
nische Recht und durch die Aufhebung des gesammten bayerischen 
rfirchenstaatsrechte , auf welcher Rom in allen Entwürfen seit 180f> 
unabänderlich bestand. Auch die Ueberwuchung der gesammten 
Literatur durch die kirchliche Gewalt war in voller Schärfe beibe- 
halten und nur in eine andere Form eingekleidet worden ; an die 
Stelle einer von den Bischöfen zu übenden Präventivcensur sollte 
eine auf den Wink der Bischöfe von der Polizei zu vertilgende 
Bücherconfiscation treten, wie es in den Zeiten des katholischen 
Staates gewesen war. „So oft die Bischöfe 41 — so lautete der drei- 
zehnte Artikel des neuen Entwurfs — „der Regierung Bücher an- 
zeigen werden, welche im Königreich gedruckt oder in dasselbe ein- 
geführt sind und etwas gegen den Glauben, die guten Sitten und 
die kirchliche Disciplin enthalten, wird die Regierung ohne Verzug 
dieselben unterdrücken und confisciren lassen 4 '. Von der kirchlichen 
Leitung des gesammten Schulwesens war in dem neuen Entwurf 
wenigstens die kirchliche Leitung der mittleren Schulen festgehalten, 
um den Einfluss auf die gebildeten Klassen zu wahren. „Die Gym- 
nasien oder Lyceen des Königreichs Bayern werden der Aufsicht 
und Gewalt der Erzbischöfe und Bischöfe sowohl bezuglich der ge- 
sunden Lehre als der guten Sitten unterliegen''. Dagegen blieben 
die Bestimmungen über die Steuerfreiheit des Kirchenguts im achten 
und über die volle Exemtion des Clerus von der weltlichen Gerichts- 
barkeit im vierzehnten Artikel hinweg; die Gerichtsbarkeit über 
den Clerus in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten wurde dem Staate 
zugestanden, allerdings nicht als eigenes Recht, sondern unter prin- 
cipieller Behauptung der curialistischen Ansprüche auf Grund eines 
päpstlichen Indults, während im übrigen die kirchliche Gcriehtsbar- 

f>l) Mittet heilt in «len Urkunden Nr. IS. Der Entwurf wurde \<»u llütfcliu 
eingesendet mit deutschem Bericht und fran/üdsehcr Depesche vom 2tt. April 

1s17 
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keit in vollem Umfange, somit auch bezüglich der Verbrechen von 
Clerikern, behauptet wurde. Auf der Wiederherstellung einiger 
Klöster, „vorzugsweise" für den Unterricht der Jugend und zur Aus- 
hülfe in der Seelsorge, und auf der Beibehaltung der bestehenden 
Klöster beharrte der neue Entwurf, wie denn auch das Stiftungsver- 
mögen nach wie vor zum Kirchenvermögen gerechnet wurde. Da- 
gegen war die Eintheilung der Diöcesen nach den letzten Instructionen 
der bayerischen Regierung angenommen und von dem Bisthum Kempten 
nicht mehr die Rede, jedoch die ursprünglich verlangte grössere 
Anzahl der Canonicate in den Capiteln (zwölf in den Metropolitan-, 
zehn in den Cathedralcapiteln neben den beiden Dignitäten) wieder- 
hergestellt und für das Bisthum Speyer die gleiche Dotation wie 
für Passau und Eichstädt verlangt. Die Verwirklichung der neuen 
Diöcesaneintheilung sollte zwar nicht mehr durch die vorausgehende 
Ausführung des gesammten Concordats, aber doch durch die Vollen- 
dung des Dotationsgeschäfts bedingt sein. Das Prineip der Regier- 
ung, dass die sämmtlichen Domcapitulare das bischöfliche Consisto- 
rium zu bilden hätten, war anerkannt, dem Bischof jedoch die Oe- 
schäftsvertheilung vorbehalten. Für die Besetzung der bischöflichen 
Sitze, der Decanate und Canonicate in den Capiteln war dem Namen 
nach dem König ein „Nominationsrecht u verliehen, jedoch bezüglich 
der bischöflichen Sitze beschränkt durch einen Quaternavorschlag der 
Capitel, bezüglich der Decanate und Canonicate beschränkt durch 
einen Ternavorschlag der Bischöfe, während die Regierung in beiden 
Beziehungen nur eine „Empfehlung", nicht aber eine rechtliche 
Beschränkung des Nominationsrechts für zulässig erklärt hatte. Die 
Besetzung der Dompropsteien war nach der für den äussersten Fall 
von der Regierung ertheilten Ermächtigung zwischen dem Papst und 
dem König getheilt. Bezüglich der Patronatrechte aber hielt die 
Curie unverrflckt an den canonischen Grundsätzen fest und Hess nur 
bei den Patronatrechten der säcularisirten kirchlichen Institute einen 
Ternavorschlag der Bischöfe eintreten. 

Noch einmal entschloss man sich in München zu weiterer Nach- 
giebigkeit, um das Concordat zu Stande zu bringen. Auch ein Punkt 
von principieller Tragweite, die dreimalige Verweisung auf das 
canonische Recht, wurde in der neuen Instruction vom 10. Hai 
1817 endgültig zugestanden, allerdings in der Erwägung, dass 
es Sache der weltlichen Gesetzgebung sei und bleibe, die Gränzeo 
seiner Geltung zu bestimmen; um so entschiedener aber wurde 
die Forderung zurückgewiesen, auf welcher der römische Hof 
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von jeher allen Werth gelegt hatte, die Aufhebung des gesammten 
bayerischen Kirchenstaatsrechts durch das Concordat. Auch die Auf- 
nahme von Bestimmungen Qber das Schulwesen und die Presse in 
den Vertrag, welche die Regierung bisher beharrlich abgelehnt 
hatte, wurde endlich für den äussersten Fall zugestanden, vorausge- 
setzt nur, dass dieselben eine der Regierung genehme Fassung er- 
hielten. Auf die von Rom aus geforderte kirchliche Ueberwachung 
des gesammten Gymnasial- und Lyceal-Schulwesens Hess sich die 
Regierung allerdings nicht ein. „Was könnte der Curialist nicht 
aus den Ausdrücken „sana doctrina" und „boni mores 4 ' folgern ? Wie 
würde bei acht Bischöfen eines jeden Laune rücksichtlich aller Lehr- 
systeme oder Schulbücher genügt werden können? Der ganze Schul- 
und Lehrplan müsste der Censur eines Bischofes unterliegen und die 
ganze Schuldisciplin würde seiner Cognition unterworfen werden. 
Unsere Lehranstalten sind nicht ausschliesslich einem Religionstheile 
gewidmet, sondern allgemein. Es können sich also die katholischen 
Kirchenvorsteher kein ausschlicssendes Oberaufsichtsrecht und Gewalt 
darüber anmassen 4 '. Wohl aber wurde, da „die Aufsicht des Bischofs 
über Religionsunterricht und Sitten ohnehin in seinen Pflichten liege 44 , 
von der Regierung selbst eine Bestimmung vorgeschlagen, welche 
mit einigen redactionellen Aenderungen in den fünften Artikel des 
Concordats übergegangen ist 52 ). Ebenso wurde im dreizehnten Ar- 
tikel wie ehedem die bischöfliche Büchercensur, so auch die auf den 
Wink der Bischöfe zu verfügende polizeiliche Contiscation von der 
Regierung abgelehnt, dafür aber eine Bestimmung vorgeschlagen, 
welche deutlicher als das abgeschlossene Concordat auf die be- 
stehende weltliche Pressgesetzgebung verwies 53 ). Ebenso wurde die 
Aufzählung des Stiftungsvermögens unter den Kirchengfitern und die 
Uebernahme einer Verbindlichkeit zur Wiederherstellung einiger 
Klöster zugestanden. In einigen anderen Punkten suchte man die 
Rechte des Staates durch einen stillschweigenden Vorbehalt zu 
wahren; so wurde in dem fünften Artikel die Ernennung der Rec- 
toren und Professoren an den Seminarien den Bischöfen allerdings 
eingeräumt, jedoch „nur in der Voraussetzung, dass die königliche 

52) ('um episcopia inemnbit sanac circa res tidei doetrinae et bnni> moribus 
vi oflicii sui in suia dioecesibus invigilare, in hujus oflicii exerciti«» «?tiam circa 
<holaä publica* nullo modo impodiantur. 

53) „»Sollte diessfalls durchaus ein«.* Krwülmuiig verlangt werden, m» müsste 
der Sohl uss des »Satzes so gefasst werden : tfubernium ctirahit. ut seeundum nnrmaä 
legibus praeöcriptas corum divuigatiu debitu mudo inipediatur*. 
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Genehmigung wirklich stillschweigend vorbehalten werde"; so wurde 
von der Erwähnung der Criminalgerichtsbarkeit über den Clerus 
Umgang genommen, „da desshalb nur Discussionen zu befürchten 
sein möchten", während der Ausdruck „indulget" als „mit der 
Würde der Staatsverfassung nicht ganz vereinbarlich" beanstandet 
wurde. Auch die Streitfrage bezüglich der Patronatrechte suchte 
man durch eine allgemein gehaltene Bestimmung, wie ehedem Mont- 
gelas, zu umgehen. In jedem Falle müsse dem König das „unbe- 
schränkte Recht, die ehemaligen Stifts- und Klosterpfarreien zu be- 
setzen", sowie die „Bestätigung der von den Bischöfen ernannten 
Pfarrer 41 vorbehalten bleiben. Dagegen Hess man sich auf die Beschränkung 
des königlichen Nominationsrechts zu den bischöflichen Sitzen durch 
den Quaternavorschlag der Capitel unter der Bedingung ein, dass 
alle übrigen Punkte nach den Vorschlägen der Regierung ohne 
weitere Anstände angenommen würden; ebenso wurde der Ternavor- 
schlag der Bischöfe bei Besetzung des Decanats und der Canonicate 
in den Capiteln zugestanden. Nach solchen Einräumungen nahm es 
sich etwas sonderbar aus, dass die Instruction mit der grössten Hart- 
näckigkeit sich gegen die von Rom geforderte Vermehrung der Capitels- 
präbenden sträubte. 

Der deutschen, von dem Grafen Thürheim erlassenen Instruction 
wurde dieses Mal eine französische, von Rechborg entworfene Depesche, 
beigefügt, welche es lebhaft beklagte, dass dem Könige das in den 
älteren Concordatsunterhandlungen bereits zugestandene freie Ernennungs- 
recht zu den bischöflichen Sitzen und den Präbenden in den Capiteln 
verweigert werde. „Es gibt kein katholisches Land, in welchem dem 
Souverän diese Rechte entzogen sind". Der alten kirchlichen Uebung 
würde es weit mehr entsprochen haben, die Verleihung der Capitels- 
präbenden zu theilen und dem Könige die freie Verleihung der einen 
Hälfte vorzubehalten. Ebenso dürfe von der freundschaftlichen Ge- 
sinnung des heiligen Vaters die Einräumung des freien Ernennungs- 
rechts wenigstens zu einigen bischöflichen Sitzen erwartet werden. 
Dem Könige müsse es schmerzlich fallen, von Rom aus schlechter ab 
die Könige von Sardinien und von Neapel und der Grossherzog von 
Toscana behandelt zu werden M). 

An diese Depesche hielt sich der Gesandte, als er am 5, Juni 
1817 das Concordat mit dem Cardinalstaatssecretär abschloss. Rom 
bewilligte dem Könige die freie Ernennung zu dem Erzbisthum 
München, den Bisthümern Würzburg und Regensburg, die freie Ver- 

54) Tlnirheim\s Instruction ist vom 10., Kcchberg 6 Depesche vom 13. Mai 1817. 
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leihung von je zwei Canonicaten in den eben genannten drei Gapiteln 
und der sämmtlichen Domdechanteien des Königreichs, gab auch eine 
Verminderung der Capitelspräbenden um je zwei in sämmtlichen 
Diöcesen zu, zog aber die bereits gemachten Zugestandnisse bezüglich 
des Patronatrechts zurück, indem nur die vor der Säcularisation cano- 
nisch begründeten landesfürstlichen Fatronatrechte dem Konig belassen 
wurden. Bezüglich der Presse und des Schulweseus wurde die von 
von München aus gewünschte Fassung nicht ohne Aenderungen ange- 
nommen, namentlich wurde die Verweisung auf die bestehende welt- 
liche Pressgesetzgebung getilgt, so dass nur die Verpflichtung der 
Regierung zur Unterdrückung kirchlich beanstandeter Bücher bestehen 
blieb. Unerschütterlich bestand die Curie auf dem siebzehnten Artikel 
und der Gesandte Hess sich herbei, obwohl demselben auch in diesem 
Punkte jede Nachgiebigkeit untersagt worden war, die Aufhebung des 
gesammten bayerischen Kirchenstaatsrechts und die Ersetzung desselben 
durch das Concordat zu unterzeichnen. Bezüglich der Dompropsteien ver- 
blieb es bei der „schon anfänglich getroffenen Uebereinkunft , dass 
nur jene, die der König empfehle, oder durch die Bischöfe empfehlen 
lassen wolle, zu dieser Würde gelangen könnten". Ebenso wurde die 
königliche Genehmigung für die Ernennung der Lehrer und Vorsteher 
in den Seminarien als etwas „sich ohnehin von selbst verstehendes 44 
betrachtet und der ausdrückliche Vorbehalt weggelassen, weil „das 
plaeetum regium von Kom zwar stillschweigend anerkannt, in öffent- 
lichen Acten aber nie ausgedrückt wird' 1 . Nach diesen Abmachungen 
wurde am 5. Juni „nach der feierlichen Procession des Fronleich- 
namsfestes 4 ' im Vatican das Concordat von Consalvi und Häffelin 
unterzeichnet und eine vierzigtägige Ratificationsfrist vorbehalten 55 ). 
Als Häffelin am folgenden Tage das Concordat dem Könige über- 
sandte, versicherte er, er habe die letzten ,,Vcrhaltungsbefehle" „genau 
befolgt" und keine Abänderungen zugelassen, welche sich nicht mit 

55) l>as am 5. Juni 1817 abgeschlossene Concordat wurde von Iföfler. Con- 
cordat und Constitut ionseid der Katholiken in lfavern S. 03 75. wahr>chcinlich 

* 

iiarli derjenigen Abschrift veröffentlicht, welche mit. königlicher KnUehlie^un^ 
\«»in 7. September 1817 dem tfcheimeu Tiftfatimisratli traten Xaver liechhcrtf zu- 
gestellt wurde. Das von Consalvi und Hüffrlin unterzeichnete Original wurde am 
30. Ort ober 1817 dem königlichen (josandten in Kom zur JKückjrabe an den 
heiligen Stuhl übersendet. Ln den Acten befindet sich nur eine von der t.lcsandt- 
-«■hattskan/lei in Ifoin gefertigte Abschritt, Ueilagc zu lläflcliu'ri I>epeschen \mii 
6. Juni 1817, welche mehrere Abweichungen von dem Abdruck bei HöuYr zeigt. 
Nach dieser Abschrift ist der Text des Concordats in den Noten zu Nr. 18 der 
Urkunden mitgetheilt. 
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den von der Regierung aufgestellten Grundsätzen vereinigen Hessen & 6 ). 
„Der römische Hof wird sich nun mit Bayern wieder aussöhnen", so 
schrieb er gleichzeitig an Rechberg, „und sich wie in früheren Zeiten 
eng an dasselbe anschliessen" 57). 

Als das Concordat am 14. Juni 1817 in Mönchen eintraf, war 
der Minister des Innern allerdings unzufrieden mit den Abweichungen, 
welche sich der Gesandte von dem Ultimatum der Regierung erlaubt 
hatte. Dennoch entschloss er sich nicht, die Abberufung des Ge- 
sandten oder auch nur eine Rüge desselben zu verlangen, fand sich 
vielmehr, nachdem er schon in den Instructionen vom 9. Februar 
und vom 10. Mai der Curie ein Zugeständniss nach dem andern 
gemacht hatte, zu einer grossen Anzahl weiterer Zugeständnisse bereit, 
um das Concordat wo möglich noch innerhalb der vierzigtägigen 
Ratificationsfrist zu Stande zu bringen. Er liess durch den Mi- 
nisterialrath von Holler eine Ratificationsurkunde und eine Entschliessung 
an den Gesandten entwerfen und legte beide Entwürfe mit eingehender 
Motivirung am 25. Juni dem Ministerrath vor r > 8 ). Allerdings so, wie 
Häffelin das Concordat abgeschlossen hatte, gedachte auch Thürheim 
nicht dasselbe zu ratiticiren ; doch beschränkten sich die Aenderungen, 
welche er zu verlangen beabsichtigte, auf wenige Punkte. Das „Haupt- 
hinderniss" für die unbedingte Ertheilung der Ratification erblickte 
Thürheim in dem Artikel 11 über die Besetzung der Pfarreien, einer 
Bestimmung, nach welcher „sich gar kein Ausweg denken Hesse, den 
dermaligen Besitz der neuen landesfürstlichen Patronatrechte zu 
retten 44 ; „fest und unabänderlich" müsse in diesem Punkt auf der 
Fassung des Ultimatums, welche einen „weiten Spielraum" lasse, be- 
standen werden. Alle übrigen Abweichungen schienen ihm von der 
Art zu sein, „dass im äussersten Falle darüber hinweggegangen werden 
könnte". Doch schlug er vor, im dritten Artikel die wiederhergestellte 
Scheidung von Capitel und Consistorium, im vierten die Gleichstellung 
der Dotation von Speyer mit jener von Passau und Eichstädt, im fünften 
das Wort „adolescentes" auszumerzen, alle übrigen Abweichungen dagegen 
ausdrücklich für genehm zu erklären : die Bestimmungen der Artikel 9 



56) Deutschor Berieht Häffelin's vom 6 Juni 1817; ebenso mit etwas anderen 
Worten in der französischen Depesche vom gleichen Tage. 

57) Schreiben Häffelin's an Kcchberg vom 5. Juni 1817. 

58) Die beiden Entwürfe, von Holler geschrieben und unterzeichnet, datirt 
München den . . Juni 1817 sind in den Acten erhalten. Zur Begründung und 
Erläuterung b°idcr Entwürfe diente ein von Hollcr geschriebener und unterzeich- 
neter „Vortrag", datirt München den 25. Juni 1817. 
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und 10 über die Besetzung der bischöflichen Stühle, der Dignitäten 
und Canonicate, die Vereinbarungen in Artikel 4 über die Abgaben- 
freiheit der neudotirten Pfründen, in Artikel 5 über die Leitung der 
Seminarien, die Ernennung der Seminarvorstände, die Aufsicht der 
Bischöfe über die öffentlichen Schulen, in Artikel 7 über die Klöster, 
endlich in Artikel 12, 14, 17 „und zwar, soviel insbesondere den 
letzten betrifft, in der Voraussetzung, dass derselbe im Grunde doch 
in keinem andern Sinne als in jenem der Fassung des Ultimatums 
genommen werden könne". 

In der Ministerialconferenz vom 25. Juni, über deren Verlauf 
wir im einzelnen nicht unterrichtet sind&°)i begegnete jedoch Thür- 
heim's Politik der Nachgiebigkeit lebhaftem Widerstand. Es wurde 
Sicherheit dafür verlangt, „dass nur indigene und verordnungsmässig 
geprüfte Individuen zu geistlichen Würden und Verrichtungen in Bayern 
gelangen können, dass ihre Benennung zu denselben von dem Willen 
und der Genehmigung des Kegenten abhängig, dass sie nie aufhören, 
Unterthanen des Monarchen , unterworfen in privatrechtlichen Gegen- 
ständen den bürgerlichen Gesetzen und der Oiviljurisdiction , zu sein, 
dass ihre Konten nicht gemindert, jedoch auch von allgemeinen Auf- 
lagen nicht exemt" seien. Auf Grund der erhobenen Erinnerungen 
wurde durch den Ministerialrat!) von Holler eine neue EntSchliessung 
an den Gesandten sowie zu eventuellem Gebrauch eine neue Katifi- 
eationsurkunde entworfen, in welchen einer weit grösseren Anzahl 
von Bestimmungen die Genehmigung versagt war. Beanstandet wurde 
nunmehr, ausser den in dem früheren Entwurf gerügten Punkten, die 
Abgabenfreiheit der neu zu dotirenden Pfründen, da „die geistlichen 
Güter ohne Unterschied den allgemeinen Staatslastcn wie alle übrigen 
unterworfen bleiben" sollen. Zu der Bestimmung über die Erhaltung 
der bestehenden Beneticien sollte wegen des Vermögens des noch be- 
stehenden Domcapitcls und der uilaufgelösteu Collegiatstifter in Begens- 
burg eine Verwahrung eingelegt werden. Bezüglich der Besetzung 
der Kirchenämter sollte das freie Ernennungsrccht des Königs zu den 
beiden Erzbisthümcrn und zu je einem Canonicat in den sämmtlichen 
Capiteln verlangt werden, während im übrigen die Beschränkungen 
des Concordats durch den Quaterna- und Ternavorschlag angenommen 
wurden. In dem zwölften Artikel sollte die Bestimmung über die 
Zulässigkeit von Kirchenstrafen gegen Laien ausgemerzt und der 

59) Sie wird in dem Pn»t«>coll der füllenden Ministerialconferenz vom 11. 
Juli 1817 erwähnt. Nähere Aufschlüsse tfibt «las später zu erwähnende Votum 
des Justizwinistcrs Grafen Reigersber^ vom 14. Juli 1817. 
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Freigebung des Verkehrs der Bischöfe mit Clerus und Volk „aus- 
drücklich die Verwahrung des königlichen Placet entgegengesetzt" 
werden. In dem siebzehnten Artikel aber wurde, „um die nachtheiligen 
Folgen zu vermeiden 14 , der Zusatz „in quantum illi contrariantur' ver- 
langt; sollte aber die Curie durchaus nicht zur Annahme dieses Zu- 
satzes zu bewegen sein, so bliebe nichts übrig, als sogleich nach 
Kundmachung des Concordats eine öffentliche Erklärung „zur Ver- 
meidung aller Missverständnisse" zu erlassen, dass der Artikel keinen 
anderen als den obigen Sinn habe, und dass die Verordnungen," welche 
auf äussere Rechtsverhältnisse der Kirchengesellschaften und kirch- 
liche Gegenstände Bezug haben, soweit sie dem Inhalt des Concordats 
nicht entgegengesetzt sind, in ihrer vollen Kraft und Gültigkeit fort- 
bestehen. Instruction und Ratificationsurkunde sollte Ministeriall ath 
von Holler nach Rom überbringen und bei den weiteren Unterhand- 
lungen dem Gesandten als Rathgeber zur Seite stehen^). 

Aber auch diese Entwürfe, welche seit dem 6. Juli bei den 
Ministern und den Generaldirectoren der Ministerien circulirten, wurden 
in einer neuen Minister ialconferenz am 14. Juli nicht genügend zur 
Wahrung der landesherrlichen Rechte befunden. Je länger und je 
eingehender sich die zur Entscheidung berufenen Staatsmänner mit 
dem Concordate beschäftigten, desto grösser und desto zahlreicher 
wurden die Bedenken, welche sie gegen den Abschluss des Vertrags 
in der von dem Gesandten unterzeichneten Fassung erhobeh. In der 
Ministerialconferenz vom 14. Juli (il ), an welcher die Minister Thür- 
heim und Lerchenfeld , die Generaldirectoren Zentner und Krenner 
und der Ministerialrath Holler Antheil nahmen, war darüber Ein- 
stimmigkeit, dass der „Concordatsentwurf" für die landesherrlichen 
Rechte zu nachtheilig sei, „als dass er in seiner gegenwärtigen 
Fassung angenommen werden könnte". Der Minister Reigersberg, 
welcher verhindert war zu erscheinen-, hatte ein schriftliches Votum 
in eben diesem Sinne eingesandt und insbesondere darauf gedruugen,» 
dass dem römisch, nicht deutsch gesinnten Gesandten in der neuem- 
Instruction „kein Spielraum gelassen, nichts seinem Ermessen anheim — 
gegeben, und jede Abweichung oder Nachgiebigkeit auf das bestimm — 

60) AiH'h dies»? Kntwürfe einer K^tilieationsurkunde, eines Kcscripts an den 
Gesandten in Kom und eines Keseripts an den Ministerialrat)! von Hollcr .sind in 
den Arten erhalten. 

Ol) Die folgende Darstellung beruht auf dem Proton»)) der Ministerialenii- 
fi»re.nz, welehem eingehende. Gutachten der Minister Keigersberg und Lerchenfeld 
sowie einzelne Bemerkungen des »Staatsraths Kremier beigegeben bind. 
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teste untersagt werde". Nur Aber den Weg , welcher den römischen 
Forderungen gegenüber einzuschlagen sei, gingen die Meinungen 
in der Ministerialconferenz nach zwei verschiedenen, durch die beiden 
Minister Thurheim und Lerchenfeld vertretenen Richtungen auseinander. 

Lerchenfeld empfahl, den geraden Weg einzuschlagen. In einem 
ausführlichen Gutachten, welches %r der Ministerialconferenz vorlegte, 
drang er mit aller Entschiedenheit darauf, den Abschluss des Con- 
cordats zu unterlassen, wenn nicht eine ausdrückliche Verwahrung 
der landesherrlichen Hechte durch eine allgemeine Clausel und durch 
einen klaren Vorbehalt bei allen einzelnen Punkten in den Vertrag 
aufgenommen werde. Die Regierung müsse in der Verwahrung der 
eigenen Rechte „um so vorsichtiger sein bei einem Contrahenten, der 
wie der päpstliche Stuhl seit vielen Jahrhunderten consequent ein 
System verfolge , der noch in den neuesten Zeiten gegen den mäch- 
tigsten Monarchen der Welt geradezu erklärt habe, dass die Regenton 
durch das Gesetz Christi der Herrschaft des Papstes und seinem 
Throne unterworfen seien, dass auch er eine Herrschaft und zwar die 
vortrefflichere führe". Die Regierung sei aber die ungeschmälerte 
Erhaltung ihrer Rechte in kirchlichen Dingen den Unterthanen schuldig. 
„Die Rechte des Regenten in kirchlichen Angelegenheiten sind nichts 
als die Pflichten, welche demselben obliegen, die ihm von der Vor- 
sehung anvertrauten Völker gegen die Herrschsucht der geistlichen 
Behörden, gegen die Anmassungen jeder Art von Gewissenszwang, 
gegen die Einführung falscher und verderblicher religiöser Grundsätze» 
welche die Ordnung der bürgerlichen Gesellschaft stören und einen 
Staat im Staate zu bilden trachten, und gegen jede zu weit führende 
Einmischung in die Erziehung des Volkes zu bewahren. Diese Pflichten 
muss die Regierung bei dem Abschlüsse eines Concordats vor Augen 
haben ; sie kann vertragsmässig auf keine ihrer Pflichten verzichten". 
Unter keiner Bedingung dürfe der siebzehnte Artikel in der gegen- 
wärtigen Fassung angenommen werden, in welcher die Unterordnung 
des Staates unter die Kirche deutlich ausgesprochen sei. Die Kirche 
„betrachtet sich als die Mächtigere, den Staat als den Untergeordneten. 
Der Regierung sollen nur die Rechte verbleiben, die in dem Con- 
cordate ihr ausdrücklich zugesichert sind, und alle älteren Gesetze, 
Verordnungen und Decrete, die von Seiner Majestät dem Könige und 
allerhöchstdcro Regierungsvorfahren schon seit mehr als zweihundert 
Jahren mit Klugheit und Umsicht erlassen wurden, sollen aufgehoben 
sein. Der Beisatz in quantum Uli contrariantur ist höchst wesentlich : 
hievon dürfte durchaus nicht abgegangen werden. Denn der Ausweg 
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einer gleich nach der Bekanntmachung des Concordats zu erlassenden 
öffentlichen Bekanntmachung, dass dieser Artikel nur diesen Sinn 
habe, führt keineswegs zum Ziele 14 . Der päpstliche Stuhl würde sich 
vielmehr auf den 18. Artikel berufen, und „die erste Folge des neuen 
Concordats würde statt der beabsichtigten festen Vereinigung der 
Kirche eine erhöhte Spannung der Gemüther sein 44 . Auch gegen den 
18. Artikel erhob Lerchenfeld die schwersten Bedenken. „Der 
18. Artikel benimmt der Krone die Mittel und Wege, die ihr zu- 
stehenden, von ihr schon durch Jahrhunderte ausgeübten Rechte, 
insoferne sie nicht ausdrücklich in dem Concordate aufgenommen sind, 
je mehr ausüben zu können. Er bindet die Eegierung an die wört- 
liche Auslegung der sämmtlichen Artikel des Concordats, und stellt 
sie in die traurige Alternative, entweder ihre heiligsten Pflichten 
gegen das Volk in Religionsangclegenheiten grossentheils unerfüllt zu 
lassen, oder indem sie dieselben erfüllt, bei der Geistlichkeit und 

* einem grossen Theile der von ihr geleiteten Gläubigen als wortbrüchig 
gegen bestimmt eingegangene Verbindlichkeiten zu erscheinen. Wie 
gefährlich aber eine solche heimliche Waffe sei, bedarf keiner Er- 
innerung 44 . Dem System der Curie, der Regierung nur diejenigen 
Rechte zu belassen, welche ausdrücklich in das Concordat aufgenommen 
würden, stellte Lerchenfeld das andere gegenüber, unter ausdrücklicher 
Verwahrung der landesherrlichen Rechte der Kirche nur bestimmte 
einzelne Rechte durch das Concordat zu gewährleisten, da „die Kirche 
im Staat und nicht der Staat in der Kirche bestehen soll 44 . Dem- 
gemäss schlug er vor, den 18. Artikel auf die der Kirche durch das 
Concordat ausdrücklich zugesicherten Rechte zu beschränken , der 
allgemeinen Bestimmung des ersten und des sechzehnten Artikels aber, 
„aus welcher man seiner Zeit noch viele weitere Ansprüche nach 
Umständen ableiten zu können vermeint 44 , wenn nicht die Unterdrückung 
dieser allgemeinen Bestimmung bewirkt werden könne, die allgemeine 
Verwahrung der landesherrlichen Rechte entgegenzusetzen. Ausser 
dieser allgemeinen Verwahrung solle ein ausdrücklicher Vorbehalt der 
landesherrlichen Rechte aufgenommen werden in Artikel 4 bezüglich 
der Oberaufsicht über die Verwaltung der Güter der Erzbisthümer, 
Bisthümcr und Capitel, in Artikel 7 bezüglich der Oberaufsicht Aber 
die Klöster, deren Vermögen und Disciplin, in Artikel 8 bezüglich 
der Oberaufsicht über den Erwerb der Kirche, vor allem aber in 
Artikel 5, 11 und 12 bezüglich der Oberaufsicht über die Bildung 
des Clerus. Auf den letzten Punkt legte Lerchenfeld das grösste 

Gewicht. „Da es der Regierung nicht gleichgültig sein kann, ob 
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Priester, die in den neu zu errichtenden Mönchsklöstern als Knaben 
unterrichtet, von diesen in den Friesterseminarien aufgenommen, zu 
Priestern geweiht, und mit der Zeit in der Seelsorge verwendet 
werden, die in den ultramontanistischen Grundsätzen erzogen, sich nie 
als wahre Staatsbürger betrachten, und nur eine höchst einseitige und 
unvollkommene Bildung erlangen, da die Absicht der römischen Curie, 
die Bildung der Geistlichen mit möglichster Ausschliessung der öffent- 
lichen Lehranstalten sich zuzueignen, in die Priesterhäuser schon die 
Candidaten der Philosophie aufzunehmen, ihnen durch Professoren, die 
ohne alle Selbständigkeit ad nutum amovibiles ganz von der geist- 
lichen Behörde abhängig sind, die römische Doctrin einpflanzen zu 
lassen, unverkennbar ist", so verlangte Lerchenfeld einen ausdrücklichen 
Vorbehalt „der landesherrlichen Mitaufsicht über die Priestersemi- 
narien" in Artikel 5, einen ausdrücklichen Vorbehalt des Pfarrcon- 
curses in Artikel 1 1 , endlich die ausdrückliche Bestimmung , dass 
die Zulassung zu den höheren Weihen durch den Ausweis über 
Vollendung der theologischen Studien auf einer öffentlichen könig- 
lichen Lehranstalt bedingt sei, in Artikel 12. „Wer möchte vor der 
Wiederkehr jener Scandale bürgen, die in Schwaben selbst in den 
letzten Decennien vor der Säcularisation sich nicht selten zugetragen, 
dass zu dem Altare des Herrn Männer zugelassen worden, die aus 
dem Handwerksstande oder vom Pfluge geworben, bei Pfarrern in 
Winkelschulen nothdürftig zur Lehre der lateinischen Sprache gebildet, 
in Priesterseminarien aufgenommen und in wenig Jahren im Wein- 
berge des Herrn angestellt wurden". Ebenso solle durch einen aus- 
drücklichen Vorbehalt in Artikel 12 das königliche Pfacet, in Artikel 4 
das Steuerrecht des Staates über die neuen Fundationsgüter der 
Diöcesen, ebenso die freie Verwendung des reichen in Regensburg 
noch vorhandenen Pfründevermögens zur Dotation der Bisthümer ge- 
wahrt werden. Völlig unterbleiben, weil in „offenbarem Widerspruche 
mit den Bestimmungen des Kdicts über die Pressfreiheit und den 
Constitutionsbestimmungen des Reichs" solle die Vorschrift des 
Artikels 13, worin die Regierung sich verpflichte, die Verbreitung der 
von der geistlichen Behörde beanstandeten Bücher „schuldigerraassen 
zu verhindern 44 , nicht minder die Erwähnung der milden Stiftungen 
in Artikel 8, „über welche der Kirche kein Recht zusteht 44 ; mindestens 
umzuändern sei die Bestimmung über die Einwirkung der Bischöfe 
auf die öffentlichen Schulen in Artikel 5, „indem durch denselben die 
ganze Erziehung auch in den öffentlichen Schulen in die Hände des 
Clerus nach und nach kommen müsste, wohin ohnedies* die unver- 
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hohlene Tendenz der römischen Curie gerichtet ist. Ihr kräftig ent- 
gegenzuarbeiten ist die heilige Pflicht einer treuen und wachsamen 
väterlichen Regierung". Bezüglich der Besetzung der Kirchenämter 
entschied sich Lerchenfeld in Uebereinstimmung mit Rechberg's Er- 
klärung in der letzten Ministerialconferenz dafür, lieber in dem Streit 
über die Patronatreehte ein Zugeständniss zu machen, dagegen die 
freie Ernennung der sämmtlichen Erzbischöfe und Bischöfe für die 
Krone zu verlangen, „da nur hiedurch der Einfluss der römischen 
Curie bei der Besetzung erledigter Episcopate vermieden und so sehr 
als möglich ein gutes Einverständniss der Bischöfe mit den Landes- 
stellen verbürgt werden kann". Ausserdem rieth er auf den Eid zu 
achten, welchen die Erzbischöfe und Bischöfe dem Papste zu leisten 
haben. 

Bezüglich der Besetzung der Kirchenämter stimmte das schrift- 
liche Votum, welches der Justizminister Reigersberg der Ministerial- 
conferenz eingesendet hatte, nicht mit den Vorschlägen Lerehenfeld's 
und Rechberg's überein. „Der Pfarrer u , so erklärte Reigersberg, „der 
Seelsorger muss sich vorzüglich der weltlichen Gewalt verbunden und 
untergeordnet wissen. Dieser auf die entscheidende Zahl der Unter- 
thanen unmittelbar wirkende öffentliche Diener ist, wenn er den Gutes 
fördernden Anordnungen der Regierung zugethan, weit wichtiger im 
Staatsorgaliismus, als der Bischof, Dompropst und Domdechant, welcbe 
nach erlangter Würde oft Wetterfahnen gleichen und das ferne Ober- 
haupt der nahen Unterordnung vorziehen". Dagegen betonte Reigers- 
berg mit nicht geringerer Entschiedenheit als Lerchenfeld die Not- 
wendigkeit einer Oberaufsicht der Regierung über die Bildung der 
Geistlichkeit. „Nach meiner Ueberzeugung ist, um die wesentlichsten 
fechte und Pflichten der weltlichen Regierung nicht zu verletzen und 
sich den Tadel und die gerechte Missbilligung selbst des hell und 
gut denkenden Clerus nicht zuzuziehen, ferner um mit keiner der 
päpstlichen Curie zu ihren veralteten Aumassungen den Weg wieder 
öffnenden Nachgiebigkeit voran zu leuchten, erforderlich, dass der 
Obliegenheit und Verbindlichkeit der Regierung, auf die zweckmässige 
Bildung der Geistlichkeit direct zu wachen, ausdrücklich erwähnet, 
daher die Seminarien bestimmt der Mitaufsicht der weltlichen Obrigkeit 
untergeordnet erklärt werden 44 ; und, wie Reigersberg hinzufügte, „dass 
der Wiederaufrichtung und Wiedererweckung der Klöster zum Unter- 
richt der Jugend keine Erwähnung geschehe 44 . 

Der Politik der offenen Verwahrungen gegenüber, welche Lerchen- 
feld und Reigersberg vertraten, vertlieidigte Thürheim die Politik der 
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stillschweigenden Vorbehalte wie er dieselbe in den Instructionen 
vom 9. Februar und 10. Mai, und in den neuesten Entwürfen einer 
Instruction vom Juni und Juli befolgt hatte. Auch von dem Mi- 
nisterium Montgelas war diese Politik eingeschlagen worden, seit- 
dem der apostolische Nuntius de la Genga dieselbe als die einzige 
empfohlen hatte, welche beim Abschluss von Concordaten mit dem 
römischen Hofe zum Ziele ffihre. Thörheim erklärte, er sei mit 
den von Lerchenfeld entwickelten Grundsätzen vollkommen einver- 
standen , er bezweifle aber , ob auf diese Vorschläge hin je ein 
Concordat zu Stande kommen werde. „Das Bedürfniss eines (Jon- 
«•ordats liege bei dem hohen Alter der noch vorhandenen wenigen 
Bischöfe vor Augen, und der päpstliche Hof sei zu gut von der Ver- 
legenheit unterrichtet, in welcher sich die Regierung in dieser Hinsicht 
befinde, als dass er sich nicht hierauf stützen und es in dieser An- 
gelegenheit auf das äusserte ankommen lassen sollte 44 . Schon bei 
einem frflheren Anlass hatte Thürheim den Abschluss eines Coucor- 
dats dringend empfohlen, um „dem Unwesen der sich hie und da 
zeigenden Sectirer ein Ende zu machen, und Einheit und Ordnung in 
den geistlichen Angelegenheiten am schnellsten zu gründen 41 . 

Dem gegenüber hatte Reigersberg in seinem schriftlichen Votum 
bemerkt, dass zwar die „weise Absicht' 4 des Staatsministers des 
Innern nicht zu misskennen, dass aber „ein die weltliche Regierung 
hemmender und die geistliche Macht gegen die bessere Ueberzeugung 
gründender Vertrag kaum zur Erreichung dieser guten Absicht führen 
werde ; er ziehe keine Tebereinkunft einem die Rechte der Krone und 
der deutschen Kirche angreifenden, veraltete und überwundene Miss- 
bräuche wieder gebärenden Concordato weit vor 44 . Lerchenfeld aber 
erklärte, an der Einsetzung der Bischöfe liege dem päpstlichen Stuhle 
mindestens ebenso viel wie der Regierung; der Papst werde, sowie 
die Regierung die Bisthümer errichtet und dotirt habe, die Einsetzung 
der Bischöfe nicht verweigern können, „ohne die Meinung der ganzen 
katholischen Welt wider sich aufzureizen 44 . „Die Schwärmereien ein- 
zelner Secten werden sich verlieren, besonders indem die Regierung 
auf gute, aufgeklärte, religiöse und sittliche Bildung des Clerus mit 
aller Thätigkeit und Vorsorge hinwirkt 4 *. 

Die denkwürdige Ministerialconfcrenz endete mit einem Siege der 
durch Lerchenfeld vertretenen Richtung. Auf den Vorschlag des 
StaatSrathes und Generaldirectors von Zentner, welchem sein College 
Krenner beitrat, wurde beschlossen, die Instruction an den Gesandten 
in Korn „nach den in der heutigen Versammlung hierüber gemachten 
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Erinnerungen" , d. h. nach Lerohenfeld's Vorschlägen umtuarbeiten 
und darnach einen Concordatsentwurf zu verfassen, welcher dem päpst- 
lichen Hofe mit der ausdrücklichen Erklärung übergeben werden solle, 
„dass man in Rücksicht auf die bisherigen Verhältnisse der katho- 
lischen Kirche in Bayern nicht anders zu concordiren gedenke". Der 
Plan, den Ministerialrath von Holler dem Gesandten in Rom als 
Kathgeber beizuordnen, wurde aufgegeben, dagegen schlug zuerst 
Lerchenfeld und nach ihm Reigersberg vor, den geheimen Legations- 
rath Grafen Xaver von Rechberg, Bruder des Ministers, „einen in 
diplomatischen Geschäften bewanderten Mann", nach Rom zu senden, 
um die weiteren Unterhandlungen zu leiten und mit den Gesandten 
der übrigen über Concordate verhandelnden Mächte in vertrauliche 
Besprechungen einzutreten. 

Die Umarbeitung der Entwürfe nach den Beschlüssen der Mi- 
nisterialconferenz war im Ministerium des Innern noch im Juli voll- 
endet G2 ).- Datrat, als die umgearbeiteten Entwürfe bei den Ministem 
circulirten , eine neue , die entscheidende Wendung ein durch ein 
schriftliches Gutachten des Ministers der auswärtigen Angelegenheiten, 
welcher bisher nur einmal, durch die französische Depesche vom 
13. Mai 1817, in die Concordatsunterliaudlungen eingegriffen hatte. 
Rechberg war es, welcher eilf Jahre früher, im Herbst 1806, die 
Concordatsunterhandlungen in Regensburg mit dem apostolischen 
Nuntius de la Genga geführt und von diesem den Wink empfangen 
hatte, der schon damals für den Gang der Unterhandlungen verhäng- 
nissvoll geworden ist, „das der päpstliche Stuhl die Ausübung mancher 
Rechte, welche er nie in einer Uebereinkunft zugesteht, geschehen 
lasse, und dass man also von diesen Rechten bei den Unterhandlungen 
nicht sprechen dürfe". Wie er als Gesandter nach diesem Käthe des 
Nuntius seiner Regierung die Politik der stillschweigenden Vorbehalte 
empfohlen hatte, so vertrat er dieselbe, nachdem er zur Leitung der 
Angelegenheiten berufen war. In einem ausführlichen Gutachten vom 
7. August 1817 entwickelte er dieselbe in sehr bezeichnenderweise 63 ): 

• 

02) Auch diese Entwürfe nahen sich in den Acten erhalten. 

G3) Das Gutachten desStaatsministers Gm Ion Aloys Kechberg vom 7. August 
1817 ist in den Urkunden Nr. 1!) mitget heilt. Eine Vergleich ung desselben mit 
demjenigen Aktenstück, welches Höller, <\>ncordat und < )onstitutionseid der Katho- 
liken in Bayern. 8. 100 1(K» als ..I'roinemoria'* des Grafen Xaver Kechberg ver- 
öffentlicht hat, ergibt, dass dieses ..Vromeiiioria" nichts anderes als der Entwurf 
für das Gutachten des Staatsininisters ist. Dass auch das „Pronieinoria** von dem 
SStaatsminister Grafen Aloys Kechberg und nicht von dem geheimen Legations- 
ratlie Grafen Xaver Kechberg ist, erheilt aus dem Eingang: „Die unter dem 9. 
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ls ist als ein Aiiom anzunehmen, welches durch die Erfahrung aller 
:iten gerechtfertigt wird, das.; in den Verl) and Innren mit dem römischen 
sfe üicht wie in gewöhnlichen Verträgen eine genaue Bestimmung 
t wechselseitigen Rechte und Befugnisse zu erwarten ist. Allerdings 
sind die unveräusserlichen Rechte des Regenten in dem vorliegenden 
Concordatsprojecte nicht ausdrücklich bewahrt; allein sind sie es in 
lern höheren Grade ifl irgend einer hekannteu Convention mit dem 
<mischen Hofe? . . . Das placetum regium , die Vorbehalte von 
,ure suprematus, salva rutifieatione, salvo jure iuspectionis darf man 
nie erwarten in eine Convention eingerückt zu sehen. Die Schwierig- 
st der Redaetion wird durch die in der vorgeschlagenen Instruction 
i den Gesandten enthaltene I'unctaUon noch vermehrt, ohne hoffen 
i können, dass man zu einem klar und bestimmt abgefassten Con- 
<rdat, das mit keinem lauernden Hinterhalt verbunden wäre, jemals 
Sangen würde. Sind die Hauptpunkte berücksichtiget, so lässt sich 
in der Conserjuenz der Kegierung und ihren organischen Hdicten eine 
«nso fest begründete kirchliche Einrichtung als in andern katholischen 
Staaten erwarten, in welchen die römischen Anmassungen längst auf- 
gehört haben, furchtbar zu sein". Demgemäss schlug Rechberg vor, 
r bei einigen wenigen Punkten unbedingt auf einer Aeuderung zu 
itehen, so insbesondere hei dem „wesentlichen" Zusätze „inquantum 
Uli contrariantur" im siebzehnteu Artikel, sowie auf demErnennungs- 
reclit der Krone zu den sämmtlichen erzbUchöflichen und bischöflichen 
i und zur Hälfte der Trabenden in allen Capitcln, ..um desto 
grösseren Einfiuss auf die Vorstände dei höheren Geistlichkeit zu 
erhalten", „verdiente Individuen belohnen-' zu können, und „dem 
igarebischen Cornorationsgeiste vorzubeugen". Bei allen anderen 
Punkten solle zwar der Versuch einer Abänderung gemacht : äussersteu 



■dniiir .ui di'ii lii'.-miiHiMi in Itum erbosene [usünctlon, daa Cunouidat betreffend, 
ir ebne Kfhrfrtnng de« Kinirteti du k. Hauses und der auewtrtigeo. Angelegeit- 
■iten bereit« ebgea&ndt, all ich in München eintraf. leb hatte, all well 

: Mi unter dem 10. Mai ;in diu angingen, dia Beruhiutiii«. die Bt> 
iinuii- der Rrattischufe und BUcliiifr, • • 1 > _ü 1 - - 1 > - 1 ■ i>.>li iimriv.'lhafl. und nur thoil- 
I-- fur die Kraue xn bewirken". Staiteminist« Graf Alore Beohbetg ti-.if erel 
o 28. f'ebru;ir 1817 tun FmiiMurl in München ei&^lfliMbenerPolitUoneZritniui 
il7 B. 2-19) and bewirkte durch die tob ihn) entwerfen*, berät« ftton 8. 23t'i brt 

IS Hai 1*07 „ilii' Kni.'iiniin.L; <l.r Kribisilüifc und Hiselmfc .. I. -!.■;. ■!, 

jii,iMi.-.,'lli:ilt und ■ Ibi-ilni-Ui.' t'ür diu KiMue". llüllt-r barichtot aUardj&gp, 

rii" sei vun dea (Jratcn Xaver eigener Send geeennebeu 
die Haudsebriftch der beiden liriider sieb sehr iilinliub nndHCfler jeibt i: 
VOtanf Beine Kenntnis« der -S'lirifl^it-'i' beruht. 
Hfl»*', »wi ™* iw* IG 



242 Gutachten Bechberg's vom 7. August 1817. 

Falls aber unter stillschweigendem Vorbehalt der , landesherrlichen 
Hechte nachgegeben werden. So vor allem bei dem achtzehnten 
Artikel, in welchem nach den Beschlüssen der Ministeriakonferenz die 
ausdrückliche Verwahrung der landesfürstlicben Rechte durch die Glaud: 
„reservato caeteroquinjure suprematus regio u aufgenommen werden sollte. 
„Die römische Curie", so erklärte Bechberg* „musszwar diese landes- 
herrliche Suprematie ungestört ausüben lassen; es ist aber nicht tu 
erwarten, dass man sie zu einer wörtlich ausgedrückten Anerkenntniss 
derselben jemals bringen wird. Vielleicht könnte man durch einen 
Zusatz diese landesherrliche Suprematie stillschweigend ausdrücken. • . 
Wenn die römische Curie in gegenwärtigem Concordat das Anerkennt- 
niss der Gerechtsame erneuern wollte, welche die Begierungs vorfahren 
Seiner jetzt regierenden Majestät durch ihren geistlichen Rath aus- 
üben Hessen, so wäre alles gerettet' 4 . Ebenso könnten in Artikel 12 
die Ausdrücke „libere publicare" und „nulloque impedietur obstaeulo" zu- 
gelassen werden, „da das placetum regium immer stillschweigend vor- 
behalten' 4 sei; nicht minder die Bestimmungen des Artikels 5 über 
die Seminarien und des Artikels 12 über die Zulassung zu den höheren 
Weihen, da „durch ein organisches Gesetz jedem Missbranche vorzu- 
beugen" sei. „Der weltlichen Gewalt kömmt es zu, die Siudieocaree 
zu bezeichnen, welche jeder Candidat vor seinem Eintritt in das 
Priesterhaus zurückzulegen hat". „Der ungeeigneten Aufnahme in 
höheren Weihen wird immer durch landesherrliche Verordnungen vor- 
gebeugt werden können". Auch die Bestimmungen des dreizehnten 
Artikels über die Presse und den Buchhandel, sowie des. fünften 
Artikels über die öffentlichen Schulen fand Rechberg vollkommen unbe- 
denklich. „Diese Bewilligung (des dreizehnten Artikels) kann duwfe- 
aus keine Folgen nach sich ziehen, da die Begierung, von deo Edieten 
über die Pressfreiheit ausgehend, dergleichen bischöfliche Anzeigen, 
wenn sie geschehen sollten, zu würdigen wissen wird 41 . Ebenso werde 
es von der Begierung abhängen, Vorstellungen der Bischöfe über .die 
öffentlichen Schulen „zu würdigen und nach Beschaffenheit der. Um- 
stände zu handeln". Endlich erklärte Rechberg, es sei „allerdings 
wünschenswerte, die Verweisung auf das canonische Recht in dem 
ersten Artikel „als eine Quelle künftiger Irrungen beseitigen zu, können ; 
allein in dem beinahe verjährten Streit über Aechtheit und Onächtheit 
der Canones — Bechberg scheint an die pseudoisidorischen Fälschungen 
gedacht zu haben — liegen auch die Vertheidigungsmittel, um im 
daraus abgeleiteten Ansprüchen der Kirche zu begegnen"« Ueberikaupt 
bemerkte er, viele Punkte, „die nach ihrer .buchstäblichen; Auslegung 
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auffallen mflssten", könnten „denjenigen nicht befremden, der mit den 
Sprachfornieln der römischen Curie vertraut ist"; sie schreckten mir 
bei der ersteu Uebersicht und seien an sich von keiner Erheblichkeit. 
Wenn auf alle Bestimmungen der entworfenen Instruction „unabweis- 
lich gedrungen 11 werde, so müsse die ganze Unterhandlung „uuter 
den ungünstigsten Eindrucken und nicht ohne Bitterkeit und ohne 
Hoffnung eines besseren Erfolges von neuem angefangen werden". 
Sollte aber die Frage aufgeworfen werden, „ob man ein Concordat 
wolle oder nicht' 1 , so erklärte Kechberg seine „Ueberzeugung 11 dahin, 
„dass die Wiederherstellung der kirchlichen Verhältnisse als ein 
dringendes Bedürfnis anzusehen sei und dass ein gänzliches Fehl- 
schlagen der Unterhandlungen nur von den nachtheil igsteu Folgen 
sein könnte". „Der römische Hof kennt seinen Vortheil zu gut, uin 
durch die Einsetzung von Bischöfen der Verlegenheit zuvorzukommen, 
in welche wir bald zu gerathen voraussehen dürfen, und um uns in 
die Lage zu versetzen, die Absch Messung eines Concoi'dats für unbe- 
stimmte Zeit zu vertagen". 

Lercheufeld erwiderte in einem neuen Gutachten am 13. August. 
Er gestand, dass es allerdings schwierig sei, alle in dem Entwurf 
der Instruction enthaltenen Punkte „dermalen noch durchsetzen und 
umändern zu können"; er gab ferner zu, „dass einige dieser Punkte 
weniger wesentlich seien , und es wegen derselben nicht der Mühe 
lohne, auf die Abschliessung eines Uoncordats zu verzichten". Dagegen 
hielt er nach wie vor daran fest, dass „ein allgemeiner Vorbehalt 
der landesherrlichen Hechte in geistlichen Angelegenheiten, so wie 
dieselben auch den Vorfahren Seiner Majestät des Königs zugestanden 
haben", unumgänglich erforderlich sei. Denn nach seiner „innigen 
l'eberzeugung" werde ohne diesen Vorbehalt die Hegiernrig die landes- 
herrlichen Rechte nicht mehr ausüben können , „ohne sich in eine 
offene Fehde mit der Geistlichkeit einzulassen , die diese Ausübung 
der unveräusserlichen landesherrlichen Hechle als Verletzung desCon- 
eordats und unerlaubte Eingriffe in die vertragsmäßig zugestandenen 
Hechte erklären werde". „Der Erfolg", so fügte er pnpbetiMll hinzu, 
„dürfte dieses nur zu bald beweisen-. 

Noch einmal wurde im Ministerium, des Innern, auf Grund der 
neuen Gutachten von Hechberg und Lerchenfeld, der Entwurf der 
Instruction un den Gesandten einer Umarbeitung unterzogen. Am 
. August legte Holler im Einverstandniss mit Zentner dem Staats- 
ministerium eine Uebersicht der sämmtlichen in die Instruction auf- 
lehmenden Bestimmungen unter Ausscheidung der „wesenüichen" 

16« 
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und der „minder bedeutenden 1 ' Punkte vor. „Fest und unabänderlich" 
müsse „auf dem wesentlichen Zusätze in quantum illi contrariantur" 
im siebzehnten Artikel bestanden werden. „Mit demselben wird auch 
die bestimmte Verwahrung der landesfürstlichen Hoheitsrechte von 
selbst erhalten". „Zur grösseren Beruhigung jedoch" solle im acht- 
zehnten Artikel auf dem vorgeschlagenen Zusatz „reservato caeteroquin 
jure suprematus regio", oder auf der gänzlichen Auslassung des Satzes 
„praeterea eadem majestas regio spondet" beharrt werden. Dagegen 
könne bei den einzelnen Punkten — Artikel 4, 5, 12 — die aus- 
drückliche Verwahrung der landesherrlichen Eechte unter stillschwei- 
gendem Vorbehalt derselben umgangen werden; beispielsweise in 
Artikel 5 der Vorbehalt der Oberaufsicht über die Diöcesanseminarien, 
„da auf dem unbestrittenen und stillschweigend vorbehaltenen Rechte 
der landesherrlichen Oberaufsicht stets bestanden werden muss, wenn 
es auch in einem Concordate nicht ausgedrückt ist". Auch die Be- 
stimmungen über Presse und Schulwesen könnten als unbedenklich 
zugelassen werden; nur die Erwähnung des gesammten Stiftungsver- 
mögens in Artikel 8 müsse unbedingt unterbleiben. Bezüglich der 
Pfründevergebung entschloss sich die Regierung, den Bischöfen „ein 
Drittheil der Pfarreien und Beneficien, welche vor der Säcularisation 
von den Fürstbischöfen, Domcapiteln, Stiftern und Klöstern besetzt wurden, 
mit Vorbehalt des königlichen Bestätigungsrechts und des Prüfungs- 
concurses zur Besetzung zu überlassen". 

Nach dieser Ausscheidung kam die endgültige Instruction vom 
7. September 1817 zu Stande, welcher deutlich das Gepräge ihrer 
Entstehung aufgedrückt ist: in den allgemeinen Sätzen und in den 
bei den einzelnen Artikeln an die Spitze gestellten Weisungen die 
Schärfe der Lerchenfeld'schen Bemerkungen, welche nach den Be- 
schlüssen der Ministerialconferenz vom 14. Juli zum grossen Theile 
wörtlich in die Instruction aufgenommen worden waren; in den eventu- 
ellen Weisungen die Politik der stillschweigenden Vorbehalte, welche 
von Thürheim schon bisher geübt durch das Gutachten Rechberg's 
vom 7. August den Sieg über Lerchenfeld's Vorschläge davon getragen 
hatte 64 ). Damit war der Abschluss des Concordates entschieden. Eine 
von Rechberg entworfene französische Depesche vom 8. September 
erklärte dem Gesandten: die Wichtigkeit des Gegenstandes, die eigen- 



64) Die Instruction vom 7. September 1817 ist von Höfler, Concordat und 
Constitutionseid der Katholiken in Bayern S. 77 — 99 veröffentlicht, wie es scheint 
nach derjenigen Abschrift, welche mit königlicher Entschliessung vom gleichen 
Tage dem Grafen Xaver Rechberg zugestellt wurde. 
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t hü ni liehen Verhältnisse Deutschlands, die vereinten Vorstellungen 
des Ministeriums und des Staatsraths hätten dem Könige die vorbe- 
haltlose Ratification eines Vertrages nicht gestattet, welcher in seiner 
gegenwärtigen Fassung die Regierung mit allgemeinem Tadel über- 
häufen wilrde. Die Österreichische Gesandtschaft habe Vorstellungen 
wegen der bedenklichen Folgen erhoben, die sich aus dem Junicon- 
corilat für alle katholischen Höfe ergeben würden. Der König sei es 
seiner Würde schuldig, auch einen vorübergehenden Verzicht auf die 
unveräusserlichen Rechte der Krone nicht auszusprechen, welcher doch 
für die Regierungsnachfolger niemals verbindliche Kraft erlangen 
würde os). 

In Rom befand sich der bayerische Gesandte, wie er selbst am 
25. Juli berichtete, seit dem Ablauf der Rittficationsfrist in einer 
schwierigen Lage: die unerwartete Verzögerung, so schrieb er an die 
Regierung, habe viele Zweifel, viele Vermuthnngen, viele Erörterungen 
über die Aufnahme veranlasst, welche das Concordat in Bayern ge- 
funden habe 1 - ). Noch vor dem Ablauf der Ratificationsfrist hatte er 
lieh brieflich an den Minister des Innern gewendet, da ihm bii 
dahin weder ein Zeichen der Billigung, noch der Missbilligung Von 
München aus zugekommen war ; erst am 1 6. Juli, nach den Beschlüssen 
der entscheidenden Ministerialconferenz, wurde er durch ein Rescript 
und durch ein vertrauliches Schreiben des Ministers Thürheim in 
Kenntuiss gesetzt, dass das Concordat einige Aenderungen erleiden 
und dass der geheime Legationsrath Graf Xaver von Recbberg nach 
m abgeordnet werden würde, um dem Gesandten die „weiteren 
Eröffnungen" zu überbringen. Die Curie selbst, welche das bayerische 
mcordat zu benützen gedachte, um die (ibrigen Höfe, vor allem 
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das wiener Gabinet zur Nachgiebigkeit zu bestimmen , rechnete noch 
immer, auch nachdem sie von den Vorgängen in München theilweise 
Kunde erhalten hatte , auf eine ihren Interessen günstige Wendung. 
Um so tiefer war die Bestürmung, als mit dem Eintreffen rjechberg's 
die Hoffnungen des römischen Hofes zerstört wurden. Der Cardinal- 
staatssecretär äusserte sich erregt gegen Häffelin, er zweifle, ob der 
heilige Vater die Wiederaufnahme der Unterhandlungen genehmigen 
werde. Rechberg gegenüber zeigte er sich zuvorkommender, wiewohl 
er die Bemerkung nicht unterdrücken konnte : Bayern scheine nach 
dem Triumph zu streben, den heiligen Stuhl zum Rückzug zu zwingen. 
Rechberg erwiderte, der König wünsche eine baldige Regelung der 
kirchlichen Verhältnisse seines Landes und erwarte von der freund- 
schaftlichen Gesinnung des Papstes eine Erweiterung seiner Rechte, 
wodurch das Interesse der Religion nicht minder als das seiner Völker 
gewinne und worauf er nach der Lage der Dinge in Deutschland 
bestehen müsse 67 ). 

Da Rechberg nur als Reisender, ohne diplomatische Eigenschaft 
in Rom sich aufhielt und somit keinen regelmässigen Zutritt zu dem 
Cardinalstaatssecretär hatte, so Hess er durch die Vertrauten des 
Cardinais Mittheilung an denselben gelangen, auf welchen Punkten 
der König unbedingt bestehen müsse. Schon am 27. September konnte 
er dem König berichten, dass diese vertraulichen Eröffnungen eine 



67) Depesche Rccbbergs vom 27. September 1817: La cour de Borne avait 
fonde eur le concordat signe avec publicite avec la Baviere le projet de rendre 
d'autres cours et specialement l'Autriche plus conciliantes, et Ö parait que, quoique 
partiellement informee de ce qui s'ctait passe ä Munich, eile n*arait pas entierement 
abandonne l'idoe d'un revirement plus favorablo a ses vues. Le ministre devotre 
majeste n'ayant rion eu d'analogue a cet espoir a annoncer a mon arrivee, le 
saint pere en fut profondement afflige. Le cardinal secretaire d'etat s'en expliqua 
le lendemain avec vivacite avec le baron do Häffelin, en lui manifestant le doute 
que le pape consentit ä ronouer les Conferences. Je trouvai le cardinal Consalri 
plus radouci, lorsque je lui fus presente; il me recut de la maniere la plus 
aimable, et apres quelques propos generaux, il entama une longne conversation 
sur le concordat. Le seul propos que je crus devoir relever, apres qu'il eut 
passe en revue toutes les discussions preparatoires qui avoient eu lieu depuis une 
annee , fut que la Baviere paraissait ambitionner le triomphe de faire reculer le 
saint siege. Je lui observai alors que votre majeste etait petiotree du desir 
d'etablir au plutot les rapports do Teglise dans son royaume, et qu'elle croyait 
pouvoir attendre de Tamitie du saint pere qu'il y coopererait, on donnant plus 
de latitude ä ses pouvoirs, que Tinteret de la religion y gagnerart autant que 
celui de ses peuples, et que 1'ordre des choses en Allemagne lui imposait U 
necessite d'insister sur cette demande. 
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grössere Wirkung erzielt hätten als offene Erörterungen in diplo- 
matischen Conferenzen. „Es ist unbestreitbar", so schloss er diese 
seine ei*te Depesche, „dass der römische Hof trotz der Demtithiguug, 
welche ihm die Verzögerung der Ratification verursacht hat, den 
lebhaft ausgesprochenen Wunsch, ja sogar das ungeduldige Verlangen 
hegt, mit Eurer Majestät zum Absehiuss zu kommen. Die einfluss- 
reichsten Persönlichkeiten haben seit meiner Ankunft, in Rom die 
Uewissbeit erlangt, dass Eure Majestät niemals die Hechte aufgeben 
werden, welche allerhüchetdenselben von Rechtswegen zukommen und 
ich habe die Ueberzeugung, dass die Unterhandlung in kurzer Zeit 
zu allerhöchst ihrer gänzlichen Zufriedenheit endigen wird" GS ). Schon. 
an einem der folgenden Tage gestand der Oardinalstaatssecretär das 
königliche Ernennungsrecht für die sänimt liehen Erzbiathümer und 
Bisthüiner und bezüglich der Canonicate die Abtretung der soge- 
nannten päpstlichen Monate an den König zu. Dagegen erfuhr der 
verlangte Zusatz im siebzehnten Artikel auch dieses Mal wieder wie 
im ganzen Verlauf der Concordatsunterhaudlungeu „die entschiedenste 
Zurückweisung", und „nur nach einem sehr langen und sehr lebhaften 
Widerstände" Hess der Canlinalstaatssecretär die Bestimmung fallen, 
auf welche die Curie seit eilf Jahren den grössten Werth gelegt 
hatte, und gestand die Aufnahme der Clausel : „in quantum Uli ad- 
versantur" zu, „jedoch unter der Bedingung, dass in dem fünften 
Artikel das Wort adolescentes beibehalten würde". Nachdem diese 
entscheidenden Zugeständnisse mündlich gemacht worden waren, 
eröffnete man die Conferenzen Über die einzelnen Artikel des Con- 
cordates. Die Acnderungen, welche die Regierung verlangte, so be- 
richtete Rechberg am 14- Üctober, verursachten die grösste Bestürzung. 
Man nahm die Miene an, als habe man geglaubt, der König wünsche 
lediglich die Vergebung der höheren Pfründen zu erlangen und habe 
in alle anderen Bestimmungen eingewilligt; nun klagte Rechberg an, 
den Cardinalstaatssecretär getäuscht zu haben, welcher nur unier jener 
Bedingung die entscheidenden Zugeständnisse von dem heiligen Vater 
erlangt habe. Nach lebhaften Erörterungen erwirkten endlich 

B8) II [wrait iacuiitostaWe uue, malirr* l.i i <i> ■ rt i tt.-..i i. ■ n . ( m. Li .-..tir J« Ron» 
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Häffelin und Rechberg wieder bedeutende Aenderungen etwa für die 
Hälfte der Artikel. Der Cardinalstaatssecretär erklärte aber ausdrück- 
lich, dass der heilige Vater diese Aenderungen an dem Ultimatum 
vom 5. Juni nur in der Hoffnung eines raschen Abschlusses bewillige 
und dass im entgegengesetzten Fall die sämmtlichen Zugeständnisse 
zurückgezogen würden. „Man machte sogar den Versuch, den könig- 
lichen Gesandten Nachts um 11 Uhr in einem Augenblick zu über- 
raschen, in welchem er allein war, um denselben zu einer zweiten 
Unterzeichnung des Concordats zu veranlassen. Dieser Streich wurde 
jedoch glücklich abgewehrt 11 ; aber die Weigerung zu unterzeichnen 
und die Schwierigkeit einer Vereinbarung über die Vergebung der 
Pfarreien verursachten beinahe ein Misslingen der ganzen Unterhand- 
lung. Rechberg, welcher auf die Einladung des Gesandten den Con- 
ferenzen beiwohnte, übergab dem päpstlichen Bevollmächtigten Mon- 
signor Mazio eine rasch entworfene Denkschrift über das Patronatrecht 
in Deutschland 09 ) ; doch erhielten die Entwürfe, welche Mazio darnach 
fertigte, nicht die Genehmigung des Papstes. Nachdem eine volle 
Woche in fruchtlosen Versuchen einer Verständigung vorübergegangen 
war, erklärte Mazio am 4. October Morgens dem königlichen Gesandten 
in überraschender Weise, dass keine Conferenzen mehr stattfinden 
würden und dass der heilige Vater die Unterhandlung als abgebrochen 
betrachte. Der römische Hof hatte gehofft noch vor dem Eintritt der 
Ferien zum Abschluss zu kommen, um im Novemberconsistorium das 
Concordat publiciren zu können und unternahm diesen letzten Schritt, 
um durch die Drohung eines völligen Bruches die Unterzeichnung des 
Vertrages von dem achtzigjährigen Gesandten zu erzwingen. Rechberg's 
Anstrengungen gelang es, eine zweite Unterzeichnung des Concordats 
im Widerspruch mit den königlichen Weisungen zu verhindern, ein 
Schritt, welcher die Lage der Dinge noch weit mehr als die Ueber- 
eilung vom 5. Juni verschlimmert haben würde. Da aber die Unter- 
handlungen abgebrochen waren, so fand man erst nach vielen 
Schwierigkeiten durch die freundschaftliche Vermittlung des fran- 
zösischen Gesandten Grafen Blacas ein Auskunftsmittel , auf welches 
der Cardinalstaatssecretär nach einigem Widerstand einging. Man 
kam überein, einen Concordatsentwurf gemeinschaftlich zu redigiren 
und dem Könige vorzulegen; erhielte er dessen Genehmigung, so 
verpflichte sich der heilige Vater zur Ratification; wenn nicht, so 
sollten alle Zugeständnisse als nicht gegeben betrachtet werden. So 



69) Die Denkschrift ist vom 29. September 1817 datirt. 
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entstand der Entwurf, welchen Häflelin am 14. Üctober 1817 dem 
Könige einsandte™). In Beziehung auf die Pfrün den Vit Hebung war 
der Iterierung die Wahl zwischen zwei Vorschlägen belassen. Beide 
Vorschlüge wollten die freien Verleihungsreehte der Ordinarien ebenso 
wie die canonisch begründeten königliehen Patronat rechte nach dem 
Besitzstände vor der Sacularisation erhalten wissen. Beide räumten 
für die Pfründen freier Verleihung dem Könige die Genehmerklärung 
oder Verwerfung der von den Bisehöfen: gewählten Persönlichkeiten 
Was aber die bestrittenen Pfründen betraf, so übertrug der eine 
die Patronatrechte der nicht mehr bestehenden kirchliclien Institute 
auf den Monarchen , während der andere für die einfachen Pfründen 
abwechselnde Verleihung durch König und Bischof, für die Pfarr- 
pfrönden einen nach dem Ergehnisse des in tridentinischer Form ab- 
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zuhaltenden Concurses von den Bischöfen zu erstattenden Terna?or- 
schlag einführen wollte? 1 ). ,• 

In den erläuternden Berichten, mit welchen Häffelin die Binsendung 
des Entwurfes begleitete, kam er noch einmal darauf zurück, dass 
zur Ausübung der Kirchenhoheitsrechte „die Einwilligung des römischen 
Hofes' 1 nicht erforderlich sei ; der römische Hof gibt das Schute- 
und Oberaufsichtsrecht „stillschweigend zu , lässt es aber in keinen 
öffentlichen Urkunden ausdrücken 41 . „Es versteht sich von selbst, das» 
in einem Staate nichts geschehen kann ohne die Genehmigung des 
Souveräns, und dass Seine Majestät das Schutz- und Oberaufsichtsrecht 



eures faillit faire echouer toute la negociation. J'assistai d' apres rinvitation da 
baron de Häffelin aux Conferences avec lo commissaire du pape, monsignor Mazio, 
et je reussis, par une note que je lui remis, ä lui envisagor diffe'remment le droit 
de patronat en Allemagne; raais les projets qu'il fonda sur cot appeTcji n'obtin- 
rent pas Fapprobation du saint pere. Une semaino entiöre se passa en conferencel 
sur la rödaction de cet articlo sans pouvoir uous rapprocher, loraque monsignor 
Mazio so rendit inopinemont dans la inatinee du 4 Octobro chez le baron de 
Häffelin pour lui annoncer, que le saint pöro lui avait donne Tordre de lui declarer 
qu'il n'y aurait plus de Conferences , et qu'il regardait la negociation oomme 
rompue. ... La cour de Rorae, avancant toujour« qu'elle allait terminer avec 1* 
Baviere, avait presse la negociation ä ce point, dans l'espoir de finir a Tentree 
des vacances des Colleges, pour obtenir la ratification avant le . consistoire de 
Novembre. Voyant les difficultes qui renaissaient sans cesse, eile crut par cette 
deinonstration forcer le baron de Häffelin ä signer, pour ecarter une rupture totale. 
•Tose me flatter que votre majeste ne desapprouvera pas les efforts que j'ai faite 
pour empecher une seconde signature d'une Convention qui non seulement 6'eearte 
en plusieurs points des Instructions, mais qui y est expressement Interdite , et 
dont le dösaveu eüt nöcessairement amene uu eclat encore plus grand. . . L'on 
en vint alors avec beaueoup de difficultes, et moyennant Tintervention amicale 
d'un tiers, ä un moyen terrae quo le secretaire d'etat avait rejete anterieurement 
L'on convint que, si le projet de conoordat que Ton soumettrart a votre majeste 
obtenait sa ratification, le saint pere s'engageait ä y apporter la sienne, et que 
les plenipotentiaires ne signeraient qu'apres le renvoi de Tacte de Munich ; que si 
au contraire votre majeste dösapprouvait le projet ou y faisait des changemens, 
tout ce qui s'est fait serait regarde coramc non avenu. Dass Graf Blacas der 
».dritte*' Ungenannte war, durch dessen Vermittlung das Scheitern der Unterhand- 
lung verhütet wurde, ergiebt sich aus einer königlichen Depesche an den bayeri- 
schen Gesandten in Paris, Grafen Willibald Kochberg, vom 25. October 1817. 
Die Mittheilungen Höfler's aus Jtechborg's Depeschen vom 27. September und 
vom 14. October 1817, Concordat nnd Constitutionseid der Katholiken in Bayern 
S. 106 ff., erweisen sich nach dem vorstehenden Wortlaut als unvollständig und 
nicht vöUig genau. 

71) Der eine der beiden Vorschläge ist veröffentlicht von Höfler *. Cujocordat 
und Constitutionseid der Katholiken in Bayern S. 232 f. 
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über alle kirchlichen Angelegenheiten des Königreichs frei auszuüben 
hat. Es wäre sogar unklug, die Genehmigung dos römischen Hof.'.* 
zur Ausübung von Rechten eiuzuholen , welche in dem Wesen der 
königlichen Gewalt liegen". Demgemäss habe man in Artikel 8 den 
verlangten ausdrücklichen Hinweis auf die Amortisatiousgesetze durch 
Einscbiebung des Wortes „legaliter" unterlassen, weil Kirchen und 
Klöster überhaupt nur nach dem bestehenden Landesrecht Eigenthum 
erwerben können, das Wort „legaliter" sieh demnach von selbst ver- 
stehe. Ebenso habe man in Artikel 12 die Bestimmung über die 
freie Verkündigung der bischöflichen Anordnungen und über den 
freien Verkehr mit dem heiligen Stuhle beibehalten , „weil die in 
Bayern bestehende Ordnung hierin stets das placetum regium mit 
einschliesst". Auch durch den achtzehnten Artikel, so wurde dem 
Gesandten „versichert", sei keineswegs eine „Schmälerung der seit 
Jahrhunderten erhaltenen oder ausgeübten Privilegien beabsichtigt". 
Die Bestimmung im zehnten Artikel über die Vergehung der Dom- 
propateien durch den Papst sei , wie schon früher berichtet worden, 
lediglich „eine Formalität und ein Beweis von Verehrung gegen den 
heiligen Vater" , „der nur jene zu dieser Würde erheben wird" , die 
der König „entweder durch Ministerialsohreiben oder durch bischöfliche 
Zeugnisse empfehlen lasse". Nicht minder verstehe es sich von selbst, 
dass zu den Canonicaten von Bischöfen und i'npiteln nur solche 
Persönlichkeiten gewählt werden dürften, welche dem Könige angenehm 
seien. Endlich erwirkte der Gesandte auch darüber eine mündliche 
Zusicherung desCardinalstaatssecretärs, dass die Güter des BiBthums, 
des Domcapitels und der beiden (Jollegiatkirchen in Regensburg 
zu den im Concordate ausgeworfenen Dotationen verwendet werden 
könnten 72). 

Dem Berichte an den König legte der Gesandte ein Schreiben 
an den Staatsmänner Grafen von Rechberg bei, in welchem er den- 
selben dringend bat, in Verbindung mit dem Grafen Thflrheim die 
Ratification des Entwurfs zu erwirken '3). Auch Graf Xaver von 



72) Dil' Krliiiitcningcii -im! Mithalten, in einem den t schon Bericht .in doli 
KflnJg vnui IS. Oktober 1817 mt.l in elna dir den BtxtdminirtB* 8mha Bmb- 
hoTK ho*tiinint-'ii eigenhändigen .\nfVii-1iiiuni.' H.itlV-lin'.- in hlWMttfüft ^ffaBB*; 
Rveume des artieles du eoaoordat arec quelques remarques swr le.' modiBtatloaa 

mi v ..1,1 He isi-, ■,■.■.■-. 

73) Du* Sehreili-ii Häffolin's im den Staats minister Uriifen Rodiborg vom 14. 
Ikt<ibcrl8l7 kt den Acte» nicht etnverleiM nnd mir m tut (H0A«f$ CtaeonUl 
und CoaatitutioUBoid der Katholiken b Bnywn 8. 10«. bekannt 
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Rechberg rieth in seinen Depeschen zur Annahme des Vertrages. Der 
Abschluss des neuen Concordats mit der französischen Krone, das 
Einverständniss zwischen Born und den Königen von Spanien, Sardinien 
und Portugal, die freundschaftlichen Beziehungen zu dem Prinzregenten 
yon England gäben dem heiligen Stuhle ein Ansehen, welches er seit 
langer Zeit nicht mehr genossen habe und welches selbst Oesterreich 
in Verlegenheit setze. Wenn der römische Hof gezwungen würde, 
Bayern gegenüber seine Niederlage einzugestehen, so würde er die- 
selbe, wie zu befürchten sei, in rücksichtsloser Weise und mit dem 
möglichsten Aufsehen bekannt machen 74 ). Ein Verschieben der Unter- 
handlung auf spätere Zeiten würde keine günstigen Ergebnisse liefern; 
denn mit seinem wachsenden Ansehen wachse auch äie Hartnäckigkeit 
des römischen Hofes. 

In München entschloss man sich nach dem Eintreffen dieser 
Berichte, obwohl keineswegs alles erreicht worden war, was die In- 
struction vom 7. September 1817 nach Lerchenfeld's Vorschlägen 
verlangt hatte, auf Grund des ueuen Entwurfs die vor fünfzehn 
Jahren begonnenen Unterhandlungen zu Ende zu führen. Man 30g 
noch einmal in Betracht, was schon bei der Eröffnung der Unter- 
handlungen erwogen und in den letzten Ministerberatbungen geltend 
gemacht worden war, dass es Aufgabe der weltlichen Gewalt und im 
Interesse des Staates gelegen sei, der wachsenden Verwirrung in 
kirchlichen Dingen zu steuern; man erinnerte sich noch einmal an 
den Rath, welchen der Nuntius de la Genga ertheilt,^ und an die 
Erkenntniss, welche man im Laufe der Unterhandlungen gewonnen 
hatte, dass der päpstliche Stuhl, so fest er „auf seinem System und 
auf gewissen Grundsätzen beharrt und von diesen keine ausdrück- 
lichen Modificationen zugibt", dennoch „nachsieht, wenn sie von der 
weltlichen Gewalt entweder umgangen oder durch organische Gesetze 
in der Anwendung unschädlich gemacht werden 44 ; man glaubte end- 
lich erwarten zu dürfen, dass die Durchführung solcher Gesetze „um 
so leichter 44 sein werde, „als sämmtliche Geistliche nur aus Einge- 
bornen bestehen und dadurch, sowie durch ihre Bestellung und durch 
den Bezug ihrer Einkünfte aus dem Lande von der Regierung ab- 
hängig bleiben würden 44 . Die in dem Concordat enthaltene Verweis- 
ung auf das canonische Recht wurde nicht so bedenklich gefunden, 



74) 11 est ä craindrc quo, si im refus de ratification le forco de convenir de 
sa defaite, ce ne sera qu'avcc le plus grand eclat et 8ans aueune meaiire. De- 
pesche vom 14. October 1817. Vergl. die Mittheilungen Höflcr's, Concordat 
und Constitutionseid, S. 108 f. 
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indem man wie auch früher schon von der Auffassung ausging, dass 
die verbindende Kraft der cauonischen Satzungen einzuschränken 
Sache der weltliehen Gewalt sei. Indem man das Concordat als 
einen Bestandteil in die stnatskirchenrecbtliche Gesetzgebung 
einzufügen gedachte, hielt man einen „ausdrücklichen Vorbehalt" 
der „sich von selbst verstehenden" landesherrlichen Reclite nicht für 
erforderlich. In diesem Sinn gab Zentner am 23. October sein 
Gutachten ab 7& ); auf Grund dieses Gutachtens einigten sich die 
Miiri-ier des Innern uud des Aeussern, dem Monarchen die Ratification 
des von Rom gesendeten Concordatsentwurfs vorzuschlagen 7e ) und 
noch am gleichen Tage, am 24. October 1817, wurde die Ratification 
m dem Könige vorgenommen. In Beziehung auf die Pfründenver- 
gebung hatte die Regierung diejenige Fassung gewählt, welche dem 
Könige die Patronatrechte der nicht mehr bestehenden kirchlichen 
Institute übertrug und die Genehmigung der von den Bischöfen vor- 
zunehmenden freien Verleihungen einräumte, da hiemit die Ver- 
gebung sämmtlicher Pfründen dem Einfluss des Königs unterworfen 
wurde. 

In Rom wurde die Ratification des bayerischen Concordats mit 
der lebhaftesten Freude begrüsst. Alles , was zum päpstlichen Hofe 
gehörte, war voll Jubel über den Abschluss einer so lange schwe- 
benden Unterhandlung; der beilige Vater selbst war durch die 
Schnelligkeit des Entschlusses und durch die Beibehaltung des alten 
Datum vom 5. Juni sehr angenehm berührt 77 ). Noch einmal ergab 
lieh ein Zwischenfall, als der bayerische Gesandte von dem Cardinal- 
staatssecretär zur grösseren Sicherheit eine officielle Erklärung da- 
rüber verlangte, dass zu den Canonicaten von Bisehöfen und Capiteln 
nur solche Personen gewählt werden dürften, welche dem Könige 
angenehm seien, und dass die Güter des Bisthunis, des Capitata und 
der beiden Collegiatkirchen in Regensburg zu den im Concordate 
ausgeworfenen Dotationen verwendet werden könnten 78 ). Die sott 
Erklärung zwar schien die Curie zu geben bereit; in dem zweiten 
Punkt aber suchten die römischen Unterhändler den mündlich er- 



l:<) Dlaran Gntochti'ti «iml dio i.l.ium Mittli-il :.'ii ■■Htm. 

76) Nnti> il<v .SI;uilti!mi-t<>riiiBis <!»b Iimori) an diw 8tatit<)iiiiuixt>'riuin dos 
k. Hauses und des AeuiBeren vom 21. Octobw 1817, *oht» ShiBmA Ghttocbtei 

i>'|ir"dnri]l. 

TQDapwche BecAfcwg'a vom BS. Novaabor W17, li.-ii.U iLUVliii'* i 

gleichen Tlge. 

TS) Kote Haffeliu'a fcn CcnMta ron 10. Horwrtur 1817. 
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theilten Zusicherungen durch alle möglichen Ausflüchte sich zu ent- 
ziehen, und es bedurfte einer freimüthigen Rücksprache des Grafen 
Rechberg mit dem Cardinalstaatssecretär, um die gewünschte Er- 
klärung in vollem Umfang zu erhalten 79). Der Abschluss des Con- 
cordats wurde indessen durch diesen Zwischenfall nicht aufgehalten. 
Schon am 13. November 1817 wurde die päpstliche Urkunde ausge- 
fertigt, welche dem Könige von Bayern und seinen „katholischen" 
Nachfolgern das Recht der Ernennung zu den beiden Metropolitan- 
stuhlen und den bischöflichen Sitzen des Königreichs verlieh und zu- 
gleich die vertrauensvolle Erwartung aussprach , die bayerischen 
Herrscher würden nach den ruhmwürdigen Beispielen ihrer um die 
katholische Religion so verdienten Regierungsvorfahren das recht- 
gläubige Bekenntniss zu pflegen, zu schützen und auszubreiten und 
die ihrer Obhut anvertrauten Bevölkerungen in dem katholischen 
Glauben und der Ergebenheit gegen den heiligen Stuhl zu erhalten 
mit allem Eifer bestrebt sein^O). Am folgenden Tage wurde die 
päpstliche Bestätigung des Concordats mit derjenigen Clausel vollzogen, 
welche in dem römischen Concor datsentwurf vom Herbst 1816 ent- 
halten, auf das Verlangen der Regierung aber aus dem Vertrage be- 
seitigt worden war, dass die bisherige Diöcan Verfassung in Bayern 
fortbestehen solle, bis. das Concordat zur vollen Ausführung gebracht 
und nach vorgenommener Diöcesanbeschreibung die Einsetzung der 
neuen Hirten erfolgt sein würde 81 ). Am 15. November endlich ver- 
kündete Pius VII. den versammelten Cardinälen im Consistorium das 
frohe Ereigniss mit „gebührendem Lobe" für den König, welcher 
die langjährigen Bekümmernisse des Papstes gehoben und die reichste 
Quelle lang erwünschter Freude eröffnet habe. Die Ausübung des 
bischöflichen Amtes zur Verteidigung des katholischen Bekenntnisses 
und des kirchlichen Rechts, zur Erhaltung der Sittenzucht unter den 
Gläubigen und zur Erziehung der Jugend, vor allem der zum Wein- 
berge des Herrn berufenen, sei völlig freigegeben, für die kirchlichen 
Angelegenheiten die canonischen Vorschriften als massgebend erklärt, 
auch das irdische Wohl der Kirche nicht vernachlässigt und fOr 
„glücklichere Zeiten" dem deutschen Clerus der Zugang zu „reich- 

79) So berichtet Rechberg dem Könige in seiner Depesche vom 22. Novem- 
ber 1817. Die Note Consalvi's an Häffelin mit der gewünschten Erklärung ist 
vom 20. November 1817. 

80) Bullarii Romani continuatio, Romae 1849, tom. XIV. pag. 432 sq. 

81) Bullarii Romani continuatio, tom. XIV. pag. 820—822, 438—440. Die 
päpstliche Ratificationsurkunde, welche der bayerischen Regierung zugestellt wurde, 
ist schon vom 9. Nov. 1817 datirt und enthält nichts ven der oben erwähnten Clausel, 
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lieberen Vortheilen" eröffnet worden 82). Gleichea Lob spendete der 
heilige Vater dem Könige in dem Danksagungsbreve vom 21. No- 
vember 1807: „Da Du um die Religion Dich so wohl verdient ge- 
macht hast, so wird die Kirche Dir niemals das gebührende Lob 
vorenthalten. Ein neues Verdienst aber wirst Du Dir erwerben 
durch die Auswahl der Kirchenvorsteher Deines Königreiches. Denn 
wenn die Kirche immer Bischöfe nötlug hat, welche durch Frömmig- 
keit und Lehre sich auszeichnen, so vor allem in der gegenwärtigen 
Zeit, in welcher die kirchliche Verwirrung zu heben, die Sittenzucht 
unter den Gläubigen wiederherzustellen, der Eifer des Clerus neu zu 
beleben ist zur Verteidigung des Glaubens und zur Ausrottung des 
Unkrauts, welches bei der Ungunst der Zeiten in dem Acker des 
Herrn überwuchert hat". Es war derselbe Gedanke, welchen Pius VII. 
schon im September 1816 in einer Audienz gegen den bayerischen 
Gesandten geäussert hatte: alles bange von der guten Wahl der 
Bischöfe ab ; man könne sich nicht genug gegen die verderblichen 
Lehren schützen, welche der revolutionäre Geist in allen Theilen 
Europa' s verbreitet bftbe&j, Der König antwortete am 18-December 1817, 
dass ihm nichts so sehr am Herzen liege, als dass znni gemeinschaft- 
lichen Wohle der Kirche und des Landes dem Cultus der gebührende 
Glanz zurückgegeben und die Grundlagen der kirchlichen Disciplin 
auf's neue gefestiget würden; er werde sich bemühen, würdige, durch 
Frömmigkeit und Gelehrsamkeit ausgezeichnete Männer auf die 
bischöflichen Stühle zu erheben^). 

Bom und die römisch gesinnten kirchlichen Kreise frohlockten 
nicht ohne Grund. Die volle Verwirklichung des curia) istischen 
Systems in dem jungen Königreich Bayern schien durch das Con- 
cordat und durch die in dem Concordat enthaltene dreimalige Ver- 
weisung auf das canomsclie Recht für alle Zukunft gesichert; die 
moderne und selbst die ältere den kirchlichen Vorschriften wider- 
Btreitunde Gesetzgebung schien überwunden, ein grosser Sieg nach 
langdauerndem Kampfe errungen zu sein. Aber es war kein 
vollständiger und darum kein entscheidender Sieg. Der Abschluss 
des Vertrages war nur unter stillschweigendem Vorbehalt der landes- 
herrlichen Hechte, somit auch des landesherrlichen Gesetzgebungs- 
rechtes bewirkt worden, ein Vorgang, welcher allerdings nur den be- 

82) Bullarii fionuni ouiitiimutiu tum. XIV. pag. 440—442. 
Bf) pepMche HoffeUn'i vom 7. Beptunber 1816. 
84) DMSehi&iben de* Königs u Jen Paprt vom 18. Damnbcr 1817 i 
i (HüiU-r), Coaoordat und Constftutiotueid 8. 233. 
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theiligten Staatsmännern bekannt und auf das Urtheil fernestehender 
Kreise ohne Einfluss war. Bezeichnend ist eine bereits bekannt ge- 
wordene Aeus8erung, welche der Unterhändler Graf Xaver Rechberg 
in einer Depesche vom 22. November 1817 gegenüber dem Könige 
that: „Personen, welche sich nur an den Buchstaben des Vertrages 
halten und die Bechte nicht kennen, welche die Fürsten in Bayern 
von jeher über die Kirche ausgeübt haben, noch die Modificationen, 
welche sich daraus für das Concordat ergeben werden, betrachten 
dasselbe als sehr vorteilhaft für den .heiligen Stuhl^ 86 ). Aber das 
Concordat Selbst enthielt eine Bestimmung, welche den Bestand des 
curialistischen Systems an die weltliche Gesetzgebung auszuliefern 
geeignet war. Indem der heilige Stuhl in dem achtzehnten Artikel, 
nach einem von der Regierung ausgehenden Vorschlag, wenn auch in 
einer vorsichtig gewählten Fassung, die Erhebung des Concordats 
zum Staatsgesetz sich versprechen liess, erkannte er an, was eben um 
jene Zeit Frankreich gegenüber entschieden bestritten wurde 86 ), dass ein 
Act der weltlichen Gesetzgebung erforderlich und dass die päpst- 
liche Verkündigung nicht ausreichend sei, um den Inhalt des Ver- 
trages zum Landesrecht zu machen. Damit war der weltlichen 
Obrigkeit die gesetzgebende Gewalt über die Gesammtheit der kirch- 
lichen Angelegenheiten beigelegt, und wenn auch in demselben Ar- 
tikel ein vertragsmässiger Verzicht auf die eigenmächtige Ausübung 
dieser Befugniss vom Staate verlangt wurde, so war doch eben da- 
mit der Bestand jenes Rechtes vorausgesetzt. Wenige Jahre ge- 
nügten, um die ganze Schwere dieser für das curialistische System 
verhängnissvollen Bestimmung erkennen zu lassend). 



85) Los personnes qui no sont attaehcos qu'a la lettre de la Convention , et 
qui no connaissent point les droits quo les souvcrains ont de tout tems exercea 
en' Baviero sur Teglise , ni les modifications qui en resulteront pour le concordat, 
le rogardent comme tres favorable pour le saint siege. 

86) Vergl. das Schreiben des Papstes an den französischen Abgeordneten 
Grafen MarcoUus vom 23. Februar 1818, Beiträge zur Geschichte der katholischen 
Kirche im neunzehnten Jahrhundert, Heidelberg 1818, S. 213 ff; sowie die Dar- 
stellung von Otto Mejer, zur Geschichte der römisch- deutschen Frage, B. fl. 
Abth. 1 S. 151 ff. In dem Schreiben des Papstes heisst es: „Auch kann es Ihrem 
so wahrheitsliebenden Geiste nicht entgehen, dass es widersinnig sey, dass das, 
was über heilige Sachen vom apostolischen Stuhl, nach gemeinsamer Berathung 
mit dem allerchristlichstcn Könige, decretirt worden ist, erst noch von einer, 
wenn schon sehr ansehnlichen, doch weltlichen Behörde in Berathung gezogen 
werde". 

87) Vergl. dazu die Erörterung von Otto Mejer, zur Geschichte der römisch« 
deutschen Frage, B. IL Abth. 1. S. 211 ff. 
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Die Verfassung. 



Durch den Abschluss des Concordates hatte die bayerische Re- 
gierung erreicht, was sie seit dem Beginn des Jahrhunderts in allem 
Wandel der politischen Verhältnisse unwandelbar erstrebt hatte, die 
Gründung einer Landeskirche durch Vertrag mit dem römischen Hofe. 
Sie hatte fflr den Abschluss des Vertrages den Preis zugestanden, 
welchen die Curie seit Eröffnung der Unterhandlungen unabänderlich 
gefordert hatte, die Aufnahme einer Vertragsbestimmung, welche dem 
Wortlaut nach die unbeschränkte Herrschaft des canonischen Bechts 
und die Ausserkraftsetzung des dem canonischen widerstreitenden 
weltlichen Rechtes zusicherte. Damit war allen Gesetzesbestimm- 
ungen die Aufhebung angekündigt, welche seit dem Jahre 1801 
die Gleichberechtigung der christlichen Confessionen in Bayern be- 
gründet, welche in älterer und in neuerer Zeit die landesherrlichen 
Rechte gegenüber der Kirchengewalt klargestellt hatten; es war die 
Restauration des katholischen Staates, wie er bis zum Beginn des 
Jahrhunderts in Bayern bestanden hatte, ja sogar die volle Verwirk- 
lichung des curialistischen Systems in Aussicht gestellt. Indessen 
hatte die bayerische Regierung in dem ganzen Verlauf der Unter- 
handlungen dem römischen Hofe keinen Zweifel darüber gelassen, dass 
sie die Vertragsbestimmung in diesem dem Wortlaut entsprechenden 
Sinn nicht durchführen werde und nicht durchführen könne, und da 
die Vollziehung derselben in dem Vertrage selbst von einem 
Acte der weltlichen Gesetzgebung, von der Erhebung des Concordats 
zum Staatsgesetz, abhängig erklärt war, so lag es in der Macht des 
Gesetzgebers, der Geltung des canonischen Rechts jene Schranken 

Sicherer, 8tMt and Kirche. 17 
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zu ziehen, welche für die Erhaltung der Gleichberechtigung unter den 
christlichen Confessionen , für die Behauptung der -landesherrlichen 
Hechte gegenüber der Kirchengewalt sich als unentbehrlich erwiesen. 
Die Folge musste lehren, ob die Curie, wie nach den mündlich 
ertheilten beruhigenden Zusicherungen erwartet werden durfte, mit 
dieser durch die Rechte der anderen Confessionen und durch die 
Rechte des Landesherrn beschränkten Geltung des canonischen Rechts 
sich begnügen oder ob sie versuchen werde, den Wortlaut des Conoordats 
zur vollen Verwirklichung der curialistischen Ansprüche auszunützen. 
Gleichzeitig mit den Arbeiten zur Regelung der kirchlichen Ver- 
hältnisse im Herbst 1814 waren die Arbeiten zur Neubegründung der 
Verfassung begonnen worden. Durch königliche Rescripte vom 17. Sep- 
tember 1814 war unter dem Vorsitz des Justizministers ein Ausechuss 
von Staatsdienern zur Revision der Constitution vom 1. Mai 1808 
niedergesetzt und demselben die neu zu entwerfende Verfassung in 
den Grundzügen v,orgezeichnet worden. Diese Grundzüge widersprachen 
durchaus den Anforderungen des curialistischen Systems. „Die völlige 
Beligions- und Gewissensfreiheit, die Freiheit der Presse (mit Rück- 
sicht auf die Verhütung des davon gemacht werdenden Missbrauchs), 
die Bestimmungen über das Staatsbürgerrecht, die Unabhängigkeit 
der Justizpflege, die gleiche Pflichtigkeit der Staatsbürger ohne Unter- 
schied des Standes zur Tragung der Staatslasten, die gleiche Pflich- 
tigkeit zu dem Militärdienste und zu der Nationalgarde, der gleiche 
Anspruch aller Staatsbürger auf alle Staatsämter, die Aufhebung aller 
besonderen Privilegien, die Aufhebung der Vermögensconfiscation in 
allen Fällen, den der Desertion ausgenommen 14 sollten die „Haupt- 
bestimmungen" der „künftigen Constitution 44 sein, wie sie jene der 
bisherigen Constitution gewesen waren. Unter den Gegenständen, für 
welche die Zustimmung der beiden Kammern erholt werden solle, 
waren aufgezählt „die Veräusserung der Stiftungsgüter, deren Erlös 
zu andern als den drei bestimmten Zwecken des Cultus, des Unter- 
richts und der Wohlthätigkeit verwendet werden soll, die Wieder- 
einführung eines abgeschafften und die Errichtung eines neuen reli- 
giösen Ordens oder einer unter fremdem Einfluss stehenden Cor- 
poration" *). 



1) Das königliche Rescript vom 17. September 1814 „die Revision der Con- 
stitution des Königreiches betreffend" ist (nach einer Abschrift) veroffenUicht von 
Gustav Freiherrn von Lerchenfeld, Geschichte Bayerns unter König Maximilian 
Joseph I., 1854 S. 336—342. Die Arbeiten sollten so befördert werden, dass das 
Resultat gleich nach der Rückkunft des Königs von Wien in einem vollständigen 
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In seiner dritten Sitzung, am 31. October 1814, beschäftigte sich 
der zur Revision der Constitution berufene Ausschuss mit den Be- 
stimmungen über die religiösen Verhältnisse und über die constitu- 
tionellen Rechte der Unterthanen (Constitution vom 1. Mai 1808 
Titel I. §§ VI. VII. ; Religionsedict vom 24. März 1809). Nach 
dem Vorschlage des Referenten, geheimen Rathes von Zentner, wurde 
eine Reihe von Sätzen angenommen , welche zum grossen 
Theile wörtlich in die Verfassungsurkunde vom 26. Mai 1818 
(Titel IV. §§ 8, 9, 10, 13) übergegangen sind. Insbesondere wurden 
ans dem Religionsedict vom 24. März 1809 die allgemeinen Bestimm- 
ungen über Religionsverhältnisse herübergenommen, welche zur Zeit, 
mit wenigen Aenderungen , die vier ersten Absätze in Titel IV. § 9 
der Verfassungsurkunde bilden: Zusicherung vollkommener Freiheit 
des Gewissens und der einfachen Hausandacht für jeden Einwohner 
des Reichs; Gleichberechtigung der drei christlichen Confessionen ; 
Garantie des Stiftungsvermögens für Cultus und Unterricht zu Gunsten 
aller Religionstheile ohne Ausnahme. Einstimmig war der Ausschuss 
für die Aufhebung der Immunität des Clerus, für die gleiche Theil- 
nahme der Geistlichen an den Staatslasten ; einstimmig verwarf er bei 
Durchberathung des Religionsedicts vom 24. März 1809 einen Vor- 
schlag des Referenten, welcher aus Rücksicht auf die bevorstehenden 
und unter Berufung auf die bisherigen Concordatsunterhandlüngen 
dazu rieth, die Bestimmungen über die Gerichtsbarkeit der Geistlichen 
in bürgerlichen und peinlichen Sachen auszulassen; man dürfe nicht, 
so wurde im Ausschuss erklärt, „Grundsätze schon im voraus auf- 
geben, die für den Staat von so hoher Wichtigkeit sind und die 
Bayern wie Oesterreich mit gleicher Standhaftigkeit aufrecht erhalten 
kann 4 '. So beharrte der Ausschuss bei allen Grundsätzen der modernen 
Gesetzgebung, welche dem curialistischen System widerstritten und 
von dem heiligen Stuhl seit dem Begiun des Jahrhunderts so oft und 
so bitter gerügt worden waren 2 ). 



Entwürfe dor revidirten Constitution vorgelegt werden könnte. Am 26. Januar 
1815 zeigte der Vorsitzende des Ausschusses, Graf Rcigersberg, dem Minister 
Montgelas die Beendigung der Borathungen an, und am 14. Februar legte er das 
Ergebniss derselben dem Könige vor. 

2) Obige Mitteilungen sind dem Protocoll über die Sitzung vom 31. Oetober 
1814 entnommen. Der Ausschuss bestand unter dem Vorsitz des Justizministers 
Grafen Rcigersberg aus don wirklichen geheimen Käthen Graf Preysing, Graf 
Törring, von Zentner, von Krenner, Graf Thürheim, damals Generalcommiasar des 
Mainkreises, Graf Arco, Präsident des Oberappellationsgerichts, Freiherr von 
An-tin, von Effner, Freiherr von Cetto (ehedem Gesandter in Paris), dann aus dem 

17* 
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Auch von dem besonderen Ausschuss, welcher im März 1815 zur 
BeratHung derjenigen Edicte berufen wurde, welche mit der Yer- 
fassungsurkunde als Beilagen verbunden werden sollten, wurden in dem 
Eeligionsedict nur minder wesentliche Aenderungen vorgeschlagen; 
die wichtigste war die Herabsetzung des Unterscheidungsjahres fflr 
Mädchen auf das achtzehnte Lebensjahr. Die Bestimmung des Reli- 
gionsedicts vom 24. März 1809, dass selbst Abänderungen der kirch- 
lichen Liturgie der hoheitlichen Oberaufsicht und königlichen Be- 
stätigung unterliegen sollten, wurde trotz der Einwendungen des 
Grafen Thflrheim beibehalten, weil „alle Aenderungen in der Liturgie 
für den Staat wesentlich seien und nicht wohl ohne landesherrliche 
Aufsicht und Bestätigung gelassen werden könnten; denn so könnte 
z. B, sonst die geistliche Obrigkeit ohne Vorwissen des Staates rück- 
sichtlich der Begräbnisse, der Einführung der deutschen Messen und 
des Kirch engesanges sich Aenderungen erlauben, die zu manchen 
nachtheiligen Folgen und Misshelligkeiten die Veranlassung geben 
könnten" 3). 

So standen die Gesetzgebungsarbeiten, als nach dem Abschluss des 
Concordates sich die Frage erhob, in welcher Weise dasselbe in die 
bestehende oder in die zu erlassende Gesetzgebung eingefügt werden 
solle. Denn wie das Ministerium Montgelas in dem ganzen Verlauf 
der Unterhandlungen beabsichtigt hatte, ebenso war das neue Mini- 
sterium entschlossen, das Concordat nicht vereinzelt, sondern im Zu- 
sammenhang mit einer umfassenden kirchenpolitischen Gesetzgebung 
zu publiciren. Die Regierung zögerte demnach, auch nachdem das 
Concordat vom Papste im Consistorium verkündet worden war, das- 
selbe im Gesetzblatt bekannt zu machen 4). Vorläufig wurden von 



Hofcommissär von Wtirzburg, dem späteren Staatsminister Freiherrn von Lerchen- 
feld, den geheimen Finanzreferendären von Schilcher und von Widder und dem 
Oberfinanzrath von Sutner. Der Vorstand des Beichsheroldenamts und Director 
des Keichsarckiv8 geheimer Referendar von Lang wurde erst nachträglich durch 
königliches Reacript vom 21. October 1814 in den Ausschuss berufen und nahm 
an der oben erwähnten Sitzung noch keinen Antheil. 

3) Der Ausschuss beschäftigte sich mit dem Eeligionsedict in seiner ersten 
Sitzung vom 16. April 1815. Er bestand unter dem Vorsitz des Justizministers 
Grafen Reigersberg aus den geheimen Käthen von Zentner, Graf von Thürheim, 
von Krenner. Graf von Arco, Freiherr von Aretin und dem Oberfinanzrath von 
Sutner. 

4) Note des Staatministeriums des Innern an das Staatsministerium des k. 
Hanses und des Aeusseren vom 9. December, Antwort des letzteren vom 16. De- 
zember 1817. 
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dein Könige die Ernennungen zu den beiden Metropolitanstühlen und 
den' erledigten bischöflichen Sitzen vollzogen. Zum Erzbischof vom 
Bamberg wurde unter Beibehaltung seines bisherigen Bistbums der 
Fürstbischof von Eichstädt Joseph Graf von Stubeuberg, zum Erz- 
bischof von München -Freising der Würzburger Domdecliant Lothar 
Anselni Freiherr von Gcbsattel ernannt; für Kegensburg wurde der 
Weilibischof Johann Nqiomuk von Wolf, für Augsburg der Weih- 
bischof Franz Carl Fürst von Hohenlolie-Waldenbnrg und Schillings- 
fürst, für Speyer der Vorstand des bisherigen erzbischöflichen General- 
vicariats und Metropolitaiigeriehts zu Ascbattenburg , Matthäus von 
Chandelle, für Würzburg endlich der geheime Rath Joseph Maria 
Freiherr von Fraunberg bestimmt, der unter Montgelas' Ministerium 
iliis Gymnasial- und Volksschulwesen geleitet und die älteren Con- 
cordatsunterhandltmgen mit dem römischen Stuhle geführt hattet). 
Eingehendere Erörterungen über die Bublication des Concorduts wurde 
im bayerischen Ministerium erst gepflogen, als Ende Februar 1818 
die Beratliungen über die Verfassimgsurkunde wieder aufgenommen 
wurden. 

Ehe noch die bayerische Regierung Über die Art und Weise 
Bescbluss gefasst hatte, in welcher das Concordat als Staatsgesetz zu 
verkündigen sei, wurde der Inhalt des Vertrages in Folge der päpst- 
liehen Publication durch die öffentlichen Blätter bekannt"). Sofort 
entbrannte in Zeitungen und Flugschriften ein lebhafter Kampf unter 
den kirchlichen und politischen Parteien, indem die einen, entweder 
tVbronianiscben Grundsätzen zugethan,oder aufklärerischen Bestrebungen 
huldigend , oder auf politischem Gebiete eine liberale Richtung ver- 
folgend, die ganze Schärfe der canonischen Gesetzgebung aufzuzeigen 
bestrebt waren, während die anderen, die Vorkämpfer des curialisttschen 
Systems, das Concordat, so lange es nicht publicirt war, in dem ver- 
-"hnlichsten Geiste darzustellen sich bemühten"). Wichtiger als diese 



6) Die königlichen Ernenn nntjssch reiben sind vom 16. Febrow 1618. In den 
Hittlnylnnpnn, welche OtUi Mcjer, mir (j^cliic-htc der n.inUch-d"titi.ohen Fr»nn 

K. 11. Abt.li. i. 8. IUI. iius du »Ugemotow Z.'itnni: 1818 B, OH l ihk, sind 

■ ■■■11 .|. r »11 gemeinen Zeitung nicht rk'hlitf wiedergegeben. 

6) Die »llgem-iii« Zeitung in Augsburg snobta »m 15. -17. l'eennber 1817 
i\Y ;ir.) -3S1) eine deutsche UebB»fttaun(j des C'oneorduts. Zwei Abdruck« des 
hWlÜWlilllll Textes irtcMeoen 1617 in Innsbruck. 

7| I>i" Hchrift.eii. ivekhc über dn.-i liiiyerisi-lic ('"iirurdüt er-.-Uienen, sind IU- 
niy.'.-iillt vnii .1. Silbernugl, Verfassung und Veimlhing -J ru in tl icher Reli- 
gümagenoueiisubafW in Bayern, Lundshut 1870, 8. 2 Note '. und von Otto 
«ejer, zur QoKhichte der r.iiui.-i 'li-dnitsi liu-n Finge B, 11 \bth: 1 Bl 169 Not« 1. 
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literarische und publicistische Fehde war die Mißbilligung , welche 
von den anderen deutschen Regierungen über das Vorgehen Bayerns 
ausgesprochen wurde®). Im Lande selbst aber bemächtigten sich der 
protestantischen Bevölkerung lebhafte Besorgnisse. Mit dem cano- 
nischen Hechte sah sie die Ketzergesetzgebung der Päpste wieder in 
Kraft treten ; mit der Aufhebung aller dem canonischen Rechte wider- 
streitenden weltlichen Gesetze fürchtete sie die Toleranzedicte , die 
Rechtsgrundlage für das protestantische Bekenntniss im Königreich, 
zu verlieren, aus einer gleichberechtigten zu einer geduldeten Kirchen- 
gesellschaft herabzusinken. Vergebens versuchte man diese Besorg- 
nisse durch die Erklärung zu beschwichtigen, dass das Concordat sich 
nur auf die katholische Kirche und nicht auf die anderen christlichen 
Confessionen beziehe 9 ), indem man hiebei den Grundsatz des cano- 
nischen Rechtes verschwieg oder vergass, dass die Gewalt der katho- 
lischen Kirche sich auf alle Getauften erstrecke; das einzige, was 
wirkliche Beruhigung gewähren konnte, eine Aenderung der päpst- 
lichen Gesetzgebung, vermochten weder Flugschriften noch Erklärungen 
der Ordinariate zu bieten. So wurden denn von den protestantischen 
Kreiskirchenräthen, den Districtsdecanaten, den wichtigsten protestanti- 
schen Städten des Königreichs, Augsburg, Lindau, Memmingen, 
Kempten, Bayreuth, Erlangen, Nürnberg, Regensburg, Vorstellungen 
an den König gerichtet, in welchen derselbe gebeten wurde, dass er 
der protestantischen Kirche die bisher genossenen Rechte und 
Freiheiten , wie sie durch die Constitution vom 1. Mai 1808, 



Der letztere widmet eine eingehende Besprochung den von dem mtinchener Qene- 
ralfiscalatsrathe, späteren Ministerialrathe Ignaz Kudhart vorfassten „Betrachtungen 
über das bayerische Concordat", welche in der von Zschokke in Aarau herausge- 
gebenen Zeitschrift: „Uebcrlioferungen zur Gcschichto unserer Zeit 4 * erschienen 
sind. 

8) Boricht des Bundestagsgesandten Froiherrn von Aretin aus Frankfurt am 
Main vom 23. Februar 1818. 

9) So die Schrift: Briefe über das, zwischen Seiner Heiligkeit Papst Pius VII. 
und Seiner Königl. Majestät von Baiern Maximilian Joseph geschlossene, Konkordat, 
Germanien 1818: „Das ganze Konkordat, und hieinit auch der erste Artikel des- 
selben, geht sie (die Protestanten) sauber nichts an. Alles ist nur für die Katho- 
liken, und zur Regulirung ihrer kirchlichen Angelegenheiten abgefasst". Ebenso 
Joseph Scheill, Caplan in der münchener Vorstadt Au, in seiner Schrift: Das 
bayerische Concordat vertheidigt gegen die Betrachtungen u. s. w., München 1818, 
und das Protocoll der Conferenzen, welche im Februar 1818 unter dem Vorsitz 
des Generalvicars von Gross von den geistlichen Käthen Frey, Stapf und Oester- 
reicher über die Ausführung des Concordats gehalten wurden, (Höfler) Concordat 
und Constitutionsbid der Katholiken in Bayern, S. 110 f. 
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durch das Religionsed ict vom 24. Milrz 1800, durch die deutsche 
Hundesacte vom 8. Juni 181.') gewährleistet seien, erhalte und durch 
ein auch von dem Kronprinzen zu unterzeichnendes .Staatsgesetz sieher 
stelle. Wie die katholische Kirche durch das Concordat, so 
•Uti Sil protestantische Kirche durch Errichtung eines selbständigen 
Generalconsistoriuins und besonderer l'rovincialconsistorien eine gleich 
freie Verfassung erhalten IU ). In ebendemselben Sinn erstattete am 
24. Januar 11S1S der protestantische Oberkirchcnrath .Schmidt dem 
Minister Grafen von Tliiirheim ein ausfülirliches Gutachten. „Gleich 
der Artikel 1 des Ooneordates ist der weitesten Auslegung fähig. Er 
kann die katholische Religion zur herrschenden erheben und die 
Protestanten in ihren Staate!) ärgerlichen Hechten verletzen, ja selbst 
von den Staatsämtern, wenigstens den wichtigeren, ausschliessen, Es 
int zwar nicht zu fürchten, dass die gegenwärtige Regierung ihm diese 
Folge geben werde. Allein es leidet keinen Zweifel, dass der römische 
Hof geneigt sein werde, die Vortheile dieser Stipulation so weit als 
möglich zu verfolgen ; und wer kann es verbürgen, dass nicht einmal 
eine Zeit kommen werde, die solchen Ansprüchen günstiger sein dürfte, 
als die Gegenwart V Dass die katholische Religion rein erhalten 
werden solle, kann wohl nichts anderes beisseu, als dass keine nicht- 
katholischen in Bayern begünstigt weiden sollen ; denn für die Reinheit 
der Lehre sorgt die Kirche. In diesem Sinne könnte der Artikel 
höchstens auf das alte Herzogthuni Bayern angewendet werden . . . 
Anders verhält es sich mit den meisten eo Kayern gehörigen Ländern. 
Diese sind entweder schon langst in Ansehung des Glaubensbekennt- 
nisses gemischt, wie Bamberg, Würzburg, Augsburg, oder seit der 
Reformation rein protestantisch, wie Ansbach, Bayreuth und die 

10) Kiii.'. «li? ■-.-. ieheinl. iiutljciitiM'hi? Mitt IniliniL.- iiW diese Vlr-'ssen ent- 

hbä\ bi j.n.r Zeit du Frankfurter {Tounud vom 9. Hm 1S18 Nr. 68; ein« 1>- 

HT und Ausführung rinr goitullU'a Fordanmgan gu dia SiLnl'i : l'ivi- 

lf riefe ii Kr du < '""■ ■■ril.ii ««lachen dum baiirUi'bi'u und rümische» 

i' ,uii' die [irotMtaQtücbe Ciicln in Ilaieru und du natuwta I .">.■- 

i"ii,..'dikt. v 26. Mai 1^1*. vi. ii einem |ir..t. '^.iiiti-iiii'H Kiri-lifiii-Viirntandi* im 

r-M;iintr. i- ■ des Königreichs Buero . Lelpflg 1«19; TWgL UMMMRdaca 
R r |>u li.'ii.Tiili-.'miiii.-Mr A— Oliiiiuiiiiiilwu. FMdtua m \^ -i. i. ... ■-<■- 
Hud iil»T dia in Bednar Prolin* ent„l.indeii.eii l>e...riciii-re dem Minister diu 
r-rn |MT.-i'.iili,-li üericbl; Sehreil>t'ii uu den lirufcu Thiirlieim UM B»JT8ttlh "'in 

Februar 1818. Anwun nw Fenerbub, dkmaJa l'r.i.-id.-ni da IppeUation*- 
.i sVoibaoh, bat sich ein Jahr später gvObntt, jm» flllnnww iinnliat au 
rergL Ludwig Peaerbaoh, Anselm Ritter um Fcuerlmeh> I.rbe» und 

■tat, Leipzig t»2, B. II. B. 04 ff. 8. 90 IT., ft 111 t 
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meisten fränkischen und schwäbischen Reichsstädte. Hier kann nicht 
vom Beinerhalten der katholischen Religion die Rede sein oder das» 
sie die herrschende werde. Diese Länder sind mit allen ihren wohl* 
erworbenen Rechten und Freiheiten an die Krone Bayern übergegangen 
und dürfen erwarten und verlangen, dabei geschützt zu werden. Und 
es ist für ihre Sicherheit nicht hinreichend zu erklären, dass sich 
dieses von selbst verstehe, sondern, sobald das Goncordat als Staats- 
gesetz promulgirt ist, so erfordert der Artikel 1 nach seiner Fassung 
eine ausdrückliche Versicherung aller religiösen und bürgerlichen 
Rechte der Protestanten in den verschiedenen Gebieten des Reichs". 
„Dass (ferner) der Artikel 16 bei den Protestanten in Bayern die 
lebhaftesten und gegründetsten Besorgnisse erregen müsse, lässt sich 
leicht denken. Denn welche Garantie för ihren gesetzlichen Zustand 
und für die Gleichheit der Rechte kann ihnen jetzt noch die Con- 
stitution des Reiches, das Edict über die äusseren Rechtsverhält- 
nisse u. s. w. und alle jene in einem liberalen Geiste erlassenen 
königlichen Verordnungen gewähren? und wie precär erscheint ihre 
gesellschaftliche Existenz, je nachdem dem Gonoordate eine weitere 
oder engere Deutung gegeben wird! Es ist daher unnmgftnglkh 
noth wendig, dass, sowie die katholische Kirche in Bayern durch das 
Concordat eine feste Stellung bekommen hat, durch ein Staatsgesetz 
auch die Verhältnisse der protestantischen Kirche ebenso feierlich 
garantirt und sichergestellt werden 11 . „Ich wiederhole es auf das 
feierlichste, dass diesen Ansichten und Aeusserungen durchaus keine 
persönlichen Rücksichten zum Grunde liegen können. Kein ver- 
nünftiger Protestant wird von Seiner Majestät dem Könige oder von 
dessen gegenwärtigem erleuchteten Ministerium nur die geringste 
Gefahr für seine Religionsfreiheiten und übrigen bürgerlichen Rechte 
besorgen. Allein so lange eine Gesellschaft von einer Million 
Menschen nur auf die Persönlichkeit des Regenten nnd seiner 
ersten Staatsbeamten hingewiesen ist, so lange fehlt es ihr an einem 
sicheren Fundamente ihrer bürgerlichen und religiösen Existenz und 
an einem rechtlichen Zustande. Menschen, Zeiten und Grundsätze 
ändern sich. Soll ein gesetzlicher Zustand der Protestanten begründet 
werden, so muss es durch Staatsgesetze und durch feierlich aus- 
gesprochene Statuten geschehen, welche über den Wechsel der Zeiten 
und der Menschen hinausreichen". Auf der anderen Seite ersah die* 
Regierung eben um jene Zeit an einem sehr bezeichnenden Beispiele, 
"sicher Weise das Concordat von den kirchlichen Organen aus- 
werden würde. Im Februar 1818 verlangte der Präsident des 



Ministe rratli lilmr diu ViTkümli^uii« •\-~ <.\']i.r..nl;it-<. 
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Generalvicariats in Bamberg, Freiherr von Gross, auf Grund der 
Artikel 13 und U des Concordats ein Einschreiten der Regierung 
gegen den „Fränkischen Merkur" wegen einer Besprechung der 
wessenbergischen Angelegenheit und eine Weisung an die sämint- 
lichen in dem Königreiche befindlichen Kedacteure von Zeitungen und 
Journalen, daas sie die der katholischen Religion, ihren Dogmen 
und canonischen Gesetzen, ihrem erhabenen kirchlichen Oberhaupt uud 
übrigen Vorstehern gebührende Achtung niemals ausser Acht lassen 
sollten ii). 

Alle diese Vorgänge bewirkten, daas durch königliches Hand- 
schreiben vom 8. März 1818 die mit der Vorberathung der Ter- 
fassungsurkimde betraute Ministe oalconferenz aufgefordert wurde, unter 
Abweichung von der Reihenfolge der Berathungsgcgenstände die Frage 
über die Publication des Concordats einer sofortigen Erörterung zu 
unterziehen. In der Sitzung vom 11. März, an welcher die sämmt- 
lichen Staatsminister, der Feldmarschall .Fürst Wrede, der Präsident 
des Staatsratbs, Graf Törriug , die Stautsräthe und Generaldirectoren 
von Zentner, von Krenner, von Ringel, Freiherr von Colonge und von 
der Becke Antheil nahmen, erklärte der Referent von Zentner nach 
einem kurzen Ueberblick über die Concordatsunterhandlungen: das 
Concordat hahe, nachdem es öffentlich bekamit geworden, „grosse 
BMMgHUM nicht nur bei dem protestantischen Religionstheile in dem 
Königreiche, sondern auch selbst bei dem aufgeklärteren Theile der 
katholischen Geistlichkeit erregt. Diese Besorgnisse seien allerdings 
gegründet, wenn die königliche Regierung dieses Concordat im Geiste 
der römischen Curie wollte in Vollzug setzen lassen; allein sie habe 
gleich ursprünglich die Absicht gehabt, mit der Publication des Con- 
cordats ein Edict zu verbinden, durch welches die erregten Besorgnisse 
gehoben würden". Zentner schlug hierauf vor, „mit der Publication 
zur Zeit noch zurückzuhalten", auch aus dem Grunde, weil der Papst 
die von dem Könige ernannten Erzbiscböfe und Bischöfe noch nicht 
bestätigt habe und die Verzögerung der Publication ein wirksames 
Mittel in die Hand gebe, um die Bestätigung zu erwirken; „wenn 
»her der Zeitpunkt der Publication eintrete, so werde es nothwendig' 
sein, wie man in Frankreich vorhatte, diese Publication zugleich mit 
— 

11) I>ii> Vitrnti'lliiTii; des (jen«ralvii-ariu.t*i>niiii<loiit(.'ii Frt'ijVrrn vi'ii Viru-- mm 

H wurde tun 26. Febru ii r 1818 M fteta itgnirL Per Artikel um deasent- 

■ illeli der lwml.er<.-or <joiii'r;ilvii':ir Kinsi'lin.itm i^- ■^■■-••n ■ 1 '■ 1 1 fr;iiil>i<«-!grii Merkur 

icrUo^tp, ..vom Oberrhein 16. Januar", ili'iu liamliiirjrcir (!errcK|>i'ii'i>-iit.'ii etil l**liTit . 

ward« Junulfl lach in der anRsburger aUjremomen Zeitung (1818 B. 159 f.| tbgUhtt U 
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einem königlichen Edict zu begleiten, durch welches die königlichen 
obersten Hoheitsrechte über die Kirche bewahrt, sowie die Rechte 
der protestantischen Kirche sicher gestellt würden. Die Hanptbe- 
stimmungen dieses Edictes müssten selbst in die Constitution ein- 
gerückt und das ganze Edict als ein constitutionelles Gesetz erklärt 
werden, wie in dem revidirten Entwürfe der Constitution bereits ge- 
schehen sei. Das Edict vom 24. März 1809 werde dabei zum Grunde 
zu legen sein u . Zentner's Vorschlag fand die Zustimmung s&mmt- 
licher Mitglieder der Ministerialconferenz; Feldmarschall Fürst Wrede, 
der erste Votant, hob ebenso wie Zentner hervor, dass das Concordat, 
„sowie es im Publicum erschienen , einen nicht günstigen Eindruck 
bei den protestantischen und selbst bei den würdigen aufgeklärten 
katholischen Geistlichen hervorgebracht, und alles darauf ankomme, 
in welchem Sinne die darin enthaltenen Anordnungen ihre gesetzliche 
Anwendung im Königreiche erhalten würden, um sowohl die Pro- 
testanten als auch die Katholiken zu beruhigen 44 . Auch darüber 
vereinigten sich die sämmtlichen Mitglieder der Ministerialconferenz, 
nachdem Rechberg und Triva ihre ursprünglichen Bedenken fallen 
Hessen, dass nach dem Vorschlag Wrede's, Thürheim's und Lercben- 
feld's zur vorläufigen Beruhigung der Protestanten schon jetzt eine 
königliche Erklärung zu veranlassen sei, welche denselben die Auf- 
rcchthaltung aller „in Beziehung auf ihre kirchlichen und bürgerlichen 
Verhältnisse durch die früheren königlichen Edicte zugesicherten 
Rechte" und eine „sichere feste Garantie" dieser Rechte durch die 
„bevorstehende Verfassung des Reiches 44 verheisse 12 ). Die vorgeschla- 
gene königliche Erklärung erging schon am folgenden Tage (12. Man 



12) Obige Mittheil tmgen sind dem Protocoll der Ministerialconferenz vom 11. 
März 1818 entnommen. Ein späterer Vortrag des Staatsraths von Zentner über 
bedingte Eidesleistungen auf die Verfassungsurkunde, welcher in der Ministerial- 
conferenz vom 80. Januar 1819 zur Verlesung kam, enthält über die Beweggründe, 
welche die Regierung bei Erlassung des Rcligionsedicts geleitet haben, folgende, 
mit der obigen Darstellung übereinstimmende, in einzelnen Punkten etwas ein- 
gehendere Aufschlüsse : Das Concordat erregte, sowie es bekannt wurde , „grosse 
Besorgnisse nicht nur bei dem protestantischen Religionstheile , worüber von der 
sämmtlichen protestantischen Geistlichkeit aus allen Kreisen, wo Protestanten sich 
befinden, dringende Vorstellungen eingingen , sondern auch selbst bei einem 
grossen Theilo durch ihre Kenntnisse und Lebenswandel ausgezeichneter katho- 
lischer Geistlichen. Diese Besorgnisse waren nicht ohne Grund, wenn das Con- 
cordat ganz im Sinne der römischen Curie ausgelegt und angewendet werden 
dürfte; in allen Staaten, in welchen man mit dem päpstlichen Stuhle Concordate 
schloss, suchto man desswegen zugleich dasselbe durch Verordnungen in Schranken 
zu halten, die unveräusserlichen Majestäts-Rechte des Regenten, welche nie eir 
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1818) an die protestantischen Generaldecanate in Bayreuth und Ansbach 
und an das Districtsdecanat in München und wurde gleichzeitig dem 
Generaloonsistorium in Abschrift mitgetheilt. Sie war die erste amt- 
liche Kundgebung, dass die Regierung das Concordat und vor allem 
den ersten und den sechzehnten Artikel desselben nicht nach der 
Auffassung der Curie zu vollziehen gedenke 13 ). 

Vierzehn Tage später, am 25. März, berieth die Ministerial- 
conferenz die Bestimmungen der Verfassungsurkunde Ober die reli- 
giösen Verhältnisse der Unterthanen. Staatsminister von Lerchenfeld 
erklärte, dass hier die Stelle sei, wo „diejenigen Lucken, welche das 
abgeschlossene Concordat enthalte 44 , durch Aufnahme kurzer Sätze 
zur Sicherung der landesherrlichen Rechte, insbesondere des placetum 
regium, und zum Schutze der Unterthanen „in Beziehung auf ihre 
Keligionsverhältni8se und gegen die Eingriffe der Geistlichkeit und 
der päpstlichen Curie" „ergänzt werden könnten 14 . Auch Staatsrath 
von Zentner sprach sich dafür aus, „dass in der Verfassungsurkunde 
das placetum regium ausdrücklich aufgenommen und einige andere 
Bestimmungen zur Sicherung der landesherrlichen Rechte und der 
Religionsverhältnisse der Unterthanen aus dem Edicte über die Re- 
ligionsverhältnisse in die Verfassungsurkunde übertragen werden * 



Gegenstand eines Concordats sein können, sowie die Rechte der übrigen Kirchen- 
gescllschaften durch ein Staatsgosotz zu wahren. Die bayerische Regierung fühlte 
gleich ursprünglich die Notwendigkeit, mit der Publication des Concordats ein 
solches Edict um ho mehr zu verbinden, als der Artikel 16 des Concordats alle 
früheren in Bayern gegebenen Gesetze, Verordnungen und Verfügungen aufliebt, 
insoweit sie dem Concordate entgegen sind. Ea war zu furchten, dass nach der 
Auslegung der römischen Curie alle früheren aus dem obersthoheitlichen Schutz- 
und Aufsichtsrochte hervorgegangenen Gosotze darunter werden verstanden wer- 
den ; zwei an Seine Majestät den König in den ersten Regiorungsjahrcn erlassene 
päpstliche Bullen (es sind die Breven vom 12. Februar und vom 19. November 
1803 gemeint) gaben hierüber eine hinreichende Warnung. Dadurch wurde es 
als eine nothwendige Massregel erkannt, die Publication des Concordats zugleich 
mit einem königlichen Edicte zu begleiten, wie man auch in Frankreich vorhatte. 
Dieses Edict sollte dem Concordate in seinen Hauptbestimmungen nicht entgegen- 
gehen, sondern es sollten durch dasselbe nur die königlichen Obersthohcitroehte 
über die Kirche bewahrt und die Rechte der protestantischen Kirche sicher ge- 
stellt werden". Vergl. dazu die von Gustav Freiherrn von Lerchenfeld a. a. 0. 
S. 362 ff., 867 ff. veröffentlichten Denkschriften, insbesondere das „Memoire über 
die Gefahren, mit welchen das Schulwesen in Baiern durch das neue Concordat 
bedroht ist 4 *, und die Urkunden Nr. 44 und 45. 

13) Das Rescript ist vollständig mitgetheilt in den Urkunden Nr. 20. Die 
entscheidende Stelle desselben ist bereits abgedruckt in der oben Note 10 erwähnten 
Schrift: Freimüthige Briefe über das Concordat, Leipzig 1819, 8. 90 f. 
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müssten", und die säm tätlichen Mitglieder der Ministerialconferenz 
traten diesen Vorschlägen bei 14 ). In der folgenden Sitzung, am 
28. März, legte Zentner die bienach entworfene neue Fassung Ton 
Titel IV. §. 9 der Verfassungsurkunde vor, welche in den vier ersten Ab- 
sätzen die am 31. October 1814 angenommenen Bestimmungen mit eini- 
gen redactionellen Aenderungen wiedergab — Zusicherung vollkommener 
Freiheit des Gewissens und der einfachen Hausandacht für jeden Ein- 
wohner des Beichs, Gleichstellung der drei christlichen Gonfessionen 
in den bürgerlichen und politischen Rechten, Garantie des Stiftungs- 
vermögens, „es sei für den Cultus oder den Unterricht bestimmt", 
zu Gunsten aller Beligionstheile — in den drei folgenden Absätzen 
aber „das obersthoheitliche Schutz- und Aufsichtsrecht u über die 
geistliche Gewalt, auch „in rein geistlichen Gegenständen der Reli- 
gionslehre und des Gewissens", im allgemeinen und das placetum 
regium insbesondere vorbehielt, die Immunität der Kirche und des 
Clerus aufhob und im übrigen auf das der Verfassungsurkunde bei- 
gefügte Beligionsedict verwies. Alle Mitglieder der Ministerialcon- 
ferenz fanden, dass durch diese Fassung „jede Besorgniss entfernt 
und der beabsichtigte Zweck vollkommen erreicht" werde ; Lerchenfeld 
insbesondere äusserte, dass hiedurch „alle wesentlichen Rechte des 
Monarchen gesichert und die Stellung dieses Paragraphen alles be- 
ruhigen werde". Sofort wurde das Beligionsedict durchberathen und 
die Bestimmungen des Edicts vom 24. März 1809 mit einigen, theil- 
weise schon vom Ausschuss des Jahres 1815 vorgeschlagenen, nicht 
wesentlichen Aenderungen und Auslassungen angenommen. Die von 
Zentner vorgeschlagene Schlussbestimmung über das gesetzliche Ver- 
hältniss von Beligionsedict und Concordat wurde von den sämmtlichen 
Mitgliedern als „vorzüglich und jeden Zweifel zweckmässig entfernend" 
erklärt *&) ; dennoch glaubte man einige Wochen später sich bei dieser 
Formel nicht beruhigen zu können, und es wurde eine andere, das 
vom Gesetzgeber gewollte Verhältniss zwischen Beligionsedict und 
Concordat weit schärfer bezeichnende Fassung angenommen. Die 
Formel, welche Zentner ursprünglich vorschlug, war der Schlussbe- 
stimmung des älteren Beligionsedicts nachgebildet und lautete: 



14) Anwesend waren in der Sitzung vom 25. März nach demProtocoU eben- 
dieselben Mitglieder der Ministerialconferenz, wie in der Sitzung vom 11. März 1818. 

15) Protokoll der Ministerialconferenz vom 28. März 1818. Die Aufnahme 
einer Bestimmung zu Gunsten der Wohlthätigkeitsstiftungen in TitlV § 9 wurde 
»rst in der Ministerialconferenz vom 12. Mai 1818 auf den Wunsch der protestam- 

hen Oberkirchenräthe von Hänlein und Schmidt beschlossen. 
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..Nach diesen Grundsätzen sollen künftig die Rechte und Pflichten 
unserer Unterthanen in ihren äusseren Religionsverhältnissen beur- 
theilt werden; ihre speciellere Anwendung auf die in unserem König- 
reiche bestehenden einzelnen Religions- und Kirchen gesellschaften 
wind in Beziehung auf die katholische Kirche in dem . . . Concordat 
und in Beziehung auf die protestantische Kirche in unserer Decla- 
ration . . . enthalten". Abermals war es Lerchenfeld, welcher eine 
deutlicher redende Weudung in Vorschlag brachte, eine Wendung, 
welche besagte, dass nach den im Religionsedict enthaltenen „allge- 
meinen und unveränderlichen Staatügrundsätzen" „auch die inneren 
kirchlichen Angelegenheiten", worüber für den katholischen Religions- 
theil das . . . Concordat und für den protestantischen das Edict die 
weiteren Bestimmungen enthalte, zu benrtheilen seien. Aus diesem 
Vorschlage Lerchen fei d's ist nach wiederholten Umänderungs versuchen 
unter Ersetzung des Wörtchens „auch" durch einen völlig gleich- 
bedeutenden Ausdruck die gegenwärtige Fassung entstanden: „Dieses 
allgemeine Staut sgrundgesetz bestimmt, in Ansehung der Religions- 
verhältnisse der verschiedenen Kirchen gesellschaften, ihre Rechte und 
Verbindlichkeiten gegen den Staat, die unveräusserlichen Majestäts- 
rechte des Regenten , und die jedem Unterthan zugesicherte Ge- 
wissensfreiheit und Religionsausübung. In Ansehung der übrigen 
inneren Kirchenangelegenhc-iten sind die weiteren Bestimmungen in 
Beziehung auf die katholische Kirche in dem . . . Concordat . . . 
und in Beziehung auf die protestantische Kirche in dem hierüber . . . 
erlassenen eigenen Edicte enthalten" 11 '). Die Aufschrift des Con- 



lii) In.' rm.iii'irrun^v^r.iiHii'. u'»l<-|j>- wi^-linii l,"ri*lii'iifi*l'l*- Vorschlug 1 

r gegenwärtigen h'iiHKiing lo'v'<'ii, hinten: „Die liior au-;gos]iroolie]ieii allgemeinen 
i<1 BSTWlndBriicheu GrundsiiUe bestimmen das Verhältnis* i!*t verschiedenen im 
Königreiche bestehe m Ion Religion»- und Kirche ngene 11 schuften zum Staate und 
inandor (unter sieh); nie sind flir alle gleich verbindendes Gesetz. In 
Insehung ihm übrigen innom Lirchlielieti Angelegenheiten enthalten Igelien) fUr 
Ik kiitln.liBeliB Kbehe du» mit dem päpstlichen Stuhle m - . tbgMBHttMU 
'oneordst, und für die protestantische (Kirche) das Kdict (ilie Verordnung) 
■■in . . die «eiteren Vorschriften [Verfügungen, Normen)". Oder: „In Ansehung 
ler übrigen imiorn kireldichen Angelegenheiten sind Hb Ae tofotiMlH Kirch* 
in dem mit dem päpstlichen Stuhle am , . abgeschlossenen f'oucunhilo, und l'iir 
"p protestantische (Kirche) in dorn Edicte (der Verordnung) vr.m . . dir Wd H ttt 
VorHbjUtsn [Nonnen) gv^oN-n | Verfügungen enthalten)", hiese Uoda<'ti.,n.~ver- 
tuche finden sich mit der L.-rehenfeld 'sehen Formel anf einem Blatt in den Ent- 
rfen der Edict« zur Verfrisüiinguurkiinilc "' ''er BlghÜillU des NlanUriilhs. 
i KOm» zwischen den Worten ..übrigen" und „inneren" findet hi.1i weder in 
■*en EeUiictifivisvtT-iiii'Juii , i h in dem Entwurf des Religioiisediets , welcher 



270 Dankadressen für den Abschluss des Concordats. 

cordats „Anhang zu dem 103 §. des Edicts u würde nach Hbller's 
durch Zentner als zweckmässig gebilligtem Vorschlage angenommen. 

In der Zwischenzeit war Canonicus Helfferich, einer der Oratoreu 
der deutschen Kirche auf dem wiener Congress , zugleich eines der 
thätigsten Mitglieder des eichstädter Bundes, in Mönchen eingetroffen, 
um bei dem Könige, mit dem er „von früher her in vertrauterer 
Weise zu verkehren gewohnt war" und bei den Ministern für den 
Vollzug des Concordats zu wirken. Auf seine Veranstaltung sendeten 
sofort die bayerischen Ordinariate, auch jene von Regensburg und 
Freising, Dankadressen an den König für den Abschluss des Con- 
cordats^). Auch von Augsburg aus wurde auf seine Veranlassung 
eine mit 118 Unterschriften, darunter viele italienische Namen, 
bedeckte Dankadresse an den König eingesendet, von der Regierung 
jedoch mit der Erklärung erwidert, sie könne, so lange das Concordat 
nicht als Staatsgesetz verkündet worden sei, von dergleichen Adressen 
keine offizielle Kenntniss nehmen 18 ). 

Noch im letzten Augenblick drohte die Verkündigung des Con- 
cordats an einem unerwarteten Hinderniss zu scheitern. Es entspann 
sich zwischen Rom und München ein Streit über eine Personenfrage, 
welcher sich zu einem Principienstreit zuspitzte und in welchem noch 
einmal alle Beschwerden der Curie gegen die neue kirchenpolitische 



unter den Mitgliedern der Ministerialconferenz circulirte, noch endlich in dem 
dem Könige und dem Gesammtstaatsministerium unterzeichneten „Originalconcept" 
des Religionsedicts. 

17) Vergl. die Mittheilungeu im Pastoral -Blatt des Bisthums Eichstätt 1865 
S. 238. Die Dankadressen sind unterzeichnet von dem Generalvicariat in Freising 
am 2. April , von dem Fürstbischof von Eichstädt und dem Generalvicariat in 
Augsburg am 4. April, von dem Consistorium in Regensburg und dem General- 
vicariat in Bamberg am 6. April, endlich von dem Generalvicariat in Würzburg 
am 10. April 1818. Von Passau ist, soviel mir bekannt, keine eingegangen. Auf 
die Angriffe gegen das Concordat nehmen eingehend Bezug die Adressen der 
drei eng verbundenen Ordinariate von Eichstädt, Bamberg und Augsburg; am 
kürzesten ist jene von Regensburg. ^ 

18) Schreiben des Staatsministers Grafen von Rechberg vom 26. April 1818 
an den Finanzrath Carli in Augsburg, welcher dio Adresse eingesendet und als 
Veranlasser derselben den Canonicus Helfferich bezeichnet hatte. Thürheim, 
welchem Rechberg die Adresse mitgetheilt hatte, bemerkte darüber, dass dieselbe 
„aus einem solchen verworenen und obscuren Kopfe hervorgegangen zu sein 
scheinet, dass es unter der Würde der Regierung wäre, darauf eine Antwort zu 
ertheilen", dass „auch zu erwarten ist, dass der gebildetero Theil der Katholiken 
in Augsburg, wenn sie ihnen vorgelegt wird, gar nicht unterzeichnen werde". 
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Gesetzgebung in Bayern, vor allem die Beschwerden gegen die Umge- 
staltung des Schulwesens und gegen die Freigebuog der Presse und des 
Buchhandels, zu einem sehr bezeichnenden Ausdruck gelangten. Von 
den Persönlichkeiten, welche der König für die sechs erledigten 
Bischofssitze ernannt hatte , stiessen drei bei der Curie auf Wider- 
stand: Wolf für Regensburg, Chandelle für Speyer, Fraunberg für 
Würzburg 19); es wurden jedoch die Einwendungen nur gegen den 
letztgenannten aufrecht erhalten. Wolf wurde, nachdem am 1. April 
1818 auf Grund des Concor da ts die Circumscriptionsbulle der baye- 
rischen Diöcesen ausgefertigt worden war 2 ®), am 6. April 1818 zu- 
gleich mit dem Erzbischof von Bamberg und dem Bischof von Augs- 
burg in demselben Consistorium publicirt, in welchem der bayerische 
Gesandte auf ein Empfehlungsschreiben des Königs trotz des Wider- 
standes einiger und zwar der einflussreichsten Mitglieder des heiligen 
Collegiums zum Cardinal erhoben wurde 21 ). Legationsrath Graf Xaver 
von Rechberg, welcher im April 1818, nachdem er eine lange und 
schwere Krankheit überstanden , noch immer in Rom sich befand, 
äusserte in einer Depesche vom 9. April die Vermuthung, dass der 
römische Hof nur desshalb Einwendungen gegen Fraunberg erhebe, 
um das in Anspruch genommene freie Verwerfungsrecht der Ernannten 
ausser Zweifel zu stellen. Auch von der ersten Nomination; welche 
der König- von Neapel nach Abschluss des Concordats vorgenommen, 
seien sechs Ernennungen zurückgewiesen worden und der König habe 
die Zurückgewiesenen ohne Widerrede durch andere Persönlichkeiten 
ersetzt. „Allgemein glaubt man, dass die Verweigerung der Be- 
stätigung weniger in dem Mangel der erforderlichen Eigenschaften 
auf Seite der Ernannten, als in dem Wunsche des heiligen Stuhles 
seinen Grund hat, von seinen Rechten Gebrauch zu machen, seine 
Kräfte zu erproben und seine Autorität gleich zu Anfang fest zu be- 



19) Schon im November 1817 hatte man in Born dem bayerischen Gesandten 
erzählt, „dass der Weihbischof von Wolf in Regensburg vom Schlag gerührt und 
ausser Stand gesetzt worden sei, ein Bisthum anzunehmen. Es sind zugleich an- 
dere demselben wenig günstige Nachrichten eingelaufen, so dass seine Ernennung 
dem heiligen Vater durchaus nicht angenehm sein würde" ; Bericht Häffelin's vom 
22. November 1817. 

20) Es ist die Bulle Dei ac domini nostri Jesu Christi vom 1. April 1818, 
Bullarii ßomani continuatio, tom XV. pag. 17 — 31. 

21) Bullarii Romani continuatio tom. XV. pag. 82 sq. Das Empfehlungs- 
schreiben des Königs vom 16. März 1818 ist abgedruckt bei Hüfler. Concordat 
und Constitutionseid der Katholiken in Bayern , S. 234 f. Pius VII. zeigte die 
Ernennung Häffeliifs dem Könige an in eiuom Schreiben vom 6. April 1817. 
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gründen" 22 ). Eine Unterredung mit dem Cardinalstaatssecretär am 
27. April bestätigte durchaus Rechberg's Vermutbung. Consalvi 
äusserte, es sei nicht üblich, bei Zurückweisung von Bischofsernenn- 
ungen die Beschwerdepunkte im einzelnen anzugeben; ein solches 
Verlangen käme der Annahme gleich, dass der heilige Vater sich 
irren könne ; auch pflegten sich die Souveräne immer dem Urtheil des 
heiligen Stuhles zu unterwerfen und noch kürzlich habe ein mächtiger 
Monarch ohne Widerrede demselben Folge geleistet; ausserdem 
könne man die Anklagepunkte nicht mittheilen, ohne die Per- 
sönlichkeiten zu compromittiren , welche durch Lieferung von Auf- 
schlüssen ihre Anhänglichkeit an den heiligen Stuhl bewiesen^). 



22) Les evcques otant soumis a l'exanien a Borne, six prolats de la premiere 
nomination furent rejetes, et le roi, sans insister sur son choix, les remplaca stur 
le champ par d'autres. L'opinion publique porte que c'est moins le defaut de 
qualifications qui a induit le saint siege ä refuser la confirmation de ces indi- 
vidus, que le desir de faire usage de ses droits, d'essayer ses forces et de bien 
etablir son autorite des le commencoment. C'est au merae Systeme qu'il faut 
attribuer les objections qui furent faites ici contre trois des eveques nommes par 
votre majestö, savoir messieurs de Wolf, de Chandelle et de Fraunberg. Cepen- 
dant le premier finit par etre preconiso, et le second le sera des que son proces 
informatoire sera termine. Quoique la cour de Borne soit constamment dans 
Tusage d'encouragor les delations secretes, il parait qu'eües ne lui ont fourni que 
des objets d'inculpation tres insuffisans contre le baron de Fraunberg; car le 
cardinal secretaire d'etat, tout en relevant dans une note remise ä la mission les 
maxinies de ce dernier, n'ose attaquer sa doctrine, expression des plus formi- 
dables ä Borne. Le saint pere agrea il y un an sa nomination ; il est difficile a 
concevoir que ses maximes Taient rendu suspect depuis cette epoque. D faut donc 
esperer que la cour de Borne s'expliquera sur une accusation aussi vague qui 
porte sur un des choix faits par votre majeste. 

23) Depesche Bechberg's vom 29. April 1818: Ma supposition que la cour de 
Borne essayait par co refus a etablir un de ses pretendus droits fut pleinement 
confirmee dans le courant de cette conversation. Le cardinal Consalvi objecta 
qu'il devait m'etro connu que Ton n'ßtait pas dans Tusage de detailler les points 
d'accusation en rojetant les individus nommes aux Sveches, que ce serait ad- 
mettre que le saint pere pouvait se tromper, quo les souverains deferaient toujours 
a son jugement, et que recemment un puissant monarque sV etait soumis sans 
objection; que d'ailleurs Ton ne nouvait entrer dans Tanalyse des griefs, sans 
s'exposer a compromettre des personnes qui, en fournissant des renseignemens, 
constataient leur attachement au saint siege. Le cardinal Consalvi assura qu'il 
avait ete infiniment penible au saint pere de refuser la confirmation de Teveque 
de Wurzbourg, et que c'6tait pour rendre son exclusion moins frappante que Ton 
avait differe la preconisation de Tarcheveque de Munic, et de Teveque de Spire, 

"etexte d'attendre des documens qui n'auraieut pas ete rigoureusement 
res. J'eus aussi Toccasion de verifier ä quel point les griefs que Ton met 
compte du baron de Fraunberg sont vagues; car domandant au cardinal, 
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In München aber war man entschlossen, den römischen Ansprüchen 
bezüglich der Besetzung der Bischofssitze schon das erste Mal ent- 
schieden entgegenzutreten. In einem eigenhändigen Schreiben vom 
17. April beauftragte der König seinen Gesandten, in Korn zu er- 
klären, dass er weder das Concordat als Staatsgesetz verkünden noch 
einen Nuntius empfangen würde, wenn nicht die Beschwejrdepunkte 
gegen Fraunberg im einzelnen angegeben und belegt würden, und 
wiederholte diese seine Erschliessung in einer Depesche vom 
10. Mai 1818. So verstand man sich in Rom widerwillig dazu, 
die Anklagen gegen Fraunberg mitzutheilen , nachdem bisher nur 
allgemeine Beschuldigungen erhoben worden waren 24 ). „Der heilige 
Vater, so heisst es in der vertraulichen in italienischer Sprache ver- 
fassten Beschwerdeschrift, „will nicht die Erinnerung an jene Zeit 
erneuern , in welcher unseeliger Weise gegen die Absichten und 
den Willen Seiner Majestät die katholische Religion in Bayern ge- 
demüthigt war und von den Feinden der Kirche die Einführung des 
Protestantismus und des Unglaubens begünstigt wurde; aber der 
Name Fraunberg ruft ihm dieselbe zu seinem unendlichen Schmerz 
ins Qedächtniss und die Erinnerung lässt sich nicht verwischen, dass 
in jener Zeit Fraunberg als das Organ der Partei galt, welche die 
oben bezeichneten Uebel in jene durchaus katholischen Länder ein- 
führte. Nachdem Fraunberg das Directorium des Unterrichtswesens 
in Bayern übernommen hatte, wurden die Schulen in einer für die 



8i niluminatisme dont on le taxait ici, et dont il etait aise de demontrer la 
fanfwete, se tronvait au nombre des points d'accusation , il m'assura qu'il ne le 
croyait pas, et m'avoua ingenument qn'il ne se rappelait plus, sur quels objeta 
portaietit les insinuations faites contrelui. II finit par promettro que par deference 
particnliere pour votre niajesto, et contre l'usage recu ici, Ton allait faire des 
recherches pour niettre sous ses yeux ce qui etait de nature a etre communique. . . 
II n'est pas douteux que la fermete que votre majeste deploie envers ie saint 
si£ge dans cette occasion ne lui en impose et ne lui trace pour l'avonir la ligne 
de conduite dont il n'osera s'öcarter, tandis que de la condescendance eüt rendu 
illusoire une de ses plus belies prerogatives et eut encourage la cour de Roma 
a rencherir sur ses pretentions. 

24) Schreiben des Papstes an den König vom 6. April 1818. Quod vero ad 
sex tum c praedictis viris attinot . . nullo eum modo ad episcopatus oflleiuiu 
evebere possumus. Is est baro de Fraunberg, de cujus doctrina ac moribus et ea 
scimus, quae probant minime illum iis dotibus instructum esse, quas sacri canones 
in eo requirunt, qui ad episcopatum in ecelesia dei gerenduin sit promovendus, 
et per universam fere Germaniam ea de ipso est opinio plurimorum litteris ad uos 
perlata, ut „bonum testimonium*' illud, quod apostolus Paulus in episcopo postulat, 
„ne in opprobrium incidat", eum non habere nobis certissime constet. 

Sicherer, Staat und Kirche. 18 
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Interessen der katholischen Religion durchaus ungünstigen Weise 
eingerichtet; die Lehrstühle der Theologie und des canonischen 
Rechts wurden unterdrückt und durch jenen der Pastoral ersetzt; 
den Bischöfen wurde verboten diejenigen zu weihen oder in der 
Seelsorge anzustellen, welche nicht auf den von ihm geleiteten Uni- 
versitäten ihre Studien gemacht und ein Examen bestanden hatten, an 
welchem zwei Abgeordnete der Regierung und ein Abgeordneter des 
Bischofs Tbeil nahmen. 14 „Während seiner Amtsführung wurden in 
Bayern Bücher gedruckt und ungehindert verbreitet, welche in Sachen 
der Moral und der Religion die allerschlechtesten Grundsätze ver- 
traten, und der Ursprung aller dieser Unordnungen wurde beständig 
Fraunberg zugeschrieben. Auf ihn wurde die Entfernung guter und 
rechtgläubiger Professoren von den Universitäten und die Ersetzung 
derselben durch Männer von schlechter und verdächtiger Lehre zu- 
rückgeführt. Ihm wurde die Unterdrückung der von den Päpsten 
gegründeten Universität in Ingolstadt und die Ersetzung derselben 
durch jene von Landshut zugeschrieben, über deren Lehre der heilige 
Stuhl nur Schmerz empfinden konnte. Ihm wurde der Wechsel der 
Professoren und Disciplinen auf der Universität Dillingen angerechnet, 
wo der heilige Stuhl Vertheidiger zählte und wo ein Seminarium 
bestand, in welchem die römische Kirche einige Zöglinge unterhielt. 
Auf ihn endlich wurde die Unterdrückung der berühmten und durch- 
aus katholischen Universität von Augsburg zurückgeführt, die Ver- 
haftung und Verbannung der wenigen, aber ganz vortrefflichen Geist- 
lichen, welche derselben angehörten 1125 ). Die Antwort der Regierung 



25) Non vorrebbe il santo padre ricordar© quel tempo, in cni disgraziatamente 
contro le intenzioni e la volonta della maesta sua la religione cattolica era umi- 
liata in Baviera, e dai nemiei della chiesa era favorita la introduzione del Pro- 
teste ntismo e della irreligione; ma il nome di Fraunberg ve lo chiama con suo 
infinite cordoglio, ne puö non rammentarsi che in qae' tempi gli si dispingeva il 
Fraunberg corae l'organo di quel partito, che introduceva in que* cattolicissimi 
stati i sovraindicati niali. Divenuto il Fraunberg presidente della istnurione 
pubblica in Baviera, si vide organizzato Tinsegnamento in un modo niente favore- 
interessi della religione cattolica; si videro soppresse le cattedre di teo- 
canonica, e sostituita ad esse queUa detta pastorale ; ed i vescori im- 
* ordinäre o promuovere alla cura delle anime aleuno che non avesse 
jfle universita da lui dirette, ed avesse subito un esame, al quäle dove- 
*enire due esaminatori per parte del governo, ed uno per parte del ves- 
jveva Tesame aggirarsi che sopra la cosi detta pastorale e le ceremonie 
i ed altre funzioni, delle quali sole si lasciava al vescovo la direzione 
MW. Nel tempo della di lui presidenza alla istruzione pubblica furono 
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auf diese Beschwerdeschrift war sehr leicht zu geben; die Univer- 
sitäten waren dem Generalschuldirectorium, dem späteren „geheimen 
Schulen- und Studienbureau" , welches unter Fraunberg's Leitung ge- 
standen hatte, niemals untergeben worden; ebensowenig hatte sich 
diese Behörde mit der Ueberwachung des Buchhandels und der 
Presse zu beschäftigen ; die wichtigsten Beschwerdepunkte fielen dem- 
nach hinweg. In den mittleren und niederen Schulen aber, so er- 
widerte die Regierung, habe Fraunberg immer darnach gestrebt, die 
Religion rein und unversehrt zu erhalten; gegen den Studienplan von 
1804 sei sogar von „Neuerern 4 * der Vorwurf eines „geheimen Jesui- 
tismus" erhoben worden. Im Rathe des Regenten endlich habe Fraun- 
berg gegen manche Massregel aus damaliger Zeit lebhaften Widerspruch 
eingelegt und seit dem Jahre 1807 sich in das Privatleben zurück- 
gezogen 20 ). Cardinal Häffelin erlaubte sich die Erklärung der Re- 
gierung mit einer Note zu begleiten, welche über das System des 
Ministers von Montgelas einen so scharfen Tadel aussprach, dass er 
von dem Könige einen „ernsten Verweis 44 erhielt 27 ). Rom gab sich mit 
den erhaltenen Aufklärungen zufrieden und die Angelegenheit war 
damit erledigt, da Fraunberg selbst auf seine Ernennung zu dem 
Bisthum Würzburg verzichtet hatte 28 ). Er wurde zunächst als 
Coadjutor für Regensburg in Aussicht genommen, nach dem 



»tampati o eireolavano liberamentc in Baviera de 1 libri pessimi in materia tli inorale 
e <li religione, e l'origine di questi disordini fu costantemente aitribuita al Fraun- 
berg. A hü fu attribuito che fossero allontanati dalle universita buoni ed ortodousi 
professori, e sostituiti altri di dottrina cattiva e sospetta. A»lui fu imputaia la 
soppressione della univerRitä dlngolstadt, fondata dai sommi pontefici, o la sosti- 
tuzione di quella di Landshut, della di cui dottrina la santa Hede non ebbe che 
a dolersi. A lui s'imputarono i cambiamenti di professori e delle diseiplino della 
universita di Dilliuga, ovo la Hanta sede rontava dei difensori, ed ovo esisteva 
un seminario , nel quäle la chiesa Koma na manteneva aleuni ahinni. A lui fu 
attribuita la soppressione della eelebre e cattolicissima universita di Augusta, e 
TarreHto e Fesilio di aleuni pochi, ma ottiini eceleaiastici , che alla medesima 
appartenevano. Auf diene Beschwerdesehrift bezog sich der Papst in einem Schreiben 
an den König vom 25. Mai 1818. Wegen der „berühmten und durchaus katho- 
lischen Universität von Augsburg** vergl. oben Seite 43 Note 51. 

2G) Notices hiographiques sur monsieur le baron de Fraunberg, designe par sa 
inajeste le roi de Baviere pour eveque de Wur/bourg. 

27) Note HäHclin's an Oonsalvi vom 17. Juli 1818, Note des Staatsministeriums 
des k. Hauses und des Aeusscren an das Staatsministcrium des Innern vom 
ö. September 1818. 

28) Schreiben des Papstes an den König und an Fraunberg, beide vom 
11. August 1818: Note ('onsalvi's an Häfteliu uud Schreiben ('onsalvfs an den 
Staat&minLster Grafen von Rechberg, beide vom 12. August 1818. 

18* 



£76 Verkündigung der neuen Gesetzgebung. 

Tode des Fürsten von HohenloLe aber znm Bischof von Augsburg 
ernannt 29 ). 

Sowie der römische Hof die Beschwerdepunkte gegen Fraunberg 
im einzelnen angegeben hatte, ertheilte der König Befehl, das Con- 
cordat als Staatsgesetz zu verkünden^), nachdem bereits am 26. Mai 
1818 die Verfassungsurkunde erlassen worden war. Das Religions- 
edict, welches am Schlüsse die Publicationsclausel des Concordates 
enthielt, wurde noch im Monat Juni 31 ), das Concordat selbst im 
lateinischem Text und in deutscher Uebersetzung $*), zugleich mit dem 
„Edicte über die inneren kirchlichen Angelegenheiten der pro- 
testantischen Gesammtgemeinde", im Monat Juli 1818 durch das 
Gesetzblatt bekanut gemacht 33 ). Das Werk der kirchenpolitischen 
Gesetzgebung in Bayern hatte damit seinen Abschluss gefunden. 

Von der protestantischen Geistlichkeit wurde die neue Gesetz- 
gebung mit dem lebhaftesten Danke für die „Weisheit, Gerechtig- 
keit und Frömmigkeit 4 ' des Monarchen aufgenommen 3 *). Anders 



29) Das königliche Ernennungsschreiben wurde am 6. December 1819 aas- 
gefertigt. 

30) Königliche Depesche an Häffelin vom 7. Juni 1818: .Tai rec,u par le comte 
de Rechberg votre depeche du 25 mai et les accusations portees contre le baron 
de Fraunberg. Elles reposent en plus grande partie sur des erreurs de fait; sa 
justification en deviendrä d'autant plus facile. . . Je Vous previens, monsieur le 
cardinal, que j'ai donne ordre de faire pnblier le concordat comme loi d'etat dans 
mon royaume; mai« je ne saurois recevoir le nonce avant que je n'aye la certi- 
tude, que la justification du baron de Fraunberg ait ete agreee, et qu'il soit 
confirme. 

31) Gesetzblatt für das Königreich Baiern, Stück IX. vom 17. Juni 1818. 

32) Der Wortlaut der Uebersetzung wurde durch schriftliche Abstimmung in 
der Ministerialconfercnz festgestellt, worüber die Beilagen zu dem Protocoll vom 
23. Juni 1818 Aufschluss geben. Bezeichnend ist eine Aeusserung des Staats- 
ministers Freiherrn von Lerchenfeld über den Ausdruck „auetoritas" im fünften 
Artikel. Die Uebersetzung von auetoritas mit „Gewalt" sei „viel zu stark and 
gegen den wahren Sinn gegeben. Gewalt ist potestas". Lerchenfeld schlug den 
Ausdruck „Leitung** vor. „Was der Gewalt völlig frei überlassen ist, wäre gegen 
den Missbrauch nicht geschützt; wo die Leitung ihre Grunzen überschreitet, da 
tritt die Gewalt, die landesherrliche, ein". . 

33) Gesetzblatt für das Königreich Baiern, Stück XVilL vom 22. Juli 181& 
In besonderen Abdrücken waren die beiden Anhänge zu §. 103 des Religionsedicts 
schon in den ersten Juli tagen ausgegeben worden; vergl. beispielsweise die 
„Münchener Politische Zeitung 4 * vom 7. Juli 1818. 

34) So eine Dankadresse der protestantischen Geistlichkeit des Districts- 
decanats Uffenheim vom 14. Juli 1818: „Diese erkohrnen Grundsätze (der Weis- 
heit, Gerechtigkeit und Frömmigkeit) sprechen sich wie in allen Zügen der er- 
neuerten Reichsverfassung so auch in deren Bezug auf Reügions- und Kirchen* 
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war der Eindruck bei demjenigen Theile des katholischen Glerus, 
weicher seit einer Keine von Jahren alle Bemühungen zur Restau- 
ration des coiialistischcn Systems in Bayern aufgehoten hatte. Der 
Erzbischof von Rainberg und Fürstbischof von Eichstildt Joseph 
Graf von Stubenberg beklagte sieb mit bitteren Worten darüber, 
dass es „den geschworenen Feinden unserer heiligen Religion ge- 
lungen sei , durch listige Einschaltung des Religionsedicta in die 
Reichsverfassung die kirchliche Regieningsform in ihren Grund- 
pfeilern zu erschüttern und die den Bischöfen von Jesus Christus 
selbst ertheilte Gewalt künftig von der weltlichen Macht abhängig 
zu machen" 3t'). Einige Seelsorger, die Pfarrer des Landgerichtes 
Kötzting im Unterdonaukreis, der Landgerichte Volkach, Mainberg 

Iuml Klingenberg im Untermainkreis, zur Leistung des Verfassungs- 
eides aufgefordert, weigerten sich, die Verfassung unbedingt zu be- 
beschwören. Der Pfarrer Frank von Kötzting und fünf seiner Amts- 
brüder (von Neukirchen, Lamm, Eschelkam, Rimbucb und Blaybach) 
leisteten zwar am 4. Juni bei dem Landgerichte Kötzting den Kid, 

»ji'doi'h „unter Vorbehalt der Rechte und Gesetze der katholischen 
Kirche, des Papstes und der Bischöfe". Sie fanden die unbedingte 
Leistung des Verfassungseides bedenklich, einmal, weil die Ver- 
fassungsurkunde mit den 'Beilagen noch nicht genügend und voll- 
ständig bekannt geworden sei, sodann aber, weil das Concordat „in 
mehreren Constitutionsartikeln angegriffen, wo nicht gar umgestossen" 
scheine und man nicht wissen ' könne, wie der heilige Stuhl diese 
Urkunde aufnehmen werde 3 "). Indessen die letzteren Bedenken Hessen 
sie schon nach wenigen Wochen fallen, nachdem das Religionsedict 
bekannt geworden war; am 20. August zeigte die Regierung des 
Unterdonaukreises an, „dass die Pfarrer des Landgerichtsbezirkes 
Kötzting in Folge der ihnen gemachten Eröffnungen ihr bisheriges 



Vorliältnisso unzweideutig ftus; lis treten in nm-Ii gl;iTi/.Tderi.'is Licht in dem 
erhochsten Kiliirtu über die iiiinxwn K»'i'!it..vrrlnltni-->' il«-r Kiri-linii.-<--rll.fli;il- 
. iiml liewiihron sii-h cndlirh in milit-rcm li.'/.ut' auf ilii- i'vaiivi'li.'li" Kir>-hi- iii 
i über deren innere Gestaltung iiml Furm s.» eben (Ttn-hienem-n imlnrin |t.- 
mimgen". r'licnsu sandten die I)i-drii't*diiM.niiii' K Hangen und Niinil"-ry hui 
'. Annu-t 181« an den Kenig, und das Kist.rii'UdiTiitiai ijmwi'nhjuiMTi um 9. 

i* IUI <!»• *J( , i|i'|-.l|i'iiII-i.-t"l'il|lll I 'iL II k i! ■ 1 T'' - -. •■ 1 1 i'ill. 

361 An» einem Schreiben dea BnUsefcob m Bamberg MV 81. Juli 1818, 

i Hütlor, l'iiiH'nrd.it und Cnnrtitutwnseid, H. 128. 
36) Bericht de» Pfarrers Frank /u KStltiBg, ragWch im Hwwi ieJMt lind 
niUbrüiler, mi d.i.. T>ini-Tiiilli<-Iii> OiiiHxtoriiiiii in l.'i'L'i'ii-tinii; vom p '--' ; '818. 
get hellt viin Hi'illiT, l' Minliit I Cuii.-titutii'ii-rid, S. 114 -1 
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Benehmen durch die Unbekanntschaft mit dem Goncordate und dem 
Keligionsedict entschuldiget und sogleich den unbedingten Eid auf 
die Verfassungsurkunde geleistet hätten 4 ' 37 ). Auch die Pfarrer im 
Untermainkreise leisteten noch im August alle den unbedingten Ver- 
fassungseid mit Ausnahme des Pfarrers Breuning zu Kloster Heiden- 
feld im Landgericht Mainberg, eines ehemaligen Mönches, welcher 
auch durch Verhängung der Temporialiensperre nicht zur unbedingten 
Eidesleistung zu bewegen war. Die Regierung beschloss endlich, da 
niemand zu einem Eidschwur gezwungen werden könne, den er nach 
seiner Ueberzeugung nicht ablegen wolle, da aber ein Mann, der sich 
dem Gesetze nicht unterwerfe, nicht in einem öffentlichen Amte, be- 
sonders als Pfarrer, belassen werden könne, den noch nicht investirten 
Pfarrer Breuning unter Mitwirkung des Generalvicariats in Würz- 
burg von seiner Pfarrei zu entfernen und in den Bezug der ihn 
treffenden Klosterpension zu setzen 38 ). 

So lange der bayerische Clerus über die neue Verfassung selb- 
ständig zu urtheilcn berufen war, kamen nur einzelne Fälle von 
Eidesverweigerung vor, von welchen die Mehrzahl eine rasche, der 
Regierung günstige Erledigung fand 39 ). Noch im August 1818 aber 
trafen Berichte in München ein, dass eine allgemeine Weisung an 
den bayerischen Clerus, den Eid auf die Verfassung zu verweigern, 
oder doGh eine andere gegen die neue kirchenpolitische Gesetzgebung 
des Königreichs gerichtete Massregel von Rom aus zu erwarten sei. 



37) Protocoll der »Sitzung des engeren Ausschusses der zur Vollziehung der 
Vert'assungsurkundo angcurdnnt.cn Ministerialconferonz vom 12. September 1818 
unter Ziffer XIII. 

38) Protocolle des engeren Ausschusses der zur Vollziehung der Vorfassungs- 
urkundc angeordneten Ministcrialeonfcrenz vom 12. Soptomber 1818 unter Ziffer 
XIV, und vom 14. Oktober 1818 unter Ziffer 11. woselbst Berichte der Regierung 
des Untermainkreises vom 19. August und vom 9. Oktober mitgothoilt sind. Der 
oben erwähnte Boschluss gegen Breuning wurde von den anwesenden Mitgliedern 
des Ausschusses (Rechberg, Lerchonfeld , Zentner, Sutnor) einstimmig gefasst. 
Vergl. dazu den Bericht des Pfarrers Breuning an das Genoralvicariat in Würz- 
burg vom 5. Oktober 1818 bei Höfler, Concordat nnd Constitutionsoid, S. 119 - 
122. 

3ü) Andere Eides Verweigerungen sollen in der Diöceso Froising nach einem 
Schreiben des dortigen Generalvicariats vom 16. Juli 1818 (Höfler,- Concordat und 
< !onstitutionscid der Katholiken in Bayern 8. 117) und nach dem Pastoral - Blatt 
des Bisthums Kichstätt 1865 Ö. 239 in der Gegend von Dillingen vorgekommen 
sein, ohne dass dio Namen der betreffenden Geistlichen genannt werden. Der 
Staat&rogierung sind nur die oben angegebeneu Fälle angezeigt worden. 
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£a ist bezeichnend für die Beobachtungsgabe des eben zum Car- 
dinal erliobencu bayerischen Gesandten, dass er seiner Regierung kein 
Wort über den Eindruck zu berichten wusste, welchen die Verkün- 
digung der bayerischen Verfassung auf die Curie machte. Was äst 
bayerische Gesandte in Korn nicht erfuhr oder doch nicht heriehlele, 
davon erhielt der bayerische Geschäftsträger in Neapel zuverlässige 
und eingehende Kenntniss. Am 11. August 1818 sandte der seit 
anderthalb Jahren am neapolitanischen Hofe beglaubigte Geschäfts- 
träger Franz Olivicr Graf von Jenison-Walworth an den Minister der 
auswärtigen Angelegenheiten Grafen von Rcchberg eine chiffrirte De- 
]«sche mit den wichtigsten Aufschlüssen über das Verhältniss des 
römischen Hofes zu der neuen bayerischen Vorfassung. Er versicherte, 
dass er diese Aufschlüsse aua einer durchaus zuverlässigen und wahr- 
heitlichenden Quelle geschöpft habe, welche er dem Minister seiner 
Zeit nennen werde. Da die Depesche durch die Tost befördert wurde, 
mochte er ungeachtet der Chiffre Vorsicht für geboten erachten. 
Die Mittheilung dieser Aufschlüsse, so leitete er seinen Bericht ein, 
halte er für seine Pflicht, weil er starke Gründe für die Annahme 
habe, dass die Gesandtschaft in Rom di« Vorgänge daselbst bis m 
einem gewissen Punkt nicht kenne oder doch nicht so gut davon 
unterrichtet sei, als sie- unterrichtet sein könnte. Im Norden von 
Italien, insbesondere in Mailand, sei die Verkündigung der bayerischen 
Verfassung mit Enthusiasmus begrüast worden , so zwar , dass er 
mehrere Freunde, mit welchen er im Briefwechsel stehe, gebeten 
habe, nichts mehr davon zu schreiben, um nicht ihu und sich zu oom- 
promtttireu. „In Rom hat dieses Ercigniss ein nicht minder gKMM 
Aufsehen erregt; aber im heiligen Collegiuin hat uns dasselbe zu 
einem Gegenstand des Grolls und des Missmuths gemacht. Die 
bayerische Verfassung wird von dem päpstlichen Hole als unvereinbar 
mit seinen Grundsätzen in kirchlichen Angelegenheiten betrachtel. 
Eine Congregation ist beauftragt, die Bestimmungen derselben Ober 
Heligionsverhältnissc zu prüfen; sie hat diese Bestimmungen für 
tm/.ulässig erklärt und ein an den bayerischen Clerus zu erlassendes 
Verbot, den Eid auf die Verfassung Sit leisten, in Vorschlag ge- 
bracht; aber die Mässiguug des Papstes und des Cardinais Consalvi 
haben diesen Vorschlag verworfen. Es war sodauu die Rede davon, 
an den König einen Mahnbrief und an den Clerus ein Hirtenschreiben 
zu richten, um demselben das zu beobachtende Verfahren vorzu- 
zeichnen. Man wird jedoch keine gewaltsamen Massregeln ergreifen, 
man wird aber alle zu Gebote stehendem geheimen Mittel anwenden, 
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um eine Spaltung unter dem Clerus hervorzurufen und die Gewissen 
des katholischen Bauernvolks in Bayern gegen die neue Verfassung 
aufzuregen, welche man in den Sälen des Vatican als das Werk der 
llluminaten betrachtet. Thatsache ist, dass man sich in dem gegen- 
wärtigen Augenblick am römischen Hofe ganz im Stillen viel mit 
dieser Angelegenheit beschäftigt und bezüglich der Gewissensfreiheit 
einen gegen den Geist der Verfassung gerichteten Plan entwirft; 
man wartet nur die Einsetzung des Nuntius in München ab, um zu 
handeln ; er soll der anticonstitutionellen Partei als Stütz- und Sammel- 
punkt dienen" *0). * 

Die Quelle, aus welcher der bayerische Geschäftsträger in Neapel 
seine Mitteilungen schöpfte, ist dem Anschein nach ein anderes, 
etwas ausführlicheres Actenstück in französischer Sprache, welches 
um dieselbe Zeit, wie zu vermuthen durch Jenison's Vermittlung, der 
bayerischen Regierung zugekommen sein muss. Dieses Actenstück, 
vom 20. Juli 1818 datirt, ist leider ohne Ortsangabe und, wohl mit 
Rücksicht auf die italienischen Postverhältnisse, ohne Unterschrift. 
Aus dem Inhalt ist jedoch zu entnehmen, dass die denkwürdige Auf- 
zeichnung aus Born stammt, und aus der königlichen Depesche, 
welche am 9. September 1818 von München aus an den Cardinal 
Häffelin abging, ersehen wir, dass der Staatsminister Graf von Rech- 
berg, welcher die Glaubwürdigkeit jener Aufschlüsse zu beurtheilen 
berufen war, denselben vollen Glauben beigemessen hat. Eben wegen 
des Einflusses , welchen dieses merkwürdige Actenstück auf die In- 
struction vom 9. September 1818 ausübte, erscheint es geboten, 
dasselbe nach seinem vollen Inhalte mitzutheilen : 

„Die Bestimmungen der bayerischen Verfassung über Religions- 
verhältnisse haben den römischen Hof in Bestürzung versetzt. Man 
hat eine Commission von Prälaten ernannt, um dieselben zu prüfen. 
Die Commission hat die Bestimmungen für unvereinbar mit den 
Grundsätzen der Kirche erklärt. Es war die Rede davon, dem 
Clerus die Eidesleistung auf die Verfassung zu verbieten. Die 
Mässigung des Papstes und des Cardinais Consalvi hat die Hitze der 
Ultras abgekühlt. Da jedoch die Partei der Ultras voll Eifer ist und 
die Majorität besitzt, so spricht man von einem Plane, an Seine Majestät 
den König von Bayern ein Mahnschreiben bezüglich der Gefahren zu 
richten, welchen die Kirche durch die eben verkündigte Verfassung 



40) Die Depesche des Grafen Jenison-Walworth vom 11. August 1818 ist 
vollständig mitgetheilt in den Urkunden Nr. 22. 



misgeseUt «ei, und einen Hirtenbrief an den Clerua, um demselben 
das unter den gegenwärtigen Verhältnissen 10 beobachtende Verfahren 
rofMBriekttB. Man glaubt, dass diese Acteustilcke in Bälde er- 
scheinen werden. Diese Nachricht stammt /.war aus guter Quelle, 
i|."-h ist. es wenig wahrscheinlich, dass der Plan sich Verwirklichen 
wiitl. Aber es ist gut zu wissen, dass dieses die Losung des Tages 
und die herrschende Stimmung ist. In Wirklichkeit befindet sich 
der römische Hof in der Verlegenheit, entweder Principien bei- 
pflichten zu müssen, welche seinen Grundsätzen und seinen Inter- 
essen zuwider sind, ofler sich gegen etwas aussprechen zu müssen, 
was mit dem Evangelium und dem Geist des Jahrhunderts über- 
einstimmt, die Toleranz von Seite der weltlichen Gewalt. Trotz 
ihrer Klagen sind die Freunde der geistlichen Herrschaft doch allzu 
klug, um heutzutage den Ausspruch zu wagen, dass die Freiheit 
der Gewissen und die Freiheit der Culte der katholischen Religion 
widerstreitet. Man wird keine gewaltsamen und offenen .Massregeln 
ergreifen; man wird nur die Mittel des geheimen Einflusses auf 
■lir Ce wissen anwenden und die Macht des Beharrens wirken 
lassen. Zeit gewinnen, nichts anerkennen, was den Ansprüchen 
auf Wiederherstellung der Vergangenheit widerstreitet, darin be- 
steht die Taktik derjenigen , welche den gegenwärtigen Ver- 
hältnissen keine Dauer verheissen. Man rechnet hier (d. i. doch 
wohl in Rom) auf irgend ein Ereigniss, welches die Constitution eilen 
Monarcbieen umstürzen soll und in dieser Erwartung gibt man den 
Rath, den neuen Principien Aber die Freiheit der Culte sich nicht 
anzubequemen. Derartige Anschauungen sind ebenso natürlich für 
Menschen, welche um die verlorene Herrschaft trauern, als sie der öffent- 
lichen Meinung widerstreiten. In ganz Italien und selbst in Rom spendet 
man den Grundsätzen der bayerischen Verfassung offenen Beifall. 
Damit ist der Weg vorgezeichnet, welcher in dem gegenwartigen 
Streit eingeschlagen werden muss: tiefe Ehrfurcht vor den wahren 
Gnimlsiitzen der Religion, unerschütterliche Festigkeit in Auf rech t- 
haltnng der königlichen Rechte bezüglich des Schutzes der GewiMU- 
freiheit, endlich volle Öffentlichkeit in den bevorstehenden Unter- 
handlungen mit dem römischen Hof. Das letzterwähnte Mittel 
sichert den Triumph der guten Sache; die öffentliche Meinung wird 
für immer die Träger des Irrthums im Stich lassen"* 1 ). 

41) Der frnn*.sis«he Test ist raitfrctln'ill in ilnn Urktuvlea Nr. 21. Du** ili« 
ti»j«ri»clie liefet zgebung Hin römischen Hofo ein grosse* Missf.llen erregte, be- 



282 Sendung Helfferich's. 

Rechberg fand diese Mittheilungen wichtig und glaubwürdig 
genug, um sofort zu handeln. Dass in der That am römischen Hofe 
eine Massregel gegen die bayerische Verfassung vorbereitet werde, 
wurde dem Minister durch ein eigenhändiges Schreiben des Cardinal- 
staatssecretärs vom 12. August 1818 bestätigt, worin derselbe die 
Erledigung der Fraunberg'schen Angelegenheit anzeigte und beifügte : 
der heilige Vater habe einen lebhaften Schmerz über den Eindruck 
empfunden, welchen die mit dem Concordat verkündigten neuen Gesetze 
allgemein gemacht hätten; es werde jedoch dieser Gegenstand den 
Inhalt einer besonderen Mittheilung bilden. # 

Eechberg wünschte jede Massregel abzuwenden , jede Erörterung 
abzuschneiden. Er hatte den Abschluss des Concordates betrieben, 
um durch Gründung einer Landeskirche die politischen Verhältnisse 
des Königreichs nach innen und nach aussen zu befestigen ; er wollte 
keine Unterhandlung, welche das Erreichte in Frage stellte, am 
wenigsten einen offenen Kampf. Er versuchte daher, durch vertrau- 
liche Auseinandersetzungen den römischen Hof von jedem entschiedenen 
Schritte abzuhalten. Da aber der Gesandte in Rom während der 
Concordatsunterhandlungen sich als unzuverlässig bewiesen hatte, so 
schlug Rechberg die Sendung eines Vertrauensmannes an die Curie 
vor. Er wählte für diese Sendung eine dem römischen Hof sehr 
genehme, weil sehr ergebene Persönlichkeit, den Canonicus Helffericb, 
welcher auf die Kunde von der Publication des Religionsedicts sofort 
nach München geeilt war 42 ). Unter dem Ministerium Montgelas hatte 
er im December 1815 in Frankfurt am Main das Gerücht verbreitet, 
der Papst habe das Interdict auf Bayern gelegt und den König von 
Preussen mit der Ausführung desselben betraut 43 ); unter dem Mini- 
sterium Rechberg glaubte er die Dinge so sehr gewandelt, dass 
er sich zu diplomatischen Sendungen im Dienste des Königs ge- 
brauchen liess. 



richtet auch Bimsen einem seiner Freunde in einem Briefe aus Rom vom 1. Juli 
1818. Christian Carl Josias Freiherr von Bunson, deutsche Ausgabe von Friedrich 
Nippold, Leipzig 1868, B. I. S. 151. 

42) Vergl. das Pastoral-Blatt des Bisthums Eichstätt 1865 S. 239. 

43) So wurde dorn Grafen Montgelas am 28. December 1815 von Frankfurt 
aus geschrieben. Auf eine an den geheimen Rath von Zwackh in Worms gerich- 
tete Anfrage wurde die Nachricht von diesem bestätigt. „Allerdings war in Frank- 
furth das Gerücht, der Papst hätte mit einem allgemeinen Interdikt das König- 
reich Baiern belegt; allein Niemand glaubte es, und die Sage wurde nur dadurch 
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Was Keehbcrg durch die Abordnung Helltorioh's nach Korn er- 
niehn wollte, ergibt sich mit voller Klarheit aus einer von Eeeh- 
berg's Hand entworfenen königlichen Depesche vom 9. September 1818 
an den Gesandten Cardinal Häfl'elin. Es ist dieselbe Depesche, auf 
Grund deren der Gesandte die berühmte Erklärung vom 27. September 
1816 dem Canlimüstaatssecretär fibergab. Um den Werth dieser 
Erklärung beurtheilen SU können, ist die vollständige Kenntniss jener 
liistnidkinsdepesche erforderlieh, wie sie von Rcchberg's Hand ent- 
worfen in den Papieren des Staatsarchivs sieh vorfindet. 

„Die gegenwärtige Depesche", so besagt die Instruction, nachdem 
einige Personal fragen bezüglich der Besetzung der Bischofsstühlo 
besprochen sind, ..überbringt Canonicum Hdllcrich, einer der würdigsten 
deutsehen Geistlichen, vortbeilhaft beknimt bei dem heiligen Stuhl. 
Er begibt sich nach Kom, um über die Stimmung in Deutschland 
und über die gebieterischen Gründe zu berichten, welche mich bewogen 
haften, meinem Königreich eine Verfassung mit organischen Edictcn 
zu geben, deren Bestimmungen der wiener Bundesaete und den durch 
die Bundesaete dem deutschen Volke zugesicherten Rechten entsprechen. 
Ich kenne den Eindruck, welchen meine Verfassung und meine Edictc 
in Rote gemacht haben. Ich weiss, dass eine Commissi« von Prälaten, 
litMiiftragt dieselben zu prüfen, das Anathcm darüber ausgesprochen 
und sie für unvereinbar mit den Grundsätzen der Kirche erklärt hat. 
Ich weiss, dass die Itede davon war, dem bayerischen Clerus die 
Kidcsleistung auf die Verfassung zu verbieten, und nachdem dieser 
Vorschlag von dem heiligen Vater und dem Cardinal Consalvi zurück- 
gewiesen war, dass der Gedanke auftauchte, ein Mahnschreiben in 
mich und einen Hirtenbrief an den Clerus zu erlassen, um demselben 
sein Verhalten unter den gegenwärtigen Umständen vorzuzeichnen ; 
doch soll auch diese Massregel vertagt worden sein. Inzwischen hat 
der Cardinal Consalvi meinem Minister der auswärtigen Angelegenheiten 
geschrieben, dass die zugleich mit dem C'oncordat verkündigten neuen 
bayerischen Gesetze dem heiligen Vater einen lebhaften Schmerz be- 
reitet hätten, und dass er sich vorbehalte, weitere Mittheilungen 
darüber folgen zu lassen. Ich wünsche, dass Canonicua Hellleiieh 



niiTkwiinlb;. weil man li.-i.-r/.lr. da König ron Pmnat li.il»- im Iwttga* V.h.t 
ugdricBttrt, rr »ulk den liiimiilm-h bm Vatüatu wiWiwtaJn. DwOitUofai 
Hcllricli aus Später und der k.it li..li-< >n- l't.in.T in l-'r.iiilifiirlti NuHM Muri 
Uabnn das wunderbar« Gewitch Utah Briefes an* Rhu, *i« *U whritou K MbtB 
■ rbroitef . 
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rechtzeitig ankömmt, um eine Erörterung abzuschneiden, von welcher 
ich nicht das mindeste Ergebniss erwarte. Ich kann nichts an dem 
Geschehenen ändern. Die organischen Gesetze sind ein wesentlicher 
Bestandteil der Verfassung; es bedarf der Zustimmung der Kammern, 
um irgend eine Aenderung an denselben vorzunehmen. Die Grund- 
lagen, von welchen man in Rom ausgeht, sind für Deutschland so 
fremdartig, man kennt dort so wenig die öffentliche Meinung, welche 
in Deutschland selbst die mächtigsten Souveräne schonen müssen, dass 
ich vergeblich versuchen würde, den heiligen Stuhl davon zu tiber- 
zeugen, dass ich so handeln musste, wie ich gehandelt habe. Es 
war nothwendig, alle Parteien zu befriedigen; es war nothwendig 
1200000 bayerische Protestanten zu beruhigen, welche bestürzt über 
das Concordat ihre verfassungsmässigen Rechte gekränkt glaubten und 
in der Sorge um ihre Gewissensfreiheit nicht gezögert haben würden, 
den Bundestag in Frankfurt anzurufen, wo man mein Concordat öffent- 
lich missbilligt hat. Meine Grundsätze haben nicht gewechselt. Ich 
werde treu und pünktlich das Concordat vollziehen; ich lege den 
grössten Werth darauf; der Canonicus Helfferich konnte sich davon 
überzeugen. Sollte man sich in Rom der Evidenz der Gründe ver- 
schliessen, welche er zu entwickeln in der Lage ist, so müsste ich 
eine Verblendung beklagen, deren Folgen unberechenbar werden 
können 44 44). 

Deutlich erkennt man, dass dem Gesandten selbst und dem Ver- 
trauensmann Helfferich lediglich die Aufgabe zugewiesen war, den 



44) Der französische Text der königlichen Depesche ist mitgetheilt in den 
Urkunden Nr. 23. Dass Cardinal Häffelin zur Abgabe der Declaration vom 27. 
September 1818 nicht ermächtigt war, konnte auch schon bisher aus zwei bekannt 
gewordenen Actenstücken entnommen werden , aus der Note Rcchberg's an Con- 
salvi vom 7. November 1818, (Höfler) Concordat und Constitutionseid der Katho- 
liken in Bayern S. 238 f., und aus dem Gutachton, welches Staatsrath und Ge- 
ncraldirector von Zentner am 30. März 1820 dem Könige erstattete, (Strodl) das 
Kocht der Kirche und die Staatsgewalt in Bayern seit dem Abschluss des Con- 
cordates, Schaffhausen 1852, S. 94 ff. (Vollständig mitgetheilt in den Urkunden 
Nr. 40.) Durch Mittheilung dos Satzes, welchen Zentner dem Könige schrieb : „Die 
Declaration des bayer. Gesandten wurde desavouirt, weil sie mit der ihm gege- 
benen Instruction nicht übereinstimmte und eine Unwahrheit in den Mund des 
Königs legte, wodurch die Rechtlichkeit und Würde der ganzen Nation compro- 
mittirt war" auf S. 95 erledigt sich der Zweifel, welchen Strodl auf S. 88 er- 
hebt: „Es ist übrigens nicht genug noch aufgehellt, inwiefern der bayerische 
Gesandte berechtigt gewesen, diese Erklärung, welche allerdings theilweise der 
Constitution widersprochen hätte, zu geben". 
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römischen Hof zu besehwichtigen und umzustimmen. Wie die Ver- 
leihung der Verfassung als eine in den deutschen Verhältnissen be- 
gründete politische Notwendigkeit bezeichnet wurde, so war eine 
Abänderung der einmal gegebenen Verfassung ohne die Mitwirkung 
der Kammern als eine staatsrechtliche Unmöglichkeit erklärt. Das 
sollten Häffelin und Helfferich in Born zu bedenken geben, um jedwede 
Massregel gegen die Verfassung, auch eine nutzlose diplomatische 
Erörterung, abzuwenden 45). 

Helfferich traf am 17. September Abends in Born ein und wurde 
am folgenden Tage von dem Cardinalstaatssecretär „ungemein gnädig 
empfangen" * G ). Consalvi äusserte gegen Häffelin seine lebhafte Be- 
friedigung darüber, dass die bayerische Begierung einen Mann nach 
Rom gesendet habe, dessen Ergebenheit gegen den heiligen Stuhl ihm 
sehr wohl bekannt sei 47 ). Auf Helfferich 's Antrag „wurde sogleich 
eine Commission angeordnet, um denselben täglich Ober die Hebung 
der Anstände zu hören, welche die Sendung eines Nuntius an Seine 
Majestät den König hindern. Die Anstände sind" — so berichtete 
Helfferich am 23. September dem Minister — „zum Theil grösser, 
als ich geglaubt habe. Ich habe bereits zehn Quästionen schriftlich, 
und wenn ich nicht irre, glücklich gelöst". Wie diese „Quästionen" 
lauteten und wie die „Lösung" derselben durch den bayerischen Ab- 



45) Das Pastoral -Blatt des Bisthums Eichstätt 1865 S. 240 macht in dem 
oft erwähnten Aufsatze, nachdem Helfferichs Ankunft in München erwähnt worden 
ist, folgende Mittheilung: „Man (wer?) kam laut Brief (wessen?) vom 25. August 
über folgende Punkte überein: 1. der Papst möge wider das Edikt Protestation 
einlegen; 2. man wolle an dio Regierungen und Landgerichte die strengsten Be- 
föhle senden, keine Interpretation des Ediktes zu machen, welche den Rechten 
und der Auctorität der Kirche zuwider wäre; 3. dem Clerus sollte der Constitu- 
tionseid mit der Clausel salvo Concordato gestattet sein. Die Punkte 1 und 2 
sollten vor der Hand noch nicht offiziell in Rom insinuirt, sondern erst dem 
Staatsrathe vorgelegt werden". Da jedoch im Pastoral -Blatt weder angegeben 
ist, von wem der erwähnte Brief vom 25. August geschrieben, noch zwischen 
welchen Personen die angebliche „Uebcreinkunft" getroffen wurde, so lässt sich 
weder dio Glaubwürdigkeit noch der Wcrth dieser Mittheilung feststellen. Jeden- 
falls, auch wenn die angegebenen Punkte in einor Unterredung Helfferich* s mit 
irgend einem Staatsbeamten zur Sprache gekommen sein sollten, haben dieselben 
nicht die Genehmigung des Königs erhalten, wie sich deutlich aus der königlichen 
Depesche vom 9. September 1818 ergibt In den Acten ist keine Spur zu entdecken, 
welche zu der Annahme fuhren könnte, dass jene Punkte von der Regierung jemals 
auch nur in Erwägung gezogen worden seien. 

46) Schreiben Helfferich's an Rechberg vom 23. September 1818. 

47) Depesche Häffelin's vom 8. October 1818. VergL unten die Note 62, 
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geordneten ausfiel, wissen wir nicht, da Helfferich seiner Regierung 
weder Bericht noch Actenstücke vorlegte. Einige der „Quästionen" 
scheinen untergeordnete Punkte betroffen zu haben; denn sieben Tage 
später, am 30. September, berichtete Helfferich neuerdings an Rech- 
berg, er „habe bisher, um die betreffende Angelegenheit zu befördern, 
acht wesentliche Hauptfragen zu beantworten gehabt ; aber u , fugte er 
hinzu, „so willfährig alle Beantwortungen aufgenommen wurden, schien 
immer noch der Hauptanstand auf Lösung der Frage zu beruhen: wie 
kann, ohne Aergerniss vor der heiligen Congregation zu veranlassen, 
ohne inconsequent gegen Bussland, Oesterreich und Frankreich zu 
scheinen, ein Nuntius abgesendet werden?" Ohne anzudeuten, wie 
dieser „Hauptanstand" gehoben wurde, berichtete Helfferich weiter, 
„der heilige Vater werde am 2. October in einem geheimen Con- 
sistorium bekannt machen, dass der Nuntius an den Hof Seiner Majestät 
zur Beförderung der Execution der Concordaten abgesendet werde. 
Man ist darauf gefasst, dass diese von allen Seiten unerwartete An- 
kündigung, deren Einleitung bisher äusserst geheim gehalten werden 
musste, sowohl in dem heiligen Collegium als unter den hiesigen 
Gesandten grosse Verwunderung hervorbringen werde". Anstatt eine 
Erklärung dieser auffallenden Wendung der Dinge zu geben, hielt er 
der Festigkeit der Curie und der Liebenswürdigkeit der römischen 
Prälaten eine feurige Lobrede. „Man irrt sehr, wenn man glaubt, ein 
Schisma Deutschlands oder selbst der Verlust der Kirchenstaaten 
könne den Geist der heiligen Congregation schrecken. Der Glaube, 
die Zuversicht der mehresten Earchenprälaten auf die göttliche Ver- 
heissung, ihr Kück-, An- und Aufblick in Vergangenheit, Gegenwart 
und Zukunft spricht sich so furchtlos, ruhig und freundlich aus, dass 
man sich aus dem Gänsegeschrei Deutschlands in eine ganz andere 
Welt versetzt zu sein glaubt". „Ich kann Euer Excellenz nicht 
genug rühmen das gefällige und freundliche Zuvorkommen, mit 
welchem jeder Vortrag aufgenommen, die Geistesruhe und unausgesetzte 
Thätigkeit, mit welcher diese Angelegenheit, ungeachtet der unge- 
heuren Menge der Geschäfte und des seit sechs Tagen ungewöhnlich 
andauernden Scirocco, behandelt worden ist. Uebermorgen" , schloss 
er seine Briefe, „wenn der Schleier über eine Sache, über deren 
Ausgang man wirklich ganz anders denkt, weggezogen sein wird, 
dürfte mancher grosse Augen machen". 

Unter die Ueberraschten gehörte aber Helfferich selbst. Denn 
der „Hauptanstand", von welchem er noch am 30. September dem 
Minister schrieb , war drei Tage vorher ohne seine Mitwirkung und 



Unterhandlungen zwischen Cimsalvi und Häffelin. 
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ohne sein Vorwissen für die Curie gehoben worden. Während nämlich 
der Vertrauensmann der bayerischen Regierung von einer Commission 
römischer Prälaten über die Verfassung seines Landes sich verhören 
liess, unterhandelte der Gesandte Cardinal HiilTelin, von jeher ein 
abgesagter Feind „scholastischer Erörterungen", zudem gekränkt durch 
die Sendung Helflerieh's und durch das Schweigen , welches dieser 
dem Gesandten gegenüber beobachtete, mit dem Cardinalstaatssecretar 
unmittelbar. Schon am 26. September berichtete er dem Monarchen : 
er habe, „um die Abreise des Nuntius zu erleichtern und zu be- 
schleunigen", dem Cardinalstaatssecretar eine ofticielle Note übergehen, 
welche die bevorstehende Vollendung des Dotationsgeschäftes ankün- 
digte und die Versicherung enthielt, der König sei fest entschlossen, 
das Concordat in allen seinen Punkten vollziehen zu lassen -13 ). Diese 
Versicherung, welche mit der königlichen Depesche vom 9. September 
nicht im Widerspruch stand, scheint dem Cardinalstaatssecretar nicht 
genügt zu haben. Er berief sich auf die Opposition im Cardinal- 
colleginm , d. h. auf den Widerstand der Zelanti, um eine zweite 
Erklärung zu erlangen, welche Häffelin am 27. September „im Namen 
des Königs" in italienischer Sprache übergab. „Um alle Schwierig- 
keiten und alle Hindernisse zu heben 1 ', so berichtete Häffelin am 
00. September dem Könige , „welche die Oppositionspartei wegen 
einiger Bestimmungen der Verfassung und insbesondere wegen des 
Heligionsedicts erheben könnte, in welchem man einen Widerspruch mit 
den Grundsätzen des heiligen Stuhles finde, habe er dem Cardinalstaats- 
secretär eine zweite Note oder vielmehr eine formelle Erklärung über- 
geben"'* 9 ). Diese zweite Note aber besagte: der König von Bayern 
habe mit unsäglichem Schmerze erfahren, dass einige Bestimmungen 
der von ihm verkündeten Verfawsungsurkunde und insbesondere Am 
derselben beigefügte die Religion betreuende Edict nach der Auffassung 
Seifier Heiligkeit in irgend einer Weise den Gesetzen der Kirche 
widerstritten. Auf das üusserste durch eine derartige Auslegung 
betroffen und von dem Wunsche erfüllt, jeden Zweifel und jede 
Schwierigkeit zu beseitigen, habe er den Gesandten beauftragt, in 



48) Der Inhalt .lieser Nute ist nur Mfl «MI BtptMhl Müffi'Un*™ iui den 
Künig vom 26. S 1( ,i,iul,r[ lMrf In. kann), 
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seinem Namen zu erklären: dkss es die Absicht des Königs immer 
gewesen sei und sein werde, das Concordat in allen seinen Theilen 
treu und gewissenhaft zu vollziehen, dass das Concordat, nachdem 
dasselbe als Staatsgesetz verkündet worden, als solches immer be- 
trachtet werden solle; dass das der Verfassungsurkunde beigefügte 
Edict, dessen Hauptzweck die Erhaltung der Ordnung, der Ruhe und 
der Eintracht unter den sämmtlichen Einwohnern des Königreichs sei, 
nur für diejenigen als Norm gelten solle, welche sich nicht zur 
katholischen Religion bekennen, während das Concordat für die 
Katholiken die Norm bilde ; dass endlich der auf die Verfassung zu 
leistende Eid in keiner Weise die Dogmen und die Gesetze der Kirche 
verletzen könne, da er nach dem entschiedenen Willen und der be- 
stimmten Absicht des Königs sich nur auf die bürgerliche Ordnung 
beziehen und zu keiner Handlung verpflichten solle, welche den Ge- 
setzen Gottes und der Kirche widerstreite 50 ). 

Vergleicht man die beiden Actenstücke, welche Häffelin dem 
Cardinalstaatssecretär übergab, die „Note 44 vom 26. und die „Er- 
klärung" vom 27. September, so dürfte kaum ein Zweifel obwalten, 
dass die letztere nach den Wünschen Consalvi's formulirt worden ist. 
Dass die Absicht des Königs immer gewesen sei und sein werde, das 
Concordat in allen seinen Theilen treu und gewissenhaft zu voll- 
ziehep, dass das Concordat, nachdem dasselbe als Staatsgesetz ver- 
kündet worden , als solches immer betrachtet und beobachtet werden 
solle, konnte der Gesandte im vollen Einklang mit der Instruction vom 
9. September und mit der bestehenden Gesetzgebung erklären; eben 
darum aber, weil damit die bestehende bayerische Gesetzgebung als 
verbindlich vorausgesetzt wurde, konnte diese Erklärung, wie sie schon 
in der Note vom 26. September enthalten war, für sich allein den 
Ansprüchen der Curie keineswegs genügen. Dagegen enthielt der 
folgende Satz, dass das der Verfassung beigefügte Edict nur für 
diejenigen als Norm gelten solle, welche sich nicht zur katholischen 
Religion bekennen, während das Concordat für die Katholiken die 
Norm bilde, ein bedingungsloses Eingehen auf die Forderungen der 
Curie und eine entschiedene Verletzung der Verfassung des Landes. 
Konnte nach dem geltenden Landesrecht der König die einmal ge- 
gebene Verfassung ohne die Mitwirkung der Kammern nicht abändern, 



60) Dichiarazionc di sua maestä il re diBaviera, Bullarii Romani continuatio 
CV. pag. 120 sq. (daraus abgedruckt bei Otto Mejer, zur Geschichte der 
t-deutscken Frage B. II. Abth. I. S. 183 Note 3.) 
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so war Dach der Auffassung der Curie die weltliche Gesetzgebung, 
soweit sie mit den Gesetzen der Kirche, d. i. mit dem Concordate, in 
Widerspruch stand, überhaupt nicht verbindlich; es bedurfte daher 
nicht einer Ausserkraftsetzung derselben durch einen Act der Gesetz- 
gebung, sondern lediglich eines Ausspruchs darüber, dass dieselbe 
soweit nicht zu Kecht bestehe, eines Ausspruchs, welcher von dem 
Monarchen allein gethan werden konnte. Im Zusammenhang mit 
diesem dritten Satze enthielt auch der Schlusssatz der Erklärung 
bezüglich des Yerfassungseides eine mit dem bestehenden Verfassungs- 
recht kaum vereinbare Tragweite. 

So hatte durch die Nachgiebigkeit des bayerischen Gesandten das 
Princip der Curie einen neuen Sieg über die Selbständigkeit der welt- 
lichen Gesetzgebung, einen grösseren Sieg als durch den Abschluss 
des Concordates, errungen. Mit gebührendem Lobe verkündete PiusVIT. 
am 2. October im geheimen Consistorium die „Erklärung 44 des 
Königs von Bayern, durch welche der grosse Schmerz des Papstes 
gehoben und getröstet worden sei. „Der Eifer des erlauchten Königs 
für die heilige Religion, welcher durch die glänzendsten Zeugnisse 
dargethan ist, flösst uns die zuversichtliche Hoffnung ein, er werde 
alle Bemühungen aufwenden, um die katholische Religion in seinem 
Reiche rein und unversehrt zu erhalten und derselben zur Ehre des 
allmächtigen Gottes, wie wir gerne vertrauen, einen von Tag zu Tag 
reichlicheren Zuwachs zu verschaffen 44 5*). Die Erklärung, so berichtete 
Häffelin am 3. October dem Könige, habe den günstigsten Eindruck 
gemacht und den endlosen Erörterungen ein Ziel gesetzt, welche von 
der Oppositionspartei im Cardinalcollegium zu erwarten waren. Auch 
der Canonicus Helfferich sei durch diese rasche Entscheidung „angenehm 
überrascht worden 44 ; er sehe nunmehr selbst ein, „dass man schola- 
stische Erörterungen vermeiden müsse 4452 ). Und am 7. October be- 



61) Bullarii Romani continuatio, tom. XV. pag. 119 sq. 

52) Häffelin's Depesche vom 3. October äussert sich über Helfferieirs Sendung 
und Verhalten in folgender sehr bezeichnender Weise: Monsieur le chanoine 
Helfferich qui s'est fort occupe avec quelques prelats qui aiment a discuter a ete 
agreableraent surpris de cette prompte decision. Comme monsienr le chanoine 
paroiiwoit les premiors jours fort affaire sans me rien communiquer, j'ai eontinue 
a suivre la marche que je m'etois tracee, et dont j'ai eu Thonneur de rendre 
compte a votre niajeste dans mes depechcs precedentes. 11 reconoit maintenant 
lui- meine, qu'il faut eviter les discussions scolastiques et que, si j'otois entre 
dans les questions qu'il se flattoit de decider, nous n'aurions pas iini dans sii 
mois ni peut-etre dans im an. Sa venue a Rome a cependant fait un tres bon 
effet. parce qu'on Ta reganlee comme une marque de (!onüance particuÜere de 

Sicherer, Staat und Kirche. 19 
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richtete der Gesandte , die Allocution des Papstes und die Erklärung 
des Königs seien in ganz Rom mit dem lebhaftesten Beifall begrfisst 
worden. „Die Freude war ebenso gross als die Ueberraschung, dass 
in einem Augenblick, in welchem man ein Schisma befürchtete, Friede 
und Einigkeit wiederhergestellt seien. Alle Freunde der Religion 
beglückwünschten sich über ein so rasches und glückliches Ergebniss, 
welches jede Erwartung übertraf, und welches man nicht zu hoffen 
gewagt hatte" 53 ). 

In Bayern war die Ueberraschung über diese Wendung der Dinge 
nicht minder gross als in Born. Die Allocution des Papstes mit der 
„Erklärung" des Königs wurde in besonderen Abdrücken rasch im 
Lande verbreitet, mit Jubel begrüsst von jenem Theile des Clerns, 
welcher in der durch den Wortlaut des Concordats verheissenen 
schrankenlosen Geltung des canonischen Rechts das Fundament für 
die volle kirchliche Restauration erblickte, mit tiefem Missmuth von 
allen denen betrachtet, welche in der eben verkündeten und beschworenen 
Verfassung das dem Willen des Königs wie dem Willen des Papstes 
entrückte, die Gleichberechtigung der Confessionen verbürgende Grund- 
gesetz des öffentlichen Lebens erkannten. Die Regierung aber war 
durch die Eigenmächtigkeit des Gesandten in die peinlichste Lage 
versetzt. Vergrössert wurde ihre Verlegenheit dadurch , dass 
zu gleicher Zeit mit den Berichten über die Vorgänge in Rom der 
päpstliche Nuntius mit einem Breve in München eintraf, welches die 
jüngste Erklärung als eine „grosse Erleichterung für die Angst und 
den Schmerz" des Papstes pries und dem Könige den lebhaftesten 
Dank dafür ausspracht). Vergeblich versuchte der Staatsminister 



votre majeste onvers le saint pere. Le cardinal Consalvi lo regarde comme an 
homme zele, mais trop ardent, et auquel il souhaiteroit plus de calme et de pni- 
dence. Son emincnce me dit, apres l'avoir vu la premiere fois, qu'elle etoit infi- 
nimcnt sensible quo votre majeste ait envoye un homme qu'eüe savoit etre tres 
attache au saint fliege, mais qu'eUe ne pretendoit pas traiter avec lui, et que nons 
continuerons a regier et terminer les affaires de Baviero sans Fadmettre a nos 
Conferences. La negociation principale etant terminee, je n'ai plus de secret pour 
lui; je lui parlerai desormais ä coeur ouvert et tächerai de lui donner les meüleurs 
conseils pour l'execution du concordat. 

53) I/allocution du saint pere et la declaration donnee au nom de votre 
majeste ont eto reelles en tout Ronio avec les plus vifs applaudissemens. La joie 
fut egale ä la surprise. quand on apprit au monient, oii Ton craignoit un schisme, 
que la paix et runion etoient assurees, et tous les amis de la religion se feliei- 
terent d'un aussi prompt et heureux resultat qui surpassoit toute attente et qu'on 
n'avoit ose esperer. 

64) Das päpstliche Breve ist vom 10. October 1818 datirt. 
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Graf von Rechberg den Eindruck der Häffelin'sche Erklärung dadurch 
abzuschwächen, dass er die Veröffentlichung derselben in den mfinchener 
Zeitungen mit einer erläuternden Note begleitete, welche die entschei- 
dende Stelle der Erklärung auf das Edict über die protestantische 
Kirche bezog und hinzufügte, dass in dem anderen, dem Religions- 
edict die „allgemein verbindlichen Bestimmungen für sämmtliche 
königlichen Unterthanen" enthalten seien &&). Eine namenlose An- 
merkung in öffentlichen Blättern konnte um so weniger genügen, 
in je entschiedenerem Widerspruch sie mit dem Wortlaut der 
Erklärung stand. Rechberg verhehlte sich denn nicht, dass von 
Seite der Regierung etwas geschehen müsse und sprach sich in 
diesem Sinn aus, sowie es im Schosse des Ministeriums zu Er- 
örterungen kam. Einstweilen Hess er dem Gesandten ein königliches 
liescript mit scharfem Tadel seiner Handlungsweise und mit dem 
Vorbehalt „weiterer umständlicher Erläuterung 44 zugehen^). 

Es war zunächst der „engere Ausschuss der zur Vollziehung der 
Verfassungsurkunde angeordneten Ministerialconferenz 44 , bestehend aus 
den Ministern Rechberg und Lerchenfeld, dem Generaldirector Zentner, 
den Ministerialräthen Sutner und Stürmer, welcher sich gegen Ende 
October in zwei Sitzungen mit der Sache beschäftigte^ 7 ). Schon in der 
ersten Sitzung, in welcher Rechberg das von ihm entworfene könig- 
liche liescript an Cardinal Häffelin vom 9. September verlas, war der 
Ausschuss darüber einig, dass „das Verfahren des königlichen Ge- 
sandten 44 , welchem „kein Auftrag zu irgend einer Erklärung im 
Namen des Königs gegeben war 44 , „die Entehrung der Regierung im 
In- und Auslande 44 zur Folge haben werde, „wenn nicht irgend ein 
wirksames Gegenmittel ohne Verzug ergriffen werde 44 . Noch dringender 
betonte man die Notwendigkeit eines raschen entscheidenden Schrittes 
in der folgenden Sitzung vom 31. October, da „eine bekannte Partei^ 
des bayerischen Clerus täglich eine kühnere und anmasslichere Stellung 
annehme 44 , da in der nächsten Ständeversamralung die „bittersten 
Erklärungen 44 vorauszusehen seien, da endlich „die Regierung nicht 



66) Diese Note erschien zuerst in der „Münchener Politischen Zeitung*' vom 
24. October 1818 S. 1134, dann in der augsburger ,.AUgenieinen Zeitung*' vom 
26. October 1818 S. 1194. 

56) Königliches liescript vom 28. October 1818. 

67) Die folgende Darstellung beruht auf dem „Protocoll der am 81. October 
1818 gehaltenen Sitzung des engeren Ausschusses der zur Vollziehung der Ver- 
fassungsurkunde und der damit in Verbindung gesetzten Kdicte allerhöchst ange- 
ordneten Ministerialconferenz" unter ZitTer IN. 

19 • 
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länger dem Scheine ausgesetzt bleiben dürfe, „als wenn sie, ein 
Spielball in der Hand der Intriguanten, hier wieder genommen, was 
sie dort kaum gegeben, und an ihrem Volke wortbrüchig geworden 
wäre". Darüber aber, welche Massregel zu ergreifen sei, gingen 
abermals, wie dereinst bei den Berathungen über den Abschluss des 
Goncordats, die Meinungen nach zwei Richtungen auseinander. Lerchen- 
feld rieth auch dieses Mal mit aller Entschiedenheit, den geraden 
Weg einzuschlagen: durch eine an den Cardinalstaatssecretär zu 
richtende, in den öffentlichen Blättern bekannt zu machende Note des 
Ministers der auswärtigen Angelegenheiten müsse im Namen des 
Königs die ohne Auftrag gegebene Erklärung des Gesandten vom 
27. September förmlich zurückgenommen werden. In dieser Note 
könne die bestimmte Zusicherung treuer Erfüllung des Goncordats 
wiederholt uud zugleich auseinandergesetzt werden, dass „das für alle 
Religionstheile bestehende Religionsedict", ein „allgemeines und unver- 
änderliches Staatsgrundgesetz 11 , nur enthalte, „was aus den ewig unver- 
äusserlichen Regentenpflichten hervorgebe und eine Folge des von 
jeher bestandenen und behaupteten Schutz- und Oberaufsichtsrechts 
sei 41 . Nur durch diese Massregel, so begründete Lerchenfeld seinen 
Antrag, könne „das im In- und Auslande verlorene Vertrauen auf die 
Festigkeit, die Aufrichtigkeit und die Treue des bayerischen Gouver- 
nements wiederhergestellt" werden; „das In- und Ausland müsse 
erfahren, dass die von dem Cardinal Häffelin gegebene officielle Er- 
klärung von keinem Auftrage der Regierung herrühre, dass diese die 
Verfassung nicht verletzt, auch ebensowenig den heiligen Stuhl hinter- 
gangen habe, um die Vollziehung des Goncordats von diesem zu 
erlangen und §odann das Edict wieder in Vollzug zu setzen". Rechberg 
dagegen und mit ihm die übrigen Mitglieder des Ausschusses — 
Stürmer war in der zweiten Sitzung abwesend — suchten nach einem 
'Ausweg, „welcher das Unangenehme der Sache so viel als möglich 
vermindere 44 . Anstatt einer förmlichen Zurücknahme der Häffelin'schen 
Erklärung, womit eine Zurückberufung des Gesandten verbunden werden 
müsse, schlug Generaldirector von Zentner, immer erfinderisch in 
Auskunftsmitteln, in Uebereinstimmung mit Rechberg und Sutner vor, 
an die sämmtlichen Kreisregierungen ein durch das allgemeine In- 
telligenzblatt zu veröffentlichendes Ausschreiben des Staatsministeriums 
des Innern zu erlassen, worin „zur Berichtigung jedes falschen Urtheilß 
und zur Beruhigung der Gemüther" insbesondere gesagt würde, „dass 
das vielbesprochene Edict für die Katholiken ebenso anwendbar und 
verbindlich sei wie für die übrigen Religionsge^ellschaften". Lerchen- 
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felrt fand ein derartiges Ausschreiben „als eine gleichzeitige Massregel 
allerdings auch zweckmässig", aber keineswegs genügend, um die 
förmliche Zurücknahme der Häffel in 'sehen Erklärung zu ersetzen. 
Denn der römische Hof könne „nach allgemeinen Grundsätzen des 
Völkerrechts", so lange nicht ein förmlicher Widerruf auf diploma- 
tischem Wege demselben zugekommen sei, jede anderweitige, auch 
eine offizielle Gegenerklärung ignoriren und als nichtig betrachten; 
er könne in Hirtensehreihen Clerus und Volk auf die gegebene, bei 
dem heiligen Stuhle nicht zurückgenommene Erklärung verweisen und 
dieselbe als Grundlage des Verhältnisses zwischen Staat und Kirche 
bezeichnen; er könne auf diesem Wege „eine beständige nie gänzlich 
zu hemmende Gährung im Königreiche unterhalten, dio schon im 
Znstande äusserer Ruhe gefährlich, in gefahrvollen Momenten hingegen 
ton unzuberechn enden Folgen sei". Es sei dringend nothwendig, „der 
römischen Curie diese gefährliche Einwirkung auf das Volk und den 
Clerus nicht länger offen zu lassen". 

Sechs Tage später — am fi. November — traten sich die beiden 
Richtungen in der Ministeria leonferenz selbst gegenüber, an welcher 
unter dem Vorsitz des .lustizminiaters Grafen Reigersberg die sämmt- 
lichen Staatsminister, der Feldmarschall .Fürst Wrede, der Präsident 
des Staatsraths Graf Törring, endlich die Generaldirectoren von Zentner, 
von Kienner, Freiherr von Colonge und von der Beeke Antheil 
nahmen* 8 ). Lerchenl'eld hatte in der Zwischenzeit mit der ihm eigenen 
Scharfe die Folgerungen entwickelt, welche aus der Häffelin'sqhen 
Erklärung abgeleitet werden konnten, und legte eine Zusammenstellung 
dieser Folgerungen der Ministerialconferenz vor 59 ). Gegenüber der 
durch den Wortlaut des C'oncordatea ausgesprochenen schrankenlosen 
Geltung des canonischen Rechts, welche „allen Ansprüchen des Clerus 
und einer vollkommen ultramotitanistischen Auslegung des Coneordats 
die Thore öffne", habe man „nach der reifsten Ueberlegung" das Re- 
ligionsedict „als die einzige Schutzwehr" durchaus nothwendig be- 
funden, um die äusseren kirchlichen Verhältnisse der drei mit gleichen 
Rechten begabten Confessionen unter einander, sowie ihr Verhältniss 
gegen den Staat in allen iiussereu Beziehungen festzusetzen. Gelte 
das Religionsed ict für die Katholiken nicht, so könne weist diu 
Gleichberechtigung der Confessionen noch die landesherrlichen Hechte 
gegenüber der katholischen Kirche behauptet werden. Nach dem 

58) Das Folfc'unilu Ut ik'iu I*r< »t ■ ><■< 1 11 ülier die MiuLstrri.ik'iiiifi'i-i'ii/ v"in ''■ 
tfotambar l*l fi entnommen. 

59) Das Actenstttck ist mitgetheüt in fco Urkunden Nr. 24. 
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ersten Artikel des Coucordats, so erläuterte Lerchenfeld, sind die 
„beiden anderen Confessionen neben der herrschenden katholischen 
nur tolerirt. Der Ausdruck quibus frui debet beseitiget sogar alle 
Berufung auf den dermaligen Besitzstand und öffnet der römischen 
Curie für alle Zukunft den Eingang zu den intolerantesten Grund- 
sätzen und Forderungen, sowie sie in der Folge der Zeit eine Hoff- 
nung zu finden glaubt, dieselben durchsetzen zu können 44 . Vollkommen 
vertraut mit dem Geiste des canonischen Rechts hob Lerchenfeld 
ferner hervor, dass nur durch das Religionsedict die Anwendung 
äusseren Zwangs von Seite der kirchlichen Behörden ausgeschlossen 
sei, sei es gegen diejenigen, welche sich zur katholischen Religion 
bekennen, sei es, um die Mitglieder der anderen Confessionen zum 
Uebergang zu bewegen. „Der katholische Clerus hält sich nach dem 
Concordate um so mehr hiezu berechtigt, als selbst die päpstliche 
Allocution von der Hoffnung eines von Tag zu Tag reichlicheren 
Zuwachses der katholischen Religion in Bayern spricht 44 . Ohne den 
Schutz des Religionsedicts seien die geistlichen Bildungsanstalten 
ganz der bischöflichen Leitung überlassen und damit „der römischen 
Curie alle Mittel an die Hand gegeben, den künftigen Clerus in 
Bayern ganz nach ultramontanistischen Grundsätzen zu bilden 14 , nicht 
minder seien die Geistlichen durch das Concordat dem gänzlich unbe- 
schränkten Strafrecht der kirchlichen Behörden überliefert. „Wie 
sehr dadurch der ganze Clerus unter die Gewalt der römischen Curie 
kommen müsse, welchen Gefahren ein jeder Geistliche, der nicht 
durchaus in dem Sinne und Geiste der römischen Curie handle und 
lehre, ausgesetzt sei, und welche Richtung in 20 bis 30 Jahren der 
ganze Clerus , der Willkür der geistlichen Behörden überliefert, 
nehmen müsse, fühlt die Geistlichkeit in Bayern wie der Staatsdiener 
und jeder denkende Staatsbürger 44 . Ohne das Religionsedict könne 
„die Geistlichkeit die Besteuerung der geistlichen Güter stets als eine 
Usurpation erklären, da in dem Concordate die Besteuerung nicht 
zugegeben, nach den ultramontanistischen Grundsätzen hingegen nur 
in Folge besonderer päpstlicher Indulte zulässig' 4 sei. Mit dem Re- 
ligionsedicte falle endlich die „Schutzwehr gegen die Uebergriffe" 
hinweg, die von Seite der geistlichen Behörden nach dem Artikel 5 
des Concordats in Ansehung des Schulwesens und nach dem Ar- 
tikel 13 in Ansehung der Pressfreiheit zu besorgen seien. Die 
Geistlichkeit aber sei, wenn die Erklärung vom 27. September nicht 
förmlich widerrufen werde, auf die Verfassung des Königreiches nur 
soweit verpflichtet , .als dieselbe keine religiösen Verhältnisse be- 
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treffe. „Gebe die Regierung nach", so erklärte Lerchenfeld weiter in 
der Ministerialconferrenz, „Hesse sie auch nur vermuthen, dass die zwei- 
deutige Erklärung des Cardinais Häil'elin von der Regierung nicht 
missbilligt werde, so würde die Anmassung des römischen Hofe» 
wachsen, und die Mitglieder der Miniaterialconferenz setzten sich 
aus, von den Ständen des Reichs wegen Verletzung der Verfassung 
belangt zu werden". 

Alles, was der Finanzminister mit gewohntem Scharfsinn aus- 
führte, wurde in der Ministerialeonferenz durchaus richtig befunden. 
Dennoch wurde ein so entschiedenes Vorgehen, wie es Lwoheofeld 
empfahl , von verschiedenen Seiten bekämpft, am lebhaftesten von 
dem Generaldirector von Zentner, welchem sich der Hintatet öntf 
Thtirheim anschloss. Betrete man, so machte Staatsrath von Zentner 
geltend, den Weg, welchen Lerchenfeld vorschlage, dann lasse sich 
„mit Gewissheit erwarten, dass der Nuntius werde zurückberufen und 
eine nicht unbedeutende Anzahl der Artikel des Reügionsedicts als 
ketzerische Sätze werde erklärt und mit dem Anathem belegt werden; 
Bayern erhielte vor dem Widerruf derselben keine Bischöfe; die 
katholische Kirche stünde als verwaist mit einem in Lehre und Grund- 
sätzen nicht übereinstimmenden CleniB da; die katholischen Einwohner 
würden in ihrem Gewissen beängstigt ... es sei zu fürchten, dass 
die Mehrheit der Geistlichkeit auf die Seite des römischen Hofes 
nnd seiner Anhänger übergehen werde, theils aus Gewissensfureht, 
theils aus Furcht gegen ihre Gemeinden, theils aus Ehrgeiz,, der 
durch die Erhöhung der geistlichen Gewalt geweckt werde und auf 
jeden ihres Standes zurückwirke". Tbürheim sah sogar die Verhäng- 
ung des lnterdictes bevorstehen; „es wäre möglich, dass Kirchen 
geschlossen, die Austheilung des Sacraments verweigert und die Ein- 
segnung der Ehen untersagt würde"; Eventualitäten, welche Lerchen- 
feld und Wrede als durchaus unwahrscheinlich bezeichneten, weil 
Rom durch einen Bruch mit der bayerischen Regierung in allen 
seinen Unterhandlungen mit den übrigen Höfen sich Schwierigkeiten 
bereiten wurde. Darin waren jedoch die sämmtlichen Mitglieder der 
Ministerialconferenz einig, dass irgend etwas geschehen müsse, um 
deu unverantwortlichen Schritt des Oardinals HSfl'elin, den „schänd- 
lichen und unerlaubten" Missbrauch, welchen er mit der erhaltenen 
Instruction getrieben, das „Staatsverbrechen", welches er durch seine 
den Staatsgrundgesetzen widerstreitende, vielleicht mit dem Cardinal- 
stautssceretar verabredete Erklärung begangen habe, wieder gut zu 

ien. Nach lauger, lebhafter Berathung vereinigte man sich, einen 
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„Mittelweg" einzuschlagen, welchem auch Lerchenfeld seine Zustimm- 
ung gab, „um jeden Bruch mit dem römischen Hofe, soviel es mit 
der Würde und der Ehre der bayerischen Regierung vereinbarlich, 
zu vermeiden". Es solle, so wurde beschlossen, die eigenmächtige 
Erklärung des Gesandten durch ein „in gemässigten Ausdrücken" zu 
fassendes, vor der Absendung der Ministerialconferenz vorzulegendes 
Schreiben des Staatsministers der auswärtigen Angelegenheiten an 
den Cardinalstaatssecretär dahin „berichtiget" werden, dass das Re- 
ligionsedict als „ein allgemein verbindliches Staatsgesetz für alle 
Einwohner des Königreichs ohne Rücksicht auf das Glaubensbekennt- 
niss u und „der auf die Verfassung zu leistende Eid für jeden Staats- 
einwohner in Bayern gleich verbindlich" erklärt werde. Eine Er- 
klärung gleichen Inhalts sei durch ein königliches Rescript an die 
Kreisregierungen und an das protestantische Generalconsistorium zu er- 
lassen und durch das Intelligenzblatt bekannt zu machen. Dem Nuntius 
aber solle eine Abschrift - des an den Cardinalstaatssecretär zu richten- 
den Schreibens mitgetheilt und überlassen werden, ob er darnach die 
Audienz bei dem Könige begehren wolle oder nicht. 

Die beiden Actenstücke, das von Rechberg entworfene Schreiben 
an Consalvi und die von Zentner entworfene königliche Erschliessung 
an die Landesbehörden, wurden am folgenden Tage — 7. November — 
der Ministerialconferenz vorgelegt, und das königliche Rescript noch 
an demselben Tage vollzogen, von einer Bekanntmachung desselben 
durch das Intelligenzblatt jedoch vorläufig Umgang genommen 00 ). 
Das an die sämmtlichen Kreisregierungen und das protestantische 
Generalconsistorium erlassene, wenige Wochen später auch den Landes- 
universitäten- mitgetheilte königliche Rescript 61 ) wiederholte, was 
schon Rechberg's erläuternde Bemerkung bei Veröffentlichung der 
päpstlichen Allocution in den münchener Zeitungen gesagt hatte: die 
Erklärung des bayerischen Gesandten vom 27. September könne sich 
nicht auf das Religionsedict beziehen, welches „für sämmtliche Ein- 



60) Dagegen wurde die Ausschreibung dos Rescripts an die Unterbeliörden 
den Kroisregierungen „ohne Anstand" gestattet. Protocoll des engeren Aus- 
schusses der zur Vollziehung der Verfassungsurkunde angeordneten Ministerial- 
conferenz vom 21. November 1818 unter Ziffer IQ. 

61) Zuerst nach einer Abschrift veröffentlicht von (Höfler) Concordat und 
Oonstitutionseid der Katholiken in Bayern, S. 126 ff., nach dem Original abge- 
druckt in den Urkunden Nr. 25. Dio Mittheilung des königlichen Rescripts an 
die Landosunivorsitäten erfolgte am 3. December 1818. 
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wohiier des Reichs ohne Rücksicht auf die Verschiedenheit ihrer 
Glaubensbekenntnisse ein allgemein verbindüches Staatsgrundgesetz" 
sei, sondern lediglich auf das besondere, die protestantisch-kirchlichen 
Angelegen]] ei ton ordnende Gesetz. Der König, so war beigefügt, 
werde „die mit dem heiligen Stuhle abgeschlossene Uebereinkunft 
treu und gewissenhaft in allen ihren Be stand thcilen als ein verbind- 
liches Staatsgesetz vollziehen lassen", bestehe aber unabänderlich 
darauf, dass das die „unveräusserlichen Majestätsrechte sichernde und 
die äusseren Hechtsverhältnisse der verschiedenen Kirchengesell- 
schaften bestimmende allgemeine Staatsgrundgesetz von sämmtlichen 
Unterthanen genau befolgt und der von denselben auf die Verfassungs- 
urkunde geleistete Eid, da dieser auf Gegenstände der Religionslehro 
keine Beziehung habe, gewissenhaft werde beobachtet werden". Tn 
feineren Wendungen war ebendasselbe in der Note Kechberg's an 
ConsalW gesagt^); der König, immer bereit, die Erklärungen zu be- 
stätigen, welche seine Gesandten auch ohne ausdrückliche Befehle im 









62) Pas Selircihen Roehberjr's an Consulvi vom 7. Novcrobor 181? erwähnt 
/mi.ii'lisl die Ankunft 'les ajuwt'.lisclii'ii Nuntius in Miiiirhen und fahrt sodann fort: 
I* phanoine Helfforieh qui l'a preetkle de quelques jnurs neu« a apporte l'allo- 
..iti'ii du Mint pere et la dedaration iln inüiistro du mi. Sa mnjeste, tonjours 
pröte Li confirmer ce quo dans l'eflprit de ses intentions se* ministres deelarent, 
IHM memo en nvoir les ordre« formels, adhere avec une convietion eonipletto ä. 
Fassuranee donnöo qu'eile fera aiecuter et observor lo eoneordat dans tous »es 
Mtirle» aver uiitf H<lh">lit ■'■ relijrieiise. Mais. plus sa rouje.it <• est peiietrei; de it» 
sentimens, plus eile a du ötre peineo de voir quo son mlnistre, ne saisissant 
point l'esprit dos ordosnancos, aye donne ä l'edit Joint a la DOUtttettoB utie 
inteqiri-tation t[iii pourroit indnire s.s siijets e:itheliqucs ä doiiter de sa valjditti 
st ,'i ne pas se eroire souraifl a une ha qui, on trauant a cliaqiie eoramunion religi- 
droits et »es devoirs , fixe leim rapperts vis-a-vis du souverain et du 
fötal, saus qno tontefois eile puisso deroger au concordat qui. dovonu loi de 
fötat, est «ujonrd'hui le palladium des eatboIUpies et du nouvel ordre eeclosi- 
.!.(i.|ij.' etiihli en Baviere. Moins il sera desormnw uonsible ile porter atteuit« 
am »rrangemens qui vont se consolider d'un eommim seuord avoc 1" samt siege, 
plus sn majesto dovoit deairer que de« reelamathm* in« vinssent traverser ses sa- 
lutaires intentions, et qu'elle ne se vit point menaeee d'entendre articuler a, 
rusemblee des otats, par i'inadvertaneo de son ministro. des j»Tiefs qii'il tffl 4M 
ficile d'i'viter. Kn viis intitiant. iiii'iixeiutH'iir, ;ivee rette tr;mi-hi.--- q'i" yi.ii. um 

coimoissez tont« la pon>»->' de i sniiverain. je ne pnis que nie le Heiter de trouver 

dan* la peraonno de monseignotir l'arebeveijue de "Niree cot esprit juste "i i-<ih- 
r-iliatoire qui noti« mettw ix memo de triomphet de tous los obatade» et de r-i-»i— 
diure lo irrand et bnportant oiivrago dotit il est Charge ä uuu üii qui sssurera 
l.i sUbilitö des eglises bavaroises et le rcpua des eonseieueos. Vergl. Heller. 
Ct.mcofdat timl Cuiisti tut ionseid der Katholiken in Bayern. B. 238 f, 
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Geist seiner Absichten geben, pflichte durchaus der Versicherung 
bei, dass das Concordat in allen seinen Theilen mit gewissenhafter 
Treue vollzogen werden solle, habe dagegen mit Bedauern wahr- 
nehmen müssen, dass der Gesandte den Geist der Verordnungen nicht 
richtig aufgefasst und dem der Verfassungsurkunde beigefügten Edict 
eine Auslegung gegeben habe, welche die katholischen Unterthanen 
zu dem Zweifel an seiner Gültigkeit und zur Nichtbeobachtung eines 
Gesetzes verleiten könnte, das allen religiösen Gesellschaften ihre 
Hechte und ihre Pflichten und das Verhältniss zu dem Souverän und 
dem Staate vorzeichne, ohne jedoch dem Concordate Abbruch zu thun, 
dem gesetzlichen Palladium der Katholiken und der neuen kirchlichen 
Ordnung in Bayern. Der Nuntius, welchem dieses Schreiben mitge- 
theilt wurde, bestand nichts destoweniger auf der erbetenen Audienz 
und überreichte drei Tage später — am 10. November — dem Könige 
sein Beglaubigungsschreiben 63 ). 

Der Nuntius versuchte sofort, noch ehe die Erklärung der Re- 
gierung in Korn eingetroffen war, die ganze Frage auf eine sehr ein- 
fache Weise zu lösen. Er verlangte in einer Note vom 13. November, 
dass der König das Concordat als Staatsgrundgesetz erklären solle 64 ). 
Unter der Voraussetzung, dass der König damals die gesetzgebende 
Gewalt noch ohne die Mitwirkung der Kammern hätte ausüben können, 
würde eine solche Erklärung allen curialistischen Ansprüchen volles 
Genüge geleistet haben; als späteres Gesetz würde das Concordat 
alle dem canonischen Eecht widerstreitenden Bestimmungen des Be- 
ligionsedicts und der Verfassungsurkunde beseitiget haben. Aber 
selbst unter den neugegründeten staatsrechtlichen Verhältnissen hielt 
die Regierung „eine von der Verfassungsurkunde und den Edicten 
getrennte neue Bekanntmachung des Concordats" „in ihren Folgen 
zu bedenklich" 65 ) und erwiderte dem Nuntius sehr artig: das Con- 



63) Münchener politische Zeitung vom 12. November 1818. 

64) Le soussigno nonce apostolique, ayant eu ses audiences et desirant exe- 
cutor le plus promptement possible pour le bien genoral le concordat qui fait 
Tobjot prineipal de sa mission, se donne Thonnour de prier son excellence monsieur 
le comte de Rechberg, ministre d'6tat au döpartement des affaires etrangeres, 
d'interposer sos bons offices aupres de sa majeste royale afin quo, guidee et ex- 
citoe par la grandeur de son äme et ses dispositions favorablcs ä Feglise dont le 
bien lui tient tant a coeur, olle daigno declarer le dit concordat loi fondementale 
d'6tat, ainsi qifoüo a ou la bonto de le promettro dans Tarticlo XVHI du dit 
concordat. 

65) Note des Staatsministers Grafen T hur keim an den Staatsminister Grafen 
Rechberg vom 17. November 1817. 
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cordat sei bereits am 2(>. Mai als Staatsgesetz verkündet worden 
und werde als solches in allen seinen Tlieilen vollzogen werden 86 ). 

In Koni war der bayerische Gesandte durch das Eintrefl'en der 
mfmchenur Depeschen in eine misslieho Lage versetzt worden. In 
einem vertraulichen Schreiben, welches Kechberg den officiellen De* 
[■eschen beiiegto, hatte er dem Cardinal nicht verhehlt, das» seine 
I-age eine kritische sei ; die conatitutionellc Kegieruiig unterscheide 
sich durchaus von dem alten Zustand der Dinge: von den Kammern könne 
die Kückberui'ung des Gesandten verlaugt, vielleicht sogar eine Anklage 
wegen Verletzung der Verfassung gegen denselben erhoben werden 11 '). 
Noch einmal versuchte der gewandte Diplomat die alten Künste, um den 



f'ißl Nute (li'.s JStiiat-.lllilli.-l.TS (jrüf.'Il liwllbeTK »II ([vi! NllllÜIIS Vom 21. No- 

IVÜUM 1816. Lg sniissi^m; miiii-tr« d'etat an dopirtcmOTt du iiil'.iin- ■ I 
a nen la Bote ou wn ueeUetwa aewuAgtteat ]p nonea apostolbpie « bin voulu 
lui »dron-er lu 13 de ce niiik Kit rondant j ii.~lr.it->? hua seiitimen.s i[iii 1'ont ili.-.le.., 
In sonsBigne ;i Fhoiuieur de reiiouvoler iei l'assiurunce que lo gmveneBuat du 
r.ij n« biissera .VliüppiT aueiuie uixasiuu |Hiur dumior it roconnuitro et poiir prmni'i 
■ in.' Ii- nincordat. proclamo lo 2G du uiois ilo Mai dernier cunf'iruicmont am dia- 
,.»iii"H- oentonuw dans i'nrticle XV1H soleiitipllemeut conuno loi do'l'eUit, o*t 
-■■r:i maiiiteuu daua toutes sea parties eommo teilt? et comnie une lui 
' ■ dont u nutjette u pwmettn jainais do düvier. 
67) Das vertrauliche SnhrtUwo BodtAwg'i an Hiiflelin vom 11. Tfaminllll 
i-I.-i >.!iil'li'it ^machst die iill^-c meine tii-uiiriiliiiruii^. lvcli-üe die llei'luriition vom 
■•". September 1*1« erzeugt habe und fahrt sodann fort: Dans cet etat des choses, 
-i imiji-sn-, i.r;iii:ii.iiit iju>> c>.-tt>' questimi |iniirr<>il ■'■tri? |">rtco tiiu ehamhres [mm 
. in-i'iiMir 1« mini-tro du rui d'avoir dormo mir ileelaratiuu iippn-ru j In nuii volle 
l ^i-liitiiii. .1 jH^c j prii|ins i|i.i rassumMer Ic lmiih.'iI des ministres pour d.diUoror 
sur leg jnesurus ä prendre. Du premior almril im opina p_ une rotractiitinu 

rblique, ot d« ne point neavoir k nonce. Co n'ost o,u'avec peine q«a j'.ii r6uqi 
dötownex «et öelat, en proposant quo j'en oerirai nu cardinul secretuiro d'etat, 

.1 i|iu' ]■■ donncrai uvis de rotte demarcho ;iu uunee. La «risc «st passce pmir 
k> inotnont. mais jo duis voub prier, inoiisi'ii,ni.-iir. d'vviter dt-sonuaiii tonte demiireln; 

l'iildi'i mint de m'en uvoir Kommunique. Votre poaition est critique, le repme 

■ iini.l <-sl tri-s ditl'iTi'iirl di. 1 1'iinrieii ••r-1 ri> des ehosos. Une demarcho qui 
dovieruit tant «uit pou dos enKa^enivin quo sa majeate » contracteB ä l.i face de 
l'Europe nvi'c aou peii|d« pent lii jel>r daiis nu>' pi-qilexil,« affn'u,*«. .1« n« |iarlo 
pas ii votre eminotico des «otiHispiences inevitables .|ui en acroient In nuito. tidloa 

■ U >"U' ilemaiul.T NU nppd pM KW tnotiati duns los ehambros oll de l'y 

fnire cumparaitre |»mr »e ju-tilier. Toutes «es (|ucnU»nn ent olo prnt umlernen t. 
■ t elles ont ote tontM rangees Am Il> etMflnria des probabiiitos, ain^ 
i|uelle* il faut s'attondre. II eüt Mi ssn- «niilredit. preferald? que In. ehiutoine 
Helfferich eüt aberde Isi disenoion ot quo l'iirrin'e du DOBM tut ijovnf« ptaW 
q«ö du vous voir eiposo dans une premiere assembleti du etiits au roproelio 
d'avoir laiase purter atteintu ii une loi orgaiü'iut-' laisaut |iurtio de U cliurd' i ■mi- 
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Widerstreit der Principien zu beschwichtigen und sich aus der selbst- 
geschaffenen Lage zu befreien ; er gab in einem Briefe an den Grafen 
Rechberg der Erklärung vom 27. September eine Auslegung, welche 
durch Betonung eines Zwischensatzes den Hauptsatz der Erklärung in 
sein Gegeiitheil verkehrte und suchte für diese Auslegung das Ein- 
verständniss des römischen Hofes zu gewinnen. In einem Schreiben 
vom 25. November, welches mit der Mahnung schloss, „sophistische 
Feinheiten" und „scholastische Erörterungen" zu vermeiden, erwiderte 
er dem Grafen Bechberg: er sei sehr überrascht gewesen, dass die 
Erklärung vom 27. September in einer den Absichten Seiner Heilig- 
keit und Seiner Majestät so widerstreitenden Weise habe ausgelegt 
werden können, da sie doch ausdrücklich besage, der Hauptzweck des 
Edicts bestehe in der Erhaltung der Ordnung, der Ruhe und der 
Eintracht unter den sämmtlichen Einwohnern des Königreichs. „Das 
war klar, und es verstand sich von selbst, dass alle Bestimmungen, 
welche die Ordnung, die Ruhe und die Eintracht unter den sämmt- 
lichen Einwohnern des Königreichs betreffen, für alle verbindlich sind, 
doppelt verbindlich für die Katholiken, weil der Wunsch und die 
Absicht des heiligen Vaters dahin geht, dass die Katholiken den 
übrigen ein gutes Beispiel geben und in der Beobachtung der Ge- 
setze vorangehen, welche zur Sicherung des Friedens und der Ruhe 
des Staates und zur Erhaltung der Ordnung und Eintracht unter den 
sämmtlichen Einwohnern des Königreichs gegeben sind". Und nach- 
dem er auseinandergesetzt, dass das Concordat vom 5. Juni auf die 
Katholiken und das Edict vom 26. Mai auf die Protestanten sich be- 
ziehe, schliesst er mit der Bemerkung, dass die einen wie die andern 
„gleiche Unterwerfung und gleichen Gehorsam allen Gesetzen schulden, 
welche die bürgerliche Ordnung, die öffentliche Ruhe und die gesell- 
schaftlichen Beziehungen unter sämmtlichen Einwohnern des König- 
reichs betreffen" **). Allein mit diesem Versuche, aus einem Zwischen- 



stitutionnelle. Tout dopend aujourd'hui des Instructions dont peut etre muni le nonce. 
S'il attaquoit Tedit en question, s'il exigeoit qu'on le reprenne ou qu'on en rdtranche 
des articles, je ne saurois vous en garantir, monseigneur, los consequences. Mais 
s'il se borne ä surveüler Fexecution du concordat sans prondro connoissance de 
notre legislation interieure, legislation fondeo sur les anciennes loix de l'erapire 
et sur le pacte federatif, il se convaincra bientot de la sincerite de nos sentimens 
et des dispositions prononcßes de sa majeste de faire exäcuter fidelement et re- 
ligieusement ce qu'eUe a sign6. Je crus devoir, monseigneur, cette explication 
franche pour vous faire connoitre votro position. 

68) Das Schreiben HäfFelin's an Rechberg vom 25. November 1818 lautet: 
•Favoue, que je n'ai pas 6t6 peu surpris d'apprendre, par la lettre confidentieile 
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satze die Anwendbarkeit der Bestimmungen des Religionsedicts auf 
die Katholiken abzuleiten, welche doch im Hauptsatz mit klaren 
Worten verneint war, machte der Cardinal weder bei seiner Regierung 
noch bei dem römischen Hofe Glück. Von München aus erhielt der- 
selbe lediglich die trockene Antwort : „Zur Vermeidung aller weiteren 
ausweichenden und verdrehten Auslegungen über diesen Gegenstand 
wird dem königlichen Gesandten Abschrift des an sämmtliche Re- 
gierungen des Königreichs unterm 7. November erlassenen Rescripts 
mitgetheilt und derselbe hienach angewiesen 44 G9 ). In ausführlicher 



dont eile m'a honore et par celle qn'elle m'a chargö de remettre ä son eminence 
le cardinal secretaire d'etat, que la declaration j einte ä Fallocution que sa saintete 1 
a prononc£o dans le consistoiro soeret du 2 octobre, ait pü etre interpr£te" d'une 
manicre aussi contraire aux intentions do sa saintete et ä Celles de sa niajeste 
notre auguste souverain, ayant annonc6 dans la declaration en propres termes quo 
Tobjet prineipal de l'6dit Joint a la Constitution est de conserver 
Fordre, la tranquillite et la bonne harmonie entre tous les sujets 
du royaume. C'&toit clair, et il s'entendoit de soi meme que tous les articles 
qui concernoient Fordre, la tranquillite et la bonne harmonie entre toüs les sujets 
du royaume sont obligatoires pour tous et doublement obligatoires pour les 
sujets catholiques, parceque le voeu et Fintention de notre saint et souverain 
pontife sont que les catholiques donnent le bon exemple aux autres, et qu'ils 
soient les premiers ä obsorver les loix etablies pour assuror la paix et la tran- 
quillite de l'etat, et entretonir Fordre et Fharmonie sociale entre tous les sujets 
du royaume. Sa majesto le roi, aussi religieux que bienfaisant souverain, apres 
avoir re'gle' par le concordat du 5 Juin 1817 les devoirs et les droits de ses sujets 
catholiques, a fixe par Fedit du 26 Mai, Joint a la Constitution publie le meme 
jour, les droits et les devoirs de ses sujets protestants qui ne reconnoissent pas 
Fautorite du saint siege, ni d'autre chef de roligion que leur souverain legitime, 
et c'est dans ce sens que j'ai dit dans la declaration du 27 Soptembre, quo Fedit 
de religion publik avec la Constitution doit servir de regle et de norme aux sujets 
non catholiques, comme le concordat sert de regle et de norme aux catholiques, 
et que de memo que les loix cccl6siastiqnes des catholiques n'obligent pas les sujets 
protestants, de meme aussi Fedit de religion donne aux protestants ne peut pas 
obliger les sujets catholiques, mais que les uns et les autres doivent une egale 
soumis8ion ot obeissanco a toutes les loix qui concernent Fordre civil, la tranquillite" 
publique et los relations ou liaisons sociales entre tous les sujets du royaume. 
Je chercherai, monsieur lo comte, de developper encore plus clairement mon idee 
dans le rapport aUemand que je vais joindre a ma lettre. Votre excollence sait 
aussi bien que moi, qu'en matiere de religion il faut avec soin eviter les dis- 
cussions scolastiques qui ont produit et multiplie tant de sectes. Evitons surtout 
les subtilites sophistiques qui fönt naitre encore de nos tems tant de diverses 
opinions ou sectes religieuses parmi les protestants memes. Excusez, je vous prie, 
la longueur de ma lettre et agreez etc. Der deutsche Bericht an den König 
vom gleichen Tage enthält in kürzerer Fassung die gleichen Gedanken. 

69) Königliches Bescript an den Gesandten Cardinal Häffelin vom 27. December 
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Widerlegung und nicht ohne Ironie wies der Cardinalstaatssecretär 
den Versuch des bayerischen Gesandten zurück, für die Wendung, 
welche derselbe nachträglich der Erklärung vom 27. September geben 
wollte, das Einverständniss des römischen Hofes zu erwirken. Schon 
am 20. November hatte Cardinal Häffelin dem Cardinalstaatssecretär 
den Entwurf eines Schreibens an den Grafen Rechberg zur Billigung 
vorgelegt, welcher in allen wesentlichen Punkten mit dem wirklich 
abgesendeten Briefe vom 25. November übereinstimmte 7 0), und da 
er nicht sofort Antwort erhielt, fünf Tage später einen etwas ver- 
änderten, den zur Absendung gelangten Briefentwurf überreicht. Er 
hatte zu gleicher Zeit gebeten, es möge von Rom aus dem Nuntius 
in München mitgetheilt werden, dass das Religionsedict in bürger- 
licher Beziehung auch für die Katholiken Verbindlich sei und dass 
der Verfassungseid in diesem Sinne geleistet werden könne und dürfe, 
während das Concordat für die Dogmen, das Gewissen und die 
kirchliche Disciplin der Katholiken als Norm diene. Consalvi, 
welcher eine augenblickliche Antwort ablehnte, da er die Befehle des 
Papstes einholen müsse, erwiderte am 13. Januar mit einer schnei- 
denden Kritik der Häffelin'schen Briefentwürfe und einer entschie- 
denen Zurückweisung des gestellten Verlangens. Der heilige Vater 
habe niemals die Absicht haben können, dass die Bestimmungen, 
welche die Ordnung, die Ruhe und die Eintracht unter den sämmt- 
lichen Einwohnern des Königreichs beträfen, oder mit einem Worte 
— da alle Bestimmungen des Religionsedicts diesen Zweck hätten, — 
dass das ganze Edict auch für die Katholiken verbindlich sei. Denn 
da dasselbe Verfügungen enthalte, welche den Grundsätzen, der Lehre 
und den Vorschriften der katholischen Religion entgegen seien, so 
würden dadurch die Katholiken zur Beobachtung von Vorschriften 
verpflichtet werden, deren sie sich in keiner Beziehung unterwerfen 
könnten, ohne sich gegen ihre kirchlichen Verpflichtungen zu ver- 
fehlen; sie würden ferner dem offenen Verderben ihrer Seelen sich 



1818. Eine Note Thürheims an Rechberg vom 19. December 1818 hatte über 
Häffelin's Aufklärungsversuche bemerkt: ,,Wenn diessfaUs in die Aufrichtigkeit 
der Gesinnungen des k. Gesandten ein Zweifel nicht gesetzt werden soU, so 
müsste angenommen werden , dass derselbe bei seinem hohen Alter zu schwach« 
sinnig sei, um den Gegenstand gehörig fassen zu können". 

70) Ob der von Höfler, Concordat und Constitutionseid der Katholiken in 
Bayern S. 130, in deutscher Uebersetzung mitgetheilte Briefentwurf jener vom 
20. oder vom 25. November 1818 ist, lässt sich nicht mit Sicherheit bestimmen. 
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aussetzen und der heilige Stuhl würde dadurch seihst die feierliche 
BrUlrang vom 27. September 1818 wieder aufheben"'). 

Von diesem Augenblick an war der bayerische Gesandte für die 
politischen Unterhandlungen zwischen Koni und München 
nicht mehr vorhanden. Die Unterhandlungen wurden von dem Car- 
dinalstaatssecretär unmittelbar mit dem Staatsmin ister der auswärtigen 
Angelegenheiten geführt; dem Gesandte» in Rom, welcher die lau- 
vo.lni (Jesi-liäfte besorgte, wurde von dem Stande der Unter- 
handlungen in längeren Zwischenräumen gelegentliehe Mittheilung 
gemacht. 

An demselben Tage , an welchem Consalvi den Vermittlungs- 
versuch des bayerischen Gesandten zurückwies, eröffnete er die Unter- 
liandlungen mit der bayerischen Regierung über die Verfassung de« 
Landes. Ks war die erste offizielle Mittheilung, welche Aber dh 
neubegründete bayerische Verfassung von Rom aus nach Müurhen 
gelangte; sie war durchaus geeignet die Nachrichten zu bflBÖltJgttl, 
welche im August 1818 der bayerischen Regierung zugekommen 
waren, welche die Sendung HelrFerich's nach Rom und in weiterer 
Folge die Erklärung vom 27. September 1818 veranlasst hatten. 
Die Mittlieilung des römischen Hofes vom 13. Januar 1910 bestSnfl 

^aus einem Schreiben Consalvi's an Rechberg, aus einer LehrSnsem- 
andersetzung über die bayerische Verfassung, welche die münchener 
Nuntiatur dem auswärtigen Staatsministerium zu überreichen hatte, 
endlich aus einem Breve des Papstes an den König '-). Du wich- 
tigste unter diesen Actenstücken ist die Lehrauseinandersetznng, 
welche den Widerspruch zwischen der bayerischen Verfassungsiirkutide 
und den „katholischen" Grundsätzen, sowie den Gegensat/, zwischen 
dem Religioitsedict und dem Concordat entwickelt. 

Einen Widerspruch mit den Grundsätzen der katholischen Re- 

71) Diu Not.- CoumM'h bs miffeDn vom 13. Jan nur 1819 ist im ttalieitUcneil 
'l'.-it ibcflwdM ■Dgedraolri bei Bflflw, ConaArdal oitd Conatftiitioueld der Katho- 
liken in Haren) S. 239. in eiiu>r iiusatiKSwciseii IMiiTset/iin:.' mittMheilt elienilii- 
OMJM B. 131—135. 

72) Die dmActenitBoie sind mitgeüuU in Am ütkmäm Nr.26.27.2R V.t- 
■ ii.'iitij,-hi wiir-LviL 'lit'i.'llii'ii nuTst von Höfler, Coneoidat und ConatttatieiiMJil 
fei Katholiken in Bayern 8. 135 ff.. 139 IT.. 143 IV. In deutscher rjebersfltraiur, 

'h- S.hr.'iln'ii des Pap-il«.- .in <|<'ti Kmiii.' ""'1 r!i,. I..-h i.i ni-.in.i »n i.-i .H/iin- iui.'I>-ii-li 
■: ■ li-n IVit i-beiMluselbet S. 241 ff., 244 IT. I>a* Original 4« l.-Jir-.in -- 
■ lung, welche« rfch in den Act«! &m fllilliiulililwIiiaM dH k. Banaai 

',in.| .1.-. Ai'ii.iKiTi-ii U'iiiuiiJt, wuii-lit in vielen Punkten v»n il«ni Abdruck l,.-i EfitfUl 

■ lere fehlt ilif Ui'in'V«ilirift: t'otfli iMirimili .11' <<>-!i Union*. 'Ii 

Bari •■(., a inui ,i- asL 
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ligion fand die Lehrauseinandersetzung in den interkonfessionellen 
Bestimmungen des bayerischen Verfassungsrechts. Weit entfernt, der 
katholischen Religion, der Religion des Souveräns und der Mehrheit 
der Unterthanen, irgend einen Vorzug einzuräumen, stelle die neue 
bayerische Gesetzgebung dieselbe durchaus auf gleiche Stufe mit den 
Secten von Luther und Calvin. Aus den Bestimmungen über das 
Verhältniss dieser drei Gesellschaften erhelle deutlich der Grundsatz, 
dass die drei Bekenntnisse in gleicher Weise wahr seien. Das ergebe 
sich aus der Bestimmung der Verfassungsurkunde und des Religions- 
edicts, wonach einem jeden die freie Wahl des Glaubensbekenntnisses 
zustehe, nicht minder aus der Vorschrift über die religiöse Erziehung 
der Findelkinder, welche nach dem Edict in der Religion des Adop- 
tirenden oder des Findlingsinstitutes oder des Findungsortes erzogen 
werden sollen, während doch die Regierung kraft der obervormumi- 
schaftlichen Aufsicht die Erziehung derselben in der katholischen 
Religion vorschreiben könnte. Sei das nicht Indifferentismus in Sachen 
der Religion ? Nicht minder scharf wurde die Bestimmung des Edicts 
getadelt, dass die im Staate bestehenden Religionsgesellschaften sich 
wechselseitig gleiche Achtung schuldig seien: die Achtung, welche 
man nur der Wahrheit schulde, werde vom Gesetze ebenso für die 
Secten von Luther und Calvin wie für die katholische Religion, die 
allein wahre Religion verlangt. Einer eingehenden Kritik wurden 
endlich die Bestimmungen des Religionsedicts über das Unterscheidungs- 
jahr und über die religiöse Erziehung der Kinder aus gemischten Ehen 
unterworfen. Es wurde getadelt, d$ss die Religion der Kinder aus ge- 
mischten Ehen gegen das ununterbrochene Herkommen und die Regel der 
katholischen Kirche als Gegenstand eines Vertrages erklärt, dass in Er- 
mangelung eines Ehevertrages Theilung der Kinder nach dem Geschlecht 
eintreten, dass die Kinder, wenn die Ehe aufhöre eine gemischte zu 
sein, der nun gleichen Religion der Aeltern folgen sollen. Die einzig 
wahre Religion verbiete ihren Bekennern zu einer anderen Religions- 
gesellschaft überzugehen, da es niemals erlaubt sei, die Wahrheit zu 
verlassen, um sich dem Irrthum zu ergeben, und die bayerische 
Gesetzgebung enthalte nicht bloss, sondern befehle hienach Dinge, 
welche den Grundsätzen der katholischen Religion widerstritten. Alle 
diese Bestimmungen des Religionsedicts, nicht minder die Einschränkung 
der Kirchenzucht auf das rein geistliche Gebiet, die Bestimmung über 
das kirchliche Placet, stünden zugleich im Widerspruch mit dem 
Concordat, in welchem die „Vorrechte 44 der Kirche nach den cano- 
nischen Vorschriften gewährleistet, überhaupt die schrankenlose Geltung 
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des canonischen Hechts ausgesprochen sei. Ein „treuer 4 und „gewissen- 
hafter 14 Vollzug des Concordats könne demnach nicht bewirkt werden, 
wenn das Religionsedict für die Katholiken in Geltung verbleiben 
solle. 

Aus dieser Erörterung zogen die Lehrauseinandersetzung selbst, die 
Note Consalvi's an Rechberg und das Schreiben des Papstes an den 
König in übereinstimmender Weise den Schluss, es sei den Katholiken 
nicht erlaubt, bedingungslos den Eid auf die Verfassung zu leisten, 
in welcher die freie Wahl des Glaubensbekenntnisses und die Gleich- 
berechtigung der christlichen Confessionen ausgesprochen war. Wenn 
die Erklärung vom 27. September keinen Bestand habe, wenn der 
König in seiner Weisheit nicht ein entsprechendes Mittel gegen die 
grossen Uebel finde, welche der katholischen Religion durch die neue 
bayerische Gesetzgebung drohten, so sei der Papst in seinem Gewissen 
verpflichtet, öffentlich zu erklären, dass die bedingungslose Eides- 
leistung auf die bayerische Verfassung unerlaubt sei. Die Ausdrücke 
in den neuesten Eröffnungen des heiligen Stuhles waren ebenso fest 
und ebenso entschieden, wie diejenigen, mit welchen im Jahre 1804 
der Krönungseid des französischen Kaisers als nach katholischen Grund- 
sätzen unerlaubt und als ein unübersteigliches Hinderniss für die Reise 
des Papstes nach Paris bezeichnet worden war. 

Die amtliche Rüge ctoc römischen Hofes über die interconfessio- 
nellen und die staatskirchenrechtlichen Bestimmungen der bayerischen 
Verfassungsurkunde traf in München gerade in dem Zeitpunkte ein, 
in welchem die Eröffnung der ersten Ständeversammlung des König- 
reichs und die Eidesleistung der Kammern auf die Verfassung des 
Landes bevorstand. Die Wirkung der römischen Erklärung zeigte 
sich sofort in dem Verhalten der katholischen Geistlichen, welche zur 
Theilnabme an der Ständeversammlung berufen waren. 

Von den drei Prälaten, welche in der Kammer der Reichsräthe 
die katholische Kirche vertraten und durch königliche Schreiben vom 
1. Januar 1819 zur Einsendung des Verfassungseides und zum Er- 
scheinen auf den 23. Januar aufgefordert waren 73), hatten der Erz- 
bischof von München, Freiherr von Gebsattel, am 7. Januar und der 



73) Das königliche Schreiben an den Erzbischof von Bamberg, Fürstbischof 
von Eichstädt, Joseph Grafen von Stubenberg ist veröffentlicht in dem Organ des 
eiehstätter Bundes, der Litteraturzeitung für katholische Religionslehrer, herausge- 
geben von Kaspar Anton Fr. von Mastiaux (ehedem von Felder), Jahrgang 1819, 
B. IL S. 148 f. 

Sicherer, 8U*t und Kirch* 20 
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Bischof von Regensburg, von Wolf, am 14. Januar den Verfassungseid 
bedingungslos an den Präsidenten der Beichsrathskammer , den Feld- 
marschall Fürsten Wrede, eingeschickt 74 ); der Erzbischof von Bamberg, 
zugleich Fürstbischof von Eichstädt, Joseph Graf von Stubenberg ent- 
schuldigte am 7. Januar sein Ausbleiben durch den Hinweis auf sein 
Alter und die damit verbundenen körperlichen Beschwerden, ohne den 
Verfassungseid einzusenden ? 5 ). 

Da erhielt Wrede am Abend des 19. Januar ein Schreiben Geb- 
sattel's, worin dieser den bedingungslos geleisteten Verfassungseid 
zurücknahm und in einen bedingten verwandelte. Er habe, so erläuterte 
er seine Handlungsweise, bei der bedingungslosen Einsendung des 
Verfassungseides einzig nur auf die päpstliche Allocution vom 2. Oc- 
tober 1818 sein Augenmerk gerichtet, bei der jedoch inzwischen 
erhaltenen Nachricht, dass nicht nur an sämmtliche Ereisregierungen, 
sondern sogar an die Universität in Landshut der Fortbestand des 
Edicts zu erkennen gegeben wurde, sehe er sich bemüssigt, auf das 
feierlichste und heiligste zu erklären, dass er in den zugeschickten 
Eid keinen andern Sinn lege und gelegt habe, als denselben mit allen 
möglichen und denkbaren Vorbehalten für das Concordat ablegen zu 
wollen 76 ). Die Regierung ihrerseits beharrte unverrückt auf dem 
verfassungsrechtlichen Standpunkt, versuchte jedoch durch eine be- 
ruhigende Erklärung den Erzbischof zur Aufrechthaltung des beding- 



74) Vergl. die Urkunden Nr. 29 und 81. Es ist demnach unrichtig, wenn 
Höfler, Concordat und Constitutionseid der Katholiken in Bayern, S. 15 \ mit- 
theilt: „Der Erzbischof hatte zwar am 7. Januar 1819 seinen Verfassungseid 
(salvo concordato) eingeschickt". Höflor ist zu dieser Behauptung wahrscheinlich 
durch das Schreiben des Erzbischofs Preiherrn von Gebsattel an den Erzbischof 
von Bamberg und Fürstbischof von Eichstädt vom 5. Februar 1819 verleitet 
worden, welches er im Anhango S. 250 f. veröffentlicht hat, und worin es heisst: 
„Man glaubte einige Zeit genug zu thun, wenn man sich gegen das vorhandene 
Beligionsedict hinreichend verwahren und den Eid salvo concordato beisetzend 
leisten würde". Dass Höfler's Behauptung durch die weiteren von ihm mitge- 
theilten Documente als unrichtig erwiesen wird, hat von Scheurl richtig bemerkt, 
Zeitschrift für Protestantismus und Kirche, Erlangen 1847, neue Folge B. XIII. 
S. 161 (Sammlung kirchenrechtlicher Abhandlungen, Erlangen 1872, Abth. 1, 
S. 21.) 

75) Das Schreiben des Erzbischofs von Bamberg an den Fürsten Wrede vom 
7. Januar 1819 in der Litteraturzeitung a. a. 0. S. 149 f. 

76) Das Schreiben GebsatteFs an Wrede vom 19. Januar 1819 ist mitgetheilt 
in den Urkunden Nr. 29 S. 97 (zuerst veröffentlicht von Höfler, Concordat und 
Constitutionseid der Katholiken in Bayern, S. 151 f). 
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ungslos geleisteten VerfassungseideB zu bewegen. Nach einer Be- 
sprechung der zunächst betheiligten Staatsminister mit dem Feld- 
marscball Fürsten Wrede wurde durch königliches Rescript vom 
22. Januar die Verwandlung des bedingungslos geleisteten Verfassungs- 
eideB in einen nach Massgalie der päpstlichen Allocution bedingten 
Eid als „verfassungswidrige Handlung" bezeichnet und das Schreiben 
vom 19. Januar dem Erzbischof von München zurückgegeben, zugleich 
aber die Erklärung wiederholt, welche am 7. November 1818 an den 
Cardinalstaatssecretär und an die Landesbehörden und am 3. December 
1818 an die Landesuniversitäten ergaugen war: dass zwar das Re- 
ligionsedict ein allgemein verbindliches Staatsgrundgesetz für sämmt- 
Hche Einwohner des Königreichs, aber auch das Concordat ein 
besonderes Staatsgesetz för die katholische Kirche sei. Nach dieser 
Erklärung, so fügte das königliche Rescript bei, nach welcher eine 
Anwendung des Religionsedicts gegen das Concordat nie werde zuge- 
lassen werden, könne die katholische Geistlichkeit vollkommen beruhigt 
sein und den Verfassuogseid „ohne einen weiteren Vorbehalt - ' ablegen ""'). 
Aber wie die Regierung auf dem verfassungsrechtlichen , so beharrte 
der Erzbischof unverrückt auf dem curiiilistischen Standpunkt; in einer 
vom 27. Januar datirten , am 2'J. Januar Morgens halb neun Uhr 
Überreichten Erwiderung auf das königliche Rescript erklärte er, dass 
er „nach einer neuerdings bekannt gemachten päpstlichen Weisung" 
den Verfassungseid nur im Sinne der päpstlichen Allocution vom 
2. October 1818, d. h. mit der Massgabe leisten könne, dass das 
Religionsedict für die Katholiken nicht als verbindlich betrachtet 
werde. Ein Widerspruch gegen die päpstliche Weisung würde eine 
Störung der kirchlichen Einheit bewirken und den päpstlichen Stuhl 
zu Massregeln verleitet haben, welche den neuernaunten Erzbischof um 
alles Vertrauen von den gutdenkenden Katholiken gebracht und zu 
der erzbischöflichen Würde unfähig gemacht haben würden. Diese 
zweite Erklärung des Erzbischofs wurde am 30. Januar der Ministerial- 
conferenz vorgelegt, in welcher der König selbst den Vorsitz führte 
und an welcher die königlichen Prinzen, Feldmarschall Fürst Wrede, 
die sämmtltchen Staatsminister, der Präsident des Staatsratb> (imf 
Törring und die Generaldirectoren von Krenner und Freiherr von 



77) Das königliche Rekcript an <\-n KiiliUcLi.f vuii Ui-liä-itu-l rotti 22. Jnniur 
1819, aus welchem Hüfler a. a. 0. 8. 153 lediglich eim- iluviu ZuaaimMhftVg mt- 
ne Stelle mitgetheilt bat, ist vollatincUg mitgeUuslt In dtn Utimaim 
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Colonge Antheil nahmen. Staatsrath von Zentner hatte einen um- 
fassenden Vortrag ausgearbeitet, welcher nach einem Bückblick auf 
den ganzen Verlauf der Concordatsunterhandlungen und auf die jüngsten 
Vorgänge in den Niederlanden zu dem Schlüsse kam, dass „eine 
bedingte Eidesleistung in keinem Falle angenommen werden könne", 
da „sonst die Verbindlichkeit der Verfassung und der organischen 
Gesetze von dem Urtheile eines jeden abhängen und die Verfassung 
gänzlich ihre Gewährleistung verlieren" würde ; dass aber „wegen der 
bedenklichen Folgen, die daraus entstehen könnten, ein öffentlicher 
Bruch möglichst zu vermeiden sei, jedoch nur soviel es unbeschadet 
der Verfassung und der Würde der Regierung geschehen könne". 
In der Ministerialconferenz selbst, in welcher Zentner's Vortrag durch 
den Grafen Rechberg vorgelesen wurde, herrschte über das einzu- 
schlagende Verfahren volle Einmüthigkeit. Reigersberg und Wrede, 
die ersten Votanten, bemerkten : „bedingte Eidesleistung dürfe in keinem 
Falle zugelassen werden. Es sei dieses ebensowenig zulässig als irgend 
eine Abweichung von den verfassungsmässigen Vorschriften 44 . „Reichs- 
räthe und Abgeordnete, welche aus was immer für einer Ursache den 
verfassungsmässigen Eid unbedingt zu leisten verweigerten 14 , könnten 
demnach „zu den Berathurigen der Ständeversammlung nicht beigezogen 
werden 44 . Wrede schlug ausserdem vor, dem Erzbischof von Gebsattel 
die Erklärung vom 27. Januar, „weil sie auf Grundsätze sich stütze, 
welche die Regierung nicht gestatten könne, und die mit der Würde 
des Monarchen unvereinbarlich" seien , „durch das Staatsministerium 
des Innern als unstatthaft zurückgeben zu lassen 44 , und ebenso mit 
jeder anderen Erklärung zu verfahren, welche die Rechte des Monarchen 
verletze, auch wenn von geistlichen Abgeordneten der zweiten Kammer 
eine solche eingehen sollte. Hiedurch würden „die geleisteten Eide 
immer als bestehend angesehen und der Regierung die Gewalt er- 
halten, diese Mitglieder, welche sich verfassungswidrige Umtriebe 
erlauben, vor die Gerichte zu ziehen und über sie nach den Gesetzen 
urtheilen zu lassen 44 . Würde aber eine Erklärung abgegeben werden, 
welche „die Regierung unbeschadet der Verfassung annehmen zu können 
glaube 44 , so dürfe dieselbe „nie mit dem Eide verbunden und nie zu den 
Acten der Stände gebracht werden 44 ; sie müsste vielmehr bei dem Staats- 
ministerium des Innern angebracht und dort zu den Acten gelegt 
werden. Die übrigen Mitglieder der Ministerialconferenz schlössen sich 
der Abstimmung Wrede's an ; Lerchenfeld insbesondere hob in einem 
umfassenden Vortrage hervor, dass nach seiner „innersten Ueber- 
zeugung 44 das Heligionsedict keine Grundsätze enthalte, die „der reinen 
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olischen Lehre", wohl aber „mehrere, welche intoleranten An- 
sichten der römischen Curie, den Begriffet) einer, herrschenden Kirche 
itgegenstehen". Demnach könne allerdings eine Erklärung ange- 
nommen werden, welche nur das enthalte, dass die Abgeordneten der 
katholischen Geistlichkeit durch ihren Eid auf die Beobachtung und 
Au frech thaltung der Verfassung nichts den Grundsätzen der katho- 
lischen Religion und den Verhaltnissen der Kirche entgegenstehendes 
unternehmen"; niemals aber eine Erklärung, welche das Religiona- 
edict angreife, wie jene des Erzbischofs von München, welche „durch 
die sonderbarsten Reservationen an die Zeiten des crassesten Jesuitismus 
erinnere". Rechberg und Thürheim regten den Gedanken an, ob man 
nicht den Versuch machen solle, ..durch einen dritten Unbefangenen", 
„ohne dass die Regierung hiebei erscheine" . den Erzbischof von 
München zu einer entsprechenden Erklärung zu veranlassen. „Der 
römischen Schlauheit" , so äusserte Rechberg , „dasselbe entgegen- 
zusetzen , und in dem verfassungsmässigen Gange conseuueut fort- 
zugehen, schiene nach Berücksichtigung aller Verhältnisse das räth- 
ttchaie". Als man aber noch am Schlüsse der Sitzung einen urkund- 
lichen Beweis erhielt, in welcher Art der Erzbischof auf den unter- 
geordneten Clerus eingewirkt habe, kam man von diesem Plane zurück 
und es blieb bei dem Beschlüsse , dem Freiherrn von Gebsattel 
lediglich die Erklärung vom 27. Januar als unstatthaft zurückgeben 
nu lassen und denselben von den Berathuugen der Stätidevcrsanunlung 
-uszuschliessen"*). Da trat Im letzten Augenblick, noch ehe der 
eschluss der Ministerialconferenz zur Ausführung gelangt war, eine 
itscbcidende Wendung ein. Nach einer neuen Verabredung mit der 
untiatur legte der Erzbischof am 31. Januar eine neue Eidesformel 
welche jede Bezugnahme auf die päpstliche Allocution vom 
2. October 1818, jedwede Aeusserung Aber die verbindliche Kraft 
des Religionsedicts und das Verhältnis« des Religionsedicts zum 
Concordate vermied und lediglich die allgemeine Clausel enthielt: es 
solle der Eid gelebtet werden unter der Bedingung, dass derselbe nur 
die bürgerliche Ordnung betreffe, und zu nichts verpflichte, was den 
Glaubenslehren oder den Gesetzen Gottes und der katholischen Kirche 



ftj (>i.. obigen Mittheihragen sind den Prot II «1-r HfadibniBloMtfeimu 

n 30. Jnnnar 1«19 entnommen. N«on den frooehfatM ■ l<< Hniitorialcoiiftniu 

» diu lABigüolu Beaerfpt mm 30. Januar 1819 uiftArtlgt, wtkbm in den 
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widerstreite 79 ). Es war eine Formel, welche jeder der beiden Theile 
nach seinen Grundsätzen auslegen konnte. Die Nuntiatur verstand 
unter „bürgerlicher Ordnung" das eingeschränkte Gebiet, welches nach 
dem curialistischen System der weltlichen Gesetzgebung überlassen 
ist, unter den „Gesetzen der Kirche" das schrankenlose canonische 
Recht ; sie legte der Formel den allgemeinen Satz unter, dass die welt- 
lichen Gesetze nur verbindlich seien, soweit sie mit dem canonischen 
Recht nicht im Widerspruch stehen. Die Regierung verstand unter 
„bürgerlicher Ordnung* 4 dasjenige, was die Verfassung selbst, somit 
auch das Seligionsedict, und die weltliche Gesetzgebung überhaupt 
dem bürgerlichen Gebiete zuwies, unter „Gesetzen der Kirche" die 
kirchlichen Vorschriften für das so begränzte kirchliche Gebiet und 
betrachtete es als selbstverständlich, dass der Verfassungseid sich nur 
auf die „bürgerliche Ordnung" im Sinn der Verfassung beziehe. Der 
Gegensatz war somit durch die Formel nicht gelöst, sondern verdeckt. 
Nach dem einstimmigen Gutachten sämmtlicher Mitglieder der Mini- 
sterialconferenz, auch Wrede's und Lerchenfeld's, sowie der königlichen 
Prinzen, wurde diese letzte Erklärung des Erzbischofs, da hienach der 
Verfassungseid „im Grunde doch pure et simpliciter geleistet wird", 
für „genügend" erachtet, die Erklärung vom 27. Januar aber dem- 
selben nachträglich zurückgegeben^). 

Seit der Erklärung des münchener Erzbischofs vom 19. Januar 
hatten sich auch bei einem Theile der geistlichen Abgeordneten zur 
zweiten Kammer Bedenken gegen die bedingungslose Leistung des 
Verfassungseides erhoben. Es fanden Besprechungen derselben mit 
dem Erzbischof und dem Nuntius statt; jedoch erst am 31. Januar 
kam dem Könige eine von geistlichen Abgeordneten unterzeichnete 
Vorstellung zu, welche die Erklärung enthielt, dass sie den Eid nur 
in dem Sinne ablegen würden, in welchem der päpstliche Stuhl den- 
selben abzulegen gestatte 81 ). Noch an dem gleichen Tage aber traf 
eine zweite Erklärung ein, welche dieselbe Formel enthielt, wie sie 



79) Dio Eingabe Gebsatters an den König vom 31. Januar 1819 ist mitge- 
theilt in den Urkunden Nr. 34 (zuerst veröffentlicht von Hötier, Concordat und 
Constitutionsoid der Katholiken in Bayern, S. 154 f.). 

80) Siehe die' Urkunden Nr. 38. 

81) Dio Vorstellung , zuerst theil weise veröffentlicht von Höfler , Concordat 
und Constitutionsoid der Katholiken in Bayern, S. 155, ist vollständig mitgetheilt 
in den Urkunden Nr. 36. Die Datirung ist nach Höfler's Angabo angenommen 
worden. 
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der Erzbiscbof von München zuletzt vorgelegt hatte 82 ). Die zweite 
Eingabe, welche ebenso wie die endgültige Erklärung des Erzbiscliofs 
„genügend" befunden wurde, war unter/.eiclinet von dem Rector der 
Universität Landshut Patricius Zimmer, von dem Professor Magold, 
Pfarrer zu St. Jodok in Landsliut, den Pfarrern Joseph Zenger von 
Keising, Karl Egger von Kleinaitiitgen, Benedict Abbt von St. Ulrich 
in Augsburg. Die erste Eingabe dagegen, deren Unterschriften acten- 
mässig nicht mehr festzustellen sind, weil dieselbe ebenso wie die 
ersten Erklärungen des Erzbischofs von Mönchen den Urhebern zurück- 
gegeben wurde, soll nacb einer glaubwürdigen öffentlichen Mitteilung 
von zwei weiteren geistlichen Abgeordneten, dem Pfarrer Karl Georg 
Bieder von Rosenheim und Sebastian Pfister, Vicariatsratb von Würz- 
burg unterzeichnet gewesen sein 83 ). Bezüglich des erstgenannten lässt 
sich diese Behauptung als vollkommen richtig erweisen. Denn ehe 
noch die erste Eingabe der geistlichen Abgeordneten dem Könige 

Küberreicht worden war, erschien der Pfarrer und Dechant Karl Georg 
"ieder von Uosenheim in den Zimmern des Staatsrats in der könig- 
chen Residenz und übergab am 30. Januar während der Sitzung der 
Ministerialconferenz eine Vorstellung an den König, worin er be- 
richtete : er sei am vorausgehenden Tage von dem Erzbischof von 
Bebnttel unter Verweisung auf eine päpstliche Bulle und unter An- 
drohung geistlicher Strafen für den Fall des Ungehorsams zur Unter- 
zeichnung jener Eingabe aufgefordert worden, und da ihm keine Frist 
zur Ueberlegung gewahrt wurde, so sei er „schwach genug" gewesen, 
seinen Namen „gegen ganz andere Ueberzeugung" niederzuschreiben. 
„Durch reifere Ueberlegung bewogen", nehme er „diese abgedrungene 
Unterschrift" nach ihrem ganzen Umfange zurück und lege dem Könige 
seinen „unbedingten allerunterthitnigsten Gehorsam zu Füssen" **)• 
Ob der Vicariatsrath Plistcr nach Verwerfung der ersten Eingabe die 
erhobene Einsprache gegen die bedingungslose Leistung des Ver- 
fassungseides stillschweigend zurückgezogen habe, ist nicht bekannt. 
An keiner der beiden Eingaben betheiligten sich die übrigen geist- 
lichen Abgeordneten, die Pfarrer Joseph Socher von Kelheim, Johann 
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83) Mit wt heilt in «l.-n Urkunden Nr. 37. 
8;i) W'i die Mütlieiliiii;.' in 'h-r l.ittiTiitiir/ritutii.' ■< 

l'ii-i'T hübe seiner Unterteil rift .im Wurf» lirLtftifi'iijt: 
Pbmjen iiml 3ü Dekanaten". 

84) Pie Vorstellung £arl Goortf Bieder'« «n Jen Einig W ">l!-täiidig mit- 
,-. ih.iH in den Urkunden Nr. 3ö, 1"-I»t db HbrefoniOMl 'Ü"->t VowWhwg gi bt 
daa Protocoll <lcr Mimte riokuuferenz vom 30, Jiuiiiur 1819 AtifselihiB&. 



312 Feierliche Eidosloi^tung am 4. Februar 1819. 

Neubauer von A mlingsstadt , Heinrich Graf von Frankenthal. Wie 
der Episcopat, so war auch der niedere Glerus in dieser kirchen- 
politischen Frage gespalten. Verwundert schrieb Feldmarschall Fürst 
Wrede am 29. Januar an den König, es könne sich einem Katholiken 
die Frage aufdrängen: „Gibt es zwei katholische Kirchen und zwei 
Oberhirten der Kirche? welche und welcher ist der wahre? jener 
und jene, zu welcher sich der Bischof von fiegensburg bekennt, oder 
jener und jene, welcher sich der Erzbischof von Gebsattel unter* 
wirft" 85) ? 

Alle Verhandlungen über die Leistung des Verfassungseides wurden 
seit dem 22. Januar von den Betheiligten unmittelbar mit der Re- 
gierung gepflogen ; auch die letzte für genügend befundene Erklärung 
wurde lediglich zu den Acten des Staatsministeriums des Innern ge- 
nommen. Die feierliche Eidesleistung bei der Eröffnung der Stände- 
versammlung am 4. Februar geschah sodann, wie in der Ministerial- 
conferenz vom 30. Januar beschlossen worden war, ohne die Erwähnung 
irgend eines Vorbehalts; in den Frotocollen und Acten der beiden 
Kammern erscheint der Eid als ein bedingungslos geleisteter Eid. 

Nur von dem Erzbischof von Bamberg, dem Fürstbischof von 
Eichstädt war die Einsendung eines bedingungslosen Eides zu den 
Acten der Reichsrathskammer auch durch eine längere Correspondenz 
nicht zu erlaugenß 6 ). Auf das Ersuchen des Fürsten Wrede vom 
20. Januar, den „in der Verfassungsurkunde vorgeschriebenen Eid" 
nachträglich vorzulegen, hatte der Fürstbischof am 26. Januar die 
Eidesformel eingesendet „unbeschadet der Rechte unserer heiligen 
Kirche und dessen sichtbaren höchsten Oberhauptes und seiner Nach- 
folger 4187 ). Nach dem Beschlüsse der Ministerialconferenz vom 
30. Januar und mit Genehmigung des Königs erwiderte Wrede dem 
Erzbischof am 1. Februar: da jeder Reichsrath „keinen andern Eid 
als den in der Verfassungsurkunde vorgeschriebenen" zu leisten ver- 
pflichtet, die in der Verfassungsurkunde vorgeschriebene Eidesformel 
aber „schlechthin unbedingt" sei, so sei der von dem Fürstbischof 
eingesendete Eid „in seiner gegenwärtigen bedingten Fassung nicht 
geeignet, ein Bestandteil jener Acten zu werden, welche im Archive 



86) Urkunden Nr. 31. 

86) Diese Correspondenz ist veröffentlicht in der Litteraturzeitung a. a. 0. 
S. 150-155, 161—172. Worauf Höner's Angabe (oder Vermuthung?) beruht, a.a.O. 
8. 157, dass es „durch ähnliche Correspondenz gelungen 4 * sei, den Bischof Wolf 
von Regensburg zur Leistung des Eides zu bewegen, ist nicht zu ersehen. 

87) Siehe die Urkunden Nr. 81. 
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fr Reiohestfinde verfassungsmässig niedergelegt werden sol]*ii" ; ei 
müsse demnach den Fürstbischof ersuchen: „einen durchaus unbe- 
dingten der in der Verfassungsurkunde vorgezei ebneten Formel buch- 
stäblich entsprechenden Eid" zu übersenden. Der Fürstbischof er- 
widerte am 5. Februar in beweglichen Worten, dass er, so lange ,,die 
zwischen dem Staate und der Kirche obwaltenden Anstände noch nicht 
gaMwaf seien, „durch Leistung eines unbedingten Eides ohne vorläufige 
gewisse Kenntniss dessen, was von der Kirche wirklich gefordert 
werde, oder etwa in Zukunft noch möchte gefordert werden, dem ganzen 
christlichen Volke und vorzüglich dem untergeordneten Cleraa ein 
Stein des Anstosses würde'', dass er seine grauen Haare mit Schande 
bedecken, den Fluch der Nachwelt auf seiu Grab laden, bei dem 
Statthalter Jesu Christi sich verantwortlich machen und vor dem 
allwissenden ewigen Richter eine schreckliche Rechenschaft sich zu- 
ziehen würde. Auf die Erwiderung W rede's, er verlange, indem er 
auf der Einsendung des Eides „ohne irgend einen Beisatz'' bestehe, 
nur denjenigen Eid , welchen der Erzbisubof von Manchen und „die 
gesammte Geistlichkeit in der Kammer der Abgeordneten öffentlich 
und feierlich abgelegt haben", sendete der Fürstbischof an den Präsi- 
denten des Keichsraths diejenige Eidesformel ein, welche der Erz- 
bischof von München und der eine Theil des niederen Clerus vor der 

fiorlicben und Öffentlichen Eidesleistung dein Stiiaisministerium des 
Innern eingereicht, nicht aber zu deu Acten des Landtags übergeben 
hatten, und auf ein nochmaliges Ansinnerj Wrede's, zu thun was der 
Erzbischof von München gethan, entgegnete der Fürstbischof mit den 
herbsten und bittersten Klagen. Auch ein Versuch , welchen der 
Secretär der Reichsrathskammer, Graf Clemens von Leyden, machte, 
den Fürstbischof zur Nachahmung des von dem münebener Erzbischol 
und den Übrigen Geistlichen befolgten Verfahrens zu bewegen, blieb 
ohne Erfolg. 

Auch über die weiteren Unterhandlungen mit dem römischen 
Hofe wurde in der Ministerialcoiiferenz vom :J0. Januar 1819 Beschlnss 
gefasst. Alles war darüber einig, dass dieselben durch das Btütf* 
ministerium der auswärtigen Angelegenheiten „ohne Einmischung der 
königlichen Gesandtschaft in Rom" fortzuführen' und „in die gründ- 
liche Beantwortung der vom römischen Hofe vorgelegten Bemerkungen 
gegen das Religionsedict einzugehen" sei, wozu man sich der Beihülfe 
Gregel's zu bedienen gedachte. Es sollten „dabei die in den früheren 
Ministeria Konferenzen über diesen Gegenstand aufgestellten und von 
Seiner Königlichen Majestät angenommenen Grundsätze mit Festigkeit, 



314 Lerchenfeld über das Verhalten gegen die Curie. 

jedoch mit der Schonung aufrecht erhalten werden, dass ein öffentlicher 
Bruch mit dem päpstlichen Hofe vermieden werde' 1 , so lange dieses 
„ohne Verletzung der Verfassung und ohne Beeinträchtigung der 
Rechte des Königs" geschehen könne. Wrede drang noch einmal 
auf die Abberufung des Cardinais Häffelin, fand aber nur die Unter- 
stützung Triva's und Lerchenfeld's ; die übrigen Mitglieder der Mini- 
sterialconferenz traten der Auffassung Bechberg's bei : die Abberufung 
würde keinen Nutzen bringen, grosses Aufsehen erregen und das 
Verhältniss noch mehr verwickeln. Lerchenfeld zeichnete in ein- 
gehender Weise den Inhalt der zu ertheilenden Antwort vor. „Das 
Religionsedict", so solle dem römischen Hofe erwidert werden, „sei ein 
constitutionelles Staatsgrundgesetz geworden; es liege gar nicht- mehr 
in der Befugniss des Königs, hieran das geringste zu ändern; dieses 
könnte nur durch einen Antrag an die Stände mit einer Mehrheit von 
zwei Drittheilen der Stimmen in beiden Kammern geschehen. Die 
in dem Edicte enthaltenen Rechte des Regenten in Ansehung der 
äusseren kirchlichen Angelegenheiten seien auch in andern katholischen 
Ländern, insbesondere in Oesterreich und Frankreich, schon lange aus- 
geübt, und der König könne sich derselben, ohne wesentliche Re- 
gentenpflichten zu verletzen, nie begeben". Interdicte und gewaltsame 
Massregeln könnten nicht in der Absicht der römischen Curie liegen. 
„Sie droht, solange sie hofft, durch Drohungen ihr Ziel zn erreichen; 
sie ist standhaft gegen die Schwachen; sie kennt die innersten Ver- 
hältnisse und hofft, da zu erschüttern, wo sie tiefe Besorgnisse be- 
merkt". Auch vor den weiteren Folgen unbeugsamen Widerstandes 
schreckte Lerchenfeld nicht zurück. „Die römische Curie mag viel- 
leicht den Plan gefasst haben, in allen Staaten, die sich ihr nicht 
durch Concordate unterwerfen, keine Bischöfe mehr zu bestellen, 
sondern nur durch ihre Legaten das Oberhirtenamt ausüben zu lassen. 
Allein ein solches System kann und wird nur kurze Zeit währen. In 
diesem Falle behandle man den treuen Clerus mit Achtung und Aus- 
zeichnung; man sorge und wache für theologische Studien und tiefe 
religiöse Bildung der angehenden Priester; man unterstütze selbst 
durch neue theologische Stipendien die geistlichen Studien;' man ver- 
leihe die wichtigsten Pfarreien stets den würdigsten Geistlichen, aus- 
gezeichnet durch Kenntnisse und Moralität, und man wird in Zeit von 
12 bis 15 Jahren einen würdigen und tüchtigen Clerus herangebildet 
haben, der den ultramontanistischen Grundsätzen fremd, in die Fesseln 
der römischen Curie einzugehen weit entfernt, dazu reif sein wird, in 
Synoden, die vielleicht selbst in Verbindung mit andern katholischen 
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len zusarouienberufen werden können , ühcr die Luge der Kirche 
im Vaterlande zu berathen , und dann seibat entweder von Rom die 
Weihe der Bischöfe zu verlangen, oder im Geiste der alten deutschen 
Kirche wegen eigener Wahl und Bestätigung die geeigneten dem 
Geiste der Kirche angemessenen Einleitungen unter der Aufsicht und 
Leitung der Regierungen zu treffen". 

Ehe jedoch die Regierung auf die Forderungen des römischen 
Hofes Antwort crtheilte. gab sie dem Lande eine Erklärung, welche 
über die verbindliche Kraft des neuen Verfassungsrechts für samnit- 
liche Religionsgesellschaften keinen Zweifel bestehen liess. In der 
„allgemeinen Darstellung des Zustandes des Königreichs Bayern, 
besonders in Beziehung auf seine inneren Verhältnisse", welche der 
Ständeversammlung vorgelegt wurde, war der „Religion und ihrer 
geheiligten Moral, deren kein dauernd glücklicher Menschen verein 
entbehren kann", an erster Stelle gedacht, die auf der Bundesactu 
beruhende Gleichberechtigung der „drei christlichen Glaubensformen" 
betont, der Abschluss des Concordats und das Edict über die „kirch- 
lichen Einrichtungen der protestantischen Gemeinden" erwähnt, endlich 
die für alle ReJigionsparteien erlassene Gesetzgebung in den Grund- 
lügen angegeben: „Schon langst waren im Königreiche die Verhält- 
nisse dieser kirchlichen Gesellschaften zur weltlichen Gewalt festgestellt 
worden; das Edict hierüber, welches in die Constitution aufgenommen 
ist, gewährt in Rücksicht auf Glauhen and Lehre die vollkommenste 
Freiheit und sichert den christlichen Kirchengemeinden den Schutz, 
welchen sie gleichheitlich vom Staate zu erwarten berechtiget sind". 
Ebenso deutlich sprach sich die Kammer der Abgeordneten in ihrer 
Adresse an den König aus: „Wir werden die Verfassungsurkunde in 
ihrer Gesammtheit treu und gewissenhaft bewahren". „Ueberzeiigt 
von dem reinsten und aufrichtigsten Willen Eurer Königlichen Majestät, 
dass es Ihren treuen und biederen Bayern wohlergehe, dass im Inneru 
Künste und Wissenschaften, Handel und Gewerbe blühen, dass . . dem 
Gewissen und den Meinungen die verfassungsmässige Freiheit der 
Bewegung erhalten, und allen Ihren treuen Unterthanen ohne Rücksicht 
auf die Form ihrer Gottesverehrung gleicher Schutz gewährt werde, 
wird die treugehorsamste Kammer der Abgeordneten in den Gränzen 
ihrer verfassungsmässigen Pflichten und nach reifer Erwägung der 
gerechten Forderungen dieser cdeln Zwecke mitwirken, dass dieser 
reine und aufrichtige Wille Eurer Königlicheu Majestät, dessen 
tlebereinstimniung mit dem Willen der Nation keinem Zweifel unter- 
liegen kann, allenthalben und auf das vollkommenste zum Vollzug 
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komme". Und obwohl ein Mitglied des eichstädter Bundes, der Ab- 
geordnete Karl Egger von, Kleinaitingen bemerkte, dass in den Worten 
„die Verfassungsurkunde in ihrer Gesamratheit" ein den „Regeln 
der Aesthetik" widerstreitender „ganz überflüssiger Beisatz 44 enthalten 
sei, so wurden dieselben dennoch von der Kammer einstimmig bei- 
behalten. „Nicht bloss die Verfassungsurkunde 44 , so erklärte der 
Abgeordnete Behr, „auch alle Beilagen derselben seien bindende 
Gesetze ; namentlich könne das Religionsedict hier nicht ausgenommen 
werden und sein; auch dieses sei ein integrirender Theil der Con- 
stitution des Beichs, und durch diesen Beisatz „in ihrer Gesammtheit 44 
werde angedeutet, dass die Constitution mit allen ihren Beilagen ein 
Ganzes ausmache und bindendes Gesetz sei. Die Protestation gegen 
den Ausdruck „in ihrer Gesammtheit 44 scheine eine Reservation in 
Beziehung auf gewisse Edicte anzudeuten, der man durchaus nicht 
Baum geben dürfe 4488 ). Auch bei einer späteren Gelegenheit, als die 
Anwendung des Concordats auf die Ehegesetzgebung im Rheittkreise 
zur Erörterung kam, wahrte die Kammer trotz der Einsprache der 
geistlichen Abgeordneten die Rechte der weltlichen Gewalt ; in dem 
Widerstreit zwischen geistlicher und weltlicher Gesetzgebung, so 
bemerkte der Abgeordnete Behr, müssten „doch wohl die Staatsgesetze 
den Vorzug vor jenen des römischen Hofes 44 haben, „weil die Kirche 
nur im Staate existirend gedacht werden könne 14 89 ). Selbst in finan- 
ciellen Fragen zeigte sich die Kammer den kirchlichen Ansprüchen 
wenig geneigt 90 ). 

So lange die Verhandlungen des Landtages dauerten, gab die 
bayerische Regierung aus geschäftlichen und aus politischen Gründen 
dem römischen Hofe keine Erwiderung. Auch nach dem Schlüsse 
des Landtages (25. Juli 1819) verzögerte sie die Antwort noch ein 
halbes Jahr; Rechberg war in der nächsten Zeit durch die Verhand- 
lungen des Karlsbader Congresses (August 1819) und dio Polgen 
desselben in Anspruch genommen. In Rom war man über das lange 
Schweigen der bayerischen Regierung etwas aufgebracht; der Nuntius 
in München that auf Befehl des Papstes mehrmals Schritte, um auf 
die amtliche Eröffnung vom 13. Januar 1819 Antwort zu erbalten; 
Häffelin schrieb wiederholt (4. Juni und 24. Juli) an Rechberg, dass 
er von dem Cardinalstaatssecretär „bittere Klagen anhören musste 



88) Verhandlungen der zwoyten Kammer der Ständeversammlnng des König- 
reichs Baiern, München 1819 B. I. S. 53, 71 f., 80 f. 

89) Vergl. ebendaselbst B. IL S. 204—216, 267, B. IV. S. 408 ff. 

90) VergL ebendaselbst B. VU. S. 325 f., 400 f., B. VIIL S. 120-174. 
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über das Stillschweigen, welches bis heute auf die von Korn einge- 
schickten Beschwerden beobachtet wurde". Rechberg erläuterte zwar 
in einem Schreiben an Häftelin von Karlsbad aus (27. August) die 
Gründe des Verzugs; doch drang Häfl'«lin neuerdings auf Antwort 
(22. September) : es sei ja nicht nothwendig auf alle einzelnen Be- 
schwerden zu antworten; es genüge eine Erwiderung auf die Haupt- 
punkte. Allein erst in den letzten Tagen des Jahres, nach eilf- 
mouatlichem Schweigen , ertheilte die Regierung eine officielle Ant- 
wort auf den Tadel der bayerischen Verfassungsurkunde durch den 
römischen Hof. Die Antwort bestand aus einem Schreiben des 
Königs an den Papst vom 12. uud aus einer Note Rechberg's an 
t'onsalvi vom 22. December 1819; sie war in der Form ausserordent- 
lich entgegenkommend, enthielt aber in der Sache nicht das mindeste 
Zugeständniss. Rechberg lehnte vielmehr jede Wiederherstellung 
der Hälfet in\schen Erklärung, jedes Abgehen der Regierung rOB 
der einmal begründeten Verfassung des Landen mit deutlichen 
Worten ab, wie bereitwillig auch er die oft gegebene Versicherung 
erneuerte, dass das Concordat gewissephaft vollzogen werden solle. 
Im (Ihrigen bemuhte er sich, die inte Konfessionellen uud die staats- 
kirehenrechtlielien Bestimmungen der bayerischen Verfassungsurkuude 
dem Tadel Roms gegenüber zu erläutern oder doch zu entschuldigen, 
wobei freilich die Formulirung eher den Katholiken erkennen lässt, 
welcher die Notwendigkeit interkonfessioneller Gesetz« bedauert, als 
den Staatsmann, welcher im Namen eines paritätischen Staates mit 
dein Vertreter der Curie unterhandelt. Die Gleichberechtigung mit 
den Katholiken den Angehörigen der „anderen Seelen" zu versagen, 
habe nicht in der Macht des Königs gelegen und mit Unrecht würde 
man den König oder seiner Regierung Gleichgültigkeit vorwerfen ; 
die Cultusfreiheit sei durch die wiener Buudesacte allen Einwohnern 
Deutschlands zugesichert worden, durch eiuen Vertrag, welcher von 
allen deutschen Fanten unterzeichnet und unter die Garantie der 
europäischen Grossmächte gestellt sei. Zudem sei dieses Zugestand- 
niss nicht neu; schon der westphälische Friede habe dasselbe ge- 
macht, und es liege ebensowenig in der Macht eines deutschen 
Fürsten, die gemischten Ehen zu verhindern, als zu verbieten, dass 
die Religion der Kinder der Religion der Eltern folge. Im übrigen 
sei der König weit entfernt davon, diese Ehen begünstigen zu wollen: 
es liege in der Hand des Clerus, durch seinen Ehiliuss die gemischten 
Ehen zu vermindern und die Vertrags frei heit bezüglich der Kinder- 
erziehung zu Gunsten der katholischen Religion zu benutzen. Die 
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Bestimmung aber, dass die Kinder aas einer gemischten Ehe, welche 
durch den Religionswechsel des einen Gatten sich in eine unge- 
mischte verwandle, dem gleich gewordenen Bekenntniss der Aeltern 
folgen, sowie die Aufstellung eines Unterscheidungsjahres schlage in 
der Wirklichkeit zu Gunsten des katholischen Bekenntnisses ans. 
Wenn endlich den verschiedenen Religionsgesellschaften wechsel- 
seitige Achtung vorgeschrieben werde, so sei darunter nur die Bück- 
sicht verstanden , welche man dem „äusseren Cultus u eines jeden 
Bekenntnisses schulde. Bezüglich der staatskirchenrechtlichen Be- 
stimmungen aber hob Bechberg hervor, dass das königliche Placet 
die Vollziehung der kirchlichen Anordnungen erleichtere, weil das- 
selbe der geistlichen Gewalt den Schutz des weltlichen Armes sichere 
und die Bischöfe von der Gefahr befreie, die einseitig erlassenen 
Anordnungen zurücknehmen zu müssen. Nach allen diesen Erläuter- 
ungen wiederholte Bechberg die Versicherung, der König werde 
nicht dulden, dass das Concordat in seiner Anwendung verletzt 
werde; es sei Staatsgesetz, Bestandteil der Verfassung, geschützt 
gegen jedweden Angriff. Was bei der Eröffnung der Stände Versamm- 
lung bezüglich der Eidesleistung der katholischen Geistlichen auf die 
Verfassung vorgegangen sei, beweise, wie sehr der König die Be- 
stimmungen des Concordats mit dem Buchstaben der Verfassungs- 
urkunde zu vereinigen suche, von welcher der König nicht abgehen 
könne, welche ihre letzte Garantie durch die eben in feierlicher 
Weise beendigte erste Session der Kammern empfangen habe 91 ). 
Auch der König sprach in seinem Schreiben an den Papst, indem er 
sich im übrigen auf die Note seines Staatsministers bezog, die Hoff- 
nung aus, die Vorgänge bei der Eröffnung der Ständeversammlung 
bezüglich der Eidesleistung der katholischen Geistlichen würden alle 
Besorgnisse des heiligen Vaters gehoben* haben. 

Der römische Hof stund vor einer folgenschweren Entscheidung. 
Amtlich und in strengem Tone hatte er die Bestimmungen der baye- 
rischen Verfassungsurkunde gerügt, hatte von der bayerischen Re- 
gierung eine zufriedenstellende Erklärung binnen angemessener Frist 
verlangt und für den Fall der Verweigerung eine öffentliche Erklärung 



91) »Tose prier votre Sminencc de vouloir portor cette circonstance ä 1a 
connaissance du saint pere; sa saintete y verra combien sa majeste" prend a 
täche de concilier les stipulation du concordat avec la lettre d'une charte dont 
eile ne peut rcvenir, et qui a recu sa derniere garantie par uno premiere Session 
ternrin£e par un acte solennel. Die Note vom 22. Deeember 1819 wurde zwischen 
Rechborg und Thtirheim vereinbart. 
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und ein Verbot des unbedingten Verfassungsei des für die bayerischen 
Katholiken in Aussicht gestellt. Nach ungewöhnlich langer Zögerung 
erhielt er eine amtliche Erwiderung, welche die gerügten Verfassungs- 
bestimm ungen als ein die Krone bindendes unabänderliches Gesetz 
erklärte und durchaus den Stand der Dinge beliess, wie er im 
Sommer 1818 und seit der Zurücknahme der Häffelin'schen Erklärung 
gewesen war. Der Papst war, wie Consalvi vertraulich an Eecbberg 
schrieb , durch die Antwort der bayerischen Kegierung auf das 
schmerzlichste berührt und war entschlossen, in dem Consistoriuin 
vom 81. Februar 1820 die angekündigte Erklärung gegen die baye- 
rische Regierung zu erlassen. Auf die dringenden Vorstellungen des 
Cardinalstaatssecretärs kam er jedoch, wie Consalvi weiter berichtete, 
von diesem Entschlüsse zurück und verstand sich zu einem ,,Auf- 
ntab**, um einen Vergleich zu versuchen und den Kampf zu ver- 
meiden. Ein offener Bruch mit der- bayerischen Kegierung lediglich 
deshalb, weil dieselbe die Verfassung des Landes unverletzt erhielt, 
nK":litt' ili.iu ranli Halfan tssecretfir allzu bedenklich in einem Augen- 
blick erscheinen, in welchem die Unterhandlungen mit den übrigen 
deutschen Regierungen noch nicht abgeschlossen waren ; leicht kotinten 
dieselben durch eine offene Bekämpfung der bayerischen Gesetzgeb- 
ung abgeschreckt weiden, da in ihren Gebieten eine auf gleichen 
Grundsätzen beruhende Gesetzgebung bestand oder in Vorbereitung 
begriffen war. Zudem hatten die Vorgänge bei der Eröffnung der 
Ständeversammlung gezeigt, dass die Curie nur auf einen Theil des 
Episcopates und des Clerus unbedingt rechnen konnte; in den Ver- 
handlungen selbst war ein dem curia listischen System entschieden 
feindseliger Geist hervorgetreten. Unter diesen Verhältnissen unterliess 
der römische Hof die Verwirklichung der ausgesprochenen Droliuug; 
der Cardinalstaatssecretär eröffnete vielmehr, unter Zurückhaltung der 
officiellen 'Antwort, eine vertrauliche Unterhandlung mit der baye- 
i lachen Regierung und betrat damit einen Weg, welcher bei einiger 
Festigkeit von Seite der Regierung die Curie Schritt für Sehritt zu 
weiterer Nachgiebigkeit führen musste. 

Was Consalvi zunächst, in einer vertraulichen Note an Rechberg 
Tom 8. März 1820*2) forderte, war allerdings von der Art, dass 
es in dieser Form, nach allem was vorausgegangen war, von der 
bayerischen Regierung niemals zugestanden werden konnte. Der 
ipst — so erklärte der Cardinalstaatssecretär — verlange, da nach 



92) Mitgftlu-ilt in im ürkuuüou Nr. 1 
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der Erklärung der Regierung die Verfassungsurkunde von dem Kö- 
nige nicht zurückgenommen werden könne, dass wenigstens die 
Häffelin'sche Erklärung nach ihrem ganzen Inhalt bestehen bleibe. 
Da jedoch die Wiederherstellung dieser Erklärung bei der Erregung 
der Gemüther in Bayern auf Schwierigkeiten stossen könne, so schlage 
der Cardinalstaatssecretär einen andern Weg yor, welcher zu dem 
gleichen Ziele führe: der König von Bayern möge eine Erklärung 
doppelten Inhalts, bezüglich des Verfassungseides und bezüglich des 
Verhältnisses zwischen Beligionsedict und Concordat abgeben. In der 
ersteren Beziehung möge der König erklären, dass der Verfassungs- 
eid sich nur auf die bürgerliche Ordnung beziehe, dass die Unter- 
thanen durch Leistung dieses Eides keine andere Verpflichtung über- 
nehmen und zu nichts verbunden werden, was den Gesetzen Gottes 
und der Kirche widerstreite. Es war im wesentlichen dieselbe 
Formel, welche bei der Eröffnung der bayerischen Ständeversammlung 
von der Nuntiatur entworfen und von der Begierung unbedenklich 
zugelassen worden war, da sie im Sinne der Begierung verstanden, 
die Gesammtheit der Verfassungsbestimmungen in den Begriff der 
„bürgerlichen Ordnung 4 ' einschloss. Nur verlangte Consalvi, dass 
der Sinn des Verfassungseides, wie er durch die eben erwähnte Formel 
bezeichnet sei, für die sämmtlichen katholischen Unterthanen, Laien 
und Geistliche, durch eine von dem König zu erlassende Erklärung 
festgestellt werde; „denn es ist anerkannt, dass man den Eid nach 
der kundgemachten Meinung desjenigen leistet, welcher denselben 
fordert 41 . Was bei der Eidesleistung der geistlichen Mitglieder der 
bayerischen Ständeversammlung vorgegangen sei, könne den römischen 
Hof in keiner Weise beruhigen ; denn es . sei denselben durchaus 
nicht gestattet worden , bei der feierlichen Eidesleistung in der 
Ständeversammlung selbst einen Vorbehalt zu machen und in die 
Protocolle des Landtags aufnehmen zu lassen ; in den ' Protocollen 
erscheine der Eid der Geistlichen wie der Laien als ein bedingungs- 
los geleisteter Eid; die Begierung habe nicht einmal erklärt, dass 
sie den schriftlich eingereichten Vorbehalt zulasse, noch viel weniger 
habe sie denselben öffentlich bekannt gemacht; endlich treffe die 
Verpflichtung, den Eid unter Vorbehalt zu leisten, alle Katholiken, 
die Geistlichen und die Laien. Ausser der Erklärung über den Ver- 
fassungseid verlangte der Cardinalstaatssecretär eine weitere Erklär- 
ung des Königs über das Verhältniss zwischen Religionsedict und 
Concordat. Denn — so war mit grossem Scharfsinn und in völlig 
zutreffender Weise in einer Beilage zu der vertraulichen Note Con- 
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salvis' ausgeführt 93 ) — in allen Fällen in welchen ein Gegenstand zu- 
gleich im Religionsedict nnd im Concordate geregelt sei, gebe die 
Verfassung selbst den Bestimmungen des Religionsedicts den Vorzug 
vor den Verfügungen des Concordats und an diesem gesetzlich ge- 
regelten Verhältniss könne keine Zusicherung treuer Erfüllung des 
Concordats etwas ändern. Der König müsse vielmehr erklären, dass 
in allen Fällen, auch wenn die Bestimmungen des Religionsedicts 
mit den Verfügungen des Concordats im Widerspruch seien, die Ver- 
fügungen des Concordats beobachtet werden sollen, damit die sämmt- 
lichen Behörden, die Gerichte und die Verwaltungsbehörden, im 
Fall eines Widerspruchs die Bestimmungen des Concordats und nicht 
jene des Edicts für die Katholiken in Anwendung brächten. Das 
war, nachdem Consalvi selbst das gesetzliche Verhältniss zwischen 
Beligionsedict und Concordat vollkommen richtig dargelegt hatte, 
nichts anderes als das Verlangen einer Wiederherstellung der Häffe- 
Hn'schen Erklärung in etwas anderen Ausdrücken und mit dem wei- 
teren Unterschied, dass der Cardinalstaatssecretär nach allem was 
vorgegangen, eine Erklärung des Königs selbst oder doch eine Er- 
klärung des Staatsministers der auswärtigen Angelegenheiten und 
eine gleichzeitige Anweisung an die Landesbehörden forderte. 

Dass die bayerische Regierung, wenn sie nicht die eben begrün- 
dete Verfassung verletzen wollte , die von dem Cardinalstaatssecretär 
geforderte Erklärung ebensowenig abgeben durfte , als sie die 
Häffelin'sche Declaration wiederherstellen konnte, ergab sich von 
selbst und war durch Consalvi's eigene Ausführungen dargethan. 
Dagegen bot die vertrauliche Eröffnung vom 8. März 1820 eine will- 
kommene Gelegenheit, um den schwebenden Unterhandlungen eine 

• 

für die Selbständigkeit der weltlichen Gewalt günstige Wendung zu 
geben. Wenn es der bayerischen Regierung gelang, die von Rom 
gewünschte Erklärung in der Art umzugestalten, dass der Bestand 
der Verfassung vollkommen unberührt blieb, und für die Umgestal- 
tung die Einwilligung des Papstes zu erwirken, so hatte sie nicht 
nur die langwierigen Unterhandlungen zu einem glücklichen Ende 
geführt, sondern auch, Ausdauer gegen Ausdauer setzend, einen Sieg 
von principieller Tragweite über das System der Curie erfochten. 
In der That richteten sich alle Bestrebungen der bayerischen Re- 
gierung darauf, eine Formel zu finden, welche die Verfassung 
unverletzt Hess, gleichwohl aber vom römischen Hofe angenommen 
würde. 

93) Vergl. die Note zu Nr. 39 der Urkunden. 
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Eine Umgestaltung der verlangten Erklärung in dem eben be- 
zeichneten Sinn schlug zunächst der zur Abgabe eines Gutachtens 
aufgeforderte Generaldirector im Ministerium des Innern Staatsrath 
von Zentner vor, welcher eben um jene Zeit als bayerischer Bevoll- 
mächtigter zu den Ministerialconferenzen über die deutsche Bundesverfass- 
ung nach Wien abgeordnet war 94 ). Eine Erklärung „in der angegebenen 
Art", so äusserte Zentner, kann der König nicht abgeben; „denn es ist 
vorzusehen, dass sobald die Declaration wie sie vorgeschlagen ist, er- 
scheint, sowohl von Seite des protestantischen Heligionstheils als in der 
nächsten Stände Versammlung Beschwerden über Verletzung der Ver- 
fassungsurkunde und einseitige Auslegung der constitutionellen Edicte 
um so mehr erfolgen werden, als die mit italienischer Schlauheit 
vorgeschlagene Declaration auf die Häffeliu'sche zurückführt und das 
Edict in der That wieder als ein vorzüglich die Protestanten verbin- 
dendes Gesetz darstellt. Man wird sich davon überzeugen, wenn 
man besonders den Schluss der Declaration genau erwägt. Die Pro- 
testanten werden desshalb glauben, dass die ihnen gegebenen Ver- 
sicherungen dadurch wenigstens geschwächt und einer willkürlichen 
Auslegung Preis gegeben seien. Diese Besorgnisse sind in der That 
nicht uugegründet ; denn muss das Edict in seinen Hauptbestimmungen 
in Beziehung auf andere lieligionen nach dem Concordat in dem 
Sinne der päpstlichen Curie ausgelegt werden, so sind alle Kirchen- 
gesetze sanctionirt, und alle Bestimmungen, welche diesen entgegen 
sind, z. B. über gemischte Ehen, Erziehung der Kinder in dieser 
oder jener Religion, den Uebergang zu einer andern Beligion, Ge- 
wissensfreiheit u. s. w., aufgehoben, selbst die Majestätsrechte des 
Königs schwankend und zum Theile zernichtet. Man lese nur die 
beigelegten und die früheren Bemerkungen der Nuntiatur. Wird in 
Praxi anders gehandelt, so fangen die päpstlichen Beschwerden von 
neuem an; man wird von Seite des Papstes und des Nuntius die 
königliche Declaration als gebrochen betrachten; die lntriguen einiger 



94) Die Aufforderung an Zentner, ein Gutachten zu erstatten, erging in einer 
königlichen Kntsrhliessung vom 19. März 1820. Das Gutachten selbst vom 30. 
März 1820 ist vollständig mitgetheilt in den Urkunden Nr. 40. Bisher war das- 
selbe nur in einem Auszug bekannt, welchen Strodl mitgetheilt hat, das Recht 
der Kirche und die Staatsgewalt in Bayern seit dem Abschluss des Concordates, 
Schafthausen 1852. S. 94 -98. Otto Mejer, zur Geschichte der römisch-deutschen 
Frage. B. 11. Abth. 1. S. 195, hat in seiner Darstellung der Verhandlungen, 
welche der Erklärung von Tegurnsee vorausgingen, dieses Gutachten nicht berück- 
sichtigt. 



Gutachten Zentner'«. 323 

tlbelgesinnter Geistlichen werden unterhalten; es entstehen beständige 
Collisionen mit den königlichen Stellen, die am Ende nicht mehr 
wissen, an was sie sich halten sollen, und, was am schlimmsten ist, 
die Geistlichen erhalten gefährliche Mittel, die Gewissen der Unter- 
thanen zu beunruhigen und den Gehorsam gegen die Gesetze schwan- 
kend zu machen 44 . Könne demnach die Erklärung in der von Rom 
aus vorgeschlagenen Form nicht abgegeben werden, so würde es 
nicht minder bedenklich sein, die Abgabe einer Erklärung völlig ab- 
zulehnen, und es „bei dem Papste auf das äusserste ankommen zu 
lassen 44 , da hiedurch „Veranlassungen wenigstens bei einem Theile 
der katholischen Geistlichen und Unterthanen zu bürgerlichen l'n- 
ruhen gegeben würden, die in dem gegenwärtigen Zeitpunkte auf alle 
Art abzuhalten seien 44 . Zentner schlug hienach für die zu erlassende 
Erklärung eine Formel vor, in welcher die verbindliche Kraft der 
Verfassungsurkunde und des Religionsedicts vorausgesetzt und ledig- 
lich eine Folgerung aus den geltenden verfassungsrechtlichen Bestimm- 
ungen gezogen werde. Unter Beziehung auf jene Stellen der Ver- 
fassungsurkunde und des Edicts, welche den Kirchengesellschaften die 
Regelung der inneren Kirchenangelegenheiten unter Vorbehalt des 
königlichen obersten Schutz- und Aufsichtsrechts einräumen, Tit. IV. 
§. 9, Edict §§. 38, 50, solle erklärt werden, „dass aus jenen Stellen 
deutlich und bestimmt hervorgehe, dass der von den bayerischen 
Uuterthanen auf die Verfassung zu leistende Eid lediglich ihre bür- 
gerlichen Verhältnisse betreffe, und dass sie dadurch zu nichts ver- 
bindlich gemacht werden können, was den katholischen Glaubens- 
lehren und Kirchensatzungen und den Gewissen der Katholiken ent- 
gegen sei; dass in gleichem Sinne das nur die äusseren Religions- 
verhältnisse der Unterthanen betreffende Edict zu verstehen sei und 
nie anders werde vollzogen werden, sowie auch der König keine den 
Bestimmungen und dem Sinne des Concordats, welches wie jenes 
Edict als constitutionelles Gesetz zu achten sei, widersprechende An- 
wendung zulassen und darnach sämmtliche königliche Landesstellen 
wiederholt anweisen lassen werde 44 . Mit dem Angebot dieser Erklär- 
ung solle dem Cardinal Consalvi zugleich eröffnet werden, dass der 
König und die Staatsregierung „durch die Verfassung gehindert 
seien, sich auf ein mehreres einzulassen, ohne die Stände darüber 
vernommen zu haben 44 , und bei verweigerter Annahme zu einer 
„öffentlichen Darstellung der wahren Verhältnisse der Sache 4 ' ge- 
zwungen würden, dass endlich, „wenn gegen Erwarten von Seiten der 
geistlichen Gewalt Insinuationen oder gar öffentliche Erklärungen 

21* 
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gegen die Grundgesetze des Reiches und zur Störung der bürger- 
lichen Kühe erfolgen sollten, der König sich verpflichtet finden würde, 
die geeigneten Massregeln dagegen zu ergreifen". 

Zentner's Vorschlag, dem römischen Hofe eine Erklärung auf 
Grund der bestehenden Verfassung anzubieten, wurde am 22. April 
1820 von dem Ministerrath einstimmig gut geheissen^). Von Rech- 
berg , welcher die Entwürfe zweier Schreiben an den Cardinalstaats- 
secretär, eines „amtlichen 41 und eines „vertraulichen* 1 , dem Minister- 
rath zur Prüfung vorlegte, und ebenso von Thürheim wurde betont, 
dass in der Fassung der Erklärung alles vermieden werden müsse, 
„was eine legislative Interpretation bezeichnen könnte", dass aber 
eine Erklärung, welche auf den Bestimmungen der Verfassung be- 
ruhe , sehr wohl gegeben werden könne. Der erste Theil der 
Zentner'schen von Rechberg adoptirten Formel, die Erklärung bezüg- 
lich des Verfassungseides, wurde ohne Widerspruch einstimmig ange- 
nommen; der zweite Theil dagegen, die Erklärung über das Verhält- 
niss zwischen Religionsedict und Concordat, wurde in dem Minister- 
rath von verschiedenen Seiten, insbesondere von Lerchenfeld lebhaft 
bekämpft. Es wurde geltend gemacht, dass der zweite Theil der 
Zentner'schen Formel vieldeutig sei , dass die Curialisten , wie der 
Präsident des Staatsraths Staatsminister Graf Törring sich ausdrückte, 
unter dem „Sinn des Concordates" „ihren Sinn" verstehen würden, 
dass hienach, wie der Finanzminister Freiherr von Lerchenfeld argu- 
mentirte, das Religionsedict, „da, wo wirklich ein Widerspruch des- 
selben mit den Bestimmungen und dem Sinne des Concordates nach 
römischen Grundsätzen behauptet werde", nicht mehr könne ange- 
wendet werden. Demgemäss verlangte Lerchenfeld ursprünglich, unter 
Zustimmung von Reigersberg, Wrede, Triva und sogar von Thürheim, 
dass der zweite Theil der Zentner'schen Formel gänzlich gestrichen 
werde ; nachträglich aber ging er davon ab und versuchte dem zweiten 
Theil eine veränderte Fassung zu geben, welche die einmüthige Zu- 
stimmung des Ministerratiis erhielt. Diese von Lerchenfeld entworfene 
Fassung besagte unter Verweisung auf die bestehende Gesetzgebung 
lediglich, „dass das Concordat ebenso wie das nur die äusseren Re- 
ligionsverhältnisse der königlichen Unterthanen betreffende Edict als 
constitutionelles Gesetz zu achten sei und darnach sämmtliche könig- 
liche Landesstellen wiederholt würden angewiesen werden". 

W>) ..Protocoll <l<'rl»\snmh»ron Miiiistcrialsitzmig vmn 22. April 182Ü". Gegen- 
wärtig warm <lio müiiiiiiI Hc-Ikmi StaaUminister, <lt»r IMriiiiurseliaU Fürst Wretle und 
»ler Präsident d««s Staatsrat hs Graf Türrinsr. 
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Die Schreiben Rechbcrg's an den Cardinalstaatssccretär, das „amt- 
liche 44 und das „vertrauliche 44 , welche nach den Beschlössen des 
Ministerraths theil weise umgearbeitet und am 30. April 1820 
ausgefertigt wurden M), legten beide mit rückhaltloser Offenheit dar, 
dass die Regierung ohne die Mitwirkung der Kammern an der be- 
stehenden Verfassung, somit auch an dem gesetzlich geordneten Ver- 
hältniss zwischen Rcligionsedict und Concordat, keine Aenderungen 
vornehmen und ebensowenig eine authentische Erläuterung darüber 
geben könne, dass sie demnach die von Koni aus vorgeschlagene 
Formel der zu erlassenden Erklärung ablehnen und durch eine andere 
mit der Verfassung des Landes übereinstimmende ersetzen müsse. 
„So lebhaft auch der Wunsch der bayerischen Regierung ist, dem 
heiligen Vater zu Willen zu sein 14 , so erklärt die officielle Note vom 
30. April 1820, „so bestehen doch, wie wir Euer Eminenz nicht ver- 
hehlen können, in der neubegründeten Verfassung des Königreichs 
Hindernisse gegen die Abgabe einer Erklärung, welche nur den ge- 
ringsten Schein einer gesetzgeberischen Auslegung an sich tragen 
würde. Nur uuf den Buchstaben, auf den Wortlaut der Verfassungs- 
urkunde selbst glaubt Seine Majestät eine Erklärung gründen zu 
können, welche den Absichten Seiner Heiligkeit entspräche, ohne die 
Verpflichtungen zu verletzen, welche dem König durch die Ver- 
fassungsurkunde auferlegt sind 4 '. Und nachdem die Formel, welche 
von dem Ministerrat beschlossen wurde, dem Cardinalstaatssccretär 
wörtlich mitgetheilt ist, fährt die officielle Note fort: „Es würde für 
Bayern und für Deutschland unendlich zu beklagen sein, wenn Seine 
Heiligkeit bezüglich der abzugebenden Erklärung auf Ausdrücken be- 
stehen zu müssen glaubte, welche das Gepräge der gesetzgeberischen 
Formen an sich tragen. Denn in diesem Fall würde sich der König 
für verpflichtet erachten, der Verfassung gemäss die Stände des König- 
reichs über den vorliegenden Gegenstand zu Rathe zu ziehen; daraus 
würde nicht nur eine grosse Verzögerung in dem Vollzug des Con- 
cordats entstehen, sondern es würden sich auch über die wichtigsten 
Punkte unfehlbar Schwierigkeiten erheben; öffentliche Redekämpfe 
und eine Spaltung der Kammern würden die Folgen sein. Ich un- 
terlasse es, die unseligen Folgen eines solchen Standes der Dinge zu 
schildern". Ebenderselbe Gedankengang findet sich in der vertrau- 
lichen Note vom gleichen Tage. „Wenn man in der Formel der Er- 
klärung alle Ausdrücke beibehalten würde, welche von Eurer Eminenz 

96) Yollatüwlig iuit£cthi»ilt in «Im Urkunden Nr. 41. 
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vorgeschlagen sind, so könnten dieselben ein ungünstiges Licht auf 
die Regierung des Königs werfen und zu dem Glauben Veranlagung 
geben, dass eine authentische Interpretation nothwendig geworden sei. 
weil die Regierung bezüglich der durch das Concordat übernommenen 
Verpflichtungen mit sich selbst nicht im reinen gewesen sei. Da 
nun der König eine authentische Interpretation eines Gesetzes ohne 
die Mitwirkung der Kammern nicht mehr geben kann, so würde ein? 
Erklärung in den vorgeschlagenen Ausdrücken unfehlbar in der 
nächsten Sitzung der Kammern mit siegreichen Wallen bekämpft 
werden, durch die protestantischen Mitglieder wegen der religio** 
Beziehung, durch die Kammern überhaupt wegen Uebersehreitung der 
Formen bei einem Gegenstand von öffentlichem Interesse; ausserdem 
würde unzweifelhaft gegen die Minister eine Anklage wegen Ver- 
letzung der Verfassung erhoben werden. Wenn Eure Eminenz die 
Rücksichten in Betracht ziehen, welche unsere constitutionellen Formen 
erheischen, so wird es der tiefen Einsicht Eurer Eminenz nicht ent- 
gehen, dass die Regierung, mit dem besten Willen den AVünschen dts 
heiligen Vaters zu entsprechen, doch die scharf bewachten G ranzen 
ihrer Gewalt nicht überschreiton kann". Durch das Angebot der in 
der officiellen Note mitgetheilten Erklärung habe die bayerische Re- 
gierung alle Mittel erschöpft, welche ihr zu Gebote stünden, um den 
heiligen Stuhl zu beruhigen. „Gebe der Himmel, dass das Ziel auf 
diesem Wege erreicht werden kann! Denn da die Erklärung, so Hie 
dieselbe verlangt wurde, nur von der gesetzgebenden Gewalt ausgehen 
könnte, so müsste dieselbe notwendiger Weise, wie bereits oheu er- 
wähnt wurde, der Beratbung der Kammern unterworfen werden, und. 
wie sich leicht voraussehen lässt, würden die zartesten Punkte der 
religiösen Interessen den polemischen Angriffen einer öffentlichen Er- 
örterung ausgesetzt sein. Wenn dagegen Seine Heiligkeit, wider alle 
unsere Hoffnungen, die Erklärung erlassen zu müssen glaubte, welche 
Eure Eminenz bisher zurückzuhalten wusste, so würde sich die baveri- 
sehe Regierung in die traurige Notwendigkeit versetzt sehen, in den 
Augen ihrer katholischen Unterthanen sich durch die Mittheilung zu 
rechtfertigen, dass die Abwendung dieses Ereignisses nicht in ihrer 
Macht gelegen habe. Ein solcher Stand der Dinge würde dem Partei- 
geist freie Bahn machen, dessen zahlreiche Angriffe ebensowenig der 
Religion als der Regierung zum Vortheil gereichen würden. Ein 
Zwiespalt der Meinungen würde eintreten und die weltliche Ge- 
walt würde vielleicht, ihren theuersten Wünschen entgegen, ge- 
zwungen sein, zu verhüten, dass die Katholiken in Anhänger des 
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heiligen Stuhles und in Anhänger der Verfassung sich theilen. Zu 
spät würden wir bedauern, die Keime der Zwietracht nicht im Ent- 
stehen erstickt zu haben 44 . 

Wenn der Cardinal staatssecretär die neuesten Eröffnungen der 
bayerischen Regierung mit den froheren Erklärungen derselben vom 
7. November 1818 und vom 22. December 1819 verglich, so musste 
er sich sagen, dass der bisherige Stand der Dinge in keiner Weise 
verändert sei. Die neueste Erklärung besagte über das Verhältniss 
zwischen Religionsedict und Concordat mit etwas anderen Worten 
ebendasselbe, was in der Note vom 7. November 1818 ausgesprochen 
und von dem römischen Hofe durchaus ungenügend befunden worden 
war. Der Staatsminister des Innern, Graf von Thflrheim, glaubte 
darum in dem Ministerrath vom 22. April 1820 voraussagen zu 
können, „dass alles, was auch in Betreff des Religionsedicts neuer- 
dings gesagt werden könne und wolle, nachdem es schon mehrmal 
dem päpstlichen Hofe ohne allen Erfolg gesagt worden sei, auch der- 
malen keinen Eindruck machen werde 44 . Bezüglich des Verfassungs- 
eides aber hatte die Regierung eine Formel gefunden, welche durch 
die ausdrückliche Bezugnahme auf die Bestimmungen der Verfassungs- 
urkunde selbst jeden Zweifel darüber beseitigte, dass die Gränze 
zwischen der bürgerlichen und der kirchlichen Ordnung durch die 
Verfassungsurkunde, nicht aber durch das canonische Recht gezogen 
sei, dass somit die Kirchenhoheitsrechte und die Vorschriften über 
das Verhältniss der Confessionen unter einander nnter den Begriff der 
bürgerlichen Ordnung und somit unter die durch den Verfassungfceid 
zu erhärtende Verpflichtung fallen. Alle Versuche des Cardinalstaats- 
secretars, eine Erklärung des Königs zu erlangen, welche die verbin- 
dende Kraft des Religionsedicts für die Katholiken verneinte, oder was 
dasselbe besagte, dem Concordat und dem canonischen Recht den Vor- 
rang vor der Verfassungsurkunde zusicherte, waren von der Regier- 
ung abgewiesen worden. Auch die Drohung eines öffentlichen Aufrufs 
an die bayerischen Katholiken war ohne Wirkung geblieben und mit 
der Warnung beantwortet worden, dass ein solcher Aufruf bei der 
gegenwärtigen Stimmung der Geister in Deutschland für die kirchliche 
Gewalt selbst schlimme Früchte tragen und Gegenmassregeln der 
Regierung hervorrufen könnte. Auch jetzt wagte der Cardinalstaats- 
secretär nicht, obwohl die bayerische Regierung das von ihm gestellte 
Verlangen als schlechthin unerfüllbar bezeichnet hatte, die zweimal 
ausgesprochene Drohung zu verwirklichen ; nachdem er einmal den 
Weg vertraulicher Unterhandlung betreten, mochto ein offener Bruch 
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noch bedenklicher als froher erscheinen. So entschloss er sich denn, 
da ein principiellcr Sieg nur durch einen offenen Kampf mit unbe- 
rechenbaren Folgen zu erringen war, mit dem durch freundschaftliche 
Verständigung Erreichbaren sich zu begnügen, in dem einen Punkte 
ganz und in dem andern wenigstens theilweise nachzugeben. 

In einer vertraulichen Note an den Grafen Rechberg vom 2. August 
1820 07 ) erklärte der Uardinalstaatssecretär : da die bayerische Regierung 
die verlangte Erklärung nach der von Rom aus vorgeschlagenen 
Formel nicht abgeben zu können glaube, weil eine Ministerauklage 
daraus entspringen würde , so wolle er nicht auf dieser Formel be- 
stehen. Allerdings warf er die staatsrechtliche Frage auf, ob der 
König durch die Bestimmungen der Verfassungsurkunde Tit. VII. § 2 
wirklich gehindert sei, die von Rom aus vorgeschlagene „souveraine 
und authentische 14 Erklärung zu geben; denn eine Erklärung über 
den Sinn des Verfassungseides sei doch nicht die authentische Er- 
läuterung eines Gesetzes, „welches die Freiheit der Personen oder das 
Eigenthum der Staatsangehörigen betreffe". Indessen legte er selbst 
diesem Einwand kein entscheidendes Gewicht bei, so dass der Re- 
gierung eine Antwort darauf erspart blieb. Sonst hätte die bayerische 
Regierung den Cardiiuilstaatssecretär etwa darauf hinweisen können, 
dass der römische Hof selbst in der amtlichen Mittheilung vom 
13. Januar 1819 unter anderen Bestimmungen des Religionsedicts die 
Beschränkung der Kirchenzucht auf das rein geistliche Gebiet gerügt 
habe, während doch das Concordat den Bischöfen das Recht einräume, 
Freiheitsstrafen über Geistliche zu verhängen, dass somit eine Erklärung 
über die schrankenlose Anwendbarkeit des Concordais allerdings die 
Erläuterung eines Gesetzes sei, welches die Freiheit der Personell 
betreffe. Oder sie hätte entgegnen können, dass der Cardinalstaats- 
secretär in der vertraulicheu Note vom 8. März 1820 mit grossem 
Scharfsinn und in vollkommen zutreffender Weise das gesetzlich be- 
stehende Verhältniss zwischen Religionsedict und Concordat klar gelegt 
habe, dass somit eine Erklärung, welche dieses Verhältniss umkehre, 
eine Abänderung der Verfassungsurkunde sei, welche nach Tit. X. § 7 
der Zustimmung der Stände bedürfe. Auch die weitere Einwendung 
Consalvi's, dass die von der Regierung vorgeschlagene Formel nicht 
minder eine authentische Erläuterung enthalte, war kaum ernstlich 
gemeint. Denn die Regierung hatte ja mit deutlichen Worten er- 
klärt, dass sie an der bestehenden Gesetzgebung nichts ändern könne 
und wolle, dass sie lediglich eine Folgerung ziehe, welche jedes 

97) MitjjotlK'ilt in den Urkunden Nr. 42. 
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Gericht und jede Verwaltungsbehörde ebenso zu ziehen berechtigt war. 
Wenn jedoch der Cardinalstaatssecretär sein ursprüngliches Ver- 
langen fallen Hess, so wies er doch auch die von der Regierung ge- 
wählten Ausdrücke für die zu vereinbarende Erklärung zurück. In 
dem Eingang der Erklärung dürfe der Ausdruck „Missverständnissc" 
— malentendus — nicht gebraucht werden, da derselbe zu dem Glauben 
Veranlassung geben könnte, es habe sich der heilige Vater in seinem 
Urtheil über die bayerische Verfassungsurkunde und den Verfassungseid 
getäuscht; es handle sich nicht um die Zerstreuung von Missver- 
ständnissen, sondern um die Hebung von Beunruhigungen — inqui- 
etudes — der Katholiken über den zu leistenden Eid. In der Er- 
klärung über den Verfassungseid erachtete sodann der Cardinalstaats- 
secretär die Aufzählung der einzelnen Stellen der Verfassungsurkunde 
und des Keligionsedicts für überflüssig, gab aber die Bezugnahme auf 
die Bestimmungen der Verfassungsurkunde im allgemeinen und somit 
die Auslegung des Eides im Sinne der Regierung zu. Es war das 
folgenreichste Zugeständniss, welches der Vertreter der Curie machen 
konnte; denn er erkannte damit die von der weltlichen Gesetzgebung 
vorgenommene Gränzscheidung zwischen dem staatlichen und dem 
kirchlichen Gebiete an. Er war auch der Tragweite dieses Zuge- 
ständnisses sich vollkommen bewusst; denn er konnte die Bemerkung 
nicht unterdrücken: es Hessen sich sehr gewichtige Einwände gegen 
die Behauptung erheben, dass nach den Bestimmungen der Verfass- 
ungsurkunde selbst der Verfassungseid sich nur auf die bürgerliche 
Ordnung beziehe. Dagegen wünschte er die Ausdrücke: „Glau- 
benslehren und Kirchensatzungen" durch die Worte „Gesetze Gottes 
und der Kirche" ersetzt, da jene die gesetzgebende Gewalt der Kirche 
zu bestreiten schienen; auch dürfe der Ausdruck „Gewissensfreiheit" 
nicht in der Erklärung gebraucht werden, da die Gewissen der 
Katholiken durch die Gesetze Gottes und der Kirche gebunden seien. 
In dem zweiten Theil der Erklärung dürfe weder des Keligionsedicts 
noch irgend eines anderen Gesetzes Erwähnung geschehen; es genüge 
zu sagen, dass das Concordat als Staatsgesetz gelten und vollzogen 
werden solle. Darnach schlug der Cardinalstaatssecretär die folgende 
Formel vor: „Um alle Beunruhigungen der bayerischen Katholiken 
über den durch die Verfassungsurkunde vorgeschriebenen Eid zu heben, 
erklärt Seine Majestät, dass bei Erlassung derselben Ihre Absicht 
nicht darauf gerichtet war, in irgend etwas die Gewissen Ihrer Unter- 
thanen zu beschweren, und dass demgemäss nach der Verfassungs- 
urkunde selbst der Verfassungseid der bayerischen Katholiken sich 
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nur auf die bürgerliche Ordnung bezieht, und dass sie durch denselben 
zu nichts verpflichtet werden, was den Gesetzen Gottes oder der katho- 
lischen Kirche widerstreiten könnte. Ausserdem erklärt Seine Ma- 
jestät, dass das Concordat in Bayern Staatsgesetz ist, als Verfaasungs- 
gesetz betrachtet und vollzogen werden muss, und dass allen Behörden 
des Königreichs eingeschärft werden wird, sich in keinem Fall von 
den Vorschriften desselben zu entfernen 41 . Wie man deutlich erkennt, 
hatte der Gardinalstaatssecretär bezüglich des Verfassungseides das 
Princip der Regierung zugegeben, bezüglich des Verhältnisses zwischen 
Religionsedict und Concordat nicht mehr wie früher eine Erklärung 
über den Vorrang, sondern nur eine Erklärung über die gesetzliche 
Kraft des Concordats verlangt; nur der letzte Satz erinnerte noch in 
etwas an die ursprüngliche Formel. 

Der neue Vorschlag Consalvi's wurde ebenso wie der frühere 
dem Ministerrath unterbreitet, in welchem am 27. August 1820 der 
vor kurzem zum Staatsminister erhobene Freiherr von Zentner münd- 
lichen Vortrag erstattete. Zentner fand die neue Formel Consalvi's 
mit einer, äussersten Falls mit zwei Aenderungen annehmbar. In 
dem Eingang der Formel solle der Ausdruck „inquietudes" durch den 
Ausdruck „mesintelligencc" ersetzt werden , welcher in Consalvi's 
erstem Vorschlag vom 8. März 1820 gebraucht war. Der Ausdruck 
„inquietudes", so bemerkte Zentner, müsse „weniger gut gewählt ge- 
funden werden, als der in dem ersten Vorschlag Consalvi's gebrauchte 
Ausdruck „mesintelligence", da wirklich das Factum, dass solche allge- 
meine Beunruhigung bestehe, nicht gegründet sei, folglich nicht als 
wahr angesehen werden könne". Dagegen erklärte Zentner die von dem 
Gardinalstaatssecretär abgelehnte Aufzählung der einzelnen Stellen der 
Verfassungsurkunde und des Edicts nicht für unbedingt nothwendig, 
„da es allerdings genüge, die Constitution im allgemeinen zu citiren, 
indem in derselben das dem römischen Hofe gehässige und die 
weltliche Macht schützende Edict als ein Bestandteil derselben aus- 
drücklich genannt sei". Ebenso fand er es „dem Ausspruche der Con- 
stitution ganz gemäss", wenn in der Formel gesagt werde, dass die 
Absicht des Königs bei Ertheilung der Verfassung nicht darauf ge- 
richtet gewesen sei, in irgend etwas die Gewissen der Unterthanen 
zu beschweren und dass demgemäss nach der Verfassungsurkunde selbst 
der Verfassungseid sich nur auf die bürgerliche Ordnung beziehe; 
ebensowenig sei gegen die Umwandlung der Ausdrücke: „Glaubens- 
lehren und Kirchensatzungen" in die Worte: „Gesetze Gottes und der 
Kirche" eine so wesentliche Erinnerung zu machen, um dagegen neue 
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Schwierigkeiten zu erheben. Auch den Schlusssattf der neuen Coa- 
salvi'schen Formel, welcher noch in etwas an Consalvi's ersten Vor* 
schlag erinnerte, war Zentner geneigt zuzugestehen, da zwischen den 
beiden Sätzen „de ne s'cloigner dans aueun cas de ses dispositions", wie 
Consalvi vorschlug, und „dese conformer a ses dispositions", wie die 
Kegierung vorgeschlagen hatte, keine so grosse Abweichung gefunden 
werden könne. Rechberg und Thürheim stimmten Zentner bei; 
Lerchenfeld dagegen empfahl an der Formel „de se conformer' 4 etwa 
mit Beifügung des Wortes „strictement u festzuhalten. In dem Vor- 
schlage des Cardinais lasse sich eine „ängstlichere Beschränkung" er- 
kennen, „bei der wohl eine Absicht im Hintergrunde liege, und wozu 
der Cardinal vorzüglich desswegen veranlasst worden zu sein scheine, 
weil es ihm nicht habe gelingen können, zu bewirken, dass in Colli- 
Monsfällen mit den constitutionellen Bestimmungen das Concordat 
als Entscheidung gelten solle". Als der Feldmarschall Wrede sich 
für Lcrchenfeld's Vorschlag aussprach, wurde derselbe ohne Widerrede 
von dem Ministerrath angenommen $8). Die so veränderte Formel 
wurde dem Cardinalstaatssecretär durch vertrauliche Note Rechberg's 
vom 8. September 1820 lediglich mit der Bemerkung mitgetheilt, 
dass mau den Ausdruck „mesintelligence" aus Consalvi's erstem Vor-* 
schlag angenommen habe. 

Dem Scharfblick des Cardinalstnatssecretärs entging jedoch die 
Veränderung nicht , welche die bayerische Regierung mit dem 
Schlusssatz der zweiten Consalvi'schen Formel unter Zurückgreifen 
auf ihren eigenen Vorschlag vom 30. April 1820 vorgenommen hatte. 
Den Ausdruck „mesintelligence", welchen er selbst früher gebraucht 
hatte, licss er sich gefallen, allerdings mit der wiederholten Bemerk- 
ung, dass es sich nicht um die Beseitigung von Miss Verständnissen, 
sondern um die Hebung von Beunruhigungen handle; ebenso erklärte 
er eine unwesentliche Veränderung in der Wortfügung annehmen zu 
wollen, welche sich durch Zufall in die noue Formel der bayerischen 
Regierung eingeschlichen hatte; gegen die Veränderung des Schluss- 
satzes aber erhob er in längerer Auseinandersetzung die schwersten 
Bedenken. In dieser Auseinandersetzung kam noch einmal das Ver- 
hältniss zwischen Religionsedict und Concordat, welches in allen 
Unterhandlungen seit der Zurücknahme der Häft'elin'schen Declaration 



98) „Protocoll dor Ministerinl-Sitzung vom 27. Aii#u*t 1820 4 '. tirjOMiwsirtitf 
waren die sammt liehen StaataminiAtcr mit Ausnahme dos Grafen Kcijr«»rsborg so- 
wie der Feidmaruch all Fürst Wrodo. 
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die Hauptschwierfgkeit ausgemacht hatte, zur eingehenden Erörterung 
und es trat darin klar zu Tage, was Lerchenfeld's bewährter Scharf- 
sinn mit richtigem Blick erkaunt hatte, dass der Cardinalstaats- 
secretär durch die von ihm gewählte Fassung eine etwas verhüllte 
Wiederherstellung der Häffelin'schen Declaration zu erreichen beab- 
sichtigte. Das Religionsedict , so erklärte Consalvi in einer vertrau- 
lichen Note an Rechberg vom 21. October 1820, sei nicht nur im 
Widerspruch mit den Grundsätzen der katholischen lieligion und mit 
den Gesetzen der Kirche, sondern auch mit den Vereinbarungen des 
Concordats, wie in der amtlichen Mittheilung vom Jahre 1819 dar- 
gethan worden sei. Wenn nun der Fall eines solchen Widerspruchs 
eintrete, so würden, wie mit Recht zu befürchten sei, die Unterbe- 
hörden von den Katholiken verlangen, dass die Bestimmungen des 
Edicts vor denen des Concordats beobachtet würden. Um dess- 
willen habe er in seinem ersten Vorschlag vom 8. März 1820 
deutlich ausgesprochen, dass im Fall eines Widerspruchs zwischen 
Religionsedict und Concordat die Bestimmungen des Concor- 
dats zur Anwendung kommen sollten. Der Gegenvorschlag der 
Regierung vom 30. April 1820 habe diese klare Vorschrift unter- 
drückt und durch eine Wendung ersetzt, welche zwar die Beobachtung 
des Concordats vorschreibe, aber für den Fall eines Widerspruchs 
mit dem Edict keine zweifellose Regel enthalte. Dem gegenüber 
habe der Cardinalstaatssecretär, um die Beobachtung des Concordats 
für alle Fälle zu sichern, in seinem zweiten Vorschlage ebenden- 
selben Gedanken wie in seinem ersten, nur „etwas verhüllter" (un peu 
plus couvertement) durch die Formel auszudrücken versucht, es solle 
den sämmtlichen Behörden des Königreichs eingeschärft werden, sich 
in keinem Falle, „das heisst auch nicht im Falle eines Widerspruchs 
mit dem Edict 4 *, von den Bestimmungen des Concordats zu entfernen. 
Wenn nun die Regierung diese Formel ablehne und durch ihren 
ersten Vorschlag lediglich mit Beifügung des Wörtchens „strictement", 
ersetze, so sei damit den Behörden keineswegs bestimmt die Regel 
vorgezeichnet, auch im Fall eines Widerspruchs mit den Bestimm- 
ungen des Edicts die Verfügungen des Concordats zu beobachten. 

So war schliesslich der grosse Principienkampf zwischen weltlicher 
Gesetzgebung und canonischem Recht in einen Widerstreit zweier 
kleiner, für den weniger scharf blickenden Leser gleich bedeutender 
Sätze übergegangen "). 

99) Die scharfsinnige Ausführung in Consalvi's Note lautet: Mais, pour ce 
qui regarde lc troisiemc changement rclatif a l'iivjouction ä faire aiix auturites 
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Und nun, nachdem er mit grossem Scharfsinn auseinandergesetzt 
hatte, dass die Formel der bayerischen Regierung gerade das nicht 
gewahre, was er in nahezu zweijährigen Unterhandlungen unwandelbar 
gefordert hatte, den Vorrang des Concordats vor dem Religionsedict, 
schloss er seine Auseinandersetzung damit, dass er sich bereit er- 



ilu royaume de no s'äloigner dans aueun eas dos dispositions du 
eoneordut, je prie votre exeellenee, ile no pas perdre de viic Fobjet j»t la raison 
par laquelle dans la redaetiou t lt% la derniere periode de la deelaratiuii j'avais fait 
u<»a£e de eette phrase. L\'dit de reli^ion, ou l'appcndiee doimeme annexee a la 
eonstitution, est nun Keulenient oppose en plusieurs artieles aux principe* de la 
reli<rion catholique et aux lois do Pe^Hse, mstis anssi aux stipulation* du eoncordat, 
i'oinm« il a etä demontre dans Ferrit quo le wmee eut riumneur de eoiiununiquer 
ü viitre exeellenee dans le courant du 1819. Lucas de eette rontradietion Mieant, 
etant justcuient a craindre quo les autoritär« .subalternes 'exigent a Te^ard des 
eatlioliqm>s quo les dispositions de Fedit soient observees en preference des stipu- 
latious du eoncordat (erainte malhourcuscment justifido tres souvent par le fait), 
on avait eii soin de speeifier elairomcnt dans la funnule de däclaration que j'avais 
proposoe dans ma lettre coniideutielle du 8 Mars 1820 que. „dans le ciik mi 
l't'dit ile religio n . . . . se trouvat en eontradietion avec les stipu- 

latious du eoncordat ee seront les dispositions du eoncordat 

qu'oii devra observer*. Votre exeellenee dans sa repoiiso oflicielle du 30 Avril 
ayunt eru devoir supprimer cos phrases qui traeaient clairenient la eonduitc a tenir 
dans le cas de Fopposition uu eontradietion susmentionees, et de les romplaeer 
par lesparulcssuivuntes: „Kn «nitre quo le eoncordat, ayant foree de loi 
en Baviero aussi biun que Tedit de religion ou rappendice II de 
la charte qui d'ailleurs no c<ince nie que les rapports exterieures 
des habitants catboliques en Baviere, il doit etre respeete e um nie 
1 «> i constitutionellc, et qu'il sera onjoint atoutes les autorites 
du royaume de se von form er a ses dispositions", et ces paroles, qiioi- 
que ordonnant Fobservanco du eoncordat, ue donnaut pas aux autorites du 
royaume une re^lu sfire a suivre dans le cas iFopposition de l'edit a quolqirune 
lies dispiisitions du eoncordat, dans la vue iFassurer dans tuus le ras, ä l'e^ard 
des catholiques , Fobservanee des stipulations du eoneurdat , comme la fni des 
traites exige et sa majesto le veut, j'avuis pris le parti d'exprimer dans ma der- 
niere redaetiou uu peu plus ernivertemont la meine ehose, en ilisant .,i 1 sera 
onjoint a toutes les autorites du royaume de ne s'öloigner dans 
au «'ii ii eas (c'est a iure meine dans eelui d'ime disposition eontraire de l'edit) 
de ses dispositions". Or votre exeellenee en supprimant ees expreshimis, et en 
les remplaeaut par eelles de sa preuiiero redaetiou ,,de se emi furnier a s«s 
ilis]>ositiuiis", et en ajoutant seulement le mut „strieteinent", ne traee pas 
pri'eisi'ineiit aux autorites rette regle de se confomier aux dispositions du eon- 
eurdat, quand memo elles seroient en Opposition avee les «lispositions de l'edit. 
<Vtte explieatioll fera, je Pespere. emuiuitre :'l Votre i-xcellelie».* qm» l*e\pressio|| 
<»iil»?«titiii' B o. dans eedernier ebau^emeut. dont votre exeelb«nei« in* fait aueiine inentiou 
daus sa lettre, est im peu nioins fa\orab]e aux inten-ts de la n-li^iun. 
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klärte, die Formel der bayerischen Regierung anzunehmen. Wenn 
es dem Grafen Rechberg unmöglich sein sollte, die unveränderte Bei- 
behaltung der römischen Formel zu bewirken, so wflrde der heilige 
Vater, allerdings mit Schmerz und ohne jene vollständige Beruhigung, 
welche er erwartet habe, um endlich diesen Zwist beizulegen und 
das Hinderniss för die Wiederherstellung der katholischen Kirche in 
Bayern zu beseitigen , sowie im Vertrauen auf die Erklärung der 
Regierung vom 22. December 1819 sich dazu verstehen, die Formel 
der Regierung anzunehmen ioo). Die Erklärung der bayerischen Re- 
gierung vom 22. December 1819, welche Consalvi nunmehr als eiuen 
Grund der Beruhigung für den heiligen Vater nannte, war ebendie- 
selbe, welche er in der vertraulichen Note vom 8. März 1820 als 
durchaus ungenügend bezeichnet hatte. Der Feldzug, welchen die 
Curie im Januar 1819 mit grosser Zuversicht gegen die bayerische 
Verfassung eröffnet hatte, endete nach sieben Vierteljahren mit einem 
vollständigen Rückzug des römischen Hofes. Das stolze Wort „Rome 
ne recule pas u hatte sich auch dieses Mal nicht bewährt. 

Die Antwort der Regierung war hienach von selbst vorgezeichnet; 
sie stellte mit grosser Bereitwilligkeit die Wortfügung wieder her, 
deren unwesentliche Veränderung der Cardinalstaatssecretär gerügt 
hatte, und behielt den Schlusssatz der Erklärung nach ihrem eigenen 
Vorschlage bei, dessen wesentliche Bedeutung durch Consalvi's Aus- 
einandersetzungen dargelegt war. Der König, so bemerkte Rechberg 
in der vertraulichen Erwiderung vom 4. Februar 1821, beziehe sich, 
indem er die vorgeschlagene Fassung beibehalte, auf die früher zu 
wiederholten Malen ertheilten feierlichen Zusicherungen treuer Er- 
füllung des Concordats, insbesondere auf die Erklärung vom 22. De- 
cember 1819 10 *). Die Curie erhob hiegegen keinen Widerspruch 



100) Toute fois, so fahrt die Note Consalvi's fort, s'il ne lui etait pas possible, 
ce quo je ne puis pas croire, de faire conservor dans la, t«»talite ma dorniere 
redaotion de la furmule de doclaration, et surtout de conserver la derniero periudo 
teUe que je l'avais tracee, ce ne soroit quW regret et sans eette eonsolation eoin- 
plete, ä laquelle sa saintete s'attcndoit que, pour voir entin tenniner eette ouii- 
testation qui retarde le retablissement de Te^lise catholique en Baviere, et comptant 
sur Tassurance donnoe par votre excellenee dans sa lettre du 22 Poeombre, le 
saint pere se preteroit a admettre la redaction proposee par eile dans sa lettre 
du 8 Septcmbre. 

101) Enfin, les mut-s: „de se conformer strietement etc.", si on les examine de 
plus pres, pourront d'autant moins fournir niatiere a de nouvelles explication*, 
qu'iU s'aecordent avee les assuranees solennelles que sa majeste le roi adonnees 
plusieurs fois quo le coneordat serait aeeompli tidolement; rYst pourquni je nie 
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mehr. In einer vertraulichen Note vom 18. April 1821 erklärte der 
Cardinalstaatssecretär die endgültige Annahme der von dem Könige 
vorgeschlagenen Formel durch den heiligen Vater, und in einer amt- 
lichen Eröffnung vom gleichen Tage theilte er mit, der apostolische 
Nuntius in München habe die Weisung erhalten, den Staatsminister 
Grafen von Bechberg zur Abgabe der vereinbarten Erklärung aufzu- 
fordern. Der Nuntius kam dieser Weisung am 4. Mai nachio 2 ) und 
erhielt die versprochene Antwort in einer Note des Grafen Eechberg 
vom 15. Mai 1821*»). 

Zu gleicher Zeit war über eine andere Angelegenheit, worüber 
die Unterhandlungen unmittelbar nach dem Eintreffen des Nuntius 
in München eröffnet worden waren, über die Dotation der Diöcesen, 
eine Verständigung erzielt worden, so dass der Begründung der neuen 
Diöcesanverfassung durch Verkündigung der Circumscriptionsbulle, der 
Einsetzung der Bischöfe und Capitel kein Hinderniss mehr im Wege 
stand 104 ). Am 23. September 1821 verkündete der Nuntius die Cir- 
cumscriptionsbulle feierlich in der Domkirche zu München 105 ), nachdem 
vier Tage vorher der getroffenen Verabredung gemäss die vereinbarte 
königliche Erklärung über den Verfassungseid und über die landes- 
rechtliche Geltung des Concordats durch das Regierungsblatt , nicht 
durch das Gesetzblatt bekannt gemacht worden war. Von Tegernsee 
aus am 15. September 1821 erlassen, in Abwesenheit des dirigirenden 
Staatsministers Grafen von Thürheim von dem Freiherrn von Zentner 
gegengezeichnet, lautet die berühmte Erklärung folgendermassen: 

„Nachdem die wichtigsten Anstände, welche bisher den Vollzug 
des mit dem päpstlichen Stuhle unterm 5. Juni 1817 abgeschlos- 
senen und von Uns unterm 24. October des nämlichen Jahres ruti- 
ficirten Concordats verzögert haben, nunmehr beseitiget sind, so ist 
es Unser Wille, dass dasselbe in allen seinen Theilen in volle Aus- 



refere de nouveau a cos assurances precedentes, particulicreiuent a Celles du 22 
Decenibre 1819. Outre cela, sa majestc no peilt pur wie autre tournurc donner 
Heu a une apparence que ses intentions royales ayent jamais ete diflereutes. 

102) Der Anfang der Nute vom 4. Mai 1821 int abgedruckt bei (Höher) 
Concordat und Constitut hinseid der Katholiken in Bayern, H. 257. 

103) Zuerst abgedruckt bei (Höfler) Concordat undConstitutionseid, S. 258 f., 
vollständig mitgetheilt in den Urkunden Nr. 43. 

104) Auf die umfangreichen Verhandlungen über die Dotationsangelegcnheit, 
welche eine selbständige Darstellung erheischen, kann in dienern Zusammenhang 
uicht eingegangen werden. 

105) Vergl. die „Münchener Politische Zeitung** vom 24. September 1821 
Nr. 226. 
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Übung gebracht und dass hiemach der Publication und Vollziehung 
der zur Ausführung der Circumscription der neuen Diöcesen in Unserm 
Königreiche unterm 1. April 1818 ergangenen päpstlichen Bulle, welche 
anfängt mit den Worten: „Dei ac Domini Nostri Jesu Christi' 4 , nebst 
den darauf sich beziehenden Executions-Decreten des für dieses Ge- 
schäft von Seiner päpstlichen Heiligkeit an Unser Hoflager in der 
Person des Herrn Franz Serra, aus dem herzoglichen Geschlechte 
Cassano, Erzbischofes von Nicäa, abgeordneten apostolischen Nuntius 
kein weiteres Hiuderniss gesetzt werden soll. Zugleich fügen Wir 
zur Beseitigung aller Missverständnisse über den Gegenstand und die 
Beschaffenheit des von Unsern katholischen Unterthanen auf die Con- 
stitution abzulegenden Eides die Erklärung bei, dass, indem Wir 
Unseren getreuen Unterthanen die Constitution gegeben haben, Unsere 
Absicht nicht gewesen sei, dem Gewissen derselben im Geringsten 
einen Zwang anzuthun ; dass daher nach den Bestimmungen der Con- 
stitution selbst der von Unsern katholischen Unterthanen auf dieselbe 
abzulegende Eid lediglich auf die bürgerlichen Verhältnisse sich be- 
ziehe, und dass sie dadurch zu nichts werden verbindlich gemacht 
werden, was den göttlichen Gesetzen oder den katholischen Kirchen- 
satzungen entgegen wäre. Auch erklären Wir neuerdings, dass das 
Concordat, welches als Staatsgesetz gilt, als solches angesehen und 
vollzogen werden soll, und dass 1 allen Behörden obliege, sich genau 
nach seinen Bestimmungen zu achten 44 10G ). 

Die von der bayerischen Krone seit dem Beginn des Jahrhun- 
derts erstrebte Gründung einer Landeskirche war damit zum Abschluß 



106) Königliehe allerhöchste, Entschließung , den Vollzug dos Concordatos» 
hotreffend, Regierung*- und Intolligonzblatt für das Königreich Baiern, Nr. 31 
vom 19. September 1821. Kino französische Uehorsetzung der zu erlassenden 
königlichen Erklärung wurde dem Nuntius durch eine vertrauliche Note des 
Staatsministers Grafen von Rechherg vom 7. August 1821 mitgetheilt» Bezeich- 
nend, obwohl rechtlich völlig irrelevant ist es, dass der Nuntius in zwei Noten, 
vom 25. August und vom 13. September 1821. in der zweiten auf den ausdrück- 
lichen Befehl des Papstes, darauf bestand, dass in der königlichen Entschließung 
die in dem Entwürfe enthaltene Wendung weggelassen werde: Zugleich fügen 
Wir . . wiederholt die von Uns schon mehrmal gegebene Erklärung bei 
(la doclaratiou plusieurs fois donnöe par Nous). Die Regierung konnte diesem 
Verlangen um so eher entsprechen, als die Weglassung jener Worte nichts an 
der Thatsache zu ändern vermochte, dass dieselbe Erklärung, wenn auch nicht 
mit den gleichen Worten, so doch im gleichen Sinn, schon zu wiederholten Malen 
von dem Könige abgegeben worden war, so in den königlichen Rescripten v«»ni 
7. November 1818 und vom 22. Januar 1819 allerdings nur mit der Wirkung, 
dass die Erklärung von kirchlicher Seite als ungenügend bezeichnet wurde. 
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gelangt. Aber auch der Kampf, welcher um dieselbe Zeit zwischen 
dem cnrialästi sehen System und der modernen Gesetzgebung entbrannt 
war, hatte in der Erklärung von Tegernsce einen Abschlug gtfwulfll 
Der Kampf war ausgebrochen, als die weltliche Gewalt von den Vor- 
schriften des kirchlichen Rechts sich zu emancipiren begann, als sie 
ihren Arm gegen die Ketzer versagte, die Gleichberechtigung der 
anderen christlichen Bekenntnisse anerkannte, die Presse und den 
Buchhandel freigab, dag Schulwesen unter ihre ausschliessliche Leitung 
nahm, die Gränzen des geistlichen Gebiets durch ihre Gesetzgebung 
bestimmte, die Kirche als eine Corporation im Staate mit einer durch 
das weltliche .Recht beschrankten Autonomie zu betrachten sich ver- 
mass. Seinen Höhepunkt hatte der Kampf erreicht, als der Monarch 
nach einem unvollständigen Siege des curialistiscben Systems im Con- 
cordate, sich entschlossen hatte, die neubegrllndeten öffentlichen Ein- 
richtungen durch eine Verfassung dem Lande zu sichern. Vergebens hatte 
der römische Hof den Regenten in der Unterordnung unter die kirch- 
liche Gewalt zu erhalten, vergebens hatte er auf vertragsmäßigem 
Wege die weltliche Gesetzgebung durch das cunonische Recht zu 
überwinden gesucht, Hern Verlangen <ler Unterwerfung hatte der 
Herrscher das volle Selbstgefühl seines forstlichen Berufes entgegen- 
gesetzt; der Anspruch der kirchlichen Gesetzgebung auf den unbe- 
dingten Vorrang vor dem weltlichen Recht war an der Verfassung 
des Landes gescheitert. Als ea galt, den entscheidenden Kampf zu 
wagen, trat der römische Hof den Rückzug an und beruhigte sich 
mit einer Erklärung, welche die von der weltlichen Gesetzgebung 
getroffene Gräuzbestimmung des geistlichen Gebietes als zu Recht 
bestehend voraussetzte und dem Concordate nur eine landesgesetzliche, 
. h, eine durch die Landesverfassung beschränkte Geltung zuschrieb. 
Im Interesse des römischen Hofes aber war es gelegen , die in 
den diplomatischen Unterhandlungen erlittene Niederlage vor den 
Augen der Welt zu verhüllen. Obwohl die Curie in ihren vertrau- 
lichen Depeschen rückhaltlos eingestanden, ja sogar in scharfsinniger 
Begründung nachgewiesen hatte, dass die königlichen Erklärungen ge- 
rade das nicht gewährten, worauf der heilige Vater von GewisBens 
wegen unabänderlich bestehen müsse, so schlug sie doch, nachdem sie 
einmal zur Nachgiebigkeit sich entschlossen hatte, in ihren amtlichen 
Actenstilcken den Ton voller Befriedigung an«"). Kurze Zeit später 
begann sie bereits unter dem entschiedenen Widerspruch der Regier- 
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ung von Aendcrungen zu sprechen, welche durch die Erklärung von 
Tegernsee in der bayerischen Verfassungsurkunde vorgenommen wor- 
den seien 108 ). Es gelang in der That, die eigenen Getreuen und selbst 
einen Theil der Gegner glauben zu machen, dass der heilige Stuhl 
von dem Könige von Bayern die verlangten Zugeständnisse ausgewirkt 
habe. Schon die Abgabe einer Erklärung von Seite des Monarchen 
erschien vielen, welche den Wortlaut abzuwägen nicht die Lust oder 
das Geschick hatten, als ein Sieg des römischen Hofes. Der vorzüg- 
lichste Auslegungsbehelf, die vorausgegangene diplomatische Unter- 
handlung, in welcher, selbst nach einer bruchstückweisen Mittheilung, 
Schritt für Schritt der Rückzug des Cardinalstaatssecretärs zu verfolgen 
ist, wurde wie von Korn aus, so auch von der Kegierung bis auf die Ge- 
genwart geheim gehalten. Die Erinnerung an den wechselvollen Ver- 
lauf der lange dauernden Unterhandlung verschwand auch in München, 
sowie die damalige Generation der bayerischen Staatsmänner ausge- 
storben war. Kaum dachte noch jemand daran, dass am Schlüsse 
der Unterhandlung in kleinen Satzwendungen die grossen sich be- 
kämpfenden und abschliessenden Frincipien um das Uebergewicht 
gerungen hatten. So oft man späterhin von kirchlicher Seite sich 
auf die Erklärung von Tegernsee berief, so begnügte sich die Regier- 
ung damit, den staatsrechtlichen Grundsatz geltend zu machen , dass 
an dem bestehenden Verfassungsrecht durch königliche Erklärung 
nichts geändert werden könne; dass Rom selbst, indem es die von 
dem Könige vorgeschlagene Formel annahm, das Princip der Regier- 
ung anerkannte, wurde nicht hervorgehoben *09). 

108) Eine bezeichnende Acusserung übor derartige Versuche enthält oine Note 
des Staatsministeriunis des Innnern an das Staatsministerium des k. Hauses und 
des Aeusseren vom 5. September 1823, veranlasst durch eine Note des npostoli- 
schon Nuntius vom 13. Juni desselben Jahres: ,,Da übrigens der Päbstliche 
Nunzius in der obigen Note von Modifikationen spricht, welche Seine Königliche 
Majestät in der Verfassungs - Urkunde auf den Vorschlag des heiligen Vaters ge- 
macht haben sollen, so findet man für nöthig, noch folgende Bemerkungen beizu- 
fügen: Der Nunzius scheint hierunter die Deklaration zu verstehen, welche Seine 
Königliche Majestät in Betreff des Konstitutionseides der Katholiken unterm 15. 
September 1821 zu erlassen geruht haben. Allein diese Deklaration enthielt nichts 
anderes, als was sich nach dem Wesen und dem Zweck dieses Eides von selbst 
versteht. Allein irgend eine Modifikation in der Verfassungs-Urkunde wollte oder 
konnte dadurch nicht ertheilt oder nur bezielt werden. Dem einsichtsvollen Er- 
messen des jenseitigen sehr verehrlichen Königlichen Staatsministeriums stellt 
man ganz ergebeust anheim. zur Berichtigung der irrigen Ansicht des Päbstlichen 
Nunzius und der nachtheiligen Konsequenzen tue geeignete Erinnerung zu macheu". 

109) Vergl. dazu die Erörterung von Otto Mejer, zur Geschichte der römisch- 
en Frage, Bd. IL Abth. 1. S. 208 ff. 
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Wenn aber nach curialistischen Grundsätzen der heilige Stuhl 
sogar durch feierliche Verträge nicht gebunden werden kann, so ver- 
mag eine in diplomatischen Unterhandlungen von dem Cardinalstaats- 
secretär im Namen des Papstes abgegebene Erklärung ebensowenig 
an dem Bestände der kirchlichen Gesetzgebung und an dem unverjähr- 
baren Ansprüche des canonischen Rechts auf Beherrschung der ge- 
sammten politischen und gesellschaftlichen Ordnung etwas zu ändern. 
So kam es, dass trotz der damaligen Nachgiebigkeit des apostolischen 
Stuhles, sowie ein günstigerer Augenblick gekommen zu sein schien, 
der Kampf um den Vorrang des Concordats vor dem Religionsedict, 
d. h. der Kampf um den Vorrang der kirchlichen vor der weltlichen 
Gesetzgebung wieder aufgenommen wurde. Das Verhältniss von Re- 
ligionsedict und Concordat ist eine leicht zu lösende Rechtsfrage, 
wenn die landesrechtliche Geltung des Concordats zu bestimmen ist; 
es ist eine unter grossen Erschütterungen zu lösende Machtfrage, 
wenn der Vorrang der päpstlichen vor der königlichen Gesetzgebung 
verwirklicht werden will. Dann ist der Widerstreit zwischen Reli- 
gionsedict und Concordat nicht der Widerstreit zweier Rechtsquellen, 
welche demselben Rechtskreise angehören, sondern der Widerstreit 
zweier Rechtssysteme, der Kampf zweier Herrscher, welche im Lande 
um das Uebergewicht ringen, mit Einem Worte der Kampf um die 
Souveränetät. 
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Nr. I. 

Vollmachten des apostolischen Nnntins am bayerischen Hofe Emydlus 
Zincci Erzbischof von Rhodus vom 19. Jnni 1795. 

K. Staatsministerium des K. Hauses und des Aeusseren. Abschrift. 

a. 

Venerabili fratri Emydio archiepiscopo Rhodiensi apud dilectissimum 
in Christo filium nostrum Carolum Theodorum ducem Bavariae, sacri 
Romani imperii principem electorem et comitem palatinum nostro et sedis 
apostolicae nuncio. 

Pius P. P. VI. 

Venerabilis frater salatem et apostolicam benedictionem. Decet Ro- 
manum pontificem suos ad remota procul uuncios privilegiis apostolicis, 
quantum fert temporis et locorum ratio, cumulate prosequi, ut et ipsi Ulis 
suffulti possint in functione muneris sai benignitatem hujus sanctae sedis 
erga ejus fideles et devotos, cum venerit occasio, liberaliter impertiri. Cum 
igitur te ob fidem , doctrinam , industrias et alias praeclaras animi tui 
dotes nostrum et apostolicae sedis nuncium ad dilectissimum in Christo 
filium nostrum Carolum Theodorum ducem Bavariae, S. R. I. principem 
electorem et comitem palatinum, destinaverimus , qui mandatis consiliisque 
nostris instructus sanctae Romanae ecclesiae et nostra orthodoxaeque fidei 
negotia ad totius reipublicae christianae solatium pro viribus exequaris, 
nos, ut locorum illius dominio in temporalibus subjectorum a nobis longin- 
quorum ac personarum eorundem saluti et statui per operam et ministerium 
tuum in domino consnlatur, hoc tuum munus specialibus favoribus prose- 
quendum censuimus, et tu illis suffultus juxta datam tibi a domino sapien- 
tiam ibi utaris moderate et prudenter, cum ad dei gloriam populommque 
solamen et aedificationom et ipsius sedis decorem videris expedire. Itaque , 
ut tu personis provinciarum , civitatum et locorum praefatorum opportune 
consulere teque erga illas utilem et beneficum exhibere possis, nou dero- 
gando sacri concilii Tridentini decretis, tibi, legatione tua durante hujus- 
modi et intra illius fines atque personas et loca ibi existentia dumtaxat, 
per te ipsum vel alium seu alios probos viros et idoneos patriarchales, 
primatiales , metropolitanas et alias cathedrales, collegiatas et parochiales 
ecciesias, nee non monasteria tarn virorum quam mulierum, prioratus, prae- 
posituras et loca saecularia , et conventus quorumeunque ordinum , etiam 
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mendicantium, nee non hospitalia, etiam exemta dietaeque sedi immediate 
subjeeta, eorumque capitula, conventus, universitates, collegia, et personas 
tarn saeculares quam reguläres, etiam ut praefatur exemtas et subjeetas, 
quoties tibi videbitur, apostolica auetoritate visitandi, et in illorum statum, 
formam, ritus, mores et diseiplinam, tarn conjunetim quam divisim, ac tarn 
in capite quam in membris, diligenter inquirendi, nee non evangelicae et 
apostolicae doctrinae, sacrorum canonum et conciliorum generalium decretis 
ac sanetorum patrum traditionibus atque institutis inhaerendo, prout occasio 
rerumque qualitas exegerit, quaeunque mutaiione, correctione, emendatione, 
revocatione ac etiam ex integro editione indigere cognoveris , reformandi, 
mutandi, corrigendi, ac etiam de novo (Jondendi, condita sacris canouibus 
et concilii Tridentini decretis non repugnantia confirmandi, abusus quoseunque 
tollendi, regulas, observationes , institutiones et ecclesiasticam diseiplinam 
ubieunque illae exciderint modis congruis restituendi et reintegrandi, prae- 
fati concilii Tridentini decreta ubi nondum introdueta sunt proponendi et 
custodiri praeeipiendi, ipsasquo personas tarn saeculares tarn reguläres etiam 
exemtas ad debitum et honestum vitae modum revocandi, et quidquid inde 
statueris et ordinaveris perpetuo observari faciendi, contra inobedientes et 
falsarios, usurarios, raptores, incendiarios et alios criminosos et delinquentes 
quoseunque etiam exemtos eorumque fautores et reeeptatores , eujuseunque 
dignitatis, ordinis, vel conditionis fuerint , per viam aecusationis , denun- 
ciationis, aut ex officio simpliciter et de piano ac sine strepitu et figura 
judicii inquirendi et procedendi, reosque, prout canonicae requirunt sanetiones 
et alias tibi videbitur expedire , puniendi , nee non horum criminum et 
matrimoniales ac quaseunque alias ecclesiasticas, profanas, civiles, criminales 
et mixtas causas ad forum ecclesiasticum quomodolibet pertinentes (non tarnen 
beneficiales) sine praejudicio ordinariorum, quoad causas hujusmodi in prima 
instantia coram eis juxta praefati concilii Tridentini decretum cognoscendas, 
tarn per viam simplicis querelae quam etiam quarumeunque appellationum 
a quibuseunque judieibus ordinariis et a sede praefata delegatis inter- 
positarum et dieta legatione durante interponendarum motas et iuehoatas 
ac interim movendas cum pmnibus earum ineidentibus , dependentibus, 
emergentibus , annexis et connexis etiam summa rie, simpliciter et de 
piano ac sine strepitu et figura judicii, sola facti veritate inspeeta, ter- 
minisque substantialibus unico contextu vel etiam non servatis, sed illorum 
loco praefixo termino arbitrio tuo procedendi, audiendi et sine debito 
terminandi, et ad hunc caeterorumque contingentium effectum quoseunque 
etiam per edictum constituto summarie et extrajudicialiter de non tuto 
accessu citandi et moneiidi, eisque et quibusvis judieibus caeterisque personis, 
quibus et quoties opus fuerit, etiam per siraile edictum ac etiam sub 
poenis et censuris ecclesiasticis nee non peeuniariis tuo seu delegatorum 
tuorum arbitrio moderandis et applicandis, inhibendi, ac contra inobedientes 
et rebelies quoslibet censuras et poenas ipsas etiam iteratis vieibus aggra- 
vandi, interdictum ecclesiasticum apponendi et relaxandi, auxiliumque 
brachii saecularis invocandi, seu causas ipsas alii vel aliis idoneis modo 
et forma praemissis ac cum simili vel limitata potestate pariter audiendas 
et terminandas delegandi , juramenta quaeeunque ad effectum agendi dum- 
taxat quibuslibet relaxandi, quoseunque a quibusvis censuris et poenis 
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simplicitor vel ad cautelain prout juris fuorit absohondi, praeterca quos- 
cunque ad to recurrentes , qni hoinicidium faon tarnen vohmtarium) nee 
non porjurii roatum quomodoeuuque comniiseriut, qnique bellia interfuerint, 
et praeterea eos qni adiilteriam, i neust um, fornicationem ot aliud quodeunque 
flapitium carnia perpetravorint , in forn CMiseicutiae duuitaiat, nee non 
usurarios, ■! hoc a te hmaOttet petiermt , ab exeommunicationis alüsque 
aententus, censurls et poems ecclesiasticis ot touiporalibua, quaa proptorea 
quomodolibet innirreriiit , injnncta ciiiciini|iie pro modo eulpae poemtentia 
aatntari et aliis, qoM de jure t'umnt iujungenda, otiam in ntroque foro 
absolvendi. insu per quaecumque benußeia ecclesiustica simplicia intra limltea 
taae legationia {extra tarnen metropolitanas ot alias cathodrales et collegiatas 
eccleeias) consistentia per nbitum ultimonim illoruiu [WWW MUH lim extra Romanam 
curiam [vacantia?]. ilinnrin >do illa alias quam ratione mensium apowtolicorum 
reservat» non fiierint et cujnslibet eornm fmctns, rodditus et provontus 
etiam ratione residontiae personale pereipi soliti et aliae quaevia distributiones 
quotidianao vitrinti qnatuor dueutoruin auri de cumera seeundum comniuiiem 
aestimatinnem valorein iintiuum nun excedunt, pro tempore vacant.iae persouis 
idoneis conferendi , ita tarnen ut non prius provisionem uujusrnodi beue- 
ficiorum fncere debeas , quam tibi tide dignorum testimonio constiteril. 
fruetua praefatos ipanm valorem aiiuuiim non oxeedore, alioquin Provisionen 
a te pro temporo factue du oia nullius siut roboria et moinenti , et ulteriu» 
.super '[uoeui!i|iie impedimento publicae honestatis justitiao, uhi solura spou- 
snlia interceasoriot, ut iiiatnmonium intor se contrahero et in facie ccclesiae 
solemnrxare ae BOfitqwm eontractum fuerit in oo renianere, ac etiam 
cum illia , qni liujüsmodi impediinentuj non obstiintibus illud tarnen rite 
contraierint et prolera exinde siLsceperint, ipsos ab iiicestus reatn ac etiam 
i synodalibus cenauris absolvondo , ut nuitrituoniuni de novo inter Bt, 
duininodo propter Hoc ruulieros raptae non fueript, eoutrahere et ut prae- 
fatur solejunizare ac pariter in eo renianere liberu ac lieita valeiint, dis- 
pensnndi, prolemque exinde siisceptara . si quae Bit, et suscipiendaui legi- 
timatn deoernendi atqua renunciaudi . ac- tjuibusviB peroooifl ecclesiastici» 
Iwneticia saecularia vel regulär ia in titulum vel commendam abtiMOtfbni 
at rninlitiuiiem illorum melioreui efficere volentibus , ut bona imniobilia 
-uoniiii liiiiiciieiiinim in empliyteu.sin (non tarnen perpetuain nee ultra treti 
geuerationcs) nb annoo canone non tarnen quinque ducatorum «xcedente 
in evidentem ipaorum beuefieiomiu ntilitateu» alienare vel permutare imssml, 
licentium coucedendi . ttl alienationes ot perruutationea usque ad dietam 
Hummam duuiliixiit jam faetas confimiandi , etiam cum juris et facti de- 
Dwtlliiii aoppletiono, ita tarnen nt concossio aeu conßrmatio m tDÜM 
negotii hujusinodi cognitio nan niniu quam duobus däagatit coujunetim 
processuria ac forma conatitntionis felieia reeordationis Pauli papae U. 
ptMdeowmril noetri super rehus occlesiastieis non aliunandis in quiuterrui 
- :: ii-cl Iriiiiii' apoetoltoae deeeiiptu aamta comraittatur, praeterea quasi-ureiu.' 
monitorittlfs poanaleaqiu hlteras in forma tigaiSeotioaia eonsueta coutra 
Bocoltoa et ignotw malefiMtofte satisfacere conscios vero revelare diil'erentes, 
■enrata tarnen forma praefati concilü Tridentini nee non constitutionis piae 
larin l'ii papae V. praedecessoris no«tri in cancollaria apoetolii-a |irac- 
puldicatae, r edendi . itt'iu ■iiuiiytuis iiti'iu-qini sexus Christ! fidelilius 
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ad pia et salutaria opera exercenda centuni aut plures dies citra annum, 
nee non vere poonitentibus et confessis ac sacra communione refecüs, qui 
quaseunque saoeulares vel reguläres ecclesias vel capellas in nna vel 
duabus anni festivitatibus dumtaxat a primis vesperis usque ad seeundas 
vesperas et occasum solis eujuseunque diei festi visitaverint et pro nnione 
christianonim principnm et fidei catbolicae propagatione preces altissimo 
effaderint , quo die id egerint , septem annos et totidem quadragenas , nt 
infra, de injunetis eis poenitentiis seu quae merito injungi deberent miseri- 
corditer in domino relaxandi, ita ut relaxatio bujusmodi semel tantum 
pro una ecclesia vel capella fiat, et si pro duabus festis diebus concedatur, 
ad triennium, pro uno vero festo concessa ad quinquennium tantummodo 
debeat perdurare , ac quibuseunque utriusque sexus personis ecclesiasticis 
et saecularibus , quas ad loca ecclesiastico interdicto etiam auetoritate 
apostolica supposita declinare contigerit , ut in eis januis clausis , non 
pulsatis campanis, exeommunicatis et interdictis prorsus exclusis, in suo 
domesticorumque et familiarium suorum praesentia, dummodo ipsi causam 
non dederint interdicto nee contingat eos special it er interdici , celebrare 
seu celebrari facere licite possint , licentiam et facultatem concedendi , ac 
ut quadragesimalibus et aliis proliibitis temporibus et diebus ovis, butyro 
et caseo vel aliis lacticiniis et carnibus de utriusque medici consilio ac 
secreto et sirm scandalo, excepta tarnen feria sexta et sabbatho cujuslibet 
hebdomadae quoad esum carnium , uti et vesci libere ac licite valeant, 
concedendi , et ut concessiones, gratiae et litterae per te vigore praesentium 
concedendae sublatis obstaculis suum sortiantur effectum, quaseunque personas 
ad effectum dumtaxat omnium et singulorum praemisßorum consequendum 
ab omnibus censuris et quibuseunque exeommunicationibus , suspensionibus 
et interdictis aliisque ecclesiasticis sententiis, censuris et poonis, a jure vel 
ab homine quavis occasione vel causa latis, si quibus quomodolibet innodatae 
fuerint, dummodo in eis per annum non insorduerint, absolvendi'et absolutas 
fore consendi, vicesque tuas in praemissis in toto vel in parte committentii, 
judices, assistentes, commissarios et executores pro praedietarum et tuarum 
literarum executione et observatione delegandi, mandata, prohibitiones, moni- 
toria, etiam sub censuris et aliis poenis praefatis caeterisque tibi benevisis 
remediis decernendi et exequendi. ac omnia et quaeeunque alia in prae- 
missis et circa ea necessaria et opportuna faciendi , decernendi et exe- 
quendi etiam per alium seu alios auetoritate apostolica tenore praesentium 
plenam et liberam licentiam auetoritatemque concedimus, decernentes, te 
praesentibus tantum facultatibus et concessionibus , derogationibus , suspen- 
sionibus, indultis, irritantibus aliisque decretis et clausulis necessariis et 
opportunis ac in litteris apostolicis concedi et extendi solitis in quibus- 
eunque partibus, regnis, provineiis et locis praefatis libere ac licite, non 
autem aliis uti posse, ac in concessionibus, gratüs et aliis dispositionibus 
per te auetoritate praesentium tuaeque legationis faciendis soli narrationi 
tuae aut solis concessionibus, absque alia praesentium insertione seu 
exhibitione aut notarii sive testium adhibitione, stari nee ad id alterius 
probationis adminiculum requiri , sieque per quoseunque judices, ordinarios 
et delegatos, etiam causarum palatii apostolici auditores ac sanetae Romanae 
ecciesiae cardinäles, in quaeunque causa et instantia, sublata eis et eorum 
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quavia aliter judieandi <-l interpretandi faoultate et auctoritate. 
judicari et deliniri debero, au h'ritum et inane, ai secus super bis a quoquara 
quavis auctoritate aoionter vel ignoranter contigerit attentari; non ob- 
slautibus litturia piae memoriai; Sixti papae IV. praedecesaoris nostri, 
quibus inter alia cavetur expresse, quod nutith dietae aodis , tarn quoad 
Iwuefleia con ferenda quam diaponsalionea ot aüaa gratias concedendus, 
Ur.oltatibufi uti mm pussint nee quaevis clausula« in litteris facultatuin 
linjusinodi appositao ad versus dktas litteras ojuidquam au (Trage ntur, noc non 
defectibus et alüs praefatia, et quorumeuiiquo uoncilioruni universal i um, 
provincialium et synodalium, nee non piae momoriae Bonifacii papae V1U. 
aiiniliter praedecesaoris neu tri de una et in concilio generali edita de 
duabua diuetis alÜsque constitutiouibus et ordinationibua apostolicia, neu 
nun caneellariae praefatae regulis, nullia prorsus eiceptis , quae iu sin- 
gillatim ut quaeunque re extendi et exprimi poasint, statutia quoque et 
consnetudinibus ecclesiarum, monasteriomm , universitatum, collegiorum, 
civitatum ot locoriim lnijasmudi, etuuu juramciito, i'i.mlinnutioiie apustolii-a 
vel qua vis linnitate alia roboratia , etiamsi de illis servandia et non iin- 
petrandia litteris ajiostolicis contra illa et illis etiam ab alin vel alüs 
iuipetratis aen alias quuvismodo coucessia non utendo persouae praestiterint 
oatenuH vel iu poaterum praestare contigerit juratnentum, et alüs privilegü* 
et iudultia upostolicis geueralibus vel specialibua quornmounque , etiam 
cistereiensia et cluniacensis , onliniim, quae praemissis quoviamodo obstare 
videantur, per quae praesentibus non expressa et totaliter non inserta 
effectua eurum iuipediri valoat quomodolibet vel differri , et de quibus 
qaonimcunquo totis tenoribus habenda sit in nostris ütaris rnentio specialis, 
quae quoad hoc nullaUnua euiquain volumua aufTragari , quibus omuibus 
caeterisque quibuseunque, ubi et quando expodiet, eeeundum rei ot casus 
exigentiain, in gonere vel in specie, tarn conjunetim quam divisiin, prout 
tibi placuerit, valeaa derogare ac super liia indulgore, qnodque aliqui 
super provisionibns aibi faciendis de hujuBinodi vel aliia beuaueiis eccle- 
siastieis in illia partibus generale^ vel speciales dietae aedis aut legatorum 
ejus lituras impetrarint, etiainsi per eas ad iuhibitiouem . reservationein ut 
decretum vel alias quomodolibet sit procossuui, quibua otnnibua persona.*, 
in i[unrum favorem per te de beuefieiis praefatis providebitur aut alias 
disponetur, in eorum assocutioue voluwus anteferri, aed nulluni per hoc oia 
quoad aasecutionem beneticiornin aliorum praejudicium generari , sen ei 
VMierabilibus fratribus «rehiepiscopis , episcopis et aliia locorum ordinarüs 
et düeutia tiliis capitulis vel quibuavia alüs communiter ant divisim ab 
i'.iiii'in sit sede indultum , quod ad reeeptiouem aliornm minima teneantur 
at ad id cumpolli aut quod interdici , suspendi ™i exeommuuicari non 
possint, qnodque de bojnsmodi vel alüs benenriis ecclesiasticia ad eornm 
collationem , proviaionem , praesentationem , electionem aeu quamvis aliam 
dispositionem conjunetim vel separatim speetantibua nulli valeat provideri 
per litteras apostolicas non facientea plenam et espressam ac de verbo ad 
Terbum de indulto hujusmodi mentionem , ut qualibot alia dietae audis 
indulgentia generali vel apeciali, eujuseunque tenoris existat, per quam 
pnewntibuK ner. non litten« pro p*rta tua- f»rnndctn vigore praesentium 
roncedondia ii"ii iiipimwiiii aut totaliter nun insertam effectua hiiju-.rii'Hli 
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gratiae impediri valeat quomodolibet vel differri et de qua ejusque toto 
tenore habenda sit iu nostris litteris mentio specialis. Volumus autem, ut 
praesentium transumptis etiam impressis manu regentis cancellariae tuae 
ac sigillo tuo obsignatis oadem illa prorsus fides adhibeatur, quae ad- 
hiberetur ipsis praesentibus, si forent exhibitae vel ostensae. Datum Romae 
apud sanctum Petrum sub annulo piscatoris die XIX. Junü MDCCXCV 
pontificatus nostri anno vigesimo primo. 

(L. S.) R. Card. Braschius de Honestis. 

• 

b. 

Pius P. P. VI. 

Venerabilis frater salutem et apostolicam benedictionem. Ut necessi- 
tatibus ecclesiarum intra fines commissae tibi nuper legationis consistentiam 
prospicere et erga pauperes aliasque personas illarum partium, quas in fide 
catholica constantes ac vitae ac morum probitate aliisque virtutum meritis 
praedltas esse cognoveris, nostram et apostolicae sedis beneficentiam eo 
melius exercere valeas, quo umplioribus fueris facultatibus a nobis suffultus, 
fraternitati tuae, ultra alias tibi per nos concessas facultates, quas prae- 
sentibus pro expressis haberi volumus, et durante legatione hujusmodi et 
intra illius fines, quoscunque clericos illarum partium dumtaxat pro necessitate 
dictarum ecclesiarum nee non aretatos, idoneos tarnen et in aetate legitima 
constitutos ac alias a sacris canonibus et concilio Tridentino requisita 
habentes, sacerdotali militiae adscribi volentes ad sufficientem patrimonii 
vel beneQciorum seu missionis titulum, servata forma canonum et concilii 
praefatorum, ad quatuor minores, quatenus illos nondum suseeperint, quatuor 
feriatis vel non feriatis , deinde ad sacros subdiaconatus , diaconatus et 
presbyteratus ordines, "tribus dominicis sea aliis festivis diebus non tarnen 
continuis sed semper aliquo temporis spatio arbitrio tuo definiendo inter- 
polatis, etiam extra tempora ad id a jure statuta ac interstitiis a praefato 
concilio Tridentino designatis minime servatis annique curriculo non expeetato, 
etiamsi in unoquoque ex suseeptis ordinibus , antequam ad alium promo- 
veantur, se minime exercuerint, per te ipsum promovere libere et licite 
possis atque sie promoti in dictis ordinibus etiam in altaris ministerio 
ministrare valeant, ita tarnen ut ad titulum patrimonii hujusmodi pro- 
movendi Patrimonium suum praefatum alienare vel hypothecare nullo modo 
possint, donec illis de aliquo ecclesiastico vel alio annuo redditu ad congruam 
eorum sustentationem sufficienter provisum fuerit, ad haec, ut in locis 
montanis intra fines ejusdem tuae legationis, ubi penuria piscium est, quod 
tempore jejuniorum et quadragesima ac aliis anni temporibus, quibus 
ovorum et lacticiniorum esufr est prohibitus, personae in illis degentes 
ovis et lacticiniis hujusmodi tuta conscientia vesci possint, majori hebdomada 
et quatuor temporibus exceptis, indulgere, praeterea quoscunque illarum 
partium, qui reeeperunt vel dederunt aliquid simoniace vel qui mediatores 
fuerunt, ad te similiter recurrentes et veniam petentes, dimissis per eos 
benefieiis et rebus per simoniam obteutis et injuneta illis arbitrio tuo 
salutari poenitentia, in foro conscientiae tantum absolvere, nee non quoscunque 
sbyteros tarn saeculares quam cujusvis ordinis reguläres in dignitate 
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desiastica constitutos in qualibot dioei.e.si intra iines legati.mis hw 
sefatae consistentes, qui ecctesios, eoemeteria, altaria, campanas, calieea, 
patenaa, corporalia et alia quaecunque utensilia ad sacrosanctmn missae 
icriflcium necesaaria et pertinentia, etiam in qtiibus aacrn unctio adhibotur, 
aqua tarnen et oleo ab aliquo antiatite benedictis seil eomnmtfa bcin- 
dieens et connecr.no possiut, deputnndi, insujwr omnes et siiifculos earumdem 
partium masculos et feminas, pauperes tuntum qrmtidiano lubon* et industria 
victum aibi parantes, fidei catholicaü knmanati ctiltores jrratiainqtie et eom- 
muuiüiiem sedis praefatap habentea, qui tertio ant quarto, vel tertio et 
quarto, mixtis, ant etiam multiplicibu.s, nee Don etiatn illoa, qui seeundo 
ex actu l'ornicariu provenientfl nm-aii^iiinitatiK vel affinitatis irvadu uivicm 
conjuneti seu ae «Hineilte* inatriraoniuin inter se sdenter vel ignoranter 
IMWllMllilillt et carnnli copula consiiramavi-rint ant alias sese carnaliter 
(•ognoverint, ad evitanda plurima scandalu «t mala, quae üb vidtiitatem 
haerelicorum inibi contingero possent, iuiposita ipsi« propter inceatutn hujus- 
modi aliqna publica vel alia saliitari poenitentia nrbitrio tun, ab incostus 

reetn et eMv--.il, n- liu;i.- li w excominunicutionis aliisquo censuris et 

jK»mis cedesiasticis per eos propterea iucursi.s in utroquo foro auetoritat« 
noatru absolvere et cum eisdem respectivo , ut niatrhiioniuiu inter se de 
novo ac cum aliis etiam pauperibus quutidimio labore et industria viduiu 
mt>i parantibus itidem tidei catholicae Koniauae eultoribus ac grat'iain et 
DMHBfüonem praofatae sedis liabentilras, ut matrimonium inter se public«, 
»ervata forma eoucilii Trideutini, impediiuentuj tertii ant quarti, aeu tertü 
et quarti, nee nun etiam eeeundi ex actu ibriikarw tantum provenientis 
ronsaiiguinitatiä vel affinitatis gradu lnijuantodi ac StdhwttMÜtal et 0M> 
slitntionihus apoatolicia caeterisquo contrarias quibuseunque non obstantibus 
contrabere ac in fade occlesiae solemnizare et in eo postmodum remanore 

Rubere ac licite valeant , dispensare, ac demuni alios qunscunqno fTTTltf 
et feminas dietarum partium aimiliter pauper«s quotidiano labore et industria 
niii rietnm parantes, et ut praefertur , fldei catliolicae Komanae ssttOW 
graliam et communinnem ejusdem sedis babentea , qui non obstanto iuipe- 
dinit'iii'.i cognatiunis apirituaüs et compatomitatis matrimoninm inter ac. 
igBAfluter eontraxerint et carnali copula conauinmaverint uot alias MH 
cnnialiter cognoverint , ad evitanda pariter scandala ob vteinitatem Laere- 
tkorum. iinposita illis propter praemissa aliqua publica vel alia [:oenitentia 
salutari, prout uiagis eipedire judieaveris , ab excessibua liujuamodi cen- 
Eurisque et poenia eccleaiaatids per BH propterea iueurais in ntro^H loin 
eadem auetoritate noatra absolvere et cum eis, ut niatrimonium inter se de 
novo publice, «nata Ebnna coneüü Trideutini, inqR'dimento buitisuimli nun 
'ibstaule (.'iiiitriili»r< ■. noc non etiam cum niii« etiam vere pauperibus M 
Milliliter gratiam et conimuuiouem habentibus aiiper jwnniiiKIllii lOptatforil 
apiiitualis et compaternitatis liujuamudi, it.- ut illo pariter non ntofautfl 
matrinioiiium inter ae , sive ex vo quod mtiliores doteni babeant mBJuimi 
competenlem, sive ob locorum angustiam, nivo ob sedandaa inimieitiaa, mit 
• di aliiir. causa« i atii niiilüi'-s publice «ervata forma ejusdem uoncilii Tri- 
;ntini contrahere , ac tarn bi quam alii snpia e\]>resKi niathuiouia per 
< respectivo contraeta in facie eeclesiM solemniiare, et in eis postmodum 
mauere libero similiter et licite possint et valeant, dummodo similitor 
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mulier es propter hoc raptae non fuerint, eadera auctoritate nostra dispensare, 
ac proles respective susceptas et suscipiendas exinde legitimas decernere 
et nunciare gratis tarnen et non alias possis itidem et valeas, auctoritate 
apostolica tenore praesentium facultatem concedimus et impertimur; non 
obstantibus apostolicis ac in universalibus provincialibusque et synodalibus 
conciliis editis generalibus vel specialibus constitutionibus et ordinationibus 
caeterisqne contrariis quibuncunque. Datum Romae apud sanctum Petrum 
sub annulo piscatoris die XIX. Junii MDCCXCV pontificatus nostri anno 
vigesimo primo. 

(L. S.) E. Card* B rasch ins de Honestis. 



Nr. 2. 

Grundlagen zu einem Concordate mit dem heiligen Stuhl, dem 
bayerischen Gesandten in Paris mitgetheilt durch kurfürstliche 

Depesche vom 17. Juli 1802. 

K. Staatsarchiv. 

1. L'£lecteur accordera sans aucune difficulte au pape la confir- 
mation des eveques mediats de ses Etats avec la jouissance des annates, 
et les autres droits que le concordat germanique lui a dEjä conc^des pour 
PexpEdition des bulles ; en convenant cependant d'un tarif fixe pour prevenir 
tonte contestation futare. II s'entend de soi meme que cette Evaluation 
se fera sur le pied le plus liberal et d'apres le principe, qu'il est juste 
que l'eglise catholique, lä oü eile est la religion de l'ätat, contribue avec 
generosite ä Tentretien de son chef spirituel. 

2. II n'y auroit rien d'innove ä ce qui existe aujourd'hui sur le 
serment ä preter par les eveques au siEge de Borne lors de leur installation, 
mais Nlecteur exigera aussi comme une condition sine qua non, que la 
mise en possession du temporel ait Heu en son nom et sous son autoritE, 
et que le nouvel installe prete serment de fidelite par devant l'admini- 
stration sup^rieure de la province oü sa cathedrale sera situee. 

3. Le droit de nomination sera devolu ä l'älecteur, et ä ses heritiers 
et successeure. 

4. S'il y a quelque chose de regle dans la Convention de Paris sur 
l'entretien futur des metropolitains et eveques, ainsi que la Constitution 
hierarchique en Allemagne, ces articles seront, comme de raison, strictement 
observäs. Si non, il s f entendra avec le saint siege sur la Constitution ecclä- 
siastique de ses etats, et la dotation du metropolitain et des eveques sur 
un pied conforme ä la dignite de leur ministere, et au rang qu'ils doivent 
tenir dans l'etat. 

5. II desire que le pape lui accorde au sujet des fetes une bulle 
pareille ä celle qui ä et6 expedi^e a la France. 

6. Qu'il consente ä relever de leur voeu monastique ceux des räguliers 
qui lui seront recommandfo par le gouvernement et munis d'un certificat 
de doctrine et de bonne conduite de la part de leur evöque diocesain. 
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7. Qu'il ao prete a soc-onder !■« intentions quo l'ulecteur n'a eestw) 
de manifester, de rendre au culte sa lnajest» et sa siiuplidte primitives, en 
le dwgageant de toutes les superstitions et petites pratiquea de dijvotion 
qui sont etrangüros au fonds de l;i religiou catholiquo et n'out j;iiiiai» 
appartonnn ä tum ossence. II croit repondro par lä non seuleineiit ml 
intentions eetairees du chef de l'oglise, mais parier en meine tempe pour 
™es vrais int.-rOl.-. Le inoyen qu'il propose ä non attention Sri le seul qui 
BUMB r»unir tmit le mondo daus le giron d*i l'eglisc et reudro ii la religiou 
le respect qu'ello a mal heureuae Dient perdu. 

Ö. Le nonce qui residera ä aa cour, si colle de Rouie juge ä propos 
d'en envoyer un, aeroit toujours choiai parmi trois sujets qui lui seroient 
frMBBtM et entro lesquels il se deeidera. II remettroit au ministore , ä 
son arrivtie, itue copie I6ga>lisee de ses facultas et ue lea oxercoroit qu'apres 
en avoir re^u l'autorisation de la part du gouvememont. La place seroit 
■BB Tiiiso il l'avenir au noinbre de Celles qui conduiaent au cardinalat. 
LVlecteur se Matte que, si le sujet devonoit düsagroablo , il seroit chanpS 
uns diffknltii rar la aimplo deinaiido qu'il en fera. 

9. L'ölecteur De se prötera juniais % HtCOBt Beann tomlanto I 
restreindre la libert« raisonnahle de penser et d'ecrire, 4 douner la inoiudrc 
»Heute aux edits de toleranoo, ni a mottre en question la l^gitiniite des 
r*frjrmes qu'il ii failes Aaa» Im nnnenls d'a|im- les droits de n souverainetn . 
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Rreve an den Kurfürsten von Bayern Maximilian Joseph IV. vom 
12. Februar 1803. 

K. Slaatsministerium des K. Hause* und des Aeussercn. Original. 

Dilectiwimo in Christo filio nostro Maximiliane- , dnei Bavariae et. 
Siilty.lmcciisi, comiti palatiuo Rheni, 8. K. I. prineipi electori. 
Pins P. P. VII. 

Dilectissime in Christo lili noster salutem et apostolieam benedictionem. 
Ex quo anno MDCCCI die XVI. Augnsti. nihil talo eiapeetantibui! uobis a 
religione tua , edictum a t« in Bavaria esse intelleiimus , ad obtiueuda 
ciTiiim jura non amplins tanquam necessariam conditionem catholi'-am 
ndigioni-m esse reqnirendaro, oxplicaro verbis tibi, dilectissime in Christo 
Uli noster, band posKuinus, quam vehementer animo commoti fuerimus, tum 
qMJtl a tu in bavaricis regionibns religionia lande fiorentissimis ea nova 
fierent, tum qnod statim futura illa mala prospeximus, qnae ad eccleaiae 
ac catholicae reügionis exitium lex ipBa portenderet Itaque, ne in tanto 
periciilo pastorali muneri nostro deessemus , tum per nuntium sfOftolfMD, 
queiu a|md Caesarein liabebamns, tum pff alios viros apud »ratores tuos, 
r*r (jnos certius per venire ad tu ipsum pnsse notitiani rurannn ac sollici- 
ludiiium ntish'iinitii nrliitnitiamur, operam dedimns, nt putertt, tibi, quaiu 
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dolenter lex illa in Bavaria lata ferretur a nobis, quantoque studio cu- 
peremus, ut a tarn novis ac tarn ecclesiae perniciosis isthuc inducendis pro 
tua religione abstineres. In spem ingressi aliquam eramus, te a proposito 
discessurum , cum cognosceres — quod nos lue audiebamus — nova ista, 
quae in Bavaria fierent, dolentissime ferri etiam a subditis tuis, quod non 
solum per ea Germania imperii constitutionem ac Westphalicae pacis con- 
ditiones violari videbant , verum etiam omnia catholicis praesidia ad se 
tutandos adimi summasque opes multasque opportunitates tum protestantibus, 
tum plurimis etiam nullius religionis viris ad ecclesiae detrimentum suppe^ 
ditari. Quae sane si a te plene noscerentur illudque consideraretur , ad 
haec nimirum pericula praeeavenda salutares leges illas fuisse constitutas, 
' quae a te nova lege lata immutabantur, persuadere nobis haud poteramus, 
te in proposito permansurum , sed iis , quae facta erant , revocatis lauda- 
tissima tuorum praedecessorum exempla imitaturum, qui legibus Ulis dili- 
gentissime conservandis catholicam religionem per tria saecula integram 
atque intemeratam in Bavaria servaverunt Bavariamque ipsam tibi floren- 
tissimam tradiderunt. At vero ut certissima praesagia nostra futurorum 
vulnerum fuisse videmus , ita inanes eas spes reeidisse sensimus , quibus 
nobis pollicebamur tanta ista mala ab ecclesia in regionibus istis fore 
repellenda. Commemorare nos quidem sine magno animi dolore non 
possumus, quam multa post legem illam ac quam gravia contra ecclesiae 
jura ad acatholicorum vires spiritusque contra eam augendos religionisque 
securitatem tollend am isthic suut perpetrata. Quae sane omnia, si catholica 
ecclesia in regionibus istis stare debet, tuque cupis in ejus fide permanere, 
firma esse non possunt. Nos quoniam singula haec recensere non possumus 

— modum enim epistolae excederemus — ea , quae potiora sunt , indica- 
bimus, ut tu ex apostolica improbatione nostra rerum istamm pravitate 
perspeeta et quae ita facta sunt rescindere et scandalum reparare possis, 
cui praeter opinionem tuam — neque enim secus id fieri potuisse credimus 

— catholicis universis fuisti, cum catholicus prineeps ea contra ecclesiam 
fieri commiseris, per quae ea tantis est detrimentis affeeta et catholica 
religio tantum in discrimen addueta. Et vero perinde quasi medioere 
vulnus ecclesia aeeeperit civitatis jure iis attributo, qui a catholica religione 
a prima ipsorum aetate aversi, si summos magistratus obtineant, maximo 
ei nocumento esse possunt, edictum est etiam a magistratibus tuis contra 
sanetissimas ecclesiae sanetiones, ne catholicj parochi, ulla tergiversatione 
interposita, recusent catholicos cum acatholicis matrimonio jüngere, quod si 
facere detrectent, ministro lutherano, qui serenissimae electris conjugis 
tuae capellae praesidet, res peragenda committatur. Quod quid aliud est, 
nisi per illegitimam potestatem illud omnino fieri in ecclesia velle quod, 
ut Benedicti XIV. praedecessoris uostri vorbis utamur, propter maxima 
pericula, quae tarn ipsis catholicis quam nasciturae proli ex praefatis 
imminent nuptiis, somper vel a primis temporibus ecclesia fieri vetuit? 
Quae sane matrimonia, cum minime teneant et ab ecclesia tanquam nulla 
respuantur, propterea quod inita sunt non praesente parocho aut alio aliquo 
sacerdote de parochi ejusdem aut ordinarii licentia nee praesentibus duobus 
saltem testibus juxta concilii Tridentini praescripta, quae et publicata in 
Bavaria sunt et semper ibidem roligiosissime observata, intelligere potes, 
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etiam ob ea mala, quae in civili reipublicae statu ex iis oritnra sunt, 
quunt» studio sint prohibeuda. Verum non ista satts: laici magistratus 
jus sibi arrogant Judicium l'ereudi da nullitate rnliginBai professionis a 
sanctimonialibns einissae eisque potestatem faciunt e claustris exenndl it 
ad saecularem vitam revurtendi. Kegulares vero, qni per apostasim a suis 
ordinibus defecerunt, itu putrocinio suu tutantur, ut uou solum iis Über« 
atque iuipuue contra praeceptum epiacoporum extra claustra vagari por- 
nüttutit, verum etiam jubeant nunwrata pecunia ali a suis mouutwü». 
lidüiu magistratus ab episcopis petunt, ut quadragesimale jejunium , quod 
titi idem Beuedictus XIV. scribit, olim in lege et prophetis aduinbratum. 
ipsius domini nostri Jesu Cliristi exemplo consecratuin, ab anoatolis traditum, 
'-monibus ubique prsescriptuin et ab universali ecdesia ab ipso 
sui primordio retentum ac consecratum est, cum ivi uteri s jejuniis ab eodesiae 
praoscriptis in perpetuum dispensont , tribus tan tum ad jejuunnduw diebus 
in anno aervatis jujta consattsditun Luthoranorum , quod etiain inauditi 
eiempli est in ecclesia catholica. Pnroeeiae laicorum arbitrio üsdem wa- 
-istrulibus jubentlbus dividuntur et unibus circuiuacrlbuntur. Decimue, 
quas ad levandus bellonun Bomptus M speciali gratia Hob VI. praedemnoi 
nostor ex redditibus ■■wlesiastii-is pereipi ad aliquot aimos a Havarico electore 
decessoro tuo concesserat, nunc jure prradpatus atqtie alti dominii nomine 
ab administris tuis exiguntur. t'lerici in Judicium laicorum vocuutur .1 
ad testimonium dandum in causis criminalibus adiguutur. Quaestiones intor 
nrdiuarios et cariam tnam aliasque persenaa de juribus patronatuiim oxortae 
miti legitime tribanaii, eed lalconau judiciu expsndendac conanlttnobii. 
i'nu-iliiiiu ist od eleitorale ei:rliwi:i*ticum jus arrogat sibi axaminandj et 
dacernondi, quo tempore, quibns in loci«, qua'ratione puroehi sacraa func- 
ticues perugere debeaut, itemque judicandi de tongrua , quae ilJis est 
tribuenda. Cuenohia supprimnutur et in profanow nana emiu-Huutm-, 
i'tiam parochiales sacra supellectili magna ex parte spoliantur. 
l'ensura librornm, qua potiasimum catbolicae doetrinae puritas eonservatur, 
de medio snblata est. Reguläres et sanao doetrinae viri ex nailHWtatiboa 
ejeeti sunt atquo in eoruni locum pruecepWes- ad mores inentesque juveu- 
tutis perniciosissimis dootrinis corrumpeudas in cutbedria sunt coustituti. 

LuiL'iini ei-si't i-LictiT qu'.' trravin ae calaniitusa reeensere, qnu tfl pfiruäm) 

a magistratibus tuis coutra gennaniei imperii Constitutionen!, mntra >>n'lesiae 

leges, contra pontificum coueiliorunique Bauet iones in Bavaria «unt, facta. 

(Juae sane omniu, cum contemtum ecclesiae ac catiwlieorum prodaut, Spiritus 

ungent acatholieoroin, qui tecti patrocinio tuo omuia sibi Bearfl arliitr.uitui. 

tpdbna, quae jam diu contra catbolicam religionem inoliuntrir, pCMiai per- 

beere. Neque vero ea, quae jam aeddorunt, liujusuiodi sunt, ut uou 

tüi aperte, et quantum oornm aniini exereverint et quid ab eis 

[ religioni sit timendum. Itefugit animus ac memoriani illius 

-•.nii die) renovare roformidat, cum Landisliuti effraenis ae sacriloL-a 

Uli 4dii>lasticorum turba instigante praeeeptitre , sunerata iconaclaatama 

iasania, vetieraudum Christi reparatoris nostri siiuulaeruin omni coutumu- 

liarum geliere oueratuiu patibülu suspeudero uou exhorruit. Qi 

iiiiin.iiie (keinufl Btatnere non possnoms, utrum magis daplerudam sit in 

nlica tnuYaraitate idmiasojn t'uissc an iiondum aliqu publici luetus 
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signiffcatione fuisse expiatum. Post haec secuta illa sunt, qnae in novis 
ecclesiae regionibus, in qnas ingressus es, acciderunt, in quibus tarn mnlta 
contra ecclesiam ejusque ministros, contra reguläres, abbatias, collegiatas, 
cathedrales eorumque bona commissa sunt, ut ingressus tuus in eas regiones 
finem ecclesiae securitati attulisse sit visus. Quibus sane tot tantisque 
malis cum deus , qui nos ecclesiae suae custodes posuit , omnino exigat ut 
occurratur a nobis cumque nos ei ministerii nostri rationem simos districte 
reddituri, propterea, ut oinnes pastoralis officii nostri partes expleamus, quas, 
ne deo desimus nee maculam honori ac senectuti nostrae inferamus, eemper 
erimus expletnri, apostolicas basee literas testes reclamantis vocis nostrae 
contra tot ista nova , quae contra ecclesiam ejusque ministros facta sunt, 
ad te dare constituimus. Neque enim fieri possc putamus, ut cum adversari 
istis omnibus apostolicam lianc sedem cognoscas, non illud cognoscas simul, 
quid fieri a te tua fides, tua salus, tua gloria postulent. Confidimus, te, 
dilectissime in Christo tili noster, paternis hisce liortatibus excitatum (iri), 
in praestando ecclesiae obsequio et in catholica religione tuenda haud 
dissimilem praedecessorum tuorum esse extiturum neque commissurum eccle- 
siam in iis gravissimis malis diutius versari, quibus eam nunc isthuc paene 
ad interitum vocari cognoscis. Quae sane si longius perseveraverint, nos, 
ut et ecclesiae incolumitati ac animarum nostrae fidei concreditarum saluti 
provideamus , praedecessorum nostrorum exempla seetantes muneri nostro 
certe non erimus defecturi. Interea nos in omni liumilitate cordis nostri 
patrem lumiuum ac miserationum deum diu noctuque enixis preeibus ob- 
secrabimus, ut in rebus tanti moinenti, quarum causa tanta sollicitudine 
laboramus, tibi, dilectissime in Christo fili noster, lumine suae claritatis 
affulgeat virtutequo sua efticiat, ut intelligas — quod Herum repetendum 
esse jüdicamus — cum iis veram tuam gloriam animaeque salutem esse 
omnino conjunetam. Cui cum minime dubitamus, quin tu pro tua sapientia 
omni studio sis consulturus , apostolicam benedictionem tibi amantissime 
impertimur. Datum Romae apud sanetam Mariam majorem sub annulo pisca- 
toris die XII. Februarii anno MDCCCIII pontific$tus nostri anno tertio. 

Josephus Marotti. 
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Grandlagen zu einem Concordate mit dem heiligen Stuhl, den 

bayerischen Gesandten in Wien und in Paris mitgetheilt durch 

kurfürstliche Depeschen vom 31. Mai und vom 6. Juni 1803. 

K. Staatsarchiv. 

1. Lee etats Bavarois auront un archevöque mätropolitain r&idant 
ä Munich, des övßques suffragans ä Augsbourg, ä. Wurzbourg, ä Bamberg, 
a Passau; ces ävöches ayant toujours existäs conserveront leurs anciennes 
limites. L'archeveche de Munich seroit Substitut ä cet 6gard ä Preysing. 

La Jurisdiction qui l'archeveque de Salzbourg et l'ävöque de Ratisbonne 
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eiercoient ci-devant dans les proviuras electoralea, sera reunie k c 

dioceses et purta^o entro cux dans la proportion geographique la plus 

comraode et la plus avantageuse an hien et au nernce de l'ögliso. 

On »e reserve a s'eiitendre !ä dessus avec eelui que le saint siego 
eommettra, de maniero ä et qu'on na s'ecarte janiais de la regle immuable 
que toute Jurisdiction dioeesaine Prangere ne sauroit uvoir Heu dans aucun 
des etats de son altesse serenissimo eleetorale. 

Les petita etats, doiit les possessions sunt top peu eteiidues ponr 
fournir a l'entretiou d'un üveque particulicr , pourront centinner ä faire 
partie des dioeescs anxquels il*s rewsortissoient jusqu'ici. L'electeur est 
pröt ä leur aucorder Iti dessus toutcs les facilites qu'ils pourront desirer. 

2. L'urchevöcluj de Muiiich seroit UM par une reut* annuelle nie 
sOre et nette de 20,000 florins. l'ijvechu de Fassan de 12,000 fluni«, 
eeui de Wurebourg et de Jtamnerg de lli.000 llorius, d'Aug*bourg de 
14,000 Bonus. 

3. Le metropol itaiu et ehaqU fttfW aiirwit un i; ha nitre MflapMi' 
de dix chanoini'a, y eoinpris los dignitairos. Im aaBBOBBM serotit dotes 
convenab lernen t, de maniero que le minimuiii de ce qui lau Ita ueonU, 
ne Boit pas au dessons de 800 llorius, et le marimiini au dessus de 
4000 flonns sann en exeopter les dignitaires. 

4. La nomination ä ('srcliovoclu!, au\ ovechea, au.v digmtcs collrgiales 
ainsi qu'aux prellendes, sera devolue di' jilcin droit k WH iHMH sfrSfiÜBUBe 
»lectoralo ainsi qu'a ses lioritiers et succussotirs. 

5. Quant au patronagc de» henöliceB mineurs 

les droits des partietiliors soront maiutismis la «it ils sollt eti pOJ 
Wgiti. 

1 



iritimc. 



Colui que les i ; vrques fxon'munt <i-*l<v^iitl, n.-t recmiim «ppartenir au 
tonrerain cemme suexesseur et represeiitant natnrel des ei-dovaut BTHHM 

('■Vl'lllli'S. 

L'indult dunt sont altosso Bore'nisjimo eleetoralo jouit dejä pour les 

IMil p;i]iaux dans BOB ancieiis etats, tM efcendu aux nouveaux. 
6. On ue nominora aux benötkes quo des uaturels du BRJS, ivuuissatits 
tonte» les qualittitü prescrites \mr les canons. 
7. Les rosignatious n'auront plus Heu que dans des ras trös rares 
et prevus par les canons. Dans «nenn ras. ellos oe [ nont pivjmlidei 
.nix droits des patrons, et j.articiilieremont a la iioiuitiatioii eloctorale. II 
en seroit di' memo, si an evecluj DU Mottet WBOtti M09W DM ■'■ 
on privation. 

8. Les evoqnos noiivolleiueut immines •■nvurronl au wiint sivgu, im- 
mediatement apres k-ur nfmiiimtillll , Inf jinfwiimi do l'oi et leur nerment 
d'obodience, et en reeevront l'invostitur« caiionique par des bullös de con- 
tirmatiyn, dans li'Squülles OB -miottra eepeiidant tout u qui pourroit etre 
pr^judiciable aux droits ile Irlm-teur, al t.mte IIUIMlIlll Hill lllllllll nVBOll 
au tempurel. 

Des que c.es nouveaux titulaires auroieiit üte pourvus de leur» bullös, 
ils les prosenteront au ^ouveruement elecloral et, apres uvoir pTbt& le 
serment d'etre fidotes a l'etat et aux loix, ils seront mis saus retard, dlffi- 
culte", vi fraix en piwsession de leur tempore). 
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Le mätropolitain sera assujetti aux meines rdgles et formalites que 
ses suffragans. II sera toujours commis par le saint si£ge , pour Pin- 
stallation et la consecration des öveques dependants de lui. Lui möme 
sera installe et consacre par le plus ancien des evöques. 

9* Le saint si£ge continuera ä percevoir comme par le passe les 
annates, taxes de confirmatiou, de pallium et autres quelconques , dont il 
s'est trouve en possession, dans une proportion et d'apräs un tarif qui 
sera ulterieureinent dotermine. Si sa saintete preTeroit un fixe une fois 
paye, ou une somme annuelle, l'electeur est pret a se preter lä dessus 
ä tout ce qui pourra lui etre agreable. 

10. Les suffragans, consistoires et officiaux des 6vöques seront toujours 
pris dans le corps des chapitres, ces individns etant obliges de remplir 
gratis les fonctions que les 6vöques leur d&egueront. 

11. Sa saintete s'engage a ne donner aucune bulle d'exemption de 
la Jurisdiction £piscopale, ä accorder ä chaque ereque pour sa vie les 
facultes, dites quinquennales , ainsi que Celles de relever tout religieux de 
ses voeux sur des raisons legitimes, ou a la demande du gouvemement; 
bien entendu que toutes ces facultes, sans exception, devront etre deniandees 
et renouvellees a chaque changement de titulaire. 

Toutes les fois, qu'une dispense pour cas reserves seroit demandee 
immediatement au saint siege, l'ordinaire seroit entendu avant tout, et 
l'axecution de la dispense lui seroit commise in forma commissoria. 

La pluralite des benefices ne pourra avoir lieu dans les etats 61ec- 
toraux. Les titulaires seront astreints ä la plus stricte residence, ils ne 
pourront s'en dispenser qu'avec l'agrement du gouvemement, qui ne sera 
jamais accorde, que pour des motifs graves et quand le Service publique 
Texigera. 

12. Sa saintete voudra bien se preter ä la demande que lui fera 
l'electeur, pour que lo nombre excessif des indulgences soit r6d*it au nombre 
fixe par le concil de Trente d'une par mois pour chaque 6glise paroissiale, 
et que conformement de ce qui a de ja ete accorde a la France, toutes les 
fetes y compris les dedicaces et Celles des saints patrons des 6glises, soient 
transferees aux dimanclies, ä 1' exception de Noel, Tascension, l'assomption 
de la sainte vierge, et la fete de tous les saints. 

13. Les curäs, beneficiers, dignitaires et chanoines des cath&drales 
seront assujettis par la mise en possession du temporel et la prestation 
du serment , d'etre fideles a l'etat et aux loix 7 aux memes formalites que 
les öveques. 

14. Toutes les causes eccl^siastiques seront portees en premidre 
instance au tribunal des evöques, de la en seconde instance devant le 
metropolitain , et ce ne sera qu'en derniöre instance que le saint si£ge 
pourra en prendre connoissance. Tout appel ou recours qui seroit inter- 
jett4 contre cette forme et omisso medio, seroit rejette' sur le champ et 
regarde comme nul et non avenu. 

Son altesse serenissime 61ectorale se flaue du reste que sa saintete 
ne se refusera pas a commettre la decision finale de ces sortes de causes 
ecclesiastiques devolues ä son tribunal en derniöre instance ä des jnges 
delegu^s sur les lieux. 
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L'electeur espera de meme que s;i dite Haintete' voudra bien revetir de 
l sanetion le projet qni lui seroit pre'sente par les eveques de sea (State 
ri'une nonvelle lilurgi" omftnM BD tMi pflints a relle de l'eglise Romaine. 
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Breve an den Kurfürsten von Bayern Maximilian Joaepb IV. vom 
19. November 1S03. 
A Mdatonrifufferäffii cht K. Btuaea und iis Aeuiseren. Original. 

Dilecti.ssirao in Christo filio nostro Maximiliane Joseph» duci Hnvariae 
et Stil tzbac uns i, comiti palatino Rheni, 8, ß. I. prineipi electori. 
Pias P. V. VII. 
Dilectissime in Christo tili noster salutetn et apostolicam benedictionem. 
Accepimu« litteras tuaa , quas nobis die XXXI. Maji responso niisisti :nl 
i, qua» ad te die XII. Febniarii hnjns innl dederamns. In iis ilhul 
i ir.iddi" affecit uc omni laude dignnm inventuui est, quod a te sab 
epistolae finem nobis significatur, ninünim .pereunsuiu maxime esse tibi 
■!•■ v.-i itate r sanetitate au praerogativiB sanctiBsimae religionis nostrae, 

^leqne perspectum plane habere eam vere esse fundamentiim publicae secu- 
ritutis ac communis boni generis buinani universi, atque idi'irco agnoscere 
eam a te sacra quadam Obligation« priunpatus tili noa solinn conservari, 
ltd etiain coufiruiari ac proinoTori debore. « Verum tarnen illud dolendum, 
qnod sanetissimis liisce seiisibus tuis notnm est istis in regionibus praeter 
opinionem tuam, ut arbitramur, offoctus haml respondi're. Quapropter jain 
couatitueramus , altera» bis de rebus ad tu litteraa dare tibiqne palam 
faewe, quam inerito de tot tantiBque novis eonquesti fuorimus, quauique 
aegre leremus plura , quae in eadem epistola tua continentur , atque alia 
item, quae etiain post apostolicas nostras litteras in reliptonis et eeelusiae 
catbolirae detriinentuui isthic facta esse cognovimus. At com per dilectnm 
filium Boatram Hernien) nwetae liomanao eeclesiae cardinalom Consalvi 
nostri status aeoretarhm certiom beti fnerimns, ita ad ipsnra scribente 
too rainistro, propediom instare ablegati tui adventum, quem ad uns scrip- 
eoras te esse lnissiirum , ejusinodi lilteras difterendas iluj;imus eatiusque 
judieaviruus, ea, quae gravistiiuio in di«s BM adhuc moerore afTiciunt, tibi 
priua per eundem ablegatum tuum signifiVaro, si bar ratio ne fieri possit 
ut res fneilius conhxiatur. interea tarnen eo qnod niatutn qaotidie magia. 
puflgatar, ita ut nisi pruiupto remedio ei statiin orcuratur, periculum sit, 
ut sauctiBsima religio ipsa labefaetetur ac corruat, cum hoc siguilicare 
tibi maxime ad eaiu coiiservandnm pertim-at, silentio praeterire nun poBSumus, 
haud eiiguuni libellorum numcruin ED manibus nostris e.'-Be, qni aut isthic 
cJiti sunt aut certe per Itavariam impune ac libere drcunileruntur, quorum 
alü ad depressiouem atque ad centemptnm mUnüntl religienis ac sacrorum 

Corum spectaut, alii vero omni ex parto eidem religioui adversantur, 
trtt, S»«l u. Klrclic - Urkunden. 2 
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cujus conservandae atque amplificandae tarn aperte tu tua studia iisdem 
in litteris nbbis declarasti. Ex quo intelligere potes, non tantum censurae 
formam sive rationem isthic immutatam esse, quemadmodum opinaris, sed 
etiam sublata censendi potestate ecclesiae, cui deus doctrinam suam con- 
servandam ac propagandam concredidit , cum non amplius salutares Uli 
fructus ex ea percipi possint, quos divinus redemptor per eam a fidelibua 
percipi voluit, censuram ipsam prorsus sublatam esse ac propterea catholicam 
religionem sensim in animis eorum corrumpi atque deleri. Vides igitur, 
quam necessarium sit , ut ab episcopis ac pari ratione a caeteris etiam 
ecclesiasticis sacrum ministerium, quod iis in aedificationem ecclesiae tra- 
ditum est, libere exerceatur: si quidem apostolis et discipulis eorumqne 
legitimis successoribus non aliis a Christo domino dictum: »euntes prae- 
dicate evangelium omni creaturae — docete omnes gentes« — atque »epis- 
copos,« non alios, teste apostolo Paulo, »Spiritus sanctus posuit regere 
ecclesiam dei , quam acquisivit sanguine suo. « — Si ita senseris , dilec- 
tissime in Christo fili noster, tunc illud effici poterit, quod in animo te 
habere profiteris , nimirum ut catholicae religionis securitati , stabilitati, 
incremento consulas ; sin vero secus , maximas calamitates atque exitia 
eidem in regionibus istis eris importaturus. Quod ut avertat deus enixis 
precibus obsecramus et apostolicam benedictionem tibi, dilectissime in 
Christo fili noster, amantissime impertimur. Datum Bomae apud sanctam 
Mariam majorem sub annulo piscatoris die XIX. Novembris MDCCCIII 
pontificatus nostri anno quarto. 

Josephus Marotti. 
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Aufzeichnung über die Conferenzen wegen der deutschen Kirchenange- 
legenheiten in Paris. 30. Dezember 1804 und 2. Januar 1805. 

K. Staatsministerium des K. Hauses und des Aeusseren. Abschrift 
aus dem Cabinet des Kurfürsten Erzkanzlers. 

Praesentibus eminentissimis dominis cardinalibus Antonelli, Pietro, 
Casselli, eminentissimo electore archicancellario imperii Germanici ejusque 
consiliario intimo Kolborn, die 30. Decembris 1804. 

Besultata con/erentiae primae. 

I. Quoad projectum concordati. 

Ex parte eminentissimorum dominorum cardinalium declarabatur, lectnm 
a so esse projectum concordati, ab eminentissimo electore Romam missum, 
nihil autem desuper hie statui deeidique posse, sed omnia traetatibus 
Ratisbonae habendis reservanda esse. 

Legatum apostolicum, quem sua sanetitas statim post suum Bomae 
adveutum Batisbonam missura sit, allaturum esse projectum aliquod Bomae 
confectum. Duo haec projeeta inter eminentissimum electorem et praedictum 
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li'iratutii 011 ferenda esse conveniendumque, quid ex qiibljbet adoptandum 
tque pro tractatuum basi pononduin «it. 

Ex parte eminentissimi electoris reponebatur, «e poscere debere , nt 
ilüs conferentiia inter legatnm apostolicum et se Rutisbonae habendis ad- 
fc ft fli to etiam minister CHUinM majestatis . dominus enncommissarius de 
BOgel. 

Caeternm etiam sibi certnm esse, quoad negotii stibstanliarn nihil 
definitive hie deenrni debere; se tautum optare, nt projeetum :i se r.iii- 
i-innatum in hae conforentia praelegafur eo fine. nt necpssariae dilucblatioiies 
.-itjnsque articuH u se dari , ratioucs, cur ita pnsitus fuorit, explicari 
monitisque respondori possit. 

Praelegebatur itaqne praedictum projeetum seqnentesque ohservMmihs 
MpW ülud faetae sunt: 

Ad pTOoemtuin ei parte eminentissimi electoris animadvortebatur: verba 
• enjus pacti unicuin ohjeetum erit . ea determinaro, qnae per recentes in 
imperio vicissitudines innovata fuere« iduo posita esse, at indicaretur, mnnia, 
quae per has Innovationen mntata iv.m sunt, in buh vigore manere atque 
m posterum etiam jnrium ecclesiae eathoücae in Germania fundamentum 
et normam efficere, sieque hujus ecclesiae conditio ab aa distingueretur, 
quae looum tiaberet, si novationos illae fuissent effeetns revolutionis, necessi- 
tate ijniili.'iii adjeetao, modo tarnen ordinato ac legali initae. 

Ei parte euiinentissimoruin domincnmi cardiiiiilium. n-ponehatnr, quoad 
substantiara haec omnia heno liaberi, qnoad foniiam tantum cavendura osBe, 
Bl eipressiones tales adhilieuiitur, qiiilms suinmi pontificis consensus in das 
norationes indicaretur, eas cnim a sua aa.net i tute nuilu modo approbari 
pOsse, sed adinstar oarum , quae per pacom Westplialtcam introduetae 
foerunt, rejiei debere. 

Ei parte eminent iisimi electoris cautolae hujus necessitas airnoRcobatur, 
: . t . L i j >■ faelarabatur, redactionem tili ronfoniiandam esse. 

Ad art. I. Ei parte eminentissimorum doroinoruin cardinalinm ob- 
«ervabutur, hie sitnili Bauteil opns esse; Bummum poritificeui non posso 
legee cujuscunque imperii pro norm« jnrium religionis agnoscere; hanc esse 
liberam ejusque praedicationi ac eiercitio a imlla potestate humana limiteg 
.in' impedimeuta poni deberc. 

Ex parte eminentissimi electoris declarabatur , etiam in hoc puncto 
»tiidendiim esse, nt eipressioues hnic observationi , qnantum fleri potest, 
iniil'ririiics adbibeantur ; ipsam autem bujns artieuü siibglautiaii) esse indis- 
pensabiliter neeessuriuiri in imperio liermaiiico, tibi, quod vulgo notuin est, 
praeter catholicos etiam Protestant es jure civitatis gurtest et cujusvis 
lianim retipiuniim eiereitiuin oeftoa su-* liinites ]>er loges constitntas habet, 
intra quo» quaelitiet si- conünere de facto (WMn Lflgta BtM sininl simi 
jnriuin ecclesiae catbolicae in Hermania fundanienttim et invoenri in hoc 
pacto ceu ejus baue eo magis debent, quod pennultae ditiones BlftlÜBH 
sub iniperinm principnm acatbolicorum translatae sunt; hos princii.es .. 
violationo jnrium suornm subditomm catholicornm atqnn ab invasion« 
jnriwdictionis occlesiasticao . quam permnltis nsnrpntionibus jamduiu atten- 
tarunt, coliitiere nil polest quam istae Inges imperii. 
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Ex parte emineiitissimorum dominorum cardinalium agnoscebatur 
observationis hujus gravitas insistebaturque tantum cautelae in expressi- 
onibus adhibendae. 

Ad art. II. Ex parte eminentissimorum dominorum cardinalium 
observabatur, dioecesium distributionem ex sua natura exigere plenam notitiam 
localem, quae nonnisi in Germania haberi possit. 

Eminentissimus elector hoc agnoscens exhibuit chartam geographica^ 
Germaniae, in qua novarum dioecesium descriptio generalis adumbrata est, 
addiditque, hanc a se factam esse, postquam cum praecipuorum principum 
ministris desuper locutus fuerit eorumque desideria cognoverit. 

Perlustrabatur haec Charta atque in eminentissimorum dominorum 
cardinalium manibus relicta est. 

Ad art. III. Ex parte eminentissimorum dominorum cardinalium 
agnoscebatur praesentium episcoporum jus praecipuum ad novas sedes 
praeviaeque resignationis necessitas. 

Ad art. IV. Valde approbabatur ab iis propositio, dotationes omnes 
in fundis episcoporum administrationi tradendis fieh, quaerebaturque , num 
id in imperii concluso novissimo praescriptum sit? — Reponebatur, expresse 
quidem id factum non esse, posci autem ceu ad soliditatem dotationum 
in hoc concluso stipulatorum pertinens omnino posse. Immo in ipso con- 
cluso suppeditari argumentum quoddam analogicum, cum ibi dicatur: 
monasteria mediata et speciali titulo non assignata, quae omnia in fundis 
constituta sunt, ad dotationem cultus inservire debere. 

Ad art. V. In hoc articulo eminentissimi domini cardinales quam 
maxime approbarunt dispositionem , vi cujus canonici domicellares omnino 
cessare in posterum debent. 

Ad art. VI. Eminentissimi domini cardinales observarunt, exprimi 
adhuc debere, episcopo competere etiam potestatem, professores perversam 
doctrinam tradentes aut 'alias nocivos ex seminario eliminandi. 

Ex parte eminentissimi electoris additio hac approbabatur. 

Ad. art. VII. Domum harum fundationum in variis Germaniae dioece- 
sibus jam existentem eo magis nunc necessariam habebant, quod titulum 
ordinationis hactenus plerumque in ditibus episcoporum mensis collocatum 
supplere debent. 

Ad art. VIII. Ex parte electoris observabatur, dispositionem de novis 
parochiis instituendis atque dotandis ad eas praecipue paroecias pertinere, 
quae corporationibus ecclesiasticis incorporatae fuerunfc atque per membra 
horum collegiorum deserviebantur ; his nunc extinctis propriae parochiae in 
Ulis locis fundari debent. 

Ad art. IX. Spatium determinatum perficiendis dotationibus praefigi 
summe necessarium duxerunt eminentissimi domini cardinales. 

Ad art. X. Haec dispositio mutationes fundationum beneficialium in 
pensiones annuas principibus interdicens ideo summe necessaria ostendebatur, 
quia notum est, commutationem hanc a variis guberuiis intendi et atten- 
tatam jam hinc inde esse. 

Ad art. XI. Observabatur, hanc dispositionem pro typo habere con- 
cordatum Italicum. 
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Ad art. XII. Sermo hie fuit de electionibus, qnas capitnlls vindicari 
poase haud videbatur, cum priueipes episcoporum nominationes tarn tenacitrr 
[inscant, iit iis exemplo aliorum principtim fundatis eae donegari vix possint. 
Id solum animadvertebatur, quod nnminationos istas sibi concedendas liborali 
erga eeeleaiam agcmli modo mereri principe« debent. D« caetero monebant 
eminentisaiini domitii cardinales, Rusaiam et Rorussiam bic expresse nomi- 
nandas mm esse, sed genoratira diceudum, quod prineipibus aeatholicia Ger- 
mania" in Constitutionen! episcop'>niTii illn inflnxua concedendus sit, qno 
.ilii ejusdem confessionis jam ir;iii-l--ril . 

Quoad nominationem episcoporum in dioeceaibua phmi territoria con- 
tinentibus consent iebatur, eorum prineipum esse desuper inter se convenire. 

Kminoiitissinius elector sentiebat, quod jus hoc pro ratione nunieri 
subditorum vindicare sibi singiili possint. 

Ad art. XIII. Dnbinm nullurn erat. 

Ad art. XIV. Eminontissimi domini cardinales optarunt , nt loco 
expreasionia generalis >de consuetudinibus et juribus hactenus vigentibus« 
ipsa homni jnrium sedes, coneordatura Nicolai V. t nominaretur ; porro 
precuin imperiaüum mcntionein faciendam non esse ob eontroversiam circa 
indtiltum Romae dosuper petondum inter aulam Vionneusem et Romain 
existentem. 

Ad 1. Declarabatur ex parte electoris id omnino lieri pösso. 

Ad 2. Litern hanc componere nostrum non esse; congruuui dift'ieul- 
tatis bujuw levandae medium suppeditatum iri per ministrum caesarenin 
dominum de Hügel. 

Qiiae porro hie opiseopo tribuitur ad quasdnm dignitates et officia 
noininandi facultas, nihil diflicultatis ex parte stiinrai • pontifleis inventa 
esse ab eminenti ssimia dommibus cardinalibns deelarabatur. Idem de 
electione decani et de moderandix taxis datariae Roraanae asserebant. 

Ad art. XV. Eminentissimi domini cardinales valde approbarunt 
Studium liberam parochiarum collationem episcopis, quantum Beri possit, 
vindicandi , laudabantque prineipiiim , super quod eminentissimus elector 
cum inarchione Badensi electore pro dioeeesi Constantiensi jam convenit, 
nempe regulam esse pro episcopo, exceptkmein pro patronatu laico; adjlciebant 
coneursus a concilio Tridentino praescripti introduetionem magnae in (00- 
innqti" i'vciitii utilitatiB fore. 

Ad art. XVI Oraniu haec valde opiirobabatit eiuiiientissimi domini 
cardinales. Animadvertitque emineutiasimuai elector, hanc postulationem 
eflicacis inflnxns episi'opMniHi lunduri etiam posse super eorum jure usquo 
n) DOriSBima tempora subsistente, vi cujus episcopi plurimarum universitatum 
cancellarii fuerunt. 

Ad art. XVII. Monebant domini cardinales, liberam haue cum saueta 
sede super rebus fidei et conacientiae commnnieundi faeultatem non solum 
B g MCOpia et arcLiepiscopis , sed cuilibet etiara fideli vindicandam esse;, de 
quo nulluni plane ilubiuni oxistore, ei parte eminontissimi electoris deela- 
rabatur, idnue eo magis nunc esse nocessarium, cum varii prineipes sub- 
.litnv sinn ttbligarint suas quas pro gratiis Romae »btinendis formarant 
preces gubernio suo submittore, qn«d per pniucipis minist rum Romae sub- 
sjalenteru Ülas praemofaui iitijoetuinijuo si_<llicit;iri curaturum sit. 
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II. Quoad nuuciaturam. 

Eminentissimus dominus cardinalis Antonelli sermonem nunc instituit 
de nuncio Eatisbonae commoraturo. 

Ad hoc reponebat elector eminentissimus, se propria sua sensa desuper 
suae sanctitati jam aperuisse, quae in eo consisterent, quod concordia inter 
sanctam sedem et episcopatum Germaniae turbatis hisce temporibus summe 
necessaria quolibet conveniente medio foveri^onservarique debeat, quodque 
medium hoc in praesentia nnntii lege imperii sancienda inveniator; totum 
autem tractatibus in Germania haben dis reservandum, a so omnia conferenda 
esse, quae imperii Constitution! conformia sunt. 

Praesentibus iisdem. 

Covferentia secunda 

die 2. Januarii habita 1805 
super expositione status ecclesiae Germanicae ab eminentissimo suae sanc- 
titati in Fontainebleau praesentata. 

Ante hujus conferentiae initium tradebatur eminentissimis dominis 
cardiual ibus consignatio rerum in praecedenti conferentia gestarum, ex parte 
nostra concinnata, iisque exemplar illius in manibus relictum est. 

Jam praelegebatur praedicta expositio atque convenientes explicationes 
reflexionesque super illam per praelectionis decursum ex utraque parte 
factae sunt. 

In fine eminentissimi domini cardinales opus hoc cum multis encomiis 
approbarunt atque declararunt, illud legato apostolico ad istos tractatus 
Batisbonam mittende tradendum esse una cum instruetione, ut illo pro sua 
directione utatur. 

In fine eminentissimus elector aperuit, se post suum in Germaiüa 
reditum acturum esse cum imperatore nostro , ad quem hujus negotii ini- 
tiativa et promotio ex imperii constitutione pertineat- atque de cujus pietate 
confidi certo possit, quod nihil eorum omissurus sit, quae ad ecclesiam 
nostram ex tot tantisque malis restituendam speetant. 



Nr. 7. 

% 

Punctation der neuen Diöcesaneintheilung • in Pfalzbayern, von dem 
kurfürstlichen Gesandten in Rom dem Nuntius Hannibal Grafen de 

la Genga übergeben im Augast 1805. 

K Staatsarchiv. 

Ponctuation preliminaire 
de la nouvelle division ou circonscription des öveches dans les etats de 
• sont altesse sörenissime electorale Bavaro- Palatino. 

1. L'ävecho de Freising sera transfere ä Munich et 6rige en arche- 
veche. La capitale et une partie de la Baviere se trouvant sans pasteur 
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depuis la nmri du iirince evequo de Freiging', I'irwtten et la «treofflWiptioB 

de Tarchevochi! de Hnnich sera le preuiior objet do In sollicitudo paternello 
de sa saintote, et eile daignera nutoriser boii lugat do prooMef MM iSÜA 
a f (inner cetto nouvolle metropole. 

2. Les ötats de son altesse sereuissime ileclnralo Havaro-l'alatina 
serout divises en antant de diocösos que le bien spirituel do ses sujets peut 
ewiger, ot cotte dmsiou ae fera dans la proportion p&tgnpliiqne U plna 
ooininodo et ta plus avantageuse au bion et au servico de l'iigliso. 

3. Les sii'gcs opiscupiius do Wurzboiirjj-, Bamberg ot Puasan serout 
conservfs, et los limit.es duHH'sains dos dciix promiors evecluis pi-uvent resier 
tels qu'ils sont aujonrd'lnii. (!) 

4. Mais l'eveche de Passau ayant perdu tonte la partie qui est au 
de lii de l'Inn et du Danube, « qui formait los '■' m du dioeüse, en 
j reunira ta partie de la Baviero et du Haut Palatinat qui otait ci-devunt 
du diocese de läatisbonne. 

5. I.'t'viVln' d'Augsbourg sera transförö a Pilliugon, ot rpvri-lii- 
d'Aiclistaedt ayant passe sous la domination do la maisnn d'Autrichc, la 
partie de la Baviere et du duclie de Neuliourg qui otait du rossort da 
t'övecliu d'Aicbstaedt, sera reunie il celui de Diltinysa, 

G. Lo duoliö de DuBMldorn* tun im cvödi« particulier dont le *iege 
sera il Düsseldorf!' capitale du dnehe. 

7. I.'archevochö de Munich sera dota par une rente annuelle fixe. 
süre et nette du vingt mille Aerius. La dete des evoches sera de douze 
i'iill" ilorins ('fralciin-nt un rovenus sürs ot rentos fonoiöres. 

8. Le mötropolitain et chaqno tjvüque auront un dtafitre oompoAJ 
do du chanoines y corapris les dignitaires. La rente du prövot et du 
doyeu Bera de quatre, .rolle des cbanoiues do dou* mille ttorins. Uno 
babitation eonvonable pour cliaque individu n'eat pas oompriso daiiB cetto 
fHTltrlfirr Los 6gliH.es auront toutos leurs fabriquos partiourteres. 

9. Taut les dignitaires que les chanoines soront Obligos, outro le 
service canonial, ä servir rövöquo dans son conseil et ses autres l'onctions. 

10. Dans chaqua diocese il y aura un senrinaire, et le nombre des 
eluvos sera proportionne" ä oolui des protrea necesaaires pour desservir les 
paroisses et les suecuraales. 

11. Li droit de [un r--ni.ii. , oü la noiuination au* evechös ot aux 
prebendos appartiondra il son altesso sörenissime öleetorale ainsi qu'ä ses 
heritiers et soccesseurB. 

12. Les eveques nonveliement nommäs soront sonmis aux conditio»« 
et formal ites prescrites dans les saorfe canons; ils enverront un Mint nWp 
leur profession de foi et lour serment d'ouedienco et en recevront l'iu- 
vnstitiii'e canonique dans los bullös do ci>niiruiatioTi. i.V nVst -jumini-.. 
-jii'un tivequo aura etti proconis« ot confiriue pur le saint siege que 
buh altesso strenissiine electorale le niettra en possession de ses revenus 
temporols. 

13. Les annates, taies de coiinrnrntion de pslliuni et autres fraii de 
chancellerie serout reglos dans une proportinn eqnitable d' apres Im rsmnu 
des nouveaus ivSohta. 

14. La plnraliW des bönödees ue pour im poiut avoir Ueu dans les 
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etats de sou aliesse serenissime electorale. Les titulaires seront astreinte 
ä la plus stricte residence et n'en pourront etre dispeuses que pour des 
motifs graves et quand le Service public l'exige. 



Nr. 8. 

Punctation der neuen Diöcesaneintheilung des Königreichs Bayern, 

von dem königlichen Gesandten in Rom dem Gardinalstaatssecretär 

mitgetheilt durch Note vom 25. März 1806. *) 

K. Staatsarchiv. 

. Ponctuation präliminaire 
de la nouvelle division des eveches du royaume de Baviere. 

1. Le royaume de Baviere sera divise* en autant de diocdses, que le 
bien spirituel de ses sujets peut exiger, et cette division se fera dans la 
Proportion geographique la plus commode et la plus avantageuse au bien 
et au service de räglise. 2 ) 

2. La ville de Munich comme capitale du royaume sera ärigee en 
metropole, et an metropolitain de Munich seront subordonne's tous les ävöques 
des etats de Baviere.. 

3. Les sieges öpiscopaux de Bamberg, de Passau, d'Augsbourg, 
d'Eichstaet , de Trente et de Brixen seront conserve*s. Celui de Freising 
sera supprime devenant inutile par T6rection de rarchevöche* de Munich. 

4. Le duchö de Berg, qui n'a plus d'öveque depuis la suppression 
de rarchevSche' de Cologne, aura son övöque particulier, dont le siäge sera 
etabli a Düsseldorf, capitale du duchi. 3 ) 

5. L'archev€ch6 de Munic sera dotö par une rente annuelle fixe, 
süre et nette de vingt mille florins. La dote des 6v6ches sera de douze 
mille florins ägalement en revenus sürs et rentes fonciöres.« 

6. Le metropolitain et chaque Svöque auront un chapitre compose 
de dix chanoines, y compris les dignitaires. La rente du pr6vöt et du 
doyen sera de quatre, celle des chanoines de deux mille florins. Une 
habitation convenable pour chaque individu n'est past comprise dans cette 
Evaluation. Les äglises auront toutes leurs fabriques particuliöres. 

7. Tant les dignitaires, que les chanoines seront Obligos outre le 
service canonial ä servir l'evßque dans son conseil et ses autres fonctions. 

8. Dans chaque dioc&se il y aura un seminaire et le nombre des 



1) Die Punctation, welche der Minister der auswärtigen Angelegenheiten 
Freiherr von Montgelaa am 19. Juli 1806 in München dem apostolischen Nuntius 
Hannibal Grafen de la Genga übergab, zeigt einige von Montgelas beliebte Ab- 
weichungen, welche in den folgenden Noten bemerkt sind. 

2) Dieser Absatz ist in der Punctation vom 19. Juli 1806 weggelassen. 

3) In der Punctation vom 19. Juli 1806 weggelassen. 
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tÜma HU proportloune' ii celui des prötres necessaires pour deaservir les 
paroisses et len suenirsale.s. *) 

9. L'arcbeveque et les o'vequwi du royaume de Kaviere preterout le 
timmc HflBwt quo ceui de l'empiro Frau^ois et du royaume dltalie pretent 
.1 leur souverain. 

10. Les eures preteront auKSi le serincnt de iidelitü cuntme an France 
et BD Italic. 

1 1. Lo droit de patronat ou la nuniinatioii aux eveclie'3, aux dignites, 
et aux prebendes des GtihMnlee appartiotidm a n majeste le roi de Baviere, 
» säe litritiere et successeurs. 

12. Les ihöques nouvellement nommes senmt Boumis aux coiiditionB 
et funnalites prescrites par les «tcre» canons ; il« enverront au samt siege 
leur profeasion de foi et leur Berincnt d'ob^dience, et en recevront l'in- 
Testiture canoniquo par les bnlles de conlinuatiou. 

^13- Les anuates, taxes de confinnatiou , de Pallium et asitrea fraix 
de chantellerie seroiit re'gles dans nno proportiou üquitablo d' apres les 
rt'venu.i des nouvoam evechas. 5 ) 
14. La pluralitü des benefices ue puurra pas avoir lieu da»» le 
royaume de Baviere. Los titulaires soront astreints ä la plus stricte re- 
Ridenee, et n'en pmirrout etre dispetisea , quo pour des motils graves et 
quand le nervi«' pnblie l'exige. 

15. Les üveques diviseront les paroisses et BUixursales iTuprie \> l 
»neu du gouveriiement pour la plus grande utilitü et cumtundiW de.s 
paroissiens. 



Nr. 9. 

Note des apostolischen Nunllus Hannibal Grafen de la Genga an den 

bayerischen Bevollmächtigten Aloys Freiherm von Rechberg und 

Entwarf des abzuschliessenden Concordats vom 8. August 1806. 

Ä. Staalsniinislermm tlrs K. Hauses und den Aeusseren, Original. 

Le soussign« nonco extraurdinaira du Saint siege n'ayaut neu tant 

wwur que d'aeciderer la conclusion du coneurdat conformeuiaiit aux desirts 

Saint pure et de Ba uiajestü, a riionueur de coiuinuniquer k son excellence 

mousieur 1« baron de Kechberg los articles ci-joiuts. La pouetuation 



i Alisntz 



itcr punstatlou ' 



4| Zwischen diesem und dem folgend«) 
18. Juli 1806 niri gehaltet : 
T. Lea droits de patrouage particulier leront maintenus. Toute* h» fois qu'il 
• aquera un lieneüu« ou une eure de patronage roval rareliovequ« im l'fitique 
präsenter* trois sujets reynieolos et qui »uront les qunlites eonvenables , parmi 
le^quola *a m»jcft« en clioisira un. 

5) In der Punetat'on Tom 19. Juli 1806 ist beigefugt: 

Kn prenxnt pour basc Im regte que la conoordal Germanicpic avuii eiabliei- 
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preliminaire que son excellence monsieur le baron de Montgelas avoit 
remlse au soussigne 8'y trouve en snbstance et il ne lui a 6te donne' que 
le developpement que le concordat demande. Le soussigne ose esperer que 
ces articles meriteront Tapprobation de sa majeste , et il profite de la 
presente occasiou pour avoir Fhonneur d'assurer son excellence monsieur 
le baron de Rechberg de sa haute consideration. 

Ratisbonne 8. Aoüt 1806. [signe.] Le nonce. 



Concordat entre sa saintete le souverain pontife Pie VII. et sa majeste', 

Maximilien Joseph roi de Baviöre. 

Au nom de la tres sainte trinite. 

Sa saintete le souverain pontifice Pie VII. et sa majeste Maximilien 
Joseph roi de Baviere dosirant tres arderament qu'il soit ätabli un ordre 
fixe et stable pour les affaires ecclesiastiques dans les ätats de sa majeste, 
sout convenus des articles suivants. 

Art. 1. L'etat de la religion catholique, apostolique et Romaine 
restera en tout sauf et ontier dans le royaume de Baviere. 

Art. 2. Sa saintete erigera ä Munich capitale du royaume un siege 
metropolitain ; le siöge episcopal de Frisingue et celui de Chiemsee seront 
suppriines; on assignera ä Pöveque de Chiemsee une pension viagöre con- 
venable ä sa dignite. 

Art. 3. Les sieges episcopaux de Bamberg, Passau, d'Augsbourg, 
d'Eichstaett, de Trente et de Brixen seront conserves. Le diocese de Coire en 
Tirol restera dans l'etat qu'il est, et lorsque le saint pere fera la circon- 
scription des dioceses en Suisse, on prendra des mesures convenables ä ce 
diocese. — Bamberg , Passau et Trente conserveront leur exemptiou. 
Augsbourg, Eichstaett, Brixen et Coire se^pnt subordonnes en qualite de 
suffragants au metropolitain de Munich, le tout cependant apres que les 
öveques et chapitres intßressäs y auront donne leur consentement. 

Art. 4. La dotation des menses du metropolitain et des £v6ques 
consistera a perpotuite en biens fonds et stables dont ils auront Fadmini- 
stration. Cette dotation ne sera pas moindre d'un revenu annuel de 
24000 florins pour Teglise metröpolitaine et de 16000 florins pour les 
cathedrales, et chaque eveque aura une habitation commode et convenable 
a sa dignite. Tous les fonds , revenus , bien meubles et immeubles des 
fabriques tant des eglises cathedrales que de l'eglise m^tropolitaine leur 
seront conserves dans leur integrite, et s'ils n'etoient point sufflsants, ils 
seront augmentes. 

Art. 5. Le chapitre de chaque eglise sera compose au moins de 
12 chanoines y comprises deux ou trois dignites, et les probendes da 
chanoine the*ologal et penitencier. Le nombre des chanoines capitulaires 
i l'eglise metropolitaine sera plus grand. Les revenus des chapitres 
nsisteront ^galement en biens fonds, et ils en auront Tadministration. 
« revenus dont jouira chaque chanoine qui devra re\sider selon les regles 
Äonique8, seront pour le prevöt et le doyen de 4000 florins et pour 
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diunoiue ile 2000 llorins, untre unc habitation eonveuable fi l pmir 
ihacun. 

Cliaque pglise aura de plus sii vkaires, paur la dotatiou desquels il 
Bern assign£, ontra une habitation convenuble, un fond süffisant ä la dis- 
[■onition dos chapitres pour an faire 1p partage oti difforonts bonefkes am* 
quell ils nonimeront. 

Art. ti. Cliaque diooüse aura son propre seininaire, pour y furnier 
des eundidals ä l:i disrij>liin- ai'oK'siastiqae selon In dotrct du concile de 
Trente; oü il y a des söuiinairos episcopaux, ils soront oonserves, et ou 
il n"y en a pas, on en fondera des nouveaux. Chacun aura sola l'exi- 
gence et l'titondue du diocese une dotatioii convenuble en bien fonds pt 
stables qai seront übroinent administres par l'ordinaire. l.o meine ordinair» 
aura pU'in droit de proscriro los raglements convenables selon ce qui a 
M döcri'te par le meine concile de Trente ; il aura le droit de nomuier 
les regents, les professeurs et les antraf imnistres, celui de visiter les 
.Vido« yt d'ejauiinor la doctrine de« professeurs et de leur »ter lours cmplois 
lur»|ü'il 1« jugl convenable. 

Art. 7. Los nmisons 'ilablies tatit pour reeueillir ttB ffiflnlilllUfUlli 
• ; !iieritH!i , quo puur y envoyer les eoupahlee soront consorve'es , ou en en 
fanden in laut ■flBJgmilt une dato süffisante qni «era administree lihrenient 
de l'ordinaire. Dans MB. maisons les uns et les Mtm «iront löge« el 
nmirris en dos quartier« separes ; atin qne les prämier« casses d'äge, de 
travanü on d'intirmitös y trouvent nn port, et que les seconds y soienl. 
rappelles ä rhonnfltete clericale ou plus sijvtsn-ment punis selon lo jucenionl 
de Teröquo. 

Art. 8. Tonte« les dotations taut des menses et chapitres qua dos 
neininaire«, nouvelles paroisses et autres fondations pieuses devront so faire 
avant l'ichange des rati fications de la presonto Convention et le Mdatfn 
cn «era prts«M au saint siege. 

Art. 9. Sa mnjpstö voulant dminm une niarqne combien eile dnsiro 
de relever l'nndenne splendeur des .chapitres, consent ii leur laisser I;i 
libra elortion du metropol itain et <Äs eveqnes qui devra se fair- d'iprta 
les anoions concordats dans l'enpace do 3 mois. — Sa saintetö pomvoir;i 
librement atix dites esrlises, si alles vaqueront par deposition ou privation 
fuito par son aoloritii , ou s'il y a quetque vice dans l'olection pour lo- 
qne! eile seroit doclaree par sa sainteto nulle ei invalide, ou si eile D-IfOft 
pas öto faite et pipsentaa dans le t.etnps du; de mfim« si la postulation 
n'aura pas «V adinise. 

Art. 10. Les iWeques nouvellement flu« seront soumi* ä SSaM HM 
MBdKkttUI et fonnalites usites jnsqu'ä präsent; on formera to procäs infor- 
niatiure de leurs mocur« et de leur doctrine selon la concile da Trmta ll 
la coiis-titation d'Urhain VIH. Ils envorr<int lear profession de (M tt 
2'oMiBMncfl an saint siege, et en recevront rinstitntioti canonique par les 
bnlles eonfinnatoiros. 

Art. 11. Las dir-nitps maj"iiro« .i'apr0> les BOntiflnlM dans l'eglise 
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metropolitaine et dans les cathedrales, de meme les dignites principales 
dans les eglises collegiales- restent r6servees ä la collation du supreme 
pontife et du saint si£ge. La provision aux autres 'dignites, canonicats et 
benefices (sauf les indults speciaux et apostoliques de chaque eglise et les 
coutumes legitimes) , lorsqu'ils viendront ä vaquer aux mois de Janvier, 
Mars, Mai, Juillet , Septembre et Novembre se fera par le saint siöge, et 
la collation se fera connoltre de Rome par les bulles apostoliques dans le 
lieu du benefice, selon la Constitution de Gregoire XIII. trois mois apr& 
qu'on aura su qu'il vaquoit, restant en entier pour les six autres mois le 
droit des collateurs ordinaires; de meme restant en son entier la reserve 
au supreme pontife de tout b^nöfice qui vaquera en cour de Borne selon 
le droit äcrit cap. 2, 3, 34 et 35 de praebendis et dignitatibus in 6°. 

Art. 12. Sa saintete accorde que dans les provisions aux dignites, 
canonicats et autres benefices dans Täglise metropolitaine, les cathedrales, 
collegiales et autres eglises , qui se feront par le saiat si£ge , la Taleur 
soit exprimäe seulement en 24 ducats d'or de camera , comme il a M 
observo jusqu'ä present, sans qu'il soit paye. des annates. — Et comme 
l'etat des menses est change, les annates, les taxes de confirmation, de 
pallium et autres fraix de chancellerie seront r6gl£s, dans une proportion 
äquitable d'apres les revenus des nouveaux 6vech6s, en prenant pour base 
les regles que le concordat Germanique avoit ci-devant etablies. 

Art. 13. Les biens de la mätropole, des cathedrales, des abbayes, 
des eglises collegiales et paroissiales , des monasteres et couvents de Tun 
et de Tautre sexe, des benefices, des e*coles et des fondations pieuses quel- 
conques ne pourront ni etre distraits, ni soumis ä des prestations annuelles 
par Tautorite civile. — Les biens qui etoient ci-devant administres par les 
eveques, ou qui le seront ä l'avenir, leur resteront soumis en observant 
les sanctions canoniques. 

Les religieux et religieuses existants seront conserväs et auront la 
liberte* de prendre des novices. 

Art. 14. Toutes les nouvelles. fondations ou dotations pieuses jouiront 
du meme privilege que les anciennes.* Ainsi tout ce que l'äglise acquerra 
par donation, testament, legue au liberaüte* des fideles, lui appartiendra en 
propre et eile le retiendra de plein droit. 

Art. 15. Toutes les Eglises paroissiales et filiales avec tous leurs 
biens meubles et immeubles et les bänäfices y fondes seront conserve'es ; les 
eveques en etabliront des nouvelles la oü ils le croiront necessaire ou utile. 

Art. 16. Les eveques confereront toutes les eures et b^nöfices quel- 
conques qu'ils conferoient avant Tan 1802, 

Art. 17. Toutes les fois qu'il vaquera un bene*fice ou une eure de 
patronage royal, Tarcheveque on Nveque presentera trois sujets regnicoles 
et qui auront les qualites convenables , parmis lesquels sa majestä en 
choisira un. 

Art. 18. Quant aux benefices qui sont sujets au droit de patronage 

•-cl&iastique , soit laic , ou mixte ceux qui avoient legitimement le 

pr&enter ä ces benefices avant Tan 1802, continueront d'en jouir, 

röques donneront l'institution canonique aux presentes qui ont les 

requises. 
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Les öveques eonfereront les eures et bönelloes de leurs 
dioceses respeetffs aux quels prosentoiont les chapitres dos e'gliaes rullögtules, 
!•* abbayes ot nionasteres qui ne aont plus; ils iwntereront ögalemeiit les 
■umvelles eures ,i e rigor. 

La coilation de toutes les probendes, eures et biiiiölieew se 
devra faire duna le temps regle' par les Canons. La pturalitä des pn-beudes 
hu autres UsäfiCM »o P"urra avoir Heu en Kaviere ; les titulaires qui 
devront porter la tonsure et l'habit clerical, serout astreints ä la plus stricte 
röaideuco coufurmemeut aux decrots du saint ooneile de Trente ; ils n'en 
pourrout etre disponsea qiie par l'autorite Kompetente et pour de« inotifs 
graves et quand le bien public on de l'eglise le domnndc. 

Art. 21. Les 6vequos nuront la li horte tl'nrd 1er elorcs toua ceui 

qu'ila croiront nacowiiw 011 utilea a loure eglisea, et ils pourront meine 
quand ils ont les titrea approuvös par les saints canons , les pruiuouvuir 
aux ordres majeure; ils auront e'galemeut la liberte de refuser les ordre* 
a ceux qu'ila en jugeront indignes, suns quo euus MMI priStoxte ils puissent 
etre genes ä cot egard. 

Art. 22. II sera toujcmrs libre au unHropo! itain et ä cbaque eveque 
U mmmuniquer iiiiimJdiatemcnt ot Sans aueun enjpeebement avec le 
saiut siege pour les ohMM spirituell (!) et lea atfaires ecc les last iques. 

De mCme tone loa catlioliques pourront librouieiit et süremout reeourir 
. sa saintete daiis les doutes de consciencc et autres besoins spiritinds 
qiieU'nuques saus qu'il y soit luis aueun obstacle. 

La comniunication des evoquos et des lideleä jnuira ligaloment de 
toute liberte et nc rencontra aueune gene. Ainsi los evoquoa ont le droit 
et la libertu d'adrosser au elarg-i et aux fideles leurs ordonuanees et 
Instructions pastorales uu autres, et ils punrrout lea publier saus obstacle. 

Art. 23. Loa causes qui par leur uature eu ,i raison des personnes 
sunt eeelesiiistiiiuus, appartieudront aux tribunaiix Mi bfuutiqjiea et devront 
y 6tre oxaminöea et deeidoos. 

Art. 24. Ainsi. les causes matrimoniales, qui e.nieoinent la volidite 
das managte, on les proinossea de manage , mi le droit de divoree quant 
au lit et a la eohabitation , et colles qui eomernent les itwlauwnta im 
ecclesiastiques bencliciers, seilt du roasurt >lu jugo ecc I es inst i quo et serent 

»t'iaminees et deeidoes Jans les tribunaux ecclesiastiques. 
Art. 25. Les eveques pourront puoir los ecclesiastiques cunpables 
non seulemeut par des peines attoaltW ■ " Ia ' s WWW M UM faisant 
enfanner dana les niaisuns dostiinies ä cette liu. 

Art. 2b'. II sera aevereiuent defeudu, qu'il ne soit dit, fait ou ecrit 
quelque ebose, qui soit propre a eorrompre le« bonncs mwars on qui uil 
•mtfl la religion catlmlique, sa diseiplino et ses ininistres. On observera 

touchant la publicatieu des livres ue quo laeoncile de Trente a <>nl n ; . 

Kt comtne 11 importe extremeraent qu'il ne soit rien ensoigui- itM l*> 
«colee, academies ou universitos qui soit eoiitr;iire ■ la uiorale et au iog&t 
catholiqao, les profeasours, avant d'eutrer en f»uction feront ieur professiun 
"i foi devant l'fivequo uu son conuniasaire , ot ils lui seront legpunsiibles 

• lr limr i'iiseigin- nl. S;i utajesti! les tiloigiiera de leurs cbaires des qua 

i>.-a eveques reapeetifs le croveut uecessaire. 



I 
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Art. 27. Tout ce qui concerne les matteres ecclesiastiques et dont 
il n'est pas fait mention expresse en ces articles restera eh son entier et 
sera regle selon les loix ecclesiastiques. Et s'il s'elevoit quelque difficulte, 
ou si sa majeste [desiroit?] qu'il fut etabli quelque chose dans les affaires 
ecclesiastiques , sa majeste pour conserver la concorde et rharmonie en 
traitera directement avec le saint siege ou les äveques selon la nature de 
la chose. 

Art. 28. L'archeveque , les eveques et les eures preteront a sa 
majeste le meme serment que pretent les archeveques, eveques et eures en 
France et en Italie, savoir: 

Je jure et promets ä dien sur les saints ävangiles de garder obeissance 
et fidelite ä sa majeste. Je promets aussi de n'avoir aueune intelligence, 
de n' assister ä aueun conseil, de n'entretenir aueune ligue, soit au dedans 
soit au dehors, qui soit contraire a la tranquillite publique ; et si, dans mon 
diocese ou ailleurs, j'apprens qu'il se trame quelque chose au prejudice de 
T6tat, je le ferai connoltre au gouvernement. 

Art. 29. Le present concordat sera substitue a toutes les loii, 
ordonnance^ et decrets qui out ete jusqu'a present portes dans les etats 
de sa majeste en matiere eccl6siastique. 

Art. 30. Les deux parties contraetantes sont convenues pour elles 
et leurs successeurs d'observer a perpätuite" fidelement et entierement tout 
ce qui est contenu dans les präcedents articles. 



Nr. 10. 

Entwurf des abzuschliessenden Concordats von den bayerischen 
Bevollmächtigten dem apostolischen Nuntius mitgetheilt durch Note 

vom 5. September 1806. 

K. Staatsministerium des K. Hauses und des Aeusseren. 

Au nom de la sainte trinite. 

Sa saintete le souverain pontife Pie VII. et sa majeste le roi de 
Ba viere, desirant ardemment qu'il soit stabil un ordre fixe et stable pour 
les affaires ecclesiastiques dans les etats de sa majeste, ont commis k cet effet 
sa saintete le 
sa majeste' les 
lesquels, apres l'ächange de leurs pleinspouvoirs respectifs, sont convenus 
des articles suivants: 

Art. X. La religion catholique, apostolique et Romaine sera conservee 
ins toute sa purete. 

Art. 2. II sera erige* un archevöche ä Munich, auquel seront sub- 
lonnös les 6vech6s de Bamberg, Passau, Augsbourg, Aichstaett, Trente 
Brixen. 
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; si£ges de Freysing et de Chieinse'e seront supprimes. 

Cetil des livtSqnes diisigntis ci-dessus, qui ont jotii jusqu'a preBOnt de 
l'exemptioti de la Jurisdiction metropol itaine, la conserveront leur vie dttraut. 

Art. 3. Le m£tropo]itain et les eroques seront assistes par un 
chapitre, compose d'un grand prev6t, d'itn grand doyen, de douze ehanoinen 
pour l'fgliafl inetropol itaine, de dix pour chacane des autres. 

On attachera au «ervke de cltaque Sglise cathedrale six vienin-s 'i m 
saront a"«Ws par los revenna dt- liönerkes simples qu'on affectera spec iaiement 
& cet usage. 

Art. 4. La dotation de l'archeveque et des fveqttes, des chapitres 
et des vicaires so fera en biens fonds, dont ils aurout 1'administration. 

Elle Mit pour 1'arcliBViJquo de vingt mille florins, pour cliacun des 
eteques de dorne mille tinrius, pour le prevdt de quatre rnille florins. 
pour le grand doyoti de quatre mille florins, pour les t'hanoines de deux railte 
florins, pour les vicaires de 800 florins <le reventt avei- nne liabitation 
conve nable. 

Lee dits bien fonds seront appropries a cot usage par un acte de 
donation formel qtte ea majeste fora expedier en double a chaque breche" 
.-t chapitre, pour l'an dea exemplaires ctre remis anx ooinmissaires de sa 
saintete, lautre ittre doposo dans les archives du royaume. 

Les eglises ayant döja leurs fabriques particulieros les conserverout 
fanx qu'il puisse y ötre toncM. 

Art. 5. Les arrangements qtte pourrait exigor la nouvello Constitution 
s diocuses, so forotit par le saint si6go de eoneort avec lo gouvornemont 
de sa majeste, qui lui fournira ä cet effet toutes los facilites necessaires. 

Les deux taautes parties contraotantes nomtuenint des cuuimissairos 
r designer et convenir dos objets de l;i dotation dos cath.sdrales ot 
chapitres. 

Art. (5. II srra potirvti par sa sahitetr ä larcliovecliö, ati v fotabtst 
: dignites, probendes et vicairirs de la ntanioro dout il a cte convoitu. 

Art. 7. L'archeveque , In i'Vuques uouvelloiiient iioiiiiiks seront 
soumis ä toutes los fm-maÜlOs proscrites par los sacres canons ; Dt envetront 
au saint siege lout' pridession de foi et le sennent d'obcdience eanmiiqiH', 
et en recoTroiit des bulles do conti rraation. 

Un s'en tiendra pour les anuates, les laxes et fraix de chancellerie 
.i M qui a'ost pratique ittsqu'ici on Alleinagno. 

Art. (*. II y aura daus chaque diooess, sous la direotion de IVvoque. 
un setuinaire suffisamiiieiit dote pnur un noinbre d'eleves, proporiionne ä celui 
des pretres, qui sera fagi ntantire au sorvico dos pan>isse* et de* 
succarsaleH. 

Tous les caudidats aus ordre» sacres seront astreints a y faire leur 
mra de theologie. 

Les evcques pourront ouiferer lioremoul les ordre* et en oxclinr HU 
iu'JIs en jugeraioiit indignes d'apnis les sacres canons. 

11s ne seront genes ni dans l'exercice d» la diseipliue , ni dans los 
pnnttious qu'ils jugeraient a pmpos d'infliger aax pretres coupables do mauvaise 
ronduite ou do delits rolatifs aux fonetions de leur ministore sacrü, sauf 
le recours canonique, et en so conforiiiant anx loii du royaume. 
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Toute nouvelle circonscription de paroisse ne pourra se faire qu'avec 
leur concours. 

II leur sera libre de communiquer avec le Saint stege dans toutes 
les affaires spirituelles et ecclEsiastiques. 

11s pourront proposer des moyens de former des Etablissements, destines 
ä servir d'asyle aux prötres devenus infirmes et qui auroient vieilli dans 
l'exercice du saint ministöre. Sa majestä s'engage ä conserver les instituts 
de ce genre lä oü ils existent. 

Leurs tribunaux ecclEsiastiques connoitront aussi de toutes les causes, 
qni par leur nature sont spirituelles et ecclesiastiques. 

Ce ne sera que de.l'aveu des 6väques qu'on pourra appliquer a une 
destinatipn differente les fondations purement Ecclesiastiques. 

Art. 9. Quant ä la collation des eures et bEnEfices, on observera ce 
qui est de droit ou de coutume Etablie. 

Art. 10. La pluralite des bEnEfices ne pourra avoir lieu dans les 
Etats de sa majestE. 

La rEsidence des titulaires est de l'obligation la plus stricte. 
Elle sera de neuf mois pour les dignitairos et chanoines suivant 
les regles canoniques. 

Art. 11. L'archeveque et les Eveques, avant d'entrer dans la jouissance 
de leur temporel, preteront devant celui des ministres d'Etat qne sa majeste 
jugera ä propos de commettre pour le recevoir, le serment de fidelite 
suivant : 

»Je jure et promets ä dien, sur les saints evangiles, de garder obeissance 
et fidElitE ä sa majestE. Je promots aussi de n'avoir aueune intelligence, 
de n' assister ä aueun conseil, de n'entretenir aueune ligue, soit au dedans 
soit au dehors, qui soit contraire ä la tranquill ite publique; et si, dans 
mon diocese ou ailleurs, j'apprends qu'il se trame quelque chose au prE- 
judice de l'Etat, je le ferai savoir au gouvernement. « 

Les dignitaires, cnanoines, curEs et bEnEficiera le pröteront en pr&ence 
des administrations supErieures de la province. 

Art. 12. La presente transaction sera rEputEe loi fondamentale de 
l'Etat, publice et affichEe. comme teile; eile dErogera ä toutes Celles qni 
pourraient y etre opposees. 

L'echange des ratifications se fera dans le terme de deux mois, ou 
plutöt si faire se peut. 

Articles separEs. 
Art. 1. Sa saintete s'engage de la maniere la plus prEcise, a faire 
expedier dans les formes legales et autlientiques un indult qui autorise sa 
majestE, ses hEritiers et successeurs au royaume de Baviere ä perpEtuite, 
a nommer aux archevöchEs, EvEchEs, dignitEs, probendes et vicairies des 
Eglises niEtropolitaines et cathEdrales de leurs Etats. 

Art. 2. Sa saintete*, desirant que les changements dont on est con- 
venu, se fassent avec le consentement et le concours de ceux des Eveques 
dont la Jurisdiction ecclEsiastique s'Etendait jusqu'ici dans les parties du 
royaume de Baviere qui doivent maintenant etre soustraites ä leur influence 
spirituelle, leur adressera en qualitE de chef de l'Eglise et de pere commun 
des lettres, par lesquelles eile les invitera ä faire ce sacrifice an bien 
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commun des fideles. Sa majestu leur en adressera de aon cOte k l'appui 
de celles de sa saintett', et olle proniet d'employer tonte son influence, 
pouvoir et son autorite , ponr appuyer les mesures que le saint siege 
jugerait ä. propos de ptendre ulte>ieuremeiit , pour effectuer l'execntion 
prompte et complette des arrangeuients arr6tea par le präsent traite\ 

Art. 3. Le reglement des inttirtits et des Hraites de la juriadiction 
de l'evech^ de Coire dann le Tyral est remis a une transaction particuliere. 

Les presents articles separee resteront s^creta jusqu'u leur ex£cution; 
ils sonl censes faire partie du traite" prinzipal, auront la meine Force et 
valeur que a'ils y «"taient innres mot ä mot. En foi de qne-i les soussignes 
les ont signea et y ont fait apposer le cachet ordinaire de leurs armes. 



Nr. II. 

Concordatsentwnrf , von dem apostolischen Nuntius den bayerischen 
Bevollmächtigten in nicht amtlicher Weise mitgetheüt am 20, Sep- 
tember 1806. 

K. Staatsministrrhim des K. Hauses und des Acusseren. 
In nomine sancttssimae trinitatis. 

Sauctitas sua suprcnius pontifex Pias VII. et majestas sua Maximiliauus 
Joseph ua Bavariae rex debita söllicitudina cupientro, ut in iis, quae ad res 
ecclesiasticas pertinent, certus stabilisque in Bavariae regno constituntur 
ordo, in sequontea articulos convenerunt. 

Art. 1. Religio caiholica, apostolica, Ilomana cum omnibus juribus 
suis 2 ) in toto Bavariae regno salva et illabata conservabitur. 

Art. 2. Monachii sanctitas sua sedeni eriget archiepiacopalen 
pressis sedibus episeo]i;dil.nis PrninJtB*] et Chiemensi. Bainbergae, Paasavii, 
Augustae, Kichstadii, Tridenti et Brixinae conservabuntur sedes episcopales. 
Üioecesia Curiensis in eo, quem nunc in ditione regni Bavarici habet, 
manebit statu. Salva pro nunc exemptione ecclesiarum Bambergenaia, 
Passavieiisis et Tridentiuae juri metropolitko arehiepiscoui Monacensis ut 
suffraganeae auberunt ecclesiae Augustana, Eiclistadionsis , Brixinenais et 
Curiensis. 

Ab apostolica sede cidlatis com regia majestate conailiis dioeceaes n 
ünibus, quantum necessitas postnlaverit, circa lnscribentnr, praehabito ad baec 
ansu episcoporum et capitulorum quorum interest. 



1) Der Concordatsontwurf , welchen die bayerischen Bevollmächtigten dem 
■poitolischnn Nuntius mit Note vom 13. October lölMi Übergaben, stimmt mit dem 
ubigen bis »uf diejenigen. Punkte Qberein, welcb« in den folgenden Noten bemerkt 
lind. Vergleiche dazu die folgende Nr. 12. 

2| cum juribus mit, Regierungsentwurf vom IS. October 1006. 
Slebiltr, Su.t u. Kirchs. - Urkunden. 3 
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Art. 3. 3 ) Dotatio mensarum archiepiscopi et episcoporum in bonis 
fundisque stabilibus ipsorum administrationi tradendis constituetur ; sitque 
pro archiepiscopo annaorum redituum viginti millium, pro episcopis duodecim 
milliuin florenorum, salva semper et integra conservanda hac summa. 

Simili bonorum genere et administrationis jure constituentur eapitula 
metropolitanae et cathedralium ecclesiarum ; ac metropolitana habebit prae- 
positum , decanum , canonicos duodecim , cathedrales praepositum , decanum 
et decem canonicos. Annui redditus cujuscunque decani et praepositi erunt 
quatuor mille fioreni, canonicorum bis mille. 

Vicariorum beneficia, ubi extant, conserventur aut de npvo fundentur, 
non pauciorum quam sex, cum annuo pro singulis redditu florenorum 
octingenta. (!) 

Habitatio tarn archiepiscopo et episcopis quam canonicis et vicariis 
assignanda illorum diguitati et statui respondeat. 

Ad negotium hu jus dotationis intra bimestre perficiendum utraque 
contrahentium pars commissarios nominabit ac de formali dotationis acta 
duo exemplaria expediri jubebit regia majestas, unum pro nuntio apostolico, 
alterum pro archivio regio. 

Fabricarum denique ipsarumque ecclesiarum fundi, reditus, bona mobilia 
et immobilia ut conserventur sufficiantque curabitur. 

Art. 4. Curabit semper sanctitas sua, 4 ) ut, quando archiepiscopalis 
et episcopales ecclesiae vacabunt, de digno pastore opportuna methodo juxta 
statutas formas provideatur. In promovendis autem ad episcopales digui- 
tates omnes et singulae hactenus usitatae formae 5 ) secundum canones et 
apostolicas constitutiones omnino observabuntur. Immutato autem antiquo 
mensarum statu tarn annatae quam taxae cancellariae de novo proportiona- 
ler statuantur juxta redditus annuos unicuique ecclesiae assignandos. 

Art. 5. Sua singulis dioecesibus conserventur seminaria episcopalia 
aut stabiliter fundentur ad efformandos in iis, quos episcopi pro necessitate 
vel utilitate dioecesium accipiendos studiisque theologicis exercendos judica- 
verint. Horum autem seminarioruin ordinatio, doctrina, gubernatio et ad- 
ministratio episcoporum auctoritati pleno liberoque jure subiiciuntur juxta 
formas canonicas. 

Art. 6. Pro regimine dioecesium episcopis liberum erit 

a) ex canonicis ecclesiae suae quos voluerint, cooptare in vicarios, 
consiliarios, ofilciales et adjutores episcopalis administrationis, 6 ) 



3) Im Regierungsentwurf vom 13. October 1806 lauten die ersten drei 
Absätze yon Artikel 3: 

Dotatio mensarum archiepiscopi et episcoporum in bonis fundisque stabilibus 
ipsorum administrationi tradendis constituetur. 

Simili bonorum genere et administrationis jure instituentur capitula metro- 
politanae et cathedralium ecclesiarum; et metropolitana habebit praepositum, 
decanum et duodecim canonicos, cathedrales praepositos, deoanos et canonicos 
decem. 

Vicariorum beneficia, ubi extant, conserventur nee in ulla ecolesia pauciores 
erunt quam sex. 

4) Curabit sanctitas sua, Regierungsentwurf vom 13. October 1806. 

5) omnes et singulae hactenus in Germania usitatae formae, Regiemngs* 
entwurf vom 13. October 1806. 

6) Im Regierungsentwurf vom 18. October 1806 lautet litera a: vicarios, 
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b) ad atatum dericalem assumere et titulis per saeros canones appro- 
batis ad ordinos etiain majores promovere, quos necesaartoa aut utiles suis 
erclesiis judicaverint , et quos e contrario pro indignis censuerint, ab or- 
dinibuB suseipiendis arcere, quin ab ullo quovia obtentu impediri queant, 

c) jnrisdictiouem absque ullo impedimento exercere in causis , quae 
i ratione sni , sive ratioue peraonarum ecclesiusticae sunt, in i'oro eccle- 

siaatico eognoad et definiri debent.7) 

dj in clericos reprehensione dignos poenis, quaa conveniontes judica- 
verint, 8 ) animadvertere, 

i cum clero et populo dioecesano pro mtinere officii pastoraiis com- 
rauuicare, queiiiadmodum cominunicatio eurutidein cum sancta sedo super 
rebus spiritnalibus et negotiis ccelesiasticis iteruque eatlioltcorwii super 
conscientiao dubiis et spiritualibus indigentiia M J libera erit nulloque im- 
pedita obstacnlo, 

f) collatis cum regia maje.stata coneilÜK parochias engere aut dividere, 

g) pro clericia inlimiis et sanibna constitutaa jam domoa conservare 
»n t, ai desint, inire cOnsiliuiu , u! per ninnificentium regiae iirnjestatis i0 ) 
de Ulis provideatur. 

Art. 7. De coUatüme dignitatum, pra eben darum etc. 

Art. 8. De collatione parooniMWB, 

Art, 9. Quae beneficia subjectu sunt juri patronatus privati, ad ea 
fraesentabunt eorum rospectivi patroni, qui legitime hoc jure ante 

n 1802 potioliantur; ") episcopi vcro praesentatis debit;i requisita liaben- 
tihns canonicam institutionem dabunt. 

Art. 10. Dignitarii , canonici, benelieiiiti ouiues , nii a pluralitate 
Ueneficiorum et praebendaruin secundam canones prohibentnr , ita ad resi- 
dentiam 12 ) et servitium personale in praebondis suis et beneficiis seeimdntn 

K rundem rigorom udstringuntur. 
Alt. 11. Bomi supradictarum ecclesiarum et capitulorum ittagot 
minarioruui, parocbiarnin , boneficiorum et quarumcunque piarnin funda- 
mmum cum bis ipsis fundatiouibus integra conservanda sunt nee distrahi 
aut in Pensionen antta&i cuimutitari aut abtqrae ssdil ipMtolleM Motoritste 
novia praestationibus subiiei possunt, eodeinque jure gaudebunt bona ecclesüs 

»ac piis cauaia de novo ncquisita. Quorum autem bonorum administratio 
consiliarios, officiales et adjulurci HdminiBtrutioiii< suae eonUituere ex canonicis 
et beneüciatU eeclesiao eujuseunque. 
7) Im Regierungsentwurf vom 13. October 1806 lautet litrra o : enusa*, quae 
»ire ratione sui sive ratione personsrum eedetiapticae *unr et in foro eeclesisiticu 
rugnosci et dofiniri debent, in oorum foro ecdesioJtico c«guo=cere et definire. 

6) Der Rcgierungiontwurf vom 13. October 1808 schattet ein: salru recursu 
canonieo. 

9) Die Worte: ilemquu catiioli eorum »uper eoiHcietitiae dubiis et spiritualibt» 
indigentiii fehlen im Regiorung^entwurf vom lil. October IHntJ. 

10) Die Worte: per munificenliam regiae ninj.'-t,,li- fehlen im Regierung>- 
«itwarf mm IB. October 180(5, 

11} Die Worte: quj legitime hoc jure nute nunuin 1602 potiebanliir feblen 
i Rcgiorungientwurf iom \i, October lb(K). 

12) Der Rcgierungientwurf vom 13. Ortober 180tt schaltet ein: novem 
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episcopis suberat aut imposterum subiicietur, eisdem secundum canones 
subjecta manent. 13 ) 

Art. 12. Districte prohibetur quidquid sive verbo sive factis sive 
scriptis tendit ad bonos mores corrumpendos vel ad contemptum catholicae 
religionis ejusque ministrorum. **) 

Art. 13. Reliqua, quae res ecclesiasticas spectant et quorum in hisce 
articulis nulla expressa facta est mentio, integre manebunt et juxta eccle- 
siasticas leges administrabnntnr. Si qua vero supervenerit difficultas aut 
si quid regia majestas super rebus ecclesiasticis easve attingentibus con- 
stituendum expedierit, de iis praevie cum sancta sede vel pro conditione 
negotii cum episcopis immediate conferetur. 

Art. 14. Archiepiscopus et episcopi coram regia majestate juramentum 
fidelitatis emittent sequontibus verbis expressum: 

»Ego juro et promitto ad sancta dei evangelia obedientiam et fideli- 
tatem regiae majestati; item promitto me nullam communicationem habi- 
turum nullique consilio interfuturum nullamque suspectam unionem neque 
intra neque extra conservaturum, quae tranquillitati publicae noceat, et si 
tarn in dioecesi mea quam alibi noverim aliquid in Status damnum tractari, 
majestati suae manifestabo.« 

Dignitarii 15 ) vero, canonici, parochi aliique beneficiati idem juramentum 
emittent coram supremis provinciarum administrationibus. 

Art. 15. Utraque contrabentium pars spondet se successoresque suos 
omnia de quibus in bis articulis utrinque conventum est, sancte se serva- 
turos. Et a regia majestate praesens conventio pro lege Status declara- 
bitur 16 ) eaque derogatoria omnium ordinationum anteriorum, quae eidem 
conventioni opponuntur. 

Articuli separati. 

Art. 1. Pro primo archiepiscopo metropolitanae Monacensis designa- 
bitur Clemens Wenceslaus quondam archiepiscopus Trevirensis. 17 ) 

Art. 2. Pro nominatione regia ad archiepiscopalem et episcopales 
sedes in toto Bavariae regno sanctitas sua apostolicum indultum concedet 
majestati regis Maximiliani Josephi. 18 ) 



13) Im Regierungsenswurf vom 13. October 1806 lautet Artikel 11 : 

Bona supradictarum ecclesiarum, oapitulorum itemque seminariorum, paroohi- 
arurn, beneficiorum integra conservanda sunt nee distrahi absque aedis apostolioae 
autoritate aut in pensiones annuas eommutari poternnt. 

Quidquid ecclesia de novo legaliter acquisierit, faoiet suum eodemque ao 
veter es fundationes jure censebitur. 

14) Im Regierungsentwurf vom 13. October 1806 lautet der Artikel 12: 
majestas regia non patietur, ut catholica religio ejusque ritus publice impetantur 
aut ecclesiarum autistites in exercendo munere suo pro oustodienda fidei et monuu 
doctrina impediantur. 

15) Dieser Absatz fehlt im Regierungsentwurf vom 13. October 1806. 

16) Der Regierungsentwurf vom 13. October 1806 fährt fort; eaque ab- 
rogatoria omnium ordinationum, quae eidem qonventioni opponuntur. 

17) Dieser Artikel fehlt im Regierungsentwurf vom 13. October 1806. 

le<) Der Regierungsentwurf vom 13. October 1806 fügt hinzu: et heredibua 
et successoribu8 ejus in perpetuum. Darauf folgt: 
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Art. 3. Episcopo Cbiemensi, cujus in Bavaria sedes auppressa est, 
pro jactura quam passus est assiguabitur compensatio. 

Art. 4. Quando in Helvetia nova diocesium circumscriptio per apoato- 
lii-ara auetoritatem facta fuerit, initis inter sanetitatom saam et regiam 
niajestatem consilüa opera dabitur, ut pro iis ditionibus Bavaricis, quae 
episcopo Curipusi aubsunt, ,fl ) nova erigatur sedea episcopalia ; interea regia 
stas eidem episcopo reditns fisaignabit, quos in territorio nunc Bavariae 
prius Austriae subjeeto pereipiebat. 

Art. 5. Quando exeratae sede« Bambergensis, Paasaviensis et Trideu- 
tina vaeaverint, ao ) - de fiituro eorum statu, inita inter sanc.tam sedera et 
regiam majostatem deliberatione , quod conveniens visum fuerit decernetur. 

Art. 6. Ante publicationem praesentiß conventionis majestas regia 
ordinatiouem a se edendaui spondet, qua causas omnes de niatrimoiiio licite 
et valide contrahendo auf. contractu itemque de divortio quoad thoruui et 
niensain inBtituendo ad judicem ecclosiasticum pertinere et in foro ecclesiastico 
cognoscendas ac definiendas esse declarabit. 21 ) 

Art. 7. Designati ab utraque parte coHimissarii pro negotio dotationis 
I«rficiendo congruas ad illud instrnctioiws coliatis praevio cousiliis ac- 
cipient. 

Art. 8. Ouelusa utrinque praesentis conventionis causa sanetitas 

I-n:i ad vinculutn patemae affeetjonia cum Hliali regiao majestatis pietate 
aretius cntistringciidum. ordinarium mittet üb apostolica sade nuncium in 
nrbe regni primaria commoraturum. M ) 
Hi articuli separati manebunt eecreti usque ad eorum eiecutioneui ; 
nilukuninus partem efficero cenaentur [peius conveutionU principalis eandemque 
habeant vim ac valoreui ac si eidem ad verbnm <«sent iuserl.i.- 3 ) 
Art. 2. Dotatio auuuornm redttuum pro srehiepisropo -ii vigiuti millium. 
|.!.j Bpieco])!- i!iii)>lt.'t'ini rnillium: lunini rwtittM mfwamtq— ptmptAi •■'■ SmbbI 
erunt quater mille flortni, taiionieorum bis millc, viouriorum öiH) floreni ; qaorum 
redituum summae semper *alvae et iutegrae eonservandne ernnt. 

19) Der Regierungsentwurf vom 13. Octaber 180Ü fährt fort: provideutur. 
Interea regin mjnltll tüvtt epiäcopo cum oiicro re.-ideiidi per uuvem manses iu 
Tjroli et eiercendi in absentia Jurisdictionen! episcopatem per vicariuiu generalem 
reditua aj-ignuliii quu; In territorig nunc ßuYuriae prius Austriae pereipiebat. 

20) Der K< L'ii iragMIlimnf vom 13. October fährt fort: excmptloDOS istae 
supprimantur. 

21) Der Artikel B fohlt im Kegieningsentwurf vom 13. October 1806. 

22) Der Artikel 8 fehlt im Regienmgs entwarf vom 13. October 1806. 

23) Der SchlossiaU ist im Regie rungaenttvarf vom 13. October I8U6 all 
Art. 7 bezeichnet; vergl. die Noieu 17, 18, 21, 22. 
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Nr. 12. 

Note der bayerischen Bevollmächtigten an den apostolischen Nuntius 
vom 22. October 1806 mit den letzten von dem Könige genehmigten 

Aendernngen des Concordatsentwurfe. 

K. Staatsministerium des K. Hauses und des Aeusseren. 

Mimich, le 22. Octobre 1806. 

Monseigneur ! 

Nous nous sommes empress£s, de porter ä la connoissance du ministre de 
sa majestä les desirs, que votre excellence nous a manifestes ä la suite de 
la communication, que nous avons eu l'honueur de lui faire en date du 13. 
du courant. Nous sommes charges par ordre expr&s du roi de vous trans- 
mettre, monseigneur, les der ni er es modifications ci-jointes que sa majestö 
a cru pouvoir adopter, et dont eile ne saurait plus se däpartir. 

Les changements apportes ä Tarticle 6 lit. c ne tendent qu'ä la plus 
grande clartä de la r^daction. ßa majeste veut prevenir les discussions, et 
son intention bien prononcäe est de ne pas souffrir, qu'on puisse devier 
d'une maniere quolconque des engagements qu'elle se propose de contracter 
avec le saint siege. 

Pour ce qui regarde les articlos 8 et 9, sa majeste vient de faire 
un dernier sacrifice. Elle accorde aux eveques la collation de toutes les 
eures, qui ne sont pas de patronage royal. Si les e>eques persistent i. 
oublier leurs inte>6ts et ceux de l'öglise, jusqu'ä rejeter les propositions si 
genereuses de sa majeste, qui etait pröte ä leur sacrifier son patronage 
royal, ils ne peuvent meconnoitre que cet article renfenne le seul exp^dient 
propre ä satisfaire les pretentions reeiproques. Nous pouvons ä cette 
occasion vous reiterer, monseigneur, l'assurance formelle, que les inquietudes 
manifestees par l'eveque de Wnrzbourg sur la premiere proposition de sa 
majeste', ne sont point fondees. Ce n'est point aux administrations pro- 
vinciales que les eveques auraient eu ä presenter les trois individus, mais 
uniquement au ministre que sa majeste aurait d&ägue ä cet äffet. 

Vous trouverez au reste, monseigneur dans la redaction de Tarticle 5 
du traite separe une nouvelle preuve de defeVence de sa majeste*. Le roi veut 
remettre se demande de suppression de l'exemption de Bamberg jusqu'au 
moment oü Ton pourra s'en oecuper. Mais il espere maintenant, qu'apres 
avoir donne* tant de preuves non e'quivoques de la sinceritö de ses dispo- 
sitions, le saint siege ne fera plus de difficultes de lui aecorder l'indult 
dans toute son extension, et tel qa'il est demande dans Tarticle premier 
du traite separe. Ce n'est que sous cette condition, que sa majestö nous a 
autorise de signer le projet, dont nous sommes convenus avec votre 
excellence. 

D 1 apres cela nous nous rendrons avec un bien vif empressement ä 

*ugsbourg ou dans tel autre endroit qu'il vous plaira, monseigneur, de nous 

•iquer, pour mettre la derniere main ä Touvrage salutaire, qui a etö si 
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heureuseinent conduit jusqu'ici. II n'aura certainement pas dependu de 
nous, si malgrö les facilites apportees recemment par sa majeste, votre 
excellence so voit nfonmoins dans l'obligation d'envoyer le prtfsent projet 
par Courier a Borne. 

En vous priant, monseigneur , de vouloir nous faire connoitre votre 
niarche ulterieure, j'ai Thonneur conjointement avec le Baron de Fraunberg 
de vous renouveller l'assuranco de nos sontinients respectueux. 

Ad articulos instrumenti publici. 

Art. 4. Curabit semper sanctitas sua, ut, quando archiepiscopales et 
episcopales ecclesiae vacabunt, de digno pastore opportuna methodo juxta 
statntas forma» provideatur. Idemque observabitur quoad dignitates, canoni- 
catus dt praebendas. 

Art. 6. lit. c. Causas, quae sive ratione sui ecclesiasticae sunt sive 
ratione connexionis suae immediatae cum sacris ad forum ecclesiasticum 
spectant, in foro eorum ecclesiastico cognoscere et dofinire. 

Art. 8 et 9. Episcopi conferent personis suae majestati gratis bene- 
ücia tarn parochialia quam alia, quae 11011 vel juri patronatus regio vel 
privato subjecta sunt. Quocumquo titulo praesentatis debita requisita ha- 
bentibus episcopi semper institutionell! dabuut. 

Ad articulos separatos. 

Art. 1. Pro nominatione regia ad archiepiscopalem et episcopales 
sedes et ad dignitates, canonicatus et praebendas in toto Bavariae regno 
sanctitas sua apostolicum indultum concedet majestati regis Maximiliani 
Josephi et haeredibus et successoribus ejus in perpetuum. 

Art. 5. Quando exemptae sedes Bambergensis , Passaviensis et Tri- 
dentina vaeaverint, oxemtiones sedium Passaviensis et Tridentinae supprimantur 
et de cessatione exemptionis sedis Bamborgensis cum saneta sede deliberabitur. 



Nr. 13. 

Note des apostolischen Nuntius Hannibal Grafen de la Genga an den 
bayerischen Bevollmächtigten Freiherrn von Fraunberg vom 6. Fe- 
bruar 1807 mit dem in Rom umgearbeiteten Entwurf des Concordats. 1 ) 

K. Staatsministerium des K. Hauses und des Aeusseren. 

Monsieur ! 

Monsieur le comte de Troni vous presentera le plan du concordat 
avec des petita changemens que le saint pöre m'a ordonne de faire a celui 

1) Das römische Ultimatum, von dem Auditor Grafen Troni dem bayerischen 
Bevollmächtigten Freiherrn von Fraunberg am 10. Juli 1807 überbracht, stimmt 
mit dem obigen Entwurf bis auf diejenigen Punkte überein, welche in den folgenden 
Noten bemerkt sind. 
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präsente* en dernier lieu par les ministres de sa majestä. Comme ces chan- 
gemens tendent par leur nature an plus grand bien de la religion catho- 
üque, apostolique et Romaine, je ne doute point qu'ils ne soient aisement 
adoptes par sa majeste* et les ministres. Je vons prie donc de me eom- 
muniquer, par le canal da dit comte qui se rend ä cet effet k Munich, 
vos idäes et les volontes de sa majeste relatives ä ce sujet, et de m'in- 
diquer quel endroit pourra etre le plus commode, pour nous y donner un 
rendez-vous, et pour passer ä la Signatare du dit projet. Je suis peine 
qu'en cette occasion je ne pourrai pas avoir l'honneur de revoir monsieur 
votre cousin, auquel je vous prie de präsenter tonjours, en lui ecrivant, 
mes respects et araitifo. 

Jai Thonneur d'ötre avec la consideration la plus distinguee, 

monsieur, 
AugBbourg, ce 6. fevrier 1807. 

[sign4] de votre excellence 

le tres humble et obe*issant serviteur 
H. de la Genga nonce. 

A monsieur le baron de Fraunberg k Munich. 

» 

In nomine sanctissimae trinitatis. 

Sanctitas sua supremus pontifex Pius VII. et majestas sua Maximi- 
lianus Josephus Bavariae rex debita sollicitudine cupientes, ut in iis, quae 
ad res ecclesiasticas pertinent, certus stabilisque in Bavariae regno consti- 
tuatur ordo, in sequentes articulos convenerunt. 

Art. 1. Religio catholica, apostolica, Romana in toto Bavariae regno 
praerogativa et juribus religionis dominantis gaudebit. 2 ) 

Art. 2. Postquam sanctitati suae fuerint exhibita documenta con- 
sensuum capituli 3 ) vacantis ecclesiae Frisingensis ac moderni episcopi et 
capituli cathedralis*) ecclesiae Chiemensis, praevia suppressione utriusque 
sedis episcopalis, Monachii eriget novam sedem archiepiscopalem cum suo 
capitulo atque huic metropolitanae ecclesiae, servatis servandis, episcopales 
ecciesias Augustanam, Eicnstettensem et Brixinensem suffraganeas assignabit. 
Eveniente autem imposterum vacatione sedium episcopalium Bambergensis, 
Tridentinae ac Passaviensis apostolicae sedi immediate subjectarum sanctitas 
sua de illarum vel exemptionis continuatione vel dicto juri metropolitico 
subjectione decernet 5 ) ac praeterea, si necessitas postulabit, 6 ) novam ali- 
quarum dioecesium, habito episcoporum et capitulorum , quorum interest 
consensu definiet circumscriptionem. 



2) Art. 1. Religio catholica, apostolica, Romana in toto Bavariae regno sarta 
tenta oonservabitur cum iis juribus et praerogativia omnibus, quibus froi debet ex 
dei ordinatione et canonicis sanctionibus. Römisches Ultimatum vom Juli 1807. 

8) capituli fehlt im römischen Ultimatum vom Juli 1807. 

4) et capituli cathedralis fehlt im römischen Ultimatum vom Juli 1807. 

5) Der Satz Eveniente — decernet fehlt im römischen Ultimatum vom 
Juli 1807. 

6) postulaverit, römisches Ultimatum vom Juli 1807. 
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Helvetia nova dioecesium circuinscriptio per auc- 
toritatem apostolicaui facta fuerit , initis inter aanctttatem snam et regiam 
majestatem e-onsiliis opera dnbitur , ut pro üb ditionibus Bavnricis , qnae 
epiacopo Curiensi substint, provideatiir. Iiit.erea regia majestas episcopo 
cum onere residendi p«r noveiii nienses in Tyroli et exercendi in absentia 
jurisdictionem epiacopalem [>er vicarium generalem reditus assignabit, quos 
in territorio nunc Bavariae prius Auatriae percipiebat. 7 ) 

Art. 4. Dotatlo mausarum archiepiscopi et episcopornm in bonia 
fundisque Btabilibus ipsorum ad m in istrat ioni tradendis conatitnitur. Siinili 
bonorum genere et administrationis juro constituentur 8J capitula metropu- 
litanae et cathodraüutn ecclesianim; et metropol itana Iiabebit praepositum, 
decanum et duodecim canonicos, catliedralium autom quaolibet 9 ) praepo- 
situm , deeanum et canonicos decem. Vicarionim beneficia ubi exstaiit 
conserventur nee in ulla ecelesia pauciorea erunt quam sei. 

Dotatio annuoram redituuin pro archiepiscopo Bit viginti müliuin 
florenorum, pro episcopis duodecim millium. Anutii reditus cujtiscunque 
praepositi [et decani] enint qnator mille floreni, canonicorum bis inille, 
Ttcariorum 800, quornm reditunm stimmae salvae et intograe seniper coti- 
servandae enint. l'raeterea tain arebiepiscopo et opiscopis quam eaanÖM 
et vicariis illoruin digniiati et statui correspondens habttatio assignetur. 10 ) 

Ad negotium liujus dotationia intra himeatre perficietuiuin utraqun 
contrahentiom pars commiasariOB nominabtt SC de formali dotationia actu 
dno eiemplaria expodiri jnbebit [ragte majestas?], unum pro nuntio aposto- 
lico, alterum pro archivio capitnli. 11 ) 

Fabricanmi deuique ipsarumquo ecclesianim fundi , reditus, bona mo- 
bilia et immobilia conserventur 12 ) vel, si non aufficiant, in ea quantitate 
snppleantur, quae Bingularuin neceasitatlbus respondeant. 

Art. 5. Sanctitas .-na atteuta ntilii.it", quao ex articulo praesertiin 
15. Iiujus conventionis manat 13 ) in ea, qua« ad res ecclesiae et religioiris 
pertinent , majeatati regia H) Maximilian! Josephi ejnsque successoribus 
apostolicum indultum concodet norninandi ad vacantes arebiepiscopaiem e 
episcopules ecclesias lr> ) rogni Bavariae dignos et idoncoa eedesiasticos viros, 
iiü praeditos dntibus, quas aacri canonaa reqnirunt, talibusque 18 ) viris eadem 
sanetitas sua canonicam dnbit inatitutionem juxta fornias consuetas 17 ), et 



7) In dem römischen Ultimatum vom Juli 1807 felilt der Artikel 3. 

8) iustituentur, römisches Ultimatum vom Juli l-i>7. 
!l") eathedrales, römisches Ultimatum vom Juli 1807. 

10) Habitatio tarn urchiepiseopo et episcopis quam canonici! et vicariis 
»--iyiiuuda iltorum dignitnti et statui reapondeal. Römisches Ultimatum vtim 
Juli 1807. 

11) pro archivio regio, römisches Ultimatum vom Juli 1807. 

12) Das römische Ultimatum vom Juli 18i>7 fahrt fort: et nisi aufficiant, ma 
ma jestus stippleb it. 

13) quae ex hac Conventions mannt. Römüohe» Ultimatum vom Juli 1607. 
11) majentiiti regiue, römisches Ultimatum vom Juli 1807. 

löj ad vueantes ecclesias. Römisches Ultimatum vom Juli 1807. 

16) Ulibus viris. Römisches Ultimatum vom Juli 1807. 

17) juxta forma* cauonicas. Römisches Ultimatum vom Juli 1807. 
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annatarum atque cancellariae taxae proportionaler ad uniuscujusque 
mensae annuos reditus de novo statuentur. 18 ) 

Art. 6. Sua singulis dioecesibus conserventur seminaria episcopalia 
aut stabiliter fundentur ad efformandos in iis, quos episcopi pro necessitate 
vel utilitate dioecesium recipiendos judicaverint. Congrua quodlibet semi- 
narium juxta exigentiam ei amplitudinem dioecesium gaudeat dotatione in 
bonis stabilibus libere administrandis ab ordinario. 19 ) Horum autem semi- 
nariorum ordinatio, doctrina, gubernatio ac administratio episcoporum auc- 
toritati pleno liberoque jure snbjiciuntur juxta forinas canonicas. 

Art. 7. Pro regimine dioecesium episcopis id omne exercere liberum 
erit, quod in vim pastoralis eorum ministerii sive ex dcclaratione sive ex 
dispositione sacrorum canonum eis competit, ac praesertim 

a) vicarios, consiliarios 20 ) et adjutores admiuistrationis suae constituere 
ecclesiasticos quoscunque, 

b) ad statum ecclesiasticum 21 ) assumere et titulis per sacros canones 
approbatis ad ordines etiam majores promovere, quos necessarios aut utiles 
suis ecclesiis judicaverint , et quos e contrario pro indignis censuerint, ab 
ordinibu8 suscipiendis arcere, quin ab ullo quovis obtentu impediri queant, 

c) causas, quae tarn ratione sui quam ratione personarum ecclesiasticae 
sunt, et hinc causas matrimoniales, quae juxta canonein XII. sessionis 
24. concilii Tridentini ad judices ecclesiasticos spectant, in foro eorum 
ecclesiastico cognoscere et definire, 22 ) 

d) in clericoö reprehensione dignos poonis, quas convenientes judica- 
verint, salvo recursu canonico, animadvertere, 

e) cum clero et populo dioecesano pro munere officii pastoralis libere 
comraunicare, quemadmodum episcoporum, cleri et populi communicatio cum 
sancta sedo super rebus spiritualibus et negotiis ecclesiasticis libera erit 
nulloque impedita obstaculo, 

f) collatis cum regia majestate consiliis parochias erigere aut dividere, 

g) pro clericis infirmis et senibus constitutas jam domos conservare 
aut si desint inire consilium, ut de illis provideatur. 



18) Das römische Ultimatum vom Juli 1807 fügt hinzu: Prueterea ganctitas 
sua eidem Bavariae rcgi et successoribus ejus in perpetuum concedet nomina- 
tionem tarn ad primas dignitates quam ad canonioatus et praebendas in sex men- 
bibus apostolicis (sive papulibus) in posterum vacaturps in metropolitana et cathe- 
dralibus, quae modo existunt in locis temporali dominio Bavariae regis subjectis; 
quoad alios sex menses in eorum tribus episcopus, in reliquis autem capitulum 
nominabit. 

19) Das romische Ultimatum vom Juli 1807 zieht die beiden Sätze in folgender 
Weise in einen 8atz zusammen : Sua singulis dioecesibus seminaria conserventur 
eaque provideantur congrua dotatione in bonis stabilibus, in iis autem dioecesibus, 
in quibus desünt, nova dotatione in bonis stabilibus fundentur ad efformandos 
in iis adolescentulos , quos episcopi pro necessitate et utilitate dioeoesium reci- 
piendos judicaverint. 

20) Das römische Ultimatum vom Juli 1807 schaltet ein: officiales. 

21) ad statum clericalem. Römisches Ultimatum vom Juli 1807. 

22) c) causas quae sive ratione sui sive ratione personarum ecclesiasticae 
^unt atque inprimis causas matrimoniales, quae juxta canonem XII. sess. 24 concilii 

Videntini ad judicem ecclesiasticum npeetant, in foro eorum ecclesiastico oognos- 
ere ac de iis sententiam ferre. Römisches Ultimatum vom Juli 1807« 
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Art. 8. Quavutii digtiitatum, praebeudarum et caiionii'aluum tulktin 
»■1 apostolicam sedem juxta concordala (iermantae apoctabat, pro m doincaps 
conferendis sanctitas eua regiae majestati ejusque successoribus indultum 
apOBtolicum concedet; reliqnarum vero dignitatuni, pra ebendarum et c.anmii- 
catuam ooHatio pones eollatures ordinarios manebit 2 3). 

Art. 9. Kpiscopi conferent personia suae majestati gratis bwf to ll 
tarn parocliiali« quam sitnplicia , quae ipsi conferebnnt ante iiiintim 1802, 
quaeqne noti jnri patronatus regio, vel privato legitime (id est'- 1 *) per tun- 
dationem sive per dotatkmem, sive per constructionem) acquisito sub- 
jecta mint. 

Quae veru beneficta cujuscunqne natiirae hnjusmodi juri püttnaMl 
tam regio qnam privato (sive illud ecclesiaaticum Bive laicale sive mixtum 
Bit) siibjccta sunt, ad ea praesentahunt eorum respectivi patroni, qui legitime 
hoc jure ante annain 1802 potiebantar ; 2! >) episcopi vero praeaentatia , in 
gnfhll Jtobita reqnisita agnoscent, eanonicatn dabiint institntionem. 

Komm autom benefidorum cujuscanqw pariter natarae collatio, quae 
antea pertinebat ad capitata collegiatarum ecclesiarum, abbatias, rnonaateria 
in praesens de facto, non existent ia, ad dJOWmtBOB reapective epiacopos in 
pnslertim speetabit. 

Art. 10. Dignitarii, canonici, boiichVistli residfiitiales-' 1 ) onitws, uti 
a pluritate benelirioruni et prnebeiidarnm seenndum MMMI pmhibeutiir, 
ita ad residentiam novem mensium et ad servitiurn personale in praebondis 
suis et benofieiia aeeundum eorumdom 27 ) rigorem adatringnntur, salva tarnen 
semper sedis apostoüeae anetoritate 28 ). 

Art. 11. Bona supradietarura ecclesiarum, capitulurnm itemquo Semi- 
uariorum 20 ) , paronbiarum , benoficiorum , inoiiiisteriorum conventinimquc 
utriuNquo soxus integra con servanda sunt n« distrahi absquo sedis aposto- 
licae auetoritate ant in pensiones annuas commntari peterunt. 

Quidquid > eoeleaa de novo acjuisivarit, faciet suuin et cenaobitur eodem 
jure ar vetores fundatioiies cccleaiasticae ouj tisennquu generia, quanim null» 
vel STippressio vel nuio lleri potent sine sedis apostolieae auetoritatia 
nterventu *>). 

Art. 12. Majestas regia dist riete prwhibebit, ne catholka religio 
ejusque ritus et miuistri impetautur mit ecclesiarum aiitistil-es in exercendo 



23) Der obige Artikel S fehlt im römischen Ultimatum vom Juli 1*07; »er. 
gtaltfa i.ln'ii Note 18. 

24) irl et -iv per fundatiouem. Römisches Ultimatum vom Juli 1 KW 

25) qui legitime hoc jure potiebnntur nute uuuura ls02. Römisches Ulti- 
mi vom Juli 1607. 

26') fBlidentinles fehlt im römischen Ultimatum vom Juli LBÜ7. 
27) Dal römische Ultimatum vom Juli IBM IBhtJM <in : cnjiouum. 

26) Di« Worte: mir« tmuen semper sedis HpOBlulicae auetoritate lebten im 
römischen Ultimatum vom Juli 1807. 

29) Die "Worte itemque »eminariorum fehlen im t.'uni-i-l m CHhKMB vom 
Juli I*J7. 

au) Der Absitü Quidquid — intrrvenlu fehlt im römischen Ultimatum vom 
Juli 1807. 
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munere suo pro custodienda fidei et moram doctrina horumqne probitate 
impediantur 31 ). 

Art. 13. Quoad caetera vero res ecclesiasticas spectantia, quorum nulla 
expressa mentio in his articulis facta est, manebunt omnia et administra- 
buntur juxta vigentem ecclesiae disciplinam ; neque licebit unquam absque 
sedis apostolicae auctoritate quidquam ipsis articulis, etiam pro eorum 
qualicunque declaratione aut interpretatione vel causa addere illorumqoe 
executionem impedire 32 ) ; sed aliqua difficultate superveniente sanctitas sua 
et majestas regia conferre sibi reservant. 

Art. 1,4. Arcbiepiscopus et episcopi coram regia majestate juramentum 
fidelitatis emittent sequentibus verbis expressum: 

»Ego juro et promitto ad sancta dei evangelia obedientiam et fideli- 
tatem regiae majestati ; item promitto me nullam communicationem habi- 
tumm nullique consilio interfuturum nullamque suspectam unionem neque 
intra, neque extra conservaturum, quae tranquillitati publicae noceat ; et si 
tarn in dioecesi mea quam alibi noverim aliquid in status damnum tractari, 
majestati suae manifestabo.« 

Art. 15. Utraque contrahentium pars spondet, se successoresque suos 
omnia, de quibus in his articulis utrinque conventum est, sancte serraturos 
et a majestate regia praesens conventio pro lege status declarabitur eaque 
abrogatoria omnium legum, ordinationum et decretorum circa res religionis 
et circa ecclesiasticam disciplinam a gubernio Bavarico hucusque latorum 33 ). 



Nr. 14. 

Gegenentwurf der bayerischen Regierung, dem apostolischen Nuntius 
mitgetheilt von dem Bevollmächtigten Freiherrn von Fraunberg 

durch Note vom 17. März 1807. 

K. Staatsministerium des K. Hauses und des Aeusseren. 

In nomine sanctissimae trinitatis. 

Sanctitas sua supremus pontifex Fius VII. et majestas sua Maximiliane 
Josephus Bavariae rex debita sollicitudine cupientes, ut in iis, quae afrres 



31) Im römischen Ultimatum vom Juli 1807 lautet der obige Artikel [Ar- 
tikel 10, vergl. oben Note 7 und 28]: Majestas regia non patietur, ut catholica 
religio ejusque ritus et ministri sive verbo sive f actis sive soriptis contemnantnr 
aut ecclesiarum antistites in exercendo munere suo pro custodienda fidei et morun 
doctrina impediantur. 

32) Der Satz neque licebit unquam — illorumque executionem impedire fehlt 
im römischen Ultimatum vom Juli 1807; vergleiche die folgende Note 33. 

33) Das römische Ultimatum vom Juli 1807 fügt hinzu: Eadem praeterea 
majestas regia spondet nihil unquam se suosque suocessores quavis de oauia 
articulis hujus conventionis addituros aut in iis immutaturos esse absque sedis 
apostolicae auctoritate. 




Bavariae regno 
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;icas catholicorum pertinont , certua atabilisqU' 
constituatur ordo, in seqnentea artieulua convenerunt: 

Art. 1. Religio catholica, apoatolica, Komana cum juribus suis in 
tot» Bavariae regno salva et illihuta conservabitur, 

Art, 11. Monacbii san<;titas aua sedern criget archiepiseopalem sup- 
preasis sedibus episcopalibus Frisingensi et Chiemensi: Bambergae, Passavü, 
Augusta«. Eiclistadii, Tridenti et Briiinae conservabuntur sedes episcopales. 
Dioecesis Curieiisis in eo , quem nunc in ditione regni Bavarici babot, 
manebit statu. Salva pro nunc exemptioue ecclesiamm Bambergs usi.s 
] J ussavii:i]sis et Triib'iitinne juri metropolitico archiepiseopi Mmiaeeneis nt 
sulfraganeae subcrunt occlesiae Augustana, Eichstadiensis , Brixiuensis et 
Cnrionsis. 

Quando autem exeinptae sedes Kambergensis, Passaviensis et Tridentina 
vacaverint , exemptionos sedium Passaviensis , Tridentinao et Bambergensis 
supprimantur. 

Ab apoatolico sede collatis cum regia majestate consiliia dioeoscs 
novis finibus, quantum necessitas postulaverit , circumscribentur praobabito 
ad haec consensu episcoporum et capitulorum quorum interest. 

Art. III. IJuando in Helvetia nova dioecesium circumscriptio per 
uuthoritatem apostolicam facta fuerit, initis inter sanctitatem suam et regiam 
majefitateiii consiliia, opera dabitur, nt pro üs ditionibus Bavaricis, quae 
episcopo Cnriensi subsunt, provideatur. Interea regia majestaa eidem epis- 
copo cum onore reaidendi per novem menses in Tjroli et eierceudi in 
absentia jurisdii'tiimem episcupalem per vicariuin generalem redilus assignabit, 
qous h) territorio nunc Havariae prius Austriae percipiebat. 

Art. IV. Dota tili ineiisaruiii arcbiepiscopi et episcopo nun in bonia 
fuudisque stabilibus ipsonim administrationi tradendis constituetur. Simili 
bonorum genere et administrationi« jure institnentur eapitula metropolitana»? 
et cathodralium ecclesiarum, et Metropolitana habobit praepositum, docaiium 
et dnodecim canonicos, catbedrales praepositoa, decanos et canonieos decem. 
Vicariorara beneflcia, ubi extant conserventur nee in ulla ecclesia pauciores 
erunt quam aci. 

Uotatio annuorum redituum pro arclii episcopo sit vigintl millium, pro 
episcopis duodoeim millium. Ammi reditus cnjnscumque praepositi et decani 
erunt quater mille floreni , canonicorum bis mille , vicariorum 800 floreni, 
quornm redituum summae semper salvae et integrae cousemndae erunt. 
Habitatio tarn arebiepiscopo et episcopis quam canonicis et vicariis a.ssi- 
gnanda illorum dignitati et statui respondestt. 

Ad negotium bujus dotatlonis intra bimestre porlieieiidum ntraque 
contrahentium pars coinmissarios nomiiiabit ac de forma) i dotationis actu 
duo exemplarin expodiri jubeuit regia majestaa, uuuiu pro nuntio apostoüeo, 
alterum pro arebivio regio, l'abricaruiu denique ipsarumque ecclesia rinn 
fundi, reditus, bona mobilia et imaiubilia , ut conserventur suftlciaiitq.ie. 
curabitur. 

Art. V. Pro nomiuatioue regia ad archiepiscopalem et episcopales 
sedes et ad dignilates, canomeatus et praebendas in toto Bavariae regno 
sanetitaa sua attenta «tili tat«, quae ex bac conventione manat in ea, qua« 
ad res ecclesiae et religionis pertinent, fipostolicum mdulttun concedet 
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maje8tati regis Maximiliani Josephi et haeredibus et successoribus ejus in 
perpetuum, eademque sanctitas sua dabit institutionem canonicam juxta formas 
consuetas viris a majestate regia ad archiepiscopalem vel episcopales sedes 
nominatis et dotibus, quas sacri canones requirunt, praeditis. Annatarum 
atque cancellariae taxae proportionaliter ad uniuscujusque mensae annuos 
reditus de novo statuentur. 

Art. VI. Sua singulis dioecesibus conserventur seminaria episcopalia 
aut stabiliter fundentur ad efformandos in iis, quos episcopi pro necessitate 
vel utilitate dioecesium recipiendos judicaverint. Horum autem seminariorum 
ordinatio, doctrina, gubernatio ac administratio episcoporum auctoritati pleno 
liberoque jure subjiciantur juxta formas canonicas. 

Art. VII. Pro regimine dioecesium episcopis liberum erit, 

a) vicarios, consiliarios , officiales et adjutores administrationis suae 
constituere ex canonicis et beneficiatis ecclesiae cujuscumque, 

b) ad statum ecclesiasticum assumere et titulis per sacros canones 
approbatis ad ordines etiam majores promovere, quos necessarios aut utiles 
suis ecclesiis judicaverint, et quos e contrario pro indignis censuerint, ab 
ordinibus suscipiendis arcere, quin ab ullo quovis obtentu impediri queant, 

c) causas, quae sive rationi sui ecclesiasticae sunt sive ratione con- 
nexionis suae immediatao cum sacris ad forum ecclesiasticum spectant, in 
foro eorum ecclesiastico cognoscere et definire, 

d) in clericos reprehensione dignos poenis, quas convenientes judica- 
verint, salvo recursu canonico animadvertere, 

e) cum clero et populo dioecesano pro munere officii pastoralis libere 
communicare , quemadmodum episcoporum , cleri et populi communicatio 
cum sancta sede super rebus spiritualibus et negotiis ecclesiasticis libera 
erit nulloque impedita obstaculo, 

f) collatis cum regia majestate consiliis parochias erigere aut dividere, 

g) pro clericis infirmis et sonibus constitutas jam domos conservare 
aut si desint inire consilium, ut de illis provideatur. 

Art. VIII. Episcopi conferent personis suae majestati gratis beneficia 
tarn parochialia quam alia, quae non vel juri patronatus 'regio vel privato 
subjecta sunt. Quocunque titulo praesentatis debita requisita habentibus 
episcopi semper institutionem dabunt. 

Art. IX. Dignitarii, canonici, beneficiati omnes, uti a pluralitate 
benenciorum et praebendarum secundum canones probibentur, ita ad resi- 
dentiam novem mensium et ad servitium personale in praebendis suis et 
beneficiis secundum eorum dem rigorem adstringuntur, 

Art. X. Bona supradictarum eeclesiarum, capitulorum itemque semi- 
nariorum, parocbiarum, beneficiorum integra conservanda sunt nee distrahi 
absque sedis apostolicae auetoritate aut in pensiones annuas commutari 
poterunt. 

Quidquid ecclesia de novo legaliter acquisiverit, faciet suum eodemque 
ac veteres fundationes jure censebitur. 

Art. XL Majestas regia non patietur, ut catholica religio ejusque 
ritus publice impetantur aut eeclesiarum antistites in exercendo munere sno 
pro custodienda fidei et morum doctrina impediantur. 

Art. XII. Reliqua, quae ad res ecclesiasticas spectant et quorum in 
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ä articulis nnlla expressa facta est montio, integra manebunt et juxta 
•cclesiasticiis ieges administrnbuntur. Si qua vero supervenerit di facultas 
t si quid regia mnjeatas super rebus ocdesiasticis easve attingentibus 
co n st i tue ml um expedierit, de iis praevie cum sancta sedo vet pro conditione 
negotii cum episcopis iiumediate conferetnr. 

Art. XIII. Archiepiscopus et episcopi corain regia majiwtatc jura- 
mentum fidelitatis emittent seqnentibns verbis oxpmsum : 

>Kgu juro et promitto ad sancta dei evangelia obedientiain et fldeli- 
tatflin regiae majestati; item promitto, me nulluni communicationein habi- 
tnrom nullique eonBÜio mterfuttmim nullumque suspeetam nnionem , neque 
intra neque extra, conservaturuni, quae tranquillitati publicae noeeat, <t -i 
tarn in dioecesi mea quam alibi noverim aliquid in statuB damnum ItM&ri, 
majestati sua omanifestabo.' 

Art. XIV. Utraque nmtrahentiuw paTs spondet, so successoresqiie 

'S omnia, de quibus in bis articulis utrinque convontum est, sanete sor- 

laturos, et a majestate regia praesens eonventio pro lege statu* declaiabitur 

iqne abrngatoria omnium nrdinationum, qua« eidem cnnventiml "pponuntur. 




Nr. 15. 

:ve an die Bischöfe von Brixen, Cüur und Trient vom 1. August 1807. 
K. Slaatsministerhtm des K. Hauses und des Aeusseren. Abschrift. 
Veuerabilihus fnitribus Kuianueli episeopo Tridentin«, Carolo Francisco 
iscopo Brixinensi, Carolo Kudolpho episcopo Curiensi. 
Pins V. P. VII. 
Venerabiles fratres salutetn ot apostolicam beuedictionom. Ad caoteras, 
inibus undique eirenmdaraur et promimur, angustias aliao nunc, venerabiles 
ratres, aeeessorunt ex litteris a vobis ad nos datis , qnibufl signiiicustis. 
qnae Itavariei gubernii studia siat et conatus adversus ecclesiae Jura et 
potestatem. Sed dum ea do causa vehementer angimur , magno etiam 
affteimur gaudio ex iisdem Bttetfc tnteltigeBtM, forti vos et constanti anirou 
dei atque ecclesiae causam tueri neque aliquid formidaro eomm, quae fort) 
proponi poterunt, nt a vestro officio abslraliainini, paratosque es.se quidqnid 
perpeti pro dei et ecclesiae defensiouo sedisque apostolicae doctrina et eom- 
muniono firmiter retinenda. Hand saitc ignoramus, quam difllcili quamquo 
acerbo et lamentabili in loco versomini. Sed nou ideo fracto vos et abjeeto 
animo esse decet atque illos abjicere sensns egregios ot praeclaros, quibus 
tarn beue aniinati estis. OtiandtMffl liisce temporibus tribulatio et 
■ngustia invenerunt nos , sed maudata dei meditutio nostr» sint, quaeque 
i nrgent molostiau alque aernmnae, et pluribus aliis episcupis 
int ac nobis praeeipue, quos deus optimus maxiuius non merito aliqno 
DStro sed insigni ejus bonitate universue ecclesiae praepositos osse voltiit. 
. nos recreet ac reliciat cogitatio , quod salvator tioster dominus Jesus 
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Christus, qui se cum ecclesiae pastoribus futurum promisit usque ad con- 
summationem saeculi, dum dos tentari permittit, viin etiam attribuet, qua 
cuncta fortiter sustinere ac demum superare possimus. Absit autem, quod 
tribulatio, angustia, fames, persecutio, caetera similia nos ad deserendam 
. prodendamque dei et ecclesiae causam inducant, cumque omnia, quae officii 
nostri ratio postulat, a nobis gesta sunt, hoc unum restat, ut pro nomine 
Jesu, quidquid adversi , quidquid miseri et acerbi est, magno animo et 
hilari perferamus exemplo apostolorum , qui ibant gaudenteß a conspectu 
concilii, quoniam digni habiti sunt, pro nomine Jesu contumeliam patL 
Quod autem scribitis de publicis indicendis precibus, per quas in tot ac 
tantis angustiis dei opem imploremus, id quidem pietati vestrae consan- 
taneum est, nosque piam hanc voluntatem summopere laudamus ; sed tarnen 
nunc indici jubilaeum temporum ratio non patitur. Denique vestris inter- 
rogationibus dubiisque propositis, re primum cognita et expensa diligenter 
auditisque sententiis sancta Eomanae ecclesiae cardinalium, quos in con- 
silium vocavimus, hoc modo respondemus : Dubium I. pars I. Quaeritur 1 : 
an episcopi amore pacis et ad vitandum schisma huic postulationi regiae 
satisfacere , clero suo caecam et illimitatam obedientiam erga decreta 
politica circa politiam ecclesiasticam , quae vox vaga et latissimae 
interpretationis est, praecipere? respondendum est: non Heere« Episcopos 
quippe ipsos, non politicos prineipes posuit Spiritus sanetus regere 
ecclesiam dei , quam acquisivit sanguine suo. Unde aurea illa et 
omnium saeculorum consensu celebrata vox magni Osii ad Constantinum 
imperatorem erupit: tibi deus imperium commisit; nobis, quae sunt 
ecclesiae, concredidit. Tantum igitur abest, ut episcopi clero suo prae- 
cipere licite possiüt obedientiam caecam et illimitatam erga decreta politica 
circa politiam ecclesiasticam, ut potius eum monere et docere debeant, si 
bonum sibi traditum depositum custodire velint, nulluni in prineipibus jus 
inesse circa ecclesiasticam politiam et nullum agnoscere ecclesiam, nisi jus 
forte vocari velit, quod obligatio potius vocari debet, catholicorum prin- 
cipum munus sacras ecclesiae leges politicis roborandi, ut scilicet quod non 
valet sacerdos efficere per doctrinae sermonem, eorum potestas hoc impleat 
per diseiplinae terrorem (sanetus Isidorus Hispalen. lib. 3. sent., conc. 
Paris VI. part. 2. cap. 2). Quid autem ecclesiasticae politiae nomine (vago 
illo quidem et latissimae interpretationis) in sensu gubernii veniat et quam 
late aeeipiatur, constat; item constat, cujusmodi sint decreta illa politica 
circa politiam ecclesiasticam, quibus quaeritur an clero caeca et illimitata 
obedientia praeeipi possit, hujusmodi nimirum , quae legi dei patenter ad- 
versantur, sedis apostolicae Privilegium dissipant et omue jus et auetoritatem 
eorum, quae gerenda sunt in ecclesia dei, in prineipis conferunt voluntatem 
(epist. L. inter epistolas saneti Thomae Cantuariensis a Lupo collectas 
pag. 208 edit. Venit.). Si quando igitur valuit, nunc certe retinenda quam 
maxime est regula illa sanetae ecclesiae doctoris Hieronymi : si bonum est, 
quod praeeipit imperator et praeses, jubentis obsequere voluntati ; si vero 
malum et contra deum sapit, responde illud de actibus apostolorum: obedire 
oportet deo magis quam hominibus (in cap. 3. epist. ad Titum). Quae- 
ritur 2: an illas, quas circularibus suis inseruerunt: »si nee doctrinae fidei 
nee ecclesiae catholicae constitutionibus adversentur« restrictiones revocare 
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possint, an vero dictis restrictionibus lirmiter inhaerere debeant, cum forte 
ex revocationo publicum gregis clerique scandaium timcndum sit? raspon- 
denduin : pro viaum in respcmsione ad primam partem dubii. Dubinm II. 
QflMrttm*: an episcopi , qui nun ex advetititio principatnum saoculariuin 
iitiili>, Bed rx propria mum-ris episcnpülis natura et >■% primitiva errlesm-* 
1-rasi nati beneliciorum coilatores mint , eodem pacis aninre et achismatis 
tuet ii collationuin jura , quibus dimissis omnis quasi disdplina cleri perlt, 
in principein politicum eodere p nasin t , an vero eadom tueri et rouservare 
teneantur? rnpondemos: jus collationi.» boneflciorum opiscopos principibus 
temporalibua cedorc non posse , tum quod carent tali potostate, tum 
quod hujusmodi cessio evidenter tonderct in diasolutionem diseiplinao 
rlori ot animamm dotrimentnm . tum denique quod episcopi viderentur 
facto sau assentiri errori gubernii sentientis palamqne asserenlis. jns- 
patronatiis beaeflciorum omnium principibus cnmpotcr« vi et ex natura 
snpri-mi prineipatus. Unbinm III. pars 1. Quuoritur: an episcopi ob solum 
defectum regit examinis collatlonem ordimim majorum üb praeeipuo, qui 
sacris ordinibus ligati jam saut et rpiscopali judido habiles ot d%ni 
consentur, iit ad aacordotium promoveantur , ultra siispenderc atquo aai 
dotes debita. caeteroquin ueiontia et probitato praoditoa ac viuosii; domini 
necessarios a ultra animanmi arCOTB debeant, brovi , an bnii* ordinationi 
regiae aliquo modo obsequi liccat, et quo V rospondündiim: null« nmdo licerr- 
obseqni hujusmodi Ordination!. Ter eam liquidem libora facultas,, quae do 
jure divino episcopis competit conatituendi per eivitates presbyteroa (ad Tit. I. 
.'■is. 5) et resuscitandi gratiam dei. quae est in BH per inipoaitionew 
manuuni (II. ad Timoth. cap. I. vers. 6), ac pminde ad ordines promovemi 
qnos ipsi dignos ac vineae domini neresaark« jndiraverinf, ami i;raYi.~-iiin; 
etiam occlosiae praejudicio ot aniinarnm dainti« adstringitur, coaretatur et 
LLvilis potestatis arbitrio siibjicitur, praetereaquo temporal is potestas per 
eum sacraui illud et nuilM -pmhiale jua, 'inod i indem episcopis ei Ordi- 
nation«! divina competit, arrogat sibi et usurpat, judinuidi de sacrorum 
luinistrorum doctrina. Kjusdom III. dubii pars II. ijuaeritur "2: an omnia 
numoro 2. exposita tolerari possint ac debeant, vel quid rimsilü? reapon- 

demus: cUi in pnblitis Btadioroai Universum ilm- moderanaie gute riat 

part-s priui'ipiiiu terriWrialiuni , munerul tarnen 0t rbArrll BpifMpalia oüt. 
-xhortari in doctrina skim et 608, qui nmtrai.li.imt. argaen (ad Tit. I. 9_) 
atqiie adeo curaro . ue in dioecesi sua doceantiir errorea aut miniw aana 
doctrina tradatur. Hinc episcopua , quatenus in sclioüs theolopiciM uuiver- 
sititi- naa diooeesia minus aanam doetarinam traiU «anperwttj apud regem 
omni studio instot , nl, ad ufficium professores revueonlar, siqne minus id 
obtinuerit, aot etiam si (quod furo lil et in bac tomponim iniquitate 
t.imendum eet) soduetores profoceriut in pejus, arnttltai et in errorem 
mitten tos. ipse tauto magis permaneat in iis , quae didicit et cr'.dita sunt 
sibi, Beienß, a quo didicit (II. ad Timoth. cap. III. vera. 13), nempu ab eccl«Bia 
dei vivi, quae est columna et firmaiiientina verltntis (1. ad Tim. eap. III. vera. 15), 
vii-ilet praeteroa, in omuibus laboret, opus faciat evangelistae, ministerium 
Hiium impleat (II. ad Tim. cap. IV. vers. 5) satagene omni, quo potest. modo 
contra praedietas erroneas exitiatosque dwtrinas gregem anum praeinuimo. 
quosqne Ulis jam imbutoa compererit , salutaribus monitis ad melinrom 
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mentem revocare , vel si minus proficiat, contumaces , si clerici sint , ab 
ordinibus arceat aliisquo opportun is spiritualis auctoritatis suae remediis 
in eos animadvertat. Dubium IV, Quaeritur : an episcopi , qui divinitus 
accepta ecclesiam docendi et regendi potestate insigniti sunt, qua prae- 
rogativa ordines religiosi non gaudent, professores theologicos a se appro- 
batos regio examini subjicere vel saltem permittere possint, ut dicti pro- 
fessores ejusmodi examini ultro se submittant ," solo cautionis nomine , ut 
regi persuadeatur , in scholis episcopalibus nihil contra statum doceri? 
respondendum est: episcopos, qui ex institutione divina cönstituti sunt 
ecclesiae doctores et pastores, non posse sine gravissimo et evidenti tarn 
sacrae ac spiritualis praerogativae sibi divinitus collatae praejudicio a se 
approbatis deputatisque catholicae doctrinae magistris auctores esse, ut sese 
laicae potestatis examini subjiciant, maxime cum idem fere sit sacrae doc- 
trinae magistros laicorum suffragio subjicere, ac ipsam doctrinam illorum 
judicio submittere ; ex eorum siquidem arbitrio pendebit probare illam auf 
rejicere, prout praetensis juribus status aut conformem aut adversam 
deprehenderint ; perinde ac si sanctissima Christi ecclesia potuerit unquam 
quidquam docere aut praescribere, quod veris regum juribus aut temporalium 
statuum utilitatibus obsit aut noceat. Qua de re terreni principes semper 
prae oculis habere sapientissimam illam ac vere catholico principe dignam 
potentissimi imperatoris sententiam deberent: »Quantaecunque religionis et 
sapientiae laicus existat vel etiam si universa virtute interius polleat, donec 
laicus est, ovis vocari non desinet. Quae ergo vobis ratio est in ordine 
ovium constitutis pastores verborum subtilitate discutiendi et ea, quae super 
nos sunt, quaerendi et ambiendi? Oportet nos cum timore et fide sincera 
hos adire ... et nihil amplius, quam quae sunt nostri ordinis, requirere.« 
(Basilius Imperator in conc. VIII. apud Labbeum tom. VIII. col. 1154). 
Caeterum cum Bavariae gubernium mentem suam de juribus status circa 
sacra jam aperuerit , quae est contraria doctrinae catholicae , dubitari non 
potest, regios examinatores eam doctrinam tanquam §tatui contrariam esse 
traducturos, quae profanae gubernii menti contradicat, quod idem est ac 
traducere doctrinam ipsam ecclesiae catholicae tanquam doctrinam statui 
contrariam. Hinc episcopalibus theologicae facultatis professoribus aut 
gubernii errores adoptandi aut saltem simulandi erunt, nisi rejici se plectique 
velint velut doctrinarum contra statum magistri , atque ita episcopales 
scholas inficiet virus errorum, qui , quoniam nomine pastorum in iis doce- 
buntur, auctoritatem accipient et impune ac tuto in ipsos sacerdotii 
alumnos dimanabunt. Si autem sal infatuatum fuerit, in quo salietur? 
Dubium V. pars I. Quaeritur 1 : an episcopi sie dictum folium regiminiß 
tanquam legitimam legislationem, quae clerum sibi subjeetum in conscientia 
obliget, sine restrictione aeeeptare, eique observantiam praescribere possint? 
respondendum : non licere, tum quod nullam ecclesia in prineipus tempora- 
libus circa res sacras et ecclesiasticas legislativam potestatem, quae quidem 
ipsius ecclesiae leges antevertat et non obseeundet, agnoscit, tum quod in 
praedicto folio regiminis, ut praefertur, ea continentur, per quae non minus 
manifeste quam graviter sanetiora ecclesiae et episcopatus jura laeduntur. 
Ejusdem V. dubii pars II. Quaeritur 2 : an ablatae äibi et in dicasteria 
politica privative translatae omni bonorum ecclesiasticorum administrationi 
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acquiescere possint (episcopi)? respondemus : non pnsse. Gaudet enim ac 
potitur ecclesia non mndn bonis eorumque reditibus, sod etiain juriliiis. 
Hinc eoncilinm 'Frideiitinum ses». 22. «ap. 11. occupatoros et Invasors non 
redituum solum, sed jurium quoqne t'cclosiae anathemate percutit. Ad jura 
aiit.i'in otclesiae pertinet bonorum suorum admiiwBtl iwidttmm facultas, quae 
propiietatis sequela est et eidem inliaeret, i|ua faniltato ctinin de facto ab 
apostolonim usque tempore sempor ecclesia in denen dentcr et libere petita 
rst. Quodsi jnrinni ecclesia« tuendorum ac vindicandorum onus tarn ex 
munere suo quam vi praestiti jurainenti incumbst, ablatae sibi et ecclesiae 
atque in politicain potestatem translatae bonorum ecclesiasticoram Admini- 
stration! non modo positive nequit assentiri, sed nee acquiescere potest, 
|nii|itcin(n|ne tenetivr saltem ad rwlamanOinn, ni sileutio suo juribua ecclesiae 
praejudicium inferre videatnr. Ejus V. dubii pars III. Quaoritar 3 : an 
l''|n.-i üpi.l a coneursibns pro qnibuscuuqua muniis erclosiasticis se penitns 
oxeludi pati possint? respondendum : non modo pati non potest episcopus 
se ab liujnsmodi coneursibus exeludi, sed, i'um de jure divino sit in dioecesi 
sun in rebus, quae ad divinum eultnm et spiritnalo populorum regiinen 
pertinent, magister, judex et doctor exklusive a temporal i omni ot politica 
potestate, pati non potest, ut laicus quicinique seso in hujusraodi rebus 
immiweat. Ejusdem V. dubii pars !V. (jusoritnr4: an sie dictum folinm 
bMMflclorum, in quo illi soli, qui politicae potustati absque ullo episcopi 
judieio visi fuerint, inscribuntur et ecclesiasticae promotionis capac« Altlft> 
ran tu r , caeteri autem omnes excluduiitur . ui!pn>l>:ir», et m gMftl frgnla 
prm-scriptioni regiae circa conenrsus, ctiam quoad testimonium diiii-um utui 
mil!enis difficultatibns obnoxium, submittero possint ant deheant (episcopi)? 
respondeinus : non posso ob rationes ut supra expositas. Kjusdem dubii V. 
pars V. Quaeritur 5: an, ut paroebi catholici üfidom cum putoribu 
Mattollcia legibus ac tribunalibns subjiciantar, pacis conservandao et achis- 
DUtil vitandi amore susiinere possint (episcopi K' ros]ionsuro damus : contra 
linjusmodi yravissimum teuiporMis rMestatis att'iitatum ab episcopis reda- 
Maadum; quodsi per hanc roclainationcm nihil obtinere valeant , mero 
se habere posse. Ejusdein V. dubii pars ultima. Quaeritur <>. 
gewratlm, an tölerare omnia debeant (epioeopi), quibus disciplina occle- 
itiastica otiam_ universalis iinpetitnr, qnamdiu dogrna aperte ua im- 
pugnatur? respondemus : episcopos tolerare non posso non solum oa , per 
quae doctrina fldei impugnatur, verum nee e;i , per quae dtsciplina 
«cclesiue praesertim universalis destniitur Vll relaiatur, praeeipue si 
prineipiis erroneis et catholicne doctrinae contrarias manifeste innitnntur, 
nijusmodt profecto sunt, quae de jure dominii territoriatis in res sac.ras 
nun semel neque obscuro guberniuin Bavaricnm produxit; lunc enim assen- 
tiendo disi'iplin;iribns intiovationibus assensus prineipiis ipais , unde illao 
proficiscuiitur, praebetur siiltem l'acto atque it;t depositum desentur et oblique 
laeditur, quod diligenter ab apoatolo custodiri episcopi jubeutiir. yiiam 
rem appnsite declaravimus in noatris apostolicis litteris datis die XV. Maji 
anuo MÜCCC: atqui est aliud depositum custodiondum nobis magnaqtio 
nninii h'rmitate tuendum, sanctissiinarmn scilicet ecclesiae legum , quibus 
ilisciplinam suam ipsa, penes quam nimirnm nnam ejusmodi sit potestas, 
constituit, quibus profecto pietu TiftOiqlM Höret, quibus Christi sponsa 
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terribilis est ut castrorum acies ordinata, quarum pleraeque etiam fundamenta 
sunt ferendis fidei jacta ponderibus etc. Pubium VI. Quaeritur : an episcopi 
in hoc casu sui, ecclesiarum totiusque cleri expoliationem tolerare, conni- 
vere, an Usurpatoren, emptores, dissipatores bonorum ecclesiae ecclesiasticis 
censuris coercere, an eosdem non obstantibus censuris, in quas ipso facto 
inciderunt, ad communionem sacramentorum admittere possint aut debeant? 
respondendum : episcopi contra Usurpationen bonorum ecclesiae eo meliori 
modo, quo possunt, reclamare studeant. Quoad censuras vero contra usur- 
patores , emptores , dissipatores eorundem bonorum , non esse necessarium 
eas ferro, cum per decretum ooncilii Tridentini cap. 11. sess. 22. jam latae 
sint. Quod vero ad admissionem ad sacramentorum participationem eorum, 
qui hujusmodi sunt, episcopi receptas et probatas hac de re regulas ignorarc 
non possunt. Nostram de omnibus , quae nos rogastis , animi sententiam 
aperuimus vestrisque petitionibus plane nos satisfecisse arbitramur. Postremo 
hortamur vos omnique animi contontione rogamus, ut in proposito, in quo 
hactenus tarn laudabiliter fuistis, permaneatis neque ab illo abduci ratione 
ulla patiamini. Deus omnis gratiae, qui voeavit nos in aeternam saam 
gloriam in Christo Jesu, modicum passos ipse perficiet, confirmabit soli- 
dabitque. Quod divina ope futurum sperantes vobis, venerabiles fratres, 
populisque omnibus vestrae fidei creditis ex intimo corde depromptam aposto- 
licam benedictionem peramanter impertimur. Datum Bomae apud sanetam 
Mariam majorem sub annulo piscatoris die prima Augusti MDCCCV1I 
pontificatns nostri anno oetavo. 

G. archiepiescopus Carthaginensis. 



Nr. 16. 

Pnnctation der neuen Diöcesaneintheilnng des Königreichs Bayern, 

von dem königlichen Gesandten in Rom dem Cardinalstaatssecretar 

übergeben mit Note vom 1. September 1818. 

K. Staatsarchiv. 

Ponctuation 
de la nouvelle division ou Organisation des eveches du royaume de Ba viere. 

1. Le royaume de 6a viere sera divise en autant de dioceses, que le 
bien spirituel de ses sujets peut l'exiger, et cette division se fera dans la 
Proportion gäographique, qui soit la plus utile aux fidel es, la plus commode 
au Service des eglises, et la plus propre au maintien de la diseipline 
eccl^siastique. 

2. Le siege episcopal de Freising, qui par sa proximite* de la capitale 
et Sons beaueoup d'autres rapports offre le plus d'avantages ä un m^tropo- 
litain , sera erige* en archevßche. Les sieges de Bamberg , Wurzbourg, 
Passau, Augsbourg, Eichstaedt, Ratisbonne et Spire seront conserves. 
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Leg tivcqties seront subordonnes au inetropolituiu. Ceux cepeudaiit 
•iut tat joui jiisqu'a present de l'exemptiou mötropolitaine, 1» eunserveront 
"in rie durant: maia ä lenr mort sa saintettS daii/nora par son autorite 
■■ 'i ji-i".- Irs l"i\ i;j(iiotii(|iii's soumcttre leurs succosseurs au miStropolitain. 

8. La rae'tropole et diaquo eveche auront un cbapitre coniposii 11*1111 
gxuid jnuv.it, il'nn gran (luven et de (mit CllHHnaeR pour lu inatrOpote tri 
'Je sis pour cbaque eroche. On attachora au servieo de OBAqiM JgUM 
aatUdnll six probendes 011 vieaires. 

4. La dotatiou de rarclieveqne et di« evöques, des chapitres et des 
neaim h fern an bioufond.-, dout ils auront l'adininistration, 

Klle sera pour rarcbovßque de vinjrt nille, pour eliaque evöque de 
dix mille, pour le prövot de quatre mille, poiir In doye-11 de quatre uiillo, 
ponr lea chauoines de deux mille , les vicaires de buit cent Itorins de 
revenus mg une hubitutiou convenable. 

lies biens fonds seront appropries ä cot usa^e par im acte de donfttfOB 
torinol , que sa majesto fcra expedier eu double pour cbaque övecho et 
cbapitre, doitt 1111 des excmplaires sera remis au eommissaire 011 •]< '|i'j."in' 
de sa sahitetö, et l'autre sera d£posö aux ai'chivos du rovautuo. 

Iji's riiflisfis ayaivt de.ja leurs rabriquo* partiMilicre.- . los . .>n-i'iviT"M. 
saus qü'i] puisso y ölre luuduj. 

Los Diana qui devoietit servir de dotatiou B l'eYA&i de Bf in, ayaul 
> : t" an juirti" perdus, et l'autre partie ötant du litige, sa nmjesMs BVftUgfl 
;i payor ä l'evoquo da Spiro dou*e luillo franes par U •) a lui ei 1 trete 11 i r 
.-ix eccK-siastiqucs , soit ehanoines ou vicaires, dout les prämiere auront 
qoin/e cent franes et les autres uouf cent francs, jusqu'a ce que des 
cÖBOnataBeaa plus boureuscs lui permettront de eompleter la dotatiou do 
\.i cathCdrale de Spire. 

■">. Les amngemanti que la nouvello cuustitutioii das dleeeeei i I 

Sogar*, se feront par le saint siege de concert avoc lo gouverneun-ul de 
sa majeste, qui lui fournira tonte la faeilit« ueeessaire ä cot effet. 

6. Taut les difrnitaires quo los ehanoines et les pfAbeitiaa seront 
■ dilti,"-'« cutre le senke canonial a servir 1'ßvöque daus BM bbohÜ Bt aaa 
'UIit- f'inittious. Sa majeste se reaerve d'ajouter a celui qui in.i laa 

I ii-uir- de grand vicaire uue ajniMeation auuuello de eiuq aaari loriU] 

"i a oahri qui fait les i'ouctions de aöertitaire deux ceut florius. 

7. Dans cbaque diocese il y aura 1111 seminaire sous la diiivliuu <ie 
I i : v.'.|in', et le nombro des eleves sera proportionne ä celui des Kttrtt 
n^cessaires pour desservir les paroisses et les saeeursale-, Ton- les MB* 
ilnhit- aux ordres saerte seront t«uus de passer au seminaire le temps 

pour H t'onuer et preparer au saint loinistöre. 
Les eyeques ponrront conKrer libroinent les ordres sacrea et eu exclure 
x, qu'ils en jOfarent indi^uos d'apres les sarres OMtMti 

8. Sa majeste le roi, ä titre de t'ondüteur, aura tu dnnl. do patrouai, 
la nomination aux »veches, aux dignites et aux pribi'udes. 

!t. I.es t'v.'qups n 011 voll erneut iiomines soront soumis aux oonditifiDl 
formalite's prescrites par les xaeres canons ; ils onverront au Saint siege 
serment d'obi-dienco et eu reeevront l'investiture eanonique par les 
bullös de coun'rniation. 
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10. Ce n'est qu'apres qu'im eveque aura ete prueonise et confirine 
par le Saint siege, que sa majeste le mettra en possession de ses revenus 
temporeis. 

11. Les annates, taxes de confirmation , de pallium, et autres frais 
de chancellerie seront reglos dans une proportion juste et equitable d'apres 
les revenus des nouveaux evechös. 

12. La pluralite" des benöfices ne pourra point avoir Heu daus le 
royaumo de Baviere. Les titulaires seront astreints ä la plus stricte 
r&idence. Elle sera de neuf mois pour les dignitaires et chanoiues suivant 
les regles canoniques. 

Les deux hautes parties contraetantes nommeront des commissaires 
pour executer ce dont on est convenu par ce traite. 



Np. 17. 

Römischer Concordatsentwurf von den Bevollmächtigten der Curie 
dem bayerischen Gesandten in Rom übergeben im Herbst 1816. ',) 

K. Staatsministerium des K. Hauses und des Aeusscren. Original 
aus der Kanzlei der Curie» 

Conventio 
iuter sanetissimum dominum Fium VII. summum pontiiieem et raajestateni 

suam Maximilianum Josephum Bavariae regem. 

In nomine sanetissimae trinitatis. 

Sanctitas sua summus pontifex Pius VII. et majestas sua Maxiniiliauus 
Josephus Bavariae rex, debita sollicitudine cupientes, ut in iis, quae ad 
res ecclesiasticas pertinent, certus stabilisque in Bavariae regno terrisque 
ei 2 ) subjeetis constituatur ordo, in sequentes articulos convenoruut. 

Art. 1. Religio catholica, apostolioa, Romana in toto Bavariae regno 
terrisque ei subjeetis sarta teeta conservabitur cum iis juribus et praeroga- 
tivis, quibus friü debet ex dei ordinatione et canonicis sanetionibus quibusque 
sub religiosissimis Bavariae dueibus gaudebat. 

Art. 2. Sanctitas sua, exquisito ordinariorum et capitulorum interesse 
habentium consensu et servatis servandis, Bavariae regni dioeceses sequenti 
ratione constituet: 

Monachii sedem constituet metropol itanam, et Frisingensem episcopalem 
sedem in metropolitanam eriget, atquo hanc ecclesiam aeque principaliter 



1) Was der bayerische Gesandte in Rom bis zum 7. Dezember, an welchem 
Tage er den Entwurf seiner Regierung einsandte, an Aenderungen erwirkte, ist 
in den folgenden Noten bemerkt. 

2) eidem. Häffelin's Entwurf vom 7. December 1816. 
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ii.ir.liji.iisi (tiTlösiao miiet, iU nl, r'risihgeiisi;-; iTcWsia riitieathedralis sil, 
nun occlesia Konachiensi ut earum aiittstes srchwpiscopus Moimcliii et 
■rVhmgie sit nunnipaiuiuw. Kid'-ra autem autisliti fpLM'iipalen ecdesias 
Auguatanam, Passavicnsem, Itatisbonensem, praevia inetriipolilicae qualüatu 
unpprossiiiiie , et Campidunoiisein ut infra erigondam in suliragniica« 
■anguskH, 

Pari modo Buinbergeusem cathedraleiu Mdeaiun in B»tropoUtaB«B 
'■ii:-i illiqn ntffragnien asaignabit occhmia« opiscopules Uerbipulennem, 
Hwtatettaagam et Spironsem. 

Campidrinnm abbatiam ordinis sancti Benedict! nullius dioecesis eriget 
in episcopatnm, adjunetis illius territorio tarn parte Bavarica Constantiensis 
dioecetris quam proiimiori Augustanac dioeeeeis parte , servata tarnen ac 
respoctivo restabilita regularitate monasterii, ita ut in poäternm abbas a 
rapitulo monachorum electus episcopus etiam sit, salva electionis confirma- 
tione, quam oleetns uua cum proviaione ecelasiao episcupali.« ;i srdo apoetoÜC» 
petere et obtinere teneatur. 3 j 

Territorium Aschaffenlnirgense, olini ad Mnguutiiiam, nunc ad ftatis- 
Iniiifiiyr-ni ili'Hcisiiu pertiiiens, et pa-rtem Havaricam Fuldensis diooeesia 
Hcrbipolensi dioecesi adjunget. 

Simiü modo partem Bavarii'am diin-ct^is S:irtnliiiivoiisi>i et 1.«n'iti>rinm 
evuniplau praepusilurao Ken :!iti>lgHdcusi* partim Passavinisi, partim Mnnar.misi 
ÜMOtn uniet, eui quidem dioecesi, praevia supprepsbmc sodis Chiunrttwis, 
hnjus quoque ecclesiao dioecesim assignabit. 

Novi singulamm dioecesium flnes, in quantum necesse erit , desi- 
gnabmitur. 

Loca autem omnia, quae vignro hujua artiruli I diocreMbus , ad qtKM 
aclu pertiuent, dismombranda et aliis dioccemlms uuietida erunt, alt utu- 
ülibus cnruin orriinarüä (sive intra sive GKtra linos regni ßavariae ctm§ti- 
tutis) gnbeniabuntur, donec prassen ti conventiono plenue exoeutioni mandata 
et linibus singularnm dioecesium designatil novi ordinarii illorum locorum 
regimen aetu consecuti erunt. 

Snpradictarum ecclosiarum, quao metropolitauis ecclesiis Monacbli et 
Ifambcrgao origendis subjiciendne erunt, anti.itites acta vivetites, qui a jure 
motropolitico nunc eiempti sunt, qnoad vixeriut, exomptioiiis privdegio 
gawU3 t. 

Art. 3. Capitula metropiditanarnm iwlesiaruiü Intlieluiut duas digni- 

npe praepOBitnni ac decaiiura, et dtiodeuim ') eanouicos; capitula 

vero eatbedralium crlosiarum habobniit duas pariter dignitates, sei licet. r ') 

pnepoBttatn ac decanum et decem**) canonicua; quodlibot praeterea capt- 



8 | In HSffelin's Entwurf ist der obigp Atantü ia Inl^i-mfir Wri-i: »bRi'änilcrt - 

In Cainpiiliino [iriiir nriliniJ Eancii HeiifJicti milliiii dioei'psi* wcicni i i i-ii 
ppbcopnteni, adjunetis illius territorio tarn parte Bavarica Conetaiitioimis diocceii^ 
quam parte proximiori äioecosiä Augaätaaue. • 

i) dreem. HIffelina Entwurf vom 7. DOMnte I81ti. 

M irampe. Hatf^lins Entwurf vom 7. December 1816. 

6) octo. Hfiffelins Entwurf vom 7. DeceaiLicr 1816, 
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tulum tarn metropolitanain quam cathedrale habobit praebeudarios seu vicarios 
salfcem octo. 7 ) 

In singulis capitulis duo ex praebendis canouicalibus altera pro canonico 
theologo, altera pro canonico poenitentiario assignabuntur. 

Ad cönstituenda praedictarum ecclcsiarum capitula assumentur canouici 
actu viventes, quornm capitula de facto dissoluta reperiuntur. Quod si illi 
nuinerum capitularium supra praefinitum non attingant , supplebuntur ; si 
vero excedant, omnes quidem capitulum constituent , antiquiores tarnen 
praebenda, quae articulo quarto hujus conventionis constituitur, gaudebunt; 
junioribus autem provisum erit, prout ad praesens providetur, donec senioribus 
decedentibus eorum praebendas consequentur. 

Ex dignitatibus, canonicis et praebendariis illi, quos episcopi idoneos 
judicabunt ad exercenda officia vicariorum , officialium et consiliariorum, 
praeter cbori servitium ad praedicta munia obeunda tenebuntur. Majestät 
tarnen regia iie, qui officio tarn vicarii generalis quam officialis fungentur, 8 ) 
quingentos florenos annuos, iis vero, qui secretarii episcopalis partes agent, 
bis centum florenos assignabit ; quam quidem praestationem annuam majestas 
sua vicariis, officialibus et secretariis 9 ) archiepiscopalibus et episcopalibus 
solvi faciet , etiamsi ad haec munera obeunda ecclesiastici , qui de gremio 
capituli et praebendariorum non siut, ab archiepiscopis et episcopis 
eligautur. 

Si vero archiepiscopus vel episcopus propter infirmitatem aut senectutem 
muneribus suis fungi non possit, dignitario seu canonico , qui ad episcopi 
suffraganei munus a sede apostolica promovebitur, praeter respectivos prae- 
bendae suae redditus floreni insuper annui mille 10 ) ad ejus vitam assi- 
gnabuntur. 

Art. 4. Redditus mensarum archiepiscopalium et episcopalium in 
bonis fundisquo stabilibus, liberae archiepiscoporum et episcoporum admiui- 
strationi tradendis, constitueutur. 

Simili bonorum genere et administrationis jure gaudebunt capitula 
metropohtanarum et cathedralium ecclesiarum et vicarii seu praebendarii 
praedictarum ecclesiarum servitio addicti. 

Quantitas reddituum annuorum erit, ut scquitur:' 

Dioecesis Monacensis. 

Pro archiepiscopo florenorum viginti millium. 

Pro praeposito florenorum quatuor mille. 

Pro docano florenorum quatuor mille. 

Pro quolibet e sex canonicis senioribus florenorum bis mille. 



7) Häffelins Entwurf vom 7. December 1816 fügt bei: praeter ccclesias 
»Spirensem et Campidunensem, quarum unaquaeque habebit saltem sex vicarios. 

8) qui officio suffraganei et vicarii generalis fungentur. Häffelins Entwarf 
vom 7. Dezember 1816. 

9) suffraganeis vel vicariis et secretariis. Häffelins Entwurf vom 7. De- 
cember 1816. 

10) Häffelins Entwurf vom 7. December 1816 schaltet ein: ab episoopo vel 
capitulo. 
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Pro quolibet c sex canonicis junioribus florenorum mille sex centum. 
Pro quolibet ex quatuor senioribus vicariis floronoruui octingentorum. 
Pro quolibet ex quatuor junioribus vicariis florenoruni sex centuin. 

Dioecesis Bambergensis, 

Pro archiepiscopo florenorum quindeoim niilliuui. 

Pro praeposito florenorum tri um inilliuni. 

Pro decano ilorenorum triuui millium. 

Pro quolibet o sex cauonieis senioribus florenorum mille octingentorum. 

Pro quolibet e sex canonicis junioribus florenorum mille quatuor centum. 

Pro quolibet ex* quatuor senioribus vicariis florenorum septingeutorum. 

Pro quolibet ex quatuor junioribus vicariis florenorum quingentorum. 11 j 

Dioeceses Augustana, Ratisbonensis et Herbipolcnsis. 

Pro quolibet episcopo florenorum decem millium. 

Pro quolibet praeposito florenorum bis mille quingentorum. 

Pro quolibet decano florenorum bis mille quingentorum. 

Pro quolibet e quinque canonicis senioribus florenorum mille quin- 
gentorum. 

Pro quolibet e quinque canonicis junioribus florenorum mille. 

Pro quolibet ex quatuor senioribus vicariis florenorum sex centum.. 

Pro quolibet ex quatuor junioribus vicariis florenorum quatuor centum. ,2 ) 

Dioeceses Passavicnsis, Eichstetlensis, Spirensis et Campidunensis. ty 

Pro quolibet episcopo florenorum octo millium. 

Pro quolibet praeposito florenorum bis mille. 

Pro quolibet decano florenorum bis millo. 

Pro quolibet e quinque canonicis senioribus florenorum mille bis centum. 

Pro quolibet e quinque canonicis junioribus florenorum nongentorum. 

Pro quolibet ex quatuor vicariis senioribus florenorum sexcentoruin. 

Pro quolibet ex quatuor vicariis junioribus florenorum quatuor centum. *■*) 

(Quorum omniuin reddituum summae salvae semper et integrae ron- 
senandae et tempore vacationis arcliiepiscopalium et episropaliuin sedium, 
dignitatum , canonkatuum , praebendarum neu vicariatuum in utilitatom 
respectivarum ecclesiarum pereipiendae et conservandae erunt. 

Habitatio insuper tarn archiepiscopis et episcopis quam dignitatibus, 
canonicis et vicariis, illorum dignitati et statui respondeus, assiguabitur. 



11 ) In Hfiffelins Entwurf vom 7. December 1816 sind die Ansätze bei Bamberg 
für Propst und Dechant 3500, für die vier älteren Vicare NM), für die vier 
jüngeren Vicare 600 Gulden. 

VI) Jn Haffelin» Entwurf vom 7. December 1H16 nind die Annatze bei Augs- 
bürg, Regeusburg und AYürzburg für Propst und Dechant 3000, für die fünf 
jüngeren Domcapitulare 1200 Gulden. 

13) Dioeceses Passaviensis et Eichstettensis. Häffelin* Entwurf vom 7. De- 
cember 1*16. 

11) In Häffelins Entwurf vom 7. December 1816 sind die Ansätze bei Passau 
und Eichstfldt für Propst und Dechant 2500, für die fünf alteren Domherrn 1400, 
für die fünf jüngeren 1200 Gulden. 
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Praotcrca, si in palatio .arcliiepiscopali vel cpiscopali locus conveniens 
noii adsit pro curia vel consistorio arcliiepiscopali vel episcopali et pro 
asservatione chartarum ^) ad ecclesiae consistorium et vicariatum spoe- 
tantiuiu, majestas sua aliain domum aptam in recensitos usus assignabit. 

Ad negotium liujusmodi reddituum, fundomm et bonorum assignationis 
dioecosium intra trimestre post ratificationem praesentis conventionis per- 
iiciendum utraque contrahentium pars commissarios nominabit, ac de formal i 
restitutionis vel designatiouis actu tyria exemplaria in authentica forma 
expediri jubebit regia majestas , unum pro nuntio apostolico , alterum pro 
archivo regis, tertium pro archivo singularum ecclesiarum. 

Alia beneficia, ubi extant, conservabuntur. 

Quod 16 ) pertinet ad dioecesim Spirensem, firma ejus dotatione iu 
bonis fundisque stabilibus, prout supra conventum est, quoniam tarnen per 
temporum circumstantias assignari nunc praedictae dioecesi fundi ac bona 
stabilia uon possunt, interea, usque dum haec assignatio fieri valeat , pro- 
videbitur a majestate sua per assignationem annuae praestationis in summa, 
pro opiscopo tioronoruin quinque millium quingentorum , pro dignitatibus 
tniicuique ilorenorum nüllo biscentum , pro quinque canonicis senioribus 
niillo ilorenornm in singulos, pro quolibet ex quinque canonicis junioribus 
florenorum sex ceiitum , pro unoquoqiie ex quatuor vicariis senioribus 
florenorum sex oentum, pro quolibet ex quatuor vicariis junioribus florenorum 
quatuor centum. 

Quod vero pertinet ad dioecesim Campidunonsem, si monasterium Cam- 
pidunense suis bonis ac redditibus careat, eidem tradentur tot fundi bonaque 
stabilia, quot constituent totalem summam reddituum annuorum, qui supra 
opiscopo, dignitatibus, canonicis et vicariis Campidunensis dioecesis respective 
assig nati sunt. 

Fabricarum denique ii>sarumque ecclesiarum fundi , redditus , bona 
mobilia et immobilia conservabuntur, ot, nisi pro ecclesiarum manutentioiie, 
pro divini cultus oxpensis et inservientium necessariorum salariis sufficiant, 
sua majestas supplebit. 

Art. 5. Suao singulis dioecesibus scholao et seminaria episcopalia 
conserventur ot dotatione congrua in bonis fundisque stabilibus provideantur; 
in iis autem dioecesibus, in quibus desunt , cum eadeni pariter dotatioiv 
in bonis fundisque stabilibus sine mora fundentur. In seminariis autem 
admittentur atque ad norniam concilii Tridentiui oducabuntur atque insti- 



15) Häffelin3 Entwurf vom 7. December 1816 gehaltet ein: et documentorum. 

16) In Häffelins Entwurf vom 7. December 1816 sind die beiden folgenden 
Absätze in einen zusammengezogen : 

Quod pertinet ad dioeceses Spirensem et Campidunensem, firma earum 
dotatione in bonis fundisque stabilibus prout supra conventum est, quoniam tarnen 
per temporum circumstantias assignari nunc praedictis dioecesibus fundi ac bong 
stabilia non possunt, interea, usque dum haec assignatio fieri valeat, providebitur 
a majestate sua per assignationem annuae praestationis in summa pro episcopo 
6000 florenorum, pro dignitatibus unieuique 1500 florenorum, pro uno ex quatuor 
canonicis junioribus lüOO florenorum, pro uno ex quatuor canonicis junioribus 
800 florenorum, pro uno ex tribus vicariis senioribus 600 florenorum, pro uno ex 
tribus vicariis junioribus 400 florenorum. 
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,ur adoleseentes , ijuos flpiseojd pro nBOMsitste iel utiliüte ili tAsium 

in iis recipieudes judicavoriiit. Hnrum semiriariorain et srludaruui nnlmatin. 
doetrim, gufonuitio et administratio episeoporum auctorituti pleno liberoqua 
jure subjicientur "). BeCtorea quoquo et profossnros seminariorum ab epis- 
cnpis nomiuabuntur et, quotiascumqne neeossarium aut utile ab ipsis jndi- 
cabitnr, reniovebuiitur. Hi autem omnes, nti ot scluJaruin unigistri, liimiiisi 
pnettku iiütio cujuslibot anni lidei protessione a Pio IV. ptibliraU, ad 
exercendas suas tunetiones iidmitteutur. 

Art. 6. Majestaa sua regia, eollatis cum archiepisi-opi.« et «pisc-pis 
eonsiliis, aasiguabit puritor cum sufficieuti dote domum, in qua inlinni K 
seuea clerici bene meriti solamen et asyhim reperiant. 

Art. 7. Insnper majestas sua considerans, quot iitililate* eeolwb] 
ulqm: ipse status a religiosis ordiuibus percoparint ae pereipere in postoriun 
possint , et nt promptem suam erga aanetam sedem volontatem probet, 
aüqua monasticonini ordiiuim ntriusquo sexus coenobin, do utriusque purtis 
ömtrabeirtifl conaeasu deaignanda ^ prneeipue es, quae ad mstitueudam in 
religione et seien t iis juventutom utilia esset possunt, cum coiivenimiti ■ !■• -t . ■ ■ i<-n»- 
in lionis t'iiinlisqnii stantibus restitnel; illasqua, gsM adjuc «tut, tan 

TOChorom quam mciidkiiiitiiiiii nee UOtl luonialiuui commuuitalns oon- 

survabit 19), 

Uogularium autem regimen ad iiuniuiui n.tisiil.iiNmiiMu ivspei livi-nini 
"idinnin proc«dei ie ). 

S. Bona supradietanim mvlrsianiin, Denaaium arolitapiscopaJiuia 
et epiwcopaliuiti , i-ipil.ulorum , vicui-ini'nui , sein inario mm , monastn im üb, 
i'iiivi'iiiiium, parocliiarum , benelicioriim, fabricamm, schoknan iinmiiniiqiii' 
aliarum piarmn ftiiidatumiiin semper ot integro consorvanda erunt nee 
Üatrolii vol in pensiones mutari val uovis praeslntioiiibus sin" ajm-ii.'liiMo 
sedis auetoritatis intvrvontu atinjici potnrunt. 

Eceleaia insaper jns habebit novas acquirendi pussessimii's et qnidqnid 
de ii'ivn sive mobiln sive inimobile acquisierit , ladet suujil, et ceusebilur 
BOdem jure ac ?eteres fundationes occlesiastirae aijusmmque tmicris. nu.inim, 
uti et illamm quae in posterum fient, nulla ve! suppressio vel unio licrt 
[üiiorii .ibsquo apostolicae sedis auetoritatis interventu. 

Art. 9. Qnotiescuniqne archiepiscopulis vel cpisi-opalis s-.li- vaeaverit. 
canonici intra himestre capitulariter congregati ilcsiguabunt quattmr uabib-s 
e) dignot ecdosiasticM virus, partim de gremio capituli, partim ex reliqou 
i-l'Tu sive saeculari sive regulär i , ex quibus quatuor viris mtjtstas BU* 
indicablt illum, quem prae raeteris ad vacantam sedem pronjoieri onpiet, 
i»|uo intra tres menses a die Blecti«nifl a capitulo fiutH DOBtpatsadM ad 
■■■liiri pro obtinenda jmta buc usqne solutam formam preriaione 
■SQBUtliea roeurrere debebit; priusquain verw eain obtiiiucrit, regimini neu 



17) HUtelina Entwurf \-m 7. Deoember 1818 fögt bei: jmta furmas ph- 

■■ 

181 Dia Worte: dt utrin.-quu [unti» i-ontra&tntll conjein-u dvl^aaBda fclilcn 
in HiiHViiu- Entwurf vooi ;. üocombei 1818. 

19) Der äntt illasque — coniernbit fehlt in Hüffclina Entwurr rem 7. Da- 
cember 181t>; cbvnao der folgenJc AbsaU: Regulurium — procidtft. 
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administrationi ccelesiac, ad quam desiguatus est, liullo niodo so immiscere 
poterit. Quod si vcro intra bim est rc nulla facta sit electio , sancta sedes 
cligoiitium supplebit negligentiani. 

Annatarum autom et cancellariae taxae proportionabiliter ad unius- 
cujusque mensae annuos redditus de novo statuentur. 

Cum autem ad praesens plures opiscopales sedes vacent nee commode 
a capitulis supradieta electio fieri possit, sanetitas sua, attenta utilitate, 
quae ex hac conventione manat in ea, quae ad res ecclesiae et religionig 
pertiuent, majestati regis Maximiliani Josephi apostolicum indultum concedet 
nominandi pro liac prima vice ad vacantes archiepiscopales et episcopales 
ecclesias personas iis dotibus praeditas , quas sacri canones requirunt ; 
excepta tantum Campidunensi ecclesia ut supra erigenda, cui pro hac prima 
vice de episcopo abbate a summo pontifice providebitur. 20) 

Art. 10. Sanetitas sua, reservata sibi collatione praepositurae tarn 
in metropolitanis quam in catliedralibus ecclesiis, quae modo existuut aut 
respoctive erigendae sunt in locis temporali dominio Bavariae regis subjeetis, 
eideiu regi et successoribus ejus concedet nominationem tarn ad decanatuin 
quam ad canonicatus et praebendas in iisdem ecclesiis in mensibus papalibus 
in post^runi vacaturas. Quoad alios autem sex menses, in eorum tribus 
arcliiopiscnpus aut opiscopus respective, in reliquis autem tribus capitulum 
nominabit. 

Ad dignitates autem et canonicatus ii prae caetera nominentur, qui 
praeter qualitates a sacro concilio Tridentino praescriptas in sacris ministeriis 
cum laude versati sint aut episcopo in administranda dioecesi adjutricem 
operam praestiterint. 

Theologalem vero et poenitentiariam praebendas canonicales ad formam 
sacri concilii Trideutini semper arekiepiscopi aut episcopi conferent. Quod 
si praebendao praedietae vaeaverint in mensibus, in qulbus nominatio vigore 
apostolici indulti ad regem speetabit, majestas regia ad cannonicatum, qui 
primus post collationem praebendae theologalis aut poenitentiariae in mensibus 
sive ordinariis sivo capitularibus vaeaverit, nominabit. 

Dignitarii, canonici et beneficiati omnes residentiales, uti a pluralitate 
benefieiorum et praetyendarum juxta sacros canones prohibentur, ita ad 
residentiam secunduin eorum canonum rigorem , salva sedis apostolicae 
aucloritate, adstringuntur. 

Art. 11. Archiepiscopi et episcopi conferent beneficia tarn parocbialia 
quam simplicia , quae ipsi conferebant ante annum 1802, qoaeque 21 ) 
juri patronatus regio vel privato legitime , id est sive per fundationem, 
sive per dotationem, sive per construetionem acquisito, subjeeta non sunt. 

Quae voro beneticia tarn parocbialia quam simplicia hujusmodi juri 
patronatus tarn regio quam privato, (sive illud ecclesiasticum, sive laicale, 
sive mixtum sit) subjeeta sunt, ad ea praesentabunt eorum respective 



20) Der Zusatz: exeptu tantum — providebitur fehlt in Häffelins Entwurf 
vom 7. Deccmber 1810. 

21) Die Worte: ipsi conferebant ante annum 1802 quaeqne fehlen in H&ffelins 
Entwurf vom 7. December 1816. 
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patroni, qui legitime hoc jure potiebantur ante annuin 1802. 23 } Arclii- 
episeopi vero et episcopi praeaentatw, in qnihus dcbita agnoBce&t requkita, 
canonicani dabiint institutiimein. 

Ad fla autem beueficia, quao antoa pertinobant ad capitula collegiataruni 
erclesiartim, ad abbatins et monasteria in praesens de facto non uistentil 
quaeque non restituantar , si simplieia fuorint, wsnctitaa sua de special i 
indnlto concedet majestati regis Havariae jus ad oa notiiiiiaiiili; .-i vem 

fueriiit parocliialia, arrliiiipisoipi an! episcopi indicont cunctirsum ad l'< > r m 

roncilii Tridcutini et tres personas idoneas in enneursu approbataa regiae 
majestati proponeut , ut ex iis unam archiepiscopo vel episenpo praeaentet, 
mi arehiepiseopus Tel episcopus canonicam dabit Institution ein. 

Praesentatio autem et noininatio ad omnia ista beneficin tntra tempu.« 
a canonibus praescriptum Beut; secua ea beneficia libero nl> arcliiepisenpo 
rel episcopo confen«ntur. 

Art. 12. Pro regimmc ilinecosiuiii an'liicpiscnpis et opiscopis id omne 
eiercere liberum erit , quod in vini pastoralis eorum ministerii aive ex 
deelaratione , sive ex dispositione sucrorum canonani seenndum praaaearfffl» 
et a saneta sede adprobatam eedesiae diseiplinam competit, ac pruaertin 

a) vicarios, consiliarios i't adjutores aiimin ist ratio nis ■n:ic conatituere 
«eleeiasticoa quosemnqne, quos ad praodieta officia idonens judicaverinl, 

b) ad statniD clericalem asstimere i't apprubatis a saeris canonibus 
titulis ad ordines etiain majores, praevio examino ab ipsis episcupia vel 
eorum vicariis cum examinatoribus aynodaübiis instituondo, proraovero, qui» 
mwesaarioB aut utiles suis dioi'cesibus judieaverint; et n contrario, qiwe 
imiignos cenauerint, a auseeptiono urdiiiiim arcere, quin ab ulln quovia 
ubtentn iinpediri queant, 

i) causas, qaae sive ratione sni, aive ratione personarnm ecclesiasticae 
auut, atque in prirois causaa matrimoniales , quae jnxta Baoosan 1% ms. 
24, «meüü Tridentini ad judicos ecclesiasticos apeetant, in foro eonim 
cognoecere ac de iis senteutiam ferre, 

d) tu clericos ropreliwisione dignos poenis , qua.- i'onvi'iiit'iites judica- 
vi-riiit, salvu recurao oanonico, udmadierten haoMQjM in Sttun boban 
dorn um, in qua immorigari cleriei omendentur poeuitentiamque agmit, poenia 
quoque canonici»- 3 ) animadvertere in qnoscumquo lidel<s ecdesiaaticaruiii 
legum et sacrorum canouuin trausgressoros, 

i*) cum clero et populo dioecesauo pro munere officii pastoralia coni- 
mnnicare suasque inatnictiunes et ordinationea pastoralea de rebus ecclc- 
tibeia pnblicaro; praeterea epiacoporiirn, cleri et populi connouiik-alni 
i saneta sede in rebus spiritualibus et negotii*) 2 *) ecelesiaaticis libora 
■■it.-. nulle impediutur obataculo, 

f) coUfttis cum regia majoBtato, praesertim pro c.mvenienti reddituum 
«gliatione, consiliis paroebias erigore, dividere vel unire, 



22} Der Satz: qui legitime Imc jure potiebnntur anie »nnur 
Itaffplinn Entwurf vom 7. December IBIli. 

23) lliitl'i-liiM Kutnurl' vom 7. Deceinler 1871 - . - 1 -_ ! r - r e ii 
nfinlfutMtiitli 

2t) Die Worte: »pirituiilibua et negotii* Tolilen in llatTelin 
7. Decemuer IBIS. 
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g) praescribere vel indicare preces publicas aliaque pia opera, cum id 
bonum ecclesiae vel status aut populi postulet, et invigilare, ut in eccle- 
siasticis functionibus , praesertim autem in missa ot in administratione 
sacramentomm , ecclesiae forraulae usurpentur et latina lingua semper ad- 
hibeatur. 

Art. 13. Libri typis mandandi vel introducendi ordinarii etiam 
censurae subjicientur circa res ad fidem vel ad mores vel ad ecclesiasticam 
disciplinam pertinentes nee, nisi eo suffragante, imprimantur aut intro- 
ducantur. 

Art. 14. Majestas sua districte prohibebit, ne catholica religio ejusque 
ritus vel liturgia sive verbis , sive factis , sive scriptis contemnatur aut 
ecclesiarum antistites vel ministri in exercendo munere suo, pro custodienda 
praesertim fidei ac morum doctrina et diseiplina ecclesiae, quocumque modo 
impediantur. 

Desiderans praeterea, ut debitus juxta divina mandata sacris ministris 
honor servetur, non patietur quidquam fieri, quod eos in contemptum 
adducere possit , neque permittet, ut clerici a laicis judieibus evocentnr et 
cum infima plebe confundantur. 

Art. 1 5. Archiepiscopi et episcopi coram regia majestate juramentum 
fidelitatis emittent, sequentibus verbis expressum : Ego juro et promitto ad 
saneta dei evangelia obedientiam et fidelitatem regiae majestati ; item pro- 
mitto, me nullam communicationem habiturum, nullique consilio interfuturum, 
nullamque suspeetam unionem neque intra neque extra conservaturum, 
quae tranquillitati publicae noceat; et si tarn in dioecesi mea quam alibi 
noverim aliquid in status damnum traetari, majestati suae manifest abo. 

Art. 16. Caetera, quae ad res et personas ecclesiasticas speetant, 
quorum nulla in his articulis expressa facta est mentio, manebunt omnia 
et administrabuntur juxta vigentem et approbatam ecclesiae disciplinam ; si 
qua vero in postorum supervenerit difficultas, sanetitas sua et regia majestas 
secum conferre et rem amice componere sibi reservant. 

Art. 17. Praesens conventio substituitur omnibus legibus, ordina- 
tionibus et decretis a gubernio Bavarico circa res religionis et circa eccle- 
siasticam disciplinam huc usque latis , quae veluti abrogata illico habe- 
buntur. 

Art. 18. Utraque contrahentium pars spondet so sueoessoresque suos 
omnia, de quibus in his articulis utrinque conventum est, sanete servaturos, 
et a majestate regia praesens conventio lex status declarabitur. 

Praeterea eadem majestas regia spondet, nihil umquam se successores- 
que suos quavis de causa articulis hujus conventionis addituros neque in 
iis quidquam immutaturos vel eosdem declaraturos esse absque sedis aposto- 
licae auetoritate et cooperatione. 

Art. 19. Ratificationum hujus conventionis traditio fiet intra quadra- 
ginta dies ab ejusdem data aut citius, si fieri poterit. 
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Römisches Ultimatum, von dem bayerischen Gesandten in Rom der 

Regierung eingesendet am 23. April 1817. l ) 

K. Staatsministerium des K. Hauses und des Aeusseren. 

Conventio 
inter sanctissimum dominum Pium YII. summum pontificem et majestatem 

suam Maximiliamim Josephum Bavariae rogera. 

In nomine sanctissimae trinitatis. 

Sanctitas sua summus pontifex Pins VII. et majestas sua Maximilianiis 
Josephus Bavariae rex, debita sollicitudine cupientes , ut in iis , quae ad 
res ecclesiasticas pertinent, certus stabilisque in Bavariae regno terrisqne 
ei subjectis constituatur ordo, in sequontes articulos convenerunt: 

Art. 1. Religio catholica, apostolica, Romana in toto Bavariae regno 
terrisqne ei subjectis sarta tecta conservabitnr cum iis juribus et praero- 
gativis, quibus fmi debet ex dei ordinatione et canonicis sanctionibus. 

Art. 2. Sanctitas sua , servatis servandis , Bavariae regni dioeceses 
sequenti ratione constituet: 

Sedem Frisingae Monachium transferet eamquo eriget in metropolitanain, 
quae pro dioecesi sua habebit territorium actuale Frisingensis dioecesis ; 
ejus tarnen antistites eorumque successores archiepiscopi Monachii et Frisingae 
nuncupandi erunt. 2 ) 

Eidem antistiti episcopales ecclesias Augustanam , Passaviensem et 
Ratisbonensem, praevia metropoliticae qualitativ suppressione, in suffraganeas 
assignabit 3 ); antistes tarnen Passaviensis ecclesiae actu vivens exemptionis 
privilegio, quoad vixerit, gaudebit. 

Bambergensem cathedralem ecclesiam in metropolitanam eriget illiquo 
suffraganeas assignabit ecclesias episcopales Herbipolensem , Kichstettenscm 
et Spirensem. 

Territorium Aschaffenburgense, olim ad Moguntinam nunc ad Ratis- 
bonensem dioecesim portinens, et partem Bavaricam Fuldensis dioecesis 
Horbipolensi dioecesi adjunget. 

Partem autem Bavaricam Constantiensis dioecesis cum exemto territurio 
Campidunonsi Augustanao dioecesi uniet. 

Simili modo partem Bavaricam dioecesis Salisburgensis et territorium 
exemptae praepositurae Berchtolgadensis partim Passaviensi, partim Monacensi 



1) Die Abweichungen des am 5. Juni 1817 abgeschlossenen Concordats von 
dorn römischen Ultimatum sind in den folgenden Noten bemerkt. 

2) Ejus tarnen ecclesiae antistes ejusque successores archiepiscopi Monachii 
et Frisingae nuncupandi erunt. Concordat vom 5. Juni 1817. 

3) Eidem antistiti episcopales ecclesias Augustanam, Ratisbonensem, praevia 
metropoliticae qualitatis suppressione , et Passaviensem in suffraganeas assignabit. 
Concordat vom 5. Juni 1817. 
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dioecesi uniet, cui quidem dioecesi, praevia suppressione sedis Chiemensis, 
hujus quoquo ecclesiae dioecesim assignabit. 

Novi singularum dioecesium fines, in quantura necesse erit, designabuntur. 

Art. 3. Capitula metropolitanarum ecclesiarum habebunt dnas digni- 
tates, neuipe praepositum ac decanum, et duodecim canonicos 4 ) , capitula 
vero cathedralium ecclesiarum habebunt pariter duas dignitates, scilicet 
praepositum ac decanum, et decem canonicos 5 ). Quodlibet praeterea capi- 
tulum tarn metropolitanum quam -cathedrale habebit praebendarios seu 
vicarios 6 ) sex. In quovis capitulo archiepiscopi et episcopi ad formam 
concilii Tridentini duos ex canonicis designabunt, qui partem theologi et 
partem poonitentiarii agent 7 ). 

Dignitarii et canonici omnes praeter chori servitium archiepiscopis et 
episcopis in administrandis dioocesibus suis a consüiis servient. Archi- 
episcopis et episcopis tarnen plane liberum erit ad specialia munia et 
negotia officii sui pro bene placito applicare. Simili modo vicariorum 
officia assignabunt 8 ). Majestas tarnen regia iis, qui officio vicario generalis 
fungentur, 500 florenos aunuos, iis vero, qui secretarii episcopalis partes 
agent, 200 florenos assignabit. 

Art. 4. Redditus mensarum archiepiscopalium et episcopalium in 
bonis fundisque stabilibus, liberae archiepiscoporum et episcoporum ad- 
ministrationi tradendis constituentur. Simili bonorum genere et ad- 
ministrationis jure gaudebunt capitula metropolitanarum et cathedralium 
ecclesiarum et vicarii seu praebendarii praedictarum ecclesiarum servitio 
a delicti. 

Qtiantitas reddituum annuorum, deduetis oneribus, erit ut sequitur. 

Dioecesis Monacensis. 

Pro archiepiscopo florenorum viginti millium. 

Pro praeposito florenorum quatuor millium. 

Pro decano florenorum quatuor millium. 

Pro quolibet e sex canonicis senioribus florenorum bis millium. 

Pro quolibet e sex canonicis junioribus florenorum mille sexcentorum. 

Pro quolibet e tribus vicariis senioribus florenorum octingentornm. 

Pro quolibet e tribus vicariis junioribus florenorum sexcentorum. 



4) nempe praepositum et decanum et decem canonicos. Concordat vom 
ß. Juni 1817. 

5) octo canonicos. Concordat vom 5. Juni 1817. 

6) Das Concordat vom 5. Juni 1817 fährt fort: saltem sex. Si vero in 
posterum ecclesiarum istarum redditus per novas fundationes aut bonorum aug- 
mentationes in cremen tum tale pereeperint, ut plures praebendae erigi possint, 
canonicorum et vicariorum numerus ultra augebitur. 

7) respective agent. Concordat vom 5. Juni 1817. 

8) 8tatt der beiden Sätze Dignitarii — assignabunt hat das Concordat vom 
5. Juni 1817 folgende Bestimmung: Ex dignitatibus , canonicis et praebendariis 
illi, quo s archiepiscopi et episcopi ad exercenda officia vicariorum, officiahum et 
consiliariorum oaeteris praeferendos judieaverint, ad hnec munia obeunda praeter 
chori servitium tenebuntur. 
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Dioecesis Bambergensis. 

Pro archiepiscopo florenorum qnindecim millium. 

Pro praeposito florenorum trium millium quingentorum. 

Pro decano florenorum trium millium quingentorum. 

Pro quolibet e sex canonicis senioribus florenorum mille octingentorum. 

Pro quolibet e sex canonicis junioribus florenorum mille quadringentorum. 

Pro quolibet e tribus vicariis senioribus florenorum octingentorum. 

Pro quolibet e tribus vicariis junioribus florenorum sexcentorum. 

Dioeceses Augustana y Ratisbonensis et Herbipolensis. 

Pro quolibet episcopo florenorum decem millium. 
Pro quolibet praeposito florenorum trium millium. 
Pro quolibet decano florenorum trium millium. 
Pro quolibet e quinque canonicis senioribus florenorum mille sexcentorum. 
Pro quolibet e quinque canonicis junioribus florenorum mille quadrin- 
gentorum. 

Pro quolibet e tribus vicariis senioribus florenorum octingentorum. 
Pro quolibet e tribus vicariis junioribus florenorum sexcentorum. 

Dioeceses Passaviensis, Eiclistettensis et Spirensis. 

Pro quolibet episcopo florenorum octo millium. 

Pro quolibet praeposito florenorum bis mille quingentorum. 

Pro quolibet decano florenorum bis mille quingentorum. 

Pro quolibet e quinque canonicis senioribus florenorum mille sex- 
centorum. 

Pro quolibet e quinque canonicis junioribus florenorum mille quadrin- 
gentorum. 

Pro quolibet e tribus vicariis senioribus florenorum octingentorum. 

Pro quolibet e tribus vicariis junioribus florenorum sexcentorum. 

Quorum omnium reddituum summae salvae semper et integrae con- 
servandae emnt 9 ). Tempore autem vacationis archiepiscopalium et epis- 
copalium sedium, dignitatum, canonicatuum, praebendarum seu vicariatuum 
praedictae reddituum summae in utilitatem respectivarum ecclesiarum per- 
cipiendae et conservandae erunt. 

Habitatio insuper tarn archiepiscopis et episcopis quam dignitatibus, 
canonicis senioribus et vicariis pariter senioribus illorum dignitati et statui 
respondens assignabitur. 

Pro curia archiepiscopali et episcopali, pro capitulo et archivo majestas 
sua domum aptam assignabit. 

Ad negotium hujusmodi reddituum, fundorum et bonorum assignationis 



9) Das Conoordat vom 5. Juni 1817 fügt hinzu: et bona fundique ex quibus 
provenient neo distrahi nee in pensiones rautari nee novis praestationibus subjici 
poterunt. Ausserdem hat das Conoordat vom 5. Juni 1817 die Zahl der Dom- 
capitulare in den Metropolitanoapiteln auf 10 und in den Cathedralcapiteln auf 
8 herabgemindert, so dass in der obigen Aufzählung für „sex* jedes Mal „quinque 11 
und für „quinque 44 jedes Mal „quatuor" gesetzt ist. 

Sicherer, Staat u. Kirche. — Urkunden. 5 
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intra triinestre post ratificationem praesentis conventionis , si fieri poterit, 
vel ad summum intra semestre, et antequam canonica institutio ab apostolica 
sede archiepiscopis et episcopis detur 10 ). perficiendum utraque contrahentium 
pars commi88arios nominabit, ac de formali praedictae dotationis actu tria 
exemplaria in autbentica forma expediri jubebit regia majestas, unum pro 
archivo regio , alterum pro nuntio apostolico , tertium denique pro arelrivo 
singularum ecclesiaruin. 

Alia beneficia, ubi extant, conservabuntur. 

Quod pertinet ad dioecesim Spirensem, firma assignatione reddituuin 
ejus favore in bonis fundisque stabilibus, prout supra conventuni est, 
quoniam tarnen per temporum circumstantias assignari nunc praedictae 
dioecesi fundi ac bona stabil ia non possunt, interea, usque dum haec assi- 
gnatio fieri valeat, providebitur a majestate sua per assignationem prae- 
stationis annuatim solvendae in summa aequivalenti redditibus supradictis. **) 

Fabricarum denique ipsarumque ecclesiarum fundi, redditus, bona 
mobilia et immobilia conservabuntur et nisi pro ecclesiarum manutentione, 
pro divini cultus expensis et inservientium necessariorum salariis sufficiant, 
sua majestas supplebit. 

Art. 5. Sua singulis dioecesibus seminaria episcopalia conserventur 
et dotatione congrua in bonis fundisque stabilibus provideantur ; in iis 
autem dioecesibus, in quibus desunt, sine mora cum eadem pariter dotationo 
in bonis fundisque stabilibus fundentur. In seminariis autem admittentur 
atque ad normam sacri concilii Tridentini efformabuntur atque instituentur 
ii, quos episcopi 12 ) pro necessitate vel utilitate dioecesium in iis recipiendos 
judicaverint. Horum seminariorum ordinatio, doctrina, gubernatio et admi- 
instratio episcoporum 13 ) auctoritati pleno liberoque jure subjectae erunt 1 *). 
liectores quoque et professores seminariorum ab episcopis 15 ) nominabuntur 
et, quotiescunque necessarium aut utile ab ipsis judicabitur, removebuntur. 

Gymnasia seu lycea regni Bavariae archiepiscoporum et episcoporum in- 
spectioni et auctoritati tarn circa sanam doctrinam quam circa bonos mores 
subjecta erunt 16 ). 



10) Der Zwischensatz „et antequam canonioa institutio ab apostolica sede 
archiepiscopis et episcopis detur" fehlt im Coocordat vom 5. Juni 1817. 

11) In dem Concordat vom 5. Juni 1817 lautet der entsprechende Absatz: 
Quod pertinet ad dioecesim Spirensem, quoniam ob speciales circumstantias ei 
nunc fundi ac bona stabilia assignari non possunt, interea, usque dum haec 
assignatio fieri valeat, providebitur a majestate sua per assignationem prae- 
stationis annuatim solvendae in summa pro episcopo florenorum sex millium, pro 
praeposito florenorum mille quingentorum , pro decano florenorum mille quin- 
gentorum, pro quovis ex octo oanonicis florenorum mille, pro quovis ex sex yioarii* 
florenorum sexcentorum. 

12) instituentur adolescentes quos archiepiscopi et episcopi. Concordat vom 
5. Juni 1817. 

13) archiepiscoporum et episcoporum. Concordat vom 5. Juni 1817. 
141 Das Concordat vom 5. Juni 1817 setzt bei: juxta formas oanonicas. 

15) ab archiepiscopis et episcopis. Concordat vom 5. Juni 1817. 

16) Im Concordat vom 5. Juni 1817 ist der letzte Absatz in Artikel 5 in 
folgender Weise gefasst: Cum episcopis incumbat, sanae doctrinae circa oatho- 
lioam fidem et bonis moribus invigilare, in hujus officii exeroitio etiam circa 
scholas publicas nullo modo impedientur. 
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Art. 6. Majestas sua regia, collatis cum archiepiscopis et episcopis 
consiliis, assignabit pariter cum sufficienti dotü domum, in qua intirmi ac 
senes clerici benemeriti solamen et asylum reperiant. 

Art. 7. Insuper majestas sua considerans , quot utilitates ecclesia 
atque ipse Status a religiosis ordinibus percoporiut ac porcipore in posteruni 
possint, et ut promptam erga sanctam sodem voluntatom probet, praeter 
mendicantium coenobia aliasque religiosas communitates, quae nunc existunt, 
aliqua monasticorum ordinum coenobia, ad instituendam praesertim in reli- 
gione et litteris juventutem et in parochorum subsidium , inito cum archi- 
episcopis et episcopis consilio, restitui curabit 17 ). 

Art. 8. Bona supradictarum ecclesiarum, seminariorum, parochiarum, 
beneficiorum, fabricarum aliarumque omnium piarum fundationum semper 
et integre conservanda erunt nee distrahi nee in pensiones absque sedis 
apostolicae auetoritato mutari poterunt ™). 

Ecclesia insuper jus liabebit, novas acquirendi possessiones, et quidquid 
d* novo acquisiorit, faciet suum et censebitnr eodem jure ac veteres fun- 
dationes ecclesiasticae , quarum, uti et illarum, quae in posteruni fient, 
nnlla vel snppressio vel unio fiori poterit absque apostolicae sedis auetori- 
tatLs interventu , salvis facultatibus a sacro concilio Tridentino episcopis 
concessis 19 ). 

Art 9. 20 ) Sanctitas sua attenta utilitate, quae ex hac conventiojie 



17) In dem Concordat vom 5. Juni 1817 lautet Art. 7: 

Insuper majestas sua considerans, quot utilitates ecclesia atque ipso Status 
a religiosis ordinibus pereeperint ao pereipere in posterum posmnt, et ut promptam 
suam erga sanctam sedem voluntatem probet, aliqua monasticorum ordinum 
utriusque sexus coenobia, ad instituendam praesertim in religione et litteris juven- 
tutem et in parochorum subsidium, inito cum suneta sede consilio, cum convenienti 
dotatione instaurari curabit. 

18) In dem Concordat vom 5. Juni 1817 lautet der erste Absatz in Artikel 8: 
Bona seminariorum, parochiarum, beneficiorum, fabricarum omniumque aliarum 

piarum fundationum semper et integre conservandac crunt noc distrahi neo in 
pensiones mutari poterunt. 

10) Das Concordat vom 5. Juni 1817 setzt tributis statt concessis. 

20) In dem Concordat vorn 5. Juni 1817 lauten die ersten Absätze in 
Artikel 9: 

Sanctitas sua attenta utilitate, quae ex hac conventione manat in ea, quae 
ad res eccleeiae et religionis pertinent, majestati regis Maxirailiani Josephi cjusque 
successoribus catholicis per litteras apostolicas statim post ratificationem praesentis 
conventionig expediendas in perpetuum coucedet indultum nominandi ad tres 
ecclesias, nempe ad metropolitanam Monacensem et nd cnthedrales Ilerbipolensem 
et Ratisbonensem, dignos et idoneos ccclcsiasticos viros iis dotibus praedito?, quas 
sacri cauones requirunt; talihus autem viris sanctitas sua canouicam dabit insti- 
tutionein juxta formas consuetas. 

Pro reliquis autem ecclesiis regui Bavariac sequens servabitur ordo: 

Quotiescunque archiepiscopalis vel epiecopalis sedos vaeaverit, canonici int™ 
bimestre capitularitcr congregati majestati suae regiae proponent quatuor eccle- 
siasticos viros supradieta requisita habentes, partim de gremio capituli partim ex 
reliquo clero sive.saeculari sive regulari, ex quibus quatuor viris majestas sua 
unum nominnbit, isque iutra tres menses a die propoiutionis a capitulo faetae 
computandos ad sanctam sedem pro obtinenda provisione apostolica recurrere 
debebit; tali autem viro sanctitas sua canonicam institutionein dabit juxta forma* 
consuetas. 

5* 
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manat in ea, quae ad res ecclesiae et religionis pertinent, majestati regis 
Maximiliani Josephi ejusque successoribus in perpetuum indultum concedet 
nominandi ad vacantes archiepiscopales et episcopales ecclesias regni Bavariae, 
eo tarnen qui sequitur modo : 

Quotiescunque archiepiscopalis vel episcopalis sedes vacaverit, canonici 
intra bimestre capitnlariter congregati majestati suae regiae propositionem 
quatuor habilium et dignorum ecclesiasticorum virorum canonica requisita 
haben ti um, partim de gremio capituli partim ex reliqno clero sive secnlari 
sive regulari, facient,' ex quibus majestas sua unnm nominabit, isqne intra 
tres menses a die propositionis a capitulo factae computandos ad sanctam 
sedem pro obtinenda juxta hucusque solitam formam provisione apostolica 
recurrere debebit. Priusque vero eam obtinuerit , regimini seu admini- 
strationi ecclesiae, ad quam designatus est, nullo modo se immiscere poterit. 
Quodsi vero intra bimestre nulla facta sit propositio , sancta sedes vacanti 
ecclesiae de antistite providebit. 

Cum autem ad praesens plnres episcopales sedes vacent nee commode 
a capitulis nondnm constitutis supradieta propositio fieri possit, majestas 
sua regia per indultum apostolicum ad illas nominabit. 

Annatarum vero et cancellariae taxae proportionabiliter ad unius- 
cujusque mensae annuos redditus de novo statuentur. 

Art. 10. 21 ) Praeposituras tarn in metropolitanis quam in cathedra- 
libus ecclesiis alternis vieibus cum sua majestate regia conferet sanc- 
titas sna. 

Pro conferendis autem decanatu et canonicatibus statuitur, quod in 



Priusquam vero oam obtinuerit regimini seu administrationi ecclesiae, ad 
quam designatus est, nullo modo se immiscere poterit. 

Cum autem nunc plures sedes vacent et capitula nondum ordinata sint, 
proptereaque ab ipsis supradieta quatuor candidatorum propositio fieri non possit, 
sanetitas sua per apostolicas litteras ut supra expediendas majestati suae regi 
Maximilian o Josepho apostolicum indultum concedet nominandi intra duos menses 
a die ratificationis praesentis conyentionis computandos ad ecclesias, quae ad 
praesens vacant; eadem vero sanetitas sua nominatis supradieta requisita haben- 
tibus canonicam institutionem dabit juxta formas consuetas. 

Annatarum vero u. s. w. wie oben. 

21) In dem Concordat vom 5. Juni 1817 lauten die ersten Absätze in 
Artikel 10: 

Praeposituras tarn in metropolitanis quam in cathedralibus ecclesiis conferet 
sanetitas sua. Ad decanatus nominabit regia majestas, quae nominabit etiam 
ad duos canonicatus in tribus ecclesiis, nempe Monacensi, Herbipolensi et 
Ratisbonensi. 

Quod pertinet ad reliquo3 canonicatus, sequens ordo servabitur: 

Quotiescunque praebenda canonicalis vacaverit, archiepiscopus vel episoopus 
ecclesiae respectivae, exquisitis capituli sui suffragiis, aliquot dignos et qualita- 
tibus infra recensendis praeditos ecclesiasticos viros majestati suae proponet; 
quem autem ex iis rex nominabit, ei archiepiscopus vel episoopus canonicam 
dabit institutionem. 

In capitula ecclesiarum tarn metropolitanarum quam cathedralium alii in 

posterum non admittentur quam qui praeter qualitates a sacro a»ncilio Tridentino 

requisitas in animarum cura et sacris ministeriis cum laude versati sint aut 

-rohiepiscopo vel episcopo in administranda dioeoesi adjutrioem operam praesti- 

örint vel virtutis ao scientiae meritis se conspieuos reddiderint. 

Vicariatus vero u. s. w. wie oben. 
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postemm in capitata ecclesiarnm tarn archiepiscopalium quam episcopalium 
alii non adraittentur, quam qui praeter qualitates a sacro concilio Tridentino 
requisitas in animarum cura et sacris ministeriis cum laude versati sunt 
aut archiepiscopo vel episcopo in administranda dioecesi adjutricem operam 
praestiterint vel virtutis ac scientiae raeritis conspicuos sese reddiderint 
Quotiescunque itaque dignitas decanatus vel praebenda vacaverit, archi- 
episcopus vel opiscopus ecclesiae respectivae exquisitis capituli sui suffragiis, 
simulac majestati suae casum vacaturae notum faciet, tres dignos et quali- 
tatibus 8upra recensitis praeditos ecclesiasticos viros proponet ; quem autem 
ex iis rex nominabit, ei archiepiscopus vel episcopus canonicam dabit insti- 
tutionem. Vicariatus vero in iisdem metropolitanis et cathedralibus ecclesiis 
libere ab archiepiscopo vel episcopo conforentur. 

Pro hac vice tarnen, quoniam capitulis nondum constitutis omnia ea, 
quae hoc articulo statuta sunt, servari non possunt, nuntius apostolicus 
collatis cum majestate sua consiliis et auditis interesse habentibus nova 
capitula instituet. Idem circa vicarios seu praebendarios observabitur. 

Dignitarii, canonici 6t beneficiati omnos rosidentiales, uti a pluralitate 
heneficiorum et praebendarum juxta sacros canones prohibentur, ita ad resi- 
dentiam secundum eorum canonum rigorem, salva semper sedis apostolicae 
auctoritate, adstringuntur. 

Art. II. 22 ) Archiepiscopi et episcopi conferent beneficia tarn paro- 
chialia quam simplicia, quae juri patronatus regio vel privato subjecta 
non sunt. 

Ubi vero jus patronatus dubium aut litigiosum fuerit, archiepiscopi 
vel episcopi ad normam concilii Tridentini concursum indicent et tres pres- 
hyteros in concursu approbatos regiae majestati proponent, ut ex iis unum 
archiepiscopo vel episcopo praeseutet, cui archiepiscopus vel epicopus cano- 
nicam dabit institutionem. 

Quoad ea autem beneficia, quae antea pertinebant ad capitula colle- 
giatarum ecclesiarnm, ad abbatias et monasteria in praesens de facto non 
existentia quaeque non restituentur , si simplicia fuerint, sanctitas sua de 
speciali indulto concedet majestati regis Bavariae jus ad ea nominandi ; si 
vero fuerint parochialia, archiepiscopi aut episcopi similiter tres personas 
idoneas et in concursu approbatas regiae majestati proponent, ut ex iis 
unam archiepiscopo vel episcopo praesentet, cui archiepiscopus vel episcopus 
canonicam dabit institutionem. 

Praesontatio autem et nominatio ad omnia ista beneficia intra tempus 

22) In dem Concordat vom 5. Juni 1817 lautet der Artikel 11: 

Majestas sua regia praesentabit ad ea beneficia tum parochialia quam sim- 
plicia ad quae gloriosissimi ejus antecessores duces et electores Bavariae praesen- 
tabant. Archiepiscopi autem ot episcopi libere conferre pergent ea, quae ipsorum 
praedecessores tempore ducum et electorum Bavariae libere confcrebant. 

Quae vero juris patronatus privatorum sunt, ad ea praesentabunt eorum 
respectivi patroni. 

Archiepiscopi autem et episcopi praesentatis ut supra, in quibus debita 
agnoBoent requisita, canonicum dabunt institutionem. 

Praesentatio autem et collatio [sie!] ad omnia ista beneficia intra tempus a 
canonibus pruescriptum fiet, secus ea libere ab archiepiscopis et episcopis con- 
ferentur. 
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a canonibus praescriptum fient, secus ea beneficia libere ab archiepiscopo 
vel episcopo confcrentur. 

Art. 12. Pro regimine dioecesium archiepiscopis et episcopis id omne 
cxcrcere liberum erit, quod in vim pastoralis eorum ministerii sive ex decla- 
ratione sive ex dispositione sacrorum canonum secundum praesentem et a 
sancta scdo adprobatam ecclesiae disciplinam competit, ac praesertim 

a) vicarios , consiliarios et adjutores administrationis suae constituere 
ecclesiasticos quoscunque, quos ad praedicta officia idoneos judicaverint, 

b) ad statum clericalem assuinere et approbatis a sacris canonibus 
titulis ad ordines etiam majores, praevio examine ab ipsis episcopis vel 
eorum vicariis cuui examinatoribus synodalibus instituendo, promovere, quos 
nccossarios aut utiles suis dioecesibus judicaverint, et e contrario, quos 
indignos censuerint , a susceptione ordinum arcere , quin ab ullo quovis 
obtentu impediri queant, 

c) causas ecclesiasticas atque inprimis causas matrimoniales, quae juxta 
canonem 12. sess. 24. concilii Tridentini ad judices ecclesiasticos spectant, 
in foro eorum ecclesiastico cognoscere ac de iis sententiam ferre, exceptis 
causis mere civilibus clericorum , nempe contractuum, debitorum, haer edi- 
tat um, quarum coguitionem et decisionem sanctitas sua laicis judicibus indulget, 

d) in clericos reprehensione dignos et bonestum clericalem habitum 
eorum ordini et dignitati congruentem non deferentes poenas a concilio 
Tridentino statutas aliasque, qnas convenientes judicaverint, salvo canonici 
recursu billigere 23 ), poenis quoque canonicis animadvertere in quoscunque 
fideles ecclesiasticarum legum et sacrorum canonum transgressores, 

e) cum clero et populo dioecesano pro munere officii pastoralis libere 
communicare 24 ), praeterea episcoporum cleri et populi communicatio cum 
sancta sede in rebus spiritualibus et negotiis ecclesiasticis libera erit 2 ^), 

f) collatis cum regia majestate praesertim pro convenienti reddituum 
assignatione consiliis parochias erigere, dividere vel unire, 

g) praescribere vel indicare praeces publicas aliaque pia opera, cum 
id bonum ecclesiae vel Status aut populi postulet, et invigilare, ut in eccle- 
siasticis functionibus , praesertim autem in missa et in administratione 
sacramentorum , ecclesiae formulae usurpentur et latina lingua adhibeatur. 

Art. 13. Quoties episcopi libros aut in regno impressos aut in illud 
introductos gubernio indicabunt , qui aliquid fidei , bonis moribus aut 
ecclesiae disciplinae contrarium contineant , gubernium sine niora eos 
supprimi et fisco addici curabit 26 ). 

Art. 14. Majestas sua probibebit 2 ~) , ne catbolica religio ejusque 
ritus vel liturgia sive verbis, sive factis, sive scriptis contemnatur aut 



23) Das Concordat vom 5. Juni 1817 schaltet ein: eosque in seminariis aut 
domibus ad id destinandie oustodire. 

24) Das Coneordat vom 5. Juni 1817 fügt bei: suasque instructiones et Ordi- 
nationen de rebus ecclesiasticis libere publicare. 

25) Das Concordat vom 5. Juni 1817 fugt oei : nulloque impedietur ubstaculo. 

26) gubernium curabit, ut eorum divulgatio de Dito modo impediatur. Con- 
cordat vom 5. Juni 1817. Der Beginn des Artikels lautet ebendaselbst: Quoties 
archiepiscopi et episcopi. 

27) districte prohibebit. Concordat vom 5. Juni 1817. 
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wlesiarum antistites vel ministri in ext-rcendo munere sin», pro nistodiemla 
pracsortim iidoi ac morum doctrina et disciplina ecclesiac, quocumque modo 
impcdiantur. Desiderans praeteroa, ut debitus juxta divina mandata sacris 
ministri8 honor servetur, non patietur quidquam fieri, quod dedecus ipsis 
affere aut eos in contemptum adducoro possit ; immo vcro jubebit ut in 
quacumque occasiono ab omnibus regni ßavariao magistratibus peculiari 
revorentia atquo honoro eorum dignitati debito cum ipsis agatur. 

Art. 15. Archiepiscopi et episcopi coram regia majestato juramentum 
tidelitatis emittent sequentibus verbis expressum. 

Ego juro et promitto ad saneta dei evangelia obedientiam et tidcli- 
tatem regiae majestati; item promitto, me nullam communicationem habi- 
tunim nullique consilio interfntnrum nullamque suspeetam unionem neque 
intra neque extra conservaturum, quae tranquillitati publicae noceat ; et si 
tarn in dioecesi mea quam alibi noverim , aliquid in status damnum trac- 
tari, majestati suae manifostabo. 

Art. 16. Caetera, quae ad res ot personas ecclesiasticas speetant, 

quurum nulla in his articulis expressa facta est mentio , manebunt omnia 

»»t administrabnntur juxta vigontem et approbatam ecclesiac disciplinam ; 

. si qua vcro in postcrum supervenerit difticultas , sanetitas sua et regia 

majestas secum conferre et rem amice componore sibi reservaut. 

Art. 17. Praesens conventio gubstituitur omnibus legibus, ordina- 
tbmibus «t decretis in Havaria circa res rt'ligionis et circa ecclesiastiram 
disciplinam hueusque latis, qua*» majestas sua sublata esse decernit. 28 ) 

Art. 18. Utraque contrahentium pars spondet, se successoresque suos 
omnia, de quibus in bis articulis utrinque conventum est, sanetc servaturos, 
et a majestate regia praesens conventio lex status declarabitur. Practerea 
majestas sua regia 29 ) spondet, nihil unquam so successoresquo suos quavis 
de causa articulis hujus convontionis addituros neque in iis quidquam immu- 
taturos vel eosdem declaraturos esse absquo sedis apostolicae auetoritato et 
cooperatione. 

Att. 19. Ratification um hu jus conventionis traditio iiet intra quadra- 
ginta dies ab ejusdem data aut citius, si tieri poterit. 



Nr. 19. 

Gutachten des Staatsministers des K. Hauses und des Aeusseren 
Aloys Grafen von Rechberg über den Abschluss des Concordats vom 

7. August 1817. 

K. Staatsministcrium des K. Hauses und des Aeusseren. Original, 

Der Unterzeichnete muss innigst bedauern, dass vorliegende ßerathung 
über das abxuschliessende Concordat in einem Zeitpunkte erhoben wurde, 

28) In dem Concordat vom "». Juni ]S17 lautet Artikel 17: 

Praesens conventio gubstituitur omnibus legibus, ordinatiouibu? et decretii 
a gubernio circa res religionis hueusque latis*. 

29) Praeterea eadem majestas sua regia. Concordat vom 5. Juni 1617. 
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wo die Unterhandlung theils durch Uebereilung oder einseitige Ansichten 
des Gesandten, theils durch frühere Bewilligungen zur Reife gebracht und 
man in dio bedenkliche Alternative versetzt ist, entweder durch unbedingte 
Genehmigung dio wichtigsten Regierungs-Rechte zu opfern und mit dem 
öffentlichen Tadel die gerechten Vorwürfe der übrigen deutschen Höfe sich 
zuzuziehen , oder , gegenüber des consequenten und festen Hofes , schon 
eingegangene Zusagen zurückzunehmen, und die Beschuldigung eines incon- 
sequenten planlosen Benehmens auf sich zu laden. 

Indem Unterzeichnetem die Wahrung der Königlichen Gerechtsame 
erste und gebietende Pflicht ist, glaubt er jede damit verträgliche Rücksicht 
verbinden zu müssen, um von der Regierung alle Anklagen zu entfernen, 
die ein widersprechendes Benehmen voranlassen dürfte. 

Unterzeichneter glaubt, dass eine gründliche Ausscheidung der ange- 
brachten verschiedenen Bemerkungen allein zum Zwecke führen dürfte. 

Diese thoilen sich nach seiner Ansicht in wesentliche oder minder 
bedeutende — letztero zahlreichere will man vorerst beleuchten, und dann 
zu den wesentlichen üborgehen. 

Art. I. Sollen die Ausdrücke »quibus frui debet ex dei ordinatione 
et canonicis sanetionibus« hinwegbleiben ? 

Es würde allerdings wünschenswerth sein, diese Stelle als eine Quelle 
künftiger Irrungen beseitigen zu können ; allein in dem beinahe verjährten 
Streit über Aechtheit und Unächtheit der Canonen liegen auch die Ver- 
theidigungs-Mittel , um den daraus abgeleiteten Ansprüchen der Kirche zu 
begegnen. Alan glaubt daher , dass der Versuch zu machen , aber nicht 
unbedingt auf die Auslassung dieser Stelle zu bestehen sei. 

Art. III. Dürfte auf dio Beibehaltung der Redaction, wie sie in dem 
im April übersendeten Concordats - Project aufgeführt war, anzutragen 
sein etc. dignitarii et canonici omnes etc. 

Art. IV. Wird das Bisthum Speier in gleicher Dotation mit Passau 
und Eichstädt gegen die bestimmt erlassene Erklärung aufgeführt, dass 
Seine Majestät sich nie hierauf einlassen können ; doch dürfte dieser Umstand 
unter gehöriger Verwahrung gegen dessen baldiger Erfüllung, sowie der 
Zusatz »nee novis praestationibus subjici poterunt« keine Veranlassung geben, 
die Unterhandlung abzubrechen. 

Art. V. Der in dem Project der Instruction vorgeschlagene Zusatz, 
die Seminarien betreffend »efformabuntur et instituentur per cursumunius 
anni absolutis theologicis studiis« wird Aufmerksamkeit und Widerstand 
veranlassen. Das Wort adolescentes ist zwar zu vermeiden, übrigens 
ist hier durch ein organisches Gesetz jedem Missbrauche vorzubeugen. Der 
weltlichen Gewalt kommt es zu , die Studiencurse zu bezeichnen , welche 
jeder Candidat vor seinem Eintritte in das Priesterhaus zurückzulegen hat. 
In Mainz und in Salzburg mussten sogar dio Nomen der Bettelmönche ihre 
philosophischen und theologischen Studien auf den hohen Schulen vollenden. 

Der Punkt der Wachsamkeit der Bischöfe über die Glaubenslehre 
und Schulen, der unter dem 10. Mai bereits zugegeben war, wird jetzt 
wieder zurückgenommen. Die Bischöfe werden auch , ohne hiezu durch 
einen besonderen Vertrag berechtigt zu sein , es sich nicht versagen , bei 
der obersten Staatsgewalt Vorstellungen gegen eingerissene Sittenlosigkeit 
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und irrige Glaubens-Lehren zu machon. Von dieser wird es immer ab- 
hängen, obige Vorstellungen zu würdigen, und nach Beschaffenheit der 
Umstände zu handeln. 

Art. VII. Die Klöster betreffend dürfte gesetzt werden : inito cum 
sancta sede, archiepiscopis et episcopis consilio. 

Art. VIII. So passend der Vorbehalt »praevia causae cognitione« in 
Hinsicht der Erwerbungen der Kirche wäre, so ist vorauszusehen, dass er 
nicht angenommen werden wird. Die Regierung wird durch eine Erläuterung 
oder Kevision der Ambrtisations-Gesetze und durch organische Edicte hin- 
reichende Mittel finden , um die übermässige Bereicherung der Kirche zu 
beschränken, wenn der Geist der Zeit auch jemals diese Besorgnisse herbei- 
führen sollte. 

Art. XI. Unter Vorbehalt des Concurses glaubt man mit der ver- 
langten Ausdehnung des bischöflichen Collations-Rechts der Pfarreien es 
nicht so strenge nehmen zu müssen. Jede Forderung des Staats wird 
orfüllt, wonn alle zu Pfarrstellon ungeeigneten Individuen durch den Concurs 
ausgeschlossen werden. Es wird nur vortheilhaft auf die Disciplin der 
jungen Geistlichen wirken , wenn , abhängig von ihren Bischöfen, sie von 
diesen Belohnung und Verbesserung ihres Schicksals zu gewärtigen haben, 
wenn sie nicht mehr hoffen dürfen, von der weltlichen Gewalt gegen ihre 
vorgesetzte geistliche Behörde unterstützt zu werden, wenn sie keine Pro- 
tection mehr erschleichen können , die noch vor wenigen Jahren zwischen 
beiden Behörden Conflicte veranlasst hat, die mit ärgerlichen Auftritten 
verbunden waren. 

Da es nuu keinen Fürst -Bischof, der benachbarter Landesherr ist, 
mehr giebt, so ist die Gefahr des fremden Einflusses nicht mehr zu fürchten, 
gegen ultramontanische Grundsätze muss die eingeführte Lehrart und die 
Wahl guter Bischöfe und Consistorieu schützen. Um so wichtiger ist die 
directe Einwirkung der Regierung auf die höhere Geistlichkeit; immerhin 
gewährt das kgl. Patronats-Kecht hinreichenden Spielraum, um eine grosse 
Zahl würdiger Geistlicher zu versorgen ; wird in den secularisirten Landen 
eine gewisse Anzahl Pfarreien, z. B. y$ oder l /\ y ausgeschieden, welche 
der Ernennung Seiner Majestät vorbehalten bleiben , so dürfte man nach 
diessseitiger Ansicht unbedenklich die übrigen den Bischöfen überlassen, 
und dagegen andere Vortheile von ungleich grösserer Wichtigkeit erlangen. 

Art. XII. Dieser Artikel umfasst die wichtigsten Ansprüche der 
römischen Curie, nämlich die Kirchen -Discipl in , die Aufnahme zu den 
höheren Weihen, die geistliche Gerichtsbarkeit, das Corrcctions- und Aniinad- 
versionsrecht, die Recurse nach Rom. Die Kirchen-Disciplin betreffend ist 
nicht zu erwarten, dass der römische Hof den Satz »sive ex declaratione, 
sive ex dispositione sacrorum canonum« fahren lassen wird. Dieses ist ein 
Palladium, dessen er sich nie wird berauben lassen , und an welchem alle 
Unterhandlungen scheitern werden. Ebenso verhält es sich in Hinsicht 
der Ehesachen, wo es vorauszusehen ist, dass der zweckmässige Vorschlag 
»quoad vinculum sacramenti« ohne Allegation des Tridentinischen (Amciliums 
(welcher zwar zu versuchen sein dürfte) verworfen werden wird. 

Der ungeeigneten Aufnahme zu höheren Weihen wird immer durch 
landesherrliche Verordnungen vorgebeugt werden können. 
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Das Animadversions-Rccht scheint nicht von so bedeutenden Folgen 
zu sein, um diesen im Ultimatum bereits zugestandenen Punkt wiederum 
zurücknehmen zu wollen. 

Die Stello »suasque instruetiones et ordinationes liboro publicare« war 
der kgl. Gesandte im äussersten Falle zu bewilligen ermächtiget; diese, 
sowie der Zusatz am Schlüsse »nulloque impedietur obstaeuio«, waren nicht 
in dem Ultimatum aufgeführt. Sollto die Verhandlung daran scheitern, so 
dürfte nachgegeben werden, da das placetum regiuin immer stillschweigend 
vorbehalten ist. 

Art. XIII. Man sieht keinen hinreichenden Grund, um durch die 
Zurücknahme dieses schon bewilligten Artikels (der zwar durch den 
Artikel 14 überilüssig wird) sich dem römischen Hofe ungefällig, und von 
hier aus inconsequent zu zeigen. Diese Bewilligung kann durchaus keine 
Folgen nach sich ziohen , da die Regierung , von den Edicten über die 
Pressfreiheit ausgehend , dergleichen bischofliche Anzeigen , wenn sie ge- 
schehen sollten, zu würdigen wissen wird. 

Von den bisher berührten Punkten sind mehrere , die nach ihrer 
buchstäblichen Auslegung auffallen müssen ; sie können aber denjenigen 
nicht befremden, der mit den Sprach -Formeln der römischen Curie vertraut 
ist. Viele dieser Zusätze schrecken bei der ersten Uebersicht, und sind an 
sich unerheblich , viele sind in dem Laufe der Unterhandlung mit dem 
römischen Hofe bereits zugestanden worden. 

Wird auf die Bestimmungen unabweichlich gedrungen, die vorliegende 
an den Gesandten in Korn zu erlassende Instruction enthält , so muss die 
ganze bereits durch Unterschrift der ersten römischen Behörde gefertigte 
Unterhandlung als abgebrochen betrachtet, und dieses unabsehbare Geschäft 
unter den ungünstigsten Kindrücken und nicht ohne Bitterkeit und ohne 
Hoffnung eines besseren Erfolges von neuem angefangen werden. 

Unterzeichneter glaubt daher, dass man in allen bereits erwähnten 
Artikeln unter einigen Modifikationen um so mehr nachgeben könnte, um 
mit desto grösserem Nachdruck auf folgende wichtigere Bestimmungen 
bestehen zu können. 

Unter diesen ist 

Art. IV zu zählen. Dieser für das kgl. Aerar sehr wichtige Vor- 
behalt kann sich nur auf die noch vorhandenen Secular-Beneficion, Pfarreien 
und andere beneficia simplicia beziehen. Es muss daher die Vorsorge 
getroffen werden, dass die noch nicht aufgelösten reichen Corporationen, 
besonders die Collegiat-Stifter in Regensburg, zur Dotation der Bisthümer 
verwendet werden dürfen. 

Die in unserem Artikel in Hinsicht der kgl. Oberaufsicht auf das 
kirchliche Vermögen vorgeschlagene Clausel »salvo tarnen supremo inspec- 
tionis jure regio« wird nie in Rom angenommen werden, obgleich der Aus- 
übung dieses Rechts kein Hinderniss in den Wog gelegt werden wird. 

Art. IX. Die Ernennung der Bischöfe, die allen katholischen Souveräns 
in Europa zusteht, betrachtet Unterzeichneter als ein von der Krone unzer- 
trennliches Recht und unter ihrer Würde, auf ihre Ernennung blos mittelbar 
durch die Capitel einzuwirken. 

Dieses wesentliche Recht, welches man nicht nur als Ehrensache, 
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sondern aus dorn Gesichtspunkte zu behaupten bedacht »ein muss, urn desto 
grösseren Einfluss auf die Vorstände der höheren Geistlichkeit zu erhalten, 
war im Jahre 1807 eingeräumt. Es ist nicht begreiflich, warum die 
römische Curie gegenwärtig von dieser Bewilligung abweichen will. — 
Der Cardinal Severoli äusserte dem Unterzeichneten selbst sein Erstaunen 
über eine Bestimmung, die noch keinem katholischen Fürsten verweigert 
worden war. 

Wie würden Seine Majestät neben den viel kleineren katholischen 
Souveräns in Italien und vor ihren Mitverbündoten in Frankfurt erscheinen, 
wenn Allerhöchst Sie in dem Augenblicke einer mit so grossen Opfern 
verbundenen neuen Gründung der kirchlichen Verhältnisse in Ihren Staaten 
dieses Recht nicht erhalten würden. 

Die theilweiso Ernennung, wie sie der römische Hof zugesteht, würde 
die verschiedenen Kirchen in eine ungleiche Stellung gegen den Staat 
versetzen, durch keinen denkbaren Grund zu erklären sein , und der Welt 
den misslungenen Versuch, der Regierung das Ernonnungsrecht zu erhalten, 
klar vor Augen legen. 

Unterzeichneter muss daher wünschen, dass dieses Ernennungsrecht 
nachdrücklich behauptet und dagegen dem römischen Hofe angeboten werde, 
in den secularisirten Ländern den Bischöfen 2/3 und uöthigonfalls auch 
: */4 der Pfarr-Besetzungen zu überlassen. 

Nach den französischen und italienischen Concordaten haben die 
Bischöfe alle Pfarreien zu besetzen. Was Napoleon einräumon konnte, kann 
unbedenklich von diesseitiger Regierung geschehen. 

Auch in Betreff der Canonicate liegen Bestimmungen vor, die unver- 
träglich mit den unveräusserlichen Rechten eines katholischen Regenten und 
den bisherigen Befugnissen der baierischen Herzoge erscheinen. Wenn unter 
viel beschränkteren Verhältnissen die baierischen Herzoge und Kurfürsten die 
Verleihung aller Canonicate und sogar der päpstlichen Monate in allen 
Collegiatstiftern besassen, so kann man sich nicht überzeugen, aus welchem 
Grunde man gegenwärtig dieses Recht aufgeben sollte. Bei den Unter- 
handlungen im Jahre 1806 hatte der päpstliche Nuntius nicht nur die 
Ernennung aller Präbenden Seiner Majestät eingeräumt, sondern sogar die 
Alternative in Besetzung der Domprobsteien zugestanden. Was damals dein 
Interesse der Kirche nicht nachtheilig war, ist es auch gegenwärtig nicht. 

Da es nun bei den schon eingeräumten Bewilligungen schwer sein 
dürfte , die Ernennung aller Präbenden zurückzuverlangen , so dürfte doch 
wenigstens auf die Hälfte in allen Capiteln bestanden werden. In dem 
Maasse, als der Regierung Mittel eingeräumt werden, verdiente Individuen 
selbst zu belohnen, wird dem oligarchischen Corporations-Geiste vorgebeugt, 
der durch lange wiederholte Erneuerungen ex gremio zuletzt aus der Kirche 
einen Staat im Staate bildet. • 

Diese Capitel würden sich aus den Verwandten ihrer Mitglieder 
erganzen, wie vormals die Reichsstifter in Würzburg, Mainz, Münster sich 
im Verlaufe der Zeit und gegen den buchstäblichen Inhalt ihrer älteren 
Statuten sich mit Ausschliessung aller Doctoren auf den fränkischen, rhei- 
nischen und westphälischen Adel beschränkten. 

Art. XVII. Ist der Zusatz »in quantum illi contrariantur« wesentlich. 
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Art. XVIII. Kann der Versuch erneuert werden, das jus suprematus 
sich vorzubehalten ; die römische Curie muss zwar diese landesherrliche 
Suprematie ungestört ausüben lassen; es ist aber nicht zn erwarten, dass 
man sie zu einer wörtlich ausgedrückten Anerkenntniss derselben jemals 
bringen wird. Viel leicht könnte man durch einen Zusatz diese landes- 
herrliche Suprematie stillschweigend ausdrücken. So räumt der Papst iu 
Art. 19 des italienischen Concordais dem Präsidenten der Republik alle 
Rechte ein , welche die vormaligen Herzoge von Mailand besessen haben. 
— Wenn die römische Curie in gegenwärtigem Concordat das Anerkenntniss 
der Gerechtsame erneuern wollte, welche die Kegierungs- Vorfahren Seiner 
jetzt regierenden Majestät durch Ihren geistlichen Rath ausüben Hessen, so 
wäre alles gerettet. 

Ehe Unterzeichneter schliesst, erlaubt er sich noch folgende allgemeine 
Bemerkungen : 

1) Es ist als ein Axiom anzunehmen , welches durch die Erfahrung 
aller Zeiten gerechtfertiget wird , dass in den Verhandlungen mit dem 
römischen Hofe nicht wie in gewöhnlichen Verträgen eine genane Be- 
stimmung der wechselseitigen Rechte und Befugnisse zu erwarten ist. 
Allerdings sind die unveräusserlichen Rechte des Regenten in dem vor- 
liegenden Concordats-Projecte nicht ausdrücklich bewahrt, allein sind sie 
es in einem höheren Grade in irgend einer bekannten Convention mit dem 
römischen Hofe? Ihrq Sprache ist die des Mittelalters und muss dieselbe 
bleiben , wenn sie ihrem System treu und consequent bleiben , und sich 
nicht der Gefahr aussetzen wollen, das Gebäude einstürzen zu sehen. Das 
placetum regium, die Vorbehalte von jure suprematus, salva ratificatione, 
salvo jure inspectionis darf man nie erwarten in eine Convention eingerückt 
zu sehen. 

Die Schwierigkeit der Redaction wird durch die in der vorgeschlagenen 
Instruction an den Gesandten enthaltene Punctation noch vermehrt, ohne 
hoffen zu können, dass man zu einem klar und bestimmt abgefassten Con- 
cordat, das mit keinem lauernden Hinterhalte verbunden wäre, jemals 
gelangen wird. Sind die Hauptpunkte berücksichtiget, so lässt sich von 
der Conscquenz der Regierung, und ihren organischen Edicten eine eben so 
fest begründete kirchliche Einrichtung, als in anderen katholischen Staaten 
erwarten, in welchen die römischen Anmassungen längst aufgehört haben 
furchtbar zu sein. 

Die Besorgnisse, dass die von der Regierung nach abgeschlossenem 
Concordat allenfalls zu erlassenden erläuternden Edicte dieselben Folgen 
wie in Frankreich unter Napoleon haben möchten, verschwinden, wenn man 
die Stellung beider Länder erwägt, und auf den Umstand Rücksicht nehmen 
will, dass Frankreich damals aus einem furchtbaren Revolutions-Zustande 
hervortrat, *ind dessen Machthaber es nicht wagen durften, den herrschenden 
Ideen zu nahe zu treten , dass in Baiern schwerlich eine* Bekanntmachung 
erscheinen dürfte, wie jene berüchtigte des Ministers Portalis, der, um die 
irreligiösen Gemüther zu beruhigen, in seiner Einleitungsrede zu den orga- 
nischen Edicten den Satz aufstellte, dass es den Geistlichen frei stünde, 
auch nach erhaltenen Weihen in das bürgerliche Leben zurückzutreten, 
und andere Beschäftigungen zu ergreifen. 
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2) Der römische Hof kennt seinen Vortheil zu gut, um durch die 
Einsetzung von Bischöfen der Verlegenheit zuvor zu kommen , in welche 
wir bald zu gerathen voraussehen dürfen, und um uns in die Lage zu ver- 
setzen, die Abschliessung eines Goncordats auf unbestimmte Zeit zu ver- 
schieben. Die Publizität ist eine dem römischen Hofe nicht furchtbare 
Waffe , diese könnte er sogar gegen unsere Regierung kehren , indem er 
solche der Inconsequenz beschuldigen dürfte. Denn es ist nicht zu läugnen, 
dass man mehrere Abweichungen von bereits eingegangenen Bestimmungen 
vorschlägt. Diese Zurücknahme ist eine bisher bei Unterhandlungen so 
ungewöhnliche und auffallende Erscheinung, dass das k. Ministerium dadurch 
Gefahr läuft, in ein zweideutiges Licht gestellt zu werden. 

3) Wenn die Frage aufgeworfen werden sollte, ob man ein Concordat 
wolle oder nicht, so muss Unterzeichneter die Ueberzeugung ausdrücken, 
dass die Wiederherstellung der kirchlichen Verhältnisse als ein dringendes 
Bedürfniss anzusehen sei, und dass ein gänzliches Fehlschlagen der Unter- 
handlungen nur von den nachteiligsten Folgen sein könnte. 

Diesemnach kann Unterzeichneter nur den Wunsch wiederholen, dass 
man in der Folge der Unterhandlung alle unnützen Spitzfindigkeiten ver- 
meide und minder wesentliche Funkte dorn Hauptzwecke unterordne. 

Ueberzeugt, dass von neu aufzufassenden Discussionen über Grundsätze 
nicht die Bede sein kann , und dass die ausgezeichnetsten Canonisten 
Deutschlands den Standpunkt der Unterhandlung nur noch mehr verrücken 
würden, glaubt Unterzeichneter, dass die Absendung einer eigenen Com- 
mission nach Kom nur unnützes Aufsehen erregen würde. Ueberdies ist 
die Beigebung neuer Individuen so sehr gegen alle diplomatische «Formen, 
dass eine Abberufung minder kränkend für den sehr bejahrten königlichen 
Gesandten sein dürfte. Wenn ein Individuum nach Kom abgeordnet werden 
sollte, so können die Unterhandlungen nicht mit dessen Beirathe fortgesetzt 
werden. Es kann nur in der Absicht geschehen , um die Ansichten des 
Ministeriums dem Gesandten ausführlich mitzutheilen , ihn mit der öffent- 
lichen Stimmung im Königreiche und in Deutschland bekannt zu machen, 
und zugleich über den Gang der Unterhandlungen der anderen Mächte am 
römischen Hofe diejenigen Aufschlüsse zu erhalten , die vielleicht dem zu 
bejahrten Gesandten entgangen sein mochten. 

München, am 7. August 1817. 

(gez.) Rechberg. 



Nr. 20. 

Königliches Resoript an die protestantischen Generaldecanate und das 
Districtsdecanat in München, die Besorgnisse wegen des Goncordats 

betreffend vom 12. März 1818. 

K. Staatsministerium des Innern für Kirchen- und Schulanyclegen- 
heiten. 

M. J. K. etc. 

Es sind Uns, th^ils durch die geeigneten Behörden, theils mit Ueber- 
gehung derselben unmittelbar, mehrere Vorstellungen der protestantischen 
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Geistlichkeit zugekommen, in welchen dieselbe auf den Grund eines lediglich 
durch öffentliche Blätter uud noch nicht im ordentlichen gesetzlichen Wege 
ihr bekannt gewordenen, mit dem päpstlichen Stuhle abgeschlossenen Con- 
cordats ihre Besorgnisse wegen der künftigen Rechtsverhältnisse ihrer Kirche 
ängstlich äussert. 

Wir erklären euch hiedurch zu euerer und der protestantischen Ge- 
sammtgemeinde Unseres Königreichs Beruhigung: dass Wir nicht nur alle 
in Beziehung auf ihre kirchlichen Verhältnisse erlassenen frühern Edicte 
und Verordnungen aufrecht erhalten, sondern auch denselben in der bevor- 
stehenden Verfassung des Reiches und den damit in Verbindung stehenden 
constitutionellen Gesetzen gegen jeden Einfluss der katholischen Geistlichkeit 
eine vollkommene Sicherstollung verschaffeu werden. 

Dagegen erwarten Wir, dass im Vertrauen auf die bekannten, hier- 
durch bestätigten Grundsätze Unserer Regierung in Religions-Angelegen- 
heiten, alle weiteren Umtriebe und voreiligen Besorgnisse durch euere 
pflichtmässige Einwirkung werden beseitiget werden. 

München, den 12. März 1818. 

An die königlichen Regierungen des 
Ober -Main- und Rezat - Kreises , als 
protestantische General-Decanate und 
an das Districts-Decauat in München 
also ergangen. 



Nr. 21. 

Anonymer Bericht über den Eindruck, welchen die Verkündigung der 
bayerischen Verfassung auf die Curie machte. [Rom?] 20. Juli 1818. 

K. Staatsarchiv. 

Les articies de la Constitution de Baviere relatifs ä la religion ont 
alarme la cour de Rome. On a nomine une coinmission de prelats pour 
les examiner, laquelle les a declaro incompatibles avec les principes de 
Teglise. II a etö question d'interdire au clergß de preter serment ä cette 
Constitution. La moderation du pape et du cardinal Gonzalvi a calme la 
violence des ultra. 

Neanmoins , comme iis sont trös zeles et en majorite , on dit qu'il 
s'agit d'adresser ä sa majestö le roi de Baviere une lettre monitoire sur 
les dangers auxquels Teglise leur semble exposce par sa nouvelle Consti- 
tution, et une pastorale au clergö pour lui tracer la conduite ä tenir dans 
ces circonstances. On croit que ces pieces paroltront bientot. Quoique 
cette nouvelle vient de bonne source, il n'est pas probable qu'elle seit 
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realisle. Mais il est bon de savoir que tel est l'ordre du jour et l'esprit 
dominant. 

A la verite, la cour de Korne est dans l'embarras, d'adherer ä des 
principes contraires ä ses maximes et a ses interöts, ou a se prononcer 
contre ce qui est conforme ä l'evangile et ä l'esprit du siecle, la tolerance 
de la part de Fautoritö royale. 

Malgre les rogrets des amis de la doinination ecclesiastique , ils sont 
trop politiques pour oser proclamer aujourd'hui, que la liberte de conscience 
et des cultes est contraire a la religion catholique. 

On s'abstiendra certainement de mesures violentes et publiques, et 
on n'emploiera que les ressorts de l'influence Sbcrete sur les consciences, 
et la force d'inertio. Gagner du temps, et ne pas sanctionner ce qui est 
contraire aux prätensions sur le retour du passe , est la tactique de ceux 
qui croient que le präsent est precaire. On compte ici sur quelqu'ävene- 
ment qui renversera les monarchies constitutionelles , et dans cette attente 
on conseille de ne point se conformer aux nouveaux principes sur la 
liberte des cultes. 

Ces yues sont aussi naturelles aux hommes qui regrettent la domi- 
nation, qu'elles sont contraires ä la marche de l'esprit public. Dans 
tonte 1'Italie, et meme ä Borne, on applaudit publiquement aux principes 
etablis dans la Constitution de Ba viere. Ceci suffit pour connoltre la 
marche a suivre dans la presente controverse, savoir, profond respect pour 
les vrais principes de la religion, fermete inebranlable pour le maintien 
des droits de l'autorite royale ä proteger la liberte des consciences, et 
publicite dans los transactions relatives & cette affaire avec la cour de Korne. 
Par ce dernier moyen le triomphe de la bonne cause est assure; Topinion 
publique dfeertera sans retour les suppOts de Terreur. 

Ce 20. Juillet 1818. 



Nr. 22. 

Depesche des bayerischen Geschäftsträgers in Neapel Franz Olivier 
Graf von Jenison-Walworth an den Staatsminister des K. Hanses 
nnd des Aeusseren Aloys Grafen von Rechberg über denselben 

Gegenstand. Neapel 11. Augnst 1818. 

K. Staatsarchiv. Chiffrirt. 

Monsieur le comte! 

Je crois de mon devoir de ne pas vous laisser ignoror les details 
que renferme cette lettre. La seule consideration qui ait pu nie drter- 
ininer a les communiquer u votre excellence, c'est que j'ai des raisons 
tres fortes pour croire que la mission de Korne les iguorf jusqu'u im 
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certain point, ou n'en est pas aussi bien informee qu'elle pourrait l'ätre. 
Je vous prie , monsieur le comte , de n'attribuer qu'ä cette seule consi- 
deration et au zele pour le Service du roi la libertö que je prends de 
vous les adresser. S'ils ne vous sont pas nouveaux, vous ne me ferez 
neanmoins nul reproche de vous les avoir repetees, et vous rendrez, j'en 
suis certain , justice ä la purete des intentions qui in'ont guide ; si vous 
les ignorez, je serai bien aise d'en avoir pu rendre compte ä votre excellence. 
On doit vous avoir informe , monsieur le comte , de l'enthousiasme que 
la Promulgation de l'acte de la Constitution Bavaroise a produit particu- 
lierement dans le nord de l'Italie, et principalement a Milan; cela est 
pousse ä un tel point que j'ai cru devoir prior plusieurs de mes correspon- 
dants de ne plus m'en ecrire afin de ne pas nous compromettre recipro- 
quement. Elle a produit la nieme Sensation ä Korne; mais eile nous 
a rendu un objet de haine et dfoesp&ration au sacre College. La Consti- 
tution de la Baviere est regardde par la cour papale comme incompatible 
avec ses maxi mes en matieres ecclesiastiques. Une congregation, chargee 
d'exaininer les articles relatifs ä la religion, les a declare inadmissibles. 
Elle a propose des mesures propres ä interdire au clerge Bavarois de 
preter serment ä la Constitution; mais la sagesse et la moderation du 
pape et du cardinal Consaivi a rejete' cette idee. II a ete apres question 
d'adresser au roi une lettre monitoire, et une pastorale au clergä pour 
lui tracer la conduite a suivre. On ne fera rieu dore*navant de violent; 
mais on emploiera tous les moyens secrets pour exciter une division dans 
le clerge et pour alarmer les consciences des paysans Bavarois catholiques 
sur la nouvelle Constitution qu'on regarde dans les salons du Vatican 
comme l'ouvrage des illuminäs. Le fait est qu'on s'occupe möme dans ce 
moment-ci ä la cour de Borne beaucoup de cette affaire tres secrötement, 
et qu'on y pröpare un plan contraire ä Tesprit de la Constitution ä Tägard 
de tolerance religieuse ; on attend que le nonce s'est etabii ä Munich pour 
agir; il sera entoure en cons4quenco et doit servir de point d'appui au 
parti anti-constitutionnel. 

J'ai puise ces dotails a une source positive et veridique que je dois 
me reserver, monsieur le comte, de vous faire connoltre en temps et 
lieu. II me reste ä peine le temps d'offrir en toute häte ä votre excellence 
Thommage du sincere devouement et de la plus haute consid^ration avec 
laquelle je suis, 

monsieur le comte, 

votre tr&s humble et trös ob^issant 
serviteur F. 0. Jenison. 
Naples ce 11. Aoüt 1818. 

P. S. Veuillez, monsieur le comte, me faire la grace de me faire 
accuser par deux mots la röception de cette lettre. 
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Nr. 23. 

Königliche Depesche an den Gesandten in Rom Cardinal Häffelin 

vom 9. September 1818. 

K. Staatsarchiv. Conccpt von Rechbcrg's Hand, von dem König 
genehmigt. 1 ) 

Le chauoine Helfferich , im des plus dignes ecclosiastiques dt» 1' Alle- 
magne, et avantageusement connu du saint siege, vous remettra, monsieur 
le cardinal , les präsentes. Cet individu se rend a Konie , pour y fairn 
ronnoltre la Situation des esprits en Allemagne , et les motifs in.perieux 
qui m'ont engago ä dünner une Constitution a mon royaume, et a l'accoiu- 
pagner d'edits organiques couformes au pacte federatif signe ä Vienne, ot 
aux droits qui y sout assures aux pouples de V Allemagne. 

Je connois Hrnpression que ma Constitution et mes edits ont produite 
a Rome. Je n'ignorc point, qu'une commission de prelats, nommes pour 
les exaniiner, les a frappes d'anathuiues et les a declares incompatibies 
avec les principe« de Teglise. Je sais, qu'il a eto question d'iuterdire au 
clerge Bavarois de pröter sornient ä la Constitution, et que cette proposition 
ayant etB rejetee par le saint pöre et lo cardinal Gonsalvi , on y avoit 
substituo Pidee, de ni'adresser une lettre monitoiro et une autre lettre 
pastorale a mon clerge dans laquelle on hü auroit traco la ligne de con- 
duite ä tonir dans ces circonstances ; on ajoute que cette mesure a <»to 
egalement ajoumee. En attendant lo cardinal Gonsalvi inaude ä mon ministre 
des relations oxterieures, quo les nouvelles loix publikes avec lo concordat 
•*n Baviere avoient cause une vive doulour au saint perc, et qu'il se 
reservoit d'en faire l'objet de Communications ulterieures. Je desire que 
le chanoine Helfferich arrive ä temps, pour prevenir une discussion dont 
je ne saurois esperer le moindre resultat. Je ne puls plus rien changor 
a ce qui a ete fait ; les loix organiques fönt partim integrantes de la 
Constitution , et il taut l'assentiment des chambres pour y apporter une 
uiodification quelconque. Les bases dont on part a Korne, sont si etran- 
geres a rAllemagne , on y connoit si peu cet esprit public quo les sou- 
verains les plus puissants sont obliges de menager en Allemagne , que je 
chercherai en vain a persuad<'r le saint siege qu'il n'a pas dependu de moi 
d'agir autremont. 

II falloit contenter tous les partis; il falloit satisfaire 1200 niille 
protestauts Bavarois, alarmes du concordat, qui croyoient deja leurs droits 
ronstitutionnels leses, et qui craignant pour la liberte de leurs consciences, 
n'auroient pas manquo de s'adresser ä la diöto de Francfort, oü Ton a 
desapprouvo publiquement mon concordat. 



1) Dass die Depesche in dieser Fassung abgesendet wurde, ergibt sich aua der 
Antwort des königlichen Gesandten in Rom, Cardinais HÜffelin, vom 17. Sep- 
tember 1818. 

Sicherer, Staat u. Kirche. — Urkundeu. 
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Mos principes n'ont pas change, j'executerai fidelement et ponctuelle- 
ment le conco^dat, j'y attache le plus grand prix, c'est ce dont le chanoine 
Helfferich aura eu occasiou de se persuader. Si on se refusoit ä Roine 
ä Tevidence des raisons qu'il sera ä meine de developper, il ne me resteroit 
qu'a. gemir d'un aveuglement dont les consequences pourroient devenir 
incalculables. 

Sur ce je prie Dieu etc. 



Nr. 24. 

Gutachten des Staatsministers der Finanzen Maximilian Freiherrn 
von Lerchenfeld über die Häffelin'sche Declaration vom 27. September 
1818, vorgetragen in der Ministerialconferenz vom 6. November 1818. 

K. Staatsrath. Original. 

Folgerungen, 
welche sich aus der Cardinal Häffeliii' sehen Erklärung am heiligen Stuhle 
vom 27. September ergeben, wenn dieselbe als wahr angenommen würde. 

1) Das Eeligions - Edict , welches die Verhältnisse der kirchlichen 
Gesellschaften gegeneinander und die äusseren Verhältnisse derselben gegen 
die Regierung festsetzt, ist für die Katholiken nicht verbindlich. Für 
diese ist auch in diesen beiden Beziehungen nur allein das Concordat die 
einzige Norm. 

2) Das Keligions-Edict ist hingegen gesetzliche Bestimmung für die 
Protestanten in ihrem Verhältnisse gegen die Katholiken. 

3) Katholiken können daher in protestantischen Orten sich nieder- 
lassen , daselbst ihre Hausandacht haben , oder sich zur Ausübung ihrer 
Religion in eine kirchliche Gemeinde bilden. 

4) Die Katholiken können hingegen jene Rechte und Vorrechte gegen 
die übrigen Glaubensgenossen im Königreiche ansprechen, welche ihnen der 
Artikel 1 des Concordates zuspricht, und sie erkennen keine Gleichheit der 
Rechte und Verhältnisse der Protestanten an. 

5) Nach diesem Artikel 1 sind die beiden anderen Confessionen neben 
der herrschenden katholischen nur tolerirt. 

Der Ausdruck quibus frui debet beseitiget sogar alle Berufung 
auf den dermaligen Besitzstand und öffnet der Römischen Curie für alle 
Zukunft den Eingang zu den intolerantesten Grundsätzen und Forderungen, 
sowie sie in der Folge der Zeit eine Hoffnung zu finden glaubt, dieselbeu 
durchsetzen zu können. 

6) Nach dem Religions-Edicte darf keine Partei die Mitglieder der 
andern durch Zwang oder List zum Uebergange verleiten. Nach cano- 
nischen Grundsätzen ist dies« nicht verboten , und der katholische Clerus 
hält sich daher nach dem Concordato um so mehr hiezu berechtiget, als 
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selbst die päbstliche Allocution von der Hoffnung eines von Tag zu Tag 
reichlicheren Zuwachses der katholischen Religion in Baieiu spricht. 

7) Das l'oncordat besieht sich sowohl im Hingänge, als in mehreren 
udflmi Punkten auf die canonischen Satzatigen. 

IIa diese im allgemeinen nicht angenommen und festgestellt sind, da 
die sogenannten falschen Isidorisehen Ueeretalen von jeher auf das lebhaf- 
teste widersprochen wurden, da die Auslegung des Satzes, dtiss Sie katho- 
lische Religion mit jenen Rechtun und Vorrechten aufrecht und unversehrt 
erhalten werden solle, welche sie nach Gottes Anordnung und den cano- 
nischen Satzungen gemessen' soll , allen Ansprüchen des Clerus und einer 
vollkommen nltramoutanistisclien Auslegung des Coucordates die Thore 
öffnet, so fand man nach der reifesten Uehi'rlegimg es durchaus nöthig, 
das Religions - Kdict als die einzige Sehutzwehr gegen diese Gefahr zu 
erlassen, und iu diesem die äusseren kirchlichen Verhältnisse der drei mit 
gleichen Hechten begabten Glaubens-Confessioneu gegeneinander, sowie ihr 
Verhältnis» gegen den Staat in allen äusseren Religions- Verhältnissen fest- 
zusetzen, und solch« Schranken zu bestimmen, rtass die kirchliche Behörde 
in allen äusseren kirchlichen Verhältnissen die nöthigen Schranken nicht 



Ist das Religions- Kdict für die Katholiken officio!! zurückgenommen, 
wie, dies durch die Hälfe) in'sclie Erklärung geschehen, so ist der Komischen 
Curie alle Befugniss eingeräumt, den Clerus nach den ultra man tarnst Lochen 
Grundsätzen zu instruiruu , und jede Anwendung der in dem Religious- 
Kdicte enthaltenen Bestimmung gegen die katholischen kirchlichen Verhält- 
nisse als eine unbefugte Usurpation zu erklären. 

8) Den Katholiken ist die im Religimis-Kdicte feierlich zugesicherte 
Gewissensfreiheit, i .o- in Gegenständen des Glaubens und Gewissens keinem 
äusseren Zwang unterworfen werden zu können , durch da» Coneordat 
nicht gesichert; die geistlichen Behörden können gegen sie als U eh ertrete i- 
der heiligon canonischen Satzungen — wohin selbst Fastengebote etc. 
gehören - — nach der von dem heiligen Stuhle gebilligten Kirchen-Disciplin 
mit Censuren belegt werden, und sie können sich wegen Missbrauch der 
geistlichen Gewalt nicht an die Regierung wenden , wenn selbst äusserer 
Zwang mit verbunden werden sollte. 

9) Nach dem Concordato behauptet die Römische Curie , dass ihr 
und den Krzbiscliöfen und Bischöfen ein gänzlich unbeschranktes Strafrecht 
gegen die Geistlichen zukomme. 

Nur durch das Religions- Kdict können diese einen Rocurs gogen den 
Missbrauch der geistlichen Gewalt au diu Regierung nehmen, wie dies in 
Frankreich und ebenso in den deutschen Staaten von jeher bestund. 

Wie sehr aber dadurch der ganze Clerus unter die Gewalt der 
■ ■II Curie kommen müsse, welchen Gefahren ein jeder Geistliche, 
der nicht durchaus in dein Sinne und Geiste der Römischen Curie handle 
und lehre, ausgesetzt sei, und welche Richtung in 20 bis 30 Jahren der 
ganze Clerus der Willkühr der geistlichen Behörden überliefert, nehmen 
müsse, fohlt die Geistlichkeit in Baiern, wie der Staatsdiener und jeder 
denkende Staatsbürger! — 

10) Nach dem Art. 12c des Concordales kann der L'leru- 'las Recht 

6» 
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der Einsicht und Genehmigung der zu erlassenden Kirchengesetze und Ver- 
ordnungen bestreiten, uud das in allen kirchlichen Staaten hergebrachte 
Recht des Plaeeti regii, das in dem Religions-Edicte ausdrücklich auf- 
geführt" ist, als für die Katholiken mit der Aufhebung des Religions-Edicts 
von der Regierung selbst zurückgenommen erklären, und wenn diese auf 
diesem Rechte noch ferner besteht, es als eine widerrechtliche Usurpation 
erklären, der man sich, so viel möglich zu entziehen befugt sei. 

Ohne das Placetum regium kann jedoch der Monarch die ihm obliegende 
Pflicht der verhütenden Aufsicht — jus cavendi — nicht ausüben. 

11) Die Gerichtsbarkeit in geistlichen Sachen leidet ohne das Religions- 
Edict, und dessen nähere Bestimmung § 64 etc. grosse Discus^ionen. 
Insbesondere kann der Olerus in Ehesachen die ganze Gerichtsbarkeit auch 
über die bürgerlichen Folgen in Anspruch nehmen , die ihm blos quoad 
vinculum sacramenti zusteht. 

12) Die geistlichen Bildungsanstalten sind — ohne dem Schutze des 
Religions-Edictes — ganz der bischöflichen Leitung in der Art überlassen, 
dass selbst das landesherrliche Oberaufsichtsrecht von dem Clerus ver- 
weigert werden kann. 

Der Römischen Curie sind dadurch alle Mittel an die Hand gegeben, 
den künftigen Clerus in Baiern ganz nach ultramontanistischen Grundsätzen 
zu bilden. 

13) Die in dem Religions - Edicte jedem Staatseinwohner gestattete 
Wahl des Glaubensbekenntnisses findet für Katholiken nicht mehr statt, 
da derselben im Concordate nicht erwähnt ist, und der Clerus dieselbe als 
der Bestimmung des Artikel 1 zuwiderlaufend erklären wird. 

14) Ehen vermischter Religion werdon von dem katholischen Clerus 
nach seinen canonischen Grundsätzen nur dann gebilliget und gestattet 
werden, wenn alle Kinder in der katholischen Religion erzogen werden. 

15) In dem Concordate ist der Besteuerung der geistlichen Güter 
nicht erwähnt. In dem ersten abgeschlossenen Concordats-Entwurfe war 
enthalten, dass die geistlichen Güter 

nee novis extraordinariis praestationibus praeter communes subjici 
poterunt. 

Als dagegen der Antrag gemacht wurde, den Ausdruck praeter 
communes in der Art zu ersetzen, dass es heisse »ausser den allgemeinen«, 
damit die ausserordentlichen Steuern , die im Fall eines Krieges und 
besonderer dringlicher Verhältnisse nöthig sind, nicht ausgeschlossen wären, 
hat die Römische Curie genug Feinheit gehabt lieber den ganzen Satz 
hinwegzulassen, um die Hand offen zu behalten , und das landesherrliche 
Besteuerungs-Recht der geistlichen Güter in dem Concordate nicht anzu- 
erkennen. 

Ohne das Religious-Edict kann daher die Geistlichkeit die Besteuerung 
der geistlichen Güter stets als eine Usurpation erklären , da in dem Con- 
cordate die Besteuerung nicht zugegeben, nach den ultramontanistischen 
Grundsätzen hingegen nur in Folge besonderer päbstlicher Indulte zu- 
lässig ist. 

1 6) Ohne das Religions-Edict ist das Recht der Regierung die Aufsicht 
über die Verwaltung des Kirchen- Vermögens zu führen, und auf dessen 
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Erhaltung und treuen Verwaltung zu sorgen , durch das Concordat nicht 
gesichert 

17) Mit dem Religions-Edicte fällt die Schutzwehr gegen die Ueber- 
griffe hinweg, die von Seite der geistlichen Behörden aus der Bestimmung 
des Artikel 5 in Ansehung des Schulwesens und nach dem Artikel 13 in 
Ansehung der Pressfreiheit zu besorgen sind. 

18) Die katholische Geistlichkeit ist auf die Verfassung dos Reiches 
nur in so ferne verpflichtet, als sie keine Religions-Verhältnisse betrifft; 
in Ansehung dieser ist sie bios allein auf das Concordat beeidet, und 
daher nicht in ihrem Gewissen verbunden, einer nicht aus dem Concordate 
hervorgehenden Verfügung oder Anordnung der Landesbehörden und der 
Regierung Folge zu leisten. Sie kann diese als Usurpationen betrachten, 
denen man zwar so lange folgt, als man sich genöthiget sieht, von weichen 
sich zu befreien aber die unverrückiiche Richtung ist. 

Diess sind die hauptsächlichsten Folgen , welche aus der stillschwei- 
genden Annahme oder der nicht legal erfolgten Widerrufung der Häfe- 
lhrschen Erklärung, dass das Religions-Edict nur allein für die Protestanten 
gelte und der Eid der katholischen Geistlichkeit auf die Verfassung sich 
nur auf die bürgerliche Ordnung beziehe, hervorgehen. 

Zeigen sich auch nicht gleich Anfangs alle diese Folgen in ihrer 
crassen Gestalt, so werden sie nach des Unterzeichneten inniger Ueber- 
zeugung sich immer mehr entwickeln, und wenigstens der Richtpunkt sein, 
nach welchem heimlich Clerus und Volk bearbeitet würde. 

5. November 1818. 

Lerchen feld. 
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Königliches Rescript betreffend das Verhältniss zwischen Religions- 

edict und Concordat vom 7. November 1818. 

7l. Staats mini sterium des Innern für Kirchen- und Schulangelegen- 
heiten. 

Maximilian Joseph 
von Gottes Gnaden, König von Bayern etc. ek. 

Das Unserer Verfassungsurkunde beigefügte Edict über die äusseren 
Rechtsverhältnisse der Einwohner des Königreichs Baiern in Beziehung auf 
Religion und kirchliche Gesellschaften vom 26. Mai 1818 ist, wie des- 
selben Aufschrift zeigt, und .der § 103 ausdrücklich ausspricht, für 
sämmtliche Einwohner des Reichs, ohne Rücksicht auf die Verschiedenheit 
ihrer Glaubensbekenntnisse, ein allgemein verbindliches Staatsgrundgesetz; 
wogegen das die inneren katholischen Kirchenangelegenheiten ordnende, 
mit Seiner päpstlichen Heiligkeit Pius VII. am 5. Juni 1817 abge- 
schlossene und am 24. October desselben Jahres ratificirte Concordat, sowie 
das Edict über die inneren kirchlichen Angelegenheiten der protestantischen 
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Gesammtgemeinde in dem Königreiche vom 26. Mai 1818, als besondere 
eine jede der genannten beiden Kirchen betreffende Staatsgesetze zu be- 
trachten sind; die von Unserem .Gesandten zu Rom am 27. September 
1818 an Seine päbstliche Heiligkeit abgegebene Erklärung: dass das 
Unserer Verfassungs-Urkunde angehängte Edict bloss für diejenigen, welche 
sich nicht zur katholischen Religion bekennen , gelte , kann demnach nur 
von dem besonders die protestantischen kirchlichen Angelegenheiten ord- 
nenden Gesetze, aber nicht von dem oben angeführten allgemeinen, alle 
Einwohner des Staats ohne Unterschied ihrer besonderen Glaubensbe- 
kenntnisse gleich verbindenden Staatsgesetze verstanden werden ; welches 
hierdurch — zur Beseitigung aller Missverständnisse und unrichtigen Aus- 
legungen — erklärt wird. 

Wir weisen Unsere sämmtlichen Landesstellen bei dieser Veranlassung 
wiederholt nachdrücklichst an , jedes der angeführten Edicte nach ihren 
Bestimmungen pünktlich zu befolgen und zu wachen, damit von keinem 
Unserer Unter tha neu dagegen gehandelt werde. 

Wir haben in der Verfassungsurkunde den in Unserem Königreiche 
bestehenden Kirchengesellschaften die feierliche Versicherung ertheilt, dass 
die geistliche Gewalt in ihrem eigentlichen Wirkungskreise nie gehemmt 
werden, und die weltliche Regierung in rein geistlichen Gegenständen der 
Religionslehre und des Gewissens sich nicht einmischen dürfe, als insoweit 
das obersthoheitliche Schutz- und Äufsichts- Recht dabei eintritt; Wir 
werden, wie Unser Gesandte zu Rom in Unserem Namen mehrmal ver- 
sichert hat, die mit dem heiligen Stuhle abgeschlossene Uebereinkunft treu 
und gewissenhaft in allen ihren Bestandteilen als ein verbindliches Staats- 
gesetz vollziehen lassen ; dagegen bestehen Wir unabänderlich darauf : dass 
das Unsere unveräusserlichen Majestätsrechte sichernde und die äusseren 
Rechtsverhältnisse der verschiedenen Kirchengesellschaften bestimmende 
allgemeine Staatsgrundgesetz von Unseren sämmtlichen Unterthanen genau 
befolgt und der von denselben auf die Verfassungsurkunde geleistete Eid, da 
dieser auf Gegenstände der Religionslehre keine Beziehung hat, gewissenhaft 
werde beobachtet werden. 

München, am 7. November 1818. 

(Gez.) Max Joseph. 

(Gez.) Graf Reigersberg. (Gez.) Fürst von Wrede. (Gez.) Graf von Triva. 
(Gez.) Graf Rechberg. (Gez.) Graf von Thürheim. (Gez.) Freiherr von 

Lerchenfeld. (Gez.) Graf von Törring. 

An das königliche protestantische Nach dem Befehle Seiner Majestät 

Generalconsistorium in München. des Königs: 

Die im Namen Seiner Majestät des (Gez.) Egid von Kobell. 

Königs an Seine päbstliche Heilig- 
keit von dem königlichen Gesundten 
zu Rom Cardinal Häffelin abge- 
gebene Erklärung über einige 
Artikel der Verfassung- Urkunde 
und besonders das derselben bei- 
gefügte Edict in Beziehung auf die 
Religion» - Verhältnisse betreffend. 
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Apostolisches Schreiben an den König von Bayern Maximilian 
Joseph I. vom 13. Januar 1819. 

K. Staattmimaterium des K. Hauses und des Aatsseren. Original. 

CurissiTiin in Christo Mio nustro Manimiliano Josepho Bavartae regi 

Pius P. P. VII. 
Uarissiuie in Christo lili noster salutein et apostolienw benedictionem. 

La importanza ilello «imnmumcas'.ioiit, ehe fuccianio contemporaneami'iite 
fare ai ministri della maesta vostra, ci obbliga iusieruo ad avalorarle seri- 
vend'i anche diiettaiueiite a vostra maestä e per darle una prova ulteriorc 
della eostante nostra deferenaa e rignardi, e per lu tiducia, che abbiainu, 

rlie !e nostre parolc i lesiine possano farp unu uiaggiore iiripri'Säione nol 

di loi animu. 

Non ig-nora vostra maesta, di quauto dolore ci riuscissoro di vorne 
■li-|"i i/i'nii relative alla religione ed alla chiesa cattolica eontenute «ella 
niii'va legislaKiiitie piihblicata in codesto regno, avendoto fatto liasta.ii- 
temente ronoscere nella nostra Blloantoae delli ■> üttobre dello soa- 
dntn «SO. 

Np nvt'Viiitui gia prepa ritte le nostro giusle rappreKCutuuze . ftUOKiM 
il mrtUnale Saeffelin minbtro plenipottmziario della maestä vostra ci porse 
di l*'i real nome la dichiarazione da esso soscritta k> 27 SetttmfeH 
'Ifllo Korn aiiiin. Nni cene wntonfnui» b le riearauu und con gra- 
rthnento poiehe le liitiit.aish.tiii in easa appestl al giuramento da prestarsi 
alla eostituzione rendeudolo lecito ponevauo con nostra particolart- ieddta> 
I'iixtniii- i rattolici sudriiti di vostra maestä in grado di soddisfarc le braute 
del goveruo. 

Ora perii nm iruspriiiiibile nostra sorpresa e contra ogni «spettazione 
»bbiaino Mittito, die la maestä vostra non approva la dichiarazione , che 
ri fn presentata, sc iion in quill sola parte, eil» promette l'esei'iizione del 
l ito, e che in coHseguonza piü non ammette le limitaüioni suddette, a 
eosl con estremo dolore, vediamo privata la eoscienav dei nostri carissimi 
flgli, i cattolici ilel regito di Baviera, di qutd benelkio, ein 1 la dichiarazione 
della volontä della muestä vostra aveva loro opportnnamente somniiuistralu. 

Noi assienriamo vostra maestä , che le limitazioni apposte nella 
dichiaranione al giuramento da larsi alla costitiuione sonn assolutainente 
necessarie, perche possa prestarsi da im cattolico, imp"n:i'»'lu- rontenendosi nella 
nnova tegislazione. corae abbiarao dovuto convincercene dopu l'accuraUt esarne, 
ehe ne abbiamo fatto, pitt utiooll contrarj a cie, ehe Uotjjdj I pMto ri w 
la nostra santa religione, non possono i cattolici sndditi di vostra mantn 

ginrare illiinitanieiito il inantenimento e la osservaiua di tatte lc disposi/i 

eontenute nella legis lazione snddetta seuza mancore ai doveri , ehe loro 
imjMine quella diviua religione, che profrnsaiiu. 

Tolte pertanto di raezzo colla dlsapprovaziono della diebia 



88 U*k. Nr. 2G (13. Januar 1819). 

esibitaci in nomo di vostra maesta dal di lei ministro quelle limitazioni, che 
potevano rendere lecito il giuramento richiesto , le coscienze dei cattolici 
del di lei regno trovansi giustamente compromesse, c noi, che quantunque 
senza nostro merito presediamo per divina disposizione sulla cattedra della 
veritä, e dobbiamo rendere il piü stretto conto a quel dio, di cui facciamo, 
benche indegnamento, le veci, del sangue di quei fodeli, *che per nostra colpa 
periscono, ci troviamo obbligati dai nostri piü sacri doveri ad instruirli, 
perche non restino abbandonati al loro senso ed ondeggianti nol conflitto 
delle opinioni in affare di si grave importanza. Quindi ö, che non potendo 
noi sacrificaro la nostra coscienza a qualunque amaro riguardo, ne tradire 
la causa della religione per qualunque conseguwiza possa derivarne , non 
possiamo dispensarci dall' ingiungere al nostro nunzio presso la maesta vostra 
di rispondere alli cattolici, , che lo consultino , che non puö prestarsi 
puramente c semplicemente l'illimitato giuramento alia nuova legislazione, 
che codesto governo esigo da loro. 

La fiducia perö clie abbiamo nella di lei religione, ci pone nella lusinga, 
che la maesta vostra, la quäle riconosce e professa la divina verita della 
religione de' padri suoi, e che non cerca la felicitä dei suo cuore e la fama 
del suo trono, che nell' amoro dei sudditi dalia divina providenza alle di 
lei paterne eure affidati, e nel vero bene dolli medesimi, ascolterä di buon 
grado la voce o le preghiore di noi, che affettuosamente Tamiamo, ne abbiamo 
aitro interesse, che quello della reiigiono e della vera gioria della maesta vostra 
e che togliendo i di lei dilettissimi sudditi cattolici dalle augustie di coscienza, 
in cui vanno a trovarsi per la disapprovazione della dichiarazione presentataci 
in di lei nome dal suo ministro, vorra nella sapienza, che la distingue, porre 
un opportuno riparo alli grandi mali, che sovrastanno alla nostra santa 
religione nei dominj della maesta vostra per la nuova legislazione contraria non 
meno ai prineipj constitutivi della chiesa cattolica, che alla fedele e letterale 
eseeuzione dei patti stipolati nol concordato cou noi conchiuso, come roani- 
festamento apparisce dagli fogli che abbiamo ordinato al nostro nunzio di 
oommunicare al di lei ministro degli affari esteri. 

Per tal modo la religione della maesta vostra ci togliera dalla necessita, 
in cui ci troveremmo per gli obblighi del nostro apostolico rainistero, di 
dichiarare pubblicamente, che disapprovata da lei la dichiarazione, sulla quäle 
avevamo basato la nostra condotta, tornano lo cose nello stato, in cui eranu 
prima della medesima, e siecome la nuova legislazione contiene piü 
articoli contrarj a cio, che insegna e prescrive la religione cattolica, cosl 
non puo prestarsi rillimitato giuramento di mantenerne ed osservarne totte 
indistintamente le disposizioni, e che coloro, i quali lo avessero in tal guisa 
prestato, sono in obbligo di ritrattarlo. 

Nella fiducia, che la maesta vostra con sollecito consolante riscontro voglia 
dispensarci da un tal passo, al quäle i nostri sacri doveri ci obbligherebbero, 
le diamo con particolare affetto la nostra apostolica beuedizione. 

Datum Komae apud sanetam Mariam majorem die 13. Januarii 1819, 
pontificatus nostri anno XIX. 

(sottoscrittoj Pius P. P. VII. 
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Nr. 27. 

Note des Cardinalstaatsseoretärs Consalvi an den Staatsminister des 
königlichen Hauses und des Aeusseren Aloys Grafen von Rechberg 

vom 13. Januar 1819. 

K. Staatsministerium des K. Harnes und des Aeusseren. Original. 

Kceellenza ! 

Sono debitore di risposta alla lettera di vostra eccellenza in data del 
giorno 7 del passato novembre, nella quäle mi fa conoscere che sua maestä 
il re di Baviera pronta a confermare ciö che secoudo lo spirito delle ^ue 
intenzioni i suoi ministri dichiarano ancho senza averne avuto formali ordini, 
aderisce alla dichiarazione fatta per organo dell 1 eminentissimo Haeffelin 
8U0 miuistro plenipotenziario in quella parte che riguarda l'assicurazione di 
fare eseguire ed osservare il concordato in tutti i suoi a'rtlcoli con una 
religiosa fedeltä. 

Nel resto poi vostra eccellenza mi esprime la pena provata dalla 
maestä sua nel vedere che il suo ministro nun intendendo bene lo spirito 
de* reali ordini, ha dato all 1 cditto unito alla costitirzione, ossia all' appen- 
dice seconda una interpretazione che potrebbo indurre i sudditi cattolici 
della maestä. sua a dubitaro della sua validitä , e a non credersi soggetti 
ad una legge che traeciando ad ogni communione religiosa i suoi diritti 
ed i suoi doveri, fissa i rapporti delle rfiedesime riguardo al sovrano e 
allo stato, senza perö che possa derogare al concordato, il quäle divenuto 
legge di stato (perche pnbblicato come appendice di un appendice richia- 
mata nella costituziono) e oggi il palladio de' cattolici e del nuovo ordine 
ecclesiastico stabilito in Baviera. 

Vostra eccellenza mi permetterä che con quella lealtä , ch'e propna 
del mio carrattore, e con quella franchezza ch'esige un oggetto, sul quäle 
il santo padre non puo transigere, io le dica, che il contenuto della di lei 
lettera non poteva essere ne piü inaspettato , ne piü acerbo per la san- 
titä sua. 

E come poteva in fatti imaginäre sua santitä che un cardinale della 
chiesa Komana, un ministro di sua maestä, aecreditato da quatordici anni 
presso la santa sede potesse spontaneamente prosentare una dichiarazione 
di sua maesta, sottoscriverla e munirla del sigillo della reale legaziom», 
senza essere autorizzato a farla nei termini, nei quali fü da lui coneepita? 
Come poteva pensare la santitä sua, che reminentissimo Haeffelin sorpassasse 
i limiti a lui prescritti dalle istruzioni ricevute dalla sua corte , sapendo 
che la dichiarazione di sua maesta sarebbe stato il fondamento, sul quäle 
sua santitä avrebbe ginstificato in faccia al mondo cattolico l'invio del suo 
nunzio, ed avendo preventivamente non solo aeconsentito , ma oflicialmente 
dichiarato di essere sicuro, che sua maestä il re di Baviera ben lontano dal 
disapprovare la risoluzione di sua santitä di render pubblica la dichiara- 
zione della maestä sua, avrebbe ricevuto con vera consolazione e grati- 
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tadine 1a notizia delle disposizioni del santo padre? Ma giacchd vostra 
ecccllenza dice (ed i fatti posteriori, de' quali sua santitä ha avuto notizia, 
disgraziatamente lo comprovano) che sua maestä non conferma la dichiara- 
zione che in quella parte che rignarda l'assicurazione di far' eseguire 
fedelmente e religiosamente il concordato, io debbo far conoscere lealmente 
alla eccellenza vostra che in questo stato di cose viene a mancare al 
santo padre ciö che avova potuto tranquillizzare la «di lui coscienza in un 
tale affare. 

Sua santitä, in fatti aveudo ravvisato che la nuova legislazione del 
regno di Baviera nelle disposizioni che riguardano le cose ecclesiastiche ö 
contraria ai principj costitutivi della chiesa cattolica, e che per conseguenza 
non puö da un cattolico emettersi puramento e semplicemente il giuramento 
alla legislazione medesima, vale a dire alla costituzione e ai suoi annessi, 
ed avendo anche riconosciuto, che non puö il concordato fedelmente e letteral- 
mente eseguirsi sussistendo l'editto, ossia appendice seconda pubblicata 
molti raesi dopo la ratifica del concordato medesimo, poichö varie disposi- 
zioni di questo sono in diretta opposizione a quelle della suddetta appendice, 
avova trovato nella dichiarazione di sua maestä una ragione d'inviare costä 
il suo nunzio senza scandalo , ed una limitazione , che la toglieva della 
necessitä in cui si sarebbo trovato di dichiarare ai cattolici del regno di 
Baviera che non avrebbero potuto prestare puramente e semplicemente il 
giuramento richiesto senza offendore i principj della religione cattolica e 
violare i loro essenziali doveri verso la medesima. 

Senza trattenero vostra eccellenza piü lungamente che non permettono 
i limiti di una lettera nel dimostrarle la veritä delle asserzioni contenute 
nel precedente paragrafo , nü rlporto ai fogli che le saranno communicati 
da monsignore nunzio, nei quali sono sviluppate alcune di quelle ragioni 
per le quali si rende illecito per i cattolici il giuramento puro e semplice 
come si richiede, e si dimostra la impoasibilitä che il concordato possa di 
buona fede e letteralmente eseguirsi quando non sussista la dichiarazione 
della maesta sua nella sua totalitä. 

Obbligato il santo padre dai doveri del suo apostolico ministero a non 
lasciare senza risposta i cattolici del regno di Baviera che lo consultano 
sulla lecitudine del giuramento che il governo esige da essi , e vedendo 
che non solamente sua maestä non conferma la dichiarazione data dalF 
eminentissimo Haeffelin, in seguito della quäle diveniva lecito, ma ancora 
che il real governo ha giä minacciato gravi pene a coloro, che basati sulla 
detta dichiarazione si sono offorti a prestare il giuramento nel senso della 
medesima , mi ha ordinato di non fare ignorare a cotesto real governo, 
che trattandosi di un oggetto che riguarda direttamente la religione, che 
non puö la santitä sua posporre ad alcuna umana vista senza rendersi 
gravemente colpevole innanzi a quel dio , cui deve uno stretto conto delle 
sue azioni, non tradirä la sua coscienza per qualunque conseguenza possa 
derivarne. 

E poiche il santo padre per giustificare in faccia alla chiesa il sno 
silenzio e la sua condotta dopo la pubblicazione della nuova legislazione 
Bavara si vide obbligato ad esporre pubblicamente i motivi per i quali si 
asteneva da qualunque atto, e si determinava d'inviare a Monaco il sno 
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nunzio, cos\ ora (quando non riceva o direttamente dal real governo, o per 
mezzo del suo nunzio con quella sollecitudine che la urgenza c la gravezza 
•della cosa esigono, an riscontro soddisfacente suir oggetto di cui si tratta) 
non poträ dispensarei dall' adempire a quelli doveri che gli corrono verso 
la chiesa, facendo pubblicamente conoscere che essendo stata smentita dal 
real governo la dichiarazione data in nome di sua maestä dall' eminen- 
tissimo Haeffelin, sulla quäle il santo padre aveva basata la sua condotta, 
non e piü lecito il prestare puramente e semplicemente il giuramento alla 
nuova costituzione e suoi annessi , e che quelli che l'avessero puramente 
o semplicemente prestato, sono in obbligo di ritrattarlo. 

Questo e il riscontro che la santita sua amava di essere dispensata 
dall* ordinarmi di dare alla eccellenza vostra, e che perciö ha fatto ritar- 
dare, ma che ora non potendo piü differire per gli atti ripetutamente fatti 
da cotesto governo, mi ha ingiunto con suo estremo dispiacere di dare alla 
eccellenza vostra, a cui rinnovando lo assicurazioni della mia piü d istin tu 
considerazione, ho l'onore di confermarmi 

di vostra eccellenza 

Roma 13 gennajo 1819. 

(sottoscritto) servitor vero 

E. Card. Consalvi. 

Signor conte di Rechberg, segretario 
di stato e ministro degli affari esteri 
di sua maesta il re di Baviera, 

Monaco. 



Nr. 28. 

Erörterung über das Verhältniss der bayerischen Verfassungsurkunde 
zum canonischen Rechte, von dem apostolischen Nuntius in Hünchen 
dem.Staatsminister des E. Hauses und des Aeusseren mitgetheilt im 

Januar 1819. 

K. Staatsministerium des K. Hauses und des Aeusseren. Original 
aus der Kanzlei der Nuntiatur. 

Nella decisa opposizione che si ravisa tra lo disposizioni della nuova 
legislazione del regno di Baviera, relativamonte alle cose ecclesiastiche ed 
i principj costitutivi della religiono e chiesa cattolica, e nella impossi- 
bilita che il concordato possa fedelmente e letteralmento eseguirsi restando 
in vigore l'appendice seconda richiamata nel paragrafo 9 del titolo 4 
della costitnzione medesima: nostro signore riceve con particolare gradi- 
mento la dichiarazione di sua maestä il re di Baviera emanata il giorno 
27 settembre 1818 dall' eminentissimo signore cardinale Haeffelin ministro 
plenipotenziario della sua maesta presso la santa sede, tanto perche questa dichia- 
razione col fare conoscere esser stata »precisa volontä ed assoluta intenzione 
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del re, che il giuramento da prestarsi alla costituzione non fosse relativo 
che a ciö, che concerne Tordine civile e che giammai obbligasse coloro, che 
lo prestassero, ad alcun atto, che potesse essere contrario alla legge di 
dio e della chiesa« togliera sua santita della necessita, in cui si sarebbe 
trovata nel rispondere alle consulte dei fedeli del re di Baviera, di dichiarar 
loro, che non avrebbero potuto senza rinunciare ai principj della religione 
cattolica e violare i loro essenziali doveri verso la medesima prestare 
puramente e semplicemente il giuramento alla costituzione , quanto perche 
la dichiarazione suddetta mauifestando al mondo , che Teditto nnito alla 
costituzione ossia Tappendice seconda, sarebbe servito di norma a quelli 
soltanto, che non professano la religione cattolica, togliendo un' ostacolo 
insuperabile alla fedele e religiosa esecuzione del concordato del 5 giugno 1817 
promessa solonnemcnte da sua macsta. 

Infatti, che le disposizioni della nuova legislazione Bavara relativainente 
alle cose ecclesiastiche siano in opposizione con i principj della religione 
cattolica e che per conseguenza non sussistendo la dichiarazione di sua maesta 
non possa da' cattolici prestarsi puramente e semplicemente il giuramento 
alla costituzione , apparisce manifestamente dall' analisi delle medesime , e 
siccome secondo le dottrine certe ed incontrastabili della chiesa non potrebbe 
da un cattolico prestarsi il giuramento suddetto, ancorche un solo articolo 
della legislazione si opponcsse ai principj ed alle leggi della religione, 
che professa, cosi non si fara, che accennare aleuni, senza entrare in lunghi 
dettagli , dichiarando pero , che non s'intende per questo , che debbono 
riguardarsi come innocui tutti gli altri articoli della legislazione riguardanti 
le cose ecclesiastiche a carico dei quali si potrebbero far pure molte osser- 
vazioui, ma che per la brevita si tralasciano. 

1 Serva in primo luogo di esempio il cap. 3 della sezione t deir editto 
richiamato nel paragr. 9 del tit. 4. In questo capo non solamente si riguarda 
come cosa assolutamente indifferente la qualita della confessione cristiana 
da seguirsi dai figli nati da' matrimonj misti , mentre si fa oggetto di 
contratto non solamente contro la costante pratica, e la regola della chksa 
cattolica, e si stabilisce , che quando non sia stata contratta la religione 
de' figli, debbano i maschi seguire quella del padre, le femmine quella della 
madre , e che gli esposti seguano la religione di chi li riceve o quella 
propria deir instituto degli esposti, ove si educano, o fuori di questi casi 
quella della pluralita degli abitanti del luogo , in cui sono esposti , ma si 
prescrive inoltre, che al cambiarsi la religione dei genitori e cessando il 
matrimonio di esser misto, si cambi, quando non vi siano patti convenuti, 
la religione dei figli, vale a dire, si prescrive , che un cattolico abbracci 
la confessione luterana o calvinistica, se nato per esempio da madre cattolica 
e da padre di diversa confessione abbia la disgrazia di veder passare la 
madre alla confessione del padre, ne egli si trovi di esser cattolico per 
contratto, ossia giä ammesso alla confermazione o alla partieipazione deir 
eucaristia. Ma la sola vera religione proibisce, come non puo non proibire, 
ai suoi figli di passare ad altra communione, non essendo mai lecito di 
abbandonare la veritä per abbracciare Terrore. Dunque la legislazione 
Bavara non solo contiene , ma prescrive cose contrario ai principj della 
religione cattolica. 
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luoltre la religioue eattolica secondo i prlncipj e le oidinazioni ricevntt* 
•I.il Hiviii hndatoro non solo proibisee a ebi cho sia di separarsi dal siio 
i per passare ad altra sociota, nella quäle si pmfessino dottriue false e 
proscritto dalla ehiosa eattolica , ma insegna che ogni uomo e ObMigate 
ad abbracciare la vera feile di Gesa Criato , tost» che la conosce. Oru 
uol eapo 2 de!!' uditto sopraindicnto si prescrive di 000 poter Gl 

-.-ione di lede. in cui uiio si trova, sinclie sia giunto all' eta dOTS 
aM>ia 1'nBO ed »sercizio della sua ragione, ma alla niagginrita legale; per 
coosegueiiza uu prolestante, il quäle prima di una tal' epoca giutiga a 

C MW6 la veritä della fede eattolica, sarä astrotto dalla legislaziimB 

Itavara a neu pnterla abbracciare, quantunqm- obbligmtew da diu meäesimo- 

lli.i tale legisla/imi'/ pertalitn i.' in Illanifesta opjinsizkirie cui divilii priiu'ipj 

della religioue cattulica. 

l'inalmcnte la nuova logislazione Bavara lungi dall' aceordare alctin 
favore alla religioue cattnlica, *lie c la religioue del sovrano e della maggiur 
parte de' suoi sudditi, la motte perfcltaniente a livello con le sette luterana 
B nlvinistics, e dallu dispoBizioni, che prescrive a rigaardo delle Ire societä 
suddette iiiiiiiiii'staiaoiite si scorge adottata e stabilita la inassiina, che tuttc 
le societa accennate siano egualmonte vere, E che la cosa sia cosi, baslera 
MBJI1TB» il paragr. !> del tit. i dalla costituzione e Pinteru editto ossia 
ai>]>«iidii:c .— .. <>iii!.L . hill.i quäle nun solo si lascia ■ eiascuno la liberta di 
-■■'■•-'li'-i.- b di oambiare la religioue indistintamonte od a suo piacimento, ma 
■li piii ri'lativ:(iiicnt.i' .igli espoati, i quali BODO sotto la speciale tutela e 
protezione de! governo od ai quali potrebbo questo fare adottare quulsivoglia 
religiiiii.;, ch'egli rolasae, in WOB di fare Ion adottare la cattolica, prescrive, 
die debbano esser educati uella religioue di cui li adotta o dogli stabili- 
"i-üt.i, m' >|ii.!li venguno ricevuti , o inliu" in quella della pluralita degli 
abitanti del luogo, OTB sono esposti. K quäle sarä, so questo non ) ('in- 
different ism-j in materia dl raligiraiB? 

Di ciö si ha pure una chiarissima prova noli' altra proscrizione dell' 
editto, in cui si ui'diua , che lo societt religio« i'ai.Jtenti nelto stato si 
debbano uua scambieviile eguale stiuia. Qni si parla non giä di meiubri 
delle societa, ma delle stBBBO societä religiöse, che e quanto dire dei priin-ipj, 
che profeasano. La stima poitanto , che si deve alla sola veriti, rieu 
presL-ritta dalla legge tanto alla rcligione cattolica, che e l'nnlca nra, 
qnanto alla wetta di l.utero u di Calvinu. 

K poicho la legge li un l'atto del principe direttivo doli« aziuni dei 
sudditi, si prescrive dunqno con tale disposiziouo , che un inembtn di uua 
.■li.L'iosa stiiui OK'iialiiu'iit.u della. prnju-ia k 1 altre i.'onfossioni ad ussa 
contraria, d'onde segue , ehe un cattolico dovea egualmente stimaro l'in- 
seguauiento della cliiesa, che la dottriua di Ldteto B OaWIflO. II presonisn 
pertanto, cho le societa religiöse si dobbano una scainbievolc Bgnale ttima, 
e lo stesso, che dichiarare cgualmeule rere ooel II nligione cattoliea, du 
le auzi dette Bette, 1» Btesso, ehe garantire eguale rjapetto epal alla reriti 
i-utui' all' errore, lo stesso, che riguardare coiuo egualuioiito condaceuti alla 
vita oteriia la religioue stabilita di (Jesu Criate e le sette invent,it< da 
Calvinu e da Lutcro, lo stesso in Öne, che sanziouare l'indillurentiamu in 
fatto di religioue. 
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Tal' ö la verä idea delle disposizioni della legislazione Bavara in fatto 
di religione, tal' e il giudizio, che deriva dalla loro natura. 

Ora, come si e accenato sin da principio, secondo la dottrina univer- 
salmente riconosciuta, certa e incontrastabile della religione cattolica non e 
lecito, di obbligare con giuramento all' osservanza e mantenimento di 
leggi, nelle quali esistano [? esiste] anche un solo articolo contrario ai 
principj della religione cattolica. 

Si ö dimostrato nel discorso di questo esame, che nella nuova legis- 
lazione Bavara s'incontrano non uno, ma piii articoli espressamente contrarj 
non che alle leggi, ma agli stessi principj costitutivi della chiesa cattolica. 
Come dunque non possono i cattolici sndditi di sua maestä prestare il giuramento 
prescritto non lasciando sua maestä sussistere la limitazione contenuta nella 
solenne dichiarazione emessa nel reale suo nome dall eminentissimo Haeffelin, 
cosl nostro signore in questo caso si vede costretto dai suoi apostolici doveri a 
dichiarare a chi ricorre alla santa sede a norma della propria coscienza 
illecito Tu80 di un tale illimitato giuramento. 

Che poi appendice seconda sia di un' ostacolo insuperabile all' ese- 
cuzione del concordato, apparisce manifestamente dal paralello degli articoli 
deir una con quelli deir altro. 

La proposiziorie, che il concordato dobba fedelraente e religiosamente 
esegnirsi in tutte le sue parti, e 1' asser zione, che i cattolici del regno di 
Baviera debbano ossorvare le disposizioni deir appendice seconda , sono in 
tale opposizione tra loro, che senza offendore la caritä e la buona fede 
non puö mantenersi la prima restando in osservanza la seconda. 

E primariamente e da osservarsi, che tutte le disposizioni deir editto 
ossia appendice seconda riportate di sopra sono in opposizione col primo 
articolo del concordato, nel quäle sua maestä si e obbligata a riconoscere in 
tutta l'estensione del suo regno la religione cattolica inviolata con tutti i 
diritti e i privilegi, che le corapetono secondo le ordinazioni divine e le 
canoniche sanzioni. Le medesime disposizioni deir editto e particolar- 
mente quelle sulla religione dei figli nati da matrimonj misti e varie 
altre relative ad oggetti , dei quali non si e espressamente parlato nel 
concordato, sono evidentemenfce opposte all' artic. 17 del concordato mede- 
simo, in cui si stabilisce, che tutto ciö, che riguarda cose e persone eccle- 
siastiche o di cui non si sia fatta espressa menzione nel concordato, debba 
essere diretto ed amministrato secondo la dottrina della chiesa e secondo 
la vigente ed approvata disciplina della medesima. Essendo dunque evi- 
dente , che Tobbligare por esempio i cattolici a farsi protestanti , il pre- 
scrivere, che i figli nati da 1 matrimonj misti seguono secondo il sesso la 
religione dei loro genitori, ed altre disposizioni di tale natura che per 
brevitä si tralasciano, sono coutrarie alla dottrina ed alla vigente ed appro- 
vata disciplina della chiesa, r^sta diraonstrata T opposizione delle disposizioni 
medesime col citato articolo del concordato. 

Inoltre negli artic. 9, 10 e 11 del concordato si accorda dalla santa 
sede al rö di Baviera il privilegio di nominale agli arcivescovati e vescovati del 
regno, ai decanati dei capitoli, ai canonicati nei mesi papali, e si prescrive 
l'ordine , che si dovrä osservarsi f? osservare] nella collazione di questi 
ed altri beneficj ecclesiastici. Con perfetta opposizione nella appendice 
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seconda sezione 3 cap. 2 tra gli oggetti temporali, sui quali dichiarasi 
competere solamente alla podesta civile la legislazione e la giurisdizione, 
si annoverano le determinazioni per conferire i beneficj ecclesiastici , con 
che si vengono non solo a distruggere le disposizioiü degli articoli anzi 
detti del concordato, ina erroneamente esc lüde la competenza della podesta 
ecciesiastica su tali oggetti. 

Neil' articolo 12 del concordato si riconosce nei vescovi il diritto 
di punire gli ecclesiastici colpevoli con pene esteriori, compresa quella della 
reclusione nei luoghi , che sarobbero stati deputati a qoesto uso. — Neil' 
appendice secondo sez. 2 cap. 2 § 40 si limita un tale diritto alla sola 
correzione spirituale. 

Finalmente non si comprende, come la disposizione dell' art. mede- 
simo, nella quäle si garantisco ai vescovi il diritto, che loro compete, di 
pubblicare liberamente le proprio istruzioni e ordinazioni su di oggetti 
ecclesiastici possa conciliarsi col par. 58 del c. 1 sez. 3 dell' appendice 
seconda, ovo non solo si obbligano i vescovi a sottomettero all' ispezione 
della podesta laicalo loro pastorali , ma di piü si pretende , che debbano 
esprimere l'approvazione e permissione della medesima nell' esordio 
delle loro ordinazioni, benchö riguardanti oggetti di esclusiva competenza 
della chiesa. 

Del paralello con i soli articoli del concordato riportati di sopra con 
le corrispondenti prescrizioni dell' appendice seconda rendesi per modo 
manifesta la reciproca loro opposizione, che niuno poträ mai ragione- 
volmente persuadersi, che con la conservazione dell' appendice seconda 
sia compatibile quella fedele e scrupulosa osservanza del concordato, 
che ripetutamente si promette e che intrinsecamente e impossibile a 
realizzarsi. 



Nr. 29. 

Berieht des Präsidenten der Kammer der Reichsräthe Feldmarschalls 
Fürsten Wrede an den König, den Verfassungseid des ernannten 
Erzbischofs von Mttnchen-Freising Freiherrn von Gebsattel betreffend, 

vom 19. Januar 1819. 

K. Staatsministerium des Innern für Kirchen- und Schulangelegen- 
heiten. Original. 

Allerdurchlauchtigster , Grossmächtigster König ! 
• Allergnädigster König und Herr! 

Indem ich mich beeile, Eurer Majestät das diesen Abend von Aller- 
höchstdero Erzbischof Freyherrn von Gebsattel, welcher unterm 7. dieses 
seine Anzeige über sein Erscheinen bei der Stände-Versammlung mit dem 
vorgeschriebenen Eid zu Folge der Beilage Nro. 1 unbedingt begleitet hat, 
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erhaltene Reservations- und respective Protestations-Schreiben in der Bei- 
lage Nro. 2 allerunterthänigst zu unterlegen, gebe ich kein Maas, was 
Allerhöchstdieselbe darüber Allcrgnädigst zu beschliessen geruhen wollen, 
muss mir jedoch die allerunterthänigste Anfrage in Ehrfurcht erlauben, ob 
der Erzbischof Freyherr von Gebsattel bey diesen vorliegenden Eides wiederruf, 
oder respective Reservation zu den bevorstehenden Berathungen der ersten 
Kammer zugelassen werden kann. 

Her ich in allertiefster Ehrfurcht ersterbe ^ 

Eurer Majestät 

München am 19. Jänner 1819. 

allerunterthänigst treugehorsamster 

(gez.) Wrede, Feldm. 
qua praesident des Reichs- Rathes. 

Beilage 1. 
Abschrift. 

Durchlauchtigster Fürst, 
Hochzuverehrender Herr Feldmarschall und Reichsrathspräsident ! 

Seine Majestät der König ertheilten mir in einem allerhöchsten Rescript 
vom 1. Jänner den Befehl, den 23. dieses Monats mich als Reichsrath der 
ersten Kammer bei der auf diesen Tag ausgeschriebenen Stände-Versamm- 
lung einzufinden , auch Eurer Durchlaucht als von Allorhöchstdenenselben 
ernannten Präsidenten des Reichsrathes die schriftliche Erklärung von meiner 
Bereitwilligkeit zur wirklichen Erscheinung abzugeben, wie nicht weniger 
jenen in der Verfassungs-Urkunde vorgeschriebenen Eid, wenn solcher nicht 
schon früher abgelegt worden, beizufügen. 

Zu Befolgung dieses allerhöchsten Befehles sey es mir daher erlaubt, 
Eurer Durchlaucht die Versicherung zu geben, dass ich nicht verfehlen 
werde, der geschehenen Aufforderung gemäss den 23. dieses zu erscheinen, 
sowie ich auch hieinit den noch nicht abgelegten fraglichen Eid anlege. 

Der ich mit der ausgezeichnetsten Verehrung geharre 

Eurer Durchlaucht 
München den 7. Jänner 1819. 

uuterthänig gehorsamster Diener 
Frhr. v. Gebsattel, erw, Erzb. v. München. 

Anlage : 

Ich Lotharius Anseimus Freyherr von Gebsattel, erwählter Erzbischof 
von München und Freyssingen, schwöre Treue dem Könige, Gehorsam dem 
Gesetze, Beobachtung und Aufrechthaltung der Staats-Verfassung und in der 
Stände- Versammlung nur des ganzen Landes allgemeines Wohl und Beste ohne 
Rücksicht auf besondere Stände oder Klassen nach meiner inneren Ueberzeugung" 
zu berathen. So wahr mir Gott helfe und sein heiliges Evangelium. 

München am 7. Jänner 1819. 

(L. S.) L. A. Frhr. v. Gebsattel, 

erw. Erzb. v. München und Freyssingen. 
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Beilage 2. 
Abschrift. 

Durchlauchtigster Fürst, 

Hochzuverehrender Herr Feldmarschall" und Reichsraths-Präsident ! 

Erlauben Euer Durchlaucht in Hinsicht des vor einigen Tagen von 
mir erhaltenen schriftlichen Constitntions-Eides nachstehende Aufklärung 
nachtragen zu dürfen. Bekanntlich hat das nach dem Concordat vom 
5. Juni 1817 unter Beilage 2 der Constitution erschienene Religionsedict 
als dem § 16, 17, 18 des mit Seiner Majestät dem Konig abgeschlossenen 
feierlichen Vertrags zuwider und das Concordat, so zu sagen, für das 
wesentlichste wieder aufhebend, Seine päpstliche Heiligkeit bewogen, Ihre 
gegründetste Missbilligung zu erkennen zu geben und auf Fcsthaltung des 
Concordats zu bestehen , welches auch die angenehme Folge hatte , dass 
es zu neuen Verhandlungen kam, vermog welchen der heilige Vater 
berechtiget wurde, in einer den 2. October 1818 im Consistorio gehaltenen 
Rede zu erklären, dass Ihre wegen dem erwähnten Edict gehabten Unruhen 
zu Ihrer Freude gehoben und Sie die wiederholte Versicherung erhalten 
hätten, dass das Concordat allein als das für die bayerische kirchliche 
Verfassung bestehende Gesetz zu betrachten sei. Einzig auf dieses konnte 
ich nur mein Augenmerk richten und musste es für überflüssig ansehen, 
etwas im Hinterhalte des Constitutions-Eides zu vermuthen , welches eine 
Verwahrung gegen das Edict nothwendig machen konnte ; bei der jedoch 
inzwischen erhaltenen Nachricht , dass nicht nur an sämmtliche Kreis- 
regierungen , sondern sogar an die Universität zu Landshut der Fort- 
bestand des Edicts zu erkennen gegeben wurde , welches für die ersteren 
eine Weisung ist , darnach zu handeln , für die Universität aber , in 
ihrer Lehre sich nach diesen Grundsätzen zu bemessen , so sehe ich 
mich vermüssiget, auf das feierlichste und heiligste zu erklären, dass 
ich in meinem zugeschickten Eide keinen andern Sinn lege und geleget habe, 
als den Constitutions-Eid mit allen möglichen und denkbaren Vor- 
behalten für das Concordat ablegen zu wollen, wozu ich mich um so 
verpflichteter fühle , als die höhere und fast durchaus die niedere Geist- 
lichkeit dem Vernehmen nach des Dafürhaltens ist, dass ohne Versündigung 
an Religion und kirchlicher Verfassung nur mit Vorbehalt des Con- 
cordates der Constitutions-Eid nach obigen Bewandtnissen sich ablegen 
lasse. Der ich sonjfch Euer Durchlaucht bitte, den nöthigen Gebranch 
von meiner Erklärung machen zu wollen , mit der ausgezeichnetsten Ver- 
ehrung geharrend 

München den 19. Jänner 1819. 

Euer Durchlaucht 

gehorsamster Diener 
Frhr. v. Gebsattel. 



Sicherer, Staat u. Kinne — Urkunden. 
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Nr. 30. 

Königliches Rescript an den ernannten Erzbischof von München -Freising, 
Freiherrn von Gebsattel, die Eidesleistung anf die Verfassungsurkunde 

betreffend, vom 22. Januar 1819. 

K. Staatsministerium des Innern für Kirchen- und Schulangelegen- 
heiten. 

Maximilian Joseph, 
von Gottes Gnaden, König von Baiern etc. 

Es ist Uns durch den ersten Präsidenten des Reichs-Rathes eine von 
dem zum Erzbischofe von München und Freisingen von Uns ernannten 
Freiherrn von Gebsattel an denselben gerichtete Erklärung vom 19. d. M. 
vorgelegt worden, in welcher genannter Erzbischof seinen unterm 7. Jänner 
1819 eingeschickten Constitutions-Eid in gewisser Art zurücknimmt, und 
dahin bedingt, dass das von Uns der Verfassungs-Urkunde beigefügte Edict 
über die äusseren Rechtsverhältnisse der Einwohner des Königreiches Baiem 
in Beziehung auf Religion und kirchliche Gesellschaften vom 26. Mai 181S 
für die Katholiken nicht als verbindlich zu achten, sondern das Concordat 
allein als das für die baierische kirchliche Verfassung bestehende Gesetz 
zn betrachten sei. 

Diese verfassungswidrige Handlung musste Uns um so mehr auffallen 
und missfällig sein, als derselben ein in Unsere feierliche königliche Ver- 
sicherung gesetztes Misstrauen zum Grunde liegt ; denn als jenes Edict, 
durch unrichtige Auslegung bei seiner päpstlichen Heiligkeit Besorgnisse 
erregte, und Unser Gesandte in Rom dieselbe in einer der ihm ertheilten 
Instruction nicht entsprechenden Art zu beseitigen suchte, so Hessen Wir 
sowohl Seiner päpstlichen Heiligkeit als auch dem hiesigen päpstlichen 
Nuntius mit gewohnter Offenheit erklären, dass erwähntes Edict zwar für 
sämmtliche Einwohner Unseres Reiches ohne Rücksicht auf die Ver- 
schiedenheit ihrer Glaubens-Bekenntnisse ein allgemein verbindliches Staats- 
Grundgesetz sei, dagegen aber auch das die innern katholischen Kirchen- 
Angelegenheiten ordnende mit Seiner päpstlichen Heiligkeit abgeschlossene 
Concordat über die darin bezeichneten Gegenstande als ein die katholische 
Kirche besonders betreffendes Staatsgesetz zu betrachten sey ; Wir fügten 
dieser Erklärung die wiederholte feierliche Versicherung bei, dass die geist- 
liche Gewalt in ihrem eigentlichen Wirkungskreise nicht werde gehemmt 
werden, und dass W T ir die mit dem heiligen Stuhle abgeschlossene Ueberein- 
kunft treu und gewissenhaft in allen ihren Bestandtheilen als ein verbind- 
liches Staats-Gesetz werden vollziehen lassen. 

Bei diesen mehrmaligen Versicherungen , nach welchen Wir eine An- 
wendung jenes Edicts über die äussereu Rechtsverhältnisse der Einwohner 
des Königreiches Baiern in Beziehung auf kirchliche Gesellschaften gegen 
die besondere Uehereinkunft mit Seiner päpstlichen Heiligkeit nie zu- 
lassen werden, kann die katholische Geistlichkeit vollkommen beruhiget seyn 
und den vorgeschriebenen Constitutions-Eid ohne einem weiteren Vorbehalte 
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ablegen, und Wir erwarten, dass der durch besonderes Vertrauen von Uns 
«um Erzbischofe von München und Freising ernannte Freiherr von Gebsattel 
derselben hierin mit seinem Beispiele vorangehen, und seine auf unrichtige 
Voraussetzung gegründete Erklärung vom 19. d. M., welche demselben in 
der Anlage zurückgegeben wird, nach einer bessern Ueberzeugung nunmehr 
selbst zurücknehmen werde. ' 

München den 22. Jänner 1819. 

(gez.) Max Joseph. 

(gez.) Tlifirheim. 

(gez.) Zentner. 

An den znm Erzbischofe von München 

und Freisingen ernannten Freiherrn von 

Gebsattel in München. 

Desselben Eidesleistung auf die Ver- 
fassung«- Urkunde betr. 



Nr. 31. 

Bericht des Präsidenten der Kammer der Reichsräthe Feldmarschalls 
Fürsten Wrede an den König, den Verfassungseid der beiden Erz- 
bischöfe betreffend, vom 29. Januar 1819. 

K. Staatsministerium des Innern für Kirchen- und Schulangelegen- 
heiten. Original. 

Allerdurchlauchtigster , G rossmäch tigster Konig ! 
Allergnädigster Konig und Herr Herr! 

Ich beeile mich Euer Königlichen Majestät die allerunterthänigste 
Anzeige zu machen, dass, nachdem ich zu Folge von Allerhöchstdenselben 
allergnädigst bestätigten Ministerial-Conferenzbeschlusses den Herren Fürsten 
und Erzbi8choffen zu Eichstädt unterm 20. d. Mts. angegangen habe, den 
seinem unterm 7. 1. M. an mich erlassenen Entschuldigungsschreiben nicht 
beigelegt gewesenen Eid nachzutragen, derselbe solchen laut des abschriftlich 
allerunterthänigst beifolgenden Schreibens und seiner Beilagen bedingungs- 
weise an mich eingeschickt habe. 

Wenn ich in Betracht ziehe, dass der Bischof von Wolf unterm 
14. d. Mts. seinen Eid unbedingt an mich eingeschickt und bis itzt nicht 
widerrufen hat, dagegen ferner in Betracht ziehe, dass der Erzbischof von 
Eichstädt seinen Eid bedingn issweise um 12 Tage später nachgetragen, 
als der Erzbischof von Gebsattel den seinigen widerrufen hat, so konnte 
sich einem Katholiken die Frage aufdrangen : Giebt es zwei katholische 
Kirchen, und zwei Oberhirten der Kirche? welche und welcher ist der 
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wahre? jener und jene, zu welcher sich der Bischof von Regensburg 
bekennt , oder jener und jene , welcher sich der Erzbischof Freiherr von 
Gebsattel unterwirft. 

Wenn gleich wohl die Erörterung dieser Fragen nicht zu meinem 
Ressort gehört , so gehört doch jene dazu , bey der nahe bevorstehenden 
ersten Zusammenkunft der ersten Kammer die wiederholte allerunterthänigste 
Anfrage Euer Königlichen Majestät zu Füssen* zu legen: 

»ob der Erzbischof Freiherr von Gebsattel als Reichsrath zur ersten 
Zusammenkunft der Reichsräthe, welche der § 56 und 57 vorschreibt, 
zugelassen werden kann? ebenso ob der von dem Erzbischof zu Eich- 
städt eingeschickte bedingniss weise Eid, als nach Vorschrift der 
Constitution geleistet , in den Akten der Kammer der Reichsräthe auf- 
genommen, und als solcher bey der ersten Versammlung der Reichsräthe 
denselben vorgelegt werden kann?« 

Der ich um eine baldige allergnädigste Entschliessung bittend in 
allertiefster Ehrfurcht geharre 

München den 29. Jänner 1819. 

Euer Königlichen Majestät 

aller unterthän igst treugehorsamster 

(gez.) Wrede 
qua praesident des Reichs-Rathes. 

Beilage. 

Abschrift. 

Hochgeborner Fürst, 
Hochzuverehrender Herr Feldmarschall , und Präsident der Kammer der 

% Reichsräthe ! •' 

Eurer Liebden war es gefallig, mittels eines hochverehrlichen Schreibens 
d. d. 20. Jänner et praesent. 25. 1. M. mich in Kenntniss zu setzen, dass 
von mir, auch abwesend, der Constitutions-Eid solle geleistet und folglich 
derselbe schriftlich nachgetragen werden. 

So wie ich Euer Liebden für diese freundschaftliche Eröffnung meinen 
innigsten Dank erstatte: so beeile ich mich zugleich durch Beyschliessuiiff 
des Eides dem geäusserten Verlangen zu entsprechen mit der aufrichtigsten 
Versicherung jener ausgezeichnetsten Hochachtung , womit ich zu sein die 
Ehre habe 

Eichstätt den 26. Jänner 1819. 

Euer Liebden 

gehorsamster Diener 
Joseph Fürst Bischof. 

Anlage : 

Ich Unterzeichneter schwöre Treue dem Konige, Gehorsam dem Gesetze, 
Beobachtung und Aufrechthaltung der Staats- Verfassung , unbeschadet der 
Rechten unserer heiligen Kirche, und dessen sichtbaren höchsten Ober- 
haupts, und seiner Nachfolger, und in der Stände- Versammlung nur des 
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ganzen Landes allgemeines Wohl und Beste ohne Rücksicht auf besondere 
Stande oder Klassen nach meiner inneren Ueberzeugung zu berathen : So 
wahr mir Gott helfe und sein heiliges Evangelium. 

[L. S.] Joseph Fürst Bischof. 



Nr. 32. 

Vorstellung des ernannten Erzbischofs von München-Freising Freiherrn 
von Gebsattel an den König, den Verfassungseid betreffend, vom 

29. Januar 1819. 

K. Staatsministcrium des Innern für Kirchen- und Schulangelegen- 
heiten. Beglaubigte Abschrift. 

Abschrift. 

Allerdurchlauchtigstor, Grossmächtigster König ! 
Allergnädigster König und Herr ! 

Wenn ich dem Herrn Keiclis-Raths-Präsidcnten Fürsten von Wrede, 
als fernerer erster katholischer Kirchen-Vorsteher in Baiern, durch eine- 
ausdrücklichere Erklärung in einem Schreiben vom 19. dieses, den Sinn 
meines am 17. Jännor eingeschickten Constitutions-Eides zu erkennen gab, 
so bitte ich Eure Majestät dieses nicht als eine verfassungswidrige Hand- 
lung , wegen der allgemein versprochenen Gowissens-Freiheit betrachten, 
sonach mich mit allerhöchster Ungnade bestrafen zu müssen. 

Die Aufrichtigkeit, die ich Eurer Majestät an meiner Stelle schuldig 
bin, die Pflicht, für das zu wachen, was Allerhöchstdieselbe in dem Con- 
cordat allergnädigst der Kirche in dem Staate durch feierliche Verträge 
mit Seiner päpstlichen Heiligkeit zugesichert, dio Wahrnähme einiger 
heftiger Jfassregeln, die mir nur als Ausflüsse von dem fraglichen Edict dem 
Concordate offenbar zuwider schienen, mussten nothwendig mein Gewissen 
beängstigen und mich nöthigen , ja zu keinem Missverstand Veranlassung 
geben zu dürfen , vielmehr zu trachten , dass mittelbar durch das von 
Eurer Majestät dieserhalben aufgestellte Organ Allerhöchstdero Aufmerk- 
samkeit erreget und die Hilfe ertheilet würde, welche in dem Drang der 
Dinge so nothwendig schien ; zwar geruhten hierauf Eure Majestät in dem 
allergnädigsten Kescript vom 22. dieses die allerhöchste Versicherung zu 
geben, nie eine Anwendung des Edikts gegen die besondere Uebereinkunfl 
mit Seiner päpstlichen Heiligkeit zulassen zu wollen , nach oiner aber 
neuerdings mir bekannt gemachten päpstlichen Weisung soll die Geistlichkeit 
nur in dem Sinn den Eid ablegen dürfen, wie er in der öffentlich in dem 
Consistorio vom 2. Oktober 1818 ausgesprochenen Kede vorkommt, als 
beruhend auf die mit dem königlichen baiorischen Minister vorausgegangenen 
und gepflogenen Verhandlungen. 
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Eure Majestät werden hieraus allergnädigst entnehmen , dass meine 
früher geäusserten Bedenklichkeiten nicht aufgedrungene schiefe Ansichten 
waren, deren Grund in meinen vermeintlich irrigen Vorurtheilen nur nach- 
zusuchen gewesen , dass nicht ich Verlegenheiten herbeigeführt , da selbe 
immerhin noch grösser , und später durch die päpstliche ausdrückliche 
Weisung entstehen mussten ; dass ich in Widerspruch mit dem päpstlichen 
Stuhle denselben zu Massregeln würde verleitet haben, die mich um alles 
Vertrauen von den gutdenkenden Katholiken würden gebracht und zu der 
Würde unfähig gemacht haben , die mir Eure Majestät allergnädigst zu- 
gedacht, dass eine von mir gezeigte Neigung, von dem Centralpunkte der 
katholischen Kirche abweichen zu wollen , $ben so viel seyn würde , als 
den Grundpfeiler unserer Religion , nämlich die Einheit stören und jenen 
in die Hände arbeiten zu wollen, welche die Untergrabung derselben 
sich schou lange zum Geschäfte gemacht haben , welchem allem aber 
nach ich Eure Majestät allerunterthänigst bitte, mir die Erklärung nicht 
zu verargen , dass ich der in Mitte liegenden päpstlichen Weisung zufolge 
meinem abzulegenden Eide keinen andern Sinn unterstolle, als jenen, 
welchen Seine päpstliche Heiligkeit in der Allocution vom 2. Oktober 1818 
ausgesprochen haben. 

Der ich in der tiefeston Erniedrigung ersterbe 

München den 27. Jänner 1819. 

Eurer Majestät 

alleruuterthänigster treugehorsamster 
Freiherr von Gebsattel. 



Nr. 33. 

Königliches Rescript an den Präsidenten der Kammer der Reichsräthe, 
den Verfassnngseid des ernannten Erzbischofs von München-Freising 

betreffend, vom 30. Januar 1819. • 

K. Staatsministerium des Innern für Kirchen- und Schulangelegen- 
heilen, 

Maximilian Joseph, 

von Gottes Gnaden, König von Baiern etc. 

Durch die, von dem zum Erzbischof in München und Freisingen 
ernannten Freiherrn von Gebsattel an Unser Staats-Ministerium des Innern 
wegen Ablegung des von ihm in der Eigenschaft als Reichsrathes zu 
leistenden verfassungsmässigen Eides übergebene Erklärung sind Wir nach 
Vernehmung Unserer Ministerial-Conferenz zu dem» Beschlüsse veranlasset 
worden, dem Freiherrn von Gebsattel diese von ihm eingereichte Erklärung 
durch Unser Staats-Ministerium des Innern als unstatthaft zurückgeben, 
und dessen Berufung zu den Verhandlungen der Stände-Versammlung in 
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der Eigenschaft als Reichsrat h und zu den Sitzungen des Keichsrathes zur 
Zeit ausgesezet zu lassen. 

Von dieser Unserer Erschliessung sezen Wir den Präsidenten des 
Keichsrathes Herrn Fürsten von Wrede vorläufig in Kenutniss , um vor 
der Hand die Berufung des Freiherrn von Gebsattel in die Sitzungen des 
Keichsrathes zu unterlassen. 

München den 30. Jänner 1819. 

(gez.) Max Joseph. 

(gez.) Thürheiui. 

An den Präsidenten des Keichrathes 

Herrn Fürsten von Wrede. 

Die Ablegung des verfassungsmäßigen 
Eides des Frhrn. von Gebsattel betr. 



Nr. 34. 

Vorstellung des ernannten Erzbischofs von München-Freising Freiherrn 
von Gebsattel an den König, den Verfassungseid betreffend, vom 

31. Jannar 1819. 

K. Staatsministcrium des Innern für Kirchen- und Schuld ngclcgen- 
heilen. Original. 

Allerdurchlauchtigster, Grossmächtigster Konig! 
Allergnädigster König und Herr! 

Uni auf keinen Fall mir den Vorwurf machen zu können , dass ich 
des zu leistenden Constitutions-Eides willen , etwas unterlassen hätte , was 
den Wünschen Kurer Majestät entsprechen konnte, so verfehlte ich nicht, 
mich gestern mit der Nuntiatur zu benehmen und dahin übereinzukommen, 
dass es der Absicht Seiner päpstlichen Heiligkeit nicht zuwider seyn konnte, 
wenn ich mich im Betreff des Eides, wie folget, erklärte: 

Juramentum Constitution! praesto, sub hac conditione, ut non respieiat 
nisi ordinem civilem, nee ullo modo nie ad aliquid obliget, quod aut 
doginatibus aut dei et ecclesiae catholicae legibus adversari possit. 
In der zuversichtlichen Hoffnung, dass diese Aensserung als passend 
angesehen werden wird, ersterbe ich in der tiefesten Erniedrigung 

Müuchen den 31. Jänner 1819. 

Eurer Königlichen Majestät 

allerunterthänigst trougehorsamster 

Frhr. v. Gebsattel. 
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Nr. 35. 

Eingabe des Dechanten von Rosenheim Karl Georg Rieder an den 
König, den Verfassnngseid betreffend, vom 30. Januar 1819. 

K. Staatsrate Original, 

Allerdurchlauchtigstor , Grossmachtigster König ! 
Allergnädigster Herr, Herr! 

In dem Wahne, dass die vorgeblichen Differenzen mit dem ernannten 
ErzMschofo ausgeglichen wären, präsentirte ich mich erst gestern demselben. 
Aber wie erstaunte ich, als mir derselbe eine allerunterthänigste Vorstellung 
zur Unterschrift vorlegte, ich verweigerte zwar selbe, und glaubte über 
diesen wichtigen Schritt nachdenken zu müssen , da ich überzeugt wäre, 
dass für den geforderten Eid nichts entgegen wäre. 

Ohne mir diess zu gestatten, verwies er mich auf eine vorliegende 
Bule und für den Ungehorsam auf ein päpstliches Keservat. Durch die 
ernste Stimme dieses Vortrages, durch wiederholte Forderung induziert, war 
ich schwach gonug meinen Namen gegen ganz andere Ucberzeugung nieder- 
zuschreiben. 

Durch reifere Ueberlegung bewogen, nehme ich diese abgedrungene 
Unterschrift in seinem ganzen Umfange zurück, und Ingo meinen unbe- 
dingten allerunterthänigston Gehorsam Euer Königlichen Majestät zu Füssen, 
und ersterbe in allertief ester Ehrfurcht 

München, den 30. Januar 1819. 

Euer Königlichen Majestät etc. etc. 

allerunterthänigst , treugehorsamster 
Karl Georg Rieder, 
Dechant von Rosenheim, 
f Deputierter der 2. Kammer. 1 ) 

An Seine Königliche Majestät 

von Baiern etc. etc. etc. 

München. 



1) Die Eingabe ist von Karl Georg Rieder durchaus mit eigener Hand 
geschrieben. 



Urk. Nr. 36 (81. Januar 1819). 105 



Nr. 36. 

Erste Eingabe geistlicher Abgeordneter znr zweiten Kammer an den 
König, den Verfassungseid betreffend, vom 31. Januar 1819. 

K. Staatsministerium des Innern für Kirchen- und Schulan gelegen* 
heiten. Abschrift. 

Allerdurchlauchtigster, Grossmächtigster König! 
Allergnädigster König und Herr! 

Eurer Königlichen Majestät ist es bekannt , dass die unterthänig 
gehorsamst Unterzeichneten durch das Vortrauen ihrer Com mitten ten zu 
dem allergnädig8t angeordneten Landtage gowählt worden sind. 

Um diesem ehrenvollen Rufe nach unsern geringen Kräften zu ent- 
sprechen, haben wir nicht ermangelt, die in der Verfassungs-Urkunde vor- 
geschriebenen Bedingungen und Vorschriften genau und buchstäblich zu 
erfüllen. 

Ebenso sind wir bereit, den bei der Eröffnung der Stände- Versamm- 
lung erforderlichen Eid öffentlich zu leisten. Wir würden uns aber der aller- 
höchsten Gnade Eurer Königlichen Majestät völlig unwürdig machen, wenn 
wir zögern wollten, den Sinn, den wir mit den Worten dieser Eidesformel 
verbinden, offenherzig und redlich vorher zu erklären. 

Da uns nämlich durch die in Folge der im Namen Seiner Majestät 
des Königs officiell gegebenen Erklärung im Consistorio vom 2. October 1818 
gehaltene und öffentlich publicirte Allocution des heiligen Vaters bekannt 
ist, dass die Constitution des Roichs sowie ihre Anhängo Mehreres im 
Betreff dor katholischen Religion und Kirche verordnen, was Seiner päpst- 
lichen Heiligkeit schweren Kummer und Betrübniss brachte ; da daraus ferner 
bekannt ist, dass das Edict, über die äussern Rechtsverhältnisse des König- 
reichs Bayern in Beziehung auf Religion und kirchliche Gesellschaften 
nur für die nichtkatholischen Unterthanen des Königreichs Bayern ver- 
bindlich sei ; da Eure Königliche Majestät dem hochwürdigsten Erz- 
bischofe von München und Freisingen durch ein allerhöchstes Rescript vom 
22. d. M. die wiederholte Versicherung gegeben haben , dass keine An- 
wendung jenes Edictes gegen das mit Seiner päpstlichen Heiligkoit abge- 
schlossene Concordat zugelassen werden soll; da endlich die Verfassungs- 
urkundo selbst allen christlichen Confessionsverwandten eine unbedingte 
Gewissensfreiheit zugesteht , 60 zweifeln wir keinen Augenblick , Eure 
Königliche Majestät werden es genehm halten, dass wir den erforderlichen 
Eid in dem Sinne, in welchem der päpstliche Stuhl den befragten Eid als 
eine rein kirchliche Gewissenssache abzulegen gestattet, gehorsamst leisten. 

Wir empfehlen uns zu allerhöchster Huld und Gnade und ver- 
harren in tiefster Ehrfurcht 

München, den — Jänner 1819. 

Die Unterschriften fehlen. 
Den Comtitutioiiri-Eid betr. 
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Ar. 37. 

Zweite Eingabe geistlicher Abgeordneter zur zweiten Kammer an den 
König, den Verfassungseid betreffend, vom 31. Janaar 1819. 

K. Staatsministerium des Innern für Kirchen- und Schulangelegen- 
1 leiten. Original. 

Siegelbogen liegt bey. 

Allerdurchlauchtigster, Grossmächtigster König! 
Allerguädigster Herr! 

Euer Königliche Majestät geruhen allergnädigst Folgendes genehm 
zu halten : 

Juramontum constitutioni praestabimus sub hac conditioue, ut non 
respieiat nisi ordinem civilem, nee ullo modo nos ad aliquid obliget, quod 
aut dogmatibus aut dei et ecclesiae catholicae Romanae legibus adversari 
possit. 

Wir empfohlen uns zu allerhöchsten Hulden und Gnaden, und ver- 
harren in tiefster Ehrfurcht 

München 31. Jänner 1819. 

Euer Königlichen Majestät 

allerunterthänigst treugehorsamste 

(gez.) Pr. Zimmer. , 

Karl Egger, Pfarrer. 

(gez.) Magold. 

(gez.) Zenger, Pfarrer. 

(gez.) Benedikt Abbt, Pfarrer. 1 ) 

Allerunterthänigst gehorsamste Erklärung 
den Conbtitutions-Eid betreffend. 



• 



Nr. 38. 

Königliches Resoript, den Verfassungseid betreffend, vom 1. Fe- 
bruar 1819. 

K, Staatsministerium des Innern für Kirchen- und Schulangelegen- 
heiten. 

Maximilian Joseph, 
von Gottes Gnaden, König von Baiern etc. etc. 

Unserem Staatsministerium des Innern theilen Wir in der umstehenden 
Abschrift jene allerhöchste Erschliessung , welche Wir ,im Betreff de* 

1) Die Eingabe ist geschrieben von der Hand Karl Egger'g, 
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Frei her rn von Gebsattel an den Herrn Präsidenten des Keichsraths, Fürsten 
von Wrede unterm heutigen erlassen haben, zu dem Ende mit, um dem 
Freiherrn von Gebsattel seine Erklärung vom 27. v. M. nach zurück- 
behaltener vidimirter Abschrift von kurzer Hand zurückgeben zu lassen. 

München am 1. Februar 1819. 

(gez.) Max Joseph. 

Nach dem Befehle 

Seiner Majestät des Königs 

(gez.) Egid von Kobell. 

An das kgl. Staatsministerium des Innern. 
Den Freiherrn von Gebsattol betreffend. 



Abschrift. 

M. J. K. 

Nach Entfernung der Anstände, welche Uns zu dem Entschlüsse be- 
wogen, dem zum Erzbischof in München und Freisingen ernannten Freiherrn 
von Gebsattel in der Eigenschaft als Reichsrath zur Zeit nicht in die 
Kammer der Reichsräthe einberufen zu lassen, eröffnen Wir nach Vor- 
nehmung Unserer Ministerial-Konferenz dem Präsidenton des Keichsraths, 
Herrn Fürsten von Wrede, dass der Einberufung des Freiherrn von Geb- 
sattel in die Kammer der Reichsräthe und zu den Verhandlungen der 
Stände- Versammlung nunmehr nichts mehr entgegensteht. 

München den 1. Februar 1819. 

An den Präsidenten des Keichsraths 
Herrn Fürsten von Wrede also er- 
lassen. 



Nr. 39. 

Note des Cardinalstaatssecretärs Consalvi an den Staatsminister des 
königlichen Hauses nnd des Aeusseren Aloys Grafen von Rechberg 

vom 8. März 1820. 

K. Staatsministerium des K. Hauses und des Aeusseren. Original. 

Confiden Helle. > 

Monsieur le comte! 

L'estime toute particuliere que j'ai vou6e a votrc excellence des le 
moment que j'eus Thonneur de faire sa connoissance personelle ä Vienne, 
la confiance saus bornes que j'ai si justement placee dans sa sagesse et 
dans sa droiture, ainsi que la loyaute de mon caractere, et le vif desir de 
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voir arrangdes les affaires qui occupent votre excellence et moi depuis si 
long temps, m'ont decide ä ui'adresscr confidentiellement ä eile avant que 
de repondre officielleraent aux dernieres Communications que le gouvernemcnt 
de sa majeste le roi de Baviere nous a faites. Dans l'ätat oü sont les 
choses , j'alme a croire que cette demarche de ma part sera agre^e par 
votre excellence, et je nie flatte qu'elle soit de nature ä nous amener ces 
heuroux resultats qui forment Pobjet de nos voeux. 

Je ne puis pas cacher a votre excellence que les dernieres Communi- 
cations que le saint pöre a reales de la part du gouvernement de sa 
majeste, Tont extremement peine. Sa saintete ne voyoit pas sans une 
juste inquietude le long retard des reponses ä son bref et ä ma lettre 
officielle du 13 Janvier 1819, malgre les instances reite>ees qu'elle en 
avait faites par l'entremise de son nonce, et malgre l'extröme importance 
des objets qui en faisoient le sujet. Mais, quelle n'a pas ete" sa surprise 
lorsque ces reponses sont parvenues apres un si long delai , et que le 
saint pero a du se convaincre qu'elles ne sont pas du tout de nature ä 
satisfaire aux reclamations quo les principes de la religion et les loix de 
l'eglise dont il est le gardien et le dofensour, lui avoient Commanders] ! Le 
chagrin qu'il en a ressenti ne saurait etre jttus sensible. 

En offet pour ce qui regarde la lettre de sa majeste, le saint pere 
y a bion lu avec satisfaction et reconnoissance les protestatious reiterfe 
de son attachement au saint siege et de ses intentions que le salut de ses 
sujets catholiques soit procure avec tous les moyens, que Tetat de Teglise 
catholique dans son royaume soit fleurissant, que le concordat soit scru- 
puleuscment obscrve ; niais malheureusement il n'y a pas trouve de quoi 
calmer sa doulcur sur Tobjct des remontrances qu'il avait faites. De meme 
dans la lettre de votre excellence a laquclle sa majeste se refere, le saint 
pöre n'a pas trouve ces reponses satisfaisantos que la religion du gouver- 
nemont de sa majeste et les stipulation sacrees du concordat du 1817 
lui donnaient le droit de s'attendre. 

Les bornes d'uno lettre ne mo permettent pas d'entrer en des longs 
details ä ce sujet, raais je prio votre excellence de vouloir bien se donncr 
la peine de parcourir eile meine les feuillos que j'ai l'honneur de lui 
envoyer ci-jointos, et je ne doute nullement qu'clle y verra demontre 
jusque a la derniere evidence que les deux pieces susmentionn^es ne satis- 
font en aueune maniere au contenu dans le bref de sa saintete et dans 
ma lettre du 13 Janvier 1819. 1 ) 

1) Ans dieser umfangreichen Beilage sei die folgende Ausführung über das 
gesetzliche Verhältnis zwischen Religionsedict und Concordat hervorgehoben: 

Si l'edit de religion, ajoute son excellence, qui n'a 6te donn6 que pour 
rassurer toutes les confessions pouvait renfermer des contradictions avec les sti- 
pulation:} du concordat, Pexecution de cette Convention prouvera le oontraire, et 
sa majeste' ne souffrira jamais quo dans Tapplication de cette loi les droits de 
ses sujets catholiques puissent etre les6s. 

Que dans l'eclit de religion il y ait des dispositions oontraires aux stipulation 
du concordat, cela a et6 d6montr6 dans l'ecrit que monseigneur lo nonce donna 
ä son excellence au commencement du 1819. Cela pos6 , on ne peut pas ee 
dissimuler que malgr6 toutes les promesses que Ton puisse faire, la Constitution 
meme garantit l'exccution des dispositions de l'edit de religion sur Celles da 
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La nouvelle Constitution da royaume de Baviere qui renferme des 
dispositions contraires aux principes de l'eglise catholique et aux articles 
du concordat , a re^-u sa derniere garantie par une premiere Session des 
chambres terminee par un acte solennel, et sa majeste, ainsi que votre 
excellence le dit dans sa lettre officielle, ne pout en revenir. La decla- 
ration solennelle que monseigneur le cardinal Haeffelin donna au nom de 
sa majeste, et qui pouvait mettre en calme la conscience des catholiques 
ä l'egard du serment prescrit par la Constitution, a ete desavouee. On 
a continue en Baviere a exiger le serment a la Constitution sans aucune 
restriction ou limitation. Tout le royaume so plaint que la Convention 
du 1817 est violee tous les jours, et qu'il n'y a jusqu'a present un seul 
article de cette Convention qui soit fidelement execute. Vollä Tetat actuel 
des affaires de l'eglise catholique dans le royaume de Baviere , etat que 
personne ne peut meconnoitre sans se faire illusion a soi meme. C'est 
decidement le memo etat qui avait lieu en 1818, qnand sa saintete, pressee 
par ses devoirs, adressa ses reclamations a la religion et a la loyauM de 
sa majeste ; s'il n'est pas encore pire en tant que des manx prolonges 
deviennent toujours plus nuisibles dans leurs consequences, et en taut qu'on 
les laisse encore faire des ravages apres, les remontrances reiterees du chef 
su pr eine de l'eglise. 

Cet etat affligeant et extreinemont fatal a la religion catholique a 
vivement frappe le saint pere. II avait annonce dans son bref au roi, 
ainsi que je l'avais fait dans ma lettre a votre excellence, que s'il ne 
recevroit pas, on directement du gouvernement , ou par Tentremise de sou 
nonce a Munich , une repouse satisfaisante avec cette proinptitude que 
Turgence et Timportance de la chose exigeoient, il ne pourroit se dispenser 
de faire connoitre a tout le monde , que sa majeste ayant desavoue la 
dHclaration solennelle faite par son ministre a Home, les principes de la 
religion catholique ne permettent pas de pretor purement et simplement le 
serment a la nouvelle Constitution, et que ceux qui l'auroient prete de cette 
maniere sont obliges de le retracter. Sa saintete etait determinee de faire 
dans le consistoire qu'ello a rassemble le 21 du mois passe, une declaration 



concordat dans le cas qu'un objct soit contcmple dans le concordat et dans l'edit. 
En effet le dernier paragraf de l'edit ordonne que cette loi fundamentale 
de l'etat doit regier les droits, les rapports et les Obligation« des differentes 
societe» ecclesiastiques, et par consequence de la societe catholique. Apres cela 
il ajoute que relativement a toutes les autres causes ecclesiastiques (c'est 
a dire non pas a Celles dont on a parle dans l'edit) les determinations ulteri- 
pures (savoir non pas les determinations que l'edit contient) par rapport a 
Peglise catholique sont contenues dans le concordat du 5 Juin 1817. La loi 
fundamentale donc prescrit que le concordat doit regier uniquement les objets 
qui ne sont contemplös dans l'edit, et par consequent, s'il arrive le cas 
oü un objet puisse etre regle par les dispositions de l'edit et par Celles du con- 
cordat, la loi fondamentale garantit Texecution des premiere« contre les secondes. 
Dans cet etat de choses quelle garantie nuront-ils les catholiques que les 
stipulation» du concordat soient fidelement executees, lorsqu'elles sont en Oppo- 
sition avec les dispositions de l'edit de religion, si sa majeste ne daigne pas au 
moins declarer publiquemcnt que les stipulation du concordat relativement aux 
catholiques doivent etro fidelement observee* dans tous le« ca« po?sibles memo 
quand les articles de l'edit pourraient disposer autrement? 
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sur cet objet pour instruire les fideles, et pour justifier le Saint siege devant 
le public, afin que personne ne puisse deduire de son silence son 
acquiescement a cet etat des choses. 

Je dirai ä votre excellence- (et eile peut le croire ä la candeur de 
mon caractere ainsi que au desir que je nourris d'empecher un eclat) que 
ce n'a etö qu avec une extrdme difficulte que je suis parvenu ä obtenir du 
saint pere qu'il voulüt differer encore un moment cette declaration que 
lui imposent sa conscience et ses devoirs, auxquels tout le monde connolt 
que sa saintete sait bien sacrifier tous les int^rets temporeis et tous les 
egards humains. 

En faisant tout ce qu'il a ete on mon pouvoir pour obtenir que cette 
declaration füt differee, ce n'est pas que je ne connolsse que le saint pere 
s'y trouve oblige par ses devoirs sacres. C'est uniqueraent l'opinion quo 
j'ai que la religion de sa majeste et la sagesse de votre excellence mettront 
sa saintete hors du cas de faire cette declaration, qui m'a determine a prior 
instamment le saint pere de la differer, et de me permettre d'en faire avec 
votre excellence une ouverture confidentielle. 

Je suis persuade que votre excellence voudra se convaincre que dans 
l'wtat actuel des choses un remede est absolument n6cessaire. Celui que 
sa saintete demande, c'est que , puisque votre excellence dit que la Con- 
stitution a reyu sa denüere garantie par une premifcre session des chambres 
terminee par un acte solennel, et que sa majeste ne peut en revenir, et 
par consequont eile ne sauroit etre modifiee malgre ce qu'elle contieut de 
contraire aux principos de la religion catholique et aux stipulation« du 
cowordat, du moins la declaration de son eminence monseigneur le cardinal 
Haeffelin subsiste dans tonte son integrite. 

Mais votre excellence disant dans sa lettre que cette declaration avait 
alanne les sujets du roi non catholiques, qu'une fermentation avait prßcede 
la reunion des cbambres , qu'il fallait tranquilliser les esprits et rassurer 
les membres de cbaque culte , et en consequence la declaration ayant ete 
desavouee, je concois la difficulte que les justes desirs de sa saintete 
puissent ötre satisfaits par le retablissement de cet acte. Animo par 
l'esprit le plus sincere de conciliation je me suis donc evertuo ä cberclier 
s'il y avait une autre route ä tenir qui cependant nous conduise au iueme 
terme; et je m'applaudis de Tavoir trouvee. En tenant cette route tous 
les ögards seront sauvte: sa majeste ne fera pour les catholiques que ce 
qu'elle a dit et repete de vouloir faire , et ses sujets non catholiques 
n'auront de quoi prendre le moindre alarme. 

Votre excellence connoit de quelle maniere les affaires ont ete arrangees 
entre le saint siege et la France en 1817 relativement au sermcnt ä preler 
a la Charte constitutionnelle. Sa majeste tres chretienne ayant appris par 
1p saint pere que les catholiques de son royaume n'auroient pu preter 
purement et simplement le serment a la charte ä cause de l'obstacle que 
la religion catholique y opposait relativement ä quelques uns de ses articles, 
declara solennellement que »le serment a preter a la Charte ne sauroit 
porter aucune atteinte ni aux dogmes, ni aux loix de Teglise parce qu'il 
if est relatif qu'ä ce qui concerne l'ordre civil. Que tel etait l'engagement 
que sa majeste avait pris , et qn'elle devoit maintenir. Que tel est 
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Tengagement que contractent ses sujets en prenant serment d'obeissance 
ä la Charte et aux loix du royaume, sans que janiais ils puissent 6tre 
obliges par cet acte ii rien qui soit contraire aux loix de dieu et de 
Teglise«. 

Si donc sa majeste le roi de Baviöre voulait bien declarer comme le 
roi de France, que »le serment a preter ä la Constitution iTest relatif 
qu'ä ce qui concerne T ordre civil f et que tel est Tengagement que con- 
tractent ses sujets en pretant ce serment sans qu'ils puissent ötre Obligos 
par cet acte a rien qui soit contraire aux loix de dieu et de Teglise«, je 
crois pouvoir assurer votre excellence que Taffaire du serment pour ce qui 
regarde la religion serait arrangee, et les sujets catholiques de sa majeste 
pourroient preter le serment en question sans y mettredes reserves, car 
il est positif que Ton donne le serment selon l'intention connue de celui 
qui Texige. 

Je ne sais pas penser que sa majeste le roi de Baviere puisse trouver 
de la difficulte ä faire ce que sa majeste le roi de France a fait dans 
le ineme cas. 

Mais, comme Tedit de religion ou Tappendice deuxieme qui fait partie 
de la Constitution n'est pas seulement oppose en plusieurs articles aux 
principes de la religion catholique et aux loix de Teglise, mais aussi aux 
stipulations du concordat, ainsi qu'il a ete demontre dans Tecrit commu- 
nique ä votre excellence par le nonce Tannee demiere, il en suit que si 
Ton ne veut pas retablir la declaration de monseigneur le cardinal Haeffelin, 
parce qu'elle porte que Tedit regarde seulement les protestants et non pas 
les catholiques, il est absolument necessaire que sa majeste ajoute dans la 
declaration qu'elle ferait, »que dans le cas oü Tedit de religion so trouvät 
en contradiction avec los stipulations du concordat« , qui fait aussi partie' 
integrante de la Constitution, et qui a ete fait pour regier les affaires 
ecciesiastiques de ses sujets catholiques ,' »ce seront les dispositions du 
concordat qn'on devra observer«. II ne peut pas y avoir de la part de • 
sa majeste la moindre difficulte ä dire cela dans la declaration a faire, 
puisque dans la lettre de votre excellence du 22 decembre dernier ä la- 
quelle sa majeste se refere, il est dit »que le concordat doit etre fide- 
lement et scrupuieusement execute, et que, si Tedit de religion pouvait 
renfermer des contradictions avec les stipulations du concordat, Texecntion 
de cette Convention prouvera le contraire, et sa majeste ne souffrira jamais 
que dans Tapplication de cette loi les droits de ses sujets catholiques 
pnissent etre loses« ; et dans la lettre de sa majeste eile meme, adressne 
au saint pere le 12 decembre dernier, il est dit expressement »qu'elle est 
bien loin de vouloir jamais permettre la moindre chose au detriment de 
la Convention sacree stipuleo avec le saint siege«. Si on a Tintention sincere, 
comme on ne peut pas en .douter , de le faire , on ne doit avoir aucune 
difficulte de le dire, et d'ailleurs il est necessaire que la chose soit connue 
d'une maniere authentique, non seulement pour que tous ceux (et c'est 
malhenreusement tout le monde) qui regarde ut le concordat pour abroge 
de fait dans les articles qui sont en contradiction avec les dispositions 
postärieures de Tndit de religion, soient detrompes, inais encore pour que, 
le cas de cette contradiction echeant, les magistrats, les tribunatix et 
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toutes les autorites sachent que ce sont les dispositions da concordat, aux- 
quelles ils doivent se tenir ä l'egard des catholiques. 

Apres ce qui est arrive relativement ä la declaration du cardinal 
Haeffelin, votre excellence concoit bien dans sa sagesse que cette nouvelle 
declaration ne pourroit etre faite par ce ministre, mais qu'il est necessaire 
qn'elle soit faite par le roi lui merae. 

Quant a l'affairo des dotations je ne cacherai pas a votre excellence 
qu'il y a differentes difficultea a surmonter; mais il ne sera pas difficile 
de les vaincre, si l'on peut tomber d'accord sur une d'entre elles, chose 
d'ailleurs, oü je ne saurais prevoir d'obstacles de la part du gouvernement 
Bavarois dans son intention enoncee de faire executer au bout d'huit mois 
lVxtradition des biens fonds qui seront assignes a Teglise. J'entends dire 
qu'on veuille bien »appliquer aussi ä l'effectuation de cette extradition« 
la cautiou qu'on offre »pour la surete des payements jusqu'ä rextradition 
des biens fonds«. De cette maniere toutes les doutes s'evanouiront, tontes 
les inquietudes seront calmees, et d'ailleurs le gouverneinent ne sauroit 
trouver aucune difficulte ä assurer Texecution d'une chose qu'il est decide 
de faire. 

I/arrangement de cette affaire suivra, ou bien, si votre excellence 1p 
vent, ira de pair avec l'autre, savoir avec l'arrangement de ce qui regarde 
l'affaire rcligionse dont j'ai parle plus haut. Meme dans le cas que rela- 
tivement aux dotations le saint pere se pretät, ä qnelque cbose pres, 
ä l'arrangement propose , il serait impossible de Tinduire a faire qnelqne 
chose qne ce soit dans les affaires de la Kaviere, avant que l'arrangement 
religienx soit fait, on bien avant que pour d^charger sa conscience, et pour 
eloigner l'npinion qu'il n'a rion a dire contre ce qni s'y est fait (opinion 
qui seroit la suite de voir sa saintet« aller en avant dans les affaires de 
la Kaviere) il fasse connoitre son improbation de ce qu'y a et« fait de 
contraire a la religion , aux loix de lVglise et aux stipulation? dn 
concordat. 

Mais votre excellence dans sa sagesse , dans son attachement ä la 
religion, dans son esprit de conciliation , saura bien faire en sorte qoe 
cela n'arrive pas. Jo crois lui avoir fourni le moyen le plus simple et 
le plus facile pour y reussir. La declaration que j'ai traceo plus haut 
sanve tont, rien n'y ost blesse, et tont se trouve arrange en snivant cette 
route. Je ne puis concevoir qne Ton pnisse de bonne foi trouver aucune 
difficulte raisonnable sur ce que j'ai propose a votre excellence. En con- 
siderant la chose sous tous los rapports, je nie suis fait toutes les diffi- 
cnltes quo je ponvais entrevoir comine possibles, et je n'en trouve aucune 
qui puisso präsenter un veritable obstacle a Tex^cution de ce projet. Je 
suis alle jusqu'an point de m'objecter qne sa majeste puisse trouver peut- 
etre qnelque difficulte a faire eile memo la declaration, soit parceque eile 
puisse croire de ne pas avoir dans le moment une occasion naturelle de le 
faire, soit parceque la declaration faite par le roi de France fut signee 
par sou ministre. L'cnsemble des circonstances oü sa majeste tres chretienne 
lit sa declaration etant bien different de celui oü se trouve 1 'affaire qni 
fait le sujet de cette lettre, il serait a souhaiter pour le bien de la chose 
que la declaration a faire par sa majeste le roi de Kaviere fut signne par 
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lui metue; mais s'ü plaisoit d'avantage ä sa majeste que la declaration 
füt signee par votre excellence, je lui dirai que dans mon dösir de ne 
pas perdre l'unique moyen qui reste pour öviter un eclat qui sans cela 
serait inävitable, comme je Tai expose plus haut, je n'aurais pas difficulte 
pour mon compte, que la declaration dont il s'agit füt signee par votre 
excellence et adressee au nonce. Votre excellence y parleroit au noin du 
roi et diroit »qu'afin d'eviter toute mesintelligenco sur l'objet et la nature 
du serment ä pröter par les catholiques ä la Constitution, ainsi que pour 
garantir de toute application impropre Vexecution du concordat qui en fait 
partie integrante, sa majestö l'a autorisäe ä declarer, que lo serment 
a pröter a la Constitution n'est relatif qu'ä co qui concerne l'ordro civil; 
que tel est l'engagement que contractent ses sujets en prötant ce serment, 
sans qu'ita puissent ötre obliges par cet acte ä rion qui soit contratre aux 
loix de dien et de l'eglise, ef que, dans le cas oü l'edit de religion annexe 
ä la Constitution se trouvät en contradiction avec les stipnlations du con- 
cordat qui est fait pour regier les affaires ecclesiastiques des sujets catho- 
liques de sa majeste, ce seront les dispositions du concordat qu'on devra 
observer«. 

Contemporanument ä cette declaration de votre excellence qui serait 
rendue publique, son excellence monsieur le ministre de l'interieur devra 
en adresser une dans le memo sens aux regences respectives afin que tout 
pretexte d'agir contre leur soit öte. Tai* ce moyen tout serait fini. 

Je serais au desespoir, si ce que mon empressement pour la conci- 
liation de cette importante attaire m'a fait proposer ne füt pas agree. 
Votre excellence me connait assez ; eile sait que je ne suis pas capuble de 
trouiper personno. Elle me croyera donc, lorsque je lui rep^terai que j'ai 
epronve toutes les peines du inoude ä obtenir ce delai. J'ai dit plus 
haut, et je le dirai de nouveau ici que, lorsque il s'agit de conscience, sa 
saintete , apres avoir epuiso tout ce quo les egards et l'amour de la paix 
peuveut suggerer, ne sauroit ßtre retardee par aueun respect humain de 
remplir co qu'ello croit etre de son devoir. II seroit par cons^quent ab- 
solument impossible dans le cas oü le moyen que j'ai propose n'eüt pas 
Heu, d'empöcher relativement au serment dont il s'agit la declaration de 
sa saintete , »qu'il est illicito aux la'ics aussi bien qu'aux ecclesiastiques, 
tous etant egalement catholiques, de le pröter sans reserve, et que ceux 
qui Tont prete purement et simplemeut sont obliges de faire leur 
retraetation«. 

Mon respect et mon devouement pour sa niajestö et l'attachemont 
que je m'honore de professer ä votre excellence m'ont engage ä lui dire 
dans cette lettre confidentielle tout ce que je viens d'exposer. J'ai cru que 
c'etait le parti le plus sage et le plus a propos pour la chose. Si je me 
suis troiupe, j'en aurai bien de regret. J'attends avec impatience sa reponse 
que je la prie de vouloir bien ine donner le plutöt possible. En attendant 
je suspends ma reponse officielle ä sa lettre du 22 Decembre , ainsi que 
ä la note de son linineuce monseigneur le cardinal Haeffelin sur les 
dotatious, et je pröviens votre excellence que jo ne nie suis pas ouvert 
avec lui sur ce que j'ai ecrit confidentiellement ä votre excellence dans 

Sicherer, Staat u. Kirche. — Urkunden. 8 
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cette lettre. Le nouce suspendra aussi pour les meines raisons sa reponse 
a la note de votre excellence du 24 Novembre. 

Je prie votre excellence d'agreor que je lui rcitere l'assurance de la 
considoration la plus distinguoe avec laquelle j'ai riionneur detre 

Küine ce 8 Mars 1820. 

de votre excellence 

IsigneJ 1c tres dovouo et tres obeissant 

serviteur 
IL Card. Cousalvi. 

Von der Hand des Curdinahtaatssccrctärs Consalvi: 

Je prie vutre excellence de recevoir nies excuses si je n'ai pas ecrit 
cette lettre de ma propre uiaiu. Je ne voulais pas differer do faire cette 
ouverture a votre excellence, et la lettre etafit trop longue, j'ai du prendre 
le parti de la dicter. Je rcitere a votre excellence l'expression des senti- 
ments inalterables qu'elle reconnoit a son ogard. 

Monsieur le comte de Rech borg 

ministre des affaires ötrangeres de 

sa niajeste le roi de Kaviere 

a Munich. 



Nr. 40. 

Gutachten des Staatsrates und Oeneraldirectors Freiherrn von Zentner, 

über die Abgabe der vom römischen Hofe bezüglich der bayerischen 

Verfassungsurkunde verlangten Erklärung, vom 30. März 1820. 

K. Staatsministcrium des K. Hauses und des Aeusseren. Original. 

Allerdurchlauchtigster Grossniächtigstor König ! 
Allergnädigster König und Herr! 

Ich habe in Gemässhcit des mir zugegangenen Allerhöchsten Befehles 
vom 19. d. Mts. die von dem Cardinal Consalvi an Euerer Königlichen 
Majestät Staateministerium des Hauses und des Aeussern gemachten Anträgt», 
in Beziehung auf die Verhältnisse der katholischen Kirche im Königreiche, 
nach den mir mitgetheilten Actenstücken sorgfaltig geprüft. Wenn sie 
gleich, sowie sio in dem Schreiben des erwähnten Cardinais dargestellt 
sind , annehmbar erscheinen , so enthalten sie doch , wenn dieselben im 
Rückblicke auf die früheren Aussprüche des päbstlichen Stuhles und im 
Zusammenhange mit den dem Schreiben des Cardinais beiliegenden und 
seinen eigenen damit übereinstimmenden Bemerkungen näher beleuchtet 
werden, höchst bedenkliche und folgenvolle Zugeständnisse, durch welche 
das Ansehen und die Regenten-Rechte Euerer Königlichen Majestät gefährdet 
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und erneuorte Besorgnisse bei den Protestanten und vielleicht Beschwerden 
von Seite der Stande entstehen können. 

Ich bin zwar nicht der Meinung, dass man in eine Polemik sich 
einlassen solle; diese würde zu nichts führen, da die päbstliche Curie von 
ihren Grundsätzen nicht abgeht; denn in der konsequenten Verfolgung 
ihres sich immer gleich bleibenden Sistems besteht ihre Starke. Allein 
unrichtige Thatsachen, worauf eine Anklage, gegen unsere Regierung 
gegründet werden will, uud ebenso unrichtige Voraussetzungen, von welchen 
der Cardinal in seinom Schreiben ausgeht, dürfen nicht ganz mit Still- 
schweigen übergangen werden, damit sie nicht als eingestanden angesehen 
werden können. Ich will nun einige derselben anführen. 

Der Cardinal sagt: Das ganze Königreich beklage sich , dass das 
Concordat taglich verletzt werde, und dass noch kein einziger Artikel 
desselben treu erfüllt sei. Worin bestehen die Verletzungen? Wer sind 
die Beschwerdeführer? Haben sie sich an die Kegierung gewendet und 
sind ihre Beschwerden , wenn sie gegründet waren , unberücksichtigt ge- 
blieben? Die w<yiigeii Fälle, die angeführt werden, sind beantwortet. 
Wenn das Concordat seither unvollzogen blieb, von welcher Seite entstanden 
die grössten Hindernisse und Schwierigkeiten? 

Dio Deelaration des k. Gesandten wurde desavouirt, weil sie mit der 
ihm gegebenen Instruction nicht übereinstimmte und eine Unwahrheit in 
den Mund des Königs legte, wodurch die Rechtlichkeit und Würde des 
Königs bei Seiner päbstlicheu Heiligkeit und der ganzen baierischen Nation 
coinpromittirt war. Der Desaveu geschah indessen auf die schonendste 
Art und wurde zugleich mit einer Erklärung verbunden, die den Pabst 
und seine Curie hätte beruhigen können. 

Die baierische Constitution soll Artikel enthalten, welche den Lehren 
der katholischen Kirche entgegen sind; insbesondere wird diess von dein 
Religionsedi et behauptet, welches zugleich in mehreren Artikeln mit dem 
Toncordat in Widerspruch stehe. Ich beziehe mich der Kürze halber auf 
die darüber gegebenen früheren Erläuterungen. 

Die Verfassungsurkunde enthält im § 9 in Beziehung auf die Religion 
solche Bestimmungen , welche die Kirchen und Religionen schützen und 
nur das von jeher dem Regenten über die in seinen Staaten eingeführten 
kirchlichen Gesellschaften zustehende Majestätsrecht sichern. Dieses wurde 
ehemals in dein ganz katholischen Baiern ausgeübt und unterliegt keinem 
Widerspruch in dem katholischen Oesterreich. 

Wenn einige Stellen des Edicts dem Concordat zu widersprechen 
scheinen, so entsteht der Widerspruch nur durch die einseitige Auslegung 
einiger Sätze des Concordats im Sinne der Curialisten, nicht aber nach 
Auslegung deutscher Canonisten, wie solche durch eine vieljährige Praxis 
in der deutschen katholischen Kirche in Ausübung gebracht ist. Da mau 
indessen mit dem päbstlicheu Stuhle über gewisse Grundsätze sich nie 
vereinbaren kann, so wurden dieselben in den königlichen Erklärungen aus 
Klugheit umgangen und Euere Königliche Majestät Hessen bei jeder Ver- 
anlassung Seiner päbstlicheu Heiligkeit die Versicherung ertheilen : dass 
Allerhöchstdieselben die Anwendung Irgend eines Gesetzes gegen die aus- 
drücklichen Bestimmungen und den wahren Siuu des Concordats nie zulassen 

8* 
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werden. Warum nuu immer neue Doclarationen, die in den Gesetzen selbst 
enthalten sind? Man lese nur die Verfassungsurkunde in Tit. IV § 9, 
wo es heisst : »Die geistliche Gewalt darf in ihrem eigentlichen Wirkungs- 
kreise nie gehemmt werden und die weltliche Regierung darf in rein 
geistlichen Gegenstanden der Religionslehre und des Gewissens sich 
nicht einmischen.« Die beigefügte Klausel behält die bekannten, in Baiern 
und in den meisten katholischen Staaten ohne Widerspruch zur Ausübuug 
gebrachten Majestätsrechte vor. 

In dem Keligionsedicte im II. Abschnitte Kapitel 2 § 38 u. f. sind 
alle Rechte der Kirchen und Kirchengewalt gewahrt, und im IV. Abschnitte 
Kap. 1 § 50 u. f. sind alle Eingriffo von Seite der weltlichen Behörden 
in die Ausübung der der geistlichen Gewalt zustehenden Rechte streng 
verboten. Diese Grundgesetze geben hinreichenden Schutz und es verräth 
ein die Rechtlichkeit Euerer Königlichen Majestät und Allerhöchstdero 
Landesstellen angreifendes Misstrauen, wenn man sich damit nicht begnügen 
will, und auf allgemeine nicht erwiesene Denunciationen oder auch bei 
einzelnen Handlungen untergeordneter Stellen fortwährend neue Versicher- 
ungen und Erklärungen, auf eine das Ansehen der Regierung herab- 
würdigende Weise verlangt. 

Nach diesen vorausgeschickten Betrachtungen gehe ich nunmehr zu 
den von dem Cardinal Consalvi zur Ausgleichung der augeblichen Irrungen 
vorgeschlagenen Declarationen über. Derselbe verlangt In seinem letzten 
Vorschlage : 

1) dass an den päbstlichen Nuntius im Namen Euerer Königlichen 
Majestät von Allerhöchstdero Staatsminister des Königlichen Hauses und des 
Aeussern folgende Erklärung abgegeben werde: qu'afin d'eviter toute mes- 
intelligence sur Tobjet et la nature du serment ä preter par les catho- 
liques ä la Constitution, ainsi que .pour garantir de toute application 
impropre rexecution du concordat qui en fait partie integrante, sa majestc 
l'a autorisc ä declarer, que le serment ä preter ä la Constitution n'est 
relatif qu'ä ce qui concerne r ordre civil ; que tel est Tengagement qne 
contractent ses sujets en prötant ce serment, sans qu'ils puissent etre 
obliges par cet acte ä rien qui soit contraire aux lois de dieu et de l'eglise, 
et que, dans le cas oü l'edit de religion annexe a la Constitution sc trouvät 
en contradiction avec les stipulations du concordat qui est fait pour regier 
les affaires ecclesiastiques des sujets catholiques de sa majeste* , ce seront 
les dispositions du concordat qu'on devra observer«. 

2) Dass zu gleicher Zeit, als diese öffentlich bekannt zu 
machende Declaration erscheint, Allerhöchst Dero Staatsminister des 
Innern eine ähnliche an die verschiedenen Regierungen in demselben Sinne 
erlasse, damit diesen aller Vorwand, dagegen zu handeln, genominen werde. 

Um Euere Königliche Majestät desto eher zur Abgahe obiger De- 
klaration zu bewegen, wird eine ähnliche von dem französischen Botschafter 
Blacas im Namen des Königs von Frankreich am 15. Juli 1817 abge- 
gebene Declaration dem Schreiben des Herrn Cardinais beigelegt. 

Allein, abgesehen davon, dass die Religionsverhältnisse in Frankreich, 
wo die katholische Religion in der Verfassungs-Urkunde als die herrschende 
erklärt ist, verschieden sind von jenen in Baiern und überhaupt in 



tfrk, Nr. 40 f"30. Miirz 1*201. 



117 



sutschland, wird mit Stillschweigen übergangen, dass, so viel ich mich 
noch erinnern kann, gerade weil man Anstände und Beschwerden dagegen 
bei den französischen Kammern fürchtete , kein Minister diese Deklaration 

unterzeichnen und öffentlich bekannt machen wollte , weswegen sie ohne 

Erfolg blieb, und das Provisorium im vorigen Jahre, ohne dass eine solche 
Deklaration bekannt gemacht worden wäre, abgeschlossen wurde. 

- Euerer Königlichen Majestät Stnutsiniuister und AlhThöehstdero eigene 
Person befinden sich in einer ähnlichen schwierigen Lage; denn es ist 
vorzusehen, dass, sobald die Deklaration, wie sie vorgeschlagen ist, erscheint, 

u.m. hl von Seite des ] > ro tost iuili sehen Ueligioustheils als in der nächsten 
Ständevcrsammlung Beschwerden über Verletzung der Verfassung*- rrkunde 
and einseitige Auslegung der foustitutiönellon Edicte um so mehr erfolgen 
werden, als die mit italienischer Schlauheit vorgeschlagene Deelaration auf 
die llaeffelinische zurückführt und das Edict in der That wieder als cm 
vorzüglich die Protestanten verbindendes Gesetz darstellt. Mau wird sich 
davon überzeugen, wenn man besonders den Schluss der Deelaration genau 
erwägt. Die Pro Lest unten werden desshalb glauben, dass die ihnen gegebenen 
Versicherungen dadurch wenigstens geschwächt und einer willltührliihen 
Anslegtmg Preis gegeben seien. Diese Besorgnisse sind in der That nicht 
nngegründet ; denn muss das Edict in seinen llau]ithe»timmuiigen in Be- 
ziehung auf andere Religionen nacti dem rotieordat in dem Sinne der 
i.rilistlu.lieri t.'urie ausgelegt werden, so sind alle Kirchengesetze sanetionirt, 
und alle Bestimmungen, welche diesen entgegen sind, z. B. über gemischte 
Ehen, Erziehung der Kinder in dieser oder jener Religion, der Uobergnng 
zu einer anderen Religion, Gewissensfreiheit etc. etc. aufgehoben, selbst 
die Majestät* rechte Euerer Königlichen Majestät schwankend und zum Thrill) 
lern ich tet. Man lese nur die beigelegten und die früheren Bemerkungen 
der Nuntiatur. 

Wird in Praxi anders gehandelt, so fangen die »äbstlichen Beschwerden 
fori Neuem an, man wird von Seite Mos Pfthstefi und dej Nuntius die 
königliche Declaration als gebrochen betrachten , die Intriguen einiger 
übelgesinnten Geistlichen werden unterhalten, es entstehen beständige Colli« 
•innen mit den königlichen Stellen , die am Ende nicht mehr wissen , au 

;i- -!" -ich halten sollen, und, was am Schlimmsten ist, die Geistlichen 
erhalten gefährliche Mittel, die Gewissen der Untertassen in beunruhigen 
und den Gehorsam gegen die Gesetze, schminkend zu machen. 

Hiernach wäre an Euere Königliche Majestät der ehrerbietigste Antrag 
zustellen, festzuhalten und auf die Vorschläge des Üardinals Consalvi nicht 
weiter einzugehen, als schon geschehen ist. Allein alsdann ist tn furchten, 
dass die angedrohte Erklärung des Pabates erfolgen "erde . dass dadurch 
Fennhuenngon wenigstens hei einem Theile der katholischen Oeisttichen 
und rjntertliancn zu bürgerlichen l'nruhen gegeben worden, die in dem 
gegenwärtigen Zeitpunkte auf alle Art abzuhalten Bind; Euere Königliche 
Majestät müsslou eine Gegenerklärung erlassen und dann wäre ein öffent- 
licher Bruch mit dem Pnhste wahrscheinlich unvermeidlich — man kennt 
die Beharrlichkeit des jetzigen l'ahstes, der nicht leicht von seinen vor- 
gefaßten Meinungen abzubringen ist. Es ist deshalb ebenso bedenklich, 



es bei dem Pahste auf das Aeusserste ankommen 



i las 



mf die 



118 Urk. Nr. 40* (30. März 1820). 

Declarationen, in der Art, wie sie vorgeschlagen sind, einzugehen. Die 
Unterhandlungen mit dem Cardinal Consalvi möchten deshalb fortzusetzen 
sein und vielleicht findet sich ein Ausweg darin: 

»dass Euerer Königlichen Majestät Staatsminister des Aeussern, Graf 
von Rechberg, welcher das persönliche Zutrauen des Cardinais Consalvi hat, 
diesem klugen Staatsmann die obenbemerkten Schwierigkeiten und nach- 
theiligen Folgen zeige , welche nicht zu vermeiden seien , wenn auf der 
Bekanntmachung der vorgeschlagenen Declarationen in der angegebenen 
Art bestanden werde; dass aber Euere Königliche Majestät keinen Anstand 
nehmen, zur Beseitigung aller Missverstandnisse, unter Beziehung auf 
die gleichfalls oben bezeichneten Stellen der Verfassunga-Urkunde und des 
Edicts in Euerer Königlichen Majestät Namen wiederholt erklären zu lassen, 
dass aus jenen Stellen deutlich und bestimmt hervorgehe, dass der von den 
baierischen Unterthanon auf die Verfassung zu leistende Eid, lediglich ihre 
bürgerlichen Verhältnisse betreffe (n'est relatif qu'ä ce qui concerne r ordre 
civil), und dass sie dadurch zu nichts verbindlich gemacht werden können, 
was den katholischen Glaubenslehren und Kirchensatzungen und den 
Gewissen der Katholiken entgegen sei ; dass in gleichem Sinne das nur die 
äusseren Religionsverhältnisse Eurer Königlichen Majestät Unterthanen 
betreffende Edict zu verstehen sei und nie anders werde vollzogen werden, 
sowie auch Euere Königliche Majestät keine den Bestimmungen und dem 
Sinne des Concordats, welches wie jenes Edict als constitutionelles Gesetz 
zu achten sei , wiedersprechende Anwendung zulassen und darnach säinmt- 
liche königliche Landesstellen wiederholt anweisen lassen werden«. 

Diese Erklärung könnte bei Gelegenheit des päbstlichen Brevo über die 
Execution des Concordats an die Landesstellen erlassen und bei dieser be- 
sonderen Veranlassung durch das Intelligenzblatt publicirt werden. 

Dabei möchte dem Cardinal Consalvi zu eröffnen sein, dass wenn diese 
Erklärung nicht genügend gefunden werde, Euere Königliche Majestät und 
Ihre Staatsminister, wie der Fall bei der Blacas'schen Declaration auch 
in Frankreich war , durch die Verfassung gehindert seien , sich auf ein 
Mehreres einzulassen, ohne ihre Stände darüber vernommen zu haben ; dass 
Euere Königliche Majestät bedauern müssten , in der Weigerung der 
Annahme dieser Erklärung, welche Gewissensbesorgnisse und Eingriffe in 
die coucordatmässigen Rechte der katholischen Kirche vollkommen beseitiget, 
ein Allcrhöchstdieselben tiefkränkendes Misstrauen wahrzunehmen ; dass 
Sie dadurch in die unangenehme Nothwendigkeit würden gesetzt werden, 
durch eine treue öffentliche Darstellung der wahren Verhältnisse der Sache 
zu zeigen, dass die mit dem päbstlichen Stuhle entstandenen Irrungen auf 
unrichtigen Angaben und Behauptungen beruhen und Euere Königliche 
Majestät zur Berichtigung und Ausgleichung derselben alle Mittel erschöpft 
haben ; dass wenn gegen Erwarten von Seiten der geistlichen Gewalt 
Insinuationen oder gar öffentliche Erklärungen gegen die Grundgesetze des 
Reiches und zur Störung der bürgerlichen Ruhe erfolgen sollten , Euere 
Königliche Majestät Sich verpflichtet finden würden, die geeigneten Maass- 
regeln dagegen zu ergreifen. 

Euerer Königlichen Majestät Staatsminister des Aeussern wird dieser 
Erklärung, ohne dass sie an Ernst und Festigkeit verliert, jede Härte zu 
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benehmen , und durch eine geschickte sanfte Wendung Eingang zu ver- 
schaffen und zu bewirken wissen, dass das Gewissen Seiner Heiligkeit 
beruhigt und das beleidigende Misstrauen , dass man das Concordat nicht 
vollziehen wolle, endlich entfernt werde. 

Indem ich mich hiedurch des mir zugekommenen Allerhöchsten Auf- 
trages, soviel die hiesigen Geschäfte, welche in dem gegenwärtigen Augen- 
blicke mich ganz in Anspruch nehmen , gestattet haben , schuldigst ent- 
ledige, so füge ich noch den Wünsch bei, dass der Berathung über diesen 
höchst wichtigen und schwierigen Gegenstand auch ein vertrauter katho- 
lischer Geistlicher, sowie der Präsident des protestantischen Oberconsistoriums 
beigezogen werden und^ von der königlichen Regierung alle Hindernisse, 
welche von ihrer Seite der wirklichen Vollziehung des Concordats entgegen- 
gestanden, so schleunig als möglich gehoben werden mögen. 

Der allerhöchsten Huld mich empfehlend , ersterbe ich in tiefster 
Ehrerbietung 

Wien den 00. März 1820. 

Euerer Königlichen Majestät 

allerunterthftnigst treugehorsamster 

(gez.) Zentner. 
Das Ansinnen des päbstlichen Hofes in 
Heziphung auf den Constitutiomeid und 
die. Vollziehung des Concordat» betr. 
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Noten des Staatsministers des Königlichen Hauses und des Aeusseren 
Aloys Grafen von Rechberg an den Gardinalstaatssecretär Gonsalvl 

vom 30. April 1820. 

K. Staatsministcrium des K. Hauses und des Arusserm. 

Lettre officielle it son eminence monseigneur le cardinal Consalvi. 

Monseignenr l 

Je n'ai pas manque de mettre sous les youx de sa majeste 1p roi le 
rontenn de la lettre dont votre eminence m'a honore en date du 8 Mars. 
Sa majeste a eprouv£ a la fois un sentiment de peine et de regret, en 
voyant qne sa lettre du 12 Decembre dernier n'avait pu produire rhenreux 
effet de tranqullliser le saint pere. Le roi s'en rapporte au temoignage 
qne sa conscience lui donne, d'avoir employe tous les moyens constitn- 
tionnels qui sont a sa disposition, pour parvenir a cet heureux r^sultat, 
j^ul et constant objet de ses voeux. 

Si cette pensee lui apporte quelque consolation , sa majeste n'en est 
pas moins vivement affligfo de voir l'execntion du concordat retardee par 
suite des obstaeles qifeprouve Vinstallation des nouveaiix eveques, dont eile 
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86 promettait les effete les plus efficaces pour le bien de l'eglise catholique. 
En effet cette Organisation solenneile aurait d'abord pour r&ultat imm6diat, 
de mettre fin aux meprises des autorites subalternes, mäprises dont on ferait 
ä tort remonter la faute jusqu'aux chefs de r administ ratio n , tandis qu'ils 
sont toujours empresses de faire droit k chaque reclamation qui a eu Heu 
et de manifester par lä la purete des intentions du gouvernement. 

Quant aux plaintes qui, selon ce qui votre eminence me fait l'honneur 
de me dire, s'elevent dans tout le royaume au sujet des violations jour- 
nalieres du concordat, je puis vous assurer, monseigneur, qu'il n'en est 
absolument rien parvenu par la voie des autorites a la conn&issance du 
gouvernement qui , au contraire , a eu constamment # ä se louer de la con- 
fiance exemplaire avec laquelle la partie catholique des habitante du royaume 
attend le complement des institutions dont F Organisation decoule de Taccom- 
plissement du concordat. 

Je crois pouvoir avancer avec certitude, monseigneur, que nombre de ces 
rwelamations tiennent ä un oubli de forme et ä l'ignorance de la legialation 
civile de la part de beaucoup d'ecclesiastiques. Ces circonstances disparaitront 
des que les rapports entre Tautorite temporelle et l'autorite spirituelle seront 
definitivement fixes, et que les eveques, investis du pouvoir qui leur est assure 
par les transactions passees avec le saint siege, pourront vaquer sans 
entraves aux devoirs importants de leur vocation. Plus ce moment sera 
retarde, plus le mal-aise doit necessairement augmenter dans 1' ordre eccle- 
siastique. Le roi le sent trop vivement, ainsi que son ministere, pour ne 
pas souhaiter avec ardeur de pouvoir bientöt, de concert avec le saint siege, 
mettre la derniere main ä ce qui peut amoner la fin de cet etat de choses. 
Je ne puis rendre ä votre eminence, combien mes voeux personnels 
appellent ce moment desir6 ; mais , monseigneur , nous ne pouvons vous 
dissimilier que , quelque soit le desir qui anime le gouvernement Bavarois, 
de complaire au saint pere, il existe des obstacles, fondes dans le nouvel 
ordre constitutionnel de la monarchie, qui ne permettraient point de donner 
une declaration qui aurait la moindre apparence d'une Interpretation legis- 
lative. C'est donc sur la lettre, sur le texte meme de la Charte constitu- 
tionnelle, que sa majeste croit pouvoir faire donner une declaration qui 
remplirait T inten tion de sa saintete et qui ne sentit point en Opposition 
avec les engagements qui lient le roi par la Constitution. 

Sous ce double point de vue je me felicite, monseigneur, de pouvoir 
vous annoncer que je suis autorise ä la remise d'une declaration dont la 
teneur serait: 

»Que pour ecarter tous les malentendus qui s'etaient eleves ä Toccasion 
de l'execution du concordat, sa majeste ne fait aucune difficultä de charger 
son ministere de declarer, que, d'apres la teneur du titre IV § 9 de la 
Charte constitutionnelle et de l'appendico I] de la dite Charte section 11 
chapitre 2 § 38 et section III chapitre 1 § 50 , il resulte tr&s distinc- 
tement de ces articles fondamentaux , que le serment a preter k la Con- 
stitution par les sujets catholiques de la couronne de Baviere n'est relatif 
qu'a ce qui concerne Tordre civil ; et qu'ils ne sont par lä engages ä rien 
qui soit contraire aux dogmes et aux Statuts de l'eglise catholique ou ä la 
liberte de leur conscieuce«. 
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Nous croyonw, inonseigneur, qu'une teile declaration , cmise pur ordre 
du roi, suflirait pour lerer toutes leg dlffieiiltes. 

8i donc, comme je l'espcre , votre •■minence agnie catta" pmposition. 
je nattenda qu'une occasion quo uiouseigneur le nonce pourra faire nnltre 
par nne communication aualogue, pour avoir l'honneur de liü Mmettn Wtta 
declaration dans uns note oflicielle. 

Nous iivmis esperö quo l'üdit du religion on l'appeudice II de la 
(harte cosserait d'etre im motif d^inquit-tudo pour sn saintete, etatit compris 
dans la formale proposec ci-dessus, qui corrobore les ttBlintircea tron- 
qnillisantes offertes dujä au saint pure par la lettr» de sa majcstt da 
12 DeVembro dornier et par la miaue du 22 du meine mois. — Mais, 
si eontre untre attente il restait encoro a sit sainti-tc qtifdqut's scrnpulea sar 
■•ette loi Constitution n eile, alora le roi se verrait oblig« de reeourir, nprns la 
reponse de votre üininence, aux derniereet limites du pouvuir. pour ajouler 
ä la fonnule prticitüo ce qui suit : 

>Kn outre, qae le concordnt iy«.Bt furce de l»i en Kaviere ansal bini 
quo l'edit de religion ou l'appeudice II de la «karte qui d'ailleurs na 

' rai que les rapports exterieure des habitantB catholiques en Kaviere, 

il doit etre respectii comme loi eonstitutionnolle , et qii'il sera r nj < >i i l l ;i 
toutes les autnritüs du royaura» de se conformor ä ses dispositions«. 

Oes propositiona conciliantes offriront \i votro liminenre tine iuhwIIp 
preuve de l'extromo desir du roi, de diaeiper , par toUB los moyeiis a s» 
dispoaUion, les inquiütudes patenielles de l'auguste chef de l'eglise. 

Quant a la publication de cetto declaration . i'eccasiou la plus nm- 
venable se präsenten pour est iflflt, lorsqu'a l'iintallation des nnuveauv 
eveqaen le bref do sa saintufci concernant l'execution du rourordat. sera 
portü ofliciell erneut ä la connaisaance des jiuturiles. 

II serait iiifiuiuient düplorable pour la Kaviere et pnar l'AllenMtgM 
qua »a saintete mit devoir pcrsister a lVjjard do cette derto.ration Btir des 
■pMriau qui portent l'einprointc des forme» legislatives, l'arr.oque 
dans co cas le roi so verrait obligc , cnnfornie'ineilt ä la Constitution . de 
consulter sur ce sujet les .-tats du royaume, et alors null seulement II s'en 
auivrait uii gratid retard daiis la marclio de la Convention STfte h jnaint 

siege, mais il s'dlcverait ii anquablemeiit des di flimlt.'s sur les pnint* 

los plus importants. Des debat« publir« s'ensuivraient; et lopinln des 
rhambres se purtagorait daas les cliambrcs. Je p/afclUwil d'tumlyser les 
eonsequencea fuimstes dun tel etat du diese«. 

j'ai confianec quo le ciol bonira rintoiventinn de vmre rminene* pour 
Marter la dfetentiem qua sa nlntaU mit projatfift -le la ifain d'autanl. 
BjhM viMmiont, quo, si un tcl acte vouait ii paraitru. il iiwossiterait de la 
iiiri du gouv<>rneai>;iit Dararois und jnatilicatiou publique, et il ne pomrait 
n'-sulter ilo etmjtnicturt's au-si hnii'Hfa.-s qn'uiio serie inoalculable d'inridtatfl 
et de coui|ilii;ati«iis <|« -n n'nurait quo tro|( liou de düplorer de dem cf>te<, 
landis quo lea eimeinia seuls de la religion triompheraient. 

Quant au puiut des eautions pour les dotations, j'attends iueeasammout 
le couiplement des reiLseignements qui nie sont m-reasaires ä cet. ügard ; 
■ leur recH]ition ja nt'aniBtaaBeni da r^puiidre i la doniande de votre 
relative a cet objet 
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Je saisis avec empressement cette occasion, monseigneur, pour renou- 
veler a votre eminence l'hommage de la veneration avec laquelle j'ai 
l'honneur d'etre 

Mnnich le 30 Avril 1820. 

monseigneur 

de votre eminence. 



Lettre confidentielle ä son eminence monseigneur le cardlnal Consalvi. 

Monseigneur ! 

La confiance que votre eminence a bien voulu me temoigner dans 
sa lettre du 8 du mois passe, a seule pu me ranimer ä la vue des graves 
incidents qui, par suite des plus ftichcux malentendus, viendraient menacer 
nos rapports avec le saint siege d'une rupture prochaine. Je crois ne 
pouvoir mieux temoigner ä votre eminence ma reconnaissance pour une 
confiance qui m'est si precieuse qu'en m'empressant de repoildre (antant 
qu'il depend de moi) aux ouvertures qu'elle a bien voulu me faire, avec 
tont l'abandon de la sincerite, et en invoquant cet esprit conciliateur qui 
distingue si glorieusement votre eminence. 

J'ai eu Thonneur de vous adresser aujourd'hui , monseigneur , une 
lettre offizielle qui repond aux points principaux de celle dont vous ra'avez 
lionore ; veuillez agreer que j'ajoute ici quelques eclaircissements con- 
fidentiels. 

Je prie d'abord votre eminence de vouloir bien etre persuadee qu'on 
peut ajouter une foi pleine et entiere ä l'assurance que j'ai l'honneur de 
lui r&terer ici , que c'est la ferme rfoolution du roi d'elever , par nn 
lieureux concert avec le saint siege, l'6glise catholique en Baviere au degre 
d'influence qui convient ä son importance pour le bien des peuples, et que 
sa majeste est bien eloignee de jamais permettre qu'il soit porte la moindre 
atteinte a la liberte* de conscience des catholiques. 

II n'existe bien certainement aucune diffe>ence d'opinion entre la 
couronne de Baviere et le saint sie~ge dans ce qui regarde l'essenee de la 
Constitution de l'eglise catholique en Baviere. D'accord sur le but, nous 
ne differons peut-etre que sur les moyens; et ce serait donc sur ce seul 
point qu'il importerait de s'entendre. 

Pour ce qui regarde la declaration proposeZ par votre eminence, dans 
la vue d'lcarter la difficulte relative au serment constitutionnel des catho- 
liques , j'aime a me flatter qu'elle aura bien voulu dans sa sagesse con- 
ciliante accueillir favorablement le contenu de ma lettre offizielle de ce 
jour, et qu'elle n'aura pas manque d'y remarquer la sollicitude empresse> 
du roi a combiner tous les moyens possibles pour tranquilliser la conscience 
du saint pere. En effet le roi fait declarer que le serment constitutionnel 
a preter par ses sujets catholiques »n'est relatif qu'ä ce qui concerne l'ordre 
civil, et qu'ils ne sont engage\s par la a rien qui soit contraire aux dogmes 
et aux Statuts de Teglise catholique ou a la liberte de leur conscience*. 
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Si l'on eonservait dans la formule <le In declaration toutes les ax- 
nressions proposees par votre eminence , «lies pourraient juter im jour 
delavorable sur le gouvernement du roi , en faisant supposer au public 
qu'une Interpretation authentique etait «levenne micessairo, parceque le 
irou verneinen» n'utait pas d'accord avec llii memo sur les engai-ements 
contrarius par le concordat. Or le roi ne pouvant plus donner d'inter- 
prötation authentique d'uno !oi saus le coneours des chambres, im acte 
i'unrii daiis de tels termes serait iufailliblement cumbattu avec des anriet 
vic.torieuses dans la procluiine Session, taut par les membres protestants eu 
particulier BOtH le rupport de la religion, que par les chambras en genöral 
scma le rapport des formes t raus grosseres dans un ohjet d'interöt public, 
II est an outre indubitable qu'il en räsulterait iino accusation •■■min; \w 
minist res responsable« pour infractiou ä la Charte constitutionnelle. 

En prenuut BD consideration ces egards qu'exigent nos f armes CM* 
stitutionnelles, la profonde punetration de votre eminence lui fera facilement 
econmltre, qu'avec la muilleuru volonte de coinplairo au saint pure, le 
gonvanuman^ »e saurait transgresser les litnites s<i vires qui cirtonsiri vi-nt. 
snii poiivoir. La pnretii de uies sentiments est trop cunnue s votre emilUMiea 
pi>iir que je n'espere pas qu'elle vuudra bien s'en rapportcr ä la sin.-.-rii.'- 
avec luuuelle j'ai l'bonneur de l'assurer , qu'eu olt'raiit de plein gre an 
saint siege la declaration dout ma lettre ullioielle conlient la formule, le 
gOTveraemant B&varols croit avoir epuise tnut ce qni lui restait, de awyww 
pniir tranquilliser sa nutete*. Fasse le ciel que le bnt düsii'e auisM <h 
atteint du nette mauiore ! L'ar , la deularatieii teile qu'elle est deuinuib-o 
etant du ressort du pouvnir legisiatif, eile devrait nücessairemcnt, comme il 
est ilit plus baut, etre snumise a la deliberution des cbanibres; et il esl 
facile de jirüvnir , combien les points les plus delicats des interota de la 
religiös soraient exposes par les attaques poleuiiques d'une discussiun 
publique. On si, contro toutea nos espiiraiices, il arrivait que sa nintotti' 
■ rut dovuir euiettre la declaration quo votre eminence a su arreter' 
jn.-qii'iei, le gouvernement Bavarois so vorrait alors ilaus la triste u< ■■■■■ .1 
de se jnstifier aux yeux des sujets catlioliquos du roi, en faisant cuu&aitra 
■in'il n'a pas .lepeiidu de lui de prüvenir cet uvenement. 

l'n tel etat de cboses ne manquerait pas d'ouvrir im champ libre 
ä l'esprit de parti , dout les attaques multipiiöes tonrueraiout aussi |ieu 
a l'atantuge de la religio» qua celui du gouvenieinent. On vorrait le» 
opiuions H diviser, et l'autorite eivile serait pant-ttre dans le an CMttn 
Bte (oen les plus chers de devoir ompi-dier que les catboüqnea Dt M 
paTtagaassant en partisaiis du saint siege, ut en partisans do la cuustilnt.ion. 
II ne nons rcaterait alors que le regret tardif de n'avoir pas HnulU In 
le la discorda des leur malBSance. Votre eminence connait d'uillenrs 
trop bien la tendaneu de l'esprit public en Alleinagno pii matier* de 
raligiOB pour que j'aie hoäoin de porter son attention sur la DtOBatitt daiu 
laqualle ae trouvent aujonrd'hoi lea gouTarnementa, i'öcaitet tost sa <|ui jteul 
fouruir un aliment dangereiut ä 1'oITervoscence et troubler l'.irdre spirituel, 
a la conscrvatiou duquel so lie si intiinemout le inaintien de l'ardra mil. 

Mais en pesant bien la deelaration propoaüe dans ma lettre ullicii'lle, 
an COUSidernnt toute l'ötellduc &<• l'applicatioa des evpressiims i|o'el|e um- 
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tient, le gouvernement Bavarois croit que la conscience du saint pere s'en 
trouvera tranquillisee. 

La forme d'ane note officielle donnee par ordre du roi etant la plus 
convenable et en meme temps celle qui se rapproche le plus de la propre 
idee de votre eminence, il ne peut s'elever le moindre doute sur sa validite 
inattacable. 

Quant ä la publication de ces dispositions , il n'ochappera pas ä la 
sagacite consommee de votre eminence que, ai le pouvoir executif emettait 
tout ä coup, sans attendre une circonstance convenable, des ordres d'un 
caract&re si important adresses ä toutes les autorites, une mesure aussi 
inattendue et intenipestivo ne manquerait pas d'exciter les esprits ä Tin- 
quietude , et de donner lieu a des interprßtations dangereuses. Votre 
eminence se convaincra par la qu'il est pr£fe>abie d'attendro la circonstance 
solennelle de l'installation dos oveques et de la publication de la bulle papale. 

Je finirai en retra^ant de nouveau ä votre Eminence ma persuasion 
intime que, sans aucun doute, los fausses interpretations du concordat, de 
meme- que les meprises des autorites subalternes , disparaltront egalement, 
des que le concordat et la Constitution de Teglise catholique auront, pour 
ainsi dire, CQmmence' une nouvelle vie aux youx du public par l'organi- 
sation solenneile des nouveaux evöches et l'installation des eveques. Je 
prends d'ailleurs la liberte de me rof6rer pour cet objet a ma lettre officielle. 

Puisse votre eminence voir couronner ses soins en faisant agreer notre 
proposition au saint pere. Vous ajouterez par la, monseigneur, ä tous vos 
merites la gloire d'avoir soutenu et rendu efficaces les moyens d'ecarter les 
dangers qui, dans Thypothöse contraire, menaceraient la religion en Baviere, 
et votre eminence recueillera les benedictions dos fidäles en meme temps 
qu'elle s'acquerera des droits sacrfo sur la reconnaissance des generations 
presentes et futures. 

Je mets personnellcment le plus grand prix , monseigneur, a profiter 
de cette occasion pour me rappeler au souvenir de votre «minence et lui 
renouveler Thommage des sentiments de veneration avec lesqnels j'ai 
Thonneur d'etre 

Munich le 30 Avril 1820. 

monseigneur 
de votre eminence. 



Nr. 42. 

Note des Cardinalstaatssecretärs Gonsalvi an den Staatsminister des 
K. Hanses und des Aeusseren Aloys Grafen von Rechberg vom 

2. August 1820. 

K. Staatsministerium des K. Hauses und des Aeusseren. Original. 

Oonfidentielle. 

Excel lence ! 
Votre excellence a la fin de sa lettre officielle du 30 Avril s'etant 
exprimee que qnant au point de caution pour les dotations eile attendoit 



Dtk. Nr. 12 (3. August 1Ö2U). 



135 



uuossament le curapliinieut des reuseigneinents qui lui etoient i 
4 cet egard, ot qua luur . roception olle s'empresscroit de rcpptndre i ina 
demude relative ,'t cot objet, faj ötti de juur on jonr dans l'attente des* 
lettre qu'elie m'unnoiicait ■ comme prochaiue, pour pouvoir lui faire teuir 
■ümultaiieinuiit mii response aux doux poiuia t|ui faisoient l'objet dt ma 
lettre confidentiello du 8 Mars et des dem lottros de votro excolltmce 
ol'ficiulle et conridentiollo du 30 Avril Mais ayant vu s'äcoolet las trois 
inois do Mai, Jnin et Juilb't »ans quo la. lettre que j'utlendais tue seil 
parva Wie, je nie resous ä ne plus di Hörer pour eotlu raison ma riSp»Hse a 
ses deux lettre.« pn'.eitees rclativeinent au point du la dwlaratiuu ii faire 
au BDJet du sermeut. 

Qnoiquo votre excellence ait pris le part de m'ecrire officicl leinen t eil 
rt : poiise aux ooninimiicatioiis eonfidoutielUs que je lui ai adressees dans 
ma lettre du 8 Mars et d'aceonipagiicr sa reponse ofücielle avec une lettre 
eonödentielle, je crola que n'ayaut pas encore röpondu officiellement aux 
«oiuniunications faites par le gouvernement de sa majeste le 22 Deoembn 
1819, il me faut suivre par los meines raisons la meine marclio que je 
suivis !e 8 Mars, c'est ä dire de lui ecrire de nouvcau conti dentiellemont 
jusqu'a ce quo nous puissions tomber d'accord sur la redaetiou de la 
declaration propusüe. 

Peiuitr« comme vutrc exceilence de la oacesq^ aparter tout <•<; qui 
peilt feuruir im aliineut daugoreux a IVflfirvcsceiice et troubler k'vrdn 
Spiritual si iutimeineut li» avec le uiainlion de Vordre civil, je lui avai* 
fait connoltre dans ma lettre du 8 Mars ce que je eroyais pouvoir eon- 
duire au teruie diisire, de voir los arlairos roligieuses de la Baviero anfinge** 
par l'exi'Cutiiai iidolo du eoncordat et la conscience du saiut perc ainsi 
quo celles des catlioliqnes du royaumc tranquillisues au sujet du oen&eut 
ä preter ä la Constitution. I.es deinandes du saint pere qui ue veut 
aueunoment s'ünmiscer dans le« eboses purement civiles de la Uaviore 
ötaiout si moderües et si fondees que j'aurois cru faire tort ä sa uiajeslü 
et ,i son conseil , si javaig doute un seul instant qu'un put trouvor la 
nioindre difticultö a adopter ce que j'avaia proposü, savoir que sa majeste 
■fit ömano une declaration souvoraine et anthentiqnc qui eilt fait counoitre 
que le serrneut a preter ä la Constitution n'est rolatiT qu'ü ce qui cmicerne 
l'otdra civil, que ceux qui le pretent ne sont par l.i ubligfis a rieti qui 
Miit euntrairo aux loix de diou et de Tegliso, et que le ooncordat nrail 
fxaeteinent nhwerve ot ne rocevrait anenno uttuint de l'udit de religio». 

Votre excellence dit dans sa reponse: >que dans te nouvel <>rdn> 
cimstitutionnel de la monarchie il existe des ohstaclea qui ue perniettent 
point au roi de doutier une dt-claration qui aurait la raoiudrn appareoce 
d'nne Interpretation legislative«. 

Je n'entrerai pas avec votre excellence en discussiou, d le roi peut 
saue blesser la disposition de l'artide deuxiume du titre liuttieiiic dt la 
Constitution emettro la dtielaration quo j'avais proposue a votre UCfltytBCe. 
Si le roi seien l'artiele cite ne peut deinner sans la deliberatimi et l'asseu- 
tiineut des iiaSa du royaume une exjdicBtion autlientique aux loix irob- 
sistentes «qui coucemeiit la libertu des persunnos 00 la propriete dos sujot; 
de l'ötat- , j'oserais deiminder a votro excellence. si la loi qui prBBCrÜ le 
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Hermen t k faire ä la Constitution par cliaquo mombre des etat« generaux, 
ainsi qu'il est arrete ä l'article vingt-cinquieme du titro huiüeme, doit 6tre 
consider^e .coinme une. loi »qui concerne la liberte des personnes ou 1a 
proprictö des sujets« , ou bien comme une loi qui prescrit une formalite ä 
accomplir dans les fonetions de l'assembleo des etats generaux, et si le roi 
se trouve lio par le nouvol ordre constitutionnel ä ne pas pouvoir declarer 
quelle est son intention, lorsque il deniande le serment a la Constitution. 
J'oserais demander encoro ä votre exccllence, si ce n'est une explicatiou 
authentique dornte saus la deliberation et l'assentiment des etats du royanme 
que celle (proposee par votre exccllence) qni declare, quo du texte de la 
Constitution resulte tres distinetement que le serment ä pröter ä la Con- 
stitution par les sujets catholiques de la couronne de Baviere n*est relatif 
qu'a ce qui concerne 1'ordro civil, et qu'ils ne sont par la engages ä rien 
qui soit contraire aux dogmes et aux Statuts de l'eglise catholique ou a 
la liberte de leur conscience. 

Mais puisquo votre exccllence croit que le roi ne pourrait donner la 
declaration dann les termes que j'avais proposes, et qu'il en resulterait une 
aecusation contre les nünistres, je n'insisterai pas qu'elle soit donnee dans 
les dits termes. Mais je dois en möme temps faire connoitre a votre 
excellence avec la francliise qui est propre de mon caractere, que le saint 
pere ne \n urrnit admettre la forum le de declaration dans les termes qui 
ont eto traces dans la lettre officielle de votre exccllence, et je suis sur 
qu'olle en demeurcra convaineue en reftächissant sur les observations que 
jo vais lui exposer. 

D'abord sa sainteto ne pourrait convenir sur l'expose des motifs qui 
ont provoque la declaration. Dans la formule proposee par votre exccllence 
il est dit que sa majesto, pour eearter tous les inalentendus qui s'^taient 
Kleves a l'occasion de Texdcution du concordat, ne fait aueune difficulte de 
charger son ministero d'emettro la declaration. Cos expressions feraient 
croire au public que sa sainteto s'est trompee dans le jugement qu'elle 
a cte dans la necessito de prononcer sur la prestation du serment consti- 
tutionnel, et que ses reclamations contre divers articles de l'edit de religion 
sont mal fondeos, puisquo il ne s'agit que de malcntendus. Dans les Com- 
munications qui out eu lieu a ce sujet de la part du saint siege ayaut 
eto deiuoiitro jiisqu'ä la derniöre evidenco qu'il existe une Opposition mani- 
feste eutre plusieurs dispositions de la Constitution BaYaroise et ses annexes, 
et les prineipos de la religion catholique, aussi bien que entre Tedit de 
religion et les stipulations du concordat, votre excellence sent eile meine 
qu'il n'est pas question de »inalentendus« , mais qu'il s'agit de dissiper 
les inquietudes que les catholiques du royaume ont a de si justes titres au 
sujet du serment a preter ä la Constitution. 

Kn second lieu je prie votre excellence de vouloir bien considerer 
dans sa sagesse que Ton pourrait meine clever des doutes tres graves 
contre l'assertion qu'il resulte trös distinetement du texte des paragrafes 
de la Constitution et de l'edit do religion cites dans la formule de decla- 
ration proposee par votre excellence , quo le serment a pröter a la Con- 
stitution par les sujets catholiques de la couronne de Baviere n'est relatif 
iu'a ce qui concerne l'ordre civil, et qu'il ne sont par lä engages a rieu 
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qui soit contraire aux devoirs sacres qui leur sont imposes par la religion 
qu'ils professent. D'aillours cette citation individuelle des paragrafes de 
la Constitution et de l'edit n'etant pas necessaire, votre excellence conviendra 
qu'il est assez convenable de se rapporter en göuoral aux dispositious de 
la Constitution au lieu de citer les articles ci-dessus uientionnes. 

Sa sainteto ne pourrait consentir non plus k cette phrase »aux dogiries 
et aux Statute de l'eglise« qu'on a substituee aux expressions »aux loix 
de dieu et de l'eglise«, consacrees par l'usage, parce que la loi divine ne 
vient'pas sous la donomination »de dogmes de l'eglise«, et la Substitution 
du mot »Statuts« au inot »loix de Teglise« pourrait donner lieu a croire 
que dans l'Äglise catholique il n'y a des loix vraiment et proprement ditoi>, 
et que Teglise n'a pas le pouvoir de faire des loix dans les objets de sa 
competence. D'ailleurs de deux clioses l'une: si les sujets catholiques du 
royaume de Baviere sont engages par le serment constitutionnel a quelque 
chose qui soit contraire aux loix de dieu et de l'eglise , il est hors de 
doute dans ce cas qu'ils ne peuvent pas le preter; si au contraire ils ne 
sont pas engages par ce serment a rien qui soit contraire aux dites loix, 
on ne doit avoir aueune difiiculte de le dire dans la declaration. 

De meine sa saintete ne pourrait consentir ä ce qu'il soit fait mentiou 
de la liberte de conscience dans une declaration qui regarde la conscience 
des catholiques liees par les loix de dieu et de l'eglise. 

Finalement pour ce qui regarde la derniere partie de la declaration 
relative a l'execution fidele du concordat, il ne peut etre question ni de 
l'appendice II ni de toute autre loi , et si sa majeste le roi de Baviere 
veut (comme eile la declare plusieurs fois) que le concordat soit tidelement 
et scrupuleusement ex^cute, eile ne peut avoir aueune difiiculte' de le dire 
tout 8implement, sans appeler en meme temps ä d'autres loix. 

Yoilä les raisons principales qui empechent le saiut pere de consentir 
ä la doclaration proposee par votre excellence dans les termes precis dans 
lesquels eile se trouve rädigee dans sa lettre. 

Je ne puis pas douter que votre excellence en les pesant dans sa 
sagesse ne les trouve aussi claires que solides, et qu'eu reflechissant snr 
los suites funestes et incalculables qui peuvent deriver des contestations en 
mauere de religion entre l'autol et le trone , eile n'usc de tout le credit 
dont eile jouit a si justo titre aupres de sa majeste, pour l'engager a se 
preter dans sa religion et dans sa loyaute connue a rarrangement d'uno 
affaire quMntcrcsse strictement la conscience du saint pere et teile de sa 
majeste eile memo. Pour atteindre ce but, et pour prouver a votre excellence, 
combien j'ai a coeur d'ecarter tout ce qui pourrait troubler l'union et la 
bonne harmonie, je vais lui proposer confidentiellement une nou volle formule 
de declaration, en m'ecartant lo moins possible de celle de votre excellence, 
et en ne perdant point de vue les observations qu'elle a biou voulu me 
communiquer. 

Voici donc la forniulo de la declaration que votre excellence adrusserait 
au uonce: »Pour dissiper toutes les inquietudes quo les catholiques du 
royaume de Baviere pourroient avoir au sujet du serment prescrit par la 
Constitution, sa majeste declare, quo son but en la donnant n'a pas 6te de 
vouloir gener dans la moindre chose les consciences de ses sujets, et qu'eu 
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consequeuee selon la Constitution meme lo serment ä preter ä eile par leß 
sujets catholiques de la couronne de ßa viere n'est relatif qu'a cc qui con- 
cerne l'ordre civil, et qu'ils ne sont par lä engages a rien qui soit cou- 
traire aux loix de diou oq ä celles de Teglise catholique«. 

»En outre sa majeste* declare, que le concordat ayant force de loi 
de l'etat en Baviere, il doit ötre respocte et execute comme loi constitu- 
tionuollo, et qu'il sera enjoint ä toutes les autorites du royaume de ne 
s'eloigner dans aueuu cas de ses dispositions«. 

Je ne saurois douter que cette formule puisse rencontrer aueune 
difticulte de la part de sa majeste, mais je ne cache pas a votre excellence 
avec cette loyaute et confiance que eile me connoit, et qui ni'est con- 
soillee meme par le desir 'de voir arranger cette affaire, que, si inalbeu- 
reusoment, contre toute attointe, il en füt autremeut, sa saintete, malgre 
son vif desir d'ecarter tout ce qui pourrait donner Heu ä des contestations, 
se verrait dans la nfoessite affligeante de faire entendre sa voix pour 
instruire les fideles , comme ses devoirs le lui imposent , sur un objet 
qui interesse si strictement la religion catholique et les consciencos; et 
quoique le saint pere dans l'accomplissement de ce devoir n'oublierait pas 
cette moderation qui le caracterise, pourtaut votre excellence sent aussi 
bien que moi , combien il serait ä souhaiter que Ton ne sc. trouvät pas 
dans une teile nocessito. 

Pour ce qui regarde le moyen de trouver Toccasiou d'omettre tout 
naturellemeut la dito deelaration, le nonce pourra la fouruir ä votre excellence 
des que nous nous serons eutendu sur la redaction de la deelaration, en 
lui adressaut une uote ä ce sujet ä l'occasion que j'enverrai la reponse 
officielle que je dois a la lettre de votre excellence du 22 Döcombre 1819, 
ou bion lorsque lo nonco lui adressera sa röponse ä la note de votre 
excellence du 25 Novembre relativement aux Rotations. Votre excellence 
en repondant au nonce lui remettrait dans une note la deelaration dont 
nous serons convenus. Quant ä la publication de la dite deelaration de 
la part du gouvornement de sa majeste, il me semble qu'une occasion assez 
convenable pour cet effet se presentorait ä la circonstance de la publication 
de la bulle de circonscription des dioceses. 

Je pric votre excellence de considerer dans sa haute sagesse la nouvelle 
redaction de la deelaration que je lui ai proposee , et je suis persuado 
qu'ollo dans sa loyaute* connuo demourera convaineue qu'il n'existe aueun 
obstacle dans lo nouvel ordre constitutionnel de la monarchio qui puisse 
empecher sa majeste a emettre une teile deelaration, et que le saint pere 
ne pourrait demander moins pour tranquilliser sa conscience a Tegard 
d'uno Constitution, qui (on ne peut pas le meconnaitre) renferme plusieurs 
dispositions contraires aux prineipes de Teglise catholique et aux articles 
du concordat. 

Fasse le ciel quo ce dernier effort que j'ai fait puisse produiro 
Theureux effot que j'on attends. Votre excellence en faisant agr6er ä sa 
majeste la nouvelle formule de deelaration que je viens de proposer aura 
bien merite de l'eglise et de Tetat , et la Baviore lui devra une recou- 
noissance eternelle. 

Je ne saurais teiininer cette lettre saus temoigner ä votre excellence 
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toute ma reconnoissance pour les sentimens extrömement flatteux et obligeants 
qu'elle a eu la bonte de m'exprimer dans ses dernieres lettres. Je la prie 
de croire que je iTambitionne rien plus que de pouvoir donner a sa majeste' 
les preuves les plus positives de mon devouement respectueux, et de temoigner 
ä votre excellence l'attachement que je in'honore de lui professer, et la 
consideration tres distinguee avec laquelle je suis 

Korne ce 2 Aoüt 1820. 

de votre excellence 

(signe) le tres ob&ssant serviteur 
H. Card. Consalvi. 
Monsieur le cointe de Rechberg, mini- 
stre secretaire d'etat de sa majeste le roi 
de Baviere pour les affaires etrangeres 

ä Munich. 



Nr. 43. 

Note des Staatsministers des K. Hauses und des Aeusseren an den 
apostolischen Nnntius vom 15. Mai 1821, die vereinbarte Erklärung 

enthaltend. 

Ä". Staatsministerium des K. Hauses und des Aeusseren. 

Le soussiguo ministre d'etat de.sa majeste le roi de Kaviere, ayant 
le departenient des affaires etrangeres, a Thonneur d'accuser reception de 
la note que son excellence monseigneur l'arclieveque de Nicee, nonce aposto- 
lique, a bien voulu lui adresser le 4 du present mois au sujet de l'exe- 
cution du concordat. 

Sa majeste, dout les voeux les plus chers seront reniplis en voyant 
disparaitre les uuages qui semblaient s'etre eleves , se felicite bien sin- 
cerement, et olle est penetree de reconnaissance envers l'auguste chef de 
Feglise de ce que sa saintete veut bien contribuer a al leger les devoirs 
difficiles attach^s a l'exercice de sa souverainete. 

C'est par un eflfet de ce sentiment que le soussigue est charge 
aujourd'hui de faire connaitre par la präsente a son excellence: que, pour 
ecarter toute lnesintelligonce sur lobjet et la naturo du serment a preter 
par les catholiques du royaume de Kaviere a la Constitution , sa majeste 
declare, que son but en la donnant n'a pas ete de vouloir gener dans la 
nioindre chose les consciences de ses sujets , et qu'en consequence suivant 
la Constitution meine le serment a preter a eile par les sujets catholiques 
de la couronne de Baviere n'est relatif qu'a ce qui concerne l'ordre civil, 
et qu'ils ne seront par la engages a rien qui soit contraire aux lois de 
dien ou a celles de Teglise catlmlique. Kn outre sa majeste declare, que 
le concordat ayant force de loi de l'etat en Kaviere, il doit etre respecte 
et exectito comme loi constitutionnelle , et qu'il sera enjoint a tontes les 
autorites du royaume de se conformer strictement a ses dispositions. 

Sicherer, Staat u. Kirche — Urkunden. 9 
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Cette däclaration royale sera rendue publique avec la bulle de circon- 
scription des dioceses et d'installation des eveques. 

II n'existe plus des lors d'empechement essentiel qui puisse retarder 
encore l'installation des cours ecclesiastiques et des leurs chefs, vu qu'on 
ne saurait presumer que les dätails ulterieurs qui resteront ä regier puissent 
etre de nature a former des points de difficulte* que Ton desire tant d'ecarter 
des deux cötes. 

Le roi, en chargeant le soussigne d'exprimer ä son excellence mon- 
seigneur le nonce tonte la satisfaction qu'il eprouve ä reconnaltre los bons 
soins que son excellence s'est empressee d'apporter a l'etablissement de 
l'harmonie si desirable entre Teglise et l'etat, compte donc maintenant 
avec contiance sur ces memes soins pour la realisation la plus prochaine 
possible des Etablissements promis par le concordat. Le soussigne, penetre 
des esperances consolantes que ces institutions doivent accomplir , en fait 
bommage d'avance a son excellence qui y aura une part bien glorieuse, 
dont eile n'aura assurement qu'a se feliciter tant vis ä vis du saint siege 
apostolique que dans ses rapports dßsormais plus efficaces avec le gouver- 
nement du roi. 

(Test avec un ' bien vif empressement que le soussigne* saisit cette 
circonstance pour renouveler ä son excellence monseigneur le nonce l'hommage 
de sa plus baute conside>ation. 

Munich le 15 May 1821. 

A son excellence monseigneur Tarche- 
veque de Nicee, nonce apostolique. 



Nr. 44. 

Note des apostolischen Nuntius in München an den Staatsminister 

des K. Hanses nnd des Aeusseren vom 31. Dezember 1824, worin auf 

Grund des Concordats die polizeiliche Unterdrückung eines von der 

Congregation des Index verurteilten Buches gefordert wird. 

K. Staatsministeriuni des K. Hauses und des Aeusseren. Original. 

C'est avec peine que le soussigne archeveque de Nicee, nonce apostolique, 
se voit place dans la penible Situation, d'entretenir son excellence monsieur 
le comte de Rechberg, ministre d'ätat de sa majeste* le roi de Bavidre au 
departement de la maison royale et des relations ätrangdres, d'une affaire 
touchant laquelle il doit reclamer la stricte Observation du concordat. 

Le saint siege et la cour royale de Baviöre ont convenu ä Tarticle V 
de ce traite: »qu'etant du devoir des Eveques de veiller au maintien de 
la doctrine et des moeurs, on ne mettra aucun obstacle ä l'exercice de ce 
devoir relativement aux 6coles publiques«, et ä l'article XIII »que, si les 
archeveques et les eveques denonceroient au gouvernement l'impression ou 
Hntroduction de livres dont le contenu etait contraire ä la foi, aux bonnes 
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moeurs ira i I.) disciptine de re^lise, il aura soin d'en empecher la circu- 
latiun par tau les mnyens qui Hüllt ä sa disposition«. 

Eti vertu de ces deux artieles monseigrieur de önwa, <iveque de Wurz- 
bourg, dönonca an inois de Mars de rotte aiinöo an gnu verneinen l de sa 
majeste in livre imprime et public- a Bamberg en 1823 qui porte le titre; 
• Handbuch des katholischen und protestantischen Kirchenrechts», et dont 
l'auteur y'appi-lle Sobald Brendel doctour et professour de l'uuiversitt; 
dir Wurzbourg. 

A peine ce livre apercut-il 1o jour, que iiomlire d'ocrivainw le consurereiil, 
et le lirent connoltre au public eunime hettirodoxe et dangereux ii 1» »wieta. 

Le gouvernement rojal porta un jugement tont ii fait oppoBii a l'avis 
de l'eveque et ä la voix du public. Dann sa reponse ii monseigneur de 
Gross du 6 Mai il assura le prelat, que l'ouvrago ne renferinoit aueune 
propositiou qui fiit, cont.raire ä la foi, ä la diseiplino de l'egliso et am 

bonncs i irs . pniirvu qu'oti veuille le placor liors de eonnexion ou que 

l'nn ne sappliquo noitit ä lui dnnner nue inauvaise interprotation. A l'appui de 
4 reponse il joignit le votum d'un thoologieu auonime, dnnt les prfeMapm 
■■■"Hl marques au meine ooin de l'erreur que com du docteur Brendel. 

Si cett« döclaratioti de la part du gouvernonient royal qui serigea 
juge en matiere de foi et du diseiplino eeel esiastique, et qui crut ä propOfl 
d'opposer ä la Bentorice d'un oveque la simple opinion d'nn thüologien 
, a du parnitre assei >. : trange ä l'eveque de Wurzbourg, s;i nui- 
■ hiitc n'eu a pas 4te mein» prüden te et 'Ii- ne d'un pasteur aussi zele pour 
le Balut de -es ouailles qu'U est attachd ä !a eauae de aou simverain. 
Monseigneur do Gross choreha a constater d'une maniere irrefragable, si le 
livre en qiiostion etoit ou uon contraire & la religinn catbulique et it la 
diseiptine ecci esiastique. A cet effet il s'en appela ä l'oracle du chef 
snpreme de l'eglise. La aainto congregation de l'iudico fut enjointe 
d'eiaminer l'ouvrage du docteur Brendel et, l'ayant juge tel qne l'eveque 
de Wurzbourg l'avoit denonce, ello rendit un decret data du t> Sefte&brfl 
dernier par lequel ello le oondsmne et le naet au rang des livres probibes. 
Le saint pöre a approuvö ce decret et en » ordonne la publication. 

•Aussitüt que monseigneur de Gross vint a connoltre le resultat de 
see domarclies pres du saint siege, i! ue manqua pus au uiois d 'Octobre 
passe de renouveler ses liumbies instantes pres du gouveruement de sa 
majeste , et. d'insister a dornender la euppression d'nn ouvrage que le 
souveraiu pontife avolt condamne, et l'ctoignement de son auteur de la 
place de professeur. 

Mais le miuistere reyal qui , daus l'intervalle qui s'ost passe entre 
l'epoqne de la premiere deuonciation faito par l'Ävequo de Wurzbourg et 
i aecoude requete du 16. Octobre , avait publik moyennant !a feuille de 
la regence du 13 Octobre Nr. 38, que monsieur le professeur Brendel 
donneroit des lecons de droit canonique ä l'univeinite de Wurzbourg pendaut 
l'annee scolastique 1S24/25 , n'a point encore onvoye de reponse ä uion- 
seignetir de Gross , de facon que les remontrances aussi justes que seusees 
du prelat sont restues saus effet et !es dicrets du chef supreme de l'egliae 
prives de leur inflnence salutairo. 

Le nonce apostulique , in forme d'un pfMMJ aussi peu •.-ouforme aux 
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stipulatioas du concordat do Ja part du gouvernement de sa majeste le roi 
de Baviöre, nc peut s'empecher d'en porter plainte aux pieds du tröne de 
sa majeste. II y est oblige par des ordres expres du souverain pontife, 
son auguste inaitre, et par les devoirs de sa mission. 

La suppression de l'ouvrage susdit etant reclamee par les dispositions 
d'un traite quo le roi a declare loi fondainentale de J'etat et que les 
deux chambres out reconuue pour teile , la perversite* do la doctrine y 
exposee £tant prouvee et coustatee par.un decret de condamnation du saint 
pere qui ne sauroit permettre que les priucipes du clerge soient gätes 
ä la source memo , oü il est tenu d'aller puiser son Instruction et la 
connaissance des reglos et des devoirs de son ministere , Tinteret de Teglise 
aussi bien que celui de l'otat oxigeant Teloignoment de tout ce qui peut 
ötre dangereux ä la religion et ä la societe , le soussigne est Charge de 
secondor de son intervention les demarches de Teveque de Wurzbourg et 
de prier sa majeste le roi, qu'il daigne donner les ordres näcessaires afin que 
le livre du docteur Brendel soit supprime et retire du commerce des libraires. 

Apres ce bref expose du fait, et a la suite des raisons legales qui 
le condamnont, on ne peut se refuser de faire remarquer, que de tous les 
scandales qui aient afflige jusqu'ici la religion et la societe , Tautel et le 
tröne , il n'en est pas de plus alarmant par ses suites , et de plus fait 
pour compromettre le salut des ames et attirer sur les nations les cala- 
mites dont nous avons ete les temoins , que l'oubli des justes principes 
et la divulgation de nouvelles doctrines circulant aujourd'hui avec autant 
d'audace que d'impunite. La derniere revolution Francoise, cette oeuvre 
infernale do Timpiete et de la Philosophie, suffiroit a eile seule ä prouver 
de la maniere la plus evidente Tinfluence que la lecture des mauvais livres 
et Tetude d'ouvrages pernicieux exercent sur Tesprit de la jeunesse et 
des peuples, et a quelle fureur effrainee elles sont capables de les pousser, 
si de pareilles secousses, plus ou moins fortes, dont tous les pays, aucun 
exceptö, se sentent, n'en renouveloient ä nos jours la triste expe>ience. 
Divises d'opinions et d'interets, et oppos^s par la trempe de leur esprit 
et de leur caractere, les philosophes et les ecrivains modernes se sont 
reunis dans la meme ambition, celle de tout bouleverser, et par des '▼oies 
diverses ils marchent vers- le meme but, celui de tout corrompre et de tout 
detruire. 11s sapent d'abord la religion par ses fondemens; attaquent 
Teglise et son auguste chef; tournent en ridicule ses c^remonies et sa 
discipline ; nient la divinit6 de son origine et de son pouvoir ; Hatten t 
les princes de la terre par des chimeres et des pre'tendus droits, et finissent 
enfin par accuser d'usurpation et de tirannie ce m§me pouvoir que nagueres 
ils avoient enrichi des depouilles de Tautorite' ecclesiastique. Les universites 
Allemandes, oü ä la place de la religion proscrite qui enseigne, que tout 
autorite vient de dieu, Ton instilloit dans l'esprit de la jeunesse naissante 
et avide de nouveaute les pernicieuses doctrines, qua la souverainete r^sidoit 
pres du peuple , et que la religion n'est qu'un fantöme , invente par les 
pretres pour en imposer aux ignorants, n'ont elles pas g^nere' les Sand 
et les Löhning; et n'est-ce pas dans leur sein qu'elles nourrissoient ces 
menees secretes demagogiques qui visoient ä rien moins qu'a se defaire 
des souverains, apres avoir secoue le joug de la religion. 
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Des gouvernemens vraiment oclaires et sages en couviennent et, avisant 
aux moyens d'ar reter les degäts d'un mal aussi contagieux et d'un torrent 
impetuoux et devastateur, ils ont reconnu la necessite qu'il y a, de baser 
l'instructiou publique sur les principes de la vraie religion, et de rendre 
a celle-ci lo rang distingue qu'elle occupe jusque* pres des nations non 
civilisees. 

Si ces observatioiis historiques n'ont pas echappe a la ponetration 
et a la sagesse du gouvernement Bavarois, le soussigne aime d'en tirer la 
consoquonce que, coinme ce ministere si folaire ne peut pas s'ompöcher de 
les apprecier , il conviendra tout aussi facilement que , pour assurer aux 
trönes leur existence et la stabilito aux etats, il faut absolument rötablir 
la religion et la proteger. Or la süppression de Touvrage du docteur 
Brendel que monseigneur Teveque de Wurzbourg a iterativement demandäe 
et que le nonce apostolique implore de la piete de sa inajeste le roi est 
un acte de protection ; il s'en suit donc que la religion catholique en 
ßaviere ne jouiroit pas des inemes avantages que d'autres pays lui aecordent, 
si le gouvernement royal ne faisoit pas droits aux reclamations de mon- 
seigneur de Gross et du soussigne. 

Mais on ne sauroit supposer cela saus faire tort a la rectitude de ses 
jugemens, et aux sentimens d'equite et de justice qui Falliment. Le nonce 
apostolique au contraire veut croire, et il ose meine esper er, que sa majeste 
voudra bien acquiescer ä la demande que celui-ci a eu l'honneur de lui 
faire de la part de sa saintete. II place en meme temps son entiere con- 
fiance dans les bons Offices de son excellence monsieur le comte de Rechberg, 
et c'est dans cet espoir flattour qu'il a l'honneur de lui offrir Texpression 
reiteree de sa plus haute consideration. 

Munich ce 31 Decembre 1824. 

(signe) F. archeveque de Nicee N. Ap. 

A son excellence monsieur le comte 

de Rechberg, ministre d'etat au depar- 

tement de la maison royale et des 

affaires dtrangeres etc. etc. 



Nr. 45. 

Note des apostolischen Nuntius in München an den Staatsminister 
des K. Hauses und des Aensseren vom 9. März 1825, worin auf Grnnd 
des Goncordats gefordert wird, dass der Verfasser eines von der 
Congregation des Index vemrtheilten Buches seines Lehramts in 

Bayern entsetzt werde. 

K. Staatsministerium des K. Hauses und des Aeusseren. Original. 

Le gouvernement de sa majeste le roi de Baviöre n'ayant point encore 
donne de reponse ä la note que l'archevoque de Nicee, nonce apostolique, 
a eu Thonneur de lui adresser sous la date du 31 Decembre dernier, et 



134 Urk. Nr. 45 (9. MÄrz 1825). 

par laquelle il demandoit au nom et d'apres les ordres expres de son 
auguste maltre, le souverain pontife Leon XII, la suppression de louvrage 
du docteur Brendel, prohibe par le saint siäge, le soussigne* se voit d'autant 
plus oblige de renouveler pres son oxcellence monsieur le comte de Rechberg, 
ministre d'etat au departement de la maison royale et des affaires etran- 
geres, ses plus vives instances pour qu'il soit fait justice ä ses räclamations, 
que des Instructions recemment re^ues de sa saintete lui enjoignent d'appuyer 
aussi les dömarches de monseigneur l'oveque de Wurzbourg relatives ä l'eloi- 
gnement du Dr. Brendel de la place de professeur que celui-ci occupe 
a Tuniversite de Wurzbourg. 

Aussitöt que Teglise et son chef supreme prononce en dernier ressort 
de la verite ou de la faussete d'une doctrine , chaque question doit 
necessairement cesser et chaque doute s'ßvanouir, puisque c'est eile qui, 
investie de Tautorite divine, definit quand le doute häsite , qui condamne 
quand Ther&sie s'egare, qui montre a l'opinion la borne oü eile doit s'arreter, 
et qui termine ainsi les disputes, quand la raison abandonnäe a eile möme 
ne peut que les eterniser. Sans co tribunal supreme il n'y auroit plus rien 
de sacre dans la croyäncc, rien de fixe dans Instruction, ni plus de veritäs 
stables parmi les hommes ; et c'est pour manquer de cette base fundamen- 
tale que toutes les communions separees du sein do cette eglise tombent 
en dissolution, se fondent et se perdent dans l'ocean sans rives des opinions 
humaines, et ne sont plus qu'une ombre d'elles memes. 

Si cette proposition est vraie, et on ne sauroit la nier sans saper la 
religion par ses fondemens, sans renverser TeMifice de notre croyance et 
sans se declarer hors du giron de Teglise, personne n'h&itera de con- 
damner avec le saint siege Toeuvre du Dr. Brendel, et de se dotier de sa 
doctrine, de ses maximes et de ses opinions. 

II est d'ailleurs dans la nature des choses de juger des effets sur la 
cause qui les a produit, ainsi que l'on deduit ordinairement des productions 
d'un pays la bonte de son climat et la fertilite de son sol. Tel est aussi 
le sort des savans et des auteurs. Leurs Berits et leurs productions 
scientifiques sont la boussole, ä laquelle on reconnoit la hauteur de leur 
esprit et leur declinaison du centre de la ve>ite\ Or juger de la con- 
damnation de l'ouvrage du Dr. Brendel sur la faussete' de sa doctrine, et 
de celle-ci sur ses prineipes erronäs, quelle consäquence est plus juste et 
plus naturelle. 

Chaque individu qui a le bonheur d'appartenir a "un pays civilise 
contracte envers' la societ6 dont les loix le protegent les engagements les 
plus sacres d'op^rer, autant que possible, pour le bien de l'e'tat, ou aumoins 
de ne rien faire qui lui nuise ou qui puisse troubler la traiquillitö publique. 
La conservation de Vordre social exige de son cöte" la punition du membre 
qui contreviendroit ä ses loix ou menaceroit son existence par une action 
quelconque. 

Dans tout etat bien ordonne Teducation et Tinstruction de la jeunesse 
ont ete placees au rang des branches les plus importantes de reconomie 
publique. C'est sur elles que repose le sort des etats , et c'est d'elles 
surtout que dependent ou le bonheur ou le malheur des gänlrations. II 
importe donc infiniment ä l'autorit^ de s'oecuper sans cesse et avec un 
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soin assidu pour que Fune et l'autre soient bien dirigees et confiees ä des 
instituteurs aussi eclair£s que pieux, aussi sages que vertuen x ? aussi vrais 
que pruden8, depositaires des principe« conservateurs et des traditions saines. 

Mais, si de l'enseignement de la jeunesse depend le bonheur ou le 
malheur des g&ierations, si le sort des etats repose sur lui, quels degäts 
n'occasionnera, a quelle responsabilite ne s'exposera pas le maltre, l'insti- 
tuteur, le professeur qui, au lieu de pröcher la verite, declaine contre eile, 
au lieu de conduire les disciples le sentier de la vertu , les introduit au 
labyrinthe des passions et des vires , au lieu de les garantir contre le 
poison des mauvais principes, leur offre le venin des erreurs. Cet homme 
par lä meme plus dangereux ä la societe des revolutions de la nature et 
des ravages causes par la peste dont eile pourroit etre frappee, meriteroit- 
il encore une place de confiance? Auroit-il droit aux retributions d'un 
emploi si jaloux? Assurement pas. 

C'est contre un inembre de la societe aussi peu consequent a ses 
engagements, aussi peu fidele a ses sermens que le soussigne nonce aposto- 
lique dresse ses remontrances. Dans un pays catholique, catholique lui 
' meme, prßtre et professeur de droit canon , le docteur Brendel a eu le 
malheur non seuleinent d'embrasser des opinions contraires ä la religion 
qu'il professe et dont il est le ministre , mais de pousser sa tomerite 
jusqu'ä les publier par un ouvrage qui circule parmi les etudians, et oü 
Ton ne sait decider, si les principes y exposes sont plus dangereux ä la 
monarchie, ou moins conformes a la religion et a la discipline de l'eglise 
catholique. 

Suivant le principe conservateur de la societe et celui de la justice,, 
ainsi que par un sentiment inherent aux devoirs sacres de son supreme 
ministere de veiller a ce que le depöt de la foi soit conserve dans son 
integrite, et les loix disciplinaires de l'eglise viennert exactement observ£es 
dans la catholicit6, le saint pere, apres avoir ordonnä la condamnation de 
Toeuvre du Dr. Brendel et en avoir r£clam6 en vertu de l'art. XIII du 
concordat pres de sa majeste le roi de ßaviere la suppression dans ses 
etats, doit ä plus forte raison demander Teloignement de son autenr de la 
place de professeur a Tuniversite de Wurzbourg, que cette demarche ne 
peut ne pas etre regardee pour la consiquence directe et naturelle de sa 
premidre demande. 

Le mal ne dexoule jamais de la lettre morte d'un imprim£, mais des 
principe« par lesquels Töcrivain a su animer sa creation et lui procurer 
des attraits. Et ces principes d'oü tirent-ils leur existence si ce n'est de 
1' Imagination, de 1'esprit, de Tentendement de Tauteur? Aussi longtemps 
donc que le Dr. Brendel continueroit dlnstruire la jeunesse, la suppression 
de son ouvrage, si tonte fois eile a eu lieu, comme ou doit le supposer et 
que Ton espere , se borneroit ä une mesure intermediaire , insuffisante et 
iixapable d'atteindre le vrai but, celui de pr6server les £tudians de la 
rontagion de sa mauvaise doctrine. 

En vain chercheroit-on ici d'excuser Tauteur, moyennant l'argument 
des nos jours assez räpandu que des maximes desavoues par l'eglise en 
autant qu'elle les juge contraires ä son sisteme hierarchique ne derangent 
aucunement requilibre politique d'un etat. La vraie politique est le g£nie 
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du bien ; les premiers el£mens du bien dans un etat sout robfrssauce et la 
Subordination aux loix et aux autorites. Elles cessent d'exister du moment 
que les sujets, maltre ou disciple, s'erigent juges de leurs superieurs; et ils sont 
pouss£s ä le devenir toutes les fois que les connoissanees qu'ils acquierent et 
les principes qu'ils adoptent se trouvent en contradiction manifeste avec ceux que 
leurs chefs deelarent legitimes et ordonnent de suivre. Le gouvernement Bavarois 
ne peut donc pas entendre precher avec indiflförence la d£sob6issance et l*in- 
subordination aux autorites instituees par le divin fondateur de Teglise, ni 
permettre que des jeunes ecclesiastiques , appelös au ministere de l'ensei- 
gnement, commencent des la premiere periode de leur activite ä donner le 
mauvais exemple, et a se familiariser avec des the'ories dont l'application 
est d'autant plus ä craindre qu'elle ne connoit pas de limites. Son interet 
et jusqu'ä sa politique exigent l'eloignement du professeur Brendel de sa 
place. Son honneur l'y engage. Car comment protßger un nomine qui 
s'est compromis vis-a-vis de rAllemagne entiere au point d'attribuor a un 
auteur tres estinie des principes faux auxquels il n'avoit songe et qui, 
provoque par des journaux, n'a pas eu le courage de prouver son assertion, 
ni l'heroisme d'imiter le grand Fenelon, d'avuuer sa faute et son er reu r. Cet ' 
employ6 est trop bläme pour quMl soit de la decence du gouvernement royal 
de le garder comme son fonctionnaire et trop danger eux a l'ßtat pour que 
sa majoste le roi ne remplisse pas les voeux du saint pöre et ne fasse pas 
droit aux reclamations du soussigne nonce apostolique , provoquees par les 
dömarches infructueuses de monseigneur Teveque de Wurzbourg et appuy^es 
aux articles V et XIII du concordat. 

Les exemples nombreux que Ton voit se rßpßter dans les plus puissants . 
£tats du contineut que des professeurs tres estimes au reste ä cause de leurs 
moyens et de leurs connoissanees, mais- dont les maximes ont £te reconnues 
pernicieuses a la siirete" des etats et a la tranquillite publique, ont perdu 
leurs places afln de les empecher de corrompre la jeunesse, ne sauroient etre 
cites ici sans profit, si la Baviere eile meine n'en pouvoit de son cote alleguer 
de semblables. Le gouvernement royal vient d'en donner des exemples tres 
recents qui ont fait eclater les vues bienfaisantes du sisteme d'amelioration 
auquel il vise. Sachant d'ailleurs quelle part acti ve son excellence monsieur le coiute 
de Kechberg a toujours eu ä des mesires aussi sages que politiques, le soussigne se 
flatte, que son excellence voudra bien apprecier dans la pen£tration de son esprit les 
motifs qui Tengagent a insister pres du gouvernement de sa majeste le roi, pour que 
le professeur Brendel soit demis de son emploi et place hors de toute possibilite de 
räpandre impunöment ses mauvaises maximes. La confiance entiere qu'il place 
dans les lumieres etendues, dans les sentimens religieux et dans la Cooperation 
efficace de son excellence l'encourage ä lui en offrir des ä pr£seuj ses remereimens. 

11 saisit aussi cette occasion pour renouveler a son excellence les 
assurances de sa tres haute consideration. 

Munich ce 9 Mars 1825. 

(sign£) F. archeveque de Nicee N. Ap. 

A son excellence monsieur le comte de 

Bechberg, ministre d'ßtat au dßpartement 

de la maison royale et des affaires etran- 

göres etc. etc. Munich. 



